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Die Methoden der französischen Politik bei der 
Erwerbung Tunesiens 
Von Dr. Hans Plehn 


Während der Marokkokrisis wurde vielfach darauf hin- 
gewiesen, daß die Marokkopolitik Frankreichs der Politik nach- 
gebildet schiene, die es früher in der tunesischen Frage an- 
gewandt, und die zur Begründung des französischen Protektorats 
über Tunis geführt hatte. Diesen Eindruck rief namentlich 
die Politik hervor, die Frankreich in Marokko gegenüber den 
Eingeborenen und gegenüber dem einheimischen politischen 
System verfolgte; und diese Politik der Infiltration oder der 
friedlichen Durchdringung erschien so typisch, und den in 
Tunesien angewandten Methoden so genau nachgebildet, daß 
das Wort von der „Tunesifizierung“ Marokkos aufkam. Die 
Geschichte der Erwerbung Tunesiens ist aber in mehr als einer 
Hinsicht interessant. Nicht minder lehrreich als die Art, wie 
Frankreich sozusagen in die Haut des tunesischen Regierungs- 
körpers hineinschlüpfte, ist die diplomatische Technik, mit der 
es seine Ansprüche und Absichten auf Tunis gegenüber den 
übrigen Mächten verwirklichte. Von diesem Gesichtspunkt 
betrachtet, ist die Erwerbung Tunesiens geradezu ein Muster- 
beispiel, wie die moderne Diplomatie das Problem lösen kann, 
einen kolonialen Besitz mit einem Minimum internationaler 
Reibungen zu erwerben. Dabei war die allgemeine Lage, als 
Frankreich sich entschloß nach Tunis zu gehen, gar nicht be- 
sonders günstig; und vielleicht waren es gerade die inneren 
und äußeren Schwierigkeiten, die die französische Regierung 
ins Auge zu fassen hatte, was ihre umsichtige, behutsame und 
geduldige Politik, die dabei doch immer ihr Ziel bestimmt und 
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die zum Schutz herbeieilten, zurück. Durch ihre Stellung in 
Algier kamen die Franzosen in die Lage, in inneren tunesischen 
Angelegenheiten mitzusprechen, „Ratschläge“ zu erteilen und 
Dienste zu erweisen. „Man beginnt mit Freundschaftsdiensten‘“, 
sagt D’Estournelles de Constant in seinem ausgezeichneten Buch, 
„und man endet mit der Okkupation !).““ Derselbe Drang, der 
die Engländer in Indien, und die Russen in Asien ihre Grenzen 
weiter und weiter vorrücken ließ, trieb die Franzosen, nachdem 
sie Algier erobert hatten, nach Tunis, und später nach Marokko. 

Das Ende der tunesischen Unabhängigkeit begann, wie es 
sich bei orientalischen Staaten so häufig wiederholt hat, mit 
der Zerrüttung der Finanzen. Die Berührung mit der abend- 
ländischen Zivilisation wird dem orientalischen Staat verhängnis- 
voll, indem sie zunächst den Herrscher und seine Umgebung in 
die verwirrenden Kreise der kapitalistischen Geldwirtschaft hinein- 
zieht. Wohl ein einzig dastehender Fall ist der des marokkani- 
schen Sultans Mulai Hassan, der im Jahre 1883 eine Anleihe, 
die sein Vater 20 Jahre vorher gemacht hatte, zurückzahlen 
konnte. In Tunis hatte der Bey Achmed, der 1855 starb, trotz 
seiner Verschwendung noch 120 Millionen Frs. zurückgelassen. 
Aber ein Jahrzehnt genügte, um das Land aus verhältnismäßigem 
Wohlstand in bitteres Elend zu stürzen. Die‘ kostspieligen 
Launen von Achmeds Nachfolgern, ihre wahllose Freigebigkeit 
gegen einheimische Günstlinge und europäische Abenteurer 
verschlangen den Schatz und die Einkünfte des Landes; als 
ein paar schlechte Ernten kamen, wurden die Steuern maßlos 
erhöht, und das Volk in den Aufstand getrieben. Die Franzosen, 
denen die Zustände an der algerischen Grenze nicht gleichgültig 
sein konnten, rieten dem Bey zu Reformen, und zwar zu Reformen 
nach europäischem Muster. Tunis erhielt eine Verfassung. Aber 
diese Reformen, die zu den Bedingungen und Bedürfnissen des 
Landes gar zu schlecht paßten, beschleunigten nur den Prozeß 
der Zersetzung. Zugleich begann die Ära der Staatsanleihen. 
Die Minister und Günstlinge des Beys, die keine andere Möglich- 
keit mehr sahen, das Land auszuplündern, griffen eifrig zu 
diesem, neuen Mittel, sich persönlich zu bereichern. Die Anleihen 
wurden zu schamlos wucherischen Bedingungen abgeschlossen. 
Nur wenige Jahre nach der ersten Anleihe war der vollständige 
finanzielle Zusammenbruch da, die Zinsen konnten nicht mehr 


1) D’Estournelles de Constant, La Politique Francaise en Tunisie, 
Paris 1891. 
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bezahlt werden, und im Jahre 1868 wurde eine internationale 
Finanzkommission eingesetzt. 

Um die Mitte des vorigen Jahrhunderts besaß Frankreich 
den ausschlaggebenden Einfluß in Tunis. Sein einziger Gegen- 
spieler war England. Zwischen den beiden Konsuln bestand 
eine scharfe Rivalität, die natürlich auch in einem Kampfe um 
Konzessionen für öffentliche Arbeiten zum Ausdruck kam. 
Allein das englische Kapital zeigte wenig Interesse für Tunis, 
und die meisten der noch nicht sehr zahlreichen Konzessionen 
fielen den Franzosen zu. Der englische Konsul verfolgte die 
Politik, die wieder erwachte türkenfreundliche Stimmung in 
Tunis zu fördern. Nach einer Flottendemonstration, die die 
Mittelmeermächte im Jahre 1864 infolge des tunesischen Auf- 
standes zum Schutze der Europäer unternahmen, appellierte der 
Bey tatsächlich an den Sultan. Er erkannte zunächst in einer 
geheimen Abmachung dessen Herrschaft an, und im Jahre 1871 
proklamierte ein Firman öffentlich die türkische Suzeränität. 
Indes hatten die türkischen Ansprüche, obwohl sie den Fran- 
zosen zeitweise Schwierigkeiten machten, keine internationalen 
Folgen von Bedeutung. 

Ein neuer Gegner entstand den Franzosen in dem geeinten 
Italien. Die Italiener bildeten bei weitem die zahlreichste euro- 
päische Kolonie in der Regentschaft. Schon die ältere Generation 
der italienischen Einheitskämpfer hatte von einem italienischen 
Nordafrika geträumt, und fast unmittelbar nach der Einigung 
des Königreiches begann sich der italienische Einfluß in Tunis 
kräftig geltend zu machen. Der französische Konsul sah sich 
jetzt zwei Gegnern gegenüber; denn der englische und der 
italienische Vertreter hielten zusammen, um dem französischen 
Einfluß das Gleichgewicht zu halten. 

Die französische Politik ging damals noch kaum über das 
Ziel hinaus, den status quo im Sinne eines vorwiegenden fran- 
zösischen Einflusses zu erhalten, aber sie war doch schon damals 
entschlossen, keiner anderen Macht zu gestatten, in Tunis eine 
Vormachtstellung zu erwerben !). Die französische Politik war 
in dieser ganzen Periode niemals auf Tunis konzentriert, und 
auch das Emporsteigen des italienischen Einflusses änderte 
daran vorläufig nichts. Die napoleonische Politik war durch 
das mexikanische Abenteuer, durch die belgische, luxembur- 
gische und deutsche Frage in Anspruch genommen, und Tunis 


1!) Les Preliminaires du Traité du Bardo. (Annales de l’Ecole libre des 
Sciences Politiques. 1893.) S. 397 ff. 
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stand infolgedessen weit im Hintergrund. Der französische 
Einfluß ging in der Regentschaft dementsprechend zurück. Als 
der tunesische Aufstand von 1864 eine Flottendemonstration 
wünschenswert machte, wollte Frankreich diese allein ausführen; 
allein die englische Regierung griff schnell ein, und englische, 
italienische und sogar türkische Schiffe erschienen neben dem 
französischen Geschwader. Die Franzosen fürchteten einen 
Augenblick sogar eine türkische Okkupation. Eine noch emp- 
findlichere Niederlage für die Franzosen war die Einsetzung 
der Finanzkommission von 1868, denn es wurde keine aus- 
schließlich französische Kontrolle geschaffen, die sie erstrebt 
hatten, sondern eine internationale Kontrolle, an der England 
und Italien beteiligt waren. Bald darauf gelang es dem 
italienischen Konsul, mit der Regierung des Bey einen vorteil- 
haften Handelsvertrag abzuschließen. Die Niederlage Frank- 
reichs im Kriege mit Deutschland schwächte seine Stellung 
in Tunis noch mehr. Der englische Konsul erlangte von dem 
Bey eine Konzession zu einer Bahn, die Tunis mit Algier ver- 
binden sollte, so daß diese wichtige Verbindung zwischen beiden 
Ländern für die Franzosen verloren schien. Aber die Aus- 
sichten Frankreichs besserten sich wieder, namentlich dank der 
Energie und Fähigkeit seines neuen Generalkonsuls Roustan. 
Die englische Eisenbahnkonzession verfiel, da die Gesellschaft 
nicht das nötige Baukapital fand; Roustan setzte die Annul- 
lierung der Konzession durch und erhielt eine Konzession für 
eine französische Gesellschaft. Die Franzosen griffen rasch zu; 
binnen wenigen Jahren war die Bahn vollendet, und Roustan 
erreichte weiter den Anschluß dieser tunesischen Bahn an das 
algerische Netz und ihre Übernahme durch eine algerische 
Eisenbahngesellschaft. Schon vorher hatten die Franzosen in 
Tunis eine Postverwaltung und ein Telegraphensystem geschaffen, 
so daß sie über einen großen Teil des Landes, der damals 
Europäern zugänglich war, ein Netz von Beamten und Agenten 
ausgebreitet hatten. Durch ein Gesetz von 1877 übernahm der 
französische Staat die Garantie für die neue tunesische Bahn- 
linie, während die Gesellschaft, die sie erworben hatte, vorher 
nur eine Garantie des Departements von Constantine besessen 
hatte. Das finanzielle Opfer, das der französische Staat damit 
brachte, zeigte deutlich, welche Stellung Frankreich jetzt zu 
Tunis einnehmen wollte. 

Allein die wirkliche Erwerbung von Tunis bildete noch 
kein Programm der französischen Regierung. Es gab noch 
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Das Ziel seiner Mission war, über einen Bündnisvertrag mit Deutsch- 
land zu verhandeln, und entweder mit Hilfe Deutschlands oder 
Englands eine Verschiebung des Gleichgewichts im Adriatischen 
Meer zu verhindern, oder eine Kompensation für Italien zu 
gewinnen!). Bismarck hatte im Sommer in Rom durch Keudell 
die Idee eines Bündnisses anregen lassen, und in Gastein und 
Berlin verständigte sich Crispi mit dem Reichskanzler über die 
Grundlagen einer Allianz. Auch die Frage einer Kompensation 
gegen den zu erwartenden Gebietszuwachs Österreichs wurde 
erörtert. Die Lieblingsidee der meisten italienischen Politiker 
war eine „Grenzregulierung‘‘ gegenüber Österreich. Das war 
nicht diskutabel; die Wiener Presse benutzte die Gelegenheit 
von Crispis Besuch, nachdrücklich zu erklären, daß von einer 
Abtretung österreichischen Gebiets mit italienischer Bevölkerung 
keine Rede sein könnte. Aber sowohl in Berlin als in London 
und Pest bot man Italien die Zustimmung zu einer Gebiets- 
erweiterung auf Kosten der Türkei an. Bismarck empfahl, 
Albanien oder ein anderes türkisches Gebiet an der Adria zu 
okkupieren. Diesen Gedanken lehnte Crispi ab. In London 
riet Lord Derby ebenfalls zur Erwerbung Albaniens, und er 
versprach Crispi, die italienischen Interessen gegen die geplante 
Vergrößerung Österreichs zu unterstützen. In Pest fragte Graf 
Andrassy: „Wollen Sie noch anderen Landbesitz? Sagen Sie 
es; das ist eine Politik, die ich verstehe?).“ 

Crispi hatte Italien zweifellos eine starke diplomatische 
Stellung verschafft. Italien brauchte nur zuzugreifen, um ein 
Bündnis mit Deutschland und eine Entente mit England zu 
haben. Deutschland, England und Österreich-Ungarn hatten 
Crispi ihrer Zustimmung zu einer angemessenen Kompensation 
gegen den österreichischen Gebietszuwachs versichert. Die Voraus- 
setzung dafür war, daß Italien erstens diese Kompensation nicht 
an der österreichischen Grenze suchte, und daß es zweitens 
gegenüber Deutschland und England die Gegenleistung über- 
nahm, ihre Politik zu unterstützen. 

Nun war Crispi kein verantwortlicher Minister, sondern 
Kammerpräsident. Depretis hatte seiner diplomatischen Mission 
vielleicht nur widerwillig zugestimmt, und wenn er Crispi 
im Dezember das Portefeuille des Inneren anvertraute, so 
war er doch entschlossen, jeder „Abenteuerpolitik‘‘ einen 


1) Crispi, Memoiren (deutsche Übersetzung) S.11. Chiala I, 261 ff. 
?) Crispis Memoiren (deutsche Ausgabe) 32, 72, 85, 96. 
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zu können!. Wenn Lord Salisbury, der an Stelle Lord 
Derbys Staatssekretär des Auswärtigen geworden war, im 
Parlament die Richtigkeit von Lord Derbys Angaben bestritt, 
so drehte sich der Streit im wesentlichen doch nur darum, 
ob bereits ein förmlicher Kabinettsbeschluß vorgelegen habe 
oder nicht. Lord Salisbury selbst sagt in einem Schreiben 
an den französischen Minister des Auswärtigen, Waddington, 
worin er die englische Okkupation von Cypern rechtfertigte: 
der englischen Regierung sei „der Rat erteilt worden‘, Agypten 
oder einen Hafen an der syrischen Küste, wie etwa Alex- 
andrette, zu okkupieren?). Und im Oberhause erklärte Lord 
Salisbury am 29. Juli 1878, nach seiner Überzeugung würde 
England niemals dulden, daß Rußland im Euphrat- und 
Tigrisgebiet einen vorherrschenden Einfluß gewänne. Cypern 
wurde, wie Lord Derby in seinen Enthüllungen weiter sagte, 
deshalb für einen geeigneten Punkt für die Okkupation ge- 
halten, weil es die Euphratbahn beherrschen würde. Eine 
Bahn von der syrischen Küste bis zum Euphrat zu bauen, 
war ein altes Projekt des Generals Francis Rawdon Chesney, 
der im Jahre 1857 durch ein Firman des Sultans eine Konzession 
zu dem Bahnbau erhalten hatte? Aber er kam nicht zur 
Ausführung, und als anfangs der siebziger Jahre eine parla- 
mentarische Kommission sich mit dem Projekt eingehender 
beschäftigte, kam sie zu einem ablehnenden Urteil. Aber jetzt 
erregte der Plan, wenigstens vorübergehend, das Interesse der 
Regierung. 

Der Plan der Beaconsfieldschen Politik war also gewesen, 
gemeinsam mit Italien die Okkupation gewisser Stützpunkte im 
östlichen Mittelmeer durchzuführen. Damit läßt sich die These 
nicht gut in Einklang bringen, daß England von vornherein 
Tunis den Franzosen als Kompensation für die Erwerbung von 
Cypern zugedacht hätte. Lord Beaconsfield scheint allerdings 
einmal auch daran gedacht zu haben, Frankreich in seine Kom- 
bination hineinzuziehen. Nach einer Angabe Sir Charles Dilkes 
hatte er im Februar 1878 einen Mittelmeerbund stiften wollen, 
um den Status quo im Mittelmeer zu erhalten. Frankreich, 
Italien und Griechenland sollten angegangen werden, und wenn 
sich ihre Übereinstimmung ergäbe, sollte auch Österreich zum 


') Vgl. Lord Derbys Reden im Oberbaus vom 8. April und 18. Juli 1878. 
2) Brief vom 7. Juli. British and Foreign Statepapers, Bd. 69, S. 1345. 
>) The life of General Chesney, by his wife and danghter. London 1885. 
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ment mit Italien, das sie wünschte, bereits bis in seine Einzel- 
heiten, namentlich auch mit Rücksicht auf die Kompensation, 
die sie Italien zu geben bereit war, durchdacht hatte. Die 
Verhandlungen wurden abgebrochen, bevor sie eigentlich be- 
gonnen hatten. Aber aller Wahrscheinlichkeit nach hätte 
England, wenn Italien auf Derbys Vorschläge eingegangen wäre 
und Tunis als Preis gefordert hätte, sich einem 'solchen Ver- 
langen nicht versagen können. Auf dem Berliner Kongreß — 
aber nachdem England Tunis bereits den Franzosen angeboten 
hatte — sagte Lord Salisbury zu dem italienischen Botschafter 
de Launay: Italien hätte ja auch seinerseits an eine Ausdehnung 
in der Richtung nach Tunis oder Tripolis denken können!). 

Mit Lord Salisburys Einzug in das Foreign Office begann 
alsbald eine weit zielbewußtere und energischere Politik als 
unter Lord Derby. Lord Salisbury verständigte sich mit den 
Mächten über die Grundlagen für die Verhandlungen auf dem 
Berliner Kongreß. Am 30. Mai schloß er ein Abkommen mit 
Rußland, am 6. Juni ein Abkommen mit Österreich, und was 
Deutschland betrifft, so konnte er am 5. Juni dem englischen 
Botschafter in Paris schreiben: „Unsere Beziehungen zu Bismarck 
sind besonders eut" Auch die Frage einer Okkupation im öst- 
lichen Mittelmeer hatte Lord Salisbury weiter verfolgt. Indes 
wünschte er, die Zustimmung des Sultans dazu erreichen, und 
er gab bald nach Beginn seiner Verhandlungen mit Rußland 
dem Botschafter in Konstantinopel die nötigen Instruktionen. 
Jedoch wartete er das Ergebnis der Verhandlungen mit Rußland 
ab; erst als es ganz klar war, daß Rußland nur in Europa, 
aber nicht in Asien zu Konzessionen bereit war, ließ er die 
Verhandlungen mit der Pforte eröffnen, und am 4. Juni wurde 
der englisch-türkische Vertrag unterzeichnet?). 

Der Berliner Kongreß wurde am 13. Juni eröffnet. Die 
Mittelmeerfragen bildeten neben den eigentlichen Problemen, 
die den Kongreß beschäftigten sollten, nur eine Nebensache, 
die ganz außerhalb der offiziellen Verhandlungen blieb. Die 
beiden Mittelmeermächte par excellence, Frankreich und Italien, 
waren politisch in keiner Weise engagiert und befanden sich 
beide in vollständiger Isolierung. Die italienische Regierung 
hatte sich, wie wir gesehen haben, nicht entschließen können, 
die von Crispi angeknüpften Fäden aufzunehmen. Italien ging 


1) Crispi 120 ft. 
"1 Lord Lyons, by Lord Newton, London 1913. I, 140—144. 
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auf den Kongreß, ohne das Bündnis mit Deutschland ab- 
geschlossen zu haben, das es in dem künftigen Dreibund nicht 
zum dritten, sondern zum zweiten Partner gemacht haben 
würde, und ohne sich mit England über seine Interessen im 
Mittelmeer verständigt zu haben. Frankreich seinerseits hatte 
sich erst nach längerem Zögern entschlossen, die Einladung zum 
Kongreß anzunehmen. Aber die französische Regierung er- 
kannte rechtzeitig, welch großen Fehler sie begehen würde, 
wenn sie ihre Enthaltung von der europäischen Politik zu lange 
fortsetzte, und wenn sie auf die Mitentscheidung über die Fragen 
des Orients, wo Frankreich hundertjährige Interessen besaß, 
verzichtete. Gerade der Kongreß bot Frankreich eine vortreff- 
liche Gelegenheit, seinen Wiedereintritt in den Kreis der euro- 
päischen Großmächte zu vollziehen und öffentlich zu bekunden. 
Immerhin beschickte Frankreich den Kongreß mit einer 
gewissen Resignation. An Gebietserweiterungen dachte man 
gar nicht; Frankreich wollte den Kongreß ‚mit freien Händen“ 
besuchen und ‚mit reinen Händen‘ verlassen). 


Die Haltung Frankreichs hatte Lord Salisbury schon 
während seiner Verhandlungen mit Rußland beschäftigt. 
Frankreich war besonders von einer Verschiebung des Gleich- 
gewichts im Mittelmeer und vor einer englischen Okkupation 
Agyptens besorgt, und hatte seine Beschickung des Kongresses 
an die Bedingung geknüpft, daß Agypten, Syrien und die 
heiligen Stätten von den Beratungen ausgeschlossen werden 
müßten. Als nun Lord Salisbury dem englischen Botschafter 
in Paris seinen Plan wegen Cyperns entwickelte, erörterte er 
auch die Stellung Frankreichs. Frankreich, schrieb er, gäbe 
dem Vertrage vom 25. April 1256 keine Folge, und überließe 
es England allein, den Russen in Asien entgegenzutreten. 
Daher könnten die Franzosen auch nichts dagegen sagen, 
wenn England zu diesem Zweck genötigt sei, besondere Maß- 
regeln zu ergreifen. Außerdem habe England ausdrücklich 
den Gedanken einer Okkupation in Syrien aufgegeben, um die 
Franzosen nicht zu verletzen? 


‘) HanotauxlIV, 344ff. — Mouy, Souvenirs et Causeries d'un Diplomate. — 
Jules Ferry, Vorrede zu Rambaud, les affaires de Tunisie 1882 (discours et 
opinions de Jules Ferry par P. Robiquet V, 521 ff. — René Pinon, La 
France et l'Allemagne. 1913. S. 33—86. — Freycinet, Souvenirs. 
1878—93. (Paris 1913.) 8.31 ff. 

”) Lord Lyons H, 183—147. 
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Inmitten dieser Erörterungen kam einmal auch die Rede 
auf Tunis. Am 11. Mai schrieb Lord Salisbury an Lord Lyons, 
der deutsche Botschafter Graf Münster sei bei ihm gewesen 
und habe ihm die Versicherung gegeben, daß das Ziel der 
französischen Wünsche im Mittelmeer Tunis sei. Lord Salisbury 
fragte den Pariser Botschafter, was er darüber dächte, und 
fügte zugleich folgenden wichtigen Satz hinzu: „Das ist 
natürlich eine Erweiterung französischen Besitzes und Ein- 
flusses, die in uns nicht die geringste Eifersucht oder Furcht 
erwecken könnte.“ Lord Lyons erwiderte, ihm sei von solchen 
französischen Wünschen nichts bekannt; und die Frage trat 
vor den großen Entscheidungen zurück, die sich auf dem 
Kongreß vorbereiteten !). 

England hielt den Cypernvertrag mit der Türkei geheim 
und teilte ihn nur Deutschland und Österreich mit?). Erst 
gegen den Schluß des Kongresses setzte Lord Salisbury den 
französischen Bevollmächtigten Waddington von dem Vertrage 
in Kenntnis, und bald darauf sah er sich veranlaßt, ihm als 
Kompensation freie Hand in Tunis anzubieten. 

Von verschiedenen Seiten ist behauptet worden, daß Tunis 
auf dem Berliner Kongreß nicht nur den Franzosen, sondern 
auch den Italienern angeboten worden sei. Noch kurz vor 
dem Kongreß sei dies durch den österreichischen Botschafter 
in Rom geschehen). Auf dem Kongreß selbst, und zwar nach 
der Veröffentlichung des Cypernvertrages, habe der deutsche 
Staatssekretär von Bülow zu dem italienischen Bevollmächtigten 
Grafen Corti gesagt: „Warum verständigen Sie sich nicht mit 
England und nehmen Tunis?“ Worauf Graf Corti erwiderte: 
„Wollen Sie uns denn durchaus mit Frankreich brouillieren ?“ 
Aber diese und ähnliche Berichte stammen entweder aus dritter 
und vierter Hand, oder sind erst zwölf Jahre und länger nach 
dem Berliner Kongreß mitgeteilt worden. Nun sind bei Er- 
innerungen an zurückliegende Ereignisse keine Irrtümer häufiger 
als in den Daten. Es ist durchaus möglich, daß Tunis von 
deutscher und von österreichischer Seite Italien angeboten 
worden ist; aber alle inneren Gründe sprechen entschieden 
dagegen, daß das noch auf dem Berliner Kongreß hätte ge- 


D Lord Lyons II, 139 f. 

?) d'Avril, negociations relatives au traite de Berlin, S. 359. — Hano- 
taux, IV, 878'. 

» Vgl. Chiala II, 108, 111 ff. 
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Unternehmung entschließen konnte, so hatte es einen Vorteil 
für Deutschland, wenn die französische Aktionslust in Afrika 
Beschäftigung fand. Und ist die Vermutung von der Hand 
zu weisen, daß wenn Graf Münster am 11. Mai Lord Salisbury 
auf das Begehren der Franzosen nach Tunis hinwies, wovon 
damals niemand etwas wußte, er es im direkten Auftrag 
Bismarcks tat? Um so hinfälliger mußte die Annahme sein, 
daß Bismarck noch auf dem Kongreß daran denken konnte, 
Tunis den Italienern anzubieten. 

Lord Beaconsfield wollte noch vor Schluß des Kongresses 
nicht nur den Cypernvertrag veröffentlichen, sondern auch von 
der Insel Besitz ergreifen. Das Blaubuch über Cypern kam 
am 8. Juli heraus, und die Besitzergreifung fand am 11. statt. 
Am 16. trafen die englischen Minister in London ein, und Lord 
Beaconsfield sprach bei dem Empfang, der ihm in London be- 
reitet wurde, das bekannte Wort, daß er den „Frieden mit 
Ehren“ mitbrächte. Diese Folge der Daten erklärt die Schleunig- 
keit bei der Veröffentlichung des Blaubuchs und der Besitz- 
ergreifung. Diese sollte noch vor der Rückkehr der Minister 
aus Berlin stattfinden. Es lag im Interesse des Kabinetts und 
der konservativen Partei, den Erfolg der englischen Politik auf 
dem Kongreß im stärksten Lichte zu zeigen, und eine Gebiets- 
erweiterung ist ja stets der augenfälligstte Beweis für einen 
„Frieden mit Ehren“. 

Die bevorstehende Veröffentlichung des Cypernvertrages 
veranlaßte Lord Salisbury, die französischen Bevollmächtigten 
davon zu verständigen. Während die Italiener wie die übrige 
Welt sie erst am 8. Juli erfuhren, teilte er Waddington am 
6. Juli den Inhalt des Vertrages mit. In einem langen Begleit- 
schreiben führte er folgendes aus. Der Vertrag, dessen kon- 
ditionellen Charakter er betonte, wurde notwendig durch den 
Standpunkt, den Rußland damals mit Bezug auf seine Erobe- 
rungen in Armenien einnahm, und durch die völlige Isolierung, 
in der sich England befand. Der englisch -französisch - öster- 
reichische Vertrag von 1856 konnte nicht mehr als in Kraft 
bestehend gelten, da Osterreich bereit war, nur eine gewisse 
Unabhängigkeit der Türkei in Europa wieder herzustellen, und 
da Frankreich durch seine wiederholten Neutralitätserklärungen 
deutlich zu erkennen gegeben hatte, daß es sich zur Erhaltung 
des Vertrages von 1856 nicht in einen Krieg einlassen würde. 
England selbst könne nicht an die Rückeroberung von Kars und 
Ardahan denken, dürfe aber Westasien den Russen nicht ohne 
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Rechte und Ansprüche anderer Mächte, namentlich der Türkei 
und Italiens hin!). 

Auch dies englische Anerbieten überraschte Waddington 
völlig. Erst nach einigem Zögern entschlossen sich die fran- 
zösischen Bevollmächtigten, es nach Paris zu melden und 
seine Annahme zu empfehlen. Am Tage nach der Unterzeich- 
nung des Berliner Vertrages erhielt Waddington auch von 
Bismarck den Rat, Tunis zu nehmen). 

Die Veröffentlichung des Cypernvertrags erregte in Rom 
und Paris die größte Überraschung und Bestürzung. Cairoli 
argwöhnte sofort eine englisch-französische Verständigung über 
Tunis. Aber auch am Quai d’Orsay empfand man den Cypern- 
vertrag als einen schweren Schlag?). Das englische Geschenk 
von Tunis rief in Paris anfangs keine geringe Entrüstung 
hervor. Marschall Mac Mahon geriet in gewaltigen Zorn. Die 
französischen Botschafter wurden telegraphisch angewiesen, 
auf das englische Angebot zu verzichten. Aber bald nach seiner 
Rückkehr nach Paris verstand Waddington, einer anderen 
Auffassung Geltung zu verschaffen 4). 


II. 


Lord Salisburys Zusicherungen waren mündlich und in- 
offizieller Natur gewesen. Es lagen nur private Unterhaltungen 
zwischen den beiden Ministern vor. Waddington ließ sich nun 
angelegen sein, möglichst bald eine schriftliche Bestätigung zu 
erhalten. 

Waddington teilte dem englischen Botschafter seine Absicht 
mit. Vom englischen Standpunkt erschien es erwünscht, daß 
Waddington sein Verlangen nicht in eine zu peremptorische 
Form kleidete. Lord Salisbury schrieb an Lord Lyons, es sei 
in diesem Falle schwer, Frankreich bindende Zusagen zu er- 
teilen, weil sich die Umstände, unter denen die Zusagen eine 
praktische Anwendung finden würden, nicht voraussehen ließen. 
Wenn Frankreich Tunis morgen okkupierte, so würde England 
nicht einmal Vorstellungen dagegen erheben. Aber es sei etwas 
schwierig, ein solches Versprechen öffentlich zu geben, weil 
man vermeiden müsse, den Besitz eines andern ohne dessen 


') Brief Salisburys vom 24. Juli 1878. Lord Lyons II, 158. 
?) Crispis Memoiren 97. 
D Chiala II, 109 f., 118. — Lord Lyons II, 151 ff. 
t) Hanotaux IV, 888—389. 
Zeitschrift für Politik. 7. 9 
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Zustimmung wegzuschenken, und weil es nicht die Sache Eng- 
lands sei, von vornherein ein Urteil über die Erwägungen ab- 
zugeben, die wahrscheinlich Italien darüber vorbringen würde. 
Aber Lord Salisburys Wunsch, daß Waddington nicht allzu 
kategorische Fragen stellen möchte, blieb unerfüllt. Waddington 
lehnte das Ersuchen des Botschafters ab, seiner Depesche eine 
diplomatischere Form zu geben, versprach aber, sie nicht zu 
veröffentlichen !). 

Am 21. Juli, also nur eine Woche nach Schluß des Kongresses, 
sandte Waddington dem französischen Botschafter in London ein 
Resume, das seine inoffizielle Unterredungen mit Lord Salis- 
bury über Agypten, Syrien und die heiligen Stätten wiedergab; 
und in diesem Schreiben äußerte er sich mit beträchtlicher 
Bitterkeit über die britische Okkupation von Cypern?). Er 
beauftragte den Botschafter, eine Abschrift des Briefes Lord 
Salisburys zur vertraulichen Kenntnis zu übermitteln. Das 
war die Einleitung. Wenige Tage darauf, am 26. Juli, sandte 
er dem Botschafter ein zweites Resume über die Unterredungen 
betreffs Tunis, das wiederum Lord Salisbury vertraulich mit- 
geteilt werden sollte. In diesen Briefen nahm Waddington 
Gelegenheit, der englischen Regierung mitzuteilen, welche 
Konsequenzen die französische Politik aus jenen Unterredungen 
zöge?). 

Der englische Bevollmächtigte, schreibt Waddington, hätte 
erklärt, Frankreich keinen Widerstand in Tunis entgegensetzen 
zu wollen. Er überließ es Frankreich allein, nach seinem Er- 
messen den Charakter und die Ausdehnung seiner Beziehungen 
zu dem Bey zu regeln und akzeptierte im voraus alle Konse- 
quenzen, die die weitere Entwicklung der französischen Politik 
für das endgültige Schicksal der tunesischen Politik haben würde. 
„Machen Sie mit Tunis, was Ihnen gut dünkt; England wird 
sich nicht widersetzen und Ihre Entschlüsse respektieren.“ Auf 
diese Eröffnungen habe der französische Minister folgendes 
erwidert: „Der natürliche Gang der Dinge bestimmt, daß Tunis 
eines Tages den afrikanischen Besitz Frankreichs vervollständigen 
wird; und von heute ab werden wir keiner fremden Macht 
erlauben, sich dort festzusetzen, und werden jeden derartigen 


D Lord Lyons II, 154—58. Dies Versprechen wurde von seinem Nach- 
folger nicht gehalten. Der Inhalt der Verabredungen wurde später durch 
Blowitz in den Times mitgeteilt. 

’) British and foreign State papers Bd. 69, S. 1348. 

#) British and foreign State papers. Bd. 73, S. 437. 
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Versuch mit den Waffen zurückweisen.“ Waddington begrüßt 
die Erklärung des englischen Ministers als Unterpfand des 
guten Einverständnisses, das zwischen beiden Völkern herrschen 
sollte. Allerdings würde die französische Regierung unter den 
gegenwärtigen Umständen kaum an eine Annektion pur et simple 
denken; dagegen entspräche es den Tatsachen der Lage, daß das 
französische Protektorat in Tunis in förmlicher Weise anerkannt 
würde, und daß Frankreich volle Freiheit habe, in Tunis seinen 
Einfluß auszudehnen und seine Interessen zu entwickeln, wie es 
ihm am besten schiene, ohne auf rivalisierende Ansprüche zu 
stoßen. 

Lord Salisbury antwortete auf dieses Schreiben in einer 
Depesche an den englischen Botschafter in Paris (7. August). 
Jene Unterredungen auf dem Kongreß, schreibt er, seien Privat- 
gespräche gewesen, wie sie täglich unter den Bevollmächtigten 
stattfanden. Infolgedessen seien sie nicht schriftlich fixiert 
worden, und es sei ihm unmöglich, den Wortlaut der Wadding- 
ton’schen Version zu bestätigen. Aber der Sinn der Gespräche 
sei in der Depesche Waddingtons richtig wiedergegeben. Lord 
Salisbury legt darauf den Standpunkt der englischen Regierung 
dar. England habe das Schlußergebnis der Entwicklung in 
Tunis seit langem als unvermeidlich erkannt und es ohne 
Widerstreben akzeptiert. England habe in jenem Gebiet keine 
speziellen Interessen, die es veranlassen könnte, den legitimen 
und wachsenden französischen Einfluß mit Besorgnis oder Miß- 
trauen zu betrachten. Lord Salisbury fügt hier eine Berich- 
tigung ein, daß er nämlich nicht etwa den baldigen Sturz der 
gegenwärtigen tunesischen Regierung vorausgesagt hätte. Er 
glaube vielmehr, daß sie sich noch eine beträchtliche Zeit 
halten könnte, wenn sie nicht durch einen Stoß von außen 
erschüttert würde. Aber auch ein solches Ereignis, das vielleicht 
noch weit in der Ferne liege, werde die Haltung Englands 
nicht ändern. England werde auch später die natürlichen 
Folgen der französischen Grenznachbarschaft anerkennen, und 
habe seinerseits keine Gegenansprüche zu erheben. Aber jetzt 
macht Lord Salisbury eine Einschränkung. Er sagt, er habe 
eine Lücke in Waddingtons Erinnerungen an die Berliner 
Unterredungen gefunden. Schon in Berlin habe er die Auf- 
merksamkeit Waddingtons auf die Stellung Italiens gelenkt. 
Er kenne die Ansichten der italienischen Regierung nicht genau, 
aber er habe Grund zu der Annahme, daß ihre Aufmerksamkeit 
auf Tunis gerichtet sei. Die englische Regierung habe sich über 
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eine sofortige Unternehmung für völlig inopportun, und diese 
Ansicht vertrat auch der mächtige Gambetta. Die öffentliche 
Meinung in Frankreich schien für eine außereuropäische Unter- 
nehmung noch nicht reif. Die Erinnerungen an den deutschen 
Krieg waren noch zu frisch; die Regierung dürfte nicht wagen 
zu zeigen, daß sie englische und namentlich deutsche Geschenke 
von dem Kongreß mitgebracht hätte. Außerdem soll Gam- 
betta nicht gewünscht haben, daß die Republik ihren ersten 
Erfolg nach 1871 unter der Präsidentschaft MacMahons ge- 
wänne!). 

Der Mahnung Lord Salisburys eingedenk, machte Wad- 
dington einen Anlauf, um sich mit Italien zu arrangieren. Am 
18. August hatte er eine Unterredung mit dem italienischen 
Botschafter. Diesem erklärte er, daß die Tunisfrage noch gar 
nicht auf der Tagesordnung gestanden hätte, und daß sie auch 
nicht einmal in einem flüchtigen Gespräch im Ministerrate er- 
örtert worden sei. (Das entsprach allerdings nicht ganz den 
Tatsachen.) Waddington sagte weiter, „daß wenn infolge der 
Stellung, die den Mittelmeermächten von dem Berliner Kongreß, 
und besonders durch den englisch-türkischen Vertrag eingeräumt 
worden sei, die Notwendigkeit oder das Bedürfnis eintreten 
sollte, im Mittelmeerbecken irgendwelche Vorsichtsmaßregeln 
zum Schutz französischer Interessen zu ergreifen, nichts, absolut 
nichts, ohne ein vorheriges vollständiges Einverständnis mit 
Italien geschehen würde.“ Nach seiner Ansicht, fuhr Wad- 
dington fort, verliere man häufig an Kompaktheit und Stärke, 
was man an Ausdehnung und Fläche gewinne. Schon Algier sei 
ein Hindernis, eine Last, eine Schwäche für Frankreich, und 
er persönlich sei daher gegen eine Erwerbung von Tunis. 
Immerhin könnte eine andere Ansicht zur Geltung kommen. 
„Aber ich gebe Ihnen mein Ehrenwort, daß, solange ich an 
der französischen Regierung mitarbeite, nichts derartiges ver- 
sucht werden, keine Okkupation von Tunis oder einem anderen 
Punkte stattfinden wird, ohne ein gemeinschaftliches Vorgehen 
und ohne vorherige Anerkennung des Rechts für Italien, 
einen anderen Punkt von entsprechender Bedeutung zu okku- 
pieren ?).“ 

Waddington erklärte also mit aller Deutlichkeit, daß Italien 
Anspruch auf eine Kompensation hätte, wenn Frankreich Tunis 


TV d’Estournelles de Constant S. 81. Chiala II, 186. 
”) Chiala II, 134. Crispi 105. 
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okkupierte!), und er deutete im Grunde auch mit genügender 
Klarheit an, daß wenn keine sofortige Aktion Frankreichs in 
Tunis stattfände, sie doch in Zukunft zu erwarten sei. Die 
italienische Regierung hätte sich also ebenso, wie vorher die fran- 
zösische von England, diese Zusage schriftlich geben lassen und 
über die Bedingungen einer Kompensation verhandeln können. 
Tatsächlich hat die italienische Regierung auch darüber beraten 
und. eine Kompensationsforderung in Tripolis ins Auge gefaßt, 
aber nur um sie alsbald zu verwerfen. Der italienische Premier- 
minister schrieb an den auswärtigen Minister Graf Corti: Tri- 
polis sei als Kompensation für eine französische Okkupation 
von Tunis ein unannehmbarer Gedanke. Zu den diplomatischen 
Schwierigkeiten, ein Gebiet zu erwerben, das unter direkter 
türkischer Herrschaft stände, käme die Schwierigkeit einer 
militärischen Eroberung, und schließlich sei Tripolis kein gleich- 
wertiges Kompensationsobjekt. Anderseits sei die Idee eines 
Kriegs mit Frankreich wegen Tunis undiskutierbar. Was Italien 
anstreben müsse, sei die Erhaltung des Status quo in Tunis, 
und da es sich dabei nur um den pflichtmäßigen Schutz italieni- 
scher Interessen handle, müsse Frankreich von den freund- 
schaftlichen Absichten Italiens überzeugt sein ?). 


Die italienische Regierung erkannte nicht, daß sie in Tunis 
selbst das Spiel bereits verloren hatte, und stellte sich jetzt das 
rein negative Ziel, Frankreich an der Erwerbung der Regent- 
schaft zu hindern. Dieses Ziel hoffte sie zu erreichen, indem 
die italienischen Interessen in der Regentschaft so gekräftigt 
würden, daß Frankreich alle etwaigen Okkupationsgedanken 
von selbst aufgeben müßte. Und dabei sollte sich Frankreich 
von den freundschaftlichen Absichten der italienischen Politik 
überzeugt halten! In der Tat begann die italienische Regierung 
jetzt die ganze Energie zu entfalten, die sie zum Schaden ihres 
Landes zur rechten Zeit hatte vermissen lassen. Aber diese 


t) Der Verfasser der französischen offiziösen Darstellnng (les pr&limi- 
naires du traité du Bardo in den Annales de l’école libre des sciences poli- 
tiques 1893 S.402—404) bezweifelt, daß der italienische Botschafter die Unter- 
redung mit Waddington vom 18. August in seiner Depesche an die italienische 
Regierung richtig dargestellt habe; Waddington könne sich nicht so geäußert 
haben. Aber der Verfasser will hier beweisen, daß Italien keinen Anspruch 
auf eine Kompensation habe. Der Aufsatz wurde 1893 veröffentlicht, und 
damals erkannte die französische Regierung einen italienischen Kompensations- 
anspruch längst nicht mehr an. 


?) Chiala II, 137. 
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Politik hatte genau das entgegengesetzte Ergebnis, als Cairoli 
erhofft hatte. Denn sie nötigte Frankreich, den Kampf aufzu- 
nehmen; die Beziehungen zwischen beiden Ländern verschlech- 
terten sich, und als die Italiener eine Reihe ansehnlicher Erfolge 
erzielt hatten, entschloß sich die französische Regierung nach 
langem Zaudern, zur Okkupation von Tunis zu schreiten. 


Die italienische Presse gab den Auftakt zu der neuen 
Politik, indem sie von den historischen Rechten Italiens auf 
Tunis zu sprechen begann. Der Abgeordnete Mussi wurde als 
Konsularvertreter Italiens nach Tunis geschickt. Wie der Korre- 
spondent der „Times“ in Tunis berichtete, forderte Mussi von 
dem Bey die Abtretung Bisertas an Italien, und als der Bey 
diese Zumutung ablehnte, den Ausbau Bisertas zu einem Frei- 
hafen unter gemeinsamer Garantie Englands, Frankreichs und 
Italiens!). Mussis Nachfolger, der Generalkonsul Maccio, ergriff 
die Offensive auf der ganzen Linie. In demonstrativer Weise 
fuhr er auf einem italienischen Kriegsschiff nach Tunis und 
ließ sich von einer Abteilung italienischer Marinesoldaten, die 
er eigens mitgebracht hatte, feierlich auf das Konsulat eskor- 
tieren. Die Aktion Maccios entsprach seinem ersten Auftreten. 
Er bekämpfte die französische Politik, wo er konnte, unter 
anderem durch eine arabische Zeitung, die in Cagliari her- 
gestellt wurde, und er suchte in das französische Monopol im 
Eisenbahn- und Telegraphenwesen Bresche zu legen. Er be- 
mühte sich bei dem Bey um eine Konzession für ein Kabel 
von Sizilien nach Tunis, dessen Betrieb unabhängig von den 
französischen Telegraphenbureaus geleitet werden sollte, und 
um den Erwerb der kurzen, aber wichtigen Eisenbahn von 
Tunis nach dem Hafen Goletta, die der französischen Bahn 
den Zugang zum Meer versperrte. Diese Bahn war in eng- 
lischem Besitz, aber die englische Gesellschaft war geneigt, sie 
zu verkaufen. Eine französische und eine italienische Gesell- 
schaft bewarben sich darum. Die Franzosen schlossen den 
Kauf ab, aber bei dem Vertrag war ein Formfehler vorge- 
kommen, und das Londoner Gericht entschied, daß der Kauf- 
vertrag ungültig wäre. In der darauffolgenden Versteigerung 
fiel die Bahn zu einem übertrieben hohen Preise der italienischen 
Gesellschaft zu, die von ihrer Regierung subventioniert wurde 
— im Widerspruch mit einer bestimmten Zusage, die der fran- 
zösischen Regierung gegeben worden war. Der französische 


!') Broadley, The last Punic war, London 1882, I, 172. 
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presse benutzte geschickt die Erregung über diese Vorfälle, um 
das Publikum in die rechte Stimmung zu versetzen. In diesem 
psychologischen Augenblick forderte die französische Kolonie 
in Tunis — die der Timeskorrespondent sehr sarkastisch 
schildert — in einer Adresse an den Konsul Roustan das Ein- 
greifen der französischen Regierung, um die französischen 
Interessen in Tunis zu schützen. Die Kämpfe mit den Krumirs, 
in denen ein paar französische Soldaten fielen, wurden von der 
Presse in der geeigneten Weise behandelt, und am 8. April 
bewilligte das Parlament den geforderten Kredit von fünf 
Millionen Franken. 

Inzwischen hatte in England ein Regierungswechsel statt- 
gefunden. Als im April 1880 die Liberalen an das Ruder 
kamen, mußte sich die französische Regierung fragen, ob das 
Kabinett Gladstone die Verpflichtungen anerkennen würde, die 
das Kabinett Beaconsfield übernommen hatte. Wir kennen die 
Auffassung Bismarcks, daß ein Regierungswechsel in England 
die Kontinuität seiner auswärtigen Politik leicht aufheben könnte, 
und daß namentlich Gladstone sich durch Entscheidungen seiner 
Vorgänger wahrscheinlich nicht gebunden fühlen würde. Auch 
die französische Regierung hatte Bedenken dieser Art, und der 
Premierminister Freycinet (Dezember 1879 bis September 1880) 
beauftragte den Botschafter in London, das Terrain zu sondieren. 
Lord Granville erkannte die von Lord Salisbury übernommenen 
Verpflichtungen an — wie es in einer offiziösen französischen 
Darstellung heißt: „avec une loyaute d'autant plus certaine que 
sa mauvaise humeur était plus evidente‘!). Lord Granville er- 
klärte dem Botschafter, nach Ansicht der englischen Regierung 
bilde Tunis einen Teil des türkischen Reichs, und England 
besäße kein moralisches oder internationales Recht, darüber zu 
verfügen. Aber die englische Regierung empfinde keine Eifer- 
sucht wegen des Einflusses, den Frankreich über Tunis ausübe 
und voraussichtlich ausüben werde. Lord Granville fügte hinzu: 
was die Stellung beträfe, die Italien in bezug auf Tunis ein- 
nehmen würde, so befände sich die Regierung in derselben 
Lage wie ihre Vorgänger (Depesche vom 17. Juni 1880)?). 

Mit Italien hatte die französische Regierung die fruchtlosen 
Erörterungen fortgesetzt. Am 13. Oktober 1878 gab Waddington 


1) Les préliminaires du traité du Bardo. (Annales de l'école libre des 
sciences politiques 1893), S. 410. 
”) British and Foreign State papers. Bd. 78, S. 441. 
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dem französischen Botschafter in Rom folgende Instruktion für 
den Fall, daß der italienische Minister das Gespräch auf Tunis 
brächte. Frankreich habe Tunis seit langer Zeit als ein Land 
betrachtet, das bestimmt sei, in seine Bahnen hineingezogen 
und seinem Einfluß unterworfen zu werden. Aus vielen Gründen 
habe Frankreich gegenwärtig keinen Wunsch, Tunis zu 
annektieren; allein Frankreich könne keinem anderen Lande 
gestatten, sich in Tunis festzusetzen oder irgend einen Punkt zu 
okkupieren, und es würde sich dem sofort widersetzen. Dieser 
bestimmte Entschluß Frankreichs sei bereits zur Kenntnis 
mehrerer Regierungen gebracht worden und habe keinen 
Widerspruch gefunden!). Italien müsse sich mit dem Gedanken 
vertraut machen, daß es keine Eroberungsträume in Tunis hegen 
könne, ohne einen Konflikt mit Frankreich zu riskieren. 


Die französische Regierung betrachtete es als eine Antwort 
auf diese Eröffnungen, als Italien den streitbaren Konsul 
Maccio nach Tunis sandte. Als der italienische Plan auftauchte, 
die Bahnlinie Tunis—Goletta zu erwerben, instruierte der fran- 
zösische Minister den Botschafter in Rom: Frankreich sei mit 
allen privaten Unternehmungen von Italienern in Tunis ein- 
verstanden, aber die Erwerbung öffentlich-rechtlicher Kon- 
zessionen könne es nicht zulassen®). Im Juli 1880 kam der 
italienische Botschafter in Paris auf die Zusagen zurück, die 
ihm seinerzeit von Waddington gemacht worden waren, daß 
Frankreich den Status quo in Tunis nicht ändern wolle, und 
daß Italien Ansprüche auf eine Kompensation hätte, falls sich 
die Zustände in Tunis dennoch zu ungunsten Italiens ändern 
sollten. Kurz vorher hatte der englische Gerichtshof die strittige 
Bahnlinie der italienischen Gesellschaft zugesprochen; und die 
bittere Stimmung, die infolgedessen in Frankreich herrschte, 
klingt aus der Antwort heraus, die der französische Minister 
dem italienischen Botschafter gab. Er sagte, die Außerungen 
Waddingtons hätten nicht ganz die Tragweite gehabt, die 
der Botschafter ihnen beilegte. Frankreich habe gegenwärtig 
nicht die Absicht, den Status quo in Tunis zu ändern. Falls 
sich aber das eines Tages ändern sollte, so könnte er ganz und 
gar nicht verstehen, wie Frankreich dazu kommen sollte, Italien 
eine Entschädigung einzuräumen. Das einzige, was die fran- 
zösische Regierung tun könnte, sei, die italienische Regierung 


1) Chiala I, 150. (Depesche vom 20. Mai 1880.) 
?) Chiala II, 181. 
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zu versichern, daß sie zu keiner Änderung des Territorial- 
besitzes in Tunis schreiten würde, ohne Italien vorher zu 
verständigen !). 

Damit hob Freycinet faktisch die früheren Zusicherungen 
Waddingtons auf. Waddington hatte gesagt, Frankreich würde 
„keinerlei Vorsichtsmaßregeln im Mittelmeerbecken zum Schutz 
französischer Interessen ergreifen‘, und es würde „keine Okku- 
pation in Tunis oder an einem anderen Punkt vornehmen“, 
ohne sich vorher mit Italien ins Einvernehmen zu setzen, und 
ohne seinen Anspruch auf eine Kompensation anzuerkennen. 
Freycinet gab bloß die Versicherung, daß Frankreich Italien 
vorher verständigen würde, wenn eine „Anderung des Terri- 
torialbesitzes‘‘ in Tunis beabsichtigt würde. Eine solche Ande- 
rung wurde aber gar nicht beabsichtigt. Es zeigte sich also, 
welchen Fehler die italienische Regierung gemacht hatte, daß 
sie nicht unmittelbar nach der Erklärung Waddingtons eine 
schriftliche Bestätigung nachgesucht hatte, die außerdem zu 
einer Klärung der Auffassung über den Status quo in Tunis 
hätte führen müssen. Die Unfähigkeit der italienischen Diplo- 
matie zeigte sich auch darin, daß sie den Unterschied in der 
Formulierung der Zusicherungen Waddingtons und Freycinets 
anscheinend nicht verstand und sich obendrein mit dieser Er- 
klärung Freycinets zufrieden gab. 

Indes hatte Freycinet seine Erklärung vom 12. Juli augen- 
scheinlich ab irato gegeben, im Unmut über die Niederlage, 
die die französische Politik durch den Spruch des englischen 
Gerichts in der Bahnfrage erlitten hatte. Freycinet hatte tat- 
sächlich den Gedanken einer Kompensation für Italien noch 
nicht völlig aufgegeben. Am 25. Juli 1880 sagte er zum ita- 
lienischen Botschafter: „Warum versteifen Sie sich darauf, an 
Tunis zu denken, wo Ihre Konkurrenz eines schönen Tages 
unsere guten Beziehungen stören kann; warum richten Sie Ihr 
Augenmerk nicht auf Tripolis, wo Sie weder mit uns, noch 
mit irgend jemand anders zu streiten hätten.“ Der Botschafter 
erwiderte, daß Italien auf Tripolis ebenso wenig Ansprüche 
mache wie auf Tunis; er verlange, daß beide Regentschaften 
im Status quo erhalten blieben. Tripolis könnte auch nicht 
als Entschädigung betrachtet werden, falls Frankreich eines 
Tages Tunis besetzte, es sei denn, daß Tripolis seine Zugehörig- 


1) Depesche an den französ. Botschafter in Rom vom 12. Juli 1880. 
Chiala II, 194. 
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Italiener verstanden weder die Sprache der französischen noch 
der englischen Diplomatie. Die Vereinbarungen zwischen Lord 
Salisbury und Waddington blieben das Geheimnis weniger 
Menschen, und wenn auch allerhand in die Presse durchsickerte, 
so waren doch die wirklichen Vorgänge und namentlich der 
Wortlaut der Korrespondenz zwischen beiden Staatsmännern 
nicht bekannt. Die italienischen Diplomaten hatten sich in 
die Vorstellung verrannt, daß der Status quo in Tunis, d.h. ein 
Gleichgewicht des italienischen und französischen Einflusses, 
aufrecht erhalten werden könnte, daß Frankreich eine Verschie- 
bung dieses Gleichgewichts nicht wagen, und daß England sie 
nicht dulden würde. Der italienische Botschafter in Paris be- 
richtete seiner Regierung ganz mit Recht über die starken 
Widerstände, die immer noch gegen eine tunesische Aktion in 
Frankreich vorhanden waren. Da nicht alle seine Depeschen 
an die italienische Regierung bekannt sind, so kann man nicht 
beurteilen, ob er etwa übersehen hat, daß daneben eine Gruppe 
von sehr wenigen Personen, deren Einfluß aber im Wachsen 
war, auf die Okkupation hinarbeitete. Jedenfalls hätte sich der 
italienische Ministerpräsident durch die sehr präzisierten Er- 
öffnungen des französischen Botschafters in Rom über die Ab- 
sichten Frankreichs unterrichten lassen können. Aber vielleicht 
war die diplomatische Form, in die der Herzog von Noailles 
diese Eröffnungen einkleidete, für Cairoli zu fein. Crispi meint, 
Gesandtschaftsberichte habe Cairoli überhaupt nicht gelesen. 
Jedenfalls sah Cairoli nur die günstige Seite der Sache, und 
nahm Kenntnis davon, wenn Gambetta sich zu Madame Adam 
freundlich über Italien äußerte, oder wenn Präsident Grevy 
bemerkte, daß der Streit um Tunis nicht den Wert einer 
Fünfcentimes-Zigarre hätte. Noch in Crispis Memoiren findet 
sich die Anschauung, daß Frankreich alle Versprechungen, 
die Waddington, Freycinet und Barthelemy St. Hilaire dem 
italienischen Botschafter gemacht hatten, der Reihe nach ge- 
brochen, und daß Cairolis naives Vertrauen mißbraucht worden 
seit). Diese Auffassung hält einer objektiven Kritik kaum stand. 
Allerdings hielt sich Ferry durch Zusagen seiner Vorgänger 
nicht gebunden und weihte die italienische Regierung nicht in 
seine Pläne enz Das wäre unter den derzeitigen Umständen 
eine Unmöglichkeit gewesen. Aber Ferry war doch berechtigt 


') Crispi, Memoiren 112. 
?) C. de Freycinet, Souvenirs 1878—93. (Paris 1913.) S. 169. 
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Kolonialreichs.. Zugleich datiert aber von ihr ein neuer Geist 
in der französischen Kolonialpolitik. Man bricht zwar noch 
nicht mit dem Schematismus und der doktrinären Behandlung 
kolonialer Fragen nach allgemeinen, abstrakten Grundsätzen, 
aber man beginnt neue empirische und spezialisierende Methoden 
zu schaffen, die den konkreten Bedingungen und Bedürfnissen 
einer bestimmten Kolonie Rechnung tragen. 

Bei dem Protektorat, das in Tunis errichtet wurde, nahm 
man das algerische System in keiner Weise zum Vorbilde. 
Allerdings waren die Verhältnisse in den beiden ehemaligen 
Regentschaften wesentlich verschieden; aber es war gerade der 
Fehler der früheren französischen Kolonialpolitik gewesen, auf 
solche Verschiedenheiten keine Rücksicht zu nehmen. Algier 
war erobert und annektiert worden; der Dey war abge- 
setzt, die arabische Regierung beseitigt und durch eine fran- 
zösische ersetzt worden. In den ersten Jahren hatten die 
Franzosen daran gedacht, wenigstens in gewissen Teilen 
von Algier eine einheimische Regierung zu begründen. Sie 
hatten mit Mehemed Ali von Agypten und mit tunesischen 
Prinzen verhandelt, und schließlich mit Abdel Kader einen 
Vertrag geschlossen, der ihn halb zum Vasallen, halb zum 
Verbündeten Frankreichs machen sollte. Aber die Ereignisse 
führten zu neuen Kämpfen mit Abdel Kader, und allmählich 
und unter großen Opfern zur völligen Eroberung und militäri- 
schen Unterwerfung des Landes. Nachdem der primitive Ver- 
waltungsorganismus, den die Franzosen vorgefunden hatten, 
durch die Absetzung des Deys ihrer Spitze beraubt war, zwang 
die logische Notwendigkeit, einen französischen Verwaltungs- 
apparat zu schaffen, und soweit man sich dabei der Eingeborenen 
bediente, so war ihre Amtsgewalt stets von der französischen 
Herrschaft abgeleitet. Ferner hatten die Franzosen, als sie 
nach Algier gingen, noch keine Erfahrung in der Regierung 
eines mohammedanischen Landes. Die französische Wissen- 
schaft wandte sich erst spät der Erforschung des Islam zu, 
und noch länger dauerte es, bis sie die rein akademischen Ziele 
verließ und sich in den Dienst der Kolonialpolitik stellte. Über- 
haupt begannen die Franzosen erst nach einigen Jahrzehnten 
zu lernen, daß die Berührung der europäischen Zivilisation mit 
fremden Rassen und Kulturen neue kolonialpolitische Probleme 
und Aufgaben stellt. 

Die französische Politik hat in Algier eine ganze Reihe 
verschiedener und widerspruchsvoller Phasen durchlaufen. Sie 
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fördern“. Und als die Zeit kam, wo die Franzosen ihre Pläne 
für die Aktion in Marokko gestalteten, war ihr Vorbild nicht 
das algerische, sondern das tunesische System !). 

Der Plan für die Politik, die in Tunis verfolgt werden 
sollte, stand in seinen Grundzügen lange fest, ehe die Expe- 
dition beschlossen wurde. Frankreich hat, wie Jules Ferry 
später gesagt hat, in Tunis ein politisches Werk geschaffen, 
das klar entworfen und mit Geduld ausgeführt war und das 
in der französischen Kolonialgeschichte absolut originell dasteht?). 
Es stand den maßgebenden Persönlichkeiten von vornherein 
fest, daß eine Annexion mit all ihren Schwierigkeiten vermieden 
werden müßte. Militärische, politische, wirtschaftliche und 
völkerrechtliche Gründe, Rücksichten auf die innerpolitische 
Lage in Frankreich, auf die Haltung Englands und auf die 
Zustände in Tunis selbst, machten dies dringend erforderlich. 

Die parlamentarische Lage, in der sich die französische 
Regierung befand, war prekär. Man stand vor den Wahlen. 
Die Unternehmung sollte möglichst wenig kosten, möglichst 
schnell und mit möglichst wenig Truppen durchgeführt werden. 
Der öffentlichen Meinung durfte — ein Jahrzehnt nach dem 
deutschen Kriege — die Entsendung eines größeren Heeres 
außer Landes nicht zugemutet werden; und man erinnerte sich 
wohl, daß Algier noch fast 30 Jahre nach dem Beginn des 
Eroberungskrieges eine Okkupationsmacht von 100000 Mann 
erfordert hatte. Die Erhaltung der vorhandenen tunesischen 
Regierung ersparte den Franzosen, wie Kardinal Lavigerie oft 
betont hat, einen Religionskrieg mit den Arabern. Sie ersparte 
ihnen auch die gewaltigen Kosten einer rein französischen 
Verwaltung; kostete doch Algier in den achtziger Jahren einen 
indirekten jährlichen Zuschuß von mehr als 70 Millionen Frs. 
Eine Eroberung und Annexion von Tunis hätte ferner nicht 
nur der Regierung des Beys ein Ende gemacht, sondern auch 
die Rechtskraft der Verträge aufgehoben, die Tunis mit fremden 
Staaten geschlossen hatte. Gerade das durfte man England 
gegenüber nicht wagen. Im Gegenteil, die französische Regierung 
war entschlossen, jene früheren Verträge selbst zu garantieren. 
Ferry war mit den übrigen französischen Staatsmännern darüber 


') Vgl. Paul Leroy-Beaulieu, l’Algerie et la Tunisie, 2. Aufl., Paris 
1897. — Derselbe, de la colonisation chez les peuples modernes, 6. Aufl., Bd. I, 
Paris 1908. — A. Rambaud, la France coloniale, 6. Aufl., Paris 1893. — 
Henri Lorin, la France puissance coloniale, Paris 1906. 

?) Discours et opinions de Jules Ferry (par Robiquet), V. 527. 
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einig, daß eine solche Bestimmung in den Vertrag mit dem 
Bey aufgenommen werden müßte!). Alles sprach also dafür, 
daß die Regierung des Bey erhalten bleiben mußte. 

Die französische Tunispolitik von 1881 unterscheidet sich 
von dem algerischen Unternehmen und auch von der früheren 
Tunispolitik dadurch, daß sie ihr Ziel klar ins Auge gefaßt 
hatte und konsequent verfolgte, ohne sich durch andere politi- 
sche Pläne ablenken zu lassen. Diplomatisch war die Aktion 
gut vorbereitet. Der gefährlichste Rivale, England, hatte seine 
prinzipielle Einwilligung erteilt. Von dem isolierten Italien war 
nichts zu befürchten, Deutschland hatte seine Zustimmung ge- 
geben. Die Hauptfrage war, wie weit sich Frankreich auf 
jene prinzipiellen Erklärungen Englands verlassen konnte. Lord 
Granville hatte, als er die Verpflichtung von 1878 anerkannte, 
seine üble Laune kaum verhehlt. Je näher die Franzosen 
ihrem Ziele rückten, desto mehr Eifersucht und Mißstimmung 
zeigte sich in England. Es bedurfte also einer vorsichtigen 
und behutsamen Politik, um an den Klippen eines etwaigen eng- 
lischen Widerstandes geschickt vorbeizusteuern. Die französische 
Politik begnügte sich daher mit der Erwerbung der allernot- 
dürftigsten Rechte, die ihr die Schutzherrschaft über Tunis 
sicherten, und die sich mit großer Wahrscheinlichkeit reali- 
sieren ließen. Heikle Prinzipienfragen schob man hinaus, bis 
sich ein günstigerer Augenblick für ihre Lösung finden würde. 
Gambetta hatte die Formel aufgestellt: „serier les problömes“‘. 
Demgemäß behandelt man jeden einzelnen diplomatischen 
Punkt als ein selbständiges und isoliertes Problem. Man geht 
Schritt für Schritt vor, und wenn der Erfolg in dem einzelnen 
Fall auch gering ist, so ist man doch einen Punkt weiter gekommen 
und hat einen Vorsprung gewonnen, von dem man die nächste 
Frage in Angriff nehmen kann. Man verspeist die Artischocke 
Blatt für Blatt. Man begnügt sich zunächst mit einem Mindest- 
maß von Forderungen und überläßt die Erwerbung weiterer 
Rechte der Zukunft, in der sicheren Erwartung, daß die innere 
Logik der Tatsachen dazu verhelfen wird, das Ziel zu erreichen, 
wenn die Diplomatie die Umstände geschickt zu benutzen weiß. 

Der öffentlichen Meinung in England war die französische 
Aktion sehr zuwider. Ein Rechtsstreit über einen großen Land- 
besitz in Tunis, der zwischen einem englischen Schutzuntertan, 
Yussuf Levy, und einer französischen Gesellschaft geführt 


1) Discours et opinions de Jules Ferry, V, 532. 
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wurde, hatte von neuem die Aufmerksamkeit auf Tunis gelenkt 
und eine gewisse Erregung hervorgerufen. Diese steigerte sich, 
als der französische Feldzug zu einer Flottendemonstration vor 
Biserta führte. Die Okkupation eines Seehafens durch eine 
fremde Macht regt die öffentliche Meinung in England stets 
auf; in der Presse und im Parlament wurde die Bedeutung 
des Hafens und die Nachteile, die seine Besetzung für die 
englische Seeherrschaft haben würden, lebhaft erörtert, und 
Lord Granville interpellierte die französische Regierung. 

Lord Granville machte Gladstone gegenüber aus seiner 
Verstimmung keinen Hehl. Kurz bevor die französischen 
Truppen die tunesische Grenze überschritten, schrieb er an 
den Premierminister: „Mit Frankreich wegen Tunis einen Krieg 
zu riskieren, wäre entsetzlich. Aber die Franzosen würden es 
sich zweimal überlegen, ehe sie Schritte unternähmen, die ihnen 
England, Italien und die Araber auf den Hals bringen würden. 
Eine Warnung brauchte England nicht zu kompromittieren, 
während sie auf Frankreich eine mäßigende Wirkung haben 
würde.“ Aber Lord Granville kam nicht über die englische 
Okkupation Cyperns hinweg. Auch Gladstone wies in seiner 
Antwort auf die Okkupation Cyperns hin und auf die, wie er 
sagte, immer noch nicht recht aufgeklärten Versicherungen 
Salisburys, „die uns meiner Ansicht nach binden!)“. 

Die französische Regierung ihrerseits traute der Haltung 
Englands nicht recht, und außerdem hatte sie die Opposition 
in dem eigenen Parlament zu fürchten. Aus beiden Gründen 
machte der neue französische Minister des Auswärtigen, Bar- 
thelemy St. Hilaire, in den Erklärungen, die er der Kammer 
und dem Auslande über die Absichten der Regierung gab, 
einen sehr weitgehenden Gebrauch von der Dehnbarkeit der 
diplomatischen Sprache. Er wiederholte unermüdlich, daß 
keine Annexion beabsichtigt würde und er leugnete einmal 
sogar die Absicht eines Protektorats. Dem englischen Bot- 
schafter erklärte er am 6. April: die Truppen würden auf der 
französischen Seite der Grenze aufmarschieren und die fran- 
zösische Grenze nicht ohne Not überschreiten; aber sie würden 
dazu ermächtigt werden, wenn die militärischen Operationen 
es erforderten. In diesem Falle würde der Bey benachrichtigt 
werden. Der französische Minister — so berichtet der eng- 
lische Botschafter — sprach von den Operationen, als wenn 


1!) Lord Fitzmaurice, Life of Lord Granville II, 234—236. 
3* 
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sie auf das Grenzgebiet und auf die Züchtigung der wilden 
Grenzstämme beschränkt bleiben sollten. Aber dann wies er 
auf die allgemeinen Beschwerden Frankreichs gegen den Bey 
hin; er sprach die Hoffnung aus, der Bey werde bald zu Sinnen 
kommen und einsehen, wie unpolitisch es sei, wenn er die 
französischen Interessen unbillig behandle. Der französische 
Einfluß müsse in Tunis vorherrschen, und die französischen 
Unternehmungen müßten fair play haben und naturgemäß an 
erster Stelle stehen). 

Später, als die militärischen Operationen fortschritten, sprach 
Barthélemy St. Hilaire von den „Garantien“, die Frankreich 
von dem Bey verlangen müßte. Im übrigen unterließ er, wenn 
er mit England verhandelte, nie, seiner Genugtuung über die 
vorzüglichen Beziehungen zwischen England und Frankreich 
lebhaften Ausdruck zu geben und Lord Granville seinen Dank 
für dessen außerordentlich befriedigende Erklärungen auszu- 
sprechen. Aus den Noten Lord Granvilles klingt, auch wenn 
er diese Versicherungen freundschaftlicher Gefühle erwidert, 
seine Verstimmung deutlich genug heraus. Aus den Depeschen, 
die er nach Rom und Konstantinopel sandte, und aus den Er- 
klärungen, die die Regierung im Parlament abgab, geht hervor, 
daß er keine Intervention beabsichtigte. England stand damals 
mit Frankreich in Vorverhandlungen über einen Handelsvertrag; 
die eigentlichen Verhandlungen sollten bereits im Mai beginnen. 
Das Kondominium in Ägypten bildete ein weiteres Bindeglied 
zwischen beiden Regierungen. Aber obwohl Lord Granville 
dem französischen Unternehmen in Tunis nicht entgegentreten 
wollte, konnte er sich doch in seinen Äußerungen, die für Paris 
bestimmt waren, eines kritisierenden, mißgestimmten und hier 
und da nahezu schulmeisterlichen Tones nicht enthalten. Er be- 
tonte die Zugehörigkeit von Tunis zum Türkischen Reich, 
während er andererseits den Sultan vor einer Einmischung 
warnte. Er bot, wenigstens der Form halber, Frankreich die 
Vermittlung Englands in seinem Streit mit dem Bey an, die 
natürlich abgelehnt wurde. Er forderte das Versprechen, daß 
Biserta nicht befestigt werden würde, gab sich dann aber mit 
der Erklärung zufrieden, daß die französische Regierung gegen- 
wärtig (aujourd'hui) nicht daran dächte, die enormen Summen 
auszugeben und die gigantischen Arbeiten aufzuwenden, die 
dazu nötig wären, um Biserta in einen Kriegshafen zu ver- 
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wandeln. Konsequent war Lord Granville nur in der Forde- 
rung, daß die englischen Vertragsrechte mit Tunis von Frank- 
reich anerkannt und aufrecht erhalten werden müßten; aber 
diese Forderung, zu deren Erfüllung die Franzosen von vorn- 
herein bereit waren, stellte er in definitiver Form und in 
detaillierter Begründung erst, nachdem das Protektorat eine 
vollendete Tatsache geworden war. 

Der französische Minister Barthelemy St. Hilaire lehnte so- 
wohl die Anerkennung der türkischen Oberhoheit als auch die 
englische Vermittlung entschieden ab. Dagegen erklärte er 
sich bereit, die Vertragsrechte der fremden Mächte in vollem 
Umfang anzuerkennen. Hierbei machte er einen vorsichtigen 
Fühler: falls jene Verträge späterhin einer Revision bedürften, 
so könnte ja darüber zwischen den betreffenden Mächten und 
Frankreich verhandelt werden. Dieser Zusatz rief den entschie- 
denen Widerspruch Lord Granvilles hervor. Der englische Bot- 
schafter verlangte eine nochmalige Zusicherung, daß alle Rechte 
des Auslands unangetastet bleiben, daß das Ausland die bis- 
herige Handelsfreiheit genießen, daß die Angehörigen keines 
Staats differenzielle oder ausschließliche Rechte beanspruchen, 
und daß die Stellung der tunesischen Gläubiger nicht geschwächt 
werden sollten !). 

Während die französische Regierung England gegenüber 
lavierte, hatte sich Jules Ferry durch ein Einverständnis mit 
Bismarck den Rücken gedeckt. Ferry wurde Tag für Tag über 
die Dispositionen Deutschlands unterrichtet, und er lief keine 
Gefahr, durch ein Veto von jenseits des Rheins auf dem Wege 
nach dem Bardo aufgehalten zu werden. Die künftigen Ge- 
schichtsschreiber dieser Zeit werden in den Archiven des Mini- 
steriums des Auswärtigen neben der amtlichen Korrespondenz 
drei Konvolute von Privatbriefen finden, worin unser Bot- 
schafter Saint-Vallier seinem Minister die geringsten Äußerungen 
des Fürsten Bismarck mitteilte. Man kann sagen, daß Tunis 
in Berlin erworben wurde, bevor es in Kassar Said geschah ?). 


* * 
+ 


Der Feldzug war mit großer Umsicht vorbereitet worden }). 
Man hatte aus der Eroberung von Algier gelernt. Man vermied 


') British and Foreign State papers. Bd. 73. 8.487. (Depesche vom 
14. Mai 1881.) — Vgl. Lord Lyons II, 239 ff. 

D René Millet, politique extérieure 1898—1905. S. 297. 

*) Vgl.d’Estournelles de Constant, La politique française en Tunisie. 
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überflüssige Kämpfe und überflüssige Siege. Die Unterwerfung 
der Krumirs und die Okkupation des Küstengebiets geschah 
fast ohne ernste Gefechte. Frankreich wollte unter allen Um- 
ständen den offenen Bruch mit dem Bey vermeiden, damit es 
nicht etwa durch die Umstände wider seinen Willen zur An- 
nexion gezwungen werden könnte. Der französische Konsul 
Roustan wird angewiesen, die Beziehungen zu der Regierung 
des Bey aufrechtzuerhalten, auch wenn es zu Kämpfen zwischen 
den französischen Truppen und denen des Beys käme; er soll 
seine Residenz in Tunis nur im äußersten Notfalle aufgeben. 
Man handelt durchweg in der Fiktion, daß Frankreich sich 
nicht im Kriegszustand mit Tunis befände. Roustan erhält den 
Auftrag, den Bey „mit der lebhaftesten und wohlwollendsten 
Dringlichkeit“ über das französische Vorgehen zu beruhigen. 
Die Franzosen kämen als seine Beschützer, nicht als seine 
Feinde; Frankreich wolle weder seinen Thron noch sein Land, 
und es werde die Integrität seines Gebiets aufrechterhalten. Von 
der Erhaltung seiner Unabhängigkeit war allerdings nicht die 
Rede. Die französischen Truppen rückten vor Tunis; General 
Breart begab sich in den Bardopalast, und nach einigem Zögern 
unterzeichnete der Bey den Vertrag (12. Mai). Im übrigen hatten 
sich die Franzosen für den Fall, daß der Bey sich weigern sollte, 
in seinem jüngeren Bruder einen Thronfolger gesichert. 

Nachdem der Vertrag geschlossen war, begingen die Fran- 
zosen den Fehler, etwa 20000 Mann von der Okkupationsarmee 
wieder heimzusenden. Die Folge war eine Erhebung der Ein- 
gebornen, und ein zweiter Feldzug wurde notwendig. Sfax wurde 
noch im Juli beschossen und erstürmt, und in der kühleren 
Jahreszeit wurde mit drei Kolonnen ein konzentrierter Einmarsch 
in das Innere unternommen. Der Erfolg war vollständig. Die 
heilige Stadt Kairuan ergab sich ohne Gefecht, und das ent- 
schied die ganze Expedition. Der Einzug der Christen in die 
heilige Stadt brach den Mut der Aufständischen; die unver- 
söhnlichsten Stämme wanderten über die Grenze in tripolitani- 
sches Gebiet. 

Tunis ist mit einem höchst geringen Aufwand von Kampf 
unterworfen worden. Die erste Expedition, während der nur 
ein paar Gefechte stattfanden, dauerte vom 22. April bis zum 
31. Mai. Die Revolte von Sfax war in 14 Tagen niedergeworfen. 
Aber das Kabinett Ferry fand für diesen Erfolg einen schlechten 
Lohn. Es hatte noch das Glück gehabt, daß es die zweite 
Expedition in den Parlamentsferien durchführen konnte. Im 
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Oktober fanden die Wahlen statt. Sobald das neue Parlament 
zusammentrat, stürzte es die Regierung, die den französischen 
Kolonialbesitz um Tunis bereichert hatte — ganz ebenso wie 
es später das Ministerium Cailloux gestürzt hat, das Frankreich 
den Marokkovertrag mit Deutschland eingebracht hatte. 

Die französische Regierung hatte, als sie nach Tunis ging, 
einen fertigen Plan für das, was in erster Linie zu tun war. 
Der Bardovertrag war in seinen (rundzügen schon im Jahre 1878 
von Waddington — offenbar unter der Mitwirkung Roustans — 
redigiert worden. Der Vertrag regelt im wesentlichen nur die 
auswärtigen Beziehungen von Tunis. Die französische Regierung 
macht sich zum Garanten der Verträge, die zwischen Tunis 
und den fremden Mächten bestehen ($ 4). Die französische 
Regierung wird bei dem Bey durch einen Ministerresidenten 
vertreten sein, der über die Ausführung des Vertrages zu 
wachen hat, und der die Vermittlung der Beziehungen zwischen 
der französischen Regierung und den tunesischen Behörden 
übernimmt ($ 5). Frankreich übernimmt die Protektion des 
Bey und seiner Dynastie, sowie die Sorge für die Sicherheit des 
Landes (§ 3). Die tunesischen Interessen im Auslande werden 
durch die französischen Diplomaten und Konsuln wahrgenommen 
werden. Der Bey verzichtet darauf, direkte Beziehungen mit 
dem Auslande zu unterhalten ($ 6). Bezeichnend für die Be- 
hutsamkeit des französischen Vorgehens ist, daß diese Be- 
stimmung des Vertrags erst drei Wochen später durch einen 
Erlaß des Beys vom 8. Juni 1881 ergänzt wurde, der den fran- 
zösischen Ministerresidenten zum alleinigen amtlichen Vermittler 
zwischen der tunesischen Regierung und den Vertretern der 
fremden Mächte bestellte. Was die Beziehungen zwischen Tunis 
und Frankreich betrifft, so ermächtigt der Bardovertrag die 
französischen Militärbehörden zur Okkupation der Punkte, die 
zur Wiederherstellung von Ruhe und Ordnung an der Grenze 
und an der Küste nötig sei. Diese Okkupation soll andauern, 
bis die französische und die tunesische Regierung gemeinsam 
zu der Überzeugung gekommen sind, daß die tunesische Re- 
gierung in der Lage sei, die Ordnung selbständig aufrecht zu 
erhalten ($ 2). Die letzten Paragraphen des Vertrags enthalten 
sehr allgemeine Bestimmungen über eine künftige Organisation 
der Finanzen, ferner über eine Kriegsentschädigung und über 
die Waffeneinfuhr (§§ 7—9). 

Lord Granville äußerte sich in einer Depesche an den fran- 
zösischen Botschafter vom 20. Mai über die Neuordnung der 
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tunesischen Dinge. Er erwiderte den Ausdruck freundlicher 
Gesinnung der französischen Regierung. Es sei schwer, die 
Bedeutung der ausgezeichneten Beziehungen zwischen England 
und Frankreich zu überschätzen; aber er würde der Offenheit 
ermangeln, wenn er die französische Regierung unter dem Ein- 
druck ließe, als ob ihr Vorgehen in Tunis eine günstige Wirkung 
auf die öffentliche Meinung in England geübt hätte. Die eng- 
lische Regierung wolle nicht zu viel Gewicht auf Widersprüche 
in mündlichen Äußerungen und auf die Verschiedenheit der 
Gründe legen, die für die französische Intervention angegeben 
worden seien. Aber es sei kaum daran zu zweifeln, daß der 
Vertrag mit Tunis weit über eine Frage der Sicherheit an der 
Grenze hinausginge, und daß er praktisch auf ein Protektorat 
hinauslaufe, das nach englischer Auffassung von der franzö- 
sischen Regierung in Abrede gestellt worden sei. Indes er- 
kenne die englische Regierung die Versicherung der franzö- 
sischen Regierung an, daß alle Verträge zwischen den fremden 
Mächten und Tunis erhalten und respektiert werden würden, 
und sie betrachte diese Versicherung als eine völkerrechtliche 
Verpflichtung, die die französische Regierung in Zukunft bände. 
Und um etwaige Mißverständnisse zu vermeiden, zählt jetzt 
Lord Granville die englischen Vertragsrechte im einzelnen auf 
und macht die wichtigsten Paragraphen besonders namhaft!). 


Die Ernennung des französischen Ministerresidenten zum 
Vertreter des Beys war eine neue Überraschung für Lord Gran- 
ville. Sie erfolgte, nachdem der Vertrag ratifiziert war, durch 
einen Erlaß des Beys, und sie wurde als eine tunesische oder 
richtiger: französische Angelegenheit behandelt und den fremden 
Konsuln durch den französischen Ministerresidenten mitgeteilt. 
Lord Granville fühlte sich zugleich dadurch beunruhigt, daß 

auf Grund des Bardovertrags die französischen Konsulate in 
Ägypten und Tripolis die Schutzpflicht über die dort lebenden 
tunesischen Untertanen in Anspruch nahmen. Was Tripolis 
betrifft, so erklärte Frankreich sofort, daß es keinerlei Absichten 
darauf habe und die Herrschaft des Sultans unumwunden an- 
erkenne. Allein die Anomalität des neuen Zustandes setzte 
Lord Granville in Verlegenheit. Frankreich, schreibt er am 
22. Juni, nähme in Tunis eine Stellung ein, für die es kaum 
eine Analogie oder einen Präzedenzfall gäbe, und die zu 
späteren Verwicklungen führen könnte, falls man nicht vorher 
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zu einer Verständigung käme. Die Ernennung des französischen 
Ministerresidenten zum Vertreter des Beys sei ein Arrangement, 
das vielleicht durch keine völkerrechtliche Regel verboten sei, 
das aber doch im Zusammenhang mit den obwaltenden Um- 
ständen betrachtet werden müßte und das die englische Re- 
gierung überrascht habe!). Indessen erreichte Lord Granville 
durch seine Vorstellungen von der französischen Regierung gar 
nichts, außer der erwähnten Versicherung über Tripolis. Der 
Bardovertrag ist in seinem ganzen Umfang bestehen geblieben. 
Er hat seinen Zweck völlig erfüllt, und er bedurfte nur einer 
einmaligen späteren Ergänzung. 


Die ältere Schule der französischen Kolonialpolitiker pflegte 
den Bardovertrag als unzulänglich zu kritisieren. Er habe das 
französische Protektorat mit zu schweren Hypotheken belastet, 
indem er die Vertragsrechte der fremden Mächte anerkannte, 
und er habe nicht einmal die Rechte der Schutzmacht definiert. 
Das Kabinett Jules Ferrys war tatsächlich in der Vorsicht soweit 
gegangen, in dem Vertragsinstrument das Wort „Protektorat“ 
zu vermeiden. Erst später sind die großen Vorzüge dieses 
Vertrages allgemein gewürdigt worden, und die französische 
Politik in Tunis wurde vorbildlich für ihr Vorgehen in Mada- 
gaskar und Tonkin und weiterhin in Marokko. Der Bardovertrag 
genügte vollständig zur Erreichung des nächsten Ziels. Weiter- 
hin gelang es Frankreich, durch eine geschickte und geduldige 
Diplomatie, allmählich jene lästigen Hypotheken abzustoßen; 
und es gelang ihm ferner, durch das Verwaltungstalent seiner 
Ministerresidenten, aus dem diplomatischen Protektorat des 
Bardovertrags ein administratives Protektorat zu schaffen, in 
dem der Wille Frankreichs allein maßgebend war. Der Organi- 
sator des Protektorats war der erste Ministerresident, Paul Cambon, 
der jetzige französische Botschafter in London. Das Gelingen 
seines Werks hing ganz wesentlich davon ab, daß ihm freie 
Hand und Zeit gelassen wurde, damit nach genauem Studium 
der Verhältnisse seine Reformpläne ausreifen konnten. Die Un- 
abhängigkeit, deren er dazu bedurfte, wurde dadurch gesichert, 
daß der Ministerresident französischer Generalkonsul blieb. Als 
solcher ressortierte er von dem Auswärtigen Amt und blieb 
vor überhasteten Einmischungen und der Assimilationsmanie 
der anderen Pariser Ministerien geschützt. Während der Bardo- 


1) a.a. O. S. 504. 
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vertrag dem Ausland gegenüber die Grundlage des französischen 
Protektorats blieb, wurden die Rechte Frankreichs gegenüber 
dem Bey durch einen neuen Vertrag vom 8. Juni 1883 genauer 
präzisiert. Hier tritt Frankreich bereits entschiedener auf. In 
dem neuen Vertrage, in dem sich auch das Wort „Protektorat“ 
findet, verpflichtet sich der Bey zu einer Verwaltungs-, Gerichts- 
und Finanzreform, wie sie die französische Regierung für nütz- 
lich halten würde, und er verzichtet auf das Recht, ohne 
Genehmigung der französischen Regierung Staatsanleihen zu 
kontrahieren. Damit räumte er Frankreich das Recht zur Re- 
organisierung der gesamten Landesverwaltung ein. 

Bei der Neuordnung der inneren Verhältnisse verfuhr der 
Ministerresident nach dem Grundsatz, daß das vorhandene 
politische Räderwerk nicht nur respektiert, sondern vielmehr 
konsolidiert werden müßte. Er verfolgte eine Politik der In- 
filtration. Das bestehende politisch -gesellschaftliche System 
blieb nach Möglichkeit unangetastet, aber in die vorhandenen 
Lücken wurden, soweit nötig, französische Instanzen einge- 
schoben. Die arabische Regierungsform blieb bestehen; nur 
die Korruption und die ärgsten Mängel ihrer Verwaltung wurden 
durch Einführung französischer Kontrollinstanzen beseitigt. 
Das Charakteristische des neuen Systems war, daß die Schutz- 
herrschaft ihre Gewalt im wesentlichen nur indirekt, durch 
das Medium der einheimischen Organe, und demnach in einer 
sehr diskreten Weise ausübte. Der Bey, der mit einer an- 
ständigen Zivilliste ausgestattet wurde, blieb für die moham- 
medanische Bevölkerung das Oberhaupt des Staats. In seinem 
Namen wurde regiert und Recht gesprochen. Er behielt neben 
dem neuen französischen ein paar seiner alten tunesischen 
Minister, und auch seine Leibgarde wurde ihm gelassen. Aber 
die Souveränität des Bey war eine bloße Verwaltungsform. 
Der Ministerresident, der zugleich tunesischer Minister des 
Auswärtigen und Präsident des Ministerrates war, konnte gegen 
jede seiner Verordnungen sein Veto aussprechen; und für die 
französischen Gerichte existierten seine Erlasse nur, wenn sie 
das Visum des Ministerresidenten zur Veröffentlichung erhalten 
hatten. Die lokale Gerichtsbarkeit und Verwaltung (Steuer- 
erhebung) blieb in den Händen der Kaids, Kalifen und Scheiks. 
Aber diese lokale Verwaltung bedurfte einer Kontrolle, und auf 
Grund des Vertrages von 1883 verfügte die französische Re- 
gierung durch ein Dekret vom 4. Oktober 1884 die Ernennung 
von französischen Zivilkon deren Zahl sich in ziemlich 
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beschränkten Grenzen hielt, die zu Pferde einen großen Be- 
zirk überwachten, Mißbräuchen der einheimischen Verwaltung 
steuerten und ein wirksames Bindeglied zwischen der fran- 
zösischen Herrschaft und den mohammedanischen Untertanen 
wurden. Das ganze System hat sich vortrefflich bewährt. Das 
alte Regime, das dem Charakter, den Traditionen und der 
Religion der Eingebornen angepaßt war, bewies, nachdem es 
von den Elementen der Korruption gesäubert war, eine uner- 
wartet starke Lebenskraft. Es bedurfte nur fünf Jahre, um 
eine vollständige Regeneration der einheimischen Verwaltung 
durchzuführen. Eine Okkupationsarmee von 11000— 12000 Mann 
genügte, um den Landfrieden zu bewahren, und im geraden 
Gegensatz zu Algier ist Tunis von Aufständen der Moham- 
medaner völlig frei geblieben. 

Der Reform des Finanz- und Justizwesens standen zwei 
diplomatische Hindernisse entgegen: die internationale Finanz- 
kommission, die seit 1868 bestand, und die Konsulargerichts- 
barkeit der fremden Mächte, die auf den Kapitulationen be- 
ruhte, und die tatsächlich einen Staat im Staate bildete. Die 
Finanzkommission wurde dadurch beseitigt, daß der fran- 
zösische Staat im Jahre 1884 die Garantie für die tunesische 
Schuld übernahm. Dadurch kam die gesamte Finanzverwaltung 
in französische Hände. Auch die fremden Konsulargerichte 
blieben nicht mehr lange bestehen. Frankreich durfte nach 
den Versicherungen, die es England gegeben hatte, nicht 
daran denken, die Kapitulationen, die ja zugleich Handels- 
verträge waren, einseitig aufzuheben, wie es Osterreich-Ungarn 
unmittelbar nach der Okkupation in Bosnien und der Herze- 
gowina getan hatte. Aber nachdem 1883 französische Gerichts- 
höfe in Tunis eingesetzt waren, erreichte Waddington, der in- 
zwischen Botschafter in London geworden war, die Einwilligung 
der englischen Regierung zur Aufhebung der englischen Kon- 
eulargerichtsbarkeit. Italien wollte auf seine Konsulargerichts- 
barkeit nicht völlig Verzicht leisten, verstand sich aber in einem 
Protokoll von 1884 dazu, sie außer Übung zu setzen. Die 
anderen Mächte, Deutschland zuerst, hatten schon vorher auf 
ihre Konsulargerichtsbarkeit verzichtet. 

Die unbequemste Servitut, die auf dem französischen Protek- 
torat lastete, waren die Handelsvertragsrechte, die die Mächte 
auf Grund ihrer früheren Verträge mit Tunis besaßen. Es 
handelte sich namentlich um den italienischen Vertrag von 1868 
und den englischen von 1875, die beide Meistbegünstigungs- 


Genuß der Recht 


So Jemp. Die französische - 3 






GE unglücklichen, Schlacht: Fon. Adui’ ZÙ 








R ES riets Wäer der Tan. Po 







Ge ee waren, ‚and ei En 


gad wad ber. at in. di N 
die Frankreich selbst aus seinen 20: 





eigenen Verträgen mit dem. Bey herleitete. Der. englische... BEN 





` Vertrag bestimmte b 


mders, daß. der Bey keine Biufabr- — 
‚werbate ee durite. und daß die tunesischen: Einfuhrzölle Se | 


` nieht: über 8%), des Wertes: ‚erhöht werden. durften. Der eng: RAR SE 
"Deche amer, E "nicht befristet, also auch micht en e 
der italienische ear auf 38: alte obgeschlossen,. Bet also. bis- a TES = 





Regierung wartete qune diea Zen ab 
wil kündigte im Sommer 1805 deg Ätahenischen A ertrag T 


n= 


Die x ‚Beziehungen zwischen Frankreich und’ italien mamen AB 


‚en reir gespannt geworden; Italien stand seit. 1882 im 


SE Dreihund, “und seit acht Jahren. befand SS sich it Frankreich 
im. Zollkriege. ‚Criapi. wär nicht. geneigt, die. Kündigung des ` 
.  tunesischen Vertrag ghne weiteres ‚hinsunehmen. - "Die: ihm 
> nahestehende. Presse erklärte, « 
= yufhörte zu bestehen, Kahen die 
würde, die ihm nich den ars: 
er nischen -Staaten ‚geschlüssenen . Var 

lationen | zuständen; Italien ` sei 


duß wein. der Vertrag von J568 
E Siehe in N. ‚nehmen ` 








trägen Ce age den Kapiti 
derer. ‚in: der Lage, amne- 
| Konsulargerichteburkeit, die 1884 nur aufer Übung Sen 
warden war, wieder zu ‚beleben, ` ‚Allein Eri mußte nach der - 
ektreien. und sein Rache 
folger Rudini war zu Ve erkandlumgen. bereit. Rudini wünschte, 












u 
<E 
- 
` 





Ge damit die Beileenng des bandelspolitischen Konflikts Ai ver. R SE Sp 


Geh binden. Das war mehr, als die Iranaiisische. Regierung. im 
N > Miomir ada a mochte, zumal E Zo gs s achatzzöllnerisebe 





3 wer Jahren seiner Amtstätigkeit 
Ro SC | aleerir ge, geschlossen: bat: slurch 
E die SCHT ir E E iv Induchina, Morlagaskur ` 
und: Afrika acina wesentliche Abgrenzung erhielt Hanotauxr 

Bug: methodisch vor, von: Pünkt an: ‚Punkt fortashreitend, die 





einfacheren. Frugen. ‚verweguehmend, dje: komplizierteren ` für. 


wien günstigen ‚Augenblick - zurüekstellend, und unter steier ` 


N Ze ere? er. r Vorteile IR der geogr EE Kos S e S 


V 


Se a Pimi in MaA A Se 0 





Plehn, Methoden der französ. Politik bei der Erwerbung Tunesiens. 45 


junktur. In der tunesischen Frage näherte er sich zuerst 
einem Mitgliede des Dreibunds, und mit Österreich-Ungarn kam 
im Juli 1896 ein Abkommen zustande, wodurch es auf seine 
Vertragsrechte verzichtete und sich mit der Meistbegünstigung 
begnügte!). (Das Deutsche Reich hatte keinen Handelsvertrag 
mit Tunis.) England, mit dem ein Konflikt wegen Siams be- 
stand, hatte sich im Januar 1896 bereit erklärt, in Verbindung 
damit auch über die tunesische Frage zu verhandeln. 


Kurz bevor der gekündigte italienische Vertrag ablief, waren 
die französisch-italienischen Verhandlungen, die streng geheim 
geführt wurden, beendet; man schloß einen Handels- und 
Schiffahrtsvertrag, ein Konsularabkommen und einen Aus- 
lieferungsvertrag. Italien erhielt die Meistbegünstigung, aber 
mit der ausdrücklichen Einschränkung, daß Frankreich als 
außerhalb der meistbegünstigten Nationen zu betrachten sei, 
und daß Italien keine Ansprüche auf die gleiche zollpolitische 
Behandlung hätte, die Frankreich selbst in Tunis erfahren würde. 
Dagegen erhielt Italien gewisse Zugeständnisse in der Schiffahrt. 
Der Vertrag hatte die Bedeutung, daß Italien jetzt praktisch 
das französische Protektorat anerkannte. Es war der erste 
Schritt zu einer Besserung der italienisch - französischen Be- 
ziehungen, die in den folgenden Jahren zu einer Beilegung des 
Zollkrieges, und weiterhin zur Anerkennung der italienischen 
Ansprüche auf Tripolis führte. Jetzt war Italien entschlossen, 
Tripolis zu erwerben, aber die Zustimmung Frankreichs erhielt 
es nicht mehr als eine Kompensation für Tunis, sondern es 
mußte Frankreich dafür freie Hand in Marokko versprechen. Und 
das Tripolis, dessen Erwerbung oder Eroberung Frankreich den 
Italienern als Kompensation für Marokko zustand, war keines- 
wegs mehr dasselbe Ländergebiet, das sie durch den Berliner 
Kongreß als Kompensation für Tunis hatten beanspruchen 
können; denn inzwischen hatte sich Frankreich in den Besitz 
des ganzen Hinterlandes bis zum Tsad-See gesetzt. Da alle 
übrigen Mächte ihre Zustimmung erklärt hatten, so stand Eng- 
land jetzt allein; aber es bedurfte doch der Drohung, Tunis 
förmlich zu annektieren, um seinen Widerstand zu überwinden ?). 


Im Jahre 1897 kam auch der Vertrag mit England zustande. 
England erhielt das Meistbegünstigungsrecht mit derselben Ein- 





3 René Pinon, l'Empire de la Mediterrane, S. 347 ff. 
IR Pinon, La France et l'Allemagne, S. 94. 
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schränkung wie Italien. Wie Lord Salisbury am 8. Februar 
1898 im Parlament erklärte, war er zu der Überzeugung ge- 
kommen, daß durch das französische Protektorat die Rechts- 
kraft des alten Vertrages, der mit dem Bey von Tunis ge- 
schlossen war, so abgeschwächt worden wäre, daß er nur einen 
sehr prekären Wert hätte. England gab also sein Vertrags- 
recht auf, vereinbarte aber, daß die Einfuhrzölle für Baumwoll- 
waren für die nächsten 15 Jahre nicht über fünf Prozent des 
Wertes erhöht werden sollten. Das bedeutete eine Herabsetzung 
der bisherigen Zölle um drei Prozent, die bis zum 1. Januar 
1912 in Kraft geblieben ist. 


Dieser Vertrag setzte Frankreich in die Lage, in Tunis 
einen neuen Zolltarif einzuführen, der den Interessen des 
französischen Handels angepaßt war, um die französische Ein- 
fuhr differentiell zu behandeln. Somit hatte Frankreich binnen 
16 Jahren den Ausbau seines Protektorats vollendet, ohne nach 
irgend einer Seite hin nennenswerte Zugeständnisse zu machen. 


Nur noch eines blieb übrig, um die letzte Konsequenz zu 
ziehen: die Befestigung Bizertas und sein Ausbau zum Kriegs- 
hafen. Im Februar 1881 hatte Lord Granville von der franzö- 
sischen Regierung das Versprechen gefordert, daß Biserta nicht 
befestigt werden sollte. Aus Crispis Memoiren erfahren wir, 
daß zwei französische Minister des Auswärtigen mündliche und 
schriftliche Erklärungen gegeben hatten, daß Biserta nicht be- 
festigt werden würde!) Als 1889 der Marineminister Aube 
und der Kriegsminister Boulanger dem Kabinett einen voll- 
ständigen Plan zum Ausbau und zur Verteidigung Bisertas 
vorlegten, wurde zwar dieser Plan verworfen; aber Admiral 
Aube erreichte, daß gewisse Vorarbeiten, wie die Vertiefung 
des Hafens auf drei Meter und die Errichtung einer Torpedo- 
bootstation beschlossen wurden. Im Jahre 1890 erhielt eine 
französische Gesellschaft die Konzession zum Ausbau eines 
Handelshafens, und die Arbeiten wurden sofort in Angriff 
genommen). Crispi hatte längst Verdacht geschöpft, daß tat- 
sächlich doch ein Kriegshafen geplant würde. Er erblickte in 
der Befestigung Bisertas eine große Gefahr für Italien, und er 
drängte die englische und die deutsche Regierung, einen Druck 


D Francesco Crispi, Questioni internazionali. Diario e document 
ordinati da T. Palamenghi-Crispi, Milano 1913. 8. 73. 
D René Pinon, l'empire de la Méditerranée, S. 343—352. 
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auf Frankreich auszuüben, um den Plan zu verhindern. Es 
erfolgten Vorstellungen in Paris; aber Lörd Salisbury beobachtete 
gegen die italienischen Wünsche eine gewisse Zurückhaltung, 
und als das Ministerium Crispi Anfang 1891 fiel, war die 
treibende Kraft gegen die französischen Pläne ausgeschaltet. 
Crispis Nachfolger, Rudini, ließ den Einspruch fallen, und 
Frankreich konnte den Ausbau des Handelshafens ungestört 
vollenden 1) 


Mit dem Kriegshafen wartete Frankreich noch eine Reihe 
von Jahren. Erst die Verträge von 1897 „befreiten‘‘ auch 
Biserta. Die Mächte, die nunmehr das franzözische Protektorat 
über Tunis im vollen Umfang anerkannt hatten, erhoben 
gegen die Befestigung Bisertas keinen Einspruch mehr. Im 
Juli 1897 bewilligte die französische Kammer einen Kredit 
von 1800000 Franken für den Ausbau des Kriegshafens und 
die Arbeiten wurden sofort begonnen ?). 


* * 
* 


Die politische Methoden, durch die die französische Politik 
Tunis gewann, waren opportunistisch im guten Sinne. Das Ziel 
— die Erwerbung Tunesiens — stand im Prinzip fest; aber die 
Mittel, die man anwandte, um das Ziel zu erreichen, wurden 
je nach der Opportunität der Umstände gewählt. Noch heute 
ist die französische Diplomatie auf ihr Werk stolz. Man kann 
wohl sagen, daß sie aus der Not eine Tugend gemacht hat; 
aber das trifft schließlich für alle politischen und diplomatischen 
Transaktionen zu: je genauer man den besonderen Umständen 
des Falls Rechnung trägt, desto sicherer darf man sein, das 
Ziel mit einem Minimum von Friktionen zu erreichen. Es ist 
von Interesse, daß einer der französischen Staatsmänner, die 
an dem Erfolg der französischen Politik den größten Anteil 
gehabt haben, noch während der letzten Marokkokrisis auf die 
Tunispolitik als eine politische Norm verwiesen hat. Der fran- 
zösische Botschafter in London, Paul Cambon, der am 1. Januar 
1881 als erster Generalresident nach Tunis gegangen war, hatte 
im August 1911 einen Vertragsentwurf der französischen Re- 


1) Francesco Crispi, Questioni internazionali, Milano 1913. S. 71 ff. 


"Gabriel Hanotaux, La paix latine, Paris 1903. S. 275—29%. — 
R. Pinon, a.a. 0. 
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Die neuere Verfassungsentwicklung in den 
Vereinigten Staaten ') 
Von Wilhelm Hasbach 


The true test of a good government is its 
aptitude and tendency to produce a good 


administration. 
The Federalist. 


I. Die Gewaltenteilung angeblich die Ursache 
aller politischen Übel. 


Als die Bundesverfassung und die Verfassungen der älteren 
Einzelstaaten erlassen wurden, unterschieden die Amerikaner 
scharf zwischen „Democracy“, unmittelbarer Demokratie, und 
„Republic“, repräsentativer Demokratie. Die unmittelbare De- 
mokratie verurteilen die Föderalisten, weil sie zur Unterdrückung 
der Minderheit führe. ‚There is nothing to check the induce- 
ments to sacrifice the weaker party“, schreibt Madison. ‚„Hence 
it is that such democracies have ever been spectacles of tur- 
bulence and contention, have ever been found incompatible 
with personal security and the rights of property, and have in 
general been as short in their lives as violent in their deaths.“ 
In den „Republics“ dagegen entscheidet über die Geschicke 
des Volkes „a chosen body of citizens whose wisdom may best 
discern the true interest of their country, and whose patriotism 
and love of justice will be least likely to sacrifice it to tem- 
porary or partial considerations ?).“ Diese Auffassung war nicht 


1) Dieser Aufsatz behandelt ausführlich solche Fragen, die ich in meinem 
Buche über „Die Moderne Demokratie“ kurz erledigen mußte. Das dort 
genügend Ausgeführte werde ich hier nur andeuten. Die benutzte Literatur 
ist größtenteils zugleich mit meinem Buche oder erst später in den Verei- 
nigten Staaten erschienen. Dieser Aufsatz beruht jedoch nicht nur auf Literatur. 

?) Madison in Nr. 10 des „Federalist“. 
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auf die Föderalisten beschränkt!), und auch in späteren Zeiten 
wird die Tendenz zur Mißachtung des Rechtes der Minoritäten 
als die große Gefahr der unmittelbaren Demokratien bezeichnet ?). 

Allein jene Männer haben nicht geglaubt, daß die repräsen- 
tative Demokratie zu ihrer Abwendung genüge. Deshalb bauen 
sie in die „Republic ein kunstvolles System der Gewalten- 
trennung ein, demjenigen ähnlich, das nach Montesquieu die 
konstitutionelle Monarchie zur freiesten Staatsform macht. Und 
die zur Prüfung des Entwurfes der Verfassung berufenen 
Konvente sorgen dafür, daß sie durch eine lange Reihe von 
Menschenrechten ergänzt wird. 

Die Entstehung der Lehre von der politischen Aufgabe 
der Gewaltentrennung oder Gewaltenteilung — alles weist dar- 
auf hin — fällt in die Zeit von 1640 bis 1658. Wie die un- 
heilvollen Erfahrungen Englands unter der Botmäßigkeit des 
Langen Parlamentes die Beschränkung der allmächtigen Kammer 
durch das Protektorat notwendig machten, so haben diejenigen 
Frankreichs 150 Jahre später unter der Tyrannei des Konventes 
die Spaltung der einen Kammer in zwei Kammern und die 
Ersetzung der großen exekutiven Ausschüsse des Konventes 
durch ein unabhängiges, nur aus fünf Personen bestehendes 
Direktorium herbeigeführt; aus den fünf wurden dann drei und 
aus den drei wurde einer. Aber die Lehre war damals längst 
bekannt; Locke hatte ihr gleichsam Bürgerrecht in der Literatur 
erworben, und etwa 60 Jahre nach Locke wurde die Überzeugung 
durch Montesquieu weit verbreitet, daß die Freiheit des Volkes 


1) Selbst der Vater der Demokraten, Jefferson, behauptete, erst die 
neuere Zeit habe das Mittel zur Aufrechterhaltung der Volksherrschaft ent- 
deckt, es sei „government by the people acting not in person but by re- 
presentatives chosen by themselves“. 

”) Zwei Aussagen dieser Art. „The government of the uncontrolled 
numerical majority is but the absolute and despotic form of government, 
just as the uncontrolled will of one man is monarchy.“ Calhoun. „The 
majority of a people... . may do injustice to the minority or to the indi- 
vidual when the selfish interest of the majority prompts. Hence arises the 
necessity for a Constitution by which the will of the majority shall be per- 
mitted to guide the course of the government only under controlling checks 
that experience has shown to be necessary to secure for the minority its 
share of the benefit to the whole people that a popular government is 
established to bestow. A popular government is not a government of a majo- 
rity, by a majority, for a majority of the people. It is a government of the 
whole people, by a majority of the whole people under such rules and 
checks as will secure a wise, just, and beneficent government for all the 
people.“ Präsident Taft. 
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und damit sein Wohl nur dann verbürgt seien, wenn die Staats- 
gewalt über mehrere Organe verteilt werde. 

Der von dem Verfasser des Geistes der Gesetze ausführ- 
lich dargelegte politische Grundsatz ist geschichtlich gerecht- 
fertigt, aber seine Verwandlung in die Paragraphen einer Ver- 
fassung ist sehr schwierig!) Wenn man das Prinzip so ver- 
steht, daß jede Gewalt (die gesetzgebende, ausführende, richter- 
liche) einem von den anderen unabhängigen Organe übertragen 
wird, ist weder die gegenseitige Freiheit noch diejenige der 
Bürger sicher erreichbar, und jede, doch unbedingt notwendige, 
einheitliche Leitung des Staates unmöglich. Die ausführende 
und die richterliche Gewalt können sich der größten Unbillig- 
keiten schuldig machen, wenn sie in ihrem Gebiete ganz frei 
schalten dürfen, und die gesetzgebende vermag Gesetze zu 
erlassen, welche ihr die beiden anderen unterwerfen und die 
bürgerliche Freiheit untergraben. Ihr wird wahrscheinlich auch 
die Leitung des Staates zufallen, obwohl sie dazu am wenigsten 
geeignet ist. Diesen Gefahren nun hat man dadurch vorzu- 
beugen gesucht, daß man die stärkere durch die schwächere 
Gewalt hemmte (checks and balances) und hierdurch das Gleich- 
gewicht herstellte.. So wurde, wie wir noch sehen werden, im 
18. Jahrhundert in den Vereinigten Staaten die gesetzgebende 
durch das Veto des Präsidenten und das Nachprüfungsrecht 
der richterlichen eingeschränkt (während in Frankreich seit der 
Revolution Gesetzgebung und Rechtsprechung selbständig neben- 
einander stehen, weil die französische Auffassung die gegen- 
seitige Unabhängigkeit fordert). 

Durch jene Hemmung, welche die Gewaltentrennung zur 
Wirklichkeit machen soll, entsteht tatsächlich eine Gewalten- 


1) Diese Schwierigkeiten haben die Meinung entstehen lassen, die heutige 
Wissenschaft habe die Lehre verworfen. Zum Beweise verweist man auf 
eine in Jellineks „Ausgewählten Schriften und Reden“ befindliche Stelle, an 
der er ungefähr sagt, die Gewaltentrennung zerreiße die Staatsgewalt und 
mache die eine Gewalt zur Feindin der anderen. Man übersieht aber, daß 
er dort von der absoluten Gewaltentrennung spricht und daß er am Schlusse 
seiner „Allgemeinen Staatslehre“, wo er von den politischen Garantien handelt, 
schreibt: „Die entwickelte Organisation des modernen Staates beruht auf dem 
Dasein gesonderter, voneinander relativ (von mir unterstrichen) unab- 
hängiger Zuständigkeiten. Diese Sonderung hat sich zum Teil unbeeinflußt 
von jeder politischen Theorie vollzogen ; sie ist auf dem Kontinente sodann 
in umfassenderem Maße durch die Einwirkung allgemeiner Lehrsätze, nament- 
lich der Lehre von der Gewaltenteilung, durchgeführt worden“ (8. A. S. 790). 
Eine relative Gewaltenteilung ist folglich nach J. eine politische Garantie des 
öffentlichen Rechtes. 
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stärkste muß sie daher am stärksten beschränkt werden: daher 
Spaltung in zwei Kammern, aufschiebendes Veto des Präsidenten, 
Prüfung der Gesetze durch die Gerichtshöfe, wodurch die aus- 
führende und die richterliche Gewalt nicht nur das Gemeinwesen, 
sondern auch sich selbst gegen die Übergriffe der gesetzgebenden 
schützen. Die zweitstärkste Gewalt ist die des Präsidenten; er 
gebietet über Heer und Flotte, ernennt einen großen Teil der 
Beamten, ist Mitinhaber der gesetzgebenden Gewalt, weshalb 
er durch das Mitwirkungsrecht des Senates bei Beamtenernen- 
nungen und bei dem Abschluß von Verträgen beschränkt wird. 
Die Bundesgerichtshöfe, welche nur wenige Beamte ernennen, 
weder Heere befehligen, noch Gesetze machen und Steuern 
ausschreiben, sie sind die schwächste der drei Gewalten; ihnen 
wird das Recht gegeben, die mit der Verfassung nicht über- 
einstimmenden Gesetze auf Ansuchen eines Klägers für nichtig 
zu erklären; außerdem werden die Richter auf Lebenszeit er- 
nannt. Ihnen liegt besonders der Schutz der Minderheiten ob, 
da ja, wie erwähnt wurde, Erklärungen der Menschenrechte 
einen Teil der Verfassungen bilden, so daß jeder Schritt vom 
geraden Pfade der Gerechtigkeit, den die Mehrheit tun mag, 
sofort erkannt und von ihnen geahndet werden kann !). 


Damit die Organe der drei Gewalten die nötige Wider- 
standskraft gegeneinander besitzen, werden die Funktionäre 
verschieden bestellt. Die Abgeordneten werden direkt, der 


to liberty from the overgrown and all-grasping prerogative of an hereditary 
magistrate . . . they seem never to have recollected the danger from legis- 
lative usurpations, which by assembling all power in the same hands, must 
lead to the same tyranny as is threatened by executive usurpations ... it is 
against the enterprising ambition of this (legislative) department that the 
people ought to indulge all their jealousy and exhaust all their precautions ... 
Its constitutional power being at once more extensive, and less susceptible 
of precise limite, it can, with the greater facility, mask, under complicated 
and indirect measures, the enroachments which it makes on the coordinate 
departments ... As the legislative department alone has access to the pockets 
of the people, and has in some constitutions full discretion, and in all a 
prevailing influence, over the pecuniary rewards of those who fill the other 
departments, a dependence is thus created in the latter which gives still 
greater facility to encroachments of the former.“ The Federalist Nr. 98. 
Was fast ein halbes Jahrhundert später Tocqueville („la concentration dans 
le pouvoir legislatif de tous les autres pouvoirs du gouvernement“), die große 
Gefahr der Demokratie nannte, hat Madison klar vorausgesehen. Auch die 
krummen Wege zum Ziele! 

t) Die sehr wichtigen Ausführungen über die richterliche Gewalt in 
Nr. 78 und 79 des „Federalist“. 
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anzunehmen, daß auch in der Zukunft die Exekutive eine der- 
jenigen des konstitutionellen Fürsten und seiner Minister ähn- 
liche Führerstellung behaupten werde. Aber dazu hätten sie der 
Exekutive in der Verfassung die Initiative für jede Art der 
Gesetzgebung erteilen müssen, was sie unterließen !). 

So wurde die an sich nicht absolute Gewaltenteilung tat- 
sächlich eine absolute. Abgesehen von dem Einspruchsrecht 
des Präsidenten, das zur Beaufsichtigung des Kongresses nicht 
genügt, ist kein sich gegenseitig kontrollierendes Zusammen- 
wirken der ausführenden und gesetzgebenden Gewalt vorgesehen. 
Er hat keine Gesetzesinitiative, er legt kein Budget vor, die 
Staatssekretäre verteidigen ihre Gesetzentwürfe nicht im Kon- 
gresse, ihre Tätigkeit wird dort nicht offen beurteilt, sie er- 
scheinen nicht einmal in den Sitzungen. Die Exekutive arbeitet 
im Stillen. Ebenso der gesetzgebende Körper, der in eine große 
Zahl Ausschüsse zerfällt, die voneinander unabhängig, die ihnen 
zugewiesenen Aufgaben im geheimen mit dem geringsten Auf- 
wande öffentlicher Debatten, gegebenenfalls durch wechselseitige 
Unterstützung (log-rolling: gegenseitige Hilfe beim Rollen der 
Baumstämine) erledigen. Das Parlament hat wohl Sprecher, 
aber keine Führer im Sinne der parlamentarischen Regierung. 
Wie könnte es sie haben, da die Leiter der Parteien keine 
offene Gewalt über die Exekutive besitzen, nicht einmal, wie 
diejenigen der deutschen, die Regierung angesichts des ganzen 
Volkes anklagen können? Und sie vermögen weder Präsidenten 
noch Minister abzusetzen. Freilich eine mehr oder minder 
geheime Macht über die Exekutive hat der Kongreß. Die Er- 
nennungen der Bundesbeamten und der Abschluß von Staats- 
verträgen geben dem Senate die Handhabe zur Unterwerfung 
des Präsidenten, während das Unterhaus hauptsächlich durch 
die Verfügung über den Geldbeutel der Nation den Staats- 
sekretären, welche Geld brauchen, die Route vorschreibt, indem 
es sie vor seine Ausschüsse lädt und ihnen Berichte abverlangt. 


1) Daß verschiedene Männer die Exekutive gerne gestärkt hätten, ist 
immerhin belehrend. „At the period of the Convention“, schreibt Curtis, 
„he (Hamilton) held that the chief want of this country was a government 
into which the element of a permanent tenure of office could be largely in- 
fased, and he read in the Convention a plan by which the Excentive and 
the Senate would hold their offices during good behaviour.“ History of the 
Constitution of the United Staates, 1854, I 411. Und von dem Gouverneur 
Morris berichtet derselbe Schriftsteller, er sei gewesen „in favor of au execu- 
tive during good behaviour, of a Senate for life, and of a freehold qualifi- 
cation for electors of representatives.“ a. a. O. I 446, 
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das ihn wählt, verantwortlich. Wie anders im Bunde! Der 
Präsident hat die Oberaufsicht über die Bundesbeamten, die 
er grossenteils ernennt. Die Gewaltenteilung ist folglich in den 
Einzelstaaten weiter entwickelt, als im Bunde. 3. Verfassungs- 
änderungen sind in den Gliedstaaten mit weit geringeren 
Schwierigkeiten verknüpft. 

Dasselbe System wurde in vielen Städten nachgeahmt: eine 
vom Volke gewählte Exekutive und Legislative stehen sich in 
großer Unabhängigkeit gegenüber. Hier setzte freilich die 
Reaktion am frühesten ein. Das Zweikammersystem wurde 
in manchen Orten durch ein Einkammersystem ersetzt, weil 
sich zeigte, daß die beiden Kammern, anstatt sich zu hemmen, 
sich gegenseitig z.B. bei Anleiheforderungen unterstützen. Immer 
mehr schaltete man in den großen Städten des Ostens die Stadt- 
verordneten aus, schränkte man die Volkswahl ein, häufte man 
die wichtigsten Befugnisse auf den Bürgermeister. 

Die Grafschaftsverfassung schuf eine großenteils vom Volke 
gewählte Beamtenschaft, deren gegenseitige Unabhängigkeit 
dem in den Einzelstaaten herrschenden System entspricht. 

Überall dasselbe Bild! Auflösung der Staatsgewalt, Mangel 
an zentripetalen Kräften, selbst an unabhängigen, dem europäi- 
schen Muster entsprechenden Rechnungshöfen, überall Macht 
ohne Verantwortlichkeit! Alles dies Folge einer mißverstandenen 
Gewaltenteilung!)! Der oberste Richter und Correktor aber: das 


D Die heftigsten Anklagen gegen die Gewaltenteilung in dem Aufsatz 
des Professors an der Universität Princeton H. J. Ford „The Cause of Poli- 
tical Corruption“ (Sceribner’s Magazine, January 1911). Derselbe Gelehrte 
schildert die Zustände in den Einzelstaaten (Annals of the American Academy 
of Political and Social Science, September 1912) ähnlich wie Jellinek an der 
vorher zitierten Stelle: „When the legislature gets to work there is nobody 
representing the community as a whole with power to propose measures 
and bring them to vote.... Where the representatives can act as a body of 
critics. discussing the estimates and proposals of the administration you have 
representative government.“ In Amerika bestehe nur „a wretched travesty 
of representative government. In this way a mass of crude, obscure, sinister, 
perverted legislation is dumped into our statute book year after year.“ Wenn 
der gesetzgebende Körper sich versammele, dann sei die erste Sorge „a distri- 
bution of patronage among its members. In other countries all appointments 
to office are made by the executive; the legislature does not participate, 
and hence it acts as a check upon extravagance. The ability of American 
legislatures to provide offices and salaries for attendants is a corrupting in- 
fluence of immense pover. The immediate effect is an irresistible pressure 
towards extravagance, as it is the aim of members to get as much patro- 
nage as possible.“ 
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führende, richterliche Gewalt sind seine Agenten, seinem Willen 
haben sie zu gehorchen. Wie soll aber das Volk einen ein- 
heitlichen Willen erlangen, wenn nicht durch eine Parteiorgani- 
sation? Das ist ja die Erbsünde der Demokratie, daß hier stets 
ein partikularer Wille dem Staatsleben die Ziele steckt, nämlich 
der Wille der stärkeren Partei. Damit aber eine Partei ihren 
Willen der schwächeren aufzwingen kann (woran sie weder die 
Menschenrechte noch die Gerichtshöfe verhindern können, da 
die Herrschaft der Mehrheit eines ihrer Prinzipien ist), muß 
sie kräftig organisiert sein, sie muß über Menschen, die für sie 
kämpfen, und über Geld verfügen. Die Männer, welche ihre 
Schlachten schlagen, müssen belohnt werden. Für sie werden 
die Stellen in Staat, Grafschaft und Gemeinde gewonnen und 
ein Teil des zur Eroberung der Macht erlangten Geldes wird 
unter sie verteilt. Es war natürlich, daß begabte Männer die 
„Maschinen“ lenkten. Nichts gedeiht ohne Leitung. Die „City- 
Bosses“ und ‚State Bosses“ sind die eigentlichen, freilich der 
Verfassung unbekannten Beherrscher Amerikas. An sie wendet 
sich, wer eine Stelle, den Erlaß oder die Abschaffung eines 
Gesetzes, eine Konzession, Straffreiheit usw. verlangt. Zuweilen 
ähneln sie Räuberhauptleuten, welche den Zahlenden Schutz 
gewähren il, Daß es ihnen nicht an Gelegenheit gebricht, Geld 
anzuhäufen, ist leicht verständlich, und, wenn sie etwa einen 
Sitz im Bundessenat begehren sollten, werden ihre Myrmidonen 
sie wählen. Auch diese Herrscher sind ganz unverantwortlich. 
„So haben wir außerhalb der Regierung‘, schreibt Woodrow 
Wilson, „aufgerichtet, was wir innerhalb ihrer einzurichten uns 
fürchteten: konzentrierte Macht, Verwaltungskontrolle, die Er- 
nennungs- und Entlassungsgewalt.‘‘ Weshalb die Klagen über 
die Herrschaft der Partei? Wegen des besonderen Charakters 
der amerikanischen Parteien. ‚Selbstverständlich sind Parteien 
notwendig‘, sagt derselbe Staatsmann. „Sie sind nicht nur 
notwendig, sondern wünschenswert, damit politische Überzeu- 
gungen organisiert und Menschen mit gleichen Meinungen und 
Absichten zu wirksamem, dauerndem Zusammenschaffen ver- 


einigt werden können. ... Seit unvordenklichen Zeiten hat es 
Parteien gegeben, aber niemals und nirgendwo Parteiorgani- 
sationen wie bei uns. . . . Die Ernennungsmaschinerie ist das 


Rückgrat der Parteiorganisation geworden. Sie belohnt die 


!) Eine sehr gute Schilderung der Boßwirtschaft bei J. F. Chapman, 
Government and Democracy, 1894. 
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und damit sein Wohl nur dann verbürgt seien, wenn die Staats- 
gewalt über mehrere Organe verteilt werde. 

Der von dem Verfasser des Geistes der Gesetze ausführ- 
lich dargelegte politische Grundsatz ist geschichtlich gerecht- 
fertigt, aber seine Verwandlung in die Paragraphen einer Ver- 
fassung ist sehr schwierig!) Wenn man das Prinzip so ver- 
steht, daß jede Gewalt (die gesetzgebende, ausführende, richter- 
liche) einem von den anderen unabhängigen Organe übertragen 
wird, ist weder die gegenseitige Freiheit noch diejenige der 
Bürger sicher erreichbar, und jede, doch unbedingt notwendige, 
einheitliche Leitung des Staates unmöglich. Die ausführende 
und die richterliche Gewalt können sich der größten Unbillig- 
keiten schuldig machen, wenn sie in ihrem Gebiete ganz frei 
schalten dürfen, und die gesetzgebende vermag Gesetze zu 
erlassen, welche ihr die beiden anderen unterwerfen und die 
bürgerliche Freiheit untergraben. Ihr wird wahrscheinlich auch 
die Leitung des Staates zufallen, obwohl sie dazu am wenigsten 
geeignet ist. Diesen Gefahren nun hat man dadurch vorzu- 
beugen gesucht, daß man die stärkere durch die schwächere 
Gewalt hemmte (checks and balances) und hierdurch das Gleich- 
gewicht beretellte ` So wurde, wie wir noch sehen werden, im 
18. Jahrhundert in den Vereinigten Staaten die gesetzgebende 
durch das Veto des Präsidenten und das Nachprüfungsrecht 
der richterlichen eingeschränkt (während in Frankreich seit der 
Revolution Gesetzgebung und Rechtsprechung selbständig neben- 
einander stehen, weil die französische Auffassung die gegen- 
seitige Unabhängigkeit fordert). 

Durch jene Hemmung, welche die Gewaltentrennung zur 
Wirklichkeit machen soll, entsteht tatsächlich eine Gewalten- 


1) Diese Schwierigkeiten haben die Meinung entstehen lassen, die heutige 
Wissenschaft habe die Lehre verworfen. Zum Beweise verweist man auf 
eine in Jellineks „Ausgewählten Schriften und Reden“ befindliche Stelle, an 
der er ungefähr sagt, die Gewaltentrennung zerreiße die Staatsgewalt und 
mache die eine Gewalt zur Feindin der anderen. Man übersieht aber, daß 
er dort von der absoluten Gewaltentrennung spricht und daß er am Schlusse 
seiner „Allgemeinen Staatslehre“, wo er von den politischen Garantien handelt, 
schreibt: „Die entwickelte Organisation des modernen Staates beruht auf dem 
Dasein gesonderter, voneinander relativ (von mir unterstrichen) unab- 
hängiger Zuständigkeiten. Diese Sonderung hat sich zum Teil unbeeinflußt 
von jeder politischen Theorie vollzogen; sie ist auf dem Kontinente sodann 
in umfassenderem Maße durch die Einwirkung allgemeiner Lehrsätze, nament- 
lich der Lehre von der Gewaltenteilung, durchgeführt worden“ (3. A. S. 790). 
Eine relative Gewaltenteilung ist folglich nach J. eine politische Garantie des 
öffentlichen Rechtes. 
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stärkste muß sie daher am stärksten beschränkt werden: daher 
Spaltung in zwei Kammern, aufschiebendes Veto des Präsidenten, 
Prüfung der Gesetze durch die Gerichtshöfe, wodurch die aus- 
führende und die richterliche Gewalt nicht nur das Gemeinwesen, 
sondern auch sich selbst gegen die Übergriffe der gesetzgebenden 
schützen. Die zweitstärkste Gewalt ist die des Präsidenten; er 
gebietet über Heer und Flotte, ernennt einen großen Teil der 
Beamten, ist Mitinhaber der gesetzgebenden Gewalt, weshalb 
er durch das Mitwirkungsrecht des Senates bei Beamtenernen- 
nungen und bei dem Abschluß von Verträgen beschränkt wird. 
Die Bundesgerichtshöfe, welche nur wenige Beamte ernennen, 
weder Heere befehligen, noch Gesetze machen und Steuern 
ausschreiben, sie sind die schwächste der drei Gewalten; ihnen 
wird das Recht gegeben, die mit der Verfassung nicht über- 
einstimmenden Gesetze auf Ansuchen eines Klägers für nichtig 
zu erklären; außerdem werden die Richter auf Lebenszeit er- 
nannt. Ihnen liegt besonders der Schutz der Minderheiten ob, 
da ja, wie erwähnt wurde, Erklärungen der Menschenrechte 
einen Teil der Verfassungen bilden, so daß jeder Schritt vom 
geraden Pfade der Gerechtigkeit, den die Mehrheit tun mag, 
sofort erkannt und von ihnen geahndet werden kann !). 


Damit die Organe der drei Gewalten die nötige Wider- 
standskraft gegeneinander besitzen, werden die Funktionäre 
verschieden bestellt. Die Abgeordneten werden direkt, der 


to liberty from the overgrown and all-grasping prerogative of an hereditary 
magistrate . . . they seem never to have recollected the danger from legis- 
lative usurpations, which by assembling all power in the same hands, must 
lead to the same tyranny as is threatened by executive usurpations ... it is 
against the enterprising ambition of this (legislative) department that the 
people ought to indulge all their jealousy and exhaust all their precautions ... 
Its constitutional power being at once more extensive, and less susceptible 
of precise limite, it can, with the greater facility, mask, under complicated 
and indirect measures, the enroachments which it makes on the coordinate 
departments ... As the legislative department alone has access to the pockets 
of the people, and has in some constitutions full discretion, and in all a 
prevailing influence, over the pecuniary rewards of those who fill the other 
departments, a dependence is thus created in the latter which gives still 
greater facility to encroachments of the former.“ The Federalist Nr. 98. 
Was fast ein halbes Jahrhundert später Tocqueville („la concentration dans 
le pouvoir legislatif de tous les autres pouvoirs du gouvernement“), die große 
Gefahr der Demokratie nannte, hat Madison klar vorausgesehen. Auch die 
krommen Wege zum Ziele! 

') Die sehr wichtigen Ausführungen über die richterliche Gewalt in 
Nr. 78 und 79 des „Federalist“. 
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Präsident indirekt vom Volke, die Senatoren von den Parla- 
menten der Einzelstaaten gewählt, die Richter vom Präsidenten 
unter Mitwirkung des Senates ernannt, und zwar auf Lebenszeit. 
Und die Revision der Verfassung wird außerordentlich erschwert. 
Über diesen Gewalten, die alle den Souverän vertreten !), steht 
das gerecht denkende Volk und hält Wache, bereit, stets der- 
jenigen zu Hilfe, zu kommen, welche unrechtmäßigerweise be- 
drängt würde, damit das kunstvolle System, welches in seinem 
Interesse arbeitet, nicht gestört werde: durch den klaren Ausdruck 
seiner Meinung bei den Wahlen, durch die Presse und in Volks- 
versammlungen. Den Beamten aber, welcher seine Pflicht nicht 
erfüllt, erwartet die Staatsanklage (Impeachment) vor dem 
Parlamente. — 

Den Föderalisten wäre der heutigen Tages erhobene Vor- 
wurf, sie hätten eine absolute Gewaltenteilung eingeführt, un- 
verständlich gewesen, ja „The Federalist“ verteidigt sie in Nr. 47 
gegen die Meinung, die Gewaltenvereinigung sei von ihnen zu 
weit getrieben worden. Wogegen Montesquieu sich wende, sei 
die völlige Vereinigung zweier Gewalten. „His meaning (is) 
this, that when the whole power of one department is exercised 
by the same hands which possess the whole power of another 
department, the fundamental principles of a free constitution 
are inverted.“ Dagegen billige er es, daß ‚these departments .. 
have (a) partial agency... or control over, the acts of each 
other.“ Mit Beifall wird aus der Konstitution von New Hamp- 
shire eine Stelle angeführt, nach der die Gewaltentrennung 
nicht weiter ausgedehnt werden solle „as the nature of a free 
government will admit or as is consistent with that chain of 
connection that binds the whole fabric of the constitution in 
one indissoluble bond of unity and amity“. Hieraus geht un- 
zweideutig hervor, daß die Väter der Verfassung bereit gewesen 
wären, die Gewaltenvereinigung noch stärker zur Geltung zu 
bringen, wenn sie es für notwendig erachtet hätten. Aber sie 
wurden durch Montesquieu in die Irre geführt; ein Mehr als 
das königliche Veto, hatte er gelehrt, sei überflüssig. Darin 
bestärkte sie zweifellos auch die Tatsache, daß zu ihrer Zeit 
ein Washington den Senat wie sein Kabinett ansah und ein 
Hamilton der Gesetzgebung die Richtung gab; es lag nahe, 


1) Die Meinung, daß nur das Parlament das Volk vertrete, wurde noch 
von Louis Blanc bei der Beratung der Verfassungsgesetze der dritten Repu- 
blik ausgesprochen. Laboulaye hielt ihm die richtige für die D. entgegen. 


Hasbach, Die neuere Verfassungsentwicklung in den Vereinigten Staaten. 53 


stärkste muß sie daher am stärksten beschränkt werden: daher 
Spaltung in zwei Kammern, aufschiebendes Veto des Präsidenten, 
Prüfung der Gesetze durch die Gerichtshöfe, wodurch die aus- 
führende und die richterliche Gewalt nicht nur das Gemeinwesen, 
sondern auch sich selbst gegen die Übergriffe der gesetzgebenden 
schützen. Die zweitstärkste Gewalt ist die des Präsidenten; er 
gebietet über Heer und Flotte, ernennt einen großen Teil der 
Beamten, ist Mitinhaber der gesetzgebenden Gewalt, weshalb 
er durch das Mitwirkungsrecht des Senates bei Beamtenernen- 
nungen und bei dem Abschluß von Verträgen beschränkt wird. 
Die Bundesgerichtshöfe, welche nur wenige Beamte ernennen, 
weder Heere befehligen, noch Gesetze machen und Steuern 
ausschreiben, sie sind die schwächste der drei Gewalten; ihnen 
wird das Recht gegeben, die mit der Verfassung nicht über- 
einstimmenden Gesetze auf Ansuchen eines Klägers für nichtig 
zu erklären; außerdem werden die Richter auf Lebenszeit er- 
nannt. Ihnen liegt besonders der Schutz der Minderheiten ob, 
da ja, wie erwähnt wurde, Erklärungen der Menschenrechte 
einen Teil der Verfassungen bilden, so daß jeder Schritt vom 
geraden Pfade der Gerechtigkeit, den die Mehrheit tun mag, 
sofort erkannt und von ihnen geahndet werden kann !). 
Damit die Organe der drei Gewalten die nötige Wider- 
standskraft gegeneinander besitzen, werden die Funktionäre 
verschieden bestellt. Die Abgeordneten werden direkt, der 


to liberty from the overgrown and all-grasping prerogative of an hereditary 
magistrate . . . they seem never to have recollected the danger from legis- 
lative usurpations, which by assembling all power in the same hands, must 
lead to the same tyranny as is threatened by executive usurpations ... it is 
against the enterprising ambition of this (legislative) department that the 
people ought to indulge all their jealousy and exhaust all their precautions ... 
Its constitutional power being at once more extensive, and less susceptible 
of precise limite, it can, with the greater facility, mask, under complicated 
and indirect measures, the enroachments which it makes on the coordinate 
departments ... As the legislative department alone has access to the pockets 
of the people, and has in some constitutions full discretion, and in all a 
prevailing influence, over the pecuniary rewards of those who fill the other 
departments, a dependence is thus created in the latter which gives still 
greater facility to encroachments of the former.“ The Federalist Nr. 98. 
Was fast ein halbes Jahrhundert später Tocqueville („la concentration dans 
le pouvoir legislatif de tous les autres pouvoirs du gouvernement“), die große 
Gefahr der Demokratie nannte, hat Madison klar vorausgesehen. Auch die 
krummen Wege zum Ziele! 

>) Die sehr wichtigen Ausführungen über die richterliche Gewalt in 
Nr. 78 und 79 des „Federalist“. 
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Das ist also das Wunderliche der amerikanischen Entwicklung, 
daß die nicht als eine absolut gedachte Gewaltenteilung zu 
einer unterirdischen Gewaltenvereinigung wird und daß der 
nur eine gewisse Zeit im Jahre tagende Kongreß das ganze 
Staatswesen beherrscht, ohne doch verantwortlich zu sein. Wie 
können es Hunderte von im Verborgenen schaffenden Parla- 
mentariern sein? Dieser Mangel an offener straffer Zusammen- 
fassung der Zügel und Einheitlichkeit ist das größte Übel! 
Es tritt nun auch die große Unwahrheit der demokratischen 
Theorie hervor: das Volk soll seine Vertreter kontrollieren, 
aber es sieht nur ungenügend, was sie treiben. 

Diese Entwicklung ist im zweiten Drittel des 19. Jahr- 
hunderts abgeschlossen. Der Kongreß hat an Mitgliederzahl 
und Erfahrung zugenommen, während die Reihe der großen 
Präsidenten vorübergegangen ist. Die Führung fällt vorzugsweise 
dem Senate zu, in den hervorragende Männer einziehen, wie 
Calhoun, Webster, Clay, welche die gleichzeitigen Präsidenten 
an politischer Begabung überragen, aber selbst nicht die Würde 
des Präsidenten zu erringen vermögen, der nun hauptsächlich 
durch die Verteilung der Parteibeute in Anspruch genommen wird. 

Der Parteibeutel Doch wir müssen die Erörterung dieses 
Begriffes noch aufschieben. 

Das System der Gewaltenteilung, welches die Bundesver- 
fassung geschaffen hatte, wurde auch in den Einzelstaaten an- 
genommen; in den älteren gestaltete man die Verfassungen um, 
wenn sie wesentlich von dem Muster abwichen. Der Gouverneur 
hatte ursprünglich sehr viel geringere Befugnisse als der Prä- 
sident; sie wurden erst in späterer Zeit ziemlich allgemein um 
das Veto vermehrt, das im Anfange nur in New York und Massa- 
chusetts bestanden hatte, während man diejenigen der Parla- 
mente, die einen sehr großen Teil der Beamten ernannt hatten, 
verminderte; die Volkswahl trat an die Stelle der Beamten- 
ernennungen durch die Kammern. Heutigen Tages sind die 
wichtigsten Unterschiede zwischen der Verfassung des Bundes 
und derjenigen der Einzelstaaten folgende drei: 1. Die Richter 
werden in drei Vierteln aller Staaten vom Volke auf eine be- 
schränkte Zeit gewählt; 2. der Gouverneur ernennt nur wenige 
Beamte (sein Ernennungsrecht nimmt mit zunehmender, die 
gewerbliche Freiheit einschränkender Wohlfahrtspolizei zu), er 
ernennt auch sein ‚Kabinett‘ nicht und hat Aufsichtsrechte weder 
über seine Kollegen noch über die übrigen Beamten. Jeder 
Beamte schaltet sehr frei in seinem Kreise, nur dem Volke, 
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anzunehmen, daß auch in der Zukunft die Exekutive eine der- 
jenigen des konstitutionellen Fürsten und seiner Minister ähn- 
liche Führerstellung behaupten werde. Aber dazu hätten sie der 
Exekutive in der Verfassung die Initiative für jede Art der 
Gesetzgebung erteilen müssen, was sie unterließen !). 

So wurde die an sich nicht absolute Gewaltenteilung tat- 
sächlich eine absolute. Abgesehen von dem Einspruchsrecht 
des Präsidenten, das zur Beaufsichtigung des Kongresses nicht 
genügt, ist kein sich gegenseitig kontrollierendes Zusammen- 
wirken der ausführenden und gesetzgebenden Gewalt vorgesehen. 
Er hat keine Gesetzesinitiative, er legt kein Budget vor, die 
Staatssekretäre verteidigen ihre Gesetzentwürfe nicht im Kon- 
gresse, ihre Tätigkeit wird dort nicht offen beurteilt, sie er- 
scheinen nicht einmal in den Sitzungen. Die Exekutive arbeitet 
im Stillen. Ebenso der gesetzgebende Körper, der in eine große 
Zahl Ausschüsse zerfällt, die voneinander unabhängig, die ihnen 
zugewiesenen Aufgaben im geheimen mit dem geringsten Auf- ` 
wande öffentlicher Debatten, gegebenenfalls durch wechselseitige 
Unterstützung (log-rolling: gegenseitige Hilfe beim Rollen der 
Baumstämıne) erledigen. Das Parlament hat wohl Sprecher, 
aber keine Führer im Sinne der parlamentarischen Regierung. 
Wie könnte es sie haben, da die Leiter der Parteien keine 
offene Gewalt über die Exekutive besitzen, nicht einmal, wie 
diejenigen der deutschen, die Regierung angesichts des ganzen 
Volkes anklagen können? Und sie vermögen weder Präsidenten 
noch Minister abzusetzen. Freilich eine mehr oder minder 
geheime Macht über die Exekutive hat der Kongreß. Die Er- 
nennungen der Bundesbeamten und der Abschluß von Staats- 
verträgen geben dem Senate die Handhabe zur Unterwerfung 
des Präsidenten, während das Unterhaus hauptsächlich durch 
die Verfügung über den Geldbeutel der Nation den Staats- 
sekretären, welche Geld brauchen, die Route vorschreibt, indem 
es sie vor seine Ausschüsse lädt und ihnen Berichte abverlangt. 


1) Daß verschiedene Männer die Exekutive gerne gestärkt hätten, ist 
immerhin belehrend. „At the period of the Convention“, schreibt Curtis, 
„be (Hamilton) held that the chief want of this country was a government 
into which the element of a permanent tenure of office could be largely in- 
fused, and he read in the Convention a plan by which the Excentive and 
the Senate would hold their offices during good behaviour.“ History of the 
Constitution of the United Staates, 1854, I 411. Und von dem Gouverneur 
Morris berichtet derselbe Schriftsteller, er sei gewesen „in favor of au execu- 
tive during good behaviour, of a Senate for life, and of a freehold qualifi- 
cation for electors of representatives.“ a. a. O. I 446. 
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souveräne Volk, das seine Agenten zur Verantwortung ziehen 
soll, ist zu dieser Aufgabe unfähig! Und mit zunehmender 
Demokratisierung nahmen die Volkswahlen, abgesehen vom 
Bunde zu, die Amtszeit wurde kürzer, Rotation in Office die Regel, 
die Zahl der Wähler nahm zu, während ihre kollektivpolitische 
Befähigung abnahm. Die Bevölkerung wuchs nicht nur im 
Kampfe mit Urwald und Prärie, sondern auch in den sich 
bildenden und ausdehnenden Handels- und Fabrikstädten; das 
allgemeine gleiche Wahlrecht aber breitete sich rasch aus und 
wurde nicht nur für Einzelstaat und Bund, sondern auch für 
Grafschaft und Gemeinde gewährt, nicht nur den geborenen 
Amerikanern, sondern auch den Einwanderern, wenn sie leicht 
zu erfüllenden Bedingungen genügten. 

Es war nicht zu vermeiden, daß sich lokale Organisationen 
bildeten, welche die Wähler über die Kandidaten aufklärten, 
die ihnen genehmen aufstellten und die Wahlkämpfe ausfochten. 
Wie hätten sich so große Haufen in der manchmal geradezu 
ungeheuren Zahl von Bewerbern zurechtfinden, wie hätten sie 
die große Zahl von Stellen jahraus, jahrein besetzen können! 
Da es nicht-lokale Wahlbezirke gibt, mußte eine Delegierten- 
organisation geschaffen werden, und ein halbes Jahrhundert 
nach der Begründung des Bundesstaates umklammerten solche 
lückenlose Organisationen die ganze Union. Es waren selbst- 
verständlich Parteiorganisationen. Über sie ist der heutige 
Amerikaner fast noch erbitterter, als über die Gewaltenteilung. 
Ist seine Erbitterung gerechtfertigt? Müssen die denn nicht 
entstehen? Der Souverän ist das Volk; die gesefzgebende, aus- 


Köstlich beschreibt den Wirrwarr im Staate Oregon W. S. U’Ren: „There 
are 47 boards and commissions created to enforce the laws and manage the busi- 
ness of the State of Oregon. In addition to these we have the governor, secretary 
ofstate, state-treasurer, superintendent of instruction, state-printer, attorney- 
general, commissioner of labor, 34 sheriffs, unknown numbers of deputies, 
police and constables, 11 district attorneys and 17 deputies. Everyone is in 
a great degree independent of all others and of every body else. 
There is no officer who is responsible to the people of the State... . The 
constitution says that the governor „shall take care that the laws of the 
state be faithfully executed“, but gives him no power beyond that of making 
recommendations. No succesful private business is conducted so carelessly as 
American public business. .. . At some general elections the voters must 
choose from 20 to 39 officers... . The usual number of candidates varies 
from about 80 to 170... . The average citizen is compelled to vote according 
to his party brand, because he cannot possibly have knowledge of the unfit 
among so many candidates for so many offices.“ C. A. Beard and B. E. Shultz, 
Documents on the State-Wide Initiative, Referendum and Recall 1912, S. 849. 
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führende, richterliche Gewalt sind seine Agenten, seinem Willen 
haben sie zu gehorchen. Wie soll aber das Volk einen ein- 
heitlichen Willen erlangen, wenn nicht durch eine Parteiorgani- 
sation? Das ist ja die Erbsünde der Demokratie, daß hier stets 
ein partikularer Wille dem Staatsleben die Ziele steckt, nämlich 
der Wille der stärkeren Partei. Damit aber eine Partei ihren 
Willen der schwächeren aufzwingen kann (woran sie weder die 
Menschenrechte noch die Gerichtshöfe verhindern können, da 
die Herrschaft der Mehrheit eines ihrer Prinzipien ist), muß 
sie kräftig organisiert sein, sie muß über Menschen, die für sie 
kämpfen, und über Geld verfügen. Die Männer, welche ihre 
Schlachten schlagen, müssen belohnt werden. Für sie werden 
die Stellen in Staat, Grafschaft und Gemeinde gewonnen und 
ein Teil des zur Eroberung der Macht erlangten Geldes wird 
unter sie verteilt. Es war natürlich, daß begabte Männer die 
„Maschinen“ lenkten. Nichts gedeiht ohne Leitung. Die „City- 
Bosses“ und ‚State Bosses“ sind die eigentlichen, freilich der 
Verfassung unbekannten Beherrscher Amerikas. An sie wendet 
sich, wer eine Stelle, den Erlaß oder die Abschaffung eines 
Gesetzes, eine Konzession, Straffreiheit usw. verlangt. Zuweilen 
ähneln sie Räuberhauptleuten, welche den Zahlenden Schutz 
gewähren !). Daß es ihnen nicht an Gelegenheit gebricht, Geld 
anzuhäufen, ist leicht verständlich, und, wenn sie etwa einen 
Sitz im Bundessenat begehren sollten, werden ihre Myrmidonen 
sie wählen. Auch diese Herrscher sind ganz unverantwortlich. 
„So haben wir außerhalb der Regierung‘, schreibt Woodrow 
Wilson, „aufgerichtet, was wir innerhalb ihrer einzurichten uns 
fürchteten: konzentrierte Macht, Verwaltungskontrolle, die Er- 
nennungs- und Entlassungsgewalt.‘‘ Weshalb die Klagen über 
die Herrschaft der Partei? Wegen des besonderen Charakters 
der amerikanischen Parteien. ‚„Selbstverständlich sind Parteien 
notwendig‘, sagt derselbe Staatsmann. „Sie sind nicht nur 
notwendig, sondern wünschenswert, damit politische Überzeu- 
gungen organisiert und Menschen mit gleichen Meinungen und 
Absichten zu wirksamem, dauerndem Zusammenschaffen ver- 


einigt werden können. ... Seit unvordenklichen Zeiten hat es 
Parteien gegeben, aber niemals und nirgendwo Parteiorgani- 
sationen wie bei uns. .. . Die Ernennungsmaschinerie ist das 


Rückgrat der Parteiorganisation geworden. Sie belohnt die 


!) Eine sehr gute Schilderung der Boßwirtschaft bei J. F, Chapman, 
Government and Democracy, 1894. 
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Führer mit Einfluß oder Amt... . es sind Leute, welche oft 
außerhalb der Regierung stehen, kein Amt bekleiden, nicht um 
Stimmen werben und für ihre Tätigkeit durch geheime Vor- 
gänge, welche das Volk nicht kontrollieren kann, ausgewählt 
werden. ... Kein Regierungsbeamter hat das Recht, zu ernennen 
oder zu wählen. Deshalb müssen es die Parteibosses tun, die 
nicht Regierungsbeamte sind und ihre Ernennungen sind tatsäch- 
lich Anstellungen, wenn sie zu der siegreichen Partei gehören. ... 
Die Maschine ist eine außerhalb stehende Macht, über welche 
der Wähler keine Macht hat... . Wir haben die Lage geschaffen 
und müssen sie entweder ändern oder bei ihren Resultaten 
verharren!!).... . 

Durch die Parteiorganisation ist folglich die Partei eine 
Versorgungs- und Bereicherungsanstalt für den Boß und seine 
Mannen geworden. Der Kampf um die Präsidentschaft wird 
in erster Linie zu dem Zweck geführt, eine Person durchzu- 
bringen, die infolge ihrer Ernennungsgewalt (die er unter dem 
Druck seiner von Bosses ausgewählten Parteigenossen im Kongreß 
ausübt) eine ungeheure Beute unter seine Partei verteilt. Aber 
nur wenige dieser Stellen sind angesehen oder bringen mehr 
als ein mäßiges Einkommen, und die Sicherheit, es längere Zeit 
zu genießen, ist gering. Es waren und sind häufig die Ent- 
gleisten, die sich um sie bewerben?2). Man begann sich auf 
unrechtmäßige Weise im Bunde wie in den Einzelstaaten und 
Gemeinden zu bereichern. Mit der riesigen Zunahme des Reich- 
tums nach der Niederwerfung der Südstaaten nehmen die Be- 
stechungsmittel und zugleich das Bedürfnis nach der Unter- 
werfung des Staates und der großen Städte zu: Erlaß und 
Abwehr von Gesetzen, Konzessionen, Expropriationen, Aneig- 
nung der freien oder im Besitze des Staates oder der Gemeinde 
befindlichen Güter. So kam es schließlich so weit, daß die 
großen Unternehmer und Aktiengesellschaften durch den Boß 
und die Parteimaschine in Staat und Gemeinde tatsächlich, wie 
in ihren Betrieben, Befehle gaben. Fast die ganze Gesetz- 
gebung schreibt Woodrow Wilson in dem vorher angeführten 
Aufsatze „wird in den Schreibstuben der Advokaten (Wilson 
meint der Gewaltigen) entworfen, in Ausschußsitzungen erörtert, 
ohne Debatte angenommen. Gesetzentwürfe, welche die Maschine 


') Atlantic Monthly, May 1910 und in Munroe, The Initiative, Referen- 
dum and Recall, 1912, S. 76 f. 


?) Weshalb „government service asylum for the unfortunate“ genannt wird. 
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und ihre Auftraggeber nicht wünschen, werden in den Aus- 
schüssen erstickt; Maßregeln, welche sie wünschen, vorgelegt 
und durchgepeitscht..... Anstatt eine wahrhaft repräsentative 
Regierung zu haben, haben wir ein undurchdringliches Organi- 
sationsdickicht, welches zwischen dem Volke und der Regierung 
steht... . Was wir beseitigen müssen, ist die Beherrschung 
der Politik und unseres Lebens durch den großen Reichtum.“ 

Blicken wir zurück! Drei Angriffspunkte kennt der mo- 
derne Amerikaner: Gewaltenteilung, Parteiorganisation, Korrup- 
tion; die Gewaltenteilung aber sei die Voraussetzung für die 
Entstehung der anderen Übel. Die Föderalisten ahnten nicht, 
daß wenig mehr als 100 Jahre später die von ihnen geschaffene 
Verfassung und die ihr nachgebildeten Verfassungen der Einzel- 
staaten und Städte von Millionen amerikanischer Bürger als die 
Ursache aller politischen Mißstände betrachtet werden würden: 
sie seien zur Knechtung des Volkes, zur Unterdrückung der 
Mehrheit durch die Minderheit, zur Ausbeutung der Bürger 
ersonnen worden. Nicht mehr ‚Republic‘, sondern „Democracy“ 
ist der von Westen nach Osten hallende Ruf. Sie sahen die 
Kräfte nicht voraus, die ihr Werk schädigen mußten. Sie er- 
kannten nicht, daß das allgemeine, gleiche Stimmrecht, für das 
sie nicht eingenommen waren, in der Demokratie unvermeidlich 
ist. Die Partei ist für sie etwas Unerwünschtes, etwas Fernzu- 
haltendes, wie für Rousseau oder Siey&s; in seinem Abschieds- 
worte warnt Washington vor den Parteien. Sie scheinen geglaubt 
zu haben, daß die Bürger ihren politischen Pflichten ohne das 
Dazwischentreten einer Partei genügen könnten. Und vielleicht 
war diese Meinung für ihre Zeit nicht unberechtigt. Das all- 
gemeine Stimmrecht bestand noch nicht, die Volkswahl hatte 
beschränkten Umfang, große Vermögen, große Gesellschaften und 
Truste hatten sich noch nicht gebildet, es herrschte mehr Wohl- 
stand als Reichtum, die höheren Klassen besaßen ein natür- 
liches soziales Übergewicht, die Bevölkernng war relativ un- 
bedeutend, große Städte mit einer einheimischen oder durch 
Massenzuzug aus Europa vermehrten proletarischen Bevölkerung 
waren noch kein charakteristischer Zug des Landes, die schlechten 
Verkehrsverhältnisse erschwerten den für die Parteientwicklung 
so notwendigen Zusammenhang von Führern und Geführten, 
kriegerische Verwicklungen und die Begabung hervorragender 
Männer gaben lange Zeit im Bunde dem Präsidentenamte eine 
leitende Stellung, während die politische Unerfahrenheit der 
Abgeordneten sie zu den Ministern emporblicken ließ und das 
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Zuvor sei die Ausführung gestattet, wie vorteilhaft sich die 
Gewaltenteilung der deutschen konstitutionellen Monarchie von 
der amerikanischen unterscheidet. Der Monarch verkörpert die 
Staatseinheit, er hat die Gesetzgebungsinitiative, die Minister 
erscheinen im Parlamente, verteidigen ihre Entwürfe, unterstehen 
der Kontrolle der Kammern. Dazu kommt noch, daß der Mo- 
narch (wie der Souverän in der parlamentarischen Monarchie) 
die Kammer auflösen kann, während die Kammer einen Minister 
nicht direkt zum Rücktritt zu zwingen vermag. Dagegen hat 
der Präsident nicht das Recht, den Kongreß aufzulösen, wie 
der Kongreß weder ihn noch sein Kabinett zu beseitigen befugt 
ist, eine andere Konsequenz der „absoluten“ Gewaltenteilung. 


II. Überblick über die Reformen. 


Der Kampf gegen die Korruption der Parlamente beginnt 
ın den Einzelstaaten, weil sie hier am schamlosesten waltete 
und Verfassungsänderungen leichter sind, als im Bunde. Mit 
Konvent und Verfassungsreferendum, die sich seit dem Ende 
des zweiten Jahrzehntes des vorigen Jahrhunderts rasch aus- 
breiten, erreicht man bei der Revision der Verfassungen, daß 
die Legislaturperioden vermindert werden!), die Sessionsdauer 
verkürzt oder die Zahl der Tage, für welche Diäten überhaupt 
oder die vollen Diäten zu zahlen sind, bestimmt?), die Geschäfts- 
ordnung den Kammern vorgeschrieben wird®). Mit einer Art 
Gesetzesreferendum erlangt das Volk die Entscheidung über 
bestimmte, in der Verfassung vorgesehene, von der Kammer 


D Nur noch in sechs Staaten treten die Kammern jedes Jahr zusammen: 
Rhode Island, Massachusetts, New Jersey, New York, Georgia, South Carolina. 
In Alabama und Mississippi sogar nur alle vier Jahre. Daneben außerordent- 
liche Sitzungen. 

D In den meisten Staaten etwa sechs Wochen bis drei Monate. 

D Die wichtigsten Bestimmungen sind folgende: 

1. Kein Gesetz darf erlassen werden, wenn nicht vorher ein Entwurf 
eingebracht worden ist. 

2. Entwürfe dürfen nur bis zu einem bestimmten Zeitpunkt vorgelegt 
werden und müssen vor der Abstimmung im Druck vorliegen. 

8. Dreimalige Lesung nach Paragraphen (sections) an drei verschiedenen 
Tagen ist erforderlich, bei der dritten sind Abänderungsanträge nicht 
mehr zulässig. 

4. Die Mehrheit aller gewählten Mitglieder muß für den Entwurf stimmen. 

5. Jedes Gesetz muß nur von einem Gegenstande handeln, der im Titel 
der Bill deutlich anzugeben ist. 

6. In allen Fällen, wo allgemeine Gesetze erlassen werden können, sind 
Spezialgesetze verboten. 
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vorbereitete Angelegenheiten, z. B. über Steuerfuß und Anleihen. 
Schließlich geht man dazu über, dem Parlamente vieles zu 
entwinden und sich vorzubehalten 1, Durch diese amerikanischen 
Formen des Referendums und der Initiative wird das Volk 
selbst Gesetzgeber. Es ist wohl der beste Beweis für den un- 
gesunden Charakter der amerikanischen Zustände, daß man 
das wichtigste Staatsorgan, das für das Volk funktionieren soll, 
lahm legen, sterilisieren mußte zum Wohle des Volks. 
Allmählich überzeugte man sich, daß man mit dieser Methode 
doch nicht zum Ziele komme. Erstens fanden die geriebenen 
Berufspolitiker doch immer wieder Wege, die nicht versperrt 
waren; zur Verdeutlichung hat man an den Wettbewerb zwischen 
Kanonengießern und Panzerplattenfabrikanten erinnert?). Zwei- 
tens konnte man die Parlamente mit allen Vorbehalten nicht 
zwingen, die vom Volke gewünschten Gesetze zu machen. 
Drittens war es unmöglich, ein Referendum abzuhalten, wenn 
das von der Kammer beschlossene Gesetz nicht in eine aus- 
drücklich von der Verfassung aufgezählte Kategorie fiel. Da 
wurde man im neunten Jahrzehnte des vorigen Jahrhunderts 
mit den Schweizer Formen der Initiative und des Referendums 
bekannt, welche diese Wünsche befriedigten. Sie wurden in 
mehreren Staaten des Westens in verhältnismäßig kurzer Zeit 
nachgeahmt, nur das obligatorische Referendum wurde nicht 
eingeführt; bei der ungeheuren Hervorbringungskraft der ame- 
rikanischen Parlamente wäre es undurchführbar gewesen). 
Die wichtigste Errungenschaft war die Erleichterung der Ver- 
fassungsrevision. Wo die Verfassungsinitiative des Volkes nicht 
besteht, müssen die Parlamente der meisten Staaten in zwei 
aufeinander folgenden Legislaturperioden (so daß inzwischen 


!') Zum Beispiel zählt die Verfassung von Montana eine lange Reihe 
der dem Parlamente von Montana verbotenen Gesetzgebungsgebiete auf. 

”) Wenigstens ein Beispiel sei angeführt. Als man den Parlamenten 
verboten hatte, Spezial- und Lokalgesetze zu erlassen, machten sie Gesetze, 
die formell allgemein waren, tatsächlich sich aber nur auf einen oder zwei 
Orte beziehen konnten. Es hieß z. B. im Gesetze, alle Städte über 200000 Ein- 
wohner sollen ... Im Staate befand sich nur eine Stadt mit dieser Be- 
völkerungszahl. — Wie häufig werden die Bestimmungen der Geschäfts- 
ordnungen umgangen! 

D Auch hierfür ein neueres Beispiel! Dem Gouverneur von California 
lagen als Frucht der Session von 1913 etwa 1150 Gesetzentwürfe vor; 
353 hatte er im April schon unterzeichnet, 800 erwarteten noch seine Ent- 
scheidung. Equity, 1913, S. 183. Wie viele mögen in den Ausschüssen um- 
gebracht worden sein! 
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das Volk bei einer Wahl seine Meinung kundgetan hat) die 
Änderung beschließen und oft mit einer höheren als der ein- 
fachen Mehrheit!). Jetzt genügt es, daß eine Petition um eine 
Verfassungsänderung, welche die vorgeschriebene Zahl von 
Unterschriften erlangt hat, dem Volke vorgelegt wird und die 
Mehrheit erlangt. Bei dem alten Verfahren erstreckten sich 
Verfassungsrevisionen manchmal über mehrere Jahre, jetzt 
genügen einige Monate. Wir werden die neuen Einrichtungen 
im dritten Kapitel ausführlich besprechen. Hier gehen wir auf 
andere Maßregeln zur Beseitigung der parlamentarischen Kor- 
ruption ein. 

Es wurde in den Kammern ein ehrengerichtliches Verfahren 
ausgebildet, das aber wenig fruchtbar gewesen ist. So wurde 
vor kurzem ein Senator des Staates New York von seinen Be- 
rufsgenossen freigesprochen, der wenige Wochen später vom 
Gerichte schwer bestraft wurde, weil er sich hatte bestechen 
lassen. Außerdem bildeten sich Vereine zur Überwachung der 
parlamentarischen Tätigkeit der Abgeordneten, welche vor den 
Wahlen den politischen Lebenslauf der Kandidaten auf das 
Genaueste und in einer Weise in den Zeitungen besprechen, 
daß manchem die Schamröte ins Gesicht treten muß; wenigstens 
in Deutschland würde es so sein?). 


') Vgl. W. F. Dodd, The Revision and Amendment of Constitutions, 1910. 
Die Verfahren sind recht verschieden, s. S. 119 f. 

’) Aus dem Directory der „Evening Post“ für die Novemberwahlen 1912 
in New York: 

Michael C. (Dem.) — Lawyer formerly an accountant, a school teacher, 
and a newspaper correspondent; graduate of University of Michigan; defeated 
for House in 1900 and elected to Sixty-first and Sixty-second Congresses; 
at one time an assistant corporation counsel; of no ascertainable public value 
as a Representative during his four years’ service. 

William S. (Dem., Ind. L.) — Present Controller, elected in 1910; 
served several terms in Assembly and Senate where his work was of thorough 
machine type; was County Clerk, 1895—7, and has been a Deputy Tax Com- 
missioner in this city; a Controller he early asked the State Civil Service 
Commission to transfer a number of offices in his department from the pro- 
tected to the exempt class; by this and other means he found places for a 
number of Tammany men who were looking for jobs; should be defeated. 

Timothy D. 8. (Dem.) — Protessional politician and spoilsman; inter- 
ested largely in theatres and real estate; formerly active in horse racing and 
gambling; for years a power on the East Side; was in Assembly 1887—1893, 
in State Senate, 1894—1902; a member of the House, 1904—7; back in 
Senate, 1909—1912; reports of his failing health have been frequent of late; 
a candidate unfit for any office. 

Zeitschrift für Politik. 7. 5 
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Beschränkungen des Bundesparlamentes durch Initiative 
und Referendum bestehen nicht. Auch ist ihre Einführung, 
abgesehen von vereinzelten Abstimmungen dieser Art, bei der 
ungeheuren Größe des Bundesgebietes und der zahlreichen Be- 
völkerung wenig wahrscheinlich; hier kann voraussichtlich nur 
eine enge Verbindung der ausführenden und gesetzgebenden 
Gewalt durch wahrhaft repräsentative Einrichtungen zum Ziele 
führen. Dagegen finden sich auch hier ehrengerichtliches Ver- 
fahren und Überwachungsvereine. Und während dies geschrieben 
wird, werden in Washington parlamentarische Untersuchungen 
über die Beeinflussung der Abgeordneten durch Agenten wirt- 
schaftlicher Interessenten abgehalten. 

Wenden wir uns zu den Maßregeln zur Bekämpfung der 
Beamtenkorruption! Gegen den schuldigen Beamten kann 
der Bürger eine Klage vor dem ordentlichen Richter erheben; 
alle Zivilbeamten sind auch durch das „Impeachment‘“ zu be- 
langen. Dem raffinierten Beamten ist aber auf dem gewöhn- 
lichen Klagewege schwer beizukommen, und die gegen hohe 
Beamte, wie Präsidenten, Gouverneure, Richter angewandte 
Staatsanklage hat kümmerliche Früchte getragen. Im Bunde 
wurde sie neunmal erhoben, dreimal mit Erfolg, zuletzt im 
Winter 1912/13 gegen den Richter Archbald; in den Einzel- 
staaten ist das Verhältnis der Verurteilungen zu den Klagen 
wenig höher. Die Notwendigkeit, eine Zweidrittelmehrheit in 
einem Urteil zusammenzufassen, hat den geringen Erfolg ver- 
schuldet und von der Anwendung des Verfahrens abgeschreckt. 
Außerdem soll nach der Verfassung (I, 3, 7) das Urteil nur auf 
Entfernung aus dem Amte, (bei schwereren Fällen der Untreue) 
aber auf Aberkennung der Fähigkeit, irgend ein bezahltes oder 
Ehrenamt zu bekleiden, lauten; doch steht einem nachfolgenden 
Prozeß nichts im Wege. Diese Verhältnisse ließen das Bedürfnis 
hervortreten, pflichtvergessene Beamte durch ein einfaches Ver- 
fahren ohne strenge prozessualische Formen zu beseitigen, 
nämlich durch die Abberufung (Recall), die in anderer Form 
schon in der Schweiz besteht. Ihr unterliegen aber auch Ab- 
geordnete. Im vierten Kapitel soll von ihr gehandelt werden. 

Die Richter müssen besonders erwähnt werden. Aus mehreren 
Gründen. Erstens haben die meisten Einzelstaaten gegen Richter, 
die nur unfähig sind, aber sich kein Vergehen haben zu schulden 
kommen lassen, oder gegen welche sich kein genügendes Beweis- 
material zusammenbringen läßt, neben dem „Impeachment‘“ ein 
besonderes Verfahren ausgebildet, das wegen des Mangels an 
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strengen prozessualischen Formen mit der Abberufung einige Ähn 
lichkeit hat: das Parlament ist berechtigt, durch übereinstimmen- 
den Beschluß beider Häuser einen Richter aus seinem Amte zu 
entfernen; doch bleibt dem Beamten die ausreichende Verteidi- 
gung unbenommen!). Da jedoch auch hierfür gewöhnlich eine 
Zweidrittelmehrheit verlangt wird, ist das Verfahren ebenso- 
wenig wie das Impeachment erfolgreich gewesen. Daher wurde 
von vielen Politikern gefordert, die Abberufung auf sie aus- 
zudehnen, während andere behaupten, das Richteramt sei so 
eigentümlicher Art, daß sie nicht auf sie angewandt werden 
dürfe. Aber nicht nur durch Amtsvergehen und Amtsunfähig- 
keit haben die amerikanischen Richter die Erbitterung des Volkes 
gegen sich hervorgerufen. Sie haben ja auch das Recht, Gesetze 
gegebenenfalls für nichtig zu erklären, und ihre Gegner be- 
haupten, daß sie sehr oft keinen dem Charakter der heutigen 
sozialen Verhältnisse entsprechenden Gebrauch davon gemacht, 
sondern sich bewußt oder unbewußt, gegen oder ohne Entgelt, 
auf den Standpunkt der reichen Klassen gestellt hätten. Ein 
Teil ihrer Gegner möchte ihnen das Recht ganz aberkennen, 
ein anderer ihre Entscheidungen einem fakultativen Referendum 
unterwerfen. Die einflußreichsten, die Bundesrichter, schlagen 
einige Politiker vor, abzurufen oder durch Volkswahl zu bestellen. 
Der richterlichen Gewalt ist das fünfte Kapitel gewidmet. 

Wir gehen zu den amerikanischen Städten über. Die Übel, 
an denen sie kranken, haben zwei Ursachen: 1. die korrupte 
Gesetzgebung der Einzelstaaten; 2. die korrupten Stadtverwal- 
tungen. Von den städtischen Beamten sprechen wir an anderer 
Stelle. 

Sie sind von der staatlichen Gesetzgebung in einer in Mittel- 
europa unbekannten Weise abhängig. Die Parlamente erließen 
Gesetze, welche den Berufspolitikern direkt Vorteile zuwandten 
oder ihnen die Plünderung der Städte ermöglichten. Hiergegen 
schützten sie sich, wie die Bürger der Einzelstaaten, daß sie bei 
der Revision der Staats- oder Stadtverfassungen in diese Be- 
stimmungen aufnehmen ließen, nach denen dort aufgezählte 
Angelegenheiten, z. B. Steuern, Anleihen, neue Städteordnungen, 


1) In der Verfassung Alabamas vom Jahre 1830 tritt die Eigentümlich- 
keit des Verfahrens scharf hervor. Die Richter waren bis dahin auf Lebens- 
zeit angestellt worden, von jetzt an sollen sie nur auf sechs Jahre gewählt werden. 
Wenn „wilful neglect of duty and other reasonable cause“ nicht genüge, um 
die Staatsanklage zu erheben, dann soll der Gouverneur „on the address of 
?/, of each house“ ihn seines Amtes entsetzen. 


ch 
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einem Referendum der Stadtbürger unterzogen werden müßten; 
manchmal gingen die Parlamente gerne darauf ein, weil bei 
der Verschiedenheit der Herkunft der Einwohner und ihrer 
Sitten schwebende Fragen kaum anders hätten befriedigend 
gelöst werden können, z.B. die Temperenzfrage. Hierauf folgte, 
wie in den Einzelstaaten, die Ausschließung der Gesetzgebung 
von bestimmten städtischen Angelegenheiten. Von größter 
Wichtigkeit war es, daß der Staat Missouri im Jahre 1875 den 
Städten über 100000 Einwohner das Recht gab, sich selbst 
Städteordnungen zu geben, welchem Beispiele die westlichen 
Staaten California, Oregon, Washington, Minnesota, Colorado, 
Oklahoma, Michigan folgten. In diesen sogenannten „Home- 
Rule Charters“ kamen Initiative und Referendum zur vollsten 
Geltung. Dann dehnten zuerst Staaten des Westens die in 
ihnen erprobten schweizerischen Einrichtungen durch Verfas- 
sungsbestimmungen oder durch Gesetze!) auf die Städte aus, 
schließlich führte „The Commission Government“ zu einer neuen 
Hochflut der Volksgesetzgebung?). Unter den verschiedenen 
Arten die Stadtverwaltung zu bestellen, ist dies die eigentüm- 
lichste. Sie besteht darin, sie einer kleinen Zahl von gewählten 
Beamten zu übertragen, welche alle Anordnungen erlassen und 
die anderen Beamten nach ihrer Befähigung ernennen. Da 
hierdurch die Zahl der vom Volke zu wählenden Beamten be- 
deutend vermindert, die Wahlliste verkürzt wird, so nennt man 
die Bewegung zur Einführung des neuen Systems auch „The 
Short Ballot Movement“. Die unumschränkte Bureaukratie wider- 
spricht offenbar dem Prinzip der Demokratie; deshalb wurden 
in späteren Städteordnungen Referendum und Initiative hinzu- 
gefügt. Dieses neue Verwaltungssystem werden wir im sechsten 
Kapitel genauer betrachten. Hier stehe nur die Bemerkung, 
daß es den ersten Schritt zur Beseitigung der Gewaltenteilung, 
zu einer rein bureaukratischen Art der Stadtverwaltung dar- 
stellt. Welche Anregungen mögen von ihm ausgehen! Jeden- 
falls verhilft es der Überzeugung zum Durchbruch, daß die 
Demokratie, indem sie ihre Macht durch die Vermehrung der 


') Durch Verfassungsbestimmung in South Dakota, Oregon, Okla- 
homa, Maine (wo die Einführung den Städten freigestellt ist), Nevada, Colo- 
rado, California, Arizona. Durch (tesetz in Jowa, Kansas, North Dakota, 
Wisconsin, Minnesota, Illinois, New Mexico, Mississippi, Kentucky, Louisiana, 
South Carolina, Alabama, Idaho, Montana, New Jersey. Washington, Wyoming, 
Nebraska. Equity, Januar 1913, S. 51. 

?) Am 1. April 1913 bestand es in 245 Städten. Equity, April, S. 152. 
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Wahlen zu erweitern sucht, sie tatsächlich untergräbt, da sie 
die Parteimaschine stärkt, welche zwischen Volk und seine 
Agenten tritt und beide unterwirft. Dies das Thema eines Buches 
von Arthur George Sedgwick ‚The Democratic Mistake“ 19121). 

Nachdem wir den Kampf gegen Korruption und Gewalten- 
teilung betrachtet haben, suchen wir einen Überblick über die 
mannigfachen Methoden zu gewinnen, um den Parteiorganisa- 
tionen beizukommen. Es sind erstens Verminderung der Wahl- 
ämter: „Short Ballot Movement“. Zweitens Ausdehnung der 
Zivildienstreform, die im Prinzip mit diesem nicht zusammen- 
fällt, denn sie kommt auch bei der Beamtenernennung zur 
Anwendung. Zur richtigen Einschätzung des ‚Merit-Systen‘‘ muß 
beachtet werden, daß es bisher nur auf die rein technischen 
Beamten (z. B. Zoll, Post-, Bureaubeamte) angewandt worden 
ist, Beamte, welche nur durch eine widerwärtige Übertreibung 
des demokratischen Prinzips nach Parteigrundsätzen angestellt 
werden konnten. Da auch in den Vereinigten Staaten die 
Überzeugung sich immer mehr ausbreitet, daß die Verwaltung 
der Städte außerhalb des politischen Parteigetriebes stehen solle, 
so hat die Zivildienstreform hier große Fortschritte gemacht ?). 
Daß das Berufsbeamtentum in den Staatsverwaltungen, außer- 
halb der ganz technischen, Boden gewinnen werde, widerspricht 


') Wenige den Geist dieses Buches charakterisierende Sätze: ‚The Jef- 
fersonian method of employing responsibility... may be summed up in this 
way: all abuses of power are cured by making him who has the power res- 
ponsible to the people i. e. to a popular vote.“ So oft wie nur möglich 
müsse „insecure tenure“ gewählt werden. „Having stated what I believe the 
democratic mistake to be... I state... the true theory. The only effective 
method is secure tenure.“ Die alleinige Verantwortlichkeit bestehe seitdem 
in der Verantwortlichkeit gegen die geheime Macht der Maschine. „The 
democratic mistake of multiplying elections, shortening terms, and using the 
suffrage on every possible occasion as a decisive test has been the one thing 
predestined to promote the development of the machine.“ 8.125. Es gebe 
zwei angeblich einander feindliche Maschinen, die aber in der Vergangenheit 
häufig zusammengewirkt hätten. 

"Nach Freund ist sie eingeführt in San Francisco, Los Angeles, in 
allen größeren Städten Colorados, in New Haven (Connecticut), in Chicago 
und drei kleineren Städten in Illinois, in Desmoines (Jowa), dann in Massa- 
chusetts, New Jersey und New York für alle oder alle größeren Städte, in 
Pennsylvania für die drei größten Städte, in Washington für Seattle und in 
Wisconsin für Milwaukee. In einigen anderen Städten für die Feuerwehr. 
Das öffentliche Recht der Vereinigten Staaten von Nord-Amerika, 1911, S. 182. 
Der Verfasser hat die Städte, welche die Reform des Zivildienstes mit Com- 
mission government erhielten, nicht eingeschlossen. Illinois z. B. hat 23 
solcher Städte, Wisconsin 10. 
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Vorschläge zu ihrer Lösung sind noch sehr unreif, oder ihre 
Folgen nicht genügend erwogen. Das eine lautet: Wie kann 
die Revision der Bundesverfassung erleichtert werden?!) Das 
andere: Ist es zweckmäßig, die Amtsdauer des Präsidenten auf 
sechs Jahre zu erhöhen, seine Wiederwahl zu verbieten? Das 
dritte: Soll die indirekte Wahl des Präsidenten nach Staaten 
in eine direkte Wahl des amerikanischen Volkes verwandelt 
werden? Und das letzte, schon erwähnte: Sollen die aus- 
führende und die gesetzgebende Gewalt aus der Vereinsamung, 
in welche sie die fehlerhafte Gewaltenteilung geführt hat, in 
eine nähere Verbindung gebracht werden, wie sie dem konsti- 
tutionellen Staate eigentümlich ist? In Oregon ist ein solcher 
Vorschlag gemacht worden, aber vorläufig mißlungen. 


III. Die Schweizerische Volksgesetzgebung in 
Amerika’). 


Die ihrer Rolle unbewußte Vermittlerin zwischen der 
Schweiz und den Vereinigten Staaten war die deutsche sozial- 
demokratische Partei, welche im Jahre 1869 auf dem Eisenacher 
Parteitage Referendum und Initiative in ihr Programm auf- 
nahm, während der Züricher Carl Bürkli auf der Versammlung 
der Internationale zu Basel einen Beschluß zu ihren Gunsten 
beantragte. Dem deutschen Beispiele folgte die amerikanische 
sozialistische Arbeiterpartei, ohne damit zunächst eine andere 
Wirkung zu erzielen, als die Aufmerksamkeit der Arbeiter in den 
Vereinigten Staaten auf die schweizerische Volksgesetzgebung 
zu lenken. In den achtziger Jahren trat in Portland A. Cridge 
in seiner Zeitung „The Vidette“ für sie ein. 


‘) Vorschläge von La Follette (August 1912) und Chandler (Juni 1913) 
im Kongreß stimmen (wenn auch in Nebenzügen verschieden) darin überein, 
daß sie die geforderten Mehrheiten auf die einfache herabsetzen, die Anregung, 
wenn sie von den Staaten ausgeht, auf 10, bezüglich mindestens ein Viertel 
der ein Viertel der Bevölkerung enthaltenden Staaten festsetzen, den Wählern 
die Entscheidung geben (die Konvente ganz beseitigen oder zu einem Factor 
neben anderen machen), die bei den Wahlen zum Kongreß fallen soll. 

?) Die geschichtlichen Daten vorzugsweise nach zwei sich ergänzenden 
Aufsätzen aus dem Herbste 1912: Samuel Gompers „Initiative Referendum 
and Recall“ (August- und Septembernummer des „American Federationist“) 
und W. E. Rappard „The Initiative, Referendum and Recall“ (September- 
nummer der „Annals of the American Academy of Political and Social Science“). 
Weitere Aufsätze in der Zeitschrift „Arena“. Den Anteil Pomeroys erkennt 
man aus folgender Bibliographie: H. H. B. Meyer „Select List of References 
on Initiative, Referendum and Recall“, 1912. 
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mit kühnem Sinn erobert haben, erregt die Aufmerksamkeit und 
die Nacheiferung der älteren, die ebenso stark von den Haupt- 
leuten des großen Kapitals, den Bosses und ihren Helfern, den 
Abgeordneten, geschunden werden. Und so schwebt der Geist 
des Westens im Jahre 1908 über das Felsengebirge, erscheint in 
Missouri, dann in Michigan, ja er erobert sogar Maine, den 
fernen Wälderstaat am atlantischen Ozean. Drei Staaten gehen 
in einem Jahre zur Volksgesetzgebung über. Dann verzeichnet 
der Westen neue Siege. Im Jahre 1910 nehmen Arkansas und 
Colorado, im Jahre 1911 California, Arizona und New Mexico, 
im Jahre 1912 Ohio, Idaho, Nebraska, Washington verschieden 
gestaltete Formen der Volksgesetzgebung an !). 

Die tiefsten Wurzeln hat das neue Ideal im Westen, ob- 
wohl Sullivan im Anfang der neunziger Jahre viele Anhänger 
in Massachusetts, New York und New Jersey zählte. Aber die 
Parteiorganisationen waren im Osten zu stark, als daß er sie 
hätte erschüttern können, im Westen dagegen noch nicht so 
fest mit dem gesellschaftlichen Leben verwachsen, und in den 
neuen Staaten waren die Kräfte zu ihrer Überwindung größer. 
Die Landwirte haben dort doch eine ganz andere gesellschaft- 
liche Bedeutung, auch sind dort die Anhänger Henry George’s 
(The Single Taxers), welche sich den Kämpfern anschlossen, 
zahlreicher als anderswo, was sich aus der Tatsache leicht er- 
klärt, daß die bisweilen märchenhaften Wertsteigerungen des 
Bodens ohne irgendein Verdienst des Besitzers jedem leicht 
vordemonstriert werden können. Freilich trug zu dem Ergeb- 
nisse die Tatsache bei, daß man den Anschluß an die politischen 
Parteien vermied und Vereine „Referendum Leagues“, dann 
„Ihe People's Power League“ in Oregon gründete, obwohl auch 
Vereine nicht — wirtschaftlicher Richtung, wie die „Anti-Saloon 
Leagues“, für sie agitierten. Sie alle hofften mit der Initiative 
leichter an ihr Ziel zu gelangen. 

Wenn Gewerkvereinler, Landwirte, Nureinesteuerleute, Sozia- 
listen, Mäßigkeitsfanatiker sich der Volksgesetzgebung bemäch- 


1!) Ein beratendes Referendum hat Illinois durch Gesetz von 1900. Das 
Volk stimmt über vorgelegte Fragen ab und klärt damit das Parlament über 
die Stimmung des Landes auf, so daß hier die repräsentativen Einrichtungen 
ungeschmälert weiterbestehen. Man nennt dies ein „Public Opinion Law“. 
Das Parlament des Staates Texas ermächtigte im Jahre 1908 10°/, der Wähler 
einer Partei, die in einer Urversammlung zur Wahl von Delegierten ver- 
sammelt sind, einen Antrag einzubringen, iiber den abgestimmt werden muß 
und der die Delegierten bindet, 
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tigen, darf man vermuten, daß es nicht aus wissenschaftlichen 
Erwägungen über ihre staatsrechtlichen Reize geschieht, oder 
aus dem Entschlusse, das Prinzip der Volkssouveränetät folge- 
richtig zu verwirklichen. Sie wünschten mit Hilfe der formu- 
lierten Initiative nützliche und notwendige Gesetze unter Aus- 
schaltung der gesetzgebenden Körper zu machen und schlechte 
Gesetze zu verhindern. Wie es einer von ihnen unumwunden 
ausspricht, sie strebten nach „the power of the people to enact 
their own laws and to veto the acts of corrupt legislators“. 
Die Initiative nennt er an erster Stelle, erst an zweiter das 
Referendum, das überall nur fakultativ ist, wie schon früher 
erklärt wurde, sich aber nicht nur auf ganze Gesetze, sondern 
auch auf einzelne Abschnitte und Bestimmungen beziehen darf. 

Obwohl nun die Agitation für die Volksgesetzgebung einen 
so einheitlichen Ursprung hat, tragen die Einrichtungen in den 
Staaten, welche sie eingeführt haben, einen sehr verschiedenen 
Charakter !). Über folgende Punkte weichen sie zum Teil recht 
erheblich ab: 

1. Die verschiedene Höhe der Petitionsziffern, d. h. welcher 
Prozentsatz der Wähler?) die Staatsregierung zwingt, eine Ini- 
tiative oder einen Beschluß des Parlamentes der Volksabstimmung 
zu unterbreiten. In Süd-Dakota sind es für beide 5 °/,; in Oregon 
5°/, für Referendum, 8°, für Initiative; ebenso in Colorado; 
in Nevada 10°/, für beide; in Montana 8°/, für Initiative, Da, 
für Referendum. (eine weitere, erschwerende Bedingung werden 
wir gleich kennen lernen); in Oklahoma 8°/, für die Gesetzes- 
initiative, 15°, für die Verfassungsinitiative, 5°, für Referen- 
dum; in Maine 12000 Stimmen für die Gesetzgebungsinitiative, 
10000 für Referendum; in Michigan 20°/,. Diese Zahlen lassen 


') W. B. Munro, The Initiative, Referendum and Recall, 1912. (Eine 
Sammlung von Aufsätzen.) Eine ältere Sammlung von E. M. Phelps, Selected 
articles on the Initiative and Referendum, 2. A. 1911. Charles A. Beard 
and Birl E. Shultz, Documents on the State-Wide Initiative, Referendum 
and Recall, 1912. 

E. P. Oberholtzer, The Referendum in America, neue Auflage, 1912. 

C. S. Lobingier, The People’s Law, 1909. 

Die vorher erwähnte Septembernummer des Annals of the American 
Academy etc., 1912. Die Zeitschrift Equity, welche die Kenntnis der Vor- 
gänge vermittelt. Philadelphia. Jährlich vier Nummern. Herausgeber: 
Dr. Taylor. 

?) Es wird eine Normalzahl bestimmt, z. B. die Zahl der für den Gou- 
verneur bei der letzten Wahl abgegebenen Stimmen und danach die Petitions- 
ziffer berechnet. 
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erkennen, daß in den späteren Verfassungen die Tendenz hervor- 
tritt, die Anregung zur Volksgesetzgebung zu erschweren. In 
Mississippi (wo, wie inWyoming, bei der Abstimmung im Herbste 
1912 die Mehrheit nicht die zur Einführung nötige Höhe er- 
reichte,) waren 10°/, für Referendum, 15°), für die Gesetz- 
gebungs-, 20°/, für die Verfassungsinitiative vorgeschlagen; in 
Wyoming sogar 25°/,! Die weitere erschwerende Bedingung, 
von der vorher gesprochen wurde, ist die Forderung, daß die 
Prozentsätze in einem bestimmten Bruchteil aller Grafschaften 
aufgebracht werden müssen; in Montana in ?/, aller Grafschaften ; 
in Missouri 8°, für Initiative und 5°/, für Referendum in 
wenigstens ?/, der Wahlbezirke für den Kongress; in Nebraska 
10°), für Referendum und Gesetzgebungs-, 15°/, für die Ver- 
fassungsinitiative in ?/, aller Grafschaften; in New Mexico 10%, 
für Referendum in ®/, aller Grafschaften. Obwohl nun, wie in der 
Schweiz, Sammler angestellt werden, die für jede Stimme 5 
bis 10 cents erhalten, und mancher seine Unterschrift aus Gut- 
herzigkeit hergibt, bewirken solche Bestimmungen doch eine 
sehr bedeutende Verlangsamung, wenn nicht völlige Hemmung. 

2. In einigen Staaten fehlt das wichtigste Recht, die Ver- 
fassungsinitiative, so in Montana, Maine, Washington. 

3. Keine Art der Initiative hat New Mexico; nur das Re- 
ferendum ist eingeführt, wie im Anfang auch in Nevada. 

4. Die Gesetzgebungsinitiative fehlte in Michigan. Dieser 
Staat hat sie im Frühling 1913 seinem System hinzugefügt. 

5. Die ersten Staaten, welche die Initiative einführten, 
schlossen den gesetzgebenden Körper von jeder Mitwirkung 
aus. Wenn die Petitionsziffer einige Monate vor den Wahlen 
die vorgeschriebene Höhe erreicht hatte, wurde vom Volke über 
sie abgestimmt; wenn angenommen, war die Vorlage nach der 
Proklamation des Gouverneurs Gesetz. In späterer Zeit zieht 
man das Parlament zur Mitwirkung heran. Jene nennt man 
in Amerika die direkte, diese die indirekte Initiative. Der erste 
Staat, der diese neue Bahn einschlug, war Michigan, derselbe, 
welcher keine Gesetzgebungsinitiative besaß und 20 °/, Petenten 
verlangte. Der gesetzgebende Körper erlangte das Recht, den 
gehörig unterstützten Antrag zu prüfen. Wenn er ihn verwarf, 
durfte keine Volksabstimmung angeordnet werden, aber dem 
Parlamente stand es frei, einen Gegenantrag auszuarbeiten, der 
dem Volke zu unterbreiten war. Im selben Jahre wurde in 
Maine angeordnet, daß die Petitionen um Gesetze (Maine hat 
ja keine Verfassungsinitiative) dem Parlamente zu überweisen 
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seien. Wenn es sie ohne jedwede Veränderung in Gesetze ver- 
wandelt, findet kein Referendum statt; wenn nicht, oder wenn 
Gegenanträge gestellt werden, sollen beide zur Abstimmung 
gelangen. Drei Jahre später, 1911, folgte California mit einem 
vollkommeneren Gesetze. Es umschließt sowohl die direkte 
Initiative, für welche 8°/, aufgebracht werden müssen, wie die 
indirekte, für welche 5°/, genügen. (Die indirekte ist nur eine 
Gesetzgebungsinitiative, während die direkte auch die Verfassungs- 
initiative einschließt.) Die direkte Initiative sieht von jedem 
Anteil der Kammer an dem Zustandekommen eines Gesetzes 
ab. Für die indirekte sind drei Möglichkeiten vorgesehen. 
I. Das Parlament erläßt das von den Initianten geforderte 
Gesetz; hierauf Referendum. II. Das Parlament verwirft es 
oder zieht die Initiative innerhalb einer bestimmten Zeit nicht 
in Betracht; Referendum. III. Das Parlament legt einen Gegen- 
antrag vor, der dann zusammen mit dem Volksantrag zur Ab- 
stimmung gelangt. An dieses Vorbild schloß sich eng Wa- 
shington (1912) an. In Ohio (1912) besteht sowohl die direkte 
wie die indirekte Initiative; für jene sind 10°/,, für diese 3°/, 
vorgeschrieben. Falls das Parlament die Vorlage der Initianten 
ablehnt, genügen weitere A le, um sie zur Abstimmung zu 
bringen. In Nevada sollen die Petitionen dem Parlamente über- 
wiesen werden. Im Falle der Annahme wie der Ablehnung 
des Antrages findet ein Referendum statt; wenn ein Gegen- 
antrag vorgelegt wird, stimmen die Wähler über beide ab. 

Die verschiedenen Folgen der direkten und indirekten 
Initiative treten hervor, wenn wir Oregon mit California ver- 
gleichen. Die Verfassungsbestimmung Oregons lautet: „Petitionen 
sollen dem Staatssekretär wenigstens vier Monate vor der Wahl, 
bei der die Abstimmung stattfindet, vorgelegt werden.“ Die 
auf die indirekte Initiative bezügliche Californias: ‚Petitionen 
dürfen dem Staatssekretär jederzeit, aber nicht später als zehn 
Tage vor dem Anfange einer ordentlichen Session des gesetz- 
gebenden Körpers vorgelegt werden... und ein solches Gesetz 
soll ohne Anderung oder Zusatz innerhalb 40 Tagen entweder 
angenommen oder verworfen werden“. Das Referendum findet 
bei der nächsten allgemeinen Wahl statt. Da nun allgemeine 
Wahlen in den meisten Staaten sich in zweijährigen Zeiträumen 
wiederholen, so bedeutet die indirekte Initiative in den meisten 
Fällen eine Verzögerung der Entscheidung. Nur im Falle III 
(Gegenantrag des Parlamentes) darf der Gouverneur eine be- 
sondere Wahl ansetzen. 
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6. Merkwürdigerweise geben einige Verfassungen dem Par- 
lamente das Recht, ein Referendum anzuordnen: so diejenigen 
Michigans, Montanas, Oklahomas, Missouris. 

7. Die meisten Staaten schließen bestimmte Gesetze vom 
Referendum aus. Die wiederkehrenden sind 1. die der Er- 
haltung der öffentlichen Gesundheit, der öffentlichen Sicherheit 
und des Friedens dienenden, 2. ordentliche Ausgaben für not- 
wendige Zwecke. Da die Willkür des Parlamentes dem Volke 
die Ausübung seines Rechtes vorenthalten kann, so ist zuweilen 
vorgesehen, daß der Ausschluß des Referendums von einer 
höheren als der einfachen Mehrheit beschlossen werden muß!). 
Sie dürfen sofort ausgeführt werden, während die übrigen erst 
nach gewöhnlich drei Monaten in Kraft treten, welche Frist 
vorgesehen ist, damit etwaige Gegner die für ein Referendum 
nötigen Unterschriften zusammenbringen können. 

8. Die meisten Staaten verbieten das Veto des Gouverneurs 
für alle Volksbeschlüsse. Nach strenger demokratischer Theorie 
sollte das selbstverständlich sein. California schließt nur vom 
Volke genehmigte Verfassungsbestimmungen vom Veto aus. 
Nur in den Verfassungen folgender Staaten habe ich keine 
solche Bestimmung gefunden: Utah, Nevada (1904), Michigan, 
New Mexico, Washington. 

9. Die Verfassungen einiger Staaten behandeln die Frage, 
ob Volksbeschlüsse verändert oder aufgehoben werden dürfen. 
Der Normalfall ist die Gleichberechtigung von Parlament und 
Volk, worauf schon der ausdrückliche Ausschluß des Einspruchs- 


!) Einige charakteristische Bestiminungen! Ausgenommen sind in Süd- 
Dakota (1898) „such laws as may be necessary for the immediate preser- 
vation of the public peace, health or safety, support of the state government 
and its existing public institutions“. Utah (1900) „except those laws passed 
by a two-thirds vote of the members elected to each house“. Montana 
(1906) „except as to laws relating to appropriations of ınoney, and except 
as to laws for the submission of constitutional amendments, and except as 
to local or special acts“. In California sollen unter keinen Umständen 
vom Referendum ausgeschlossen werden dürfen Maßregeln „creating or 
abolishing any office or changing the salary, term or duties of any officer, or 
granting any franchise or special privilege, or creating any vested right or 
interest“. Dagegen dürfen ausgeschlossen werden, wenn eine Zweidrittel- 
mehrheit beider Häuser so beschließt „acts calling elections, acts providing 
for tax-leviea or approprietions for the usual current expenses of the state, 
and urgency measures necessary for the immediate preservation of the public 
peace, health or safety“. Wenn in Arizona (1911) eine Zweidrittelmehrheit 
den Ausschluß angeordnet hat, darf der (touverneur sein Veto einlegen, das 
nur ınit einer Dreiviertelmehrheit überwunden werden kann. 
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Angelegenheiten so in Anspruch genommen, daß nicht viel 
Zeit und Interesse für die öffentlichen übrig bleibt. Dann wird 
drüben, wie in der Schweiz, die Erfahrung gemacht, daß „Men“ 
der überwiegenden Mehrheit auch der Männer mehr Interesse 
einflößen, als „Measures“. Vergleicht man die Zahl der für 
Kandidaten abgegebenen Stimmen mit der für Anträge und 
Gesetze, dann wird manchmal ein wahrer Absturz bemerklich. 
Nicht Abhaltung hat die Stimmendifferenz verschuldet, denn 
in den Vereinigten Staaten finden Wahlen und Abstimmungen 
gewöhnlich am selben Tage, am selben Orte statt. Dies der 
Grund, weshalb die höchste Wählerzahl so oft die Normalzahl 
ist!), und wenn die Verfassung die Durchbringung einer Vorlage 
erschweren will, dann setzt sie fest, daß die Abstimmungs- 
mehrheit nach der Wählerzahl berechnet werden soll. Der 
Staat Oklahoma hat dies für Initiativbegehren eingeführt ?2); auch 
die beantragte Verfassungsänderung für die Staaten Wyoming?) 
und Mississippi enthielt eine solche Bestimmung. Außerdem 
klären bisher nur wenige Regierungen die Wähler durch Er- 
läuterungsschriften auf. Und wie oft werden ihnen Fragen 
vorgelegt, die sie nicht überblicken können! Dubs hob in 
seinem Urteil über das Referendum in der Schweiz hervor, 
„daß viele Gesetze im allgemeinen das Volk wenig interessieren, 
daß über andere spezieller und technischer Art die Masse gar 
kein Urteil haben kannt)‘. Ahnliches wird aus der Union 
berichtet. Dodd berechnete, daß von 472 Vorlagen, die von 
1899—1908 dem Referendum unterlagen, und großenteils aus 
der Zeit der autochthonen Einrichtungen stammen, 410 sich 
großenteils auf Spezial- und Lokalgesetze bezogen. Beard und 


') In California „8°/, (bzw. 5°/,) of all the votes cast for all candi- 
dates for governor at the last preceding general election. . . .“ 

In Oklahoma „the ratio and per centum of legal voters . . . shall be 
based upou the total number of votes cast at the last general election for 
the State office receiving the highest number of votes at such election“. 

In Washington „10°/, but in no case more thou 50000 of the legal 
voters“. 

TI Any measure referred to the people by the initiative shall take 
effect and be in force when it shall have been approved by a majority of 
the votes cast at such election. Any measure referred to the people by 
referendum shall take effect... when ... approved by a majority of the 
votes cast thereon. ... Hier Agitation zu der Beseitigung jener Erschwerung. 

D Each measure submitted .. . by initiative as a part of the Con- 
stitution ... when approved by a majority of the electors voting at such 
election... . (Wyoming). 

*) Das öffentliche Recht der Schweizerischen Eidgenossenschaft I, 144. 
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64529 32265 
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Wäre man überall so streng in den Anforderungen gewesen, 
dann hätte die Volksgesetzgebung nicht so rasch den Westen 
erobert. In Utah stimmten 19219 für, 7786 gegen sie, die 
Normalzahl (total vote cast at the election) war 92980, an der 
Abstimmung beteiligten sich 29°/,! In Nevada waren 4393 
für das Referendum, 792 dagegen, = 5185; die Normalzahl: 
12050, Beteiligung etwa 40°/,. In Missouri 177615 für, 147290 
gegen; Normalzahl 715874, Beteiligung Ahn, Ganz anders in 
Oregon. Dafür: 62024, dagegen: 5668; Normalzahl 90692, 
174—75°/, stimmten über den Initiativantrag ab. Ebenso in 
verschiedenen anderen Staaten, wo man gegen die Umschlin- 
gung der gewaltigen kapitalistischen Kraken angekämpft hatte. 

Dieselben überraschenden Kontraste, wenn wir die Erfah- 
rungen der Staaten nach der Einführung der Volksgesetzgebung 
ins Auge fassen. Wir bemühen uns zugleich, den Charakter 
der verabschiedeten Gesetze hervortreten zu lassen. In Süd- 
Dakota dekretierte das durch kein Vorbild gewitzigte Volk, 
daß das Parlament die von 5°/, der Wähler vorgeschlagenen 
Maßregeln beschließen und dann einem Referendum unterbreiten 
sollte. Da es diesem Befehle nicht nachkam, dauerte es zehn 
Jahre, bis die Bürger den Gebrauch ihrer Rechte lernten. Im 
Jahre 1908 fand eine Abstimmung über drei Gesetze und ein 
Initiativbegehren statt: ein lokales Temperenzgesetz wurde ver- 
worfen, ein Ehescheidungs- und ein Sonntagsgesetz wurden an- 
genommen; Beteiligung 70—87°/,. Im Jahre 1910 wurde über 
sechs Gesetze und sechs Verfassungsänderungen (Referenda 
alten Stils) abgestimmt; ausgenommen ein einziges, das sich 
auf die Verpachtung von Ländereien bezog, wurden alle ver- 
worfen; Beteiligung 71—92°,. Im Jahre 1912 wurden fünf 
Vorlagen mit 57—76°/, angenommen. Von diesen war eine 
ein Initiativbegehren (Direct Primary Law), ein Verfassungs- 
referendum alten Stils (Besteuerung von Aktiengesellschaften), 
drei Referenda neuen Stils. In Utah überließ das Volk die 
Ausgestaltung der Volksgesetzgebung dem Parlamente, die sich 
hier, wie in New Mexico, dieser Aufgabe entzog; bis jetzt hat 
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dort keine Abstimmung stattgefunden. Ebensowenig in Michi- 
gan, was erwartet werden mußte. In Nevada fanden bisher 
nur zwei Abstimmungen nach der Annahme des Referendums 
im Jahre 1904 statt. Nach Arbeiterunruhen wurde im Jahre 
1908 in Goldfields die Aufstellung eines 250 Mann starken 
Polizeikorps beschlossen ` hiergegen setzten die Gewerkvereine 
das Referendum in Bewegung, das aber gegen sie ausfiel. Im 
Herbst 1912 Annahme der Initiative. In Montana bereitete 
die Vorschrift, daß die Petitionsziffer in ?/, aller Grafschaften 
aufgebracht werden müsse, so viele Kosten, daß erst im Jahre 
1912 sechs Vorlagen zur Abstimmung kamen: vier Initiativ- 
begehren (unter diesen eine Vorlage über Wahlbetrug und ein 
Direct Primary Law), ein Referendum über die Staatsmiliz und 
ein Verfassungsreferendum alten Stils (Ankauf eines Irren- 
haues). Der Gesetzentwurf über die Miliz wurde verworfen, die 
anderen Vorlagen angenommen: Beteiligungsziffer 72—80 94. 
In Oklahoma wurde 1908 und 1910 über 14 Vorlagen 
abgestimmt, sieben verworfen; Beteiligungsziffer 54—91 °/,, aber 
an zwei besonderen Abstimmungstagen 99 °/ 100%, 100 %%,. 
Unter den Vorlagen: sechs Initiativbegehren, darunter vier Ver- 
fassungsinitiativen; ein Referendum neuen Stiles (Wahlgesetz, 
verworfen); sieben Referenden über vom Parlamente vorgelegte 
Bills, unter diesen drei Verfassungsbills (Torrens Land’ System, 
ein Steuergesetz, ein Eisenbahngesetz, alle angenommen) und 
vier gewöhnliche Bills. Unter den Initiativbegehren befanden 
sich eine Vorlage über Frauenstimmrecht (abgelehnt), ein lokales 
Temperenzgesetz (abgelehnt), politische Entrechtung der Neger 
(angenommen). In Maine 1909, 1911, 1912 neun Vorlagen, 
Beteiligungsziffer 36—100 °/,. Darunter vier Referenda (eins 
über eine Vorlage, welche das Wahlgesetz änderte, angenommen), 
ein Initiativbegehren (Direct Primary Law, angenommen), vier 
vom Parlamente vorgelegte Verfassungsbestimmungen (darunter 
Erweiterung der Anleihegrenze für Städte und Aufnahme einer 
Anleihe für Straßenbau, beide angenommen). Fünf wurden 
abgelehnt. In Missouri, wo die Sammlung der Unterschriften 
aus den früher angegebenen Gründen schwierig ist, ist bis jetzt, 
soviel mir bekannt, alles verworfen worden. Unter den Vor- 
lagen befanden sich nicht weniger als 14 Verfassungsände- 
rungen, die vom Parlamente, und sechs, die durch Initiativ- 
begehren vorgelegt wurden. In Arkansas fand zuerst im 
Jahre 1912 eine Abstimmung statt; sieben Vorlagen, 75—90 94 
Beteiligungsziffer. Ein Referendum neuen Stiles (Revision der 
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Steuergesetze, verworfen); drei Verfassungsinitiativen (Beschrän- 
kung der Sessionsdauer des Parlamentes auf 60 Tage, Abbe- 
rufung der gewählten Beamten, Erlaubnis für Städte, Meliora- 
tionsanleihen aufzunehmen, alle angenommen), drei Gesetzes- 
initiativen (darunter eine Temperenzvorlage) verworfen. In 
Colorado wurden im Herbste 1912 die Beschränkung der Arbeits- 
zeit in Bergwerken, Schmelzwerken, die Abberufung aller ge- 
wählten Beamten, die Richter eingeschlossen, die Nachprüfung 
gerichtlicher Entscheidungen, Home-Rule für alle Städte über 
2000 Einwohner, der Achtstundentag für Bergleute und das 
weibliche Geschlecht in gefährlichen Berufen, angenommen, ein 
Temperenzgesetz, die Veröffentlichung von Erläuterungsschriften 
für den ganzen Staat verworfen. In California und Arizona 
fanden erst im Herbst 1912 Abstimmungen (über sechs, bezüg- 
lich 13 Vorlagen) statt, aber sie waren belehrend. Eine Ver- 
fassungsinitiative zum Zweck der Schaffung eines Groß-San 
Francisco und eine andere, den Grafschaften die Wahl des 
Steuersystems freizugeben (hinter der die Single-Taxers standen), 
wurden verworfen, eine vom Parlamente vorgelegte Verfassungs- 
bestimmung, auf Staatskosten freie Schulbücher zu liefern, an- 
genommen, ein Initiativbegehren auf Erlaubnis von Rennwetten 
abgelehnt. In Arizona wurde alles angenommen. Unter den 
Vorlagen war die Abberufung der Richter, Erlaubnis für den 
Staat und die Städte, gewerbliche Unternehmungen zu betreiben, 
die Vorschrift, zweimal im Monate die Löhne zu zahlen, 
Beschränkung des Eisenbahnfahrpreises auf drei Cents für 
die Meile. 

Verschiedene Umstände wirkten zusammen, um im Staate 
Oregon der Volksgesetzgebung eine gastliche Aufnahme zu 
beraten: besonders starke plutokratische Einflüsse, besonders 
energische Vorkämpfer für Initiative und Referendum, keine 
hohen Petitionsziffern, Leichtigkeit, die Unterschriften zusammen- 
zubringen, da 30 °/, der Wähler in der Stadt Portland wohnen, 
Geschick der Führer in dem Bau der Volksgesetzgebungs- 
maschinerie. Seit dem Jahre 1904, wo sie zum erstenmal gleich- 
sam ins Öffentliche Leben trat, bis zum Jahre 1910 sind Initiative 
und Referendum 64 mal angewandt worden, 48 mal wurde über 
ein Initiativbegehren abgestimmt; 5mal fand ein Referendum 
neuen Stiles über Gesetze statt; in elf Fällen ordnete der gesetz- 
gebende Körper ein Referendum an, weil er sie nach den Be- 
stimmungen der Verfassung anordnen mußte. Die folgende 
Tabelle gibt eine Übersicht über die Ergebnisse. 

6* 
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Angenommen Vorlagen Verworfen 








48 Initiativbegehren 


3 5 fakultative Referenda 
über Gesetze 2 
3 11 von der Gesetzgebung 


angeordnete Referenda 


Es fällt auf, einen wie hohen Prozentsatz die Initiativbe- 
gehren ausmachen, und daß die angenommenen Vorlagen den 
abgelehnten fast das Gleichgewicht halten. Was nun den Inhalt 
der fünf beanstandeten betrifft, so lehnte das fakultative 
Referendum ab: die Bereitstellung von 100000 Dollars für Zeug- 
häuser, erhöhte Ausgaben für die Universität, freie Fahrt der 
öffentlichen Beamten auf den Eisenbahnen. Unter den elf ver- 
worfenen Vorlagen des gesetzgebenden Körpers befanden sich: 
Diätenerhöhung für die Abgeordneten, Vermehrung der Zahl 
der Oberlandesrichter, Gehaltserhöhung für einen Richter, Be- 
rufung eines Konventes zur Revision der Verfassung (welcher 
Initiative und Referendum wieder beseitigen sollte), zwei Steuer- 
gesetze, ein Eisenbahngesetz und eins über die Wahlkreisein- 
teilung!) Von den abgelehnten wichtigeren Initiativbegehren 
seien genannt: dreimal das Frauenstimmrecht?), zweimal Revision 
der Getränkegesetzgebung (Temperenzler), acht Entwürfe zur 
Schaffung neuer Grafschaften (Single Taxers!) und eine Vorlage 
in betreff der Schaffung einer Aufsichtsbehörde über die Staats- 
verwaltung, der wir wieder begegnen werden. Die wichtigsten 
der angenommenen lInitiativbegehren: Abberufung der Be- 
amten, Verhältniswahl, Haftpflichtgesetz, Direct Primary, Be- 
rechtigung der Urwähler, in den Direct Primaries die Namen 
der gewünschten höchsten Beamten, wie Präsident und Vize- 
präsident, sowie der Präsidentenwähler und Delegierten zum 
Nationalkonvente anzugeben, Ausdehnung der Initiative und 
des Referendums auf alle lokale, spezielle und munizipale 
Gesetze, Berechtigung der Städte, ihre Verfassungen zu ändern 
und die Trinkfrage zu regeln, Beschränkung der Wahlkosten, 
zwei Steuergesetze für bestimmte Arten von Aktiengesell- 


1) Es sollten besondere Wahlbezirke abgesteckt werden, so daß die be- 
schlossene Verhältniszahl vereitelt worden wäre. 

?) Das dritte Mal verlangten die Frauen nach dem Titel der Vorlage 
nur das Stimmrecht für steuerzahlende, nach dem Texte aber für alle Frauen. 
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schaften, Erlaubnis für die Grafschaften, ihr Steuersystem zu 
wählen. Die Single-Taxers hoffen nunmehr, in der einen oder 
andern ihre Grundsätze verwirklichen zu können. Es sind also 
sehr erhebliche Maßregeln durchgesetzt worden. 

Bei den Novemberwahlen des Jahres 1912 lagen 44 Vor- 
lagen vor. Von diesen bezogen sich sieben auf einzelue Graf- 
schaften; bemerkenswert sind von ihnen zwei, welche alle Graf- 
schaftssteuern als Schanksteuern erheben wollen, eine, welche 
sie nach den Grundsätzen der Single-Taxers festzusetzen bestimmt; 
sie wurden alle abgelehnt. Von den übrigen 37, über welche 
das ganze Volk abstimmte, waren sechs Verfassungsrevisions- 
vorlagen, welche vom Parlamente dem Volke unterbreitet wurden, 
27 Volksiniativvorlagen und nur vier Gesetze, welche das Volk 
einem Referendum unterzog. Sprechen wir zuerst von den 
wichtigsten Initiativanträgen des Volkes! 

I. 1. Ein Antrag auf Einführung des Frauenstimmrechts 
wurde mit geringer Mehrheit angenommen (61265 Ja gegen 
57104 Nein), so daß dieses Recht nun in zehn Staaten besteht. 
Diese Abstimmung ist ein Beispiel für die Wandelbarkeit der 
Volksstimmung, da der Antrag bei vier früheren Wahlen mit 
steigenden Mehrheiten verworfen worden war (1900 war die 
verwerfende Mehrheit 2137, 1906: 10173, 1908: 21649, 1910: 
23795). 2. Ein Antrag auf die Umwandlung der Verfassung 
nach der Richtung des konstitutionellen und parlamentarisch 
regierten Staates (Gouverneur erhält Sitz im Parlament, legt 
das Budget vor, dessen Sätze nicht erhöht werden dürfen, Ab- 
schaffung des Senates, nur eingeschriebene Wähler dürfen 
Initiativ- und Referendumsanträge unterzeichnen II usw.) wird, 
als den Grundsatz der Gewaltenteilung umstürzend, mit sehr 
großer Mehrheit abgelehnt (31020 Ja gegen 71183 Nein). U’Ren 
und seine Freunde waren zu stürmisch vorgegangen. 3. Da- 
gegen siegten sie bei der Abstimmung über den Antrag, daß 
bei der Entscheidung über Verfassungsänderungen die höchste 
Wählerzahl maßgebend sein, nicht die Mehrheit des Abstim- 
menden für die Annahme genügen solle. Er wurde mit 68861 
Nein gegen 35721 Ja verworfen. 4. Ein Antrag zum Schutze 
der Arbeitswilligen wurde ebenfalls abgelehnt (60560 Nein gegen 
49826 Ja). 5. Für ein Verbot, die öffentlichen Straßen und 
Plätze zu politischen Zwecken zu benutzen, sprachen sich 48987 
Wähler aus, 62532 dagegen. Heftig hatten gegen die Anträge 
4 und 5 die Arbeiter agitiert. 6. Dagegen wurde ein Antrag 
auf Abschaffung der Todesstrafe trotz der Agitation der radi- 
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religiöse und wohltätige Anstalten, auch solche, die im Auslande 
ihren Sitz haben, steuerfrei sein sollten); ein dritter, welcher 
das Gebrauchsvermögen von der Steuer befreien soll, wird an- 
genommen, obwohl dem Volke begreiflich gemacht wird, daß 
den größten Nutzen davon die reichen Klassen haben würden; 
ein vierter, der alle Schulden von der Steuer befreien soll, aber 
so gemeint ist, daß er die Inhaber der Schuldtitel eximieren 
soll, abgelehnt; ein fünfter, ein neuer Vorstoß der Single-Taxers, 
progressive Steuern von Rechten über Boden, Konzessionen usw. 
zu erheben, mit sehr großer Mehrheit abgelehnt (82015 Nein 
gegen 31534 Ja). 

Hinter den Straßenbauinitiativen erscheinen stets die Land- 
wirte, die aber, weil ihre Vorlagen Ausgaben (insbesondere für 
Gehälter) bedingen, abgelehnt werden. Abgelehnt werden: 
1. die Ermächtigung für Grafschaften, Straßen zu bauen; 
2. Schaffung einer Staatsbehörde für den Straßenbau (83846 
Nein gegen 23872 Ja); 3. Vorlage zur Aufnahme von Staats- 
anleihen zu diesem Zwecke (75590 Nein gegen 30897 Ja); 
4. Vorlage zur Aufnahme von Grafschaftsanleihen dieser Art 
(60210 Nein gegen 43611 Ja). Dagegen werden zwei Vorlagen, 
welche die Ausgaben der Grafschaften und des Staates für den 
Straßenbau auf 2°/, des Steuerkapitals beschränken, mit starker 
Mehrheit angenommen. 

Freilich enthüllen diese Entscheidungen dem Kenner der 
Demokratie nur zwei wohlbekannte Züge. 1. Da ihr innerstes 
Wesen Klassenkampf!) ist, so sucht die stärkere Partei der 
schwächeren alle Staatslasten aufzubürden, wobei in Oregon 
unter falscher Flagge gesegelt und auf die Unwissenheit der 
großen Masse spekuliert wird. 2. Immer wieder tritt eine solche 
Furcht vor Ausgaben hervor, daß der geistige und materielle 
Fortschritt gelähmt wird. — Noch einen 3. bekannten Zug 


1) Wie vorher ausgeführt wurde, tritt in Nordamerika das Klassen- 
interesse auch als den Übergang zur Initiative und dem Referendum be- 
wirkender Faktor hervor, während die Schweizer ihn gern als einen reinen 
Fortschritt in der Gedankenentwicklung ihrer Politiker hinstellen möchten. 
Daß auch in der Schweiz ähnliche Zustände wie in Nordamerika die Ein- 
führung der Volksgesetzgebung bewirkt haben, errät man mehr, als daß es 
klar dargestellt würde, aus Th. Curtis „Geschichte der Schweiz im 19. Jahr- 
hundert“, 1903. Wir lesen da, daß in Baselland die Regierungspartei bequem 
geworden sei, in Zürich die Justizzustände als korrupt geschildert würden, 
Escher Stellen an Günstlinge vergebe, eine Koalition von Geldinteressen, Eisen- 
bahn- und Kreditmächten die Kantone Zürich und Thurgau beherrsche, — 
Es wäre zu wünschen, daß der ausgezeichnete Kenner seiner Heimat diese 
Verhältnisse gründlich aufhellte. 
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Anders die staatsmännischen Freunde. Der frühere Präsi- 
dent Roosevelt tritt für die Volksgesetzgebung ein, aber er 
meint, ein idealer repräsentativer Körper leiste die beste Gesetz- 
gebung. Die Gegner der Initiative und des Referendums sollten 
sich bewußt werden, daß ihre Einführung der Unfähigkeit so 
vieler amerikanischer Parlamente, das Volk zu vertreten, zuzu- 
schreiben sei. Er müsse es so stark wie nur möglich hervorheben, 
Initiative und Referendum hätten keinen selbständigen Wert, 
sie seien nur Mittel zum Zweck und der Zweck sei gute Regie- 
rung!) Fast ebenso drückt sich Woodrow Wilson aus. „Hätten 
wir echtes, repräsentatives Regiment in unseren Staatenparla- 
menten‘“, schreibt er, „dann würde niemand Initiative und Re- 
ferendum vorschlagen‘ ?). Der früher genannte H.J. Ford unter- 
scheidet zwischen absolutem Wert und Zweckmäßigkeit. An 
jenem Maßstab gemessen, bedeute die Volksgesetzgebung den 
Weg zum Ruin, an diesem sei sie lobenswert, denn sie breche 
die parlarlamentarischen Widerstände gegen gute Gesetzgebung, 
befreie den gesetzgebenden Körper von der kapitalistischen 
Herrschaft und führe aus den finsteren Irrgängen der parla- 
mentarischen Komitees heraus gl. 

Die Gegner, zu denen auch hervorragende katholische 
Prälaten t) gehören, haben sie erstens damit bekämpft, daß sie 
der Bundesverfassung widerspreche. Die Verfassung der Einzel- 
staaten müsse einen republikanischen Charakter haben, weil 
der Bund dem Staate eine republikanische Verfassung garan- 
tiere, Verfassungen aber, welche auf dem Boden der „Democracy“ 
ständen, seien nicht republikanisch, wie der „Federalist‘‘ be- 
weise. Die Freunde antworten, die Verfassungen seien repu- 
blikanisch, weil die Repräsentation nur eingeschränkt, aber nicht 
beseitigt sei. Die Verfassung keines Staates ist aus diesem 


problem in Euclid with the utmost accuracy. His recipe, roughly stated, 
J understand to be: Take the voices of 10 foolish men, 20 ordinary men, 
5 rascals, 16 good citizens and 3 wise men (if any such can be induced 
to join), mix them all up together with the result: Vox Populi, vox Dei.“ 

1) Munro a. a. O. S. 60 f. 

”) 2.2.0. S. 87. 

*) Annals of the American Academy a. a. O. S. 68 f. 

4) Der Erzbischof Ireland sagte zu Council Bluffs: „Democracy: Yes, 
Mobocracy: No.“ Boyle J., The initiative and referendum, 1912, S. 45. Der 
Kardinal Gibbons nannte das Referendum Mob-Rule, sprach sich gegen die 
Volkswahl der Senatoren und die Abberufung der Richter aus, welche durch 
. die A. gezwungen würden, ihren Mantel nach dem Winde zu hängen. — Die 
katholische Kirche habe in Ohio gegen die Einführung der Volksgesetzgebung 
gewirkt, behauptet Equity, 1912, S. 147. 
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unumschränkt; im übrigen besprächen die Bürger in den vier 
Monaten alle Vorlagen gründlich, deren Inhalt ihnen ja auch 
schon durch die Sammlung der Unterschriften bekannt geworden 
sei. Gegen die Volksgesetzgebung wird viertens vorgebracht, 
daß Abänderungsanträge nach Empfang der Vorlage durch den 
Staatssekretär nicht mehr gestellt werden könnten. Das sei 
nicht zu bedauern, antworten die Freunde, einer der größten 
Mißstände des amerikanischen Parlamentarismus sei eben die 
nachträgliche, heimlich erfolgende Anderung und Verschlechte- 
rung der Vorlagen zum Wohle der Interessenten. Fünftens 
wird dem Referendum vorgeworfen, es vernichte die Verant- 
wortlichkeit der Parlamente, worauf die Freunde antworten, an 
dieser Last hätten sie bisher nicht schwer getragen. Und wenn 
sie befürchtet hätten, dem Volk oder seinen Auftraggebern zu 
mißfallen, hätten sie sie entweder auf den Gouverneur (auch 
durch absichtliche Fehler, die ihn zum Veto gezwungen hätten) 
oder auf das Volk abgewälzt, indem sie ein Referendum an- 
ordneten. Sechstens wird an der Verfassungsinitiative ausgesetzt, 
daß sie wichtige Verfassungsänderungen zu leicht gemacht habe. 
Die Freunde leugnen es nicht, aber weshalb hätten die Parla- 
mente sie von Jahr zu Jahr hinausgeschoben ? 

Und so immer wieder: sie sind weit davon entfernt, die 
Schäden der Gesetzgebung des Volkes zu leugnen, sie fragen 
nur: Wie wars’s und wie ist's mit der parlamentarischen? Ist 
sie nicht das größere Übel? Die Schwächen der Volksgesetz- 
gebung sind ja auch zu offensichtlich. Und es gibt noch andere. 
Wie häufig sind es die Doktrinäre und Fanatiker, die immer 
wieder den Bürger zwingen, zur Urne zu schreiten: die Mäßig- 
keitsapostel, die Single-Taxers, die Frauenrechtlerinnen!). Nicht 


1) Die Gönner des Frauenstimmrechtes sind in der Union häufig Tem- 
perenzler und andere Puritaner, während ihre Gegner sich zum Teil aus den 
Freunden des Wirtshauses, des Nachtlebens und der damit verknüpften Interessen 
rekrutieren. Die Frau soll das öffentliche Leben „reinigen“. Ich erinnere 
mich mit großem Vergnügen der Rede eines Bundessenators, der einen durch- 
schlagenden Beweis für diese Meinung anführte. In einem Staate, wo das 
Frauenstimmrecht eingeführt worden war, erschienen einige weibliche Wesen 
vor dem Wahllokale, das, wie häufig, sich in einem Wirtshause befand. Da 
standen den „boys“ die Haare zu Berge, „ladies“, sagten sie, dürfen keinen 
solchen Schmutztempel betreten, flugs nahmen sie alle Wahlutensilien auf 
die Schulter und schleppten sie in eine Schule. Das war der Beweis für die 
zwar nur lokale, aber „instantaneous purification of political life through the 
ladies“. Ja, die ganze Welt schiele sehnsüchtig nach den vorbildlichen Ein- 
richtungen der Union. Auf ihn folgte ein boshafter Gesell, der behauptete, 
nirgendwo beständen so verrottete Institutionen, nirgendwo sei man mit der Zeit 
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noch freundlicher, denn die Führer der Bewegung sehen recht 
wohl ein, daß noch Manches zu bessern ist. Man solle die 
Volksgesetzgebung nicht leichtsinnig entfesseln, weshalb die 
Petitionsziffern in einigen Staaten zu erhöhen seien, ohne sie 
jedoch durch allzu hohe Anforderungen lahm zu legen. Es 
müßten Verfassungsinitiativen schwerer gemacht werden, als 
Gesetzgebungsinitiativen; freilich ist die Unterscheidung nicht 
leicht. Abgelehnte Initiativen sollten erst nach einer bestimmten 
Zeit wieder eingebracht werden dürfen. Schon jetzt setzt sie 
die Verfassung Nebraskas und Oklahomas auf drei Jahre, die- 
jenige Oklahomas auch für das Referendum fest und erhöht 
die Petitionsziffer in diesem Falle auf 25°/,. Man solle nicht 
zu viele Vorlagen bringen, weil das Volk sie nicht zu bewältigen 
vermöge; es zeige sich, daß dies die gegnerische Agitation er- 
leichtere. Sie suche sich eine bedenkliche Vorlage heraus (nicht 
immer diejenige, die man zu beseitigen suche), und verwickele 
alle in den Sturz. Man solle das Volk nicht über Einzelheiten, 
lokale und technische Fragen abstimmen lassen. Man solle 
fordern, daß ein gewisser Prozentsatz der Wähler sich an der 
Abstimmung beteiligt habe. Man solle Volksgesetzgebung und 
parlamentarische Gesetzgebung wieder näher verknüpfen; frei- 
lich sei dazu erforderlich, daß die parlamentarische Geschäfts- 
ordnung ergänzt und tatsächlich durchgeführt werde, jetzt werde 
sie oft beiseite geschoben. Vor allem müßten die Macht des 
Sprechers und der Vorsitzenden der Ausschüsse gebrochen 
werden, es müßte volles Licht in ihre dunkle Tätigkeit fallen !). 

Höchst bedeutsam ist es, daß W. S. U’Ren’s Blick über 
Referendum und Initiative hinausreicht, mit denen allein es 
nicht getan sei. Er will die fehlerhafte Konstruktion des ameri- 
kanischen Gliedstaates beseitigen und seine Verfassung dem- 
jenigen des konstitutionellen Staates annähern ?). Der Gouverneur 
und sein Kabinett bringen Gesetzentwürfe und das Budget ein, 
sie erhalten ihre Sitze in der Kammer, sie werden über ihre 
Geschäftsführung interpelliert, die Volkswahl wird eingeschränkt, 
der Gouverneur stellt sein Kabinett und die meisten Beamten 


D Einige Gegner der Volksgesetzgebung sind: Ernest O’Neal, Repre- 
sentative Government and the Common Law, 1912; James Boyle, Initiative 
and Referendum, 3. A., 1912 (Hier auch die Auffassung, daß die V. in Oregon 
ein Sieg der Stadt über die Agrardistrikte sei. 17 Städte hätten eine Be- 
völkerung von 571545, 77 Grafschaften von nur 564983; unter der reprä- 
sentativen Demokratie herrschten die Grafschaften, unter der V. die Städte.); 
Robert Hunter, Socialists at Work, 1908. 

?) The Proposed Oregon System. Beard and Shultz. S. 349—384. 
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an, er verliert sein Veto, dafür erhält er das Recht, ein Re- 
ferendum anzuordnen; außerdem wird eine höchste Kontroll- 
behörde eingerichtet, die über alle Zweige der Staatsverwaltung 
in einer offiziellen Zeitschrift unterrichtet. — (Über seine große 
Niederlage im Jahre 1912 wurde schon berichtet.) 

Sprechen wir zum Schluß noch von den realistischen Freunden 
der Volksgesetzgebung! Sie sei, so behaupten sie, in der Hälfte 
aller Staaten ganz wertlos, ‚weil sie einen oder mehrere „vicious 
jokers“ enthalte (darunter versteht der Amerikaner solche Be- 
stimmungen, die das Gesetz unausführbar machen oder doch 
seinen Wert herabsetzen). Die Mängel seien folgende: 1. vor 
allem das Fehlen der Verfassungsinitiative; 2. die Forderung, 
daß ein bestimmter Prozentsatz von Unterschriften in mehreren 
Grafschaften aufgebracht werden müsse, die gegen die Arbeiter 
gerichtet sei, welche Sammler auf das Land hinausschicken 
müßten, während sie sie in ihren Wohnorten leicht zusammen- 
bringen könnten; 3. Das Recht des Parlamentes, bestimmte 
Gesetze vom Referendum auszuschließen; 4. die zu hohen 
Petitionsziffern; 5. die Bestimmung, daß die einfache Mehrheit 
bei Abstimmungen nicht genüge; 6. das Fehlen der Erläuterungs- 
schrift (Publicity Pamphlet)'). Offenbar betrachten die idealen 
Freunde als Nachteile, was die realistischen als Vorzüge ansehen. 

Es sei auch noch gestattet, den Eindruck zu berichten, 
daß die Bewegung zur Einführung der Volksgesetzgebung von 
der Überzahl amerikanischer Bürger nicht genügend beachtet, 
vielleicht unterschätzt wird 2). 


1) Judson King, Demand a workable Initiative and Referendum. 
American Federationist, Oktober 1912. 

2) Hierfür führe ich folgendes an. Als im Herbst 1912 ihre Einführung 
in mehreren Staaten, außerdem wichtige Fragen in anderen dem Referendum 
unterlagen, sah ich sorgfältig die Zeitungen dieser Staaten in dem großen 
Lesesaal der Bibliothek des Kongresses durch, ohne auch nur eine Notiz zu 
finden. Ich wandte mich an acht Zeitungen mit der Bitte um Zusendung 
von Artikeln. Obwohl sonst die Redaktionen der großen amerikanischen 
Zeitungen mir viel höfliches Entgegenkommen bewiesen haben (vgl. über 
amerikanischen und deutschen Charakter Wachendorf, Republik und Kaiser- 
tum, 1911), so erhielt ich diesmal nur von zweien eine Antwort und nur 
von einer inhaltslose Zeitungenummern. Hierauf klagte ich mein Ungemach 
dem Redaktionssekretär einer politischen Zeitschrift, worauf er sagte: „Uns 
geht es nicht besser, wir müssen uns an die Staatssekretäre wenden, um 
etwas zu erfahren.“ Eine Bestätigung fand ich in dem Bedauern der Zeit- 
schrift Equity, daß ihre Notizen in der Januarnummer 1913 noch so lücken- 
haft waren. Wenn nun die Zeitungen über jeden Quarck, der die Leser 
interessiert, in größter Geschwätzigkeit berichten, kann dann ihr Schweigen 


Hasbach, Die neuere Verfassungsentwicklung in den Vereinigten Staaten. 95 


Auf den Bundesstaat ist die Volksgesetzgebung weder in 
ihrer amerikanischen noch in ihrer schweizerischen Form aus- 
gedehnt worden. Der Senator Bristow aber brachte am 4. De- 
zember 1912 im Senate eine Bill ein, welche diese Lücke im 
Systeme ausfüllen sollte. Wenn der Präsident dem Kongreß 
empfiehlt, eine bestimmte Maßregel zu erlassen, der Kongreß 
sie aber innerhalb sechs Monaten nicht erlassen hat, hat der 
Präsident das Recht, sie bei den nächsten Wahlen zum Kongreß 
den Wählern vorzulegen, und sie wird Gesetz, wenn sie hier 
die Mehrheit erlangt!). 


Wir werden sehen, daß Bristow noch bei einem andern 
Vorschlage die letzten Konsequenzen zieht. 


Im zweiten Kapitel sind die Anstöße aufgeführt worden, 
welche die Einführung der schweizerischen Einrichtungen in 
die Städte bewirkt haben, der stärkste war das Commission 
Government. So kommt es, daß diese Bewegung hier jünger 
ist, als in den Staaten. Der Mechanismus ist. dem staatlichen 
genau nachgebildet. Im allgemeinen sind die Fristen selbst- 
verständlich kürzer?) und die Petitionsziffern höher); auch hier 


? 


anders gedeutet werden, als daß Referendum und Initiative den Lesern gleich- 
gültig sind? — Einige Zeitungen schienen eine Entschuldigung für ihr Ver- 
sagen darin zu finden, daß in Washington 320000 Stimmen für den Präsi- 
denten abgegeben worden wären, aber nur 154000—164000 für Referendum, 
Initiative und Abberufung; 44000 hätten dagegen gestimmt. 

!) Eine Zeitung hob sehr richtig hervor, daß der Vorschlag die zwei 
neuen Ideen der Zeit vereinige: daß der Präsident und das Volk regieren 
müßten. 

1) Z. B. 20 Tage für Referendum in Süd-Dakota, 80 Tage in Oregon. 
Für Initiativen sind 30 Tage vorgesehen, während dieser Zeit muß sich der 
Stadtrat entscheiden; verwirft er sie oder berücksichtigt er sie nicht, dann Ab- 
stimmung spätestens 90 Tage nach Vorlegung des Begehrens; so in Oregon. 

D In den durch Volksbeschlüsse (constitutional amendments) eingeführten 
durchgängig 15°/, für Initiative, 10°/, für Referendum, mit Ausnahme von 
Süd-Dakota, wo sie nur 5°/, betragen. 

In den Staaten, welche sie durch von den Kammern erlassene Gesetze ein- 
geführt haben, für auf Gesetze bezügliche Initiativbegehren gewöhnlich 25 °/,, 
ansteigend bis auf 40°/,, wenn eine besondere Abstimmung erforderlich ist; 
meistens 10°/,, wenn die Entscheidung bei allgemeinen Wahlen fällt, doch 
steigen sie in einigen Fällen auf 25°/,. Die Referendumsziffer bewegt sich 
zwischen 10°/, und 85 %,. 

Auch in den Städten, die das Commission Government eingeführt haben, 
sind die Ziffern hoch: Initiative (besondere Abstimmung) gewöhnlich 25 °/,, 
geht bis 40°), hinauf, für Abstimmungen bei allgemeinen Wahlen 10°/,, steigt 
aber auch auf 25°/,, ja 80°,; für Referendum (special election) meistens 
20—25°/,, bei allgemeinen Abstimmungen 10—25 °/,. 
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ist die Tendenz bemerkbar, die Petitionsziffern zu erhöhen. 
Die Urteile über den Wert dieser Einrichtungen sind von den 
vorher angeführten nicht verschieden, sie sind im ganzen und 
großen noch günstiger; bei der großen Jugend der Einrichtungen 
aber wird man ihnen zurückhaltender gegenüberstehen. Über 
die städtische Volksgesetzgebung urteilt ein republikanischer 
Bürgermeister ähnlich wie Wilson und Roosevelt über die staat- 
liche: „Wenn die Gesetzgeber frei von allen Verpflichtungen 
gegen Aktiengesellschaften, Individuen und Parteien gewählt 
oder ernannt werden könnten, ... dann würde wenig für diese 
von den Politikern ungesund und anarchistisch genannten Be- 
stimmungen agitiert werden“ !). 


Doch fehlt es auch nicht an abweichenden Zügen. Mit 
dem Commission Government ist das obligatorische Referendum 
in viele Städte eingezogen: für Konzessionen und für Stadt- 
anleihen. In anderen ist nur eine geringere Petitionsziffer für 
die Ergreifung des Referendums gegen Anleihen und Erteilung 
von Konzessionen vorgesehen, oder sie können nicht vom Re- 
ferendum ausgeschlossen werden, was den Bürgern die Möglich- 
keit gibt, sich des fakultativen Referendums zu bedienen. Der 
zweite abweichende Zug ist die viel stärkere Anwendung des 
beratenden Referendums, des Public Opinion Law; so, von 
Illinois beinflußt, in den zentralen Staaten des Nordens, während 
das echte Referendum weit mehr in den Staaten des Westens 
zu Hause ist. 


IV. Die Abberufung. 


Ist der Gedanke der Abberufung gewählter Beamten aus 
der Schweiz herübergekommen’??) Der strenge Nachweis dieser 
Abhängigkeit ist nicht geführt worden. Innerlich sind die hel- 
vetische Abberufung und das amerikanische Recall nur entfernt 
miteinander verwandt. Ganz abgesehen davon, daß sie bei 
unsern Nachbarn so selten geübt wird, daß sie kaum als ein 
dem Fremden auffallender Zug ihres Gemeinwesens erscheint, 


!) Munro S. 115. 


?) Zum Beweis des amerikanischen Ursprungs werden die Erklärungen 
der Menschenrechte (z. B. Massachusetts, V und VIII) angeführt, obwohl sie 
nicht zur Begründung der Forderung benutzt worden sind. Wohl stand den 
Staaten nach den Konföderationsartikeln das Recht zu, ihre Delegierten zum 
Kongreß abzurufen, aber es wurde nicht in die späteren Verfassungen auf- 
genommen. 


Hasbach, Die neuere Verfassungsentwicklung in den Vereinigten Staaten. 97 


besteht eine direkte Abberufung des Regierungsrates nur in 
den vier Kantonen Solothurn, Schaffhausen, Tessin, Thurgau. 
Die indirekte Abberufung aller Beamten ist in allen Kantonen 
die Folge einer Totalrevision der Verfassung, in Solothurn auch 
der Abberufung des Kantonsrates, während in Luzern in diesem 
Falle die Abberufung auf den Regierungsrat beschränkt bleibt. 
Den Kantonsrat abzurufen, ist das Volk berechtigt in Aargau, 
Basel, Bern, Luzern, Schaffhausen, Solothurn, Thurgau. Aber 
sie ist überflüssig geworden, weil Referendum und Initiative 
ihn gelähmt haben; außerdem werden die Abgeordneten auf 
so kurze Zeit gewählt. Auf die Richter ist die direkte Ab- 
berufung nirgendwo ausgedehnt worden, in mehreren Kantonen 
sind sie ausdrücklich gegen sie geschützt; nur in Solothurn 
verlieren sie ihre Stellen bei der Abberufung des großen Rates. 
In drei Punkten tritt, wie wir nun sehen werden, die Verschieden- 
heit zwischen der Schweiz und der Union hervor: 1. In der 
Schweiz ist die Abberufung überwiegend indirekt, in der Union 
direkt; 2. In der Schweiz richtet sie sich gegen Behörden, in 
der Union gegen Individuen; 3. In der Schweiz sind die Richter 
von der direkten Abberufung ausgeschlossen, in der Union 
mehrmals eingeschlossen. 

Ungefähr zur selben Zeit, als Referendum und Initiative 
in den Vereinigten Staaten Anhänger gewannen, erscheint die 
Idee der Abberufung; wiederum zuerst im Westen, wovon wir 
noch ein Wort sagen wollen. Und wiederum sind es Popu- 
listen, Sozialisten, Arbeiter, welche für sie agitieren. In den 
neunziger Jahren des vorigen Jahrhunderts fordern sie die Po- 
pulisten unter dem Namen des Imperativen Mandates, und etwa 
zehn Jahre später, 1903, fand sie auf Betreiben der Sozialisten 
Eingang in die Verfassung der Stadt Los Angeles im Staate 
California. Schon bald machte man von dem neuen Rechte 
Gebrauch. Der aus Politikern bestehende Stadtrat hatte einer 
Zeitung, welche ihn unterstützte, die Herstellung der städtischen 
Drucksachen übertragen, obwohl sie 15000 Dollar mehr ver- 
langte, als die niedrigste Forderung betrug. Für den Antrag 
hatte ein Politiker gestimmt, der auch von Mitgliedern von 
Gewerkvereinen gewählt worden war, als deren Gegnerin jene 
Zeitung sich bewiesen hatte. Den Gewerkvereinen gelang es, 
ihn abzurufen. Das zweite Mal wurde im Jahre 1906 für die 
Abberufung eines Bürgermeisters agitiert, welcher die Gesetze 
gegen Wirtshäuser, Bordelle und Spielhöllen nicht ausgeführt 
hatte. 14 Tage vor der Entscheidung verziehtete er auf sein Amt. 

Zeitschrift für Politik. 7. 7 
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Von Los Angeles verbreitete sich die Abberufung in andere 
Städte Californias und einige Städte der Nachbarstaaten Oregon 
und Washington. Inzwischen hatte das Commission Govern- 
ment den neuen Zug entwickelt, die bureaukratische Stadt- 
diktatur durch Referendum und Initiative zu beschränken. Es 
erschien unvermeidlich, die Abberufung hinzuzufügen. Das 
ereignete sich zuerst im Jahre 1907. Das neue System, welches, 
wir heben es hervor, bisher auf Städte beschränkt war, wurde 
nun bekannter, und die Begeisterung erreichte eine solche Stärke, 
daß die Vorkämpfer für die unmittelbare Demokratie sich vor- 
nahmen, ihm eine weitere Ausdehnung zu geben. In ver- 
schiedenen Staaten wird die Abberufung für das ganze Staats- 
gebiet beschlossen. Oregon ist wieder an der Spitze, schon im 
Jahre 1908 führt es den „State-Wide Recall“ ein; es folgen 
California 1911, dann 1912 Arkansas, Colorado, Idaho. Von 
Arizona haben wir noch im folgenden Kapitel zu sprechen. 

Welches ist der Umfang der Abberufung? Es sind zwei 
Kategorien von Beamten zu unterscheiden: richterliche, bezüg- 
lich nicht-richterliche; gewählte, bezüglich ernannte. In den 
Städten war sie fast nur auf Verwaltungsbeamte beschränkt, 
die Polizeirichter allein konnten von ihr ergriffen werden !). 
Der State-Wide Recall bezog alle Beamten, folglich auch die 
Richter ein, wenn sie nicht ausdrücklich, wie in Idaho, aus- 
genommen wurden. Die übrigen genannten Staaten haben 
auch die Abberufung der Richter angenommen. Hiervon wer- 
den wir noch im folgenden Kapitel handeln. Zweitens. Die 
Abberufung war ursprünglich gedacht als eine Maßregel, die 
nur gewählte Beamte treffen sollte. In einigen Fällen hat man 
aber auch vor den ernannten nicht halt gemacht. In Nevada 
kann „every public officer“ abgerufen werden, ebenso in Ari- 
zona ?). Die alte Begründung, das Volk habe das Recht, die 
Beamten, welche es gewählt, zu entfernen, reicht nicht mehr 
aus; man beruft sich nun auf seine Überwachungsbefugnisse 
und darauf, daß es die Quelle aller Gewalten sei. 

Die Jahre 1903, 1907, 1908 setzen also die Marksteine der 
Entwicklung. Sie liegen nicht weit zurück, und da die Ab- 
berufung bisher nur verhältnismäßig selten angewandt worden 


!) Zum ersten Male wurde ein Richter am 22. April 1913 abberufen. 
Es war ein Polizeirichter der Stadt San Francisco. Die abberufende Mehrheit 
war unbedeutend. 

?) Every public officer in the State of Arizona. ... holding an elective 
office, cither by election or appointment, is subject to recall. 
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ist, so gehört die genauere Darstellung ihrer Entwicklung bis- 
lang weniger der Geschichtsschreibung, als der Chronik an. 

Wiederum sind es die Staaten, bezüglich die Städte des 
Westens, welche die Abberufung einführen, aber gewiß nicht 
nur wegen ihres fortschrittlichen Charakters. California z. B. ist 
der Staat der Patrick Calhoun, Reuf, Schmitz und des Southern 
Pacific Railroad, Arizona der Staat der Sloan, Andrews und großer 
Bergwerks- und Eisenbahngesellschaften 11 

Die Vorgänge sind sehr einfach. Der Bruchteil einer 
Normalzahl von Wählern (20—75°/,, gewöhnlich 25°/,) muß 
beim Stadtschreiber eine Bittschrift einreichen, damit eine Wahl 
ausgeschrieben werden kann, die stets eine besondere (nicht 
mit den allgemeinen Wahlen zusammenfallende) und daher teuere 
ist; die Kosten fallen der Staatskasse zur Last. Zwei Systeme: 
das kalifornische und das oregonische. Nach dem kalifornischen 
wird zuerst die Frage gestellt: Soll der Beamte entfernt werden? 
Wenn ja, dann Neuwahl. Nach dem oregonischen, dem ein- 
facheren, wird er zugleich mit seinen Konkurrenten als Kandidat 
aufgestellt, falls er nicht verzichtet; das Volk entscheidet, wen es 
haben will. Erlangt er weniger Stimmen, dann ist die Abberufung 
perfekt, erlangt er mehr als seine Nebenbuhler, dann steht er 
gerechtfertigt da. Solche Rehabilitationen sind nicht ganz selten, 
denn das Recht der Abberufung wird auch von anrüchigen, 
Gesetz und Ordnung feindlichen Elementen angerufen, um strenge 
Beamte zu beschmutzen und zu beseitigen. Überhaupt werden 
ja schon die Ausführungen über die Volksgesetzgebung keinen 
Zweifel daran gelassen haben, daß die neuen Rechte allen 
Arten von Menschen zugute kommen, weil sie das Wahlrecht 
besitzen. In Seattle wurde ein Bürgermeister entfernt, weil er 
seine Pflicht nicht getan hatte; hierauf wiederholte Versuche, 
den neuen, der seinen Pflichten genügte, aus dem Amte zu 
drängen. — Es muß aber noch ein drittes Verfahren erwähnt 
werden. In Boston, wo der Bürgermeister auf vier Jahre im 
Januar gewählt wird, besteht die Einrichtung, daß im November 
des folgenden Jahres (wenn die Staatswahlen stattfinden) das 
Volk befragt wird, ob es mit ihm zufrieden sei. Wenn nicht, 
wählt es zwei Monate später den neuen Bürgermeister, der auf 
vier Jahre angestellt wird, während in allen andern Städten 
der Neugewählte nur bis zum Ende der Periode amtet, für 
welche sein Vorgänger gewählt wurde. 


!) So Ransom, Majority Rule and the Iudiciary, 1912, S. 82. 
Ve 
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Die Petition muß die Beschuldigungen enthalten, welche 
den Beamten nach der Ansicht der Antragsteller seines Amtes 
unwürdig machen. Ein kurzer Auszug (200 Worte) soll auf dem 
gedruckten Wahlzettel stehen, und dem Beamten ist eine kurze 
Widerlegung (200—300 Worte) an derselben Stelle gestattet. 
Der Beamte ist eine gewisse Zeit (bis zu sechs Monaten) gegen 
die Vorlegung einer Petition geschützt, während die Abgeord- 
neten schon nach wenigen Tagen abberufen werden können. 
Eine andere schützende Vorschrift ist diese, daß in California 
und Arizona die erste Entscheidung mit absoluter Mehrheit 
getroffen werden muß; ebenso in Boston. 

Die Erfahrungen sind bis jetzt so spärlich, daß allgemeine 
Urteile nicht aus ihnen abgeleitet werden dürfen. Desto zahl- 
reicher sind die Hoffnungen und Befürchtungen, welche aus 
der menschlichen Natur deduziert werden. Man hofft nicht 
nur auf bessere Beamte, welche durch das über ihrem Haupte 
schwebende Schwert auf dem Pfade der Tugend erhalten werden, 
sondern auch auf die Möglichkeit, die Amtszeit allgemein zu 
verlängern und die Volkswahl durch die Ernennung zu ersetzen; 
man befürchtet, daß das Volk, welches die Missetaten des Stadt- 
rates und der Polizei recht wohl erkennen könne, die Tüchtig- 
keit eines im Stillen schaffenden Beamten, der wegen seiner 
politischen Haltung unpopulär geworden sei, nicht zu beurteilen 
vermöge. 

In das Gesetzbuch des Bundes hat die Abberufung eben- 
sowenig wie Referendum und Initiative bisher Eingang gefunden. 
Selbstverständlich können auch das Volk und der gesetzgebende 
Körper der Gliedstaaten ihren Wählern nicht das Recht geben, 
die von den Bürgern der Staaten gewählten Abgeordneten zum 
Kongreß und die nun auch von ihm zu wählenden Bundessenatoren 
oder gar die vom Präsidenten ernannten Bundesrichter des 
Staatsgebietes abzurufen. Aber ein Volksgesetzgebungstechniker 
hat den „Advisory Recall“ ausgetüftelt, das heißt eine Volks- 
abstimmung über die Frage, ob ein Abgeordneter, Senator, 
Richter zurücktreten solle. Die Kandidaten zum Kongreß werden 
vor der Wahl aufgefordert, sich zu verpflichten, nach einer 
solchen ihnen ungünstigen Abstimmung zurückzutreten; bei der 
Abstimmung über Bundesrichter sollen zugleich die Namen von 
Ersatzkandidaten genannt und die Ergebnisse der Abstimmung 
dem Präsidenten und dem Senate mitgeteilt werden, denen hier- 
durch die Beachtung der Volkswünsche empfohlen wird. Dieses 
Projekt wurde in Arizona vor zwei Jahren Gesetz. 
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V. Die richterliche Gewalt. 


Im zweiten Kapitel wurde darauf hingewiesen, daß drei 
Punkte hier näher ausgeführt werden müßten: die Abberufung 
der Richter; die Rätlichkeit, ihnen die Nachprüfung der Gesetze 
zu nehmen, oder ihre Entscheidungen durch das Volk begut- 
achten zu lassen; der Vorschlag, die Bundesrichter auf eine 
Anzahl Jahre vom Volke zu wählen. Von dieser dritten Maß- 
regel erwartet man eine größere Übereinstimmung ihrer Ent- 
scheidungen mit den Volkswünschen. Da nun aber die meisten 
Richter der Einzelstaaten auf eine beschränkte Frist gewählt 
werden und doch zu vielen Klagen Anlaß geben, so ist das 
vorgeschlagene Mittel zur Erreichung seines Zweckes untauglich. 
Im übrigen ließe es sich nur durch eine Revision der Bundes- 
verfassung verwirklichen !). 

Was wirft man den Richtern der Gliedstaaten und des 
Bundes vor? Was erregt die Unzufriedenheit, die die in Deutsch- 
land hervortretende bei weitem übersteigt? Nicht in erster 
Linie Bestechlichkeit oder Parteilichkeit bei der Urteilsfällung, 
obwohl es an ihr nicht mangelt, sondern, sagen wir es mit einem 
deutschen Worte, ihre Weltfremdheit, ihr Hangen an früheren 
Entscheidungen, wenn auch die Welt eine ganz andere geworden 
sein sollte, andererseits die Änderung ihrer Überzeugungen, ihre 
Neigung, einen Prozeß nicht nach den Forderungen natürlicher 
Gerechtigkeit zu entscheiden, sondern sich von dem Netze juri- 
stischer Begriffe einfangen zu lassen, der Mangel an Verständnis 
für ihre Aufgabe, das Recht klar zu entwickeln, und dafür 
das Streben, ihre Gedanken in die Gesetze hinein zu interpre- 
tieren, was die Amerikaner ‚judicial legislation“ nennen; ja 
sogar die Vertretung der kapitalistischen Interessen wirft man 
ihnen vor, da der mit diesen verwachsene Boss die Kandidaten 
aufstelle und der Kongreß Einfluß auf die Ernennung der 
Bundesrichter habe. Es ist nötig, einige Zeugnisse dafür bei- 
zubringen, daß diese Klagen in der Union erhoben werden. 
Roosevelt, der frühere Präsident, schreibt: „Our prime concern 
is to get justice. When the spirit of mere legalism, the spirit 
of hair-splitting technicality, interferes with justice, then it is 


1) R. Owen brachte am 31. Juli 1911 eine Bill ein, nach der die Bundes- 
richter durch einen Beschluß des Kongresses abgerufen werden dürften, 
Distriet- und Circuit-Judges auf vier Jahre ven den Wählern ihrer Distrikte, 
bezüglich Kreise, zu wählen seien. Die hierbei gehaltene Rede wird uns 
noch beschäftigen. 
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möchten eben den Fortschritt der Bewegung aufhalten®), und 
dann zwang ein Territorium, welches vor wenigen Jahren dem 
Kongreß seine Verfassung zur Annahme vorlegte, Gegner und 
Freunde, das Problem von allen Seiten zu beleuchten. Arizona 
hatte nämlich in seinen Verfassungsentwurf auch die Abberufung 
der Richter aufgenommen. Der Kongreß genehmigte ihn zwar 
im Jahre 1911, aber unter der Bedingung, daß den Wählern 
bei den Wahlen ein Antrag vorgelegt würde, welcher die Richter 
von der Abberufung ausschlösse. Gegen diese Resolution erhob 
Taft Einspruch in längerer Begründung. Arizona fügte sich, 
und, nachdem es in den Bund aufgenommen worden war, führte 
es die beanstandete Einrichtung ein. 

Drei Gründe bringen die Gegner der Abberufung vor: 
einen staatsrechtlicher Natur, zwei politischer. Erstens. Der 
Richter unterscheide sich dadurch von allen andern Staats- 
dienern, daß er nicht wie die Mitglieder der gesetzgebenden 
Körper oder der ausführenden Behörden als Beauftragter einer 
Mehrheit, welche ihr Programm durchführen wolle, gewählt 
werde, sondern zur unparteiischen Anwendung des der allge- 
meinen Wohlfahrt dienenden Rechtes. Ja, seine wichtigste Auf- 
gabe bestehe darin, die Minderheit gegen die Mehrheit zu schützen. 
Es sei daher auch ein Widerspruch, den Richter durch das 
Urteil einer Mehrheit zu entfernen. Zweitens. Das öffentliche 
Recht der amerikanischen Staaten kenne ja schon zwei Maß- 
regeln, um den Richter zu beseitigen, weshalb sei es denn not- 
wendig, eine dritte hinzuzufügen? ‚If a judge is dishonest 
impeach him, il he is incompetent, remove him by complaint 
before the legislature“, schreibt Ransom. Zudem eine Maßregel, 
die der Demagogie Tür und Tor öffne, da eine objektive gründ- 
liche Begründung der Anklage nicht gefordert, dem Beamten 
nur eine beschränkte Verteidigung (200 Worte) gestattet, der 
Prozeß in der Form einer Wahl zwischen mehreren Kandidaten 
geführt und die Entscheidung beschleunigt werde, damit die 
aufgeregten Leidenschaften nicht zur Ruhe kämen. Drittens. 
Die Abberufung werde den Richterstand auf eine tiefere Stufe 


TI Anfang 1912, also nach den durch Arizona verursachten Erörterungen, 
bildete sich eine „Independent Judiciary Association“ mit dem Zwecke, der 
Ausbreitung zweier Ideen entgegenzuwirken: 1. Abberufung der Richter, 
2. Nachprüfung ihrer Urteile durch das Volk. Roosevelt meinte, daß die 
Namen einer Reihe ihrer Mitglieder, die Trustadvokaten seien (z. B. Standard 
Oil Trust, Sugar Trust), erkennen lasse, welche Art von „well-ordered freedom“ 
(für die sie eintreten zu wollen erklären) ihnen am Herzen liege. Ransom S. 7. 
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herabsinken lassen, denn nur Kandidaten geringeren Wertes 
würden sich in Staaten, wo die Abberufung bestände, um das 
Richteramt bewerben. 

Die Gegner antworten, auch der Richter werde gewöhnlich 
als Mitglied einer Partei gewählt; das Wesen seiner Funktionen 
bedeute keinen Unterschied zwischen ihm und dem exekutiven 
Beamten; der Schutz der Minderheit sei nur beschränkt durch- 
führbar, denn Demokratie bedeute Herrschaft der Mehrheit; 
Staatsklage und Entfernung durch die Legislative hätte sich 
nicht bewährt; es sei auch kein Grund anzunehmen, daß das 
Volk ungerechter urteilen werde, als der gesetzgebende Körper. 
Brutal, aber mit den Grundgedanken der Demokratie überein- 
stimmend, sagte der Senator R. Owen: „Demokratische Völker 
(selfgoverning people) regieren sich, ohne sich zu entschuldigen 
oder Gründe für die Ausübung des Rechtes der Selbstbestim- 
mung anführen zu müssen. . . . Die bloße Tatsache, daß das 
Volk einen Richter nicht mag und ihn nicht in seinem Dienste 
zu haben wünscht, berechtigt es, ihn abzurufen. Er hat keine 
Funktion, kein Amt, keine Würde, die ihm nicht vom Volke 
verliehen worden wäre, und trotzdem wird immer der tory- 
stische Grundsatz vorgebracht, daß die Richter nicht abgerufen 
werden dürften, daß sie vom Volke unabhängig sein müßten, 
daß sie auf Lebenszeit angestellt werden sollten !). 


1) In der bemerkenswerten Rede, welche R. Owen zur Begründung 
seines Antrages vom 31. Juli 1911 hielt. Sie steht im „Congressional Record“. 
Siehe auch eine zu Muskogee gehaltene Rede desselben Senators vom 31. Dez. 
1911. (Sie ist als Document Nr. 249, 62nd Congress, 22d Session gedruckt.) 
Owen hat darin folgende Tabelle aufgestellt, die über die staatsrechtlichen Ver- 
hältnisse der amerikanischen Richter rasch und anschaulich Aufschluß gibt. 
Ein Stern bedeutet Staatsanklage, zwei Sterne Staatsanklage und begrenzte 
Amtszeit oder Entfernung durch Parlament, drei Sterne Staatsanklage, be- 
grenzte Aıntszeit und Entfernung durch den gesetzgebenden Körper, vier 
Sterne außer diesen dreien noch Abberufung. 








States How elected ae Term. 
Years 
Alabama. . . . . . .| Elected by voters `, . . ee 5 
Arkansas. . . .... do. . . 2 2 2002. ie 8 
Arizona . . 2. 2 2.2.0 do. Nr E Ae u ... 6 
California . . e, de s 5; an a ach A SES 12 
Colorado. . . . 2... do. . ei Mie 9 
Connecticut. . . . . .| By general assembly . . 8 
Delaware ; by governor . SET 12 
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Florida . Elected by voten . . . SES 6 
Georgia . By general N SE SE 6 
Idaho . . By voters. . . Jå en 6 
Dlinois . . 2. 220.0. dos 20 0. ie G rer 9 
Indiana . . . 2... Cl EEGENEN Hi 6 
Iowa .. . 2 2 2.0. lm, e eh ët 6 
Kansas . . 2. 2 2002. de té ad. A zer 6 
Kentucky . . 2.2... GO: a Sue ae are SEH 8 
Louisiana . . . 2... do. s = 12 
Maine. . . . 2 2.0. Appointed by. governor ; vas 7 
Maryland . . . . . .| Elected by voters . . . SE 15 
Massachusetts . . . . .| Appointed by governor . er (') 
Michigan. . . . . . .| Elected by voters `, . . e 8 
Minnesota . . . 2... do. . . ; SS 6 
Mississippi . . - . . .| Appointed by sovarnor ; er 9 
Missouri . . . . . . . f Elected by voters . . . SE 10 
Montana . . . 2.2... Os up, ii er ee Se er 6 
Nebraska . . . 2... ek e Sen äi e ën 6 
Nevada . . De en do. . . ; TAR 6 
New Hampshire , . . . | Appointed by governor ; er O) 
New Jersey. . . .... do. e Zë 7 
New Mexico . . . . . | Elected by "voters Be “sr ? 
New York . . .... do. . . E er 14 
North Carolina . . . . dë, 2% an Nr ce % ES 8 
North Dakota . . . . . AD: u. u he er A 2 6 
Ohio: — u ëm on a wei s (o 23.288 E ek sr 5 
Oklahoma . . .... le ur at a: ag e >: 6 
Oregon `, . s. 2.2... AO... ee werk Mën 6 
Pennsylvania . . . . . do. er 21 
Rhode Island . . . . .{ Elected by general s assem- 

bly subject to resolution 

general assembly . . ” 
South Carolina . . . .| Elected by general assem- 

by .. e e. ZS SE 8 
South Dakota . . . . . [| Elected by voters ee er 6 
Tennesse . . . ... de. . .. SE EE 8 
Texas. . . 2.22.02. LEE EE 6 
Utah . . 2. 2 2 2002. do. . . SE 6 
Vermont. . . . . . .I Elected by general a assem- 

by ... i i 2 
Virginia `, . . 2. 2.2. do. . . E SE 12 
Washington . . . . .]| Elected by voters o GC E 6 
West Virginia. . . . . do. . . EE zer 12 
Wisconsin . . 2... 002.5, 6 2 SE 10 
Wyoming . . . 2... do. x 8 
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nicht verantwortliche Gewalt in die Hände der Faktionen? 
Setze sie die Gerichtshöfe nicht der Erpressung der Maschine 
aus? Es sei zu befürchten, daß sie die Demokratie auf die 
abschüssige Bahn der Ochlokratie führe. 

Offenbar stehen diese Männer der Abberufung zweifelnder 
als dem Referendum und der Initiative gegenüber. 


Ich komme zum zweiten Teile dieses Kapitels. Die nicht 
beneidenswerte Stellung amerikanischer Bundesrichter in der 
Frage der Nachprüfung der Gesetze hat lichtvoll James Bryce 
in seinem großen Werke behandelt?). Ich will seine Ausführungen 
kurz zusammenfassen. 

1. Die Sprache der Verfassung ist kurz, so daß dem In- 
tellekt und dem Takt des Richters ein weiter Spielraum bleibt. 
(Besonders gilt dies, was Bryce nicht ausdrücklich hervorhebt, 
von den Erklärungen der Menschenrechte, welche Grundsätze 
aufstellen, die der mannigfachsten Auslegung fähig sind; das 
18. Jahrhundert beherrscht das zwanzigste.) Manchmal muß er 
nicht nur juristischen Scharfsinn und richterliche Objektivität 
besitzen, sondern auch eine Kenntnis des Staates, seiner Re- 
gierung, seiner Verwaltung, die an sich dem Richter fern liegt. 
Es ist unvermeidlich, daß in solchen Fällen selbst der Richter, 
welcher Unparteilichkeit anstrebt, doch die Dinge durch die 
Brille seiner Partei ansieht, ja in die Gesetze einen dem Gesetz- 
geber fremden Sinn hineinlegt. Er weist nach, wie die Reichs- 
gerichtsentscheidungen im ganzen und großen die Auffassung 
der herrschenden Parteien widerspiegeln, zuerst der Föderalisten, 
dann der Demokraten, endlich der Republikaner. 

2. Wenn der Richter sich über den Geist der Verfassung 
geirrt hat, ist es schwer, üble Folgen zu vermeiden. Die falsche 
Entscheidung könnte nur durch eine neue Verfassungsbestim- 
mung beseitigt werden, aber der Änderung der Bundesverfassung 
stehen große Hindernisse entgegen, während in England, das 
den Unterschied von Verfassungsgesetzen und gewöhnlichen 
Gesetzen nicht kennt, das Parlament den Schaden leicht heilen 
kann). Dem Richter bleibt dann nur die Wahl zwischen zwei 





DN Annals S. 77. 

?) James Bryce, The American Commonwealth, I. Kap. 23 und f. 

D Es sei daran erinnert, daß, nachdem durch gerichtliche Entscheidung 
die Gewerkvereine für verursachten Schaden haftbar gemacht worden waren, 
das ihnen freundlich gesonnene Parlament ein Gesetz erließ, welches die 
gerichtliche Entscheidung beseitigte. 
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Übeln: entweder im Irrtum zu verharren, oder seine Meinung 
zu ändern. 

3. Die Bundesverfassung hat die Zahl der Oberbundesrichter 
nicht festgesetzt und dem Kongreß erlaubt, andere Bundes- 
gerichte neben dem Reichsgerichte einzurichten. So wurden im 
Jahre 1801 sämtliche Circuit Courts abgeschafft, um die von 
dem früheren Präsidenten Ernannten zu beseitigen; die nach 
diesem Zeitpunkte wieder errichteten bestehen seit dem 1. Ja- 
nuar 1912 nicht mehr. Durch die Veränderung der Zahl 
der Bundesrichter können veränderte Entscheidungen bewirkt 
werden. Da die Entscheidungen des Reichsgerichtes Mehrheits- 
beschlüsse sind, so kann schon durch die Neubesetzung einer 
durch den Tod eines Richters frei gewordenen Stelle oder durch 
den Wechsel der Auffassung eines Mitgliedes die veränderte 
Stellung des Reichsgerichtes zu einer wichtigen Frage herbei- 
geführt werden !). 

Es bedarf also nicht einmal starker Anstrengungen mäch- 
tiger Interessen, um erhebliche Entscheidungen durchzusetzen, 
und den Bedürfnissen der Gegenwart schädliche Urteile mögen 
Ursachen entspringen, die nichts mit Korruption zu tun haben. 
Hierüber aber klagen die Amerikaner; durch den Boß und die 
Vertreter kapitalistischer Interessen im Senate werde die richter- 
liche Gewalt ihnen untertan. 

Heutigen Tages liegt den Gerichtshöfen nicht mehr das 
Problem vor, wie weit die Gewalt des Bundes über die Einzel- 
staaten reicht, oder bis zu welcher Grenze diejenige der Glied- 
staaten ausgedehnt werden darf; wirtschafts- und sozialpolitische 
Fragen treten immer wieder an sie heran, und ihre Lösung 
ruft oft den Widerspruch und die Erbitterung des Volkes hervor. 
Die Ursache ist die Unfähigkeit des Richters, entweder das 
moderne wirtschaftliche Leben zu verstehen, oder die Aufgabe 


1) Ich kann mich nicht enthalten, hier eine Stelle aus Bismarcks 
Gedanken und Erinnerungen (I. K.) anzuführen. Nachdem er gesagt, er habe 
den Eindruck behalten, „daß Richter an den kleinen und lokalen Gerichten 
den starken Parteiströmungen leichter und hingebender unterliegen, als Ver- 
waltungsbeamte“, heißt es: „Wohl aber nehme ich an, daß die amtlichen 
Entschließungen an Ehrlichkeit und Angemessenheit dadurch nicht gewinnen, 
daß sie kollegialisch gefaßt werden; abgesehen davon, daß Arithmetik und 
Zufall bei dem Majoritätsvotum an die Stelle logischer Begründung treten, 
geht das Gefühl persönlicher Verantwortlichkeit, in welcher die wesentliche 
Bürgschaft für die Gewissenhaftigkeit der Entscheidung liegt, sofort verloren, 
wenn diese durch anonyme Majoritäten erfolgt.“ Anonym sind die Majoritäten 
in Amerika nicht, da die Richter berechtigt sind, ihre abweichenden Voten 
protokollieren zu lassen. 


~n 
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der Rechtsprechung zu erkennen. Häufig sind sowohl die Ur- 
teile, welche in diese, wie diejenigen, welche in jene Klasse 
fallen, dem Reichen förderlich, dem Armen schädlich, weshalb 
man sie der bewußten oder unbewußten Parteinahme für die 
Plutokratie zuschreibt. 

Wo die Unzufriedenheit durch die Unkenntnis des wirt- 
schaftlichen Charakters unserer Zeit erregt wird, strebt er oft 
die Verwirklichung der Freiheit an. Die Idee der Freiheit ist 
überall und zu allen Zeiten dieselbe: es ist die Idee eines 
gesellschaftlichen Zustandes, in dem jeder die mit der Freiheit 
aller andern verträgliche Bewegungsmöglichkeit genießt. Diese 
ist in verschiedenen gesellschaftlichen Zuständen verschieden 
groß. In dicht bevölkerten Staaten mit bedeutendem Verkehr 
und großer Differenzierung des Vermögens, die eine Klasse 
zwingt, der anderen ihr ganzes Leben lang zu dienen, ist sie 
geringer, als in Ländern mit spärlicher Bevölkerung, dürftigem 
Verkehr und großer wirtschaftlicher und sozialer Gleichheit. 
Es ist nicht einmal das Dasein aller dieser Bedingungen, wie 
im Urwalde, erforderlich, um einen hohen Grad der „Freiheit“ 
zu ermöglichen. Deutsche, die in entfernten Gegenden Rußlands 
oder der Türkei gelebt haben, behaupten, dort mehr Freiheit 
als in ihrem Vaterlande genossen zu haben. Die Vereinigten 
Staaten erleben diese Entwicklung mit jedem Jahre mehr: 
„wimmelnde Millionen“, die Eisenbahnen (ja sogar jetzt die 
Landstraßen), die ungeheuren Unternehmungen, die Zunahme 
der Riesenvermögen und des Proletariates schaffen die Wohl- 
fahrtspolizei (Police Power), neue Behörden, neue Verordnungen 
und Gesetze; die Freiheitssphäre des Individuums schrumpft 
zusammen. Der amerikanische Richter aber beurteilt diese Welt 
von der Höhe der „Declaration of Rights“, welche die Sprache 
des 18. Jahrhunderts reden und aus denen die Erfahrungen 
des 18. Jahrhunderts sprechen !). 


Zur Veranschaulichung zwei Beispiele! Ein Arbeiterver- 
sicherungsgesetz des Staates New York setzte bestimmte Ent- 
schädigungen für bestimmte Fälle fest. Es wurde von den 
Gerichten für verfassungswidrig erklärt, weil es einem Grund- 
satz des amerikanischen Rechtes widerspreche, das von den 
Schöpfern der Verfassung in der edelmütigen Absicht aufgestellt 


') „Our Declaration of Rights speak the language and the lessons of 
the eighteenth century.“ So der ehemalige Chief-Justice Baldwin. Ransom 
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in the form of trust or otherwise, or conspiracy, in restraint 
of trade or commerce among the several States, or foreign 
nations, is hereby declared to be illegal.“ Im Jahre 1897 wurde 
ein Vertrag, welcher von einer großen Zahl Eisenbahnen ab- 
geschlossen worden war, als dem Gesetze widersprechend für 
ungültig erklärt. Ebenso im Jahre 1898. Dann hatte sich 
im Jahre 1909 ein „Circuit Court of Appeals“ mit der „Standard 
Oil Company“ zu beschäftigen; der Gerichtshof entschied in 
Übereinstimmung mit dem Gesetze und den früheren Ent- 
scheidungen gegen sie. Zwei Jahre später stand nicht nur die 
„Standard Oil Company“, sondern auch die „American Tobacco 
Company“ vor dem Reichsgerichte; diesmal entschied das Reichs- 
gericht für beidel Wie war es möglich geworden? Ein Richter 
hatte seit Jahren dafür gekämpft, daß der vorher angeführte 
Satz so interpretiert werden müsse, als stehe vor dem Worte 
restraint das Eigenschaftswort „undue“ oder „unreasonable“, 
so daß solche Verträge ungültig seien, welche den Verkehr in 
unverständiger oder ungehöriger Weise beschränkten! Welche 
Freiheit geben solche elastische Wörter dem Richter! Die un- 
glaubliche Selbstüberhebung des Gerichtshofes wird durch fol- 
gendes noch deutlicher. Das Gesetz war erst im Jahre 1890 
erlassen; es konnte folglich nicht schwierig sein, über die Meinung 
des Gesetzgebers ins klare zu kommen, wie etwa, wenn der 
Richter ein Gesetz des 18. Jahrhunderts zu interpretieren hat. 
Ja, noch mehr! Im Jahre 1908 brachte der Senator Warner 
einen Entwurf ein, der den Anti-Trust Act so ändern sollte, 
daß die Wörter „undue“ oder „unreasonable“ vor „restraint of 
trade“ Platz fänden; aber von dem ersten Ausschuß (Interstate 
Commerce) wanderte er zum zweiten (Judiciary Committee), 
welcher erklärte, daß hierdurch das Gesetz „utterly nugatory 
and void“ werden würde. Damit war er beseitigt. Hätte im 
Kongreß die Meinung geherrscht, es sei eine wichtige Maßregel 
begraben worden, dann würde man für ihre Wiederbelebung 
gesorgt haben, aber es geschah nichts. Trotzdem wagte das 
Reichsgericht sich über die gleichberechtigte Macht zu stellen 
und ihr zu sagen, was ihre Absicht sei und gewesen sei. Ein 
Teil der Richter, welche in den Jahren 1897 und 1898 im 
Kapitol gewaltet hatten, war nämlich durch neue ersetzt worden, 
welche sich der Auffassung jenes früher in der Minderheit 
befindlichen Richters anschlossen, und so wurde das dissen- 
tierende Votum Mehrheitsurteil. Dieselbe Rücksichtlosigkeit in 
Entscheidungen gegen die klare Sprache des Gesetzes! Ein 
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Gewalten. Auch ist nicht zu befürchten, daß seine Entschei- 
dungen schlechter ausfallen würden, als diejenigen der Gerichts- 
höfe. Stets ist so in Amerika nicht das Ideal in Frage, sondern 
die Vergleichung des Neuen mit dem Alten, wie wir schon in dem 
Kapitel über die schweizerische Volksgesetzgebung ausgeführt 
haben. 

Ich befürchte, den Raum dieser Zeitschrift ungebührlich 
zu beanspruchen, wenn ich auf die Kritik eines Vorschlages 
eingehe, der jedenfalls in nächster Zeit keine Hoffnung hat, 
in der Verfassung eines einzigen Staates verwirklicht zu werden. 
Deshalb erwähne ich nur das Eine: die Gegner machen geltend, 
durch die Rooseveltsche Methode werde die Verfassungsrevision 
sehr erleichtert werden, ja man werde anfechtbare Gesetze er- 
lassen, um durch die Verwerfung ein neues Prinzip zu erobern. 
Nun ist die Verfassungsrevision aber in allen Staaten, wo die 
Verfassungsinitiative des Volkes besteht, so leicht geworden, 
daß man sich der indirekten nicht zu bedienen braucht. Die 
Freunde Roosevelts glauben, daß diese sogar vorteilhaft sein 
werde. Wenn das Volk den Grundsatz annehme, es solle ein 
Unfallversicherungsgesetz erlassen werden, übersehe es nicht die 
Folgen, während sie bei der Nachprüfung eines beanstandeten 
Gesetzes klar vor seinen Augen lägen. 

Hieraus geht auch hervor, daß Roosevelt die Nachprüfung 
auf die Urteile der staatlichen Gerichtshöfe beschränken will; 
und wie man gesehen hat, auf eine besondere Klasse. Am 
4. Dezember 1912 brachte der Bundessenator Bristow einen 
Antrag ein, sie auf alle Urteile des Reichsgerichtes auszudehnen. 


VI. Commission Government!) 


Im Jahre 1900 wurde Galveston von einer Sturmflut heim- 
gesucht, welche den amerikanischen Städten zum größten Segen 


of the people.... It does not mean that the people have parted with their 
power and cannot resume it. The division of the powers is merely the 
division among the representatives ... the term must not be held to mean 
that the people have divided their power with their delegates. The power 
is the people’s and only the people’s“. Dieselbe Meinung habe ich in meinem 
Buche ausgesprochen. S. 327. 

1) E. S. Bradford, Commission Government in American Cities, 1911. 

C. S. Woodruff, City Government by Commission, 1912. 

C. A. Beard, Loose Leaf Digests of Short Ballot Charters (nicht ab- 
geschlossen) mit einer Einleitung von C. W. Eliot. Dieser hebt den Anteil 
der Juristen hervor, nicht das übliche Verfahren. Man begreift sonst nicht 
recht, wie die Bürger Galvestons dazu kamen, plötzlich eine so ver- 

Zeitschrift für Politik. 7. 8 


ie Verwaltung fünf. Konimissaren mit roller Gewalt, ER 
Se engen ni erlassen. und ‚alle Beamten: 20 erpemnen: ` Bor zwei. RESTE 
wahr ‚drei: vom Üouvernenr ernannt... 
2. Die Stadtverfassung vor 1901, ‚weiche ‚diese Bestimmung « ent LER 
"und. die neue vom Jahre. 1903: bestimmte, ES? aller. EIERN 


werden vom Volke gewi 


Besten in alivesti > sfauden, shad. sn omg 
er ala Pue Jon ie 





SA SE Dede 


Bee 











ee E 


ša eg aeo Vaes l 


re Set Te Gere, waren 30 E daf SST ! SÉ 


‚sehlechse, yon oem Bürgermeister und 16 Stadträten. ‚geführte ES 
y ermat gas aufhörte. Die Heilung der erlittenen Schäden ` 
Geb de Bern Ee Zeit, sich. mit den Öffentlichen Ange- 


EIER Za SS eschäftigen.. ` Diese ‚günstige. Lage benutzten Se È Kä 
og Dige Minner dee Rechtes. oim site ganz neue Ea 
der: Sadiverlässung. ine ‚Leben: au ruien Bie baiten ea RE 





! groten Beamtenapparáte amerikanischer Städte Man fett 














 Joeit, wurde, infolge dee Eitispi ruchs des Oberlandexg Sri 





Anord = wi 


o Kommissare vom Volke gewählt werden sollten. Var dem Un — | Se | 
‚glücke M die Stadtverwaltung Scholden auf Schulden. n gebannt, ee 


in 20 Jahr 





n | nicht wagen. als drei, Millionen Dola ATS 





PEE 


: die ‚neue Ba 


ee ende en ren. SECH auch“ einen i Teil, ee S SH 
Schulden abruzahlen, ao daß‘ der tef gesunkene Kredit der — 


>. Stadt sich. wieder. hob. ‚Diese bemerkenswerte Besserung ini der E LC 
SE cen. Stadt kannte = 
Ee mau ‚kaum. ‚anders, ale dem veränderten. Systeme zuzuschreiben, Re 





= finanziellen Lage € einer so schwer heiinges 





andere: Städte des Staates. Texase zu ihm üb 





weg e gingen, 
Da sie nun ‚ebenfülle i in. kurzer Zeit größe Erfolge zu ver ` 





3 zeichnen hatten, 30: 
Seiten i 





©. Abberu ung Sehe es = E Ee anf den Westen och : e k E BR 

© Doeb wurde ihm. schwerer Tadel nicht erop a 
` kratisch, bureaukratisch, unamerikanisch, eine wahre Diktatur, = 
Duett es und, WAR ‚Ale Gegner sagten. war im. ‚großen. und ganzen ` 


22 





j breitete sich 1 neue. Ryster Dach allen SH 





res sui undeme — < 


` — ofonber richtig. Nun wiesen. zwar die Vorkämpfer für die- z S a ER 
ee boreaukratische Stadtverwaltung auf die -Towusbipa Neuenglands ` 0 o 
hin, deren EE ebenen, sehalteten, wie die Eege E 


` SE E pt rr 


‚nänftige. PRO zu. weise: Tiit saketa, dt dig Männer, weiche das. 











fang: ehe aa Re: x be 
aa RN 









AE ee, Cake Aer ai 
Zeien KÉ un EM ek E OC CS? ee 


a 53 
E 
4 er d Keis, 
F E KR tg 
Lë u - 
A . s 
wu rr" Tee? => 


e atiati D the oupeeity of o 
CB act ee de age Zen number of ite BETEN, 
 gdezted. et ie 
mar Ze Wablen müßten den ` o nao 
€ en en OË EH to As be > 


Hasbach, Die neuere Verfassungsentwicklung in den Vereinigten Staaten. 115 


aber sie ließen in ihren Verteidigungsreden etwas Wichtiges 
aus, daß nämlich diese Townships in großen Versammlungen, 
den Town Meetings, durch den Beschluß der Mehrheit der 
Bürger die Angelegenheiten ihres Bezirkes regeln, die Selectmen 
folglich nur Verwaltungsbeamte sind, während die Kommissare 
alle Gewalten in sich vereinigen, die gesetzgebende, die sie 
ermächtigt, Statuten (ordinances) zu erlassen, das Budget zu 
entwerfen und die ausführende, die sie berechtigt, die Verwal- 
tung zu führen und ihre Helfer zu ernennen. Der einzige 
„check“ war die Öffentlichkeit ihrer Verhandlungen. Wenn 
man sich nun auch nicht allgemein für das System begeistern 
konnte, so erkannte man doch, daß hier zwei schwere Gebrechen 
der amerikanischen Städte beseitigt wären: die absolute Gewalten- 
teilung und das Übermaß der Volkswahlen. Und so fragte man 
sich, wie man es so bessern könne, daß dem Volke ein größerer 
Anteil an der Verwaltung zukomme. Das geschah, wie schon 
früher ausgeführt wurde, durch die Hinzufügung von Referen- 
dum, Initiative und Abberufung. Es war die Stadt Des Moines 
in Jowa, die diese mehr demokratische Form der bureaukratischen 
Verwaltung einführte, nachdem ein Gesetz vom Jahre 1907 sie 
geschaffen hatte!). Wohl die meisten später das Commission 
Government annehmenden Städte haben die Stadtverfassung 
von Des Moines nachgeahmt. Schon früher wurde mitgeteilt, 
daß am 1. April 1913 die Gesamtzahl aller Städte mit bureau- 
kratischer Verwaltung 245 betrug; in den 35 der 48 Staaten, 
welche sie aufweisen, sind insbesondere in den letzten Jahren 
viele Städte hinzugekommen. Nur wenige haben mehr als 
100000 Einwohner: Birmingham (Alabama), Oakland (California), 
Denver (Colorado), New Orleans, Lowell, St. Paul, Omaha 
(Nebraska), Memphis (Tennessee), Spokane (Washington). 

Der große Erfolg des Commission Government wird all- 
gemein folgenden Ursachen zugeschrieben. Eine den Durch- 
schnitt überragende Klasse von Männern steht an der Spitze 
der Stadtverwaltungen. Man kann sie gewinnen, weil man 
ihnen bessere Gehälter als die landesüblichen zahlt und sie 
nicht alle zwei Jahre wieder beseitigt, sondern häufig wieder- 
wählt. Es ist möglich, sie durch die Volkswahl durchzubringen, 
weil eine so kleine Zahl den Einfluß des Boß überflüssig macht 
und die Wähler sich ein selbständiges Urteil bilden können. 
Alle andern von den Kommissaren zu ernennenden Beamten 
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Erstens wendet man ein, daß die die Ausgaben Beschließenden 
zugleich die die Einnahmen Verwendenden sind, daß eine ge- 
nügende Kontrolle des Volkes fehlt (man bedenke, was sie bis- 
her geleistet hat!) daß es der Maschine leicht gelingen könne, 
die Kommissare zu wählen, die dann parteimäßig alle Beamten- 
stellen zu besetzen vermöchten. Diese Gefahr ist nicht zu ver- 
kennen, aber der Boß könnte keine schlechten Beamten auf- 
stellen. Auch, meint man, passe das System nicht für große 
Städte; hier müsse die Zahl der Beamten so anwachsen, daß 
Übersichtlichkeit und Verantwortlichkeit abgeschwächt würden. 
Durch die Erfahrung belegte Urteile über diese behaupteten 
Schwächen sind bei der großen Jugend des neuen Systems un- 
möglich, besonders darüber, wie die großen Städte dabei fahren 
werden; in einer wurde es erst 1913 eingeführt, in zweien 1912, 
in dreien 1911, in zweien 1910, in einer 1909. Schließen wir 
damit, daß bei diesen Erörterungen sehr häufig die deutsche 
Stadtverwaltung als Muster hingestellt wird, und daß der Ad- 
miral Chadwick, welcher in Newport ein eigentümliches System 
durchgeführt hat, das, weil vereinzelt, nicht besprochen werden 
kann, selbst an der deutschen Beschränkung des Stimmrechtes 
keinen Anstoß nimmt), was vielleicht damit zusammenhängt, 
daß in Rhode Island niemand sich an der Wahl des Stadtrates 
beteiligen oder über einen Steuer- und Ausgabeantrag abstimmen 
darf, der nicht selbst von einem Vermögen im Werte von minde- 
stens 134 Dollars steuert. 

Uns berührt es fremdartig, daß die Amerikaner an ihrem 
neuen Systeme rühmen, es habe einen „business-like“ oder einen 
„commercial“ Charakter, woraus hervorgeht, daß eine auf strengen 
Finanzprinzipien beruhende Verwaltung in den amerikanischen 
Städten nicht die Regel ist oder gewesen ist. Unter dem Texte 
führe ich aus einem hierauf bezüglichen Artikel einer der ersten, 
wenn nicht der ersten, amerikanischen Zeitung einiges an, was 
einem mit der Union unbekannten Deutschen fast wie eine 
boshafte Erfindung erscheinen könnte?). Die Städteverwaltungen 


!) Our present system has excluded in large degree the representation 
of those who have the city’s well-being most at heart. It has brought, in 
municipalities ... a government established by the least educated, the least 
interested class of citizens. ... Unter den 113000 Wählern Bostons zahlten 
93000 keine Steuern. In vielen Städten seien die Steuerzahlenden nicht ver- 
treten. Woodruff S. 207. 

1) In der Nummer vom 11. August 1913 schreibt die „Evening Post“ 
unter der Überschrift „Reforming City Budget“, daß zum ersten Male bei 
der Aufstellung des Budgets der Stadt New York (!) folgende Änderung vor- 
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zuerst erprobten System der bureaukratischen Stadtverwaltung 
mit Volksgesetzgebung und Abberufung. Immerhin erregt es 
höchstes Erstaunen, daß unamerikanische und an sich undemo- 
kratische Einrichtungen so viele Anhänger um sich scharen 
konnten; die Erbitterung über die entsetzlichen Zustände in 
der amerikanischen Stadtverwaltung und der Ekel über das 
dortige Wahl- und Parteigetriebe haben sie geworben. Dieser 
Ekel bewirkt es, daß das „Short Ballot System“ sich gleichsam 
von dem Stamme löst, an dem es gewachsen ist, und als Zweig 
überall anzupflanzen versucht wird, wo diese Übel herrschen, 
zudem mit ihm ein Vordringen der Zivildienstreform, des 
Merit-Systems, verbunden ist. Im Verfassungskonvente des 
Staates Ohio wird vorgeschlagen, dem Gouverneur eine der- 
jenigen des Präsidenten ähnliche Stellung zu geben), und in 
dem geplanten Neubau des Staates Oregon bildet es einen 
wichtigen Teil des Fundamentes. Wie man sich erinnert, geht 
aber die Absicht der leitenden Männer, die die Volksgesetzgebung 
am folgerichtigsten und energischsten ausgeführt haben, sehr 
viel weiter: es ist der Umsturz des alten amerikanischen Staats- 
wesens und seine Wiederaufrichtung auf der Grundlage des 
konstitutionellen Staates, das heißt der Zusammenarbeit der 
ausführenden und der gesetzgebenden Gewalt und der Verant- 
wortlichkeit jener im Parlamente, wie sie in Deutschland die 
Regel bildet. Obwohl U’Ren und seine Freunde die Einrich- 
tungen Englands als vorbildlich betrachten, fehlen in ihrem 
Projekte die charakteristischen Züge der englischen parlamen- 
tarıschen Regierung: die Amtsdauer des Gouverneurs ist nicht 
abhängig von der Macht der gesetzgebenden Versammlung, und 
diese beteiligt sich nicht an der Verwaltung. Eher wäre man 
versucht, das Vorbild des „Oregon Plan“ in der schweizerischen 


!) Welches Vertrauen die Gouverneure genießen, dafür habe ich S. 175 
meines Buches über die Moderne Demokratie einen Beleg aus der amerikani- 
schen Wochenschrift „The Nation“ gegeben. Da aber in Deutschland noch 
immer die Meinung vorzuherrschen scheint, daß Demokratie gesteigerte Macht 
des Parlamentes bedeute, so führe ich noch folgenden späteren Ausspruch 
an: „There can be no doubt that the most popular state governors of recent 
years, — Roosevelt, Hughes, Folk, La Follette, Wilson, — whatever may be 
their individual merits, owe their positions to the free way ia which they 
have coerced and checkmated the legislatures.“ Beard and Shultz 8.7. 
Den Geist der amerikanischen Staatenparlamente schildert (a. a. O.) Brad- 
ford so: „The only duty of cach member is to get all he can for his con- 
stituents, and he would be regarded as impertinent if he interfered with 
the schemes of any others.“ 
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Demokratie zu finden, weil die Volksgesetzgebung und die 
Abberufung ein anderes wichtiges Fundament bilden, aber in 
der Schweiz haben weder Landamann noch Präsident die Macht, 
welche dem amerikanischen Gouverneur zugedacht ist, und die 
im Bunde noch bestehende Wahl der höchsten Verwaltungs- 
behörde durch das Parlament gehört in Amerika der Vergangen- 
heit an. So ist das „Proposed Oregon System‘ eine Mischung 
deutscher und schweizerischer Einrichtungen. 


Was jene Männer erstreben, ist die Schaffung eines Gemein- 
wesens, welches die diesem Aufsatze als Motto vorangestellten 
Worte des „Federalist“ bewahrheitet: ‚The true test of a good 
government is its aptitude and tendency to produce a good 
administration.“ Ja, die gute Verwaltung, das ist es, was sie 
ersehnen und was unter den heutigen Verhältnissen so selten 
erreichbar ist. Das ‚Commission Government‘, denn es schafft 
eine bessere Verwaltung; die Zivildienstreform, sie gibt bessere 
Beamte; die Abberufung, sie zwingt zu sorgfältigerer Verwaltung, 
macht sich selbst überflüssig und erlaubt, sie länger im Amte 
zu behandeln; die Nachprüfung, durch sie wird, wie die An- 
hänger Roosevelts glauben, die Abberufung der Richter ent- 
behrlich. H. J. Ford vergleicht Ohio mit Sachsen (zwei Staaten 
mit gleicher Bevölkerung), dessen Gebiet nur ein Siebentel des- 
jenigen von Ohio beträgt, das von der Natur weit kümmerlicher 
ausgestattet ist und dessen Roheinnahme allein aus seinem 
Staatsbesitze über 58 Millionen Dollars im Etatsjahre 1910/11 
betrug, während diejenigen Ohios aus allen Quellen sich auf 
wenig mehr als sieben Millionen Dollars beliefen, weniger als 
die Reineinnahme des Königreiches Sachsen, welche 13 Millionen 
Dollars überstieg. Er erwähnt Sachsen, „not because it is 
peculiar, but because it is typical of what business competency 
onght to be. It has an organisation of public authority which 
produces business efficieney‘‘!). Erinnert man sich, daß die 
Amerikaner an der bureaukratischen Stadtverwaltung rühmen, 
sie sei „business-like“ und stehe auf einer „commercial basis‘ ? 
Erinnert man sich, daß sie unsere Stadtverwaltungen preisen ? 
Wie verschieden sind alle diese Männer von dem Führer einer 
deutschen liberalen Partei, welcher dem Minister, der auf die 
ausgezeichneten Leistungen Deutschlands auf verschiedenen Ver- 
waltungsgebieten hinwies, antwortete: Das sei ja gar nicht die 
Hauptsache, sondern es sei die weitestgehende politische Be- 


1!) Annals S. 68. 
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tätigung des Volkes, und hierauf, als man erwarten mußte, daß 
er Initiative und Referendum, mindestens aber das allgemeine 
gleiche Wahlrecht fordern würde, die direkte und geheime 
Dreiklassenwahl proklamierte? 

Auf seine Auffassung stößt man wohl in Werken von 
Deutschen über die Vereinigten Staaten, welche deren politische 
Zustände ungenügend kennen, selten bei geborenen Amerikanern. 
Man vergegenwärtige sich die in diesem Aufsatze enthaltenen 
Außerungen anerkannter Staatsmänner über Referendum und 
Initiative, über die Abberufung der Richter und der Beamten, 
über die Nachprüfung der Gesetze und die bureaukratische 
Stadtverwaltung, und man wird finden: stets herrscht die teleo- 
logische Betrachtung vor. 

Die Volksgesetzgebung und die Abberufung wurden von 
Realisten geschaffen: von Landwirten und Arbeitern, zu denen 
Single-Taxers, Sozialisten, Temperenzler, Frauenrechtler und 
Frauenrechtlerinnen als Hilfstruppen stießen, die bureaukratische 
Stadtverwaltung geschaffen von einer andern Gattung von Rea- 
listen: von Juristen, welche die Befähigung des amerikanischen 
Volkes zur Demokratie sehr gering einschätzen. Roosevelt 
spricht in dem angeführten Aufsatze der Zeitschrift „Outlook“ 
von: „many eminent lawyers who more or less frankly dis- 
believe in our entire American system of government‘, und er 
fügt hinzu: ‚They believe, and sometimes assert, that the 
American people are not fitted for popular government“. Wo 
solche Interessen und fest begründete Anschauungen als Trieb- 
kräfte wirken, darf man überzeugt sein, daß sie auch in der 
Zukunft sich weiter betätigen und aufeinanderstoßen werden, 
wie wir ja schon bei der Besprechung des Commission Govern- 
ment gesehen haben. Als im August 1911 der Verfassungs- 
entwurf von Arizona den Senat beschäftigte, sagte der Senator 
Bailey nach dem ‚„Congressimal Record“, daß die Männer, 
welche Volksgesetzgebung und Abberufung befürworteten, „are 
striving constantly to promote their cause, while the men who 
are opposed to them seem afraid to declare their opposition“. 
Im Senate säßen zwanzig Mitglieder, welche jene Lehren offen, 
mutig und klug verträten, und die Übrigen verhielten sich 
schweiggam wie das Grab. Allein Grabesschweigen schließt 
kräftige Abwehr nicht aus. Schon jetzt weist die Volksgesetz- 
gebung einer Reihe von Staaten Züge auf, welche glauben 
lassen, daß sie der Sturm- und Drangperiode entwachsen ist. 
Nur über ihr verändertes Verhältnis zum Parlamente sei noch ein 
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Wort hinzugefügt. In dem Zusatzantrage zur Verfassung von 
Wisconsin, über den im Herbste 1913 abgestimmt werden wird, 
geht die Volksinitiative in der Initiative des gesetzgebenden 
Körpers auf, ja man dürfte behaupten, politische Zauberer 
ließen sie völlig verschwinden 11. Wisconsin, das sich Madisons 
als einer belebenden Sonne des Fortschritts rühmt, ist nun aber 
der Staat, in dem durch das Zusammenwachsen idealer deutscher 
Achtundvierziger und der kraftvollsten Einwanderer aus den 
Neuenglandstaaten der höchste Typus des politischen Menschen 
Amerikas entstanden sei, wie mir einer der hervorragendsten 
Politiker jenes Staates versicherte. Darf ich auch daran er- 
innern, daß ein Agitator für die Volksgesetzgebung behauptete, 
in der Hälfte der Staaten, die sie angenommen hätten, sei sie 
wertlos. Ihren Gegnern empfahl er, sich als Volksfreunde auf- 
zuspielen und sie dann — natürlich im Interesse des Volkes — 
mit „jokers“ zu spicken. 

Ob nun, wie nicht nur Arbeiter, sondern auch Mitglieder 
der höheren Klassen glauben, über Amerika eine Periode ge- 
waltiger Klassenkämpfe, wie sie die Welt nie gesehen, herein- 
brechen wird, oder ob das Land, durch wohltätige Reformen 
gestärkt, sich friedlich entwickeln wird; ob der nächste Präsident 
Debs, der ausdauernde Kandidat der Sozialisten, oder ein 
Progressist demokratischer oder republikanischer Färbung sein 
wird: das meinen auch viele Männer, welche eine ruhige Zu- 
kunft ersehnen, die Volksgesetzgebung dürfe nicht stillestehen, 
damit der Boden für eine bessere Saat vorbereitet werde. 


1) Obwohl es in dem ersten Paragraphen der „Joint Resolution“ heißt: 
„the people reserve to themselves power ... to propose laws ...“ folgt in 
dem dritten Paragraphen folgender Satz: „A proposed law shall be recited 
in full in the petition, and shall consist of a bill which has been introduced, 
in the legislature during the first 30 legislative days of the session, as so 
introduced, or, at the option of the petitioners, there may be incorporeted 
in said bill any amendment or amendments introduced in the legislature.“ 


II. 


Ständetum und Konstitutionalismus') 
Von Conrad Bornhak 


Ein tiefer Gegensatz besteht zwischen der Staatenwelt des 
klassischen Altertums und der des Mittelalters und der Neuzeit. 
Der hellenisch-römische Staat war Stadtstaat (rd4ıs, civitas) 
in allen Zeiten seines Bestehens und ist über diesen Zustand 
auch nicht hinausgekommen, nachdem er im Imperium Ro- 
manum zum Weltreiche ausgewachsen war, die germanische 
Staatsbildung, die Mittelalter wie Neuzeit beherrscht, beruht auf 
dem Flächenstaate. 

Die antike Welt kann sich daher die freie politische Be- 
tätigung des einzelnen nicht anders denken, als in einer städ- 
tischen Gemeinschaft, in der der einzelne Bürger als Teil des 
souveränen Volkes unmittelbar über die Gesetze beschließt und 
die Beamten wählt. War dies nicht mehr möglich, weil die 
Stadt zum Reiche ausgewachsen war, so ging es eben zu Ende 
mit der politischen Freiheit. Niemals wohl ist diese Unfähig- 
keit der antiken Welt, sich über den Stadtstaat zu erheben, 
stärker hervorgetreten, als da sich die Italiker 90 v. Chr. gegen 
die beherrschende Roma zum Bundesgenossenkriege erhoben. 
Die kleine Landstadt Corfinium erhielt den Namen Italia, deren 
Bürgerrecht sämtlichen aufständischen Italikern beigelegt wurde. 
In den Volksversammlungen dieser Stadt sollte sich das poli- 
tische Leben des neuen Staatswesens durch Beschlußfassung 
über die Gesetze, Wahl der Beamten abspielen, der Gemeinde- 
rat dieser Stadt als Senat Italien regieren, die städtischen Konsuln 
und Prätoren von Corfinium gleichzeitig die höchsten Beamten 
des neuen lItalikerstaates sein. Mommsen hebt es in seiner 
römischen Geschichte als bezeichnend hervor, daß hier, wo die 


’) Vortrag, gehalten in der Juristischen Gesellschaft zu Wien am 
2. April 1913. 
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lismus. Und wenn jene Überlieferung vom Sachsenstamme 
uns unwillkürlich an repräsentative Formen erinnert, so war 
doch das Ständetum die Staatsform Europas bis weit über das 
Mittelalter hinaus in das Zeitalter der absoluten Monarchie, in 
England bis zur ersten Reformbill von 1832, der Konstitutiona- 
lismus die welterobernde und weltbezwingende Staatsform der 
Neuzeit. 

Nicht immer hat sich diese germanische Form der Be- 
tätigung der politischen Freiheit der Sympathien der Völker zu 
erfreuen gehabt. Im 17. Jahrhundert schwärmten die er- 
leuchtetsten Geister für die absolute Monarchie als Trägerin der 
Freiheit und des Fortschritts. Und erst als in der zweiten 
Hälfte des 18. Jahrhunderts die absolute Monarchie sich über- 
lebt hatte, erwachten wieder die nie ganz untergegangenen 
ständischen Erinnerungen zu neuem Leben im Repräsentativ- 
systeme. 

Menschenalter hindurch hielt man in harmloser Unbefangen- 
heit Ständetum und Repräsentativsystem für dasselbe. Montes- 
quieu berief sich in seinem berühmten Kapitel ‚De la constitu- 
tion d'Angleterre“ im ‚Esprit des Joer" für das Repräsentativ- 
system, das er erstrebte, auf England mit der starrsten ständisch- 
aristokratischen Verfassung, die es geben konnte. Die deutschen 
Staatsrechtslehrer des ausgehenden 18. Jahrhunderts hielten die 
Stände, wo sie sich auf dem Festlande noch behauptet hatten, 
für eine Vertretung des Volkes nach seiner ständischen Gliederung, 
wobei sie freilich mit der meist fehlenden Vertretung des Bauern- 
standes in arges Gedränge kamen. Die neu entstehenden 
Repräsentativverfassungen knüpften unbedenklich an die alten 
ständischen Überlieferungen an. In Preußen war seit 1810 
wiederholt öffentlich und in Gesetzesform eine Repräsentation 
des Volkes verheißen worden. Indem man eine solche allen 
deutschen Staaten zuteil werden lassen wollte, wurde erheblich 
auf Veranlassung der preußischen Staatsmänner Hardenberg 
und W. v. Humboldt der durch Metternichs Einfluß erheblich 
abgeschwächte Art. 13 der Bundesakte aufgenommen: ‚In allen 
Bundesstaaten wird eine landständische Verfassung stattfinden.“ 
Genügt wurde anerkanntermaßen dieser Forderung der Bundes- 
akte durch die neuen Verfassungsurkunden mit Repräsentativ- 
verfassung, wie sie namentlich die Staaten des Südwestens bald 
einführten, wie durch die alten ständischen Verfassungen, die 
allen Wandel der Dinge überdauert hatten, so in Mecklenburg 
und den österreichischen Postulatenlandtagen. Irgendwelchen 
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grundsätzlichen Unterschied zwischen Ständisch und Repräsen- 
tativ vermochte man nicht zu erkennen. 

Erst nachdem die süddeutschen Verfassungen einige Zeit 
in Wirksamkeit gewesen waren, und Metternich das Überschlagen 
der konstitutionellen Bewegung nach Österreich fürchtete, ent- 
deckte man einen Unterschied von Ständisch und Repräsen- 
tativ, an die zur Zeit des Wiener Kongresses kein Mensch ge- 
dacht hatte. Ja der offiziellen Wiener Hofpublizistik von Gentz 
blieb die weitere Entdeckung vorbehalten, daß die Bundesakte, 
indem sie für jeden deutschen Staat eine ständische Verfassung 
fordere, eine repräsentative verbiete. Praktisch durchzusetzen 
vermocht hat diese Auffassung selbst Metternich nicht. Aber 
die Unterscheidung war nun gegenüber der harmlosen Un- 
befangenheit früherer Zeiten einmal gemacht. 

Worin lag denn nun der Unterschied von Ständisch und 
Repräsentativ? Die Interessenpolitik der absolutistisch-feudalen 
Richtung und die staatsrechtliche Romantik eines Haller und 
Stahl wetteiferten, diese grundlegende Frage der inneren Politik 
zu lösen. 

Ständisch und Repräsentativ werden geradezu einander 
gegenübergestellt wie Ormuzd und Ahriman. Auf der einen 
Seite die gottgewollte Ordnung der Legitimität, wozu auch die 
ständischen Einrichtungen gehören, auf der anderen Seite eine 
frevelhafte Auflehnung gegen diese Ordnung kraft vermeint- 
lichen Naturrechtes. Also zunächst eine Verschiedenheit des 
Ursprunges. Die ständische Verfassung ist von Gott und ist 
deutsch, die repräsentative ist das Werk der Sünde, ein Geschenk 
des Teufels, wie denn zuerst die französische Revolution der 
Welt eine solche Verfassung gebracht hat. Dieser Ursprung 
wirkt aber auch ein auf den Inhalt. Bei der ständischen Ver- 
fassung werden die gottgewollten einzelnen Stände des Volkes 
vertreten, bei der repräsentativen soll nach Vernichtung aller 
ständischen Unterschiede das gesamte Volk als Einheit seine 
Vertretung finden. 

Also auch die ständische Verfassung bedeutet hiernach 
eine Vertretung des Volkes, aber nicht der unterschiedlosen 
Masse, sondern des Volkes in seiner geschichtlich überkommenen 
und rechtlich anerkannten Gliederung nach Berufsklassen. 
Darin war schon die deutsche Publizistik des 18. Jahrhunderts 
einverstanden, die nach dem Vorgange Montesquieus harmloe 
in jeder ständischen Verfassung eine repräsentative sah und 
insbesondere von der württembergischen, der starrsten Ver- 
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körperung des Ständetums, rühmte, sie gleiche am meisten 
der engländischen, die man doch als repräsentative auffaßte. 

Freilich der bestehende Rechtszustand dort, wo die stän- 
dische Verfassung sich behauptet hatte, entsprach diesem Bilde 
einer Vertretung des Volkes nach seiner ständischen Gliederung 
herzlich wenig. Insbesondere mußte die mangelnde Vertretung 
des Bauernstandes in fast allen Ständeversammlungen stutzig 
machen. Man half sich darüber je nach dem philosophischen 
oder positivrechtlichen Standpunkte des einzelnen hinweg, in- 
dem man entweder die mangelnde Vertretung der Bauern für 
eine zu beseitigende Ungerechtigkeit erklärte oder versicherte, 
die Bauern würden durch ihre Gutsherren mit vertreten. Daß 
in den Höhepunkten der Ständeherrschaft die Gutsherren keine 
angelegentlichere Aufgabe verfolgt hatten, als die Dienste ihrer 
Bauern zu steigern, ließ eine solche Vertretung der Bauern 
durch ihren Gutsherren besonders ersprießlich erscheinen. Auch 
das vielfach ziemlich erhebliche landesherrliche Domanium war 
auf den ständischen Versammlungen gänzlich unvertreten, nicht 
einmal durch seinen Gutsherren. Über diese Tatsache pflegte 
man einfach stillschweigend hinwegzugehen. 

Schon diese in die Augen fallenden Tatsachen mußten 
daran stutzig machen, ob die Stände in der Tat eine Vertretung 
des Volkes nach seiner ständischen Gliederung bildeten. War 
man nicht vielmehr zu diesem Ergebnisse gelangt, indem man 
mit der vorgefaßten Absicht des Repräsentativsystems an die 
Erklärung der ständischen Verfassung heranging? 

In der Tat ist wenigstens in Deutschland die ständische 
Gliederung der Gesellschaft, aus der die Landstände hervor- 
gegangen. sein sollen, etwa dreihundert Jahre jünger als die 
landständischen Versammlungen. Damit fällt die Auffassung 
der Landstände als eine Vertretung des Volkes nach seiner 
ständischen Gliederung in sich zusammen. 

Ausgangspunkt der ganzen ständischen Entwicklung in 
Deutschland ist die Tatsache, daß, begünstigt durch das Teilungs- 
wesen nach dem Untergange der Hohenstaufen die ortsobrigkeit- 
liche Gewalt in Stadt und Land auf die besitzenden Klassen, 
Rittergutsbesitzer, geistliche Stifter und städtische Korparationen, 
zu eigenem Rechte überging, so daß der Landesherr nur noch 
in kleinen Gebietsteilen, den Domänenämtern, selbst die Orts- 
obrigkeit behielt. Daraus ergab sich als weitere Folge, daß, 
wenn der Landesherr eine Anordnung erlassen wollte, die über 
das Gebiet seiner Domänen hinausging, wenn er insbesondere 
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eine Steuer erheben wollte, wozu die Berechtigung nicht in der 
Landeshoheit entbalten war, er vorher die selbständigen Orts- 
obrigkeiten, in denen übrigens auch die bewaffnete Macht des 
Staatswesens sich verkörperte, zu befragen hatte, ob sie geneigt 
wären, die allgemeine Anordnung durchzuführen. Das geeignete 
Mittel dazu war die Vereinigung aller Ortsobrigkeiten, Ritter, 
Prälaten und Vertreter der städtischen Magistrate, zu allgemeinen 
Versammlungen der Landstände. Diese Entwicklung ist im 
wesentlichen gegen Ende des 13. Jahrhunderts abgeschlossen. 
Sie erklärt harmlos und einfach die Zusammensetzung der 
Stände. Sie sind die selbständigen Obrigkeiten. Die Bauern 
standen unter derjenigen ihrer Gutsherrschaft und kamen deshalb 
nicht in die Landstände. Nur wo sie ausnahmsweise für ihre 
Gemeinden eine ähnliche ortsobrigkeitliche Stellung errungen 
hatten, wie die Städte, kamen sie auch in die Landstände. 
Umgekehrt hatten selbstverständlich Amts- und Mediatstädte 
keine Vertretung. Aus der Entstehung der Stände erklärt sich 
aber auch, daß ihr Verhältnis zum Landesherren nicht im Sinne 
des modernen Verfassungsstaates fest abgegrenzt, sondern, ab- 
gesehen von dem unbestrittenen Steuerbewilligungsrechte, im 
wesentlichen Machtfrage war. Das hat es nachher so sehr er- 
leichtert, die ständischen Verfassungen einfach über den Haufen 
zu werfen. 

Erst drei Jahrhunderte, nachdem ständische Ortsobrigkeit 
und ständische Verfassung in voller Wirksamkeit gewesen waren, 
im wesentlichen erst in dem Menschenalter nach der Refor- 
mation, hat sich die ständische Gliederung der Gesellschaft 
vollzogen. Der Erwerb und Besitz der mit ortsobrigkeitlichen 
Rechten ausgestatteten Rittergüter steht nur noch dem be- 
stimmten Kreise von Familien zu, die nunmehr als niederer 
Adel bezeichnet werden. Die städtischen Korporationen, auf 
deren Mitglieder der Handels- und Gewerbebetrieb beschränkt 
ist, schließen sich nach unten ab. Der hintersässige Bauern- 
stand wird als persönlich unfrei an die Scholle gebunden. Diese 
ständische Gesellschaft, die etwa drei Jahrhunderte jünger ist 
als die Landstände und das ständische System erst zum Ab- 
schluß bringt, konnte also gar nicht durch die Landstände 
vertreten sein. 

Damit wird der Charakter der Landstände als einer Ver- 
tretung überhaupt sehr problematisch. Ritter und Prälaten 
erscheinen kraft eigenen Rechtes als Ortsobrigkeit, nicht als 
Vertretung irgend jemandes. Der Rat der Stadt als Organ der 
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Bürgergemeinde muß allerdings ein Ratsmitglied, gewöhnlich 
den Bürgermeister, als seinen Vertreter abordnen und erteilt 
ihm dann für sein Verhalten die entsprechenden Instruktionen. 
In den kleinen Verhältnissen deutscher Gebiete waren darüber 
hinaus Wahlen nur erforderlich für Ausschußtage, die dann 
und wann die gesamten Stände vertraten. Hier hatten dann 
auch die Ritterschaften der einzelnen Landesteile ihre Vertreter 
zu bestellen und zu instruieren, die als Landräte den landes- 
herrlichen Hofräten gegenübertraten. Und die kleineren Städte 
wurden durch die größeren mit vertreten. Unter den größeren 
Verhältnissen jenseit der deutschen Grenzen, zumal bei den 
französischen Generalstaaten, erwiesen sich solche Wahlen in 
weiterem Umfange als notwendig. Aber immerhin ist es das 
eigene Recht der Ortsobrigkeit, das auf den ständischen Ver- 
sammlungen seine Vertretung findet. 

Auch England, das Montesquieu in idealer Verklärung sah, 
war bis zur ersten Reformbill von 1832 nichts anderes als ein 
ständischer Staat, nur auf den abweichenden Grundlagen, welche 
die normannische Eroberung und die Folgezeit der englischen 
Ortsverwaltung gegeben hatte. Insbesondere das Unterhaus war 
die Vertretung der Communitates, der Grafschaftsritter und der 
städtischen Korporationen. Der einfache Bauer, Copyholder, 
ist auf den altenglischen Parlamenten ebenso wenig zu einer 
Vertretung gelangt wie auf den meisten Ständeversammlungen 
des Festlandes. 

Die ständische Verfassung ruht auf der festen Grundlage 
der ständischen Verwaltung und ist aus ihr hervorgegangen. 
Es handelt sich nicht um eine Vertretung des Volkes, sondern 
um eine solche der der höchsten Staatsgewalt untergeordneten 
Obrigkeiten aus eigenem Rechte. 

Wie konnte denn nun überhaupt der verwirrende Irrtum 
entstehen, die Stände seien eine Vertretung des Volkes? 

Die germanische Staatsbildung war vom Hause aus eine 
dualistische. Obrigkeit und Volksfreiheit standen sich als ge- 
sonderte Kreise gegenüber. Insbesondere war die Rechtssatzung 
und Rechtsanwendung als Eingriff in das angeborene Recht 
des freien Mannes der Obrigkeit entzogen. Rechtsänderung 
war nur möglich unter Zustimmung der Beteiligten. Und diesem 
Erfordernisse war genügt, wenn die Majores et Meliores terrae 
zugestimmt hatten. An deren Stelle traten später allgemein die 
Stände. Auf sie hatte sich die Volksfreiheit zurückgezogen. Das 
war der Begriff der deutschen Freiheit. Wenn Schiller in seiner 
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Geschichte des dreißigjährigen Krieges meint, Gustav Adolf 
sei gerade rechtzeitig gekommen, um die deutsche Freiheit vor 
dem Kaiser zu retten, und ebenso rechtzeitig gestorben, um 
sie vor sich selbst zu retten, so meint er damit die Unabhängig- 
keit der Territorialstaaten. Die Stände vertraten nicht das Volk, 
aber sie waren an die Stelle des Volkes getreten. Es gab keine 
andere Teilnahme des Volkes am staatlichen Leben als in den 
Ständen. Namentlich die besitzenden Klassen fanden darin 
ihre Befriedigung. 

Am folgenschwersten wurde aber der Irrtum da, wo man, 
ohne die wahre geschichtliche Grundlage des Ständewesens zu 
kennen, Stände im vermeintlich deutschen Sinne neu schaffen 
wollte, in der neuständischen Gesetzgebung Preußens von 1823. 
Die ständische Ortsobrigkeit war mit Ausnahme der gutsobrig- 
keitlichen Gerichtsbarkeit und Polizeigewalt der östlichen Pro- 
vinzen vernichtet, die alte ständische Gliederung der Gesellschaft 
ganz zerstört. Trotzdem wollte man Stände schaffen als Ver- 
tretung der einzelnen Berufsklassen. Eine gerechte Verteilung 
der Vertretung auf die verschiedenen Berufsklassen hätte dabei 
ganz von selbst zu einer Volksvertretung geführt, also in das 
Repräsentativsystem eingemündet, das man verabscheute. Indem 
man nun aber im Anschlusse an die mittelalterliche Natural- 
wirtschaft nur den Grundbesitz für vertretungsberechtigt er- 
klärte und unter den verschiedenen Grundbesitzklassen den 
geschichtlichen Großgrundbesitz der Standesherren und Ritterguts- 
besitzer unverhältnismäßig bevorzugte, gelangte man schließlich 
zu einem Zerrbilde. Mit dem Vereinigten Landtage von 1847 
brach das ganze System in dem Augenblicke zusammen, da 
es seine Krönung empfing. 

Damit war der Sieg des Konstitutionalismus auf deutschem 
Boden entschieden. Der Gedanke der Volksvertretung hatte 
sich auch rechtlich Bahn gebrochen. 

Welcher Art ist nun diese Vertretung? 

Es ist falsch, von privatrechtlicher und öffentlichrechtlicher 
Vertretung zu sprechen und die ständische für privatrechtlich, 
die repräsentative für öÖffentlichrechtlich zu erklären. Die 
Rechtsordnung kennt auf allen Gebieten des Rechtslebens eine 
doppelte Art der Vertretung, die rechtsgeschäftliche eines Hand- 
lungsfähigen und die unmittelbar gesetzliche eines Handlungs- 
unfähigen. So stehen sich im Privatrechte Vollmacht und 
Vormundschaft, im Staatsrechte Regierungsstellvertretung und 
Regentschaft gegenüber. 
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Bei der Volksvertretung scheint alles für die rechtsgeschäft- 
liche Vertretung kraft Bevollmächtigung der Wähler zu sprechen. 
Hierher weisen die altständischen Überlieferungen. Der poli- 
tische Sprachgebrauch redet von einem Mandate des Abgeordneten, 
das er dem Vertrauen der Wähler verdankt und unter Um- 
ständen niederzulegen gezwungen wird. Eine Auflösung bedeutet 
eine Berufung an die Wähler, ob die bisherigen Abgeordneten 
noch die Männer ihres Vertrauens sind. Und doch steht alles 
dem Begriffe einer vollmachtsmäßigen Vertretung entgegen. 
Die Mitglieder der ersten Kammer werden größtenteils nicht 
gewählt, sondern ernannt. Es geht nicht an, sich mit dieser 
Tatsache als begriffswidrig abzufinden, da die Rechtswissenschaft 
die Aufgabe hat, sich mit den bestehenden Rechtseinrichtungen 
zu beschäftigen und sie zu erklären. Aber auch die reine Wahl- 
kammer ist keine Vertretung kraft Vollmacht. Selbst das weit- 
herzigste Wahlrecht macht nur einen Teil der Volksgenossen 
zu Wählern. Nicht alle Wähler wählen. Die Wahl erfolgt 
schließlich nur mit Mehrheit, womöglich in einer Stichwahl. 
Wo bleibt die Vertretung der Minderheit? Selbst das aller- 
allgemeinste Wahlrecht mit Verhältniswahl vermag diese Miß- 
stände nie aufzuheben, nur zu mindern. Und dann haben wir 
es doch auch mit beschränkteren Wahlrechten zu tun, und die 
Verhältniswahl besteht nur ganz vereinzelt. Allen diesen Künste- 
leien macht aber ein Ende der fast in allen Verfassungsurkunden 
stereotyp wiederkehrende Satz: ‚Jedes Mitglied der Volksver- 
tretung ist Vertreter des ganzen Volkes und an Aufträge und 
Instruktionen nicht gebunden.“ 

Damit ist der Grundsatz der gesetzlichen Vertretung ent- 
schieden. Jedes Mitglied der Volksvertretung, auch das ernannte 
Mitglied der ersten Kammer, auch der nur in einem Wahl- 
kreise und erst in der Stichwahl gewählte Abgeordnete vertritt 
das ganze Volk. Und außerdem sind alle zusammen wieder 
Vertretung des ganzen Volkes. Es ist eine Repraesentatio 
plurium in solidum. 

Aus dem Wesen der Volksvertretung als einer gesetzlichen 
Vertretung folgt im Gegensatze zur ständischen Vertretung 
zweierlei. 

Einmal ergibt sich aus dem Wesen der Volksvertretung 
nichts für die Art und Weise ihrer Zusammensetzung. Ins- 
besondere ist der naturrechtliche Gedanke abzulehnen, daß, 
wie der Staat das Erzeugnis der Einzelwillen kraft Vertrages 
sei, sich so das Urrecht der einzelnen am Staate fortdauernd 
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vermöge des allgemeinen Stimmrechtes zu betätigen habe. Schon 
die Erscheinungen des positiven Staatslebens widersprechen dem, 
und man kann sie nicht einfach als begriffswidrig abtun. 
Wenigstens in Deutschland werden die Mitglieder der ersten 
Kammern meist ernannt. Die zweite Kammer ist allerdings 
durchgängig Wahlkammer. Aber nach Zeit und Ort ver- 
schieden schwanken die Wahlsysteme. Die Wähler erteilen nicht 
eine Vollmacht, sondern sie versehen einen öffentlichen Dienst, 
indem sie ihrerseits mitwirken bei Bestellung derjenigen, die, 
ohne Vollmacht, als gesetzliche Vertreter des Volkes in Tätig- 
keit zu treten haben. Deshalb soll hier auch von den einzel- 
nen Wahlsystemen nicht weiter die Rede sein. 

Ferner verbietet sich durch den Begriff der gesetzlichen 
Vertretung jedes imperative Mandat der Wähler an den Ge- 
wählten, da zwischen beiden kein rechtsgeschäftlicher Zusammen- 
hang besteht. 

Wie man die Stände einst als Ersatz des Volkswillens 
ansah, so läuft das Repräsentativsystem schließlich auch auf 
eine Fiktion heraus. Denn Fiktion ist schließlich jede gesetz- 
liche Vertretung. Der wahre Wille des Vertretenen, sofern er 
überhaupt einen hat, kommt nicht zur Geltung, sondern der 
Vertreter handelt statt des Vertretenen. Der Wille des Ver- 
treters kann mit dem des Vertretenen übereinstimmen, aber 
muß es nicht. 

Gibt es überhaupt einen Volkswillen? Mit dieser Frage 
verlassen wir den festen Boden des Rechtes und suchen nach 
einer Volkspsyche. Vor allem dürfen wir eins nicht vergessen. 
Das Volk ist nicht die unterschiedliche Summe gleicher Indi- 
viduen, sondern ein sozialer Organismus von Interessengruppen 
und Interessengegensätzen, die sich politisch Geltung verschaffen 
als Partei. Und die Vertreter, die rechtlich Vertreter des ganzen 
Volkes, an Aufträge und Instruktionen nicht gebunden sind, 
treten politisch nur als Parteimänner auf. Nur in den seltensten 
Fällen wird ein allgemeiner, bahnbrechender Volkswille zur 
Geltung kommen. Die Parteikämpfe hinwiederum führen zu 
Kompromissen oder zu Siegen der Mehrheit. Deren Ergebnisse 
müssen als Wille der Volksvertretung gelten. Und das ist 
wiederum nur eine Fiktion. 

Als rechtlich anerkannter Wille des Volkes und der 
öffentlichen Meinung kann nur in Betracht kommen, was 
die Volksvertretung in den verfässungsmäßigen Formen be- 
schließt. 
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Trotz aller inneren Verschiedenheit verknüpft also doch 
wieder eine enge Wesensverwandtschaft Ständetum und Kon- 
stitutionalismus. Bei dieser Verwandtschaft verpflanzen sich 
die Einrichtungen des ständischen Staates vielfach unmittelbar 
auf den konstitutionellen. Das konnte um so leichter geschehen, 
als man ursprünglich beide irrtümlich für dasselbe hielt. 

Das zeigt sich zunächst in Außerlichkeiten. Auch die 
Volksvertretung wird vielfach als Versammlung der Stände be- 
zeichnet, man spricht von der ersten und zweiten Ständekammer. 

Vor allem sind aber bei der Zusammensetzung der ersten 
Kammer überall in Deutschland altständische Einflüsse maß- 
gebend. Vorbildliich war dafür die französische Charte con- 
stitutionelle Ludwigs XVIII. von 1814, welche die alten Zeiten 
mit den neuen verbinden, in der Pairie eine wahrhaft nationale 
Einrichtung erneuern und damit den Resten der alten ständischen 
Gesellschaft eine besondere Vertretung geben wollte. Der Emi- 
grantenadel war aber in Frankreich bereits derart entwurzelt, 
daß dieser Versuch fehlschlug und in der Verfassung der Juli- 
revolution aufgegeben werden mußte. Dagegen war in Deutsch- 
land die alte ständische Gesellschaft viel fester gewurzelt als 
.in Frankreich. Die Mediatisierungen hatten dem Einzelstaate 
neue aristokratische Elemente zugeführt, die man nicht in der 
allgemeinen Rechtsgleichheit untergehen lassen konnte. So 
wurde denn die erste Kammer durchweg eine besondere Ver- 
tretung der Reste der alten ständischen Gesellschaft, ergänzt 
durch die Spitzen des höheren Beamtentums, in Süddeutschland 
auch neuerdings durch Vertreter der neuen berufsständischen 
Organisationen. Damit erhielten aber die ersten Kammern in 
Deutschland gleichzeitig im Gegensatze zu den Senaten der 
romanischen Staaten ein selbständiges politisches Prinzip, das 
ihnen gegenüber den in der zweiten Kammer zur Geltung 
kommenden wechselnden Strömungen der öffentlichen Meinung 
ihre eigene Bedeutung sicherte. 

Vor allem geht aber die Lehre von der Teilung der Ge- 
walten, die mehr oder minder den Einschlag alles konstitutionellen 
Staatswesens bildet, zurück auf altständische, ja auf urgermanische 
Vorstellungen vom Staate. 

Montesquieu sagt von der englischen Verfassung, aus der 
er die Teilung der Gewalten ableitet, sie sei in den germanischen 
Wäldern entstanden. In der Tat ist es der Dualismus der 
germanischen Staatsbildung, der Gegensatz von Obrigkeit und 
Volksfreiheit, Imperium und Libertas, der hier in modernisierter 
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Form wiederkehrt. Rechtssatzung und Rechtsanwendung waren, 
da alles Recht als subjektive Berechtigung des freien Mannes 
galt, der einseitigen Betätigung durch die Obrigkeit entzogen 
und fielen der Volksfreiheit zu. Daraus entwickelt die konsti- 
tutionelle Lehre von Locke und Montesquieu den Satz, daß die 
politische Freiheit nur gedeihen könne, wo jede Gewalt, Re- 
gierung, Gesetzgebung und Rechtsprechung, ihren besonderen, 
von den anderen verschiedenen Träger habe. 

Damit schien aber der konstitutionelle Staat eine wesent- 
liche Errungenschaft der neueren Entwicklung preisgeben zu 
wollen, die, allerdings mit Hilfe des wissenschaftlichen Irrtums 
des Vertragsstaates, vom Naturrechte festgestellte Einheit der 
Staatspersönlichkeit und der Staatsgewalt, die grundsätzlich in 
der Gesamtheit der Staatsgenossen ruhte, aber durch Pactum 
subjectionis auch auf einen einzelnen übergehen konnte. Aus 
dieser einheitlichen Staatsgewalt sollte man wieder zurück- 
geworfen werden in den Dualismus germanischer Staatsbildung, 
ja sogar in einen Trialismus. Doch trotz alles Fortschrittes in 
der Hauptrichtung pflegt sich die Geschichte bisweilen in Kurven 
zu bewegen, die vorübergehende Rückschläge mit sich bringen. 

Hierher gehört zunächst die Idee von den paktierten Ver- 
fassungen, die im Anfange des 19. Jahrhunderts eine große 
Rolle spielte und nur erklärlich wird aus der machtvollen Fort- 
dauer altständischer Einrichtungen und Vorstellungen. Die 
württembergische Verfassung von 1819, die doch ihren letzten 
Rechtsgrund nur in dem Willen der bisher absoluten Krone 
fand, kündigt sich an als förmlicher Verfassungsvertrag, der 
durch Auswechselung der Urkunden zwischen König und Ständen 
als Vertretern des Volks zustande kam. Denn seinem Volke 
hatte der König nach dem Verkündigungsmanifeste die Hand 
zum Vertrage geboten. 

Und wenn die neuere deutsche Staatsrechtslehre als Subjekt 
und Inhaber der Staatsgewalt den Staat selbst erklärt und als 
seine beiden obersten Organe Monarch und Volksvertretung, so 
bricht hierbei wieder die dualistische Auffassung des Germanen- 
tums durch. Die naturrechtliche Errungenschaft der Einheit 
der Staatspersönlichkeit glaubt man damit festzuhalten und 
sogar den Gegensatz von monarchischem Prinzipe und Volks- 
souveränität in einer höheren Einheit zu überbrücken. Und 
doch ist der Staat an sich nur eine Abstraktion. Der Monarch, 
der alle Rechte der Staatsgewalt in sich vereinigt, aber nur 
Organ einer von ihm verschiedenen Staatspersönlichkeit sein 
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soll, ist ebenso undenkbar wie der friderizianische Diener des 
Staates, dem sein Herr nichts zu sagen hatte, weil eben das 
ganze Herrenrecht in dem Diener vereinigt war. 

In der Tat ist es gelungen, trotz der konstitutionellen Lehre 
von der Teilung der Gewalten die vom Naturrechte erreichte 
Einheit der Staatsgewalt festzuhalten, aber auf anderem Wege. 
Wie jede Organisation menschlichen Gemeinschaftslebens ent- 
weder genossenschaftlich oder herrschaftlich ist, so ruhen auch 
je nach ihrer geschichtlichen Entwicklung die Staaten der euro- 
päischen Kulturwelt auf dem Prinzipe der Volksouveränität 
oder auf dem monarchischen. 

Wo revolutionäre Ereignisse den rechtlichen Zusammenhang 
der Dinge unterbrachen, wurde das Volk Grund und Quelle 
aller Gewalt. Wo dagegen die Staaten lediglich Schöpfungen 
ihrer Dynastien waren, und der rechtliche Zusammenhang der 
Dinge erhalten blieb, waren nach wie vor alle Rechte der Staats- 
gewalt in der Person des Monarchen vereinigt, die sich vermöge 
der Thronfolge fortpflanzte. 

Daraus ergab sich zunächst eine Verschiedenheit der Ver- 
fassungsbildung. Im Staate der Volkssouveränität ging die 
Verfassung aus von dem durch die Revolution gewissermaßen 
in den Naturzustand zurückversetzten Volke. Durch Sonder- 
vollmacht ermächtigte es Konstituanten ‘oder Konventionen, 
die im Namen des souveränen Volkes die Verfassung erließen 
und durch sie die einzelnen Gewalten auf verschiedene Träger 
übertrugen, unter denen sich auch ein Monarch als Inhaber 
der Exekutive befinden konnte. In dem monarchischen Staate 
ging die Verfassung hervor aus dem Gesetzgebungsrechte des 
bisher absoluten Monarchen. Damit band er sich aber für die 
Zukunft, auch für Anderung der Verfassung dauernd an ver- 
fassungsmäßige Schranken, insbesondere an die Mitwirkung 
selbständiger Faktoren des Staatslebens. 

Nur auf dieser Grundlage des entweder genossenschaftlich 
oder herrschaftlich einheitlich organisierten Staates kam die 
Teilung der Gewalten zur Geltung, aber wiederum in zwei 
verschiedenen Formen. 

Im Staate der Volkssouveränität übertrug das Volk durch 
die Verfassung die einzelnen Gewalten auf verschiedene Träger, 
die Gesetzgebung auf die Volksvertretung, der gegenüber sich 
das positive Gesetzgebungsrecht des Monarchen zu einem bloßen 
Veto abschwächte, die Vollziehung auf einen Monarchen oder 
Präsidenten, die Rechtsprechung auf unabhängige Gerichte. 
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Hier wurde also Ernst gemacht mit der Verteilung der Ge- 
walten auf verschiedene Träger, wenn auch diese Verteilung 
sich nie ganz glatt nach logischen Kategorien vollziehen ließ. 
Die Einheit der Staatsgewalt war dabei grundsätzlich gewähr- 
leistet in der Volkssouveränität. Sie setzte sich aber auch bald 
in der Praxis des Staatslebens durch. Denn in der Tat waren 
die einzelnen Gewalten nicht gleich geordnet, sondern die Ge- 
setzgebung die einzig souveräne. Die oberste Gewalt fiel daher 
der unmittelbaren Vertretung des souveränen Volkes, der Volks- 
vertretung und insbesondere deren zweiter Kammer zu, die sich 
durch die Wahlen unausgesetzt an der Quelle alles Rechtes er- 
neuerte. Vermöge des parlamentarischen Systems des Minister- 
wechsels unterwarf sie sich auch die vollziehende Gewalt und 
beschränkte den Monarchen auf rein formelle und dekorative 
Obliegenheiten. Die Justiz war an sich schon der gesetz- 
gebenden Gewalt unterworfen. 

‘In dem monarchischen Staate waren dagegen alle Rechte 
der Staatsgewalt in dem Monarchen vereinigt geblieben. Es 
konnte sich hier nur handeln um Beschränkungen in der Aus- 
übung der Staatsgewalt. Er war allgemein gebunden an die 
ministerielle Gegenzeichnung vorbehaltlich gewisser Ausnahmen. 
Er erließ aber die Gesetze, allerdings unter Zustimmung der 
Volksvertretung. In seinem Namen ergingen die richterlichen 
Urteile. Die verschiedenen Gewalten wurden hier zu verschie- 
denen Formen der Ausübung der Staatsgewalt seitens des Mo- 
narchen zum Teil unter Mitwirkung selbständiger Faktoren, 
wobei aber die Vermutung für das freie monarchische Recht 
sprach. 

Vor allem prägt sich aber die Fortdauer ständischen Wesens 
im Konstitutionalismus aus durch Budgetrecht und Steuer- 
bewilligung. Auch hier wirken altgermanische Vorstellungen 
über das Verhältnis von Obrigkeit und Volk fort in die 
Gegenwart. 

Dem freien Germanen galt Steuerzahlen als Zeichen der 
Unfreiheit. Ein Recht zur Steuererhebung stand also der Obrig- 
keit nicht zu. Bedurfte sie Steuern, so mußte das Volk solche 
freiwillig gewähren. An die Stelle des Volkes traten auch hier 
die Stände. Waren die örtlichen Gewalten damit einverstanden, 
daß eine Steuer erhoben wurde, und erklärten sie sich bereit, 
sie zwangsweise einzuziehen, so war die Sache erledigt. Daß 
die Geistlichkeit kraft der Ansprüche der katholischen Kirche, 
die Ritterschaft wegen des auf ihren Gütern lastenden Lehns- 
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kriegsdienstes durchgängig von der Zahlung der Steuer befreit 
waren, spielte dabei keine Rolle. Prälaten und Ritterschaft be- 
willigten eben die Steuer von den Gütern ihrer Hintersassen. 
Die Steuerbewilligung war daher immer der festete Punkt der 
ständischen Stellung, während es sich im übrigen zwischen 
Landesherren und Ständen wesentlich nur um Machtfragen 
handelte. Und nur dadurch, daß die Stände das für den Unter- 
halt des stehenden Heeres Erforderliche schließlich dauernd 
bewilligten, konnten sie ohne förmlichen Rechtsbruch beiseite 
geschoben werden. Politisch berechtigt war ein solches System 
nur, solange das Staatswesen der Hauptsache nach auf der 
Naturalwirtschaft beruhte.. Auf den Gedanken, dauernde Be- 
dürfnisse des Staatslebens abhängig zu machen von periodischen 
freien Bewilligungen, sind die Stände nie verfallen. Die Steuern 
nahmen eben eine ergänzende Stellung ein wie heute die An- 
leihen. Sobald mit Aufkommen der stehenden Heere und dem 
Übergange zur Geldwirtschaft Steuern dauernd notwendig 
wurden, zog man auch im allgemeinen die entsprechende 
Folgerung. 

Nun vollzog sich aber die Vernichtung des Ständetums 
und damit der Steuerbewilligung nicht gleichmäßig. Am ent- 
schiedensten geschah sie in Preußen, wo die Bedürfnisse des 
werdenden Großstaates zunächst nur durch die absolute Mo- 
narchie befriedigt werden konnten und demgemäß die Steuern 
auf ein für allemal feststehenden Gesetzen beruhten. Anders- 
wo ließ man das periodische Steuerbewilligungsrecht bestehen. 

So konnte auch hier das konstitutionelle Wesen an das 
Ständetum anknüpfen. Die Steuerbewilligung erschien als 
wesentliches Recht. In den Mittelstaaten, wo die ständischen 
Überlieferungen stärker wirkten, wurde daher trotz der verän- 
derten Verhältnisse das periodische Steuerbewilligungsrecht in 
die neuen Verfassungsurkunden aufgenommen. Der feststehende 
Teil der Einnahmen und die Ausgaben wurden demgegenüber 
nur Motiv für die Steuerbewilligung, die den wesentlichen Kern 
der parlamentarischen Beschlußfassung bildete. In Preußen, 
dessen Einrichtungen in dieser Beziehung auch für das Reich 
vorbildlich wurden, machte sich dagegen die Rechtslogik des 
Großstaates geltend, daß dauernde Staatsbedürfnisse nicht von 
periodischen freien Bewilligungen abhängig sein können. Alle 
Bestrebungen, besonders der Revisionskammern, hier ein freies 
Steuerbewilligungsrecht durchzusetzen, sind daher im Sande 
verlaufen. Die Steuern werden nicht bewilligt, sondern beruhen 
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auf ein für allemal feststehenden Gesetzen, die vom Monarchen 
unter Zustimmung der anderen gesetzgebenden Faktoren er- 
lassen werden. Nur der Staatshaushaltsetat ist alljährlich durch 
formelles Gesetz festzustellen, der jedoch gegenüber den Ein- 
nahmen und gegenüber den rechtlich notwendigen Ausgaben 
keine rechtliche, sondern nur eine wirtschaftspolitische Bedeu- 
tung hat. Seine Hauptbedeutung liegt eben darin, daß er für 
die rechtlich nicht notwendigen Ausgaben die Grundlage der 
Rechnungskontrolle bildet. 

Das deutsche Budgetrecht hat sich daher je nach der Stärke 
der altständischen Einwirkung in zwei Hauptrichtungen ent- 
wickelt, im mittelstaatlichen mit periodischer Steuerbewilligung 
und im preußisch-deutschen mit feststehenden Steuern, aber 
gesetzliichem Etatsrechte. Letzteres entspricht allein den Be- 
dürfnissen des modernen Staates und seiner Geldwirtschaft. 
Es trägt aber auch allein dem monarchischen Prinzipe Rechnung, 
da der Staat Steuern keinen Augenblick entbehren kann. Freie 
Bewilligung der Steuern bedeutet daher freie Ermächtigung der 
Regierung, die Staatsgeschäfte zu führen oder nicht zu führen 
und damit das parlamentarische System. Es ist jenseit der 
deutschen Grenzen der parlamentarische Staat nach belgischem 
Typus. 

Mögen nun auch Ständetum und Konstitutionalismus in 
ihrem Ausgangspunkte verschieden sein, so verkörpern sie doch 
beide die germanische Staatsidee der Teilnahme des Volkes am 
staatlichen Leben durch berufene Vertreter. Diese Teilnahme 
findet ihre innere Begründung in der Übernahme staatlicher 
Pflichten. Denn alles gesunde politische Leben beruht auf dem 
Gleichgewichte von Pflicht und Recht gegenüber dem Staate. 
Die Verschiebung dieses Gleichgewichtes hat einst den Unter- 
pang des Ständetums herbeigeführt und nach der notwendigen 

bergangsperiode des Absolutismus zum Repräsentativsysteme 
geführt. Elastischer als das alte Ständetum trägt der Kon- 
stitutionalismus allen wechselnden Bedürfnissen Rechnung und 
verwirklicht damit in der modernsten Form das uralte Ideal 
des Germanentums, die Vereinigung von Fürstenrecht und 
Volksrecht in einer höheren Einheit. 


IV. 


Die Landeshoheit in ihrem Verhältnis 
zur Reichsgewalt im alten Deutschen Reich seit dem 
westfälischen Frieden 
Von Karl Kormann 


I 


I. Wer gewohnt ist, lediglich in rechtsdogmatischer Be- 
trachtung sich zu befassen mit dem Staat, wie er heute wirklich 
ist, wer daher insbesondere gewohnt ist, stets vor sich zu sehen 
das Bild der Majestät der großen einheitlichen konzentrierten 
Staatsgewalt, für den ist es nicht ganz einfach, sich hinein- 
zudenken in jene Vorstellungsweise vom Staat, wie 
sie das Mittelalter beherrschte und weit noch hinein- 
ragte in die Neuzeit, wie sie in einzelnen rudimentären An- 
schauungen übrigens selbst heute noch manchmal nachwirkend 
sich geltend macht. 

Am schärfsten tritt dieser Gegensatz hervor bei der so- 
genannten Landeshoheit. Sie ist identisch mit unseren 
heutigen partikulären deutschen Staatsgewalten, aber identisch 
nur in dem Sinne, wie der embryonale und wachsende Mensch 
identisch ist mit dem ausgewachsenen Menschen: identisch und 
gegensätzlich zugleich. 

Wenn wir nämlich das kennzeichnende der modernen 
Staatsgewalt darin erblicken, daß sie eine organische Einheit 
ist, die in ihr enthaltenen einzelnen Gewalten und Hoheiten 
aber nur verschiedene Ausstrahlungen des gleichen Zentrums 
darstellen, so war es bei der Landeshoheit oder landesherrlichen 
Gewalt ursprünglich gerade umgekehrt. Unter diesem seit dem 
13. Jahrhundert aufkommenden Namen!) verstand man zu- 
nächst nur eine Vielheit von Hoheitsrechten, nichts anderes 
als ein Konglomerat mehr oder minder zahlreicher, verschieden- 


t) Vgl. Meyer-Anschütz, Staatsrecht, $ 19 S. 59. 
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artiger, organisch nicht verbundener einzelner Herrschafts- 
rechte, — gerichtsherrlicher, lehensherrlicher, schutzherrlicher, 
grundherrlicher, regalischer Rechte, deren einziger Zusammen- 
hang vermittelt wurde durch die Gleichheit des Berechtigten, 
des ‚„Landesherrn‘“. 

Freilich schon früh, namentlich unter dem Einfluß des am 
Ende des 15. Jahrhunderts aus Frankreich übernommenen ius 
politiae!) und des durch die Reformation entwickelten ius re- 
formandi, setzt jener Akkumulations- und Assimilationsprozeß 
ein, der das Wort Landeshoheit aus einer zusammenfassenden 
Bezeichnung zu einem einheitlichen Rechtsbegriff umgestaltet 
hat. Der westfälische Frieden brachte als Abschluß die positiv- 
rechtliche Anerkennung dieser Entwicklung, indem er den 
Reichsständen nicht etwa nur jura territorialia, sondern viel- 
mehr schlechthin das ius territoriale zusprach ?). 

Trotzdem hat die alte Auffassung auch später sich noch 
manchmal geltend gemacht. Mit Recht hat man hervorgehoben, 
daß die Staatsgewalt „bei uns bis nahe an die Gegenwart 
heran die Gestalt einer Sammlung von einzelnen Befugnissen 
des Fürsten behalten“ hat’). Wir werden nachher noch ein- 
mal daran zur Erläuterung der Pütterschen Grenzformel er- 
innern müssen. 

Etwas anders verhielt es sich bei der Reichsgewalt. Sie 
stellte ja in der Theorie die Nachfolge der Gewalt dar, die die 
römischen Cäsaren einst geübt hatten. Der römischen Staats- 
auffassung, die in diesem Punkte mit der modernen zusammen 
den vollen Gegensatz zu der mittelalterlichen bildet, entsprach 
die Idee des allgewaltigen Staates, und die majestas populi 
Romani war auch im kaiserlichen Rom nicht verloren gegangen. 
Ganz ohne Einfluß konnte sie auf die Vorstellung der kaiser- 
lichen Reichsgewalt nicht bleiben, aber praktisch hat sie sich 
doch auf die Dauer nicht durchsetzen können). Je länger je 
mehr mußte sie ferner verdunkelt werden durch die grell 


') Vgl. Fleiner, Institutionen (2. Auflage), S. 338 f. 

”) 1.P.O. Art.8 § 1, Art. 5 $ 30. Vgl. dazu Potter, Beyträge zum 
Teutschen Staats- und Fürstenrecht, Teil I (1777) S. 192, 193. Derselbe, 
Geist des westfälischen Friedens (1795), S. 456, 457. 

3 Otto Mayer, Verwaltungsrecht, I S. 27; vgl. dazu die Beispiele 
S. 28 Anmerkung 1 (Lotz: „Das Staatshaupt kann sich... . die nötigen 
zufälligen Hoheitsrechte selbst zulegen) und S.53 Anmerkung 1 (Miruß 
„Die Hoheitsrechte in den Deutschen Bundesstaaten“, 1840, als Titel eines 
Deutschen Verwaltungsrechts). 

t) Vgl. Otto Mayer a.a. 0. S. 24, 25. 
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zutage tretende Tatsache, das man an der Stelle der einstigen 
plenitudo potestatis im wesentlichen nur noch einen numerus 
clausus kaiserlicher Reservatrechte vorfand!). 

Beiden, der Reichsgewalt wie der Landeshoheit, 
gemeinsam aber war ein zweiter (Gegensatz zu unserer 
heutigen staatsrechtlichen Vorstellungsweise. 

Das war jener Dualismus zwischen Herrscher und Staat, 
zwischen rex und regnum, wie er das Mittelalter beherrschte 
im Gegensatz zu dem modernen staatsrechtlichen Monismus, 
der den Herrscher als Staatsorgan betrachtet. Zwar war ‚der 
korporative Charakter des Staates... dem Mittelalter und der 
beginnenden neueren Zeit keineswegs unerkannt geblieben, 
allein eine klare folgerichtige, die letzten Konsequenzen einer 
solchen Anschauung ziehende Lehre ist in der ganzen, dem 
neueren Naturrecht vorangehenden Wissenschaft nicht zu finden, 
wie denn auch das Naturrecht selbst nicht imstande ist, die 
von ihm behauptete körperschaftliche Natur des Staates wider- 
spruchslos durchzuführen, und die grobe sinnliche Anschauung, 
die... den Fürst nicht als Volksglied, sondern als individuelle 
Person betrachtet, schlägt immer wieder durch“ ?). 

In Anwendung auf das Reich wurde dieser mittelalterliche 
Dualismus gut beleuchtet durch die Formel von „Kaiser und 
Reich“, die, mochte sie nun als Zusammenfassung oder als 
Gegensatz gemeint sein, in jedem Falle zeigte, daß die Zeit, 
die sie erfand, anders dachte als die moderne Staatsrechts- 
wissenschaft’). Wenn im folgenden von „Reichsgewalt‘“ die 
Rede ist, so soll dieses moderne Wort, das dem durchweg von 
„kaiserlicher Gewalt“ sprechenden Mittelalter nicht geläufig 
war, selbstverständlich auch im modernen Sinne genommen 
werden als die dem Reiche zukommende Staatsgewalt. 

Bei Betrachtung der Landeshoheit führt uns der fest- 
gestellte Dualismus zu der Notwendigkeit, einen doppelten 
Landeshoheitsbegriff zu unterscheiden. So wie wir in der 
Souveränitätslehre jene berüchtigte Vermengung der realen 
Souveränität des Staates und der persönlichen Souveränität des 
obersten Staatsorgans innerhalb des Staates beobachten +), so 


t) Vgl. u. 150 f. 

?) Georg Jellinek, Allgemeine Staatslehre, 2. Auflage, S. 442 f. Des 
näheren vgl. Gierke, Althusius, S. 132 f. 

`) Vgl. Jellinek a. a. O. S. 814. 

*) Vgl. Jellinek a. a. O. S. 441 f., über praktische Folgerungen aus 
dieser Vermengung S. 454. 
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liegen auch in dem Worte Landeshoheit noch ungeschieden 
nebeneinander die objektive Staatsgewalt, die dem Staat als 
Subjekt eignet, und die subjektive Staatsgewaltträgerschaft, die 
dem „Landesherrn‘“, nach mittelalterlicher Auffassung als ein 
Recht, nach moderner als Organschaft, zukommt. Wie der 
ganze Begriff sich gebildet hat im Anschluß an die Person 
des Landesherrn, so dachte man ursprünglich überhaupt nur 
an den Begriff im persönlichen Sinne: Landeshoheit sollte nicht 
heißen Hoheit des Landes, sondern Hoheit über das Land. 
Noch unter den Klassikern des alten Reichsstaatsrechts!) nimmt 
man den Begriff in diesem persönlichen Sinne; man spricht 
davon, die Landeshoheit ‚klebe dem Besitz eines jeden un- 
mittelbaren Landes an“ (S. 55), stellt die Frage, ‚ob auch 
Personen weiblichen Geschlechts der Landeshoheit fähig seien“ 
(S. 60), und will nur von den Stiftshäuptern anerkennen, daß 
sie „die Landeshoheit haben“, während die Domkapitel bei er- 
ledigtem Stuhle sie nur „verwalten“ (S. 61), man formuliert 
die Frage, „wie ein Landesherr die Landeshoheit über sein 
eigenes Land oder Gebiet erlangen könne“ (S. 86), spricht von 
„geteilter Landeshoheit‘“ (S. 200 CL. use Bei dem schon im 
19. Jahrhundert stehenden Geschichtsschreiber des sterbenden 
deutschen Reichsstaatsrechts?) finden wir zwar die Landes. 
hoheit‘“ in modernerer Terminologie als die „Staatsgewalt“, die 
jeder einzelne Teil hat", bezeichnet und der „Reichshoheit‘ 
als der „Staatsgewalt des ganzen“ gegenübergestellt®); aber eine 
ausdrückliche Trennung der Gewalt des Staates und der Gewalt 
im Staat sucht man auch bei ihm vergeblich. Klarer findet 
man das richtige Verhältnis im Preußischen Allgemeinen Land- 
recht von 1794; man erinnere sich an Sätze wie die: „Alle 
Rechte und Pflichten des Staates gegen seine Bürger vereinigen 
sich in dem OÖberhaupte desselben“ (II 13, § 1). ‚Einzelne 
Grundstücke . . — deren Eigentum dem Staate und die aus- 
schließende Benutzung dem Oberhaupte desselben zukommt, 
werden Domänen- oder Kammergüter genannt“ (II 14, $ 11). 
In unserm Zusammenhang ergibt die Gegenüberstellung mit 
der Reichsgewalt, daß wir den Begriff im objektiven Sinn 
verstehen wollen als Staatsgewalt der deutschen Territorien. 


1) Vgl. zum folgenden Moser, Von der Landeshoheit derer Teutschen 
Reichsstände überhaupt (1773). 


?) Gönner, Teutsches Staatsrecht (1804). 
5) a. a. O. S. 3. 
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II. Das Verhältnis nun, in dem die Landeshoheit 
in dem eben formulierten Sinn sich gegenüber der 
Reichsgewalt befand, war ein vierfaches, das man im 
Anschluß an Georg Jellineks Statuslehre!) dahin bezeichnen 
kann: ein passives der Unterworfenheit unter die Reichsgewalt, 
ein negatives der Freiheit und Selbständigkeit gegenüber der 
Reichsgewalt, ein aktives der organschaftlichen Teilnahıne an 
der Ausübung der Reichsgewalt und ein positives in dem Recht 
auf den Schutz der Reichsgewalt. 

II. Es ist aber nicht meine Absicht, nach allen diesen 
vier Richtungen mich mit dem Verhältnis der Landeshoheit 
zur Reichsgewalt zu beschäftigen, vielmehr soll die folgende 
Untersuchung die beiden Fragen erörtern: Inwieweit ist die 
Landeshoheit der Reichsgewalt unterworfen und inwieweit ist 
sie ihr gegenüber frei und selbständig? Die Beschränkung 
rechtfertigt sich dadurch, daß in diesen beiden Fragen durch- 
aus der Schwerpunkt des Verhältnisses der beiden Gewalten 
ruht. Über das Recht auf Reichsschutz?) ist wenig zu sagen, 
wenn man seine Erörterung nicht dazu benutzen will, nach 
dem Muster der alten Reichsstaatsrechtslehrer eine Verneigung 
vor der Vortrefflichkeit der Reichsverfassung zu machen?). 
Die organschaftliche Stellung der Territorien kraft ihrer Reichs- 
standschaft ist zwar erheblich wichtiger; doch hat die Frage 
hier zweckmäßiger auszuscheiden, da Landeshoheit und Reichs- 
standschaft zwar regelmäßig, aber weder begrifflich noch tat- 
sächlich immer sich miteinander decktent). Die nach dieser 
Begrenzung unserer Aufgabe noch verbleibenden schon er- 
wähnten zwei Fragen werden, da sie miteinander in innerem 
Zusammenhang stehen, zweckmäßig zu gemeinsamer Behandlung 
verbunden werden. Der Schwerpunkt der nachstehenden Er- 
örterung wird in dem Versuch liegen, jenes Verhältnis in 
Formeln unserer Staatsrechtswissenschaft zu erfassen. Bevor 
ich mich aber dieser Aufgabe zuwenden kann, ist eine rechts- 
geschichtliche Vorfrage zu erledigen. 


II. 


Diese Vorfrage geht dahin: Ist es überhaupt möglich, 
das Verhältnis der Landeshoheit zur Reichsgewalt für 


"Georg Jellinek, System der subjektiven öffentlichen Rechte, 
2. Auflage, S. 81 f. 

”) Vgl. W.C. Art. 15. 

D So Potter, Beyträge, I S. 301 f. 

t) Vgl. Moser a. a. O. S. 56 f. 
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die ganze Periode von 1648—1806 einheitlich zu be- 
stimmen? Haben nicht vielleicht etwa die Umstände in diesen 
anderthalb Jahrhunderten sich dermaßen verschoben, daß jenes 
Verhältnis ein anderes für den Anfang und ein anderes für 
das Ende der Periode ist? Die Frage erfordert eine Prüfung 
aus dem doppelten Gesichtspunkt der Verfassungsänderung und 
der Verfassungswandlung !). 

I. Eine Verfassungsänderung würde voraussetzen aus- 
drückliche Veränderungen der verfassungsrechtlichen Reichs- 
gesetze. Ein Vergleich der wenigen verfassungsrechtlich be- 
deutsamen Reichsgesetze zwischen 1648 und 1806 lehrt aber 
sofort, daß der durch sie bestimmte Rechtszustand am Anfang 
und am Ende dieses Zeitraumes wohl graduelle Unterschiede, 
nirgends aber prinzipielle Gegensätze aufweist. Es kommen 
hier folgende Gesetze in Betracht, von denen man als Grund- 
gesetz aber eigentlich nur den westfälischen Frieden kenn- 
zeichnen kann, während die übrigen sich teils als Ausführungs- 
bestimmungen zu ihm, teils als Spezialgesetze darstellen. 

Der westfälische Frieden, an sich lediglich ein völker- 
rechtlicher Vertrag, legte sich?) die Kraft eines beständigen 
Reichsgesetzes zu und sah vor, daß seine Bestimmungen im 
nächsten Reichsabschied wörtlich eingerückt würden, was im 
J.R.A. § 5 dann auch schon 1654 geschehen ist. In verfas- 
sungsrechtlicher Beziehung kann man diese Bestimmungen in 
4 Gruppen teilen. 

Allgemeinen Charakter hatte die Generalklausel, daß nicht 
nur alle Konstitutionen und Grundgesetze des Reiches, sondern 
auch alle ‚löblichen Gewohnheiten“ künftig gewissenhaft beob- 
achtet werden sollten®), sowie die Bestimmung über die Ab- 
fassung einer beständigen Wahlkapitulation, die nach der ur- 
sprünglichen Absicht in dem Frieden selbst hatte vorgenommen 
werden sollen, dann aber vertagt worden war). 

Auf das Verhältnis zwischen Kaiser und Reichstag bezogen 
sich die Bestimmungen, die ein Mitregierungsrecht des Reichs- 
tags statuierten5), und die gleich der ständigen Wahlkapitu- 


1) Diese Worte werden hier verstanden in dem Sinne von Georg 
Jellineks gleichnamiger Schrift. 

N) LP.O. Art. 17 § 2. 

”) LP.O. Art.8 8 4. 

*) I.P.O. Art. 8 § 3. Vgl. dazu übrigens Potter, (reist des west- 
fälischen Friedens, S. 5:9, 530 sowie u. 146. 

®) 1.P.O. Art.8 $ 2. Vgl. dazu Pütter a. a. O. S. 481 f. 
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lation vertagten Fragen der römischen Königswahl!) und der 
Achterklärung über Reichsstände ?). 

Wichtiger als diese für unsern Gegenstand nur mittelbar 
in Betracht kommenden Bestimmungen sind die Vorschriften, 
die die grundsätzliche Anerkennung der Landeshoheit unter 
gleichzeitiger Statuierung gewisser Beschränkungen dieser Hoheit 
enthalten. — Die allgemeine Anerkennung der Landeshoheit 
durch den westfälischen Frieden®) wurde schon vorhin kurz 
gestreift. Ihre Bedeutung liegt weniger darin, daß sie die 
Landeshoheit geschaffen, als darin, daß sie deren Bestand eine 
positivrechtliche Grundlage gegeben und sie jeder Bestreitung 
für die Zukunft entzogen hat*). — Als ein besonders wichtiges 
Stück der so anerkannten Landeshoheit wurde dann weiter ins- 
besondere noch das Bündnis- und Kriegsrecht 5), sowie das 
Reformationsrecht®) hervorgehoben. — Die Einschränkungen 
der Landeshoheit bezogen sich zunächst auf das Bündnis- und 
Kriegs- sowie auf das Reformationsrecht, ferner auf die Handels- 
und Zollfreiheit”). Das Bündnis- und Kriegsrecht wurde ein- 
geschränkt durch die Klausel, daß es nicht gegen Kaiser und 
Reich oder dem Landfrieden zuwider gegen andere Mitstände 
geübt werden dürfte!) Das Reformationsrecht erhielt eine 
Begrenzung durch die Festsetzung des Entscheidungsjahres 
1624?). Im Interesse der Handels- und Zollfreiheit enthielten 
der Osnabrücker und der Münstersche Friede verschiedene 
gleichartige, der Münstersche außerdem über die Rheinschiffahrt 
noch besondere Bestimmungen !°). 

Die Reorganisation des Reichsjustiz- und des Reichspolizei- 
wesens wurde, abgesehen von der schon in dem Frieden selbst 





!) I.P.O. Art. 8 $ 3. Vgl. dazu Pütter a.a.0. S. 526 f. sowie u. 146. 

”) 1.P.O. Art.8$ 3. Vgl. dazu Potter, Historische Entwicklung der 
heutigen Staatsverfassung des Teutschen Reichs, II (2. unveränderte Auflage, 
1788) S. 118 sowie u. 146. 


”) 1.P.O. Art.8 $ 1. 

*) Vgl. Pütter, Beyträge, I S. 193, Moser a. a. O. S. 89. 

5) I.P.O. Art. 8 § 2. Vgl.dazu Pütter. Geist des westfälischen Friedens, 
S. 457, 458. 

D 1.P.O Art. 5 $ 30. Vgl. dazu Potter, Geist des westfälischen 
Friedens, S. 369 ff. 

”) Vgl. Potter, Beyträge, I S. 293 f., besonders S. 295 f. 

°) 1.P.O. Art. 8 § 2. 

®) 1.P.O. Art. 5 § 31. 

10) Vgl. des näheren Potter, Geist des westfälischen Friedens, S. 472 f. 
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zur Erledigung gebrachten Reorganisation des Kammergerichts !), 
durch die uns schon bekannte Vertagungsklausel ?) geregelt. 

Die im westfälischen Frieden in Aussicht genommene stän- 
dige Wahlkapitulation ist bekanntlich erst 1711 zustande 
gekommen. Doch hat es schon in der Zwischenzeit an den 
seit 1519 hergebrachten Wahlkapitulationen nicht gefehlt, so wie 
ja auch die ständige Wahlkapitulation von 1711 nur die Be- 
deutung hatte, als Grundlage für die später jeweils besonders 
und nach den Umständen unter Beifügung neuer Klauseln 
vereinbarten Wahlkapitulationen su dienen). Im Hinblick auf 
diese geschichtliche Kontinuität unter den einzelnen Wahlkapi- 
tulationen ist es selbstverständlich, daß man grundlegende Ver- 
fassungsänderungen darin vergeblich sucht. Sie enthalten viel- 
mehr im wesentlichen lediglich eine Bestätigung des von ihnen 
vorgefundenen und auch ohne sie geltenden Rechts. Insbesondere 
gilt dies auch gerade bei der ständigen Wahlkapitulation von 
1711, deren Neuerungen in der Hauptsache lediglich bestanden 
in der Entscheidung der vom westfälischen Frieden vertagten 
Frage der römischen Königswahl und der Achterklärung von 
Reichsständen, während sie für das uns hier interessierende 
Verhältnis der Landeshoheit zur Reichsgewalt nicht unmittelbar 
in Betracht kommt‘). Näher wird dieses Verhältnis berührt 
durch die erste Wahlkapitulation nach dem westfälischen Frieden, 
die von 1653, durch die Ferdinand IV. sich ausdrücklich des 
schon seit 1582 nicht mehr geübten Rechts der Schaffung 
reichsständischer Personalisten begab. 

Der Jüngste Reichsabschied von 1654 ist nach ver- 
schiedenen Richtungen für unsere Frage bemerkenswert. 

Aus seinen eingehenden Vorschriften über die in Verfolg 
der Vertagungsklausel der westfälischen angeordneten Verbesse- 
rungen des Reichsjustizwesens ist hervorzuheben, daß sie im 
allgemeinen eine gewisse Stärkung, aber zugleich verbunden 
mit einer neuen Einschränkung der Reichsgerichtsbarkeit inso- 
weit bewirkten, als sie der Revision die aufschiebende Wirkung 


1) I.P.O. Art. 5 §§ 53 f. Vgl. dazu Pütter a. a. O. S. 501 f. 

”) 1.P.O. Art. 8 Ba Vgl. auch Potter a.a. 0O. S. 500 f., 525, 
ferner u. 

D Für die Zeit seit 1648 kommen folgende Wahlkapitulationen in 
Betracht: 1) Ferdinand IV., 1653, Juni 2. 2) Leopold L, 1658, Juli 18. 
8) Joseph I., 1690, Januar 24. 4) Carl VL, 1711, Oktober 12. 5) Carl VIL, 
1742, Januar 24. 6) Franz I., 1745, September 13. 7) Joseph II., 1764, 
März 27. 8) Leopold II., 1790, September 80. 9) Franz II., 1792, Juli 5. 

t) Vgl. Potter, Beyträge, II S. 872 f., verbunden mit S. 113, 121. 
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nahmen und die Appellationssumme erhöhten !), während auf 
einem für uns besonders wichtigen Sondergebiet, nämlich be- 
züglich der Klagen der Untertanen gegen ihre Obrigkeit, modern 
gesprochen also insbesondere auf dem Gebiet der reichsgericht- 
lichen Verwaltungsrechtspflege schlechthin eine Einschränkung 
vorgenommen wurde durch die Anweisung an die Reichsgerichte 
(§§ 105, 106), Klagen der Untertanen wider ihre Obrigkeit 
„nicht leichtlich‘‘ anzunehmen und nicht Mandate zu erlassen, 
bevor von der Obrigkeit Bericht über die Sache eingefordert 
worden sei, und dabei das Recht der Obrigkeit, in Polizei-, 
Zunft- und Handwerkssachen „vernünftige und den Reichs- 
konstitutionen nicht ungemäße‘“‘ Verordnungen und Statuta zu 
erlassen und nach Gelegenheit der Läuffte und Zeiten zu wider- 
rufen und zu ändern, wohl zu beachten. 

Die erneute Einschärfung der Exekutionsordnung gab Anlaß 
zu einem Eingriff der Reichsgesetzgebung in das innere Staats- 
recht der Territorien, indem § 180 bestimmte, daß ‚eines jeden 
Churfürsten und Standes Landsassen, Unterthanen und Bürger 
zu Besetzung und Erhaltung der einem oder anderm Reichs- 
stande zugehörigen nöthigen Festungen, Plätze und Garnisonen 
ihren Landesfürsten, Herrschaften und Oberen mit hülflichem 
Beytrage gehorsamlich an Hand zu gehen schuldig seyn“ sollten. 
Diese Bestimmung wurde von den Landständen wiederholt, aber 
ohne Erfolg als ein rechtswidriger Eingriff in ihr Steuerbewilli- 
gungsrecht und als nicht verbindlich für sie bekämpft ?). 

Unter den Spezialbestimmungen des J.R.A. darf endlich 
noch hervorgehoben werden der $ 175, wonach kaiserliche 
Moratorien an mittelbare Untertanen in Zukunft nicht anders 
als auf Grund eines Berichts ihrer ordentlichen Obrigkeit erteilt 
werden sollten. 

Erwähnt man schließlich noch die Reichshofratsordnung 
von 1654, die zum Arger des Reichstags als kaiserliche oktroyierte 
Verordnung erlassen wurde?), die noch immer zahlreichen und 
bis zum Ende des 18. Jahrhunderts sich als beschränkte und 
unbeschränkte mehrenden privilegia de non appellando‘) 


1) Vgl. des näheren Pütter, Historische Entwicklung, II S. 220 f. 

N) Vgl. Pütter a.a O. S. 224, 225; Moser a.a. 0. S. 288, 289. Vgl. 
ferner das kaiserliche Kommissionsdekret vom 19. Juni 1670 (Neue Samm- 
lung Band VI S. 80) über die Beitragslast der Landstände zu den Legations- 
kosten zu Reichs- und Kreistagen. 

*) Vgl. Pütter a. a. 0. S. 214 f. 

t) Vgl. die Zusammenstellung bei Pütter a. a. O. S. 222 f. Anm. A und u. y 
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sowie den Reichsschluß von 1861 über die Verbesserung 
der völlig unsinnigen Kriegsverfassung!), so muß man 
diese Aufzählung von verfassungsrechtlichen Reichsgesetzen 
schon schließen, wenn man nicht Gesetze nennen will, die mit 
unserer Frage kaum mehr in losem Zusammenhang stehen. 

Wenn wir aber auch aus ihr das Ergebnis entnehmen 
können, daß formell in der positiven Gesetzgebung eine irgendwie 
wesentliche Verfassungsänderung nicht festzustellen ist, so wäre 
es doch verfehlt, wenn wir uns mit dieser Feststellung begnügen 
würden. Denn es bleibt noch immer die Möglichkeit, daß auch 
ohne Anderung der positiven Gesetzgebung lediglich infolge 
der Wandlungen der juristischen Theorie und Praxis bei der 
Auslegung und Anwendung der formell unveränderten Gesetze 
eine Verfassungswandlung sich vollzogen hat. Um auf diese 
Frage der Verfassungswandlung eine Antwort geben zu können 
(s. u. III), wird es zunächst erforderlich sein, in Kürze einen 
Blick zu werfen auf die politische Entwicklung von Reich und 
Territorien seit 1648 (s. u. II.) 

II. Diese politische Entwicklung kann man kurz in 
die Formel zusammenfassen: Dauernde Schwäche des Reichs 
bei gleichzeitiger innerer Kräftigung der Territorien. 

Im Verhältnis nach außen trat jene Schwäche des Reichs 
am auffälligsten in die Erscheinung durch die dauernden 
Gebietsverluste. Abgesehen von den Verlusten, die der 
westfälische Frieden selbst gebracht hat, braucht nur erinnert 
zu werden an die Reunionskammern Ludwigs XIV., an den 
Raub von Straßburg, den Ryswiker, den Rastatter und den 
Lüneviller Frieden. 

Im Innern äußerte sich die Schwäche des Reichs zunächst 
in dem fast völligen Stillstand der Reichsgesetzgebung. 
Diese war nicht nur auf dem Gebiet des Verfassungsrechts 
unfruchtbar, wie wir schon in anderm Zusammenhang sahen 
und wie besonders deutlich wird, wenn man sie vergleicht mit 
der zweifellos eifrig tätigen staatsrechtlichen Gesetzgebungsarbeit 
des 16. Jahrhunderts von 1495 ab?), sondern sie war auch im 
übrigen höchst dürftig. Dem Reichstag fehlte es oft genug 
an Beratungsstoff, und es vergingen nicht selten Jahre, ohne 
daß nur Sitzungen und Protokolle zustande gekommen wären?). 


') Vgl. hierzu Potter a. a. O. S. 292 f. 

2) Vgl. die Aufzählung der hier einschlagenden staatsrechtlichen Gesetze 
bei Meyer-Anschütz $ 20. S. 64, 65. 

D Vgl. Pütter, Historische Entwicklung, III (1781) S. 231. 
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Die im westfälischen Frieden in Aussicht genommene Re- 
organisation des Reichspolizeiwesens ist nie erfolgt; als einzige!) 
Ergebnisse in dieser Richtung können verbucht werden die 
Gesetze von 1731, 1771 und 1772 über die Abstellung von 
Handwerksmißbräuchen, und diese Gesetze verdanken ihre Ent- 
stehung lediglich der Initiative der Landesgewalten, die mit ihren 
partikulären Maßnahmen keinen genügenden Erfolg hatten ?). 
Auf einem Gebiet, das nach reichsgesetzlicher Regelung geradezu 
schrie, dem der Münzgesetzgebung, hat das Reich gleichwohl 
nichts zustande bringen können). Auf dem Gebiet der Kriegs- 
verfassung scheiterte ein Versuch, nach der Reorganisation von 
1681 sie weiter auszubauen (1702), an dem Widerspruch des 
Kaisers‘). 

Erst recht aber haperte es mit der wirklichen Durch- 
führung der vorhandenen Reichsgesetze. 

Die völlige Schwäche und Langsamkeit der wichtigsten 
Reichsbehörde, des Kammergerichts, das wegen Uneinziehbar- 
keit eines großen Teils der für seine Erhaltung festgesetzten 
Kammerzieler niemals die im westfälischen Frieden vorgesehene 
Organisation tatsächlich gehabt hat, ist ebenso berüchtigt wie 
die Schwierigkeit der Vollstreckung eines schließlich wirklich 
erzielten Urteils gegenüber Reichsständen. Auch die Schrift- 
steller, die mit besonderer Genugtuung vermelden, daß ab und 
zu einmal selbst regierende Reichsgrafen wegen Mißbrauchs 
ihrer landesherrlichen Gewalt verurteilt und in persönliche Haft 
genommen worden sind, gestehen doch resigniert ein, daß 
das eigentlich nur mehr Ausnahmefälle waren), während 
wirklich mächtige Reichsstände ruhig jedem Urteile kaiserlicher 
Gerichte Trotz bieten durften und wie Brandenburg wiederholt 
es auch taten 6). 

Zur weiteren Desorganisation der reichsgerichtlichen Recht- 
sprechung trug ferner noch bei das Einschlafen der Reichs- 
deputationen und im 18. Jahrhundert das Aufkommen der 
Rekurse zum Reichstage gegen reichsgerichtliche Erkenntnisse’), 


') Vgl. aber auch Gönner a. a. O. S. 551, 552. 

”) Vgl. Pütter a.a. O. II S. 494, DI S. 260. 

») Vgl. Pütter a. a. O. II S. 449 f. 

t) Vgl. Pütter a.a. O. S. 367. 

6) Vgl. Pütter a.a. O. III S. 255 ff. 

®) Vgl. Löning, Gerichte und Verwaltungsbehörden in Brandenburg- 
Preußen, im Verwaltungsarchiv, Band 2, S. 229, 230. 

7) Vgl. Pütter a.a. 0. III S. 247 bzw. II S. 47 f., 243 f. 
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bei dem Reichshofrat aber seine Ausnutzung als politisches 
Machtmittel in den Händen des Kaisers!). 

Selbst bei Gesetzen, die wie die erwähnten Handwerker- 
gesetze auf Betreiben der Reichsstände selbst erlassen worden 
waren, schwiegen die allgemeinen?) Klagen über ihre mangel- 
hafte Durchführung nicht, wurden im Gegenteil sogar in be- 
sonderen Schriften laut®). 

War so aber schon in Dingen von verhältnismäßig geringerer 
Wichtigkeit die Verletzung des Reichsrechts eine gewohnte Er- 
scheinung, so kann man sich nicht wundern, wenn in den Fragen 
der großen Politik von ihm überhaupt keine Rede war. Es 
genügt in dieser Beziehung, daran zu erinnern, daß die vorhin 
erwähnte Klausel des westfälischen Friedens über die Ein- 
schränkung des Kriegsrechts der Landesherren weder die schlesi- 
schen Kriege hat ausschließen noch hat verhindern können, daß 
Bayern und Kurköln im spanischen Erbfolgekriege und Bayern, 
Württemberg und Baden im Koalitionskrieg von 1805 für 
Frankreich Partei nahmen $). 

Diese Schwäche des Reichs mußte in um so grellerem 
Lichte erscheinen, da sie zeitlich zusammenfiel mit einer ganz 
außerordentlichen Machterweiterung der Territorien. 
Denn die Zeit, von der wir hier sprechen, war ja die Zeit der 
Schaffung der brandenburgisch-preußischen Großmacht. Und 
wenn diese Entwicklung des brandenburgischen Staats etwas 
besonderes und eigentümliches war, so war doch die ebenfalls 
in diese Periode fallende Ausbildung des allmächtigen Polizei- 
staats und des landesherrlichen Absolutismus unter Nieder- 
werfung der ständischen Rechte eine Erscheinung, die wenigstens 
in ähnlicher Weise sich überall in Deutschland, wenn auch im 
einzelnen in verschiedenem Maße, vollzogen hat. 

Das politische Ergebnis, wie es aus dieser gegen- 
sätzlichen Entwicklung der Reichsgewalt und der territorialen 
Gewalten notwendig folgen mußte, kann man sich vielleicht 


!) Vgl. Koser, Brandenburg-Preußen in dem Kampf zwischen Imperia- 
lismus und reichsständischer Libertät, in der historischen Zeitschrift, Band 96, 
S. 205, 213 f., 217, 220. 

?) In dieser Beziehung vgl. P ü tter, Historische Entwicklung, III S. 260, 261. 

D Jac. Gottl. Sieber, Von den Schwierigkeiten, in den Reichsstädten 
das Reichsgesetz vom 16. August 1731, wegen der Mißbräuche bey den Zünften, 
zu vollziehen, Goslar und Leipzig 1771. 

*) Im übrigen vgl. über die politischen Differenzen zwischem dem Kaiser 
und den mächtigen Reichsständen Koser a a O., besonders die instruktive 
Schilderung S. 212 ff. 
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am besten veranschaulichen durch einen Vergleich mit dem 
Verhältnis dieser Gewalten im Jahre 1628. Damals, also 20 Jahre 
vor dem westfälischen Frieden, hatte Wallenstein noch sagen 
können, man bedürfe keiner Kurfürsten und Fürsten mehr, es 
solle wie in Spanien und Frankreich nur ein König sein!); und 
niemand konnte diesen Gedanken, der mit mancherlei mate- 
riellen in der späteren deutschen Einigungsgeschichte wieder 
aufgetauchten Plänen, wie nationales Handelssystem nach außen, 
deutsche Marine, Abschaffung des Sundzolles usw., verbunden 
war, in jenem Zeitpunkt ideologisch nennen. Aber man verlege 
ihn einmal in das Ende des 18. Jahrhunderts! 

III. So unrichtig es auch wäre, Recht und Wirklichkeit 
einander gleich zu setzen und das Gesetz zu erklären als eine 
regelmäßige Wirklichkeit?), so unverkennbar ist doch, daß Recht 
und Wirklichkeit in gewissen Wechselwirkungen zueinander 
stehen, und so konnte eine Rückwirkung dieser poli- 
tischen Verhältnisse auf die staatsrechtliche Theorie 
und Praxis nicht ausbleiben. 

Diese Rückwirkung erkennen wir zunächst in dem Zurück- 
treten der kaiserlichen Publizistik. 

Die Zeit unmittelbar nach dem westfälischen Frieden hatte 
noch den leidenschaftlichen Streit zwischen den kaiserlichen 
und den fürstlichen Publizisten gesehen. Reinking®), als letzter 
Vertreter der auf mittelalterliche Auffassung gestützten Staats- 
rechtstheorie, hatte selbst nach dem westfälischen Frieden in 
der fünften, 1651 erschienenen Auflage seines Tractatus de 
regimine noch an der rein monarchischen Konstruktion des 
Reiches festgehalten. Neben ihm stehen als Namen minderer 
Bedeutung die andern Bekämpfer des Hippolitus a Lapidet), 
ihm gegenüber aber Limmaeus5), Pufendorf®), dazu später 
Kulpis 7), auch Leibnitz 8). 

!) Khevenhüller zu 1628, XI S. 62 f., 703, 718. 

?) Dies tut neuerlich Kornfeld, Soziale Machtverhältnisse (1911) S. 27, 32. 

"vol über ibn Stintzing, Geschichte der deutschen Rechtswissen- 
schaft. zweite Abteilung, S. 189 ff. 1) Vgl. a. a. O. S. 53, 54. 

H Juris publici Imperii Romano-Germanici libri IX (letzte von ihm 
selbst besorgte Auflage, 1657). Vgl. über ihn Stintzing a. a. O. S. 211 ff. 

€) Severini de Monzambano Veronensis de statu imperii Germanici ad 
Laelium fratrem dominum Trezolani liber unus (zuerst 1667). Vgl. über ihn 
Landsberg, Geschichte der Deutschen Rechtswissenschaft, dritte Abteilung, 
erster Halbband, S. 11 f. 

1) In Sev. de Monzambano de statu Imperii Romano-Germanico librum 
Commentarius (zuerst 1687). Vgl. über ihn Stintzing a. a. O. S. 244 f. 


D Tractatus de iure suprematus de legationis principum Germaniae 
(1678). Vgl. dazu Landsberg a. a. 0O. S. 28 f. 
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In der folgenden Periode der deutschen Staatsrechtswissen- 
schaft, die sich an Thomasius und den älteren Cocceji an- 
schließt, findet Reinking nur noch wenig Nachfolge und auch 
sie nur in sehr modifizierter Form, so etwa bei Mulz!) und 
Pfeffinger?), während namentlich Thomasius selbst, Peter von 
Ludwig, der preußische Staatsschriftsteller, und Gundling trotz 
mannigfacher Verschiedenheiten untereinander übereinstimmen 
in dem Eintreten für die Ausbildung der Landeshoheit zu einer 
ziemlich schrankenlosen Allmacht, die sich nicht nur im Innern 
gegenüber den Ständen, sondern auch nach außen gegenüber 
der Reichsgewalt fühlbar machte 3). 

Die Klassiker des alten Reichsstaatsrechts endlich, Moser 
und Pütter, sehen wir durchaus auf der Seite der Landeshoheit. 
Es muß in dieser Beziehung insbesondere verwiesen werden 
auf die Püttersche Grenzformel und auf seine Mediatisierungs- 
formel, — die Grenzformel dahingehend, daß alle neu auf- 
kommenden Hoheitsrechte ohne weiteres und ausschließlich der 
Landeshoheit, nicht der Reichsgewalt zuwachsen, und die Media- 
tisierungsformel kurz dahin zu kennzeichnen, daß Betätigungen 
der Reichsgewalt an ein besonderes landesherrliches Plazet ge- 
knüpft werden könnten; beide Formeln, auf die wir nachher 
noch näher zurückkommen werden), sind zu kennzeichnen als 
stärkstwirkende Fermente der Zersetzung der Reichsgewalt; be- 
züglich der bekannteren Grenzformel ist das schon von andrer 
Seite5) treffend hervorgehoben worden; es gilt aber, wie wir 
nachher sehen werden, noch in weit höherem Maße von der 
Mediatisierungsformel, der man bisher zu wenig Beachtung 
geschenkt hat. Und wenn auch selbst in dieser Zeit noch 
manchmal weitgehende kaiserliche Prätensionen auftauchen, 
wie z. B. in einer dem Reichsgutachten vom 17. August 1770 
beigefügten Schrift, in der das Gesetzgebungsrecht der Landes- 
gewalten als vom Kaiser abgeleitet hingestellt wird, so hat 
dafür Moser‘) lediglich die Bemerkung übrig, das sei „eine 
starcke Stelle“. 

Dagegen erscheint es als eine grausame Ironie des Schicksals, 
wenn gerade die beiden Grabredner des sterbenden deutschen 


"1 Repraesentio majestatis Imperatoriae per singula ejus jura (1690). 
?) Vitriarius illustratus (zuerst 1691). 

"D Vgl. dazu im einzelnen Landsberg oa oa O. Kapitel 2—4. 
ago 158 f., 162 f., 168 f. 

*) Otto Mayer, Verwaltungsrecht, I S. 27. 

°) Moser a. a. O. S. 18. 
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Reichsstaatsrechts, Häberlin !) und Gönner?), obwohl übrigens 
beide an sich zu der den Abschluß der alten Reichsstaatsrechts- 
lehre bildenden Pütterschen Schule gehören, noch einmal eine 
gewisse Zurückrevidierung der Pütterschen Formeln versucht 
haben, indem sie mit Vorliebe die Vermutung der Zuständig- 
keit der Reichsgewalt unterstreichen#) oder die Landeshoheit 
als „Reichsanstalt‘‘ konstruierten t). Auf beides wird nachher 
noch zurückzukommen sein 5). 

Wir erkennen die Rückwirkung der politischen Verhältnisse 
weiter in der Übernahme von Reichsfunktionen durch 
die Territorialgewalten. 

So zunächst auf dem Gebiet der Polizeiordnungen. Wir 
haben vorhin gesehen, daß beim westfälischen Frieden noch 
die Absicht dahin ging, eine neue Reichspolizeiordnung zu 
schaffen. Sie ist nie zustande gekommen, um so zahlreicher 
aber tauchten an ihrer Stelle Landespolizeiordnungen auf. 
Pütter 6) bemerkt dazu mit einiger Resignation: „Den meisten 
Reichsständen scheint mehr ihre eigne Landespolizey als eine 
allgemeine Reichspolizey am Herzen zu liegen.“ 

Viel bedeutsamer aber waren die großen Kodifikationen 
in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts. Noch Thomasius, 
der doch in der Leugnung der Reichsgewalt zu Gunsten der 
territorialen außerordentlich weit ging, hatte dem Bedenken Be- 
achtung geschenkt, ob ein Gliedstaat überhaupt berechtigt sei 
zu einer durchgehenden Reichsrecht brechenden Gesetzgebung "1. 
Beim Allgemeinen Landrecht und den andern Kodifikationen 
haben weder die Verfasser noch die Kritiker mehr an dieses 
Bedenken gedacht. 


") Handbuch des Deutschen Staatsrechts nach dem System des Geh. 
Rathes von Pütter zum gemeinnützigen Gebrauche der gebildeten Stände 
(1794—1797). 

7) Teutsches Staatsrecht (1804). 

> Häberlin, I S. 870. Doch erkennt er S. 371 ausdrücklich die 
Püttersche Grenzformel an. Gönner a. a. O. Anmerkungg drückt den Gegen- 
satz noch schärfer aus: „Ganz wider den Geist der Reichsverfassung ist 
Pütters Darstellung, wenn er in den Instit. Jur. publ. $ 118 sagt: ‚Regimini 
itaque auspiciis caesareis exercendo nil superest quam etc.‘, als ob die Reichs- 
hoheit nur in schmalen, ausnahmsweise geltenden Resten bestehen könnte!“ 

t) Gönner a. a. O. § 228. 

5) S. u. Abschnitt III bei Anmerkung 16 und 36. 

°) Pütter, Geist des westfälischen Friedens, S. 525. 

”) Vgl. Landsberg, Geschichte der Deutschen Rechtswissenschaft, 
II 1, 8. 214. 
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Wenn es sich aber in diesem Falle der Übernahme von 
Reichsfunktionen durch die Territorialgewalten lediglich um 
Funktionen handelte, die die Reichsgewalt selbst auszuüben 
unterließ, also gewissermaßen nur um die Bebauung herrenlosen 
Landes, auf dem ein Konflikt mit der Reichsgewalt wenigstens 
vorläufig nicht in Frage kam, so daß man also hier noch nicht 
von einer der Reichsgewalt geradezu feindlichen Tendenz sprechen 
kann, œ trint uns eine solche Tendenz unverhüllt entgegen in 
sem, was ich die Exklusivitätstendenz der Landeshoheit 
nennen möchte. 

Nas Ergebnis dieser Tendenz im allgemeinen zur Zeit des 
Wassischen deutschen Reichsstaatsrechts wird !) dahin gekenn- 
schuet, „daß im Ganzen jetzt als ein Regel des Teutschen 
Staatsrechts angenommen werden kann, daß alles, was in der 
reichsständischen Landeshoheit begriffen ist, heutiges Tages 
ordentlicher Weise ganz ausschließlich nur von jedem Reichs- 
stande in seinem Lande ausgeübt wird, ohne daß eine kaiser- 
liche Coneurrenz mehr statt findet‘. 

Eine besondere Beachtung erfordert der Kampf dieser 
Exklusivitätstendenz gegen die Rechtsprechung der Reichs- 
gerichte, da auf deren Gebiet das Reich selbst nach dem west- 
fälischen Frieden noch eine wesentlich größere Macht als im 
übrigen hehauptet hatte. — Zum Teil setzte sich hier unsere 
‘xklusivitätstendenz durch in den Formen der Änderung des 
positiven Rechts. Nachdem das privilegium de non evocando 
gegenüber der konkurrierenden erstinstanzlichen Reichsgerichts- 
barkeit bereits 1495 auf Grund der Kammergerichtsordnung 
zur allgemeinen reichsständischen Gerechtsame geworden war?), 
hatten die zahlreichen privilegia de non appellando, von denen 
vorhin die Rede war, in wachsendem Maße auch die oberinstanz- 
liche Reichsgerichtsbarkeit durchlöchert. Immerhin war doch 
noch ein gut Stück Reichsgerichtsbarkeit geblieben; so erhielten 
sich als erstinstanzliche Gerichte trotz vielfacher Beschwerden 
und trotz wiederholter Planung ihrer Aufhebung?) in manchen 
Gebieten die kaiserlichen Hof- und Landgerichte bis zum Ende 
des Reiches; und in der oberinstanzlichen Gerichtsbarkeit wider- 
stand das Kammergericht wiederholt selbst gesetzgeberischen 
Versuchen einer Einengung seiner Gerichtsbarkeit, so indem es 


D Pütter, Beyträge, I S. 221. 
?) Pätter, Beyträge, S. 220. 
3) Vgl. I.P.O. Art. 5 § 56, W.C. 18 § 10. 


Kormann, Die Landeshoheit in ihrem Verhältnis zur Reichsgewalt. 155 


die vorhin erwähnte Bestimmung des J.R.A. über die „nicht 
leichtliche‘‘ Erteilung eines mandatum sine clausula durch eine 
freie Auslegung unschädlich machte!), oder indem es eine Be- 
stimmung der Wahlkapitulation von 1790 über ausschließliche 
Zuständigkeit der Territorialgerichte in Privatsachen der Landes- 
herren für ungesetzlich und rechtsunwirksam erklärte®). So- 
weit hiernach die Reichsgesetzgebung nicht half, wußte unsere 
Exklusivitätstendenz sich andrer Mittel zu bedienen. — So 
gelang es ihr 1768, in dem damaligen Visitationsabschied die 
Feststellung zu erzielen, daß die kammergerichtliche Auslegung 
der Worte ‚nicht leichtlich‘“ bezüglich des mandatum sine clau- 
sula irrig gewesen sei’). — Rechtlich minder einwandfrei waren 
landesrechtliche Verbote einer Anrufung der Reichsgerichte. 
Ein Beispiel dafür liefert die preußische Instruktion für das 
Generaldirektorium vom 20. Dezember 1722 Art. 26 $ 4, in 
der bestimmt wurde, daß ‚den renitierenden Edelleuten, die 
sich weigern, den Lehenscanonem zu entrichten und desfalls 
an den Reichshofrath appeliert haben, allerhand Chikanen 
gemacht und ihnen solchergestalt der Kitzel vertrieben werde, 
gegen ihren angeborenen Landesherren und Obrigkeit an der- 
gleichen frevelhaftes und gottloses Beginnen weiter zu gedenken, 
geschweige denn selbiges wirklich vorzunehmen und auszu- 
führen“. — Rechtsgeschichtlich am interessantesten aber war 
die Einschränkung der Reichsgerichtsbarkeit lediglich im Wege 
einer veränderten Rechtsauffassung. Wenn es im jüngsten 
Reichsabschied § 106 hieß, das Kammergericht solle in Polizei- 
sachen „vernünftige und den Reichskonstitutionen nicht un- 
gemäße“ Ordnungen der Stände in Polizei-, Zunft- und Hand- 
werkssachen anerkennen, so war damit noch die Zulässigkeit 
einer Nachprüfung der „Vernünftigkeit‘“ angedeutet. Aber 
v. Cramer?) bekannte schließlich: „Was ad politiam .. . ge- 
rechnet werden kann, davon ist dem summe imperanti das 
plenum arbitrium überlassen, dergestalt, daß kein subditus 
hierbei sich eines begründeten juris contradicendi anmassen 
kann.‘ 

Auf dem Gebiet der kaiserlichen Verwaltungszuständigkeit 
wird die Exklusivitätstendenz deutlich bei den Stadtrechts- 
verleihungen und den Bücherprivilegien. — Bezüglich jener 


Vgl. Loening a. a. O. 8. 227. 
?) Vgl. Loening a. a. O. 

D Vgl. Loening a. a. O. 

*) Wetzl. Nebenst., VII S. 81. 
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lehrt die klassische Reichsstaatsrechtstheorie!): ‚Alles das kann 
jetzt, ohne der Landeshoheit vorzugreifen, vermöge der kaiser- 
lichen Gewalt nicht geschehen.“ Und wenn sie auch anerkennen 
muß, daß selbst in neuerer Zeit noch kaiserliche Bestätigungen 
von Stadtrechtsverleihungen vorkamen und daß in diesen die 
Notwendigkeit eines kaiserlichen Willensakts ausdrücklich betont 
wurde), so tut sie das doch kurz ab mit dem Satz: „Das sind 
mehr Kanzleyformulare, als daß sie gegen eine so klare Analogie 
der heutigen Verfassung und des neueren Herkommens zum 
Beweise dienen könnten ).“ — Und bezüglich der Bücher- 
privilegien sucht sie in ähnlicher Weise die rechtliche Bedeutung 
kaiserlicher Privilegien hinwegzudeuten, indem sie lehrt*): ‚In 
der That geschieht das eigentlich nur in der Absicht, dadurch 
eine Ausnahme von der Meßfreyheit der Stadt Frankfurt am 
Main zu machen, damit selbige keinem Nachdrucke solcher 
privilegirten Bücher zu statten kommen solle. Was den jetzt 
weit stärkeren Buchhandel auf der Leipziger Messe betrifft, da 
wird nur Chursächsischen Bücherprivilegien eben die Kraft 
zugestanden, die deswegen heutigen Tages auch noch häufiger 
als kaiserliche in Uebung sind. Ueberall aber werden eigentlich 
nur solche Bücher, deren Nachdruck zum Nachtheile des darin 
steckenden gelehrten Eigentums und rechtmäßigen Verlagsrechtes 
ohnedem unrecht seyn würde, mit kaiserlichen Privilegien gegen 
den Nachdruck versehen, um nicht nur dessen Einführung auf 
die Frankfurter Messe verwehren zu können, sondern auch den 
Nachdrucker selbst straffällig zu machen. Wenn ein Bücher- 
privilegium die Wirkung haben soll, zum Druck und Verlage 
eines Buches, das sonst ein jeder zu drucken gleich berechtigt 
seyn würde, jemanden ein ausschließliches Recht zu geben, so 
kann das nicht anders als aus landesherrlicher Macht von 
jedem Reichsstande in seinem Land geschehen, wie beyCalendern, 
Bibelabdrücken, Gesangbüchern, Römischen und anderen alten 
Schriftstellern, Schulbüchern u. s. w. oft der Fall ist. Ein 
kaiserliches Privilegium würde nie über ein solches Buch ein 
ausschließliches Recht für ganz Teutschland begründen können.“ 

Soweit aber die auf völligen Ausschluß der Reichsgewalt 
gerichtete Exklusivitätstendenz keinen Raum fand, nahm sie 
die mildere Form einer Mediatisierungstendenz ein. 


"Potter, Historische Entwicklung, III S. 268. 

D Pütter a a O. 9.269 und (Beispiel) Anmerkung e. 
3) a. a. O. 

t) Pütter a.a. ©. S. 273. 
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Eine gewisse Mediatisierung war ja schon durch die Natur 
der Sache, nämlich durch den Mangel örtlicher Reichsorgane 
bedingt. So ist es nichts auffälliges, daß die Exekution gegen 
mittelbare Personen nur durch ihre Obrigkeit geschehen konnte !). 
Aber dabei blieb die Mediatisierungstendenz nicht stehen, sondern 
machte sich vielmehr gerade auch dort geltend, wo an sich ein 
unmittelbares Handeln der Reichsgewalt als das gegebene und 
zugleich auch als das historisch überkommene erschien. 


Auf dem Gebiet der Gesetzgebung zeigt sie sich in dem 
Satz: „Reichsgesetze, wodurch die Untertanen der Reichsstände 
verbunden werden sollen, müssen diesen durch ihre Landes- 
herrschaft oder Obrigkeit bekannt gemacht werden?).“ 


Noch schärfer vielleicht tritt die Mediatisierungstendenz 
hervor in Anwendung auf die kaiserlichen Reservatrechte. Hier 
führt sie dazu, daß die Theorie für deren Ausübung das Er- 
fordernis eines besonderen landesherrlichen Plazets zuläßt, womit 
zugleich anerkannt ist, daß dieses Plazet auch verweigert werden 
kann mit der Wirkung, daß dem kaiserlichen Willensakt inso- 
weit jede rechtliche Kraft versagt wird. — So war es sehr 
üblich, daß die im Namen des Kaisers durch die Hofpfalz- 
grafen geschehenen Ernennungen kaiserlicher Notare einer be- 
sonderen landesherrlichen Genehmigung, nach Befinden erst 
auf Grund einer vorgängigen Prüfung des Notars, unterworfen 
wurden®). In Preußen ging man noch weiter, indem man den 
kaiserlichen Hofpfalzgrafen und Notaren auf dem Gebiet der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit die Tätigkeit überhaupt untersagte 4). 
Gleiches galt von den hofpfalzgräflichen Volljährigkeits- und 
Ehelichkeitserklärungen®). — Auch vor den durch den Kaiser 
selbst vorgenommenen Standeserhöhungen machte das Verlangen 
des landesherrlichen Plazets nicht halt. So war es „in ver- 
schiedenen Ländern üblich, daß jede kaiserliche Standeserhöhung, 
die etwa ein Untertan im Lande erhält, erst zur landesherr- 
lichen Genehmigung angezeigt werden muß, ehe man demselben 


!) Vgl. Pütter, Anleitung zum Teutschen Staatsrecht, übersetzt von 
Graf von Hohenthal (1791, 1792). § 308, Gönner a. a. O. § 341. 


7), Häberlin, Handbuch des Teutschen Staatsrechts, neue Auflage II 
1797, S. 164. 


D Pütter, Historische Entwicklung, III S. 268. 
t) Vgl. Bornhak, Preußische Rechtsgeschichte, S. 237. Gr 


6) Pütter, Historische Entwicklung, III S. 271. sowie Be 
I S. 214, 222. 
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Gebrauch davon zu machen gestattet‘‘!). Bezüglich kaiserlicher 
Handels- und Gewerbeerlaubnisse, z. B. hinsichtlich des Verkaufs 
von Arzeneien, Pillen, Balsam usw. sowie über Einrichtung von 
Lotterien, wird der Vorbehalt gemacht?): „Es versteht sich 
immer eine solche kaiserliche Conzession, wenn sie in ganz 
Teutschland in Anwendung gebracht werden soll, erst unter 
der Voraussetzung, sofern ein jeder Reichsstand bey deren Zu- 
lassung in seinem Lande nichts zu erinnern findet.“ Und noch 
deutlicher wird die Bedeutung dieses Satzes, wenn er dahin 
erläutert wird®): „Wenn gewisse kaiserliche Konzessionen für 
ganz Teutschland ertheilet werden; so ist in so weit nichts 
dabey zu erinnern, als etwa Reichsstände keine Bedenken dabey 
finden, ausdrücklich oder stillschweigend den Gebrauch davon 
in ihren Ländern zu gestatten. Es ist aber auch hinwiederum 
nichts dabey zu erinnern, wenn Reichsstände solches nicht zu 
gestatten gut finden.“ — Und es handelt sich in allen diesen 
Fällen nicht etwa nur um isolierte Spezialfälle, sondern lediglich 
um Ausflüsse eines allgemeinen Grundsatzes. Auch dieser ist 
schon in der klassischen Staatsrechtstheorie erkannt und dahin 
formuliert worden t): „Unter den allgemeinen Quellen solcher 
landesherrlichen Rechte, auf welche ein jeder Teutscher Reichs- 
stand vermöge seiner Landeshoheit Anspruch machen kann, 
ist vielleicht keine von größerem Umfange, als diese, daß ein 
jeder Reichsstand berechtigt ist, von seinem Lande abzuwenden, 
was zu dessen Nachtheile gereichen könnte. Selbst alsdann, 
wenn kaiserliche Reservatrechte damit in Kollision kommen, 
wird davon nicht selten Gebrauch gemacht.“ Es ist klar, daß 
diese Püttersche Mediatisierungsformel, wie ich sie nennen 
möchte, für die Reichsgewalt schlechthin tödliches Gift enthielt, 
denn mit dieser Formel konnte ja man jegliche Betätigung 
der Reichsgewalt einschließlich der Gesetzgebung einer Über- 
prüfung und besonderen Zulassung durch die Landesgewalt 
unterwerfen. Geschah das aber, so hatte die Reichsgewalt 
aufgehört, eine Gewalt über der Landesgewalt zu sein, — das 
Verhältnis, in dem diese zu ihr stand, hatte aufgehört, ein 
Gewaltverhältnis zu sein, und war bestenfalls ein Vertrags- 
verhältnis gleichgeordneter Kontrahenten. Dabei ist es ganz 
unerheblich, ob die Püttersche Formel richtig oder nicht richtig 

‘) Pütter, Beytrüge, I S. 215. 

‘) Pütter, Historische Entwicklung, III S. 272. 

') Pütter, Beyträge, I S. 2186. 

Y Pütter, Beyträge, I S. 210; vgl. übrigens auch S. 211 § 3. 
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war. Denn mag man sie auch für grundfalsch erachten, mag man 
glauben, sie theoretisch ohne weiteres widerlegen zu können 
durch den bloßen Hinweis darauf, daß in allem Sozialrecht, 
— und als solches erkannte ja ihr Erfinder das Reichsstaats- 
recht noch unumwunden an —, schlechthin und unwiderleglich 
eine Vermutung für den übergeordneten Willen als den besseren 
und richtigeren spricht: so ändert doch das alles nichts an der 
Tatsache, daß der bedeutendste und angesehenste Staatsrechts- 
lehrer des 18. Jahrhunderts diese Formel geprägt und verbreitet 
hat und daß sie einen Rückhalt fand außer in dieser Autorität 
in dem politischen Expansionsdrang der Landesgewalten sowie 
in der positiven Anerkennung, die ihr Gesetze und Herkommen!) 
in einer Reihe von Einzelfällen bereits gewährt hatten. 

IV. Das Gesamtergebnis dieser rechtsgeschicht- 
lichen Erörterungen kann man dahin zusammenfassen: 
Von einer Verfassungsänderung durch Veränderung der posi- 
tiven Gesetzgebung läßt sich in der Zeit zwischen dem west- 
fälischen Frieden und dem Reichsende nicht sprechen, da diese 
Veränderungen höchstens graduelle Unterschiede, aber keine 
prinzipiellen Gegensätze herbeigeführt haben. Dagegen sind 
unter dem Einfluß der politischen Veränderungen der Zeit 
allerdings mindestens starke Tendenzen zu einer Verfassungs- 
wandlung zu erkennen, die, wenn ihnen die Möglichkeit blieb, 
sich vollkommen auszuwirken, nicht anders als mit der juristi- 
schen Vernichtung des Reichs im alten Sinne enden konnte. 


IM. 


Mit der Einschränkung, die sich aus dieser Feststellung 
ergibt, läßt sich nunmehr einheitlich für die ganze Periode 
von 1648 bis 1806 der Versuch einer rechtlichen Kenn- 
zeichnung des Verhältnisses der Landeshoheit zur 
Reichsgewalt unternehmen. 

I. Auszugehen ist dabei von dem Satz, daß den Terri- 
torien wahrer Staatscharakter zuzusprechen ist. 

1. Die Geltung dieses Satzes konnte seit dem west- 
fälischen Frieden wohl nicht mehr zweifelhaft sein. Zwar wird 
man gut tun, dem bekannten Rechtssprichwort „Jeder Herr 
ist Kaiser in seinem Land“ in dieser Beziehung keine allzu- 
große Bedeutung beizumessen°); denn es ist ungenau wie die 


ID Vgl. Pütter a.a. O. S. 211. 
D Abweichend Schröder, Deutsche Rechtsgeschichte. 5. Aufl. S. 869. 
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meisten derartigen Worte und ist sowohl von Moser in sehr 
temperamentvoller Weise wie auch von Pütter!) unzweideutig 
als falsch abgelehnt worden. Dagegen dürfen allerdings die 
Anerkennung der Landeshoheit als eines einheitlichen ius terri- 
toriale, die Anerkennung der Territorien insbesondere als Sub- 
jekte des Völkerrechts mit Bündnis- und Kriegsrecht, auch die 
Umwandlung des Reichstags aus einer Versammlung der 
Großen des Reichs in einen Kongreß von Staatenvertretern ?) 
als sichere Kennzeichen des Staatscharakters betrachtet werden. 
Jedenfalls wenn man die Frage dahin formuliert, ob die alten 
Territorien gegenüber dem alten Reich mehr die Stellung der 
heutigen deutschen Gliedstaaten zum heutigen Reich oder mehr 
die Stellung der heutigen Kommunalverbände zu ihrem Staat 
eingenommen haben, kann die Antwort nur im ersten Sinne 
ausfallen. Schon Ludolf Hugo hatte richtig auf den Unterschied 
zwischen den deutschen Territorien und bloßen Provinzen hin- 
gewiesen SL. 

2. Nur ein Bedenken gegen den Staatscharakter 
der Territorien könnte auftauchen, auf das uns gerade der 
eben herangezogene Vergleich mit den Kommunalverbänden 
hinweist. Wenn nämlich der grundsätzliche Unterschied zwischen 
Kommunalverband und Staat darin liegt, daß die Gewalt des 
Staates, der wie der einem Bundesstaat eingeordnete durch eine 
höhere Gewalt in seiner Gewalt beschränkt ist, eine ursprüngliche, 
rechtlich nicht mehr weiter ableitbare ist‘), so könnte man die 
Frage einwenden, ob es nicht gerade an dieser Ursprünglichkeit 
bei der Landeshoheit gefehlt hat. Jn dieser Beziehung lesen 
wir bei dem angesehensten neuesten Darsteller der deutschen 
Rechtsgeschichte den Satz: „Dieses Imperium (nämlich der Terri- 
torialgewalt) war ein vom Reiche abgeleitetes, lehnbares, unter 


1) Moser a.a. O. im Vorwort: vgl. auch S. 311 f. Potter, Beyträge, 
S. 188. 

?”) Hierauf weist zutreffend Schmidt, Allgemeine Staatslehre. II 2 
S. 683 f., hin. 


D Ludolf Hugo, Dissertatio de statu regionum (zuerst 1661), Cap. 2 
SR 4, 7, Cap. 3 $ 35; über die damalige Auffassung von den Kommunal- 
verbänden überhaupt vgl. Gierke, Althusius S. 341, 342. 

Althusius selbst (gestorben 1638) hatte für die Zeit vor dem west- 
fälischen Frieden die Landeshoheit noch als potestas provincialis betrachtet; 
a. a. 0. S.47 und Anmerkung 33. 


*) Vgl. Kormann, Grundzüge eines allgemeinen Teils des öffentlichen 
Rechts, in Annalen des Deutschen Reichs, 1911 S. 857. 
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Umständen entziehbares!)“. Aber das angedeutete Bedenken 
ist leicht zu widerlegen. 

Einmal könnte man ihm entgegenhalten, daß, wenn das 
Moment der Ursprünglichkeit in dem gekennzeichneten Sinn 
auch für unsere heutigen deutschen Rechtszustände maßgeblich 
ist, es darum doch noch nicht maßgeblich zu sein brauchte auch 
für die Rechtsverhältnisse im alten deutschen Reiche. Träfe 
für dessen Territorien der Mangel der Ursprünglichkeit 
wirklich zu, so dürfte man, wofern sie nur im übrigen 
von dem damaligen Rechte als Staaten betrachtet und 
behandelt worden sind, daraus nicht folgern, daß diese 
Behandlung eine unrichtige und begriffswidrige war, 
sondern nur, daß das Moment der Ursprünglichkeit für den 
damaligen Staatsbegriff kein Wesensmerkmal gebildet hat, wie 
dieser Staatsbegriff ja überhaupt eine historische Kategorie 
darstellt. So hat denn auch der Autor des zitierten Satzes über 
die Lehnrührigkeit der Landeshoheit aus ihr keineswegs den 
Schluß gezogen, daß sie keine Staatsgewalt sei, vielmehr kurz 
vorher ausdrücklich erklärt, sie sei „eine wirkliche Staats- 
gewalt?).“ Es ist aber in Wahrheit nicht einmal zutreffend, 
der Landeshoheit die Ursprünglichkeit abzustreiten; in dieser 
Beziehung ist auf zwei Punkte hinzuweisen. 

Zunächst negativ darauf: Das, was wirklich vom Reiche 
lehnbar war, das war gar nicht die Landeshoheit in dem 
von uns hier erörterten objektiven Sinn, es war nicht 
die Landeshoheit als Staatsgewalt, sondern es war lediglich 
die Landeshoheit als Staatsgewaltträgerschaft. Jene 
Staatsgewalt selbst wurde in ihrem Wesen dadurch nicht berührt, 
daß ihr jeweiliger Träger mit ihr durch einen Belehnungsakt 
des Reiches ausgestattet wurde, wie denn insbesondere auch 
die erwähnte Entziehbarkeit sich allerwege nicht auf die Staats- 
gewalt selbst bezog und gegen ihr Subjekt, den Staat, richtete, 
sondern lediglich die Bedeutung hatte, daß dem Landesherrn 
die Trägerschaft der Staatsgewalt entzogen werden konnte. 
Übrigens hatte es mit der Belehnung überhaupt eine eigene 
Bewandtnis; sie war zu einer reinen Förmlichkeit geworden, 
erfolgte grundsätzlich nicht mehr an den Lehensmann per- 
sönlich®), und gab dabei noch zu mancherlei Irrungen Anlaß, 





D Schröder, Deutsche Rechtsgeschichte, S. 869; ähnlich auch Meyer- 
Anschütz, Staatsrecht, S. 67. 
N) Schröder a. a. 0. 
®) Vgl. Potter, Historische Entwicklung, IH S. 220. 
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die dahin führten, daß seit Karl VII. viele Thronbelehnungen 
überhaupt nicht mehr nachgesucht wurden!); für den Regierungs- 
antritt war sie völlig unerheblich 2). 

Daß die Staatsgewalt selbst aber schon damals 
in den deutschen Territorien eine ursprüngliche 
war in dem heutigen Sinne, unterliegt für mich keinem Zweifel. 

Schon Moser hatte den Satz aufgestellt, daß die Landes- 
hoheit „aus eigener Gewalt ausgeübt“ wird 8): „Der eigentlichste 
und größte Vorzug derer Teutschen Reichsstände bestehet darinn, 
daß sie die ansehnliche Gerechtsamen, aus welchen zusammen 
die Landeshoheit bestehet, im ganzen und einzeln, nicht in des 
Röm. Kaysers, als des Reiches Oberhaupt, Namen, oder als 
dessen Staathaltere, Beamte u. s. w., oder Namens des Reichs, 
ausüben, sondern aus eigener Gewalt, in eigenem Namen, und 
erblicher so lange fortdaurender Weise, als der Besitz des 
Landes, Gebiets, Orts u. s. w. dauret. Zwar haben Einige be- 
haupten wollen: Die Landeshoheit würde von denen Reichs- 
ständen nicht in ihrem eigenen, sondern in des Reichs, Namen 
ausgeübet: Es ist aber unerweislich; die Sprache derer Reichs- 
gesetze und derer Landesherrlichen Gesetze und Befehle zeiget 
vilmehr das Gegenteil an, und selbst in denen Kayserlichen 
Urkunden und denen Sprüchen derer Höchsten Reichsgerichte 
findet man nichts dergleichen.“ Doch lagen dieser Moserschen 
Lehre immerhin noch gewisse falsche Vorstellungen über die 
Bedeutung der Ausübung im eigenen Namen zugrunde, wie 
sich darin zeigt, daß ert) die Stellung der Landeshoheit zur 
Reichsgewalt vergleicht mit der Stellung des Kaisers zum Reich, 
also mit einer organschaftlichen Stellung, bei der es sich in 
der Tat um Ausübung fremden Rechts handelt, wenn auch 
diese Ausübung allerdings, da der Kaiser nicht Vertretungs-, 
sondern Urorgan war 5), im eigenen Namen geschehen mochte. 

Bei Pütter findet man auf unsere Frage in der ihr ge- 
gebenen Formulierung keine Antwort. Aber seine schon er- 
wähnte Grenzformel beruht m. E. notwendig auf der Aner- 
kennung der Ursprünglichkeit der Landesstaatsgewalt. Wollte 
man nämlich einmal annehmen, daß alle Staatsgewalt an sich 
bei dem Reiche liegt und daß sie von den Territorien nur als 


1) Vgl. a.a.0. S. 223. 

D Gönner a a. 0. § 243. 

D Moser a. a. O. S. 13 f. 

t) Moser a. a. O. S. 18. 

®) Vgl. über diese Begriffe Kormann a. a. O. S. 866. 
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eine vom Reiche abgeleitete Gewalt erworben und besessen 
werden kann, so müßten alle sich vollziehenden Erweiterungen 
der Staatsgewalt doch notwendig dem Reiche, bei dem eben 
das Zentrum aller Gewalt liegt, zugute kommen, während eine 
Gewalterweiterung durch bloßen Willensakt der Territorien 
nicht gerechtfertigt werden könnte. Das aber wäre das volle 
Gegenteil der Pütterschen Grenzformel, die also, indem sie die 
Fähigkeit der Landeshoheit zur Selbsterweiterung anerkennt, 
damit zugleich ihre Unabhängigkeit von der Reichsgewalt 
voraussetzt. 

Bei Gönner findet man richtiges und unrichtiges miteinander 
vermengt. — Seine Lehre geht dahin !): Wenn auch die Landes- 
hoheit in rechtlicher Beziehung auf die Reichsgewalt nur als 
Reichsanstalt zur Regierung der Teile denkbar, und Sanktion 
der Reichsgrundgesetze ihr unmittelbarer Grund ist, so regiert 
doch jeder Landesherr sein Territorium nicht aus kaiserlichem 
Auftrag oder Vollmacht (administratorio jure), sondern vermöge 
der Reichsgesetze aus eigenem Rechte (jure proprio)‘; er er- 
kennt ferner die Püttersche Grenzformel in dem Satz an, daß 
die Landeshoheit nicht beschränkt sei auf die bei ihrer Ent- 
stehung bekannten Herrscherrechte, vielmehr ‚für den Umfang 
ihrer Rechte mit dem rationellen Staatsrecht, solange keine 
positive Bestimmung im Wege steht, gleichen Schritt hält“ ?), 
und bemerkt endlich, es müßten Rechte, die aus dem Inbegriff 
der einheitlichen Landeshoheit fließen, sogar dann als zu dieser 
gehörig betrachtet werden, wenn sie geschichtlich aus kaiser- 
lichen Privilegien oder aus dem Lehensverhältnis abgeleitet 
seien 3). — Von diesen Sätzen verdient m. E. vor allem der 
letzte die größte Beachtung, weil er eine Anwendung des all- 
gemeinen Grundsatzes enthält, daß das, was für die geschicht- 
liche Betrachtung richtig wäre, für die dogmatische Betrach- 
tung falsch sein kann‘), — ein Grundsatz, dessen Betonung 
mir gerade für die Beurteilung unserer vorliegenden Frage von 
besonderem Wert zu sein scheint, da sie vor dem irrigen Schluß 
bewahrt, daß die Landeshoheit, weil sie geschichtlich zum Teil 
ihren Ursprung in der Reichsgewalt gehabt hat, um deswillen 
schon auch dogmatisch als von ihr abgeleitet betrachtet werden 


1) Gönner S. 98, 99. 

Daa 0. S. 325. 

”*) a. a. O. S. 325. 

t) Vgl. über diesen Grundsatz Kormann, System der rechtsgeschäft- 
lichen Staatsakte, S. 332. 
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müsse. — Die Anerkennung der Pütterschen Grenzformel durch 
Gönner darf nach dem vorhin zu dieser selbst bemerkten als 
Anerkennung der Ursprünglichkeit der Landeshoheit bewertet 
werden. — Die Betonung der Regierung iure proprio spricht 
ebenfalls für die Anerkennung dieser Ursprünglichkeit, wenn- 
schon zweifelhaft sein kann, ob bei ihr nicht etwa die gleiche 
falsche Vorstellungsweise wie bei Moser zugrunde liegt. — Da- 
gegen ist allerdings die Konstruktion der Landeshoheit als 
Reichsanstalt damit schwerlich vereinbar. Dies wenigstens dann, 
wenn man unter der Reichsanstalt eine Einrichtung versteht, 
die vom Reiche veranstaltet und, sei es selbst nach dem Grund- 
. satz der Repräsentation!) unter Handeln im eigenen Namen, 
zur Ausübung von substantiell dem Reiche gebührender Gewalt 
bestimmt ist. Aber gerade diese Auffassung würde mit der 
Pütterschen Grenzformel und mit der in deren Anerkennung 
liegenden Anerkennung der Ursprünglichkeit der Landesgewalt 
in Widerspruch stehen, wofern man nicht etwa die Einsetzung 
der „Reichsanstalt‘ dahin ausdeuten will, daß die sie ein- 
richtende Reichsgewalt von vornherein auf sie auch die Kompe- 
tenz übertragen hat, — was aber wiederum eine künstliche 
und höchst unnatürliche Fiktion wäre, die m. E. gerade durch 
ihre Unnatürlichkeit beweist, daß die Fähigkeit der Landes- 
hoheit zur Selbstausdehnung eben zwanglos nur erklärt werden 
kann durch die Annalıme ihrer Ursprünglichkeit. 

Bei Häberlin finden wir einerseits die Püttersche Grenz- 
formel wieder ?), anderseits auch die Mosersche Formel von der 
Ausübung „aus eigener Gewalt‘, sie aber mit der gleichen 
irrigen Vorstellung und dem gleichen falschen Vergleich wie 
bei Moser behaftet ?). 

In diesem Zusammenhang muß man m. E. auch die Theorien 
von den feuda oblata und den formulae subiectionis würdigen. — 
Die erstere war durch Pufendorf begründet worden; er hatte 
angeknüpft an den Unterschied zwischen feuda collata und 
feuda oblata, — jenes die Lehen, die der Lehensmann vom 
Lehensherrn aus dessen Eigentum erhalten hat, dieses die 
Lehen, die ursprünglich im Eigentum des Lehensmannes standen, 
von ihm dem Lehensherrn übereignet und von diesem dann 
dem Lehensmann wieder zu Lehen gegeben wurden; indem er 


') Vgl. über diesen Begriff Kormann, Grundzüge eines allgemeinen 
Teils, in Annalen 1911, S. 866. 

?) Häberlin a.a. 0. I S. 371. 

®) a. a. O. I S. 375. 
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diesen Unterschied in der Entstehung der Lehen zur Grundlage 
weitgehendster Verschiedenheit nach ihrem Inhalt verwendete, 
und indem er die Lehensbeziehungen zwischen Kaiser und 
Fürsten durchweg auf feuda oblata zurückführte, gelangte er 
zu dem Ergebnis, daß die Landesherren nicht in einer eigent- 
lichen Untertänigkeit, sondern lediglich in einer societas inaegalis 
ihm gegenüberstünden !). Später hat Thomasius?) diese Theorie 
übernommen und Peter von Ludwig?) hat sie weiter ausgebaut. 
— Die formulae subjectionis als staatsrechtliche Zusammen- 
fassung der Bedingungen, unter denen die alten Territorien 
in das Frankenreich eingetreten sind, waren in dem Kopf des 
älteren Cocceji entstanden *). — Beiden Theorien gemeinsam war 
die Vorstellung, daß die territorialen Gewalten das ursprüngliche 
waren und daß sie ihre Macht teilweise dann an die Reichs- 
gewalt übertragen hatten, daß also das, was sie jetzt an Macht 
besaßen und ausübten, im Grunde ihre ursprüngliche eigene 
Gewalt war. Insofern enthielten sie m. E. in der Tat einen 
richtigen Kern, und es scheint mir nicht richtig zu sein, wenn 
man sie stets nur mit dem Auge des Rechtshistorikers betrachtet 
und, da sie rechtsgeschichtlich nur willkürliche Konstruktion 
war, über sie schlechthin absprechend geurteilt hat). Ihr Fehler 
lag lediglich darin, daß ihre Urheber glaubten, ihre dogmatisch 
zutreffende Auffassung von der Ursprünglichkeit der Landes- 
hoheit auch als geschichtlich zutreffend hinstellen zu müssen; 
erst Gundling war klug genug, um die Landeshoheit seiner Zeit 
so wie sie war hinzunehmen, indem er erklärte, man könne 
sie vollständig anerkennen, ohne ihre Entstehung erst bis in 
die salischen Zeiten zurückzudatieren ®). 

Ganz ähnlich wie mit diesen Theorien verhält es sich auf 
einem wichtigen Spezialgebiet mit der Theorie v. Bergs ’) über 
das Verhältnis von Reichs- und Landespolizeigewalt. Er faßt 
dieses Verhältnis so auf, daß die Reichspolizeigewalt von der 
Landespolizeigewalt abgeleitet sei, — daß ihr Eingreifen nament- 
lich im 16. Jahrhundert lediglich zurückzuführen sei auf die 


1) Vgl. Landsberg a. a. O. S. 20. 

’) Vgl. a. a. O. S. 75. 

=) Vgl. a.a. O. S. 120. 

t4) Vgl. a. a. O. S. 115. 

®) So Landsberg wiederholt a. a. O. und S. 123. 2 

©) Vgl. Gundling, Abriß einer rechten Reichshistorie (1708), 
Landsberg a. a. O. S. 123. 

"e, Berg, Handbuch des Teutschen Polizeyrechts, 2. Aufl. 1' 
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Absicht der Landesherren, dem, was sie in ihren eigenen Län- 
dern zunächst geordnet hätten, das Ansehen allgemeiner Reichs- 
gesetze zu geben, — daß die Reichspolizeigewalt nur insoweit 
Raum hat, als die Landespolizei aussetzt!). Es mag zugegeben 
werden, daß rechtsgeschichtlich alles umgekehrt gewesen ist; 
wenn aber darum ein neuerer Schriftsteller?) höchst absprechend 
über v. Berg urteilt, so hat er dabei vergessen, daß dessen ge- 
schichtlich unrichtige Darlegungen das zu seiner Zeit geltende 
Verhältnis dogmatisch richtig widerspiegelten. 

II. Wenn nach alledem für die Landeshoheit der Charakter 
einer wahren Staatsgewalt mit Einschluß des Moments der 
Ursprünglichkeit als unbedenklich angenommen werden kann, 
so möchte es vielleicht eher zweifelhaft sein, ob auch dem 
Reich wahrer Staatscharakter noch zukam. 

Hier ist davon auszugehen. daß das Reich jedenfalls 
einmal ein Staat gewesen ist, daß es also der Darlegung 
besonderer Gründe bedürfte, auf die sich der Verlust dieser 
Eigenschaft stützen könnte. 

Daß die Püttersche Mediatisierungsformel, wenn ihr die 
Möglichkeit gewährt wurde, sich auszuwirken, einen solchen 
Verlustgrund geben konnte, habe ich vorhin schon hervor- 
gehoben 8). Daß dieser Zeitpunkt aber im Jahre 1806 schon 
erreicht war, wird man schwerlich zu behaupten wagen, wenn 
es natürlich auch bei der Beurteilung solch fortlaufender Ent- 
wicklungen, für die nicht durch positive Gesetzgebungsakte 
feste zeitliche Anhaltspunkte gegeben sind, wesentlich Sache 
des Temperaments und der politischen Auffassung ist, in 
welchem Zeitpunkt man die Grenzen zu einer neuen Periode 
für überschritten erachten will. 

Jedenfalls hat die maßgebliche alte Reichsstaats- 
rechtswissenschaft bis zum Schluß an dem Staats- 
charakter des Reiches festgehalten. Selbst die Pufen- 
dorfsche Lehre von der Monstrosität des Reiches hatte ja gerade 
darauf beruht, daß Pufendorf im Hinblick auf die Reste der 
alten Reichsgewalt die Unmöglichkeit erkannte, das Reich unter- 
zuordnen unter den Begriff des Staatensystems, d. h. in unserer 
modernen Terminologie des Staatenbundes, den Pufendorfs 
durch und durch rationalistische, naturrechtlich aprioristische 


1!) Vgl. a. a. O. S. 49, 50, 86. 


D Wolzendorff, Über den Umfang der Polizeigewalt im Polizeistaat, 
Marburger Dissertation 1905, S. 13. 


5) S. o 158. 
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Staatslehre als die einzig logisch denkbare Form der Staaten- 
verbindung anerkennen wollte. Später hat insbesondere gerade 
der Erfinder jener Mediatisierungsformel selbst!) ausdrücklich 
anerkannt, daß „noch . . . die Verbindung Teutschlands in 
Ein Reich nicht aufgehört“ hat, und unmittelbar vor dem Zu- 
sammenbruch hat Gönner ?) diesen Staatscharakter noch schärfer 
hervorgehoben, indem er zur Begründung darauf hinwies: „Eine 
gemeinsame Reichsgrundgesetzgebung, öfters über Gegenstände, 
welche auf die in besonderen Staaten gebildeten Theile des 
Reichskörpers sich beziehen — eine gemeinsame oberste Staats- 
gewalt, welche der teutsche Wahlmonarch bald mit bald ohne 
Concurrenz der Reichsstände ausübt — ein allgemeines Reichs- 
bürgerrecht mit vielen rechtlichen Folgen — ein Reichsgebieth — 
gemeinsame Reichsanstalten und Anlagen u. dgl. m. setzen es 
außer allem Zweifel.“ 


IH. Nach diesen Erörterungen über den Charakter der 
Landeshoheit einerseits, den der Reichsgewalt andrerseits können 
wir nunmehr an die Hauptfrage herantreten: In welchem 
Verhältnis stehen die beiden zueinander? 


Unmittelbar können wir aus den bisherigen Erörterungen 
zunächst negativ die Folgerung entnehmen: das Reich war 
kein bloßer Staatenbund. 


Die positive Frage, ob man es als Staatenstaat oder 
Bundesstaat aufzufassen hat, ist wiederholt erörtert worden 8). 
Ich halte es weder für zweckmäßig noch für notwendig, darauf 
einzugehen. Einerseits nämlich würde die Frage bei eindrin- 
gender Behandlung erhebliche Schwierigkeiten machen; denn 
es wäre dazu erforderlich, den Bundesstaatsbegriff und sein 
Verhältnis zum Begriff des Staatenstaats einer Nachprüfung 
zu unterziehen, die um so genauer sein müßte, da diese Be- 
griffe ja nicht positivrechtlich festgelegt, daher in erheblichem 
Maße durch die Willkür der Theoretiker beeinflußt sind. Andrer- 
seits aber wäre damit doch wenig gewonnen, da die Beantwortung 
dieser Frage uns noch keinen Aufschluß geben würde über die 
praktisch wichtigste Frage des Verhältnisses der beiden Gewalten, 
nämlich die Frage ihrer Zuständigkeitsabgrenzung. 


D Pütter, Anleitung, $ 23. 
”) Gönner S. 94, 95. 
8) Vgl. die Zusammenstellung bei Meyer-Anschütz $ 21, 8. 67, ins- 
besondere Anmerkung 9, 11, 12; ferner Schmidt, Allgemeine Stas sg, 
II2 S. 684, Jellinek, Allgemeine Staatslehre, S. 731. y | Pi 
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In dieser Frage der Zuständigkeitsabgrenzung darf 
unbedenklich angeknüpft werden an die schon wiederholt er- 
wähnte Püttersche Grenzformel: ‚Man sieht... ., daß allerdings 
noch immer gewisse für ganz Teutschland dem Kaiser vor- 
behaltene oder so genannte Reservatrechte statt finden. Aber 
sie beruhen allemal auf besonderen Gründen, die gemeiniglich 
darin bestehen, daß es Gegenstände betrifft, die sich nicht auf 
eines Reichsstandes Land oder Gebiet einschränken, und doch 
schon von älteren Zeiten her, ehe noch die Landeshoheit ihre 
Vollkommenheit erreicht hatte, im Gange gewesen waren. 
Alles dasjenige, dessen rechtliche Wirkung sich nur innerhalb 
der Grenzen eines Landes äußerte, ist in eines jeden Reichs- 
standes Landeshoheit begriffen. Alles, was seit der Zeit, als 
die Landeshoheit zu ihrer Vollkommenheit gediehen ist, erst 
neu in Gang gekommen ist, oder künftig noch erdacht werden 
mag, gehört ohnedem für die Landeshoheit. Und alle Rechte 
der Landeshoheit sind ausschließlich zu verstehen, daß sie nur 
ein jeder Reichsstand in seinem Lande auszuüben hat, ohne 
daß der Kaiser darin vorgreifen derfir" Sachlich trifft sie 
zweifellos das richtige. Formell ist sie vielleicht insofern nicht 
ganz glücklich, als sie zu stark rechtsgeschichtlich motiviert 
ist und daher dogmatiech nicht völlig befriedigt; gegen die 
Teilung der Hoheitsrechte nämlich, die sie freilich lediglich 
unter dem Gesichtspunkt der geschichtlichen Entwicklung vor- 
nimmt, könnte man doch immerhin einwenden, daß sie auf 
der veralteten, übrigens auch von Pütter selbst bekämpften 
mittelalterlichen Auffassung der Landeshoheit als einer mehr 
oder minder großen Zahl einzelner Hoheitsrechte beruhe. 
Diesem Bedenken kann man entgehen, wenn man das Ver- 
hältnis zwischen Reich und Territorien dahin formuliert: das 

vReich ist ein aus Staaten zusammengesetzter Staat, innerhalb 
dessen die Staatsgewalt der Gliedstaaten so weit reicht, als ihr 
nicht die auf besondere Rechtstitel gestützte Reichsstaatsgewalt 
entgegensteht, wobei zur Erläuterung dessen, was an besonderen 
Rechtstiteln in Betracht kommt, auf die Püttersche Formel in 
der Weise zurückgegriffen werden kann, daß es als besonderer 
Rechtstitel zur Begründung der Reichs-, insbesondere der kaiser- 
lichen Zuständigkeiten genügt, wenn eine staatliche Tätigkeit 
schon ausgeübt worden ist in einer Zeit, wo die Reichszu- 





') Pütter, Historische Entwicklung, IH S. 274. Vgl. auch Beyträge, 
I S. 190 f. 
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ständigkeit noch eine generelle gewesen ist. In ähnlicher 
negativer Weise hat übrigens auch Moser!) die Landeshoheit 
definiert, nur daß bei ihm, da er den Begriff ja im subjektiven 
Sinne nimmt, auch die Einschränkungen der fürstlichen Staats- 
gewaltträgerschaft durch die Landstände eine erhebliche Rolle 
spielen, wenn er von der Landeshoheit schreibt: „sie sey ein 
denen Ständen des Reichs zukommendes Recht, vermöge dessen 
sie befugt seyen, in ihren Landen und Gebieten alles dajenige 
zu gebieten, zu verbieten, anzuordnen, zu thun und zu lassen, 
was einem jeden Regenten nach denen Göttlichen, Natur- und 
Völcker-Rechten zukommt; in so ferne ihnen nicht durch 
die Reichs-Geseze, das Reichs-Herkommen, die Verträge mit 
ihren Landständen und Unterthanen, diser alt- und wohl her- 
gebrachte Freyheiten und Herkommen u. d. die Hände ge- 
bunden seynd.“ 


Daß dort, wo hiernach Reichsgewalt gegenüber der Landes- 
staatsgewalt galt, jene die übergeordnete war und insofern von 
einer Souveränität der Landeshoheit im eigentlichen Sinn 
dieses vielumstrittenen Wortes nicht die Rede sein konnte, ist 
selbstverständlich, und es bedarf zur verneinenden Entscheidung 
dieser Frage nicht erst eines Hinweises darauf, daß im west- 
fälischen Frieden die von Frankreich gewünschte Anerkennung 
der Souveränität der Territorien ausdrücklich abgelehnt worden 
ist; daß man zu anderer Antwort kommen kann, wenn man 
den Begriff der Souveränität in einem andern Sinne formuliert 
oder ihn gar mit dem Begriff der Staatsgewalt identifiziert, ist 
ebenso selbstverständlich. Eben wegen dieser Selbstverständ- 
lichkeit scheint es mir zwecklos zu sein, auf die Souveränitäts- 
frage, soviel darüber auch geschrieben worden ist ?), näher ein- 
zugehen. Daß praktisch-politisch die größeren deutschen Terri- 
torien so gut wie im eigentlichen Sinne souverän waren, hat 
dabei unbeachtet zu bleiben; soweit diese politischen Macht- 
verhältnisse für die juristische Entwicklung von Bedeutung 
sind, habe ich sie vorhin in den rechtsgeschichtlichen Betrach- 
tungen juristisch zu erfassen versucht, — im übrigen aber 
gehören sie lediglich in das Gebiet des Tatsächlichen und haben 
daher für unsere Erörterung auszuschalten. 


!) Moser a. a. O. S. 9, 11. 


D Vgl. darüber die Zusammenstellungen bei Moser a. a. O. S. 16 f. 
Anschütz in Kohlers Enzyklopädie II S. 479 nimmt Souveränität der Terri- 
torialgewalten an. 
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IV 


Lediglich auf dem Gebiet des Tatsächlichen liegt auch 
die schließliche Lösung des Verhältnisses zwischen 
Reichsgewalt und Landeshoheit. Die Akte, in denen 
diese Lösung sich vollzogen hat, sind bekannt. Ihre Recht- 
mäßigkeit ist in Abrede gestellt worden. Und in der Tat war 
diese Rechtmäßigkeit juristisch eine kaum zu bejahende, zu- 
mindest eine höchst zweifelhafte Frage. Aber praktisch-politisch 
war sie eine höchst überflüssige Frage. Denn wo war der, der ein 
Interesse nahm an der Wiederherstellung des von allen Seiten 
verlassenen Reichs? und wo vor allem war der, der die Macht 
hatte zu seiner Wiederherstellung? Und so tritt uns auch an 
diesem Endpunkt noch einmal in voller Schärfe jener große 
Gegensatz von Recht und Wirklichkeit entgegen, der ja diese 
ganze Zeit durchzieht und der ihre Betrachtung für den Juristen, 
insbesondere den praktisch gerichteten Juristen, so wenig an- 
ziehend, um nicht zu sagen, so unerfreulich macht, weil er 
ihm immer wieder zum Bewußtsein bringt, daß hier für seine 
Wissenschaft kein Betätigungsfeld ist, daß ihr hier schließlieh 
nichts anderes übrig bleibt, als einfach die Waffen zu strecken 
vor der brutalen Macht der politischen Tatsachen. 


Zum Stand der politischen Probleme 
Zusammenfassende und vergleichende Übersichten 


I. 


Die Städtepolitik der westeuropäischen Staaten und 
ihre geschichtlichen Grundlagen 


Von Wilhelm Markull 


Äußere Einflüsse und innere Anlagen bestimmen das Leben des Ein- 
zelnen wie die Geschicke der Völker. Die natürliche Beschaffenheit seines 
Gebietes kann für ein Volk von entscheidender Bedeutung sein, aber nicht 
minder entscheidend ist der Gebrauch, den es davon zu machen versteht, 
und die Art und Weise, wie es darin zu wohnen und sich zu ernähren pflegt. 
Ländliche und städtische Siedelungsweise sind hier die beiden Möglichkeiten, 
die zunächst verschiedene Entwickelungsstufen darstellen, dann aber auch 
bestimmte Charaktermerkmale der Völker nicht bloß anzeigen, sondern je 
nach dem Grade ihrer Bevorzugung sogar zu steigern und weiterzubilden 
vermögen. Beide haben ihre Vorzüge und ihre Nachteile. Verbürgt agra- 
rische Lebensführung dem Menschen körperliche Gesundheit und eine see- 
lische Gesamthaltung, die man als individual-aristokratisch und also konser- 
vativ bezeichnen kann, so verzögert sie dafür die Entwicklung alles dessen, 
was sich in dem Worte Kultur begreift und letzten Endes doch in aller 
Geschichte den Wettstreit der Nationen entschieden hat. Wissenschaft und 
Kunst, Technik und Verfeinerung der Lebensformen vollenden sich erst auf 
dem Boden der Städte. Aber aller Fortschritt des Daseins bedeutet zugleich 
eine Annäherung an Verfall und Ende, und so bringt die städtische Kultur 
mit ihren Segnungen der Menschheit auch eine Reihe von Krankheits- und 
Zersetzungserscheinungen, die zumal auf politischem Gebiet sehr deutlich zu- 
tage treten. Athen und Rom, Florenz und Paris — es ist kein Zufall, daß 
die berühmtesten Städte der Geschichte zugleich auch die klassischen Stätten 
der Bürgerkriege und Revolutionen sind. Und nicht minder bedeutsam ist 
die andere Tatsache, daß gerade die romanischen Völker hier mit so glän- 
zenden Namen vertreten sind, während man im Bereich der germanischen 
Rasse nach Städten von gleichem weltgeschichtlichem Range vergebens suchen 
wird. Seit Rom politisch den Germanen erlag, um sie sich geistig und 
kulturell dann doch wieder zu unterwerfen, wird man in der Tat sagen 
dürfen, daß die Geschichte Europas bestimmt wird durch den ständigen Wett- 
kampf zwischen Romanen und Germanen, in dem bald die städtische Kultur 


172 Markull, Die Städtepolitik d. westeurop. Staaten u. ihre gesch. Grundlagen. 


der einen und bald die agrarische Stoßkraft der anderen die Oberhand 
behalten hat. Und wenn sich heute in dem überall steigenden Einfluß der 
Massen eine unverkennbare Annäherung und Ausgleichung der innerpolitischen 
Verhältnisse Westeuropas vollzieht, so ist das lediglich eine Folge fortschrei- 
tender Urbanisierung auch derjenigen Nationen, die sich solcher Entwickelung 
bisher am längsten und erfolgreichsten widersetzt haben. 

Rund 16 Prozent der $esamtbevölkerung Europas (ohne Rußland) leben 
heute bereits in Städten von mehr als 100000 Einwohnern, und schon die 
bloße Zahl läßt erkennen, wie die Probleme der Verfassung und Verwaltung 
seiner Städte sich für den modernen Staat mit zu den wichtigsten seiner 
inneren Politik überhaupt ausgewachsen haben. Geschichtlich sind diese 
Probleme nicht älter als etwa 1'/, Jahrhunderte. Noch in den letzten Tagen 
des Absolutismus erhebt sich in Frankreich ebenso wie später in Deutschland 
die Frage einer Reform des Städtewesens, und dasselbe Problem tritt auf 
der Schwelle der neuen Zeit dann überall hervor, auf dem Kontinent sowohl 
wie in England, dessen Verfassungszustände doch sonst so grundverschieden 
geartet sind von allem festländischen Wesen. Ein neuer Gedanke hält damit 
seinen Einzug in das öffentliche Leben Europas: der der Selbstverwaltung. Im 
allgemeinen Wortsinn zunächst der Gegensatz zum verwaltet werden durch 
einen anderen, bedeutet Selbstverwaltung für die Städte im besonderen, daß 
sie, obwohl geographisch und politisch Bestandteile des Staates, doch nicht 
mehr bloße Verwaltungsbezirke ausschließlich für dessen Zwecke darstellen, 
sondern ihren eigenen Zweck vor allem in sich selber finden und selbständig 
verfolgen sollen. Für den Staat des beginnenden 19. Jahrhunderts bedeutete 
das ein völlig neues Örganisationsprinzip, das je nach dem Grade seiner 
Verwirklichung alsbald die reichsten, nur allzulange schon brach liegenden 
Kräfte zu lebendiger Tätigkeit entband und auf der Grundlage bürgerlichen 
Gemeinsinns zugleich das Verständnis wiederbelebte für Recht und Pflicht 
des Einzelnen auch im weiteren Verbande des ganzen Vaterlandes. Ein 
gewisser Gegensatz zum Staate war dabei freilich nicht zu vermeiden, und 
dieser Gegensatz ergab sich ganz von selbst aus dem Verhältnis der nun- 
mehr mündig gesprochenen Lokalgewalten zu der zentralen Autorität des 
Staates, die ihren geschichtlich begründeten Anspruch auf die oberste Leitung 
und Beaufsichtigung aller öffentlichen Verwaltung natürlich auch jetzt nicht 
aufgeben wollte und nicht aufgeben durfte. Die Städtepolitik des bis dahin 
absoluten Staates sah sich infolgedessen vor eine doppelte und in jeder Hin- 
sicht neue Aufgabe gestellt: Die Städte mußten eine Verfassung erhalten, die 
nicht bloß den technischen Erfordernissen einer geordneten Verwaltung, 
sondern auch der Zusammensetzung und den Wünschen der Bürgerschaft, 
also rein politischen Gesichtspunkten Rechnung trug, und es mußte ihnen 
ferner im Organismus der allgemeinen Staatsverwaltung eine Stellung an- 
gewiesen werden, welche ihren eigenen wie den Bedürfnissen des Staates 
gleichmäßig gerecht wurde. Wie die Staaten des westlichen Europa diese 
Aufgabe zu lösen versucht, und wie sie dabei das Problem der Selbstverwal- 
tung ein jeder auf seine Weise erfaßt und abgewandelt haben, ist ein Vor- 
gang, der um so lehhaftere Beachtung verdient, als diese ganze Entwickelung 
auch heute noch keineswegs als abgeschlossen zu betrachten ist. In ihrem 
inneren Zusammenhange werden die bisherigen Ergebnisse dieser Entwicke- 
lung allerdings erst dann verständlich, wenn man sich zunächst die historisch- 
politischen Bedingungen vergegenwärtigt, unter denen die verschiedenen 
Staaten an die Neuordnung ihres Städtewesens herangetreten sind. 
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Alle Politik arbeitet mit Schlagworten, deren heutige Bedeutung von 
dem ursprünglichen Wortsinn oft völlig verschieden, und deren Geschichte 
daher meist merkwürdig genug zu verfolgen ist. Das deutsche Wort Selbst- 
verwaltung ist eine Übersetzung des englischen selfgovernment, das seiner- 
seits zu europäischem Klange erst durch die Schriften von Rudolf Gneist 
gekommen ist, obwohl es in der Rechtssprache Englands selbst überhaupt 
nicht und auch in der englischen Literatur nur ganz vorübergehend erscheint. 
Ist aber die Bezeichnung selfgovernment in England ungebräuchlich, so kennt 
man dort vollends nicht den Begriff, den wir auf dem Festlande damit ver- 
binden. Ein sehr wesentliches Moment dieses Begriffs liegt, wie bereits er- 
wähnt, in dem inneren Gegensatz zwischen Staatsgewalt und Lokalgewalt, 
und dieser Gegensatz ist in England schon sehr früh, ungefähr zu derselben 
Zeit überwunden worden, als gleichzeitig auch der andere Gegensatz zwischen 
Normannen und Angelsachsen verschwand, und aus der Verschmelzung beider 
in einheitlicher Sprache und geschlossenem Gesamtbewußtsein die englische 
Nation erwuchs. Die Art und Weise, wie das geschah, zeigt bereits deutlich 
jenen praktisch-konservativen Zug, der sich im englischen Verfassungsleben 
dann später noch so oft und so glänzend bewährt hat: den fast unmerklichen 
Abbau alter und den ebenso allmählichen Aufbau neuer Einrichtungen. Als 
das berühmte Gesetz Eduards III. von 1360 das neue Amt der Friedensrichter 
begründete, blieb die alte von den Angelsachsen übernommene Einteilung 
des Landes in Grafschaften nicht bloß unangetastet, sondern erhielt nun erst 
ihre endgültige gesetzliche Anerkennung, und auch die Friedensrichter selbst 
wurden vom König genau so ernannt wie der sheriff oder vice-comes, der 
bis dahin im Namen des Königs die Verwaltung geführt hatte. War aber 
der sheriff vom Sitze des Königs, also von außerhalb und als Vertreter der 
Zentralgewalt in die Grafschaft gekommen, so sollten zu Friedensrichtern 
fortan nur noch Männer berufen werden dürfen, die in der Grafschaft selbst 
angesessen waren und, da sie zu den „respektabelsten“ daselbst gehören 
mußten, ihr Amt als Ehrenamt und Ehrenpflicht zu übernehmen hatten. Die 
zentrale Verwaltungsmacht des Königtums war damit aufgeteilt an die alten 
Lokalinstanzen des Landes, die für ständige königliche Beamte in ihrem 
Bereich von da ab überhaupt keinen Platz mehr hatten, sondern alle öffent- 
liche Verwaltung zu eigenem Recht und unter eigener Verantwortung durch 
eigene Kräfte besorgten, deren Ernennung durch die Krone sehr bald zu 
einem bloßen Formalakt herabsank. Die Einheitlichkeit des Staatsganzen 
aber ging dadurch nicht etwa verloren, sondern verkörperte sich je länger 
je mehr im Parlament, das als communitas communitatam nicht bloß die 
Vertreter, sondern auch die Befugnisse aller einzelnen Grafschaften und da- 
mit eben die Gesamtheit aller staatlichen Hoheitsrechte überhaupt in sich 
vereinigte. Wie diese ganze Entwickelung auf dem Kontinent ihresgleichen 
nicht findet, so verläuft auch die besondere Geschichte des Städtewesens in 
England anders als im übrigen Europa. Mit Ausnahme der alten Hafenplätze 
haben die Städte im englischen Wirtschaftsleben bis etwa gegen Ende des 
17. Jahrhunderts nur eine untergeordnete Rolle gespielt. Politisch kommt 
das darin zum Ausdruck, daß sie der Grafschaft fast überall auch dann noch 
eingegliedert blieben, wenn sie durch Königliche Verleihung die Körperschafts- 
rechte erhalten hatten, und noch bezeichnender ist vielleicht die Tatsache, 
daß auch die Armen- und Wegegesetzgebung der Königin Elisabeth die Städte 
als solche völlig ignorierte und für Stadt und Land gleichmäßig die Kirch- 
apielsverfassung zur Grundlage der neuen Organisation machte. Von de 
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Grafschaft umfaßt und von den Kirchspielen übersponnen, konnten die Städte 
ein kräftiges Eigenleben um so weniger entwickeln, als das Königtum ihnen 
ein verhängnisvolles Interesse zuwandte, um von hier aus seinen Einfluß auf 
das Parlament zu stärken und zu vergrößern. Die oligarchische Verkümme- 
rung des Gemeindelebens mit ihrer unvermeidlichen Korruption stammt aus 
dieser Zeit, aber sie ist es dann auch gewesen, die zu den großen Reformen 
des 19. Jahrhunderts mit den Hauptanstoß gegeben hat. Heute leben in 
England fast 32 Prozent der Bevölkerung in Städten von mehr als 100000 Ein- 
wohnern — eine wirtschaftliche Umwälzung, die im Verein mit jenen Re- 
formen auch die Stellung der Städte im Staat von Grund aus verändert hat. 
Lokalverwaltung aber bedeutet dort auch heute noch Besorgung aller inner- 
staatlichen Geschäfte durch örtliche Verbände, und erst die neueste Zeit 
scheint mit dem Erstarken der Zentralgewalt auch einen Gegensatz zwischen 
dieser und den Lokalinstanzen heraufbeschwören zu wollen, der im Lande 
selbst sehr deutlich als fremdartig empfunden wird, und dessen Ursache 
zweifellos in der immer noch fortschreitenden Urbanisierung und damit De- 
mokratisierung des gesamten Volkslebens zu erblicken ist. 

Was bei der englischen gewissermaßen erst als Alterserscheinung 
auftritt, ist für die Entwickelung auf dem Festlande übarall schon von den 
Anfängen her bezeichnend. Nirgends aber hat der Kampf zwischen Zentral- 
und Lokalgewalt mit einer so völligen Niederlage der letzteren geendet wie 
in Frankreich. Zu lange und erbittert hatte das Königtum hier um Leben 
und Herrschaft ringen müssen, zu schwer war dabei die Einheit des Staates 
immer wieder bedroht und in Frage gestellt worden, als daß sie den endlichen 
Sieg nicht hätte zu einem vollständigen machen sollen. Als letzter Rest der 
überwundenen zentrifugalen Kräfte hat sich unter Ludwig XIV. und seinen 
beiden Nachfolgern nur noch die Selbstverwaltung der fünf sogenannten 
pays d'état: Languedoc, Burgund, Provence, Dauphiné und Bretagne erhalten, 
die sich aber bezeichnenderweise nicht etwa als Teil und im Rahmen der 
allgemeinen Staatsverwaltung vollzieht, sondern ausgesprochen partikula- 
ristischen Charakter trägt und vom Staat als altes Privileg eben nur geduldet 
wird. Die Städte haben auch hier die Zeche bezahlen müssen: Vom Königtum 
zunächst als Bundesgenossen gegen den widerspenstigen Adel benutzt und 
dafür mit der allerdings teuer bezahlten freien Besetzung ihrer Ämter belohnt, 
sind sie bald in Schulden und Korruption und schließlich ganz unter die 
Herrschaft der Königlichen Beamten geraten. Das ancien régime ist dann 
nicht zu Ende gegangen, ohne dem kommenden Geschlecht auch für das 
Problem der Selbstverwaltung richtunggebende neue Gedanken zu hinterlassen. 
Die weit ausschauenden Reformpläne Turgots und des Marquis d’Argenson 
muten uns noch jetzt überraschend modern an und weisen zu Zielen, die 
selbst das Frankreich von heute noch nicht alle erreicht hat. Aber Ludwig XIV., 
dem ihre Verwirklichung vielleicht Thron und Leben hätten retten können, 
vermochte darin nur „un beau rève“ zu erblicken, und so mußte in der Tat 
erst der ganze damalige Zustand der Dinge über den Haufen geworfen 
werden, um auch das Städtewesen Frankreichs einer besseren Zukunft 
entgegenzuführen. Was Revolution und Kaiserreich — auf sehr verschiedene 
Weise und nach einem Anlauf, der eigentlich etwas ganz anderes versprach — 
in dieser Beziehung erreicht haben, ist freilich zunächst nur eine rein formelle 
Neuordnung und die Säuberung der Verwaltungen von den gröbsten Mißständen 
früherer Zeiten gewesen. Im Prinzip hat der Erste Konsul die Städte genau 
so als staatliche Verwaltungsbezirke und weiter nichts betrachtet wie das 
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ancien régime auch, und dabei ist es in Frankreich trotz aller Verbesserungen 
im einzelnen geblieben, nicht nur bis zu dem letzten großen Reformgesetz von 
1884, sondern im Grunde bis auf den heutigen Tag. 

Deutschland ist bis in die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts ein 
vorwiegend agrarisches Land gewesen. Gleichwohl hat es im Gegensatz zu 
England und Frankreich schon sehr früh auch ein Städtewesen entwickelt, 
das seinen Einfluß nicht bloß wirtschaftlich, sondern in den Tagen der 
Hansa sogar politisch weit über die Grenzen des Reichs hinaus erstreckt 
hat. Im Kampf mit den Territorialgewalten erstarkt, ist dieses Städtewesen 
ihnen später dann teils durch eigene Schuld und teils infolge der veränderten 
politischen und wirtschaftlichen Verhältnisse wieder erlegen, und in der Zeit 
des absoluten Landesfürstentums sind die deutschen Städte nicht viel mehr 
als bloße „Domänen und Garnisonen“ des allmächtigen Staates. Auch hier 
mußte die Weltgeschichte erst Ruinen schaffen, um neues Leben daraus 
erblühen zu lassen. Während die Reform in Frankreich aber von dem Miß- 
trauen gegen alle lokale Selbständigkeit beherrscht war — einem Mißtrauen, 
das in den Erfahrungen der Revolutionsjahre allerdings nur zu sehr begründet 
war — steht das Werk des Freiherrn von Stein unter dem wundervollen 
Wort: „Zutraun veredelt den Menschen, ewige Vormundschaft hemmt sein 
Reifen“, und die Eingangsformel der Städteordnung von 1808 spricht es 
ausdrücklich als die Absicht des Gesetzgebers aus, „den Städten eine selb- 
ständigere und bessere Verfassung zu geben, in der Bürgergemeine einen 
festen Vereinigungspunkt gesetzlich zu bilden, ihnen eine tätige Einwirkung 
auf die Verwaltung des Gemeinwesens beizulegen und durch diese Teilnahme 
Gemeinsinn zu erregen und zu erhalten“. An eine Aufteilung aller öffentlichen 
Verwaltungsbefugnisse unter die örtlichen Gemeinwesen etwa nach englischem 
Muster war dabei freilich nicht zu denken. Vergangenheit und Zukunft 
Preußens erforderten die Erhaltung und Weiterbildung einer straffen und 
einheitlichen Staatsgewalt, und gerade in der weisen Verknüpfung von Ver- 
gangenheit und Gegenwart, in der wohl abgewogenen Verteilung von Recht 
und Pflicht zwischen Staat und Gemeinde liegt das Verdienst und der bleibende 
Wert der ersten preußischen Städteordnung, die dann auf ihrem Gebiet auch 
das Muster geworden ist für alle spätere deutsche Gesetzgebung. Wie deutsches 
Wesen überhaupt, weist auch das geltende Städterecht der verschiedenen 
Bundesstaaten eine außerordentliche Fülle und Mannigfaltigkeit der Er- 
scheinungen auf. In der grundsätzlichen Auffassung von der Stellung der 
Städte zum Staat stimmen jedoch alle diese verschiedenen Rechte überein: 
Heute wie einst umfaßt die deutsche Stadt einen allgemeinen Komplex 
wirtschaftlicher und politischer Zwecke, dessen Ursprung und dessen Be- 
gründung in der Siedelungsgemeinschaft ihrer Einwohner gegeben ist, aber 
der Staat hat diese örtliche Gemeinschaft zugleich seinen höheren Zwecken 
dienstbar gemacht, und in seinem Aufsichtsrecht findet die Selbstverwaltung 
der Städte eine Schranke, die ihren eigenen Interessen nicht minder entspricht 
wie den Bedürfnissen des Staates. 

Was das übrige Europa an städtrechtlichen Bestimmungen hervor- 
gebracht hat, geht im wesentlichen auf Frankreich oder Preußen-Deutschland 
zurück. Das gilt zunächst für Belgien, das aus den Beratungen der consti- 
tuante den (Gedanken des pouvoir municipal übernommen hat und damit 
von dem positiven Rechte Frankreichs allerdings abgewichen, aber der stolzen 
Geschichte seines eigenen, von burgundischer, spanischer und habsburgischer 
Herrschaft nur wenig beeinflußten Städtewesens um so mehr gerecht geworden 
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ist. Die Ideen der belgischen Verfassung haben dann .ihrerseite wieder die 
europäische Gesetzgebung der nächsten Jahrzehnte beeinflußt. Die „Freiheit 
vom Staat“ wurde als Grundrecht der (Gemeinde besonders von deutschen 
Politikern in Anspruch genommen, und ihren Theorien verdanken die Be- 
stimmungen der Frankfurter Reichsverfassung wie die preußische Gemeinde- 
ordnung von 1850 und das gleichfalls nur provisorische österreichische 
Gemeindegesetz von 1849 ihre Entstehung. Auch das geltende Reichs- 
gemeindegesetz Österreichs vom Jahre 1862 steht noch ganz im Bann solcher 
Anschauungen. und es ist merkwürdig und lehrreich, daß ein und dasselbe 
Problem bei grundsätzlich unhistorischer und doktrinärer Behandlung zwei 
so extrem verschiedene Lösungen finden konnte, wie sie in dem Städterechte 
Frankreichs und Österreichs verwirklicht worden sind. Völlig nach französi- 
schem Muster ist schließlich das Gemeinderecht Italiens geordnet. Kraft und 
Einheit der Verwaltung waren die ersten und dringendsten Bedürfnisse 
des jungen Königreichs, vor denen alle übrigen Rücksichten einstweilen 
zurücktreten ınußten. Das Gesetz von 1888 hat hier zwar einigen Fortschritt 
gebracht, aber auch jetzt ist die Bewegungsfreiheit der italienischen Orts- 
gemeinden sehr gering und eingeengt durch eine fortlaufende, in alle Einzel- 
heiten gehende Kontrolle der Regierung. wie sie eben nur in Frankreich ihr 
Gegenstück findet. 

Nur wenige große Grundtypen sind es, in denen das 19. Jahrhundert 
den Begriff der städtischen Selbstverwaltung entwickelt hat. Das kommt 
daher, daß die politisch-organisatorischen Probleme, die hier in Betracht 
kommen. nicht eben zahlreich und auch der Lösungen für jedes einzelne 
nur wenige sind. Ihrem natürlichen Zusammenhange nach zerfallen diese Pro- 
bleme in zwei Gruppen. deren erstererdie Fragen der inneren Verfassung 
angehören, während die zweite das Kapitel von der Einordnung der Städte 
in den Organismus des Staates, ihrer Stellung im und zum Staate umfaßt. 
Was zunächst die rechtliche Konstruktion der Städte selbst angeht, so stimmen 
die Stadtrechte aller westeuropäischen Staaten darin überein, daß die Städte 
Gebietskörperschaften, d. h. mit Korporationsrechten ausgestattete Personen- 
mehrheiten sind. denen für das von ihnen besiedelte Stück des Staatsgebiets 
das Recht der Verwaltung ihrer Angelegenheiten nach Maßgabe der staat- 
lichen Gesetzgebung zusteht. Als Korporationen bedürfen die Städte der 
Organe. die ihren Willen bekunden und handelnd in Taten umsetzen. In 
historischer Anknüpfung an die Lehre von der Trennung der Gewalten sind 
diese Urgane auf dem Festlande meist nach dem Prinzip eines streng durch- 
geführten Dualismus angeordnet. derart, daß das eine, immer als Kollegium 
gebildete Organ lediglich auf die Willensbildung sowie auf die Kontrolle über 
die Ausführung seines Willens beschränkt bleibt, während diese Ausführung 
selbst. d. h. die eigentliche Verwaltung, fast ausschließlich dem anderen vor- 
behalten bleibt. Das lediglich willenbildende Organ, die Gemeindevertretung, 
führt in den verschiedenen Gesetzen verschiedene Bezeichnungen: Stadt- 
verordnetenversammlung, Stadtrat, Gemeinderat, conseil municipal usw. Ihm 
gegenüber steht als Vollstrecker des Gemeindewillens sowie als gesetzlicher 
Vertreter der Gemeinde nach außen hin und zugleich als Träger der ihr 
zugewiesenen obrigkeitlichen Funktionen der Gemeindevorstand, der seiner- 
seits wieder entweder bureaukratisch oder gleichfalls kollegialisch organisiert 
ist. Der Einzelvorstand ist eine Einrichtung Frankreichs und von da in das 
österreichische Recht sowie in einen Teil der deutschen Städteordnungen (Rhein- 
preußen, Hessen, bayer. Pfalz, Elsaß-Lothringen) übergegangen. Das Magistrates- 
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system beruht dagegen auf der Preußischen Städteordnung von 1808 und 
gilt außer in Preußen noch in Bayern, Sachsen, Württemberg und den Hansa- 
städten sowie außerhalb Deutschlands in einer Reihe von österreichischen, 
sogenannten Statutarstädten und ferner in Belgien, Holland und Italien. 
Das Verhältnis der Gemeindeorgane zueinander regelt sich am einfachsten 
da, wo der Gemeindevorstand bureaukratisch organisiert ist. Hier sind die 
Bildung des Gemeindewillens durch Beschlußfassung und seine Ausführung 
im Wege der Verwaltung scharf voneinander geschieden, derart, daß jene 
der Gemeindevertretung, diese aber dem Gemeindevorstande zusteht, und 
jedes der beiden Organe das andere in seiner Tätigkeit zu kontrollieren hat, 
Das Kontrollrecht des Kollegialorgans ist allerdings in der Regel das um- 
fassendere, da es sich auf die gesamte Verwaltung erstreckt, während der 
Bürgermeister die Beschlüsse des Kollegiums meist nur dann beanstanden 
kann, wenn sie dem Gesetze oder dem Staatswohl zuwiderlaufen. Kom- 
plizierter ist das Verhältnis dagegen in den Städten mit Magistratsverfassung. 
Die Preußische Städteordnung von 1808 hatte die Trennung der Gewalten 
auch hier konsequent durchgeführt, so daß zu materiellen Beschlüssen die 
Stadtverordnetenversammlung nahezu allein befugt, der Magistrat dagegen 
im wesentlichen auf die Exekutive beschränkt war. In Belgien, Holland, 
Italien und einem Teil der österreichischen Statutarstädte ist es dabei auch 
geblieben. In Deutschland dagegen hat sich die spätere Entwickelung dem 
politischen Zweikammersystem genähert, so daß bier ein Gemeindebeschluß 
nur durch übereinstimmende Beschlüsse beider Körperschaften zustande 
kommen kann. Wird damit zur Bildung des Gemeindewillens eine gemein- 
same Tätigkeit beider Organe erfordert, so ist dessen Ausführung doch 
wieder dem einen derselben vorbehalten. Die Stadtverordnetenversammlung 
darf ihre Beschlüsse in keinem Falle selbst zur Ausführung bringen, die 
eigentliche Verwaltung ist auch hier allein Sache des Gemeindevorstandes 
und nur ihre Kontrolle der Stadtverordnetenversammlung überlassen. Können 
die Kollegien zu keinem übereinstimmenden Beschlusse gelangen, so bleibt 
die Sache auf sich beruhen, sofern sie nicht eine Entscheidung verlangt. 
Für solche Fälle schreiben einige Gesetze Anrufung der Aufsichtsbehörde 
und andere Durchzählung der Stimmen nach gemeinsamer Beratung beider 
Körperschaften vor. Varianten der Hauptform des Magistratssystems finden 
sich in Hannover und Schleswig-Holstein, wo beide Kollegien regelmäßig 
gemeinsam beraten, sowie in Baden und Sachsen, wo sie zwar zu einer 
einzigen Körperschaft verschmolzen, aber innerhalb dieses Ganzen doch wieder 
als Teile noch deutlich erkennbar sind. Letzteres ist auch im englischen 
town council der Fall. wo die councillors mit den Aldermen in einem 
Kollegium zusammensitzen, und die letzteren vermöge längerer Amtsdauer 
und der Möglichkeit. auch ohne öffentliche Wahl und außerhalb der councillors 
aus den Reihen sonstiger hervorragender Bürger entnommen zu werden, 
lediglich ein besonderes konservatives Element darstellen. Die Eigenart des 
town council besteht aber vor allem darin, daß es das einzige, zugleich be- 
schließende und verwaltende Organ der englischen Stadt ist, da sein Vor- 
sitzender, der mayor, keinerlei eigene, von denen des council geschiedene 
Verwaltungsbefugnisse besitzt, sondern auf eine ähnlich dekorative Rolle 
beschränkt ist wie etwa die Krone gegenüber dem Parlament. Die laufende 
Verwaltung, zu der es an sich als größere Körperschaft ja wenig geeignet 
ist, führt das town council durch das Medium der committees —- ein System, 
das auch auf dem Kontinent, besonders in Deutschland. stark entwickelt. ist 
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und zumal für Großstädte als das einzige Mittel erscheint, um der stetig 
wachsenden Fülle der Verwaltungsaufgaben Herr zu werden, ohne das Prinzip 
ehrenamtlicher Verwaltung zugunsten einer ohnehin immer stärker werdenden 
Bureaukratie preiszugeben. 

Für Volksabstimmungen ist neben der Tätigkeit der Gemeindeorgane 
kein Raum. Das Referendum — in der Schweiz ein Hauptfundament des 
Verfassungslebens und auch in den Vereinigten Staaten nicht unbekannt — 
ist daher nur in England und auch da nur in dem einen Fall zugelassen, 
wenn beim Parlament eine private bill eingebracht und die Zustimmung der 
Steuerzahler zur Übernahme der Kosten auf den städtischen Haushalt fest- 
gestellt werden soll. Sonst erschöpfen sich die politischen Befugnisse der 
Gemeindeangehörigen überall in der Berechtigung, aktiv und passiv an der 
Wahl der Gemeindeorgane teilzunehmen. Die Mitglieder des Gemeinde- 
vorstandes werden allerdings fast durchweg indirekt, d. h. von der Gemeinde- 
vertretung, und nur in einzelnen Teilen Deutschlands (thüringische Staaten, 
Württemberg, Schleswig-Holstein und hohenzollernsche Städte unter 1000 Ein- 
wohnern) von der Gesamtheit der stimmberechtigten Bürger gewählt, so daß 
sich das aktive Wahlrecht im übrigen lediglich auf die Wahlen zur Gemeinde- 
vertretung beschränkt. Zu unterscheiden ist dabei zwischen den Voraus- 
setzungen, dem Umfang und der Art und Weise seiner Ausübung: Wem 
steht das Wahlrecht zu, wie ist es abgestuft, und in welchen Formen wird 
es ausgeübt? Wer an der Verwaltung des Gemeinwesens durch Abgabe 
seiner Stimme wenigstens mittelbar mitwirken will, muß ein gewisses Mindest- 
maß persönlicher Anforderungen erfüllen und zugleich irgend welche, wenn 
auch ooch "ao lose Beziehungen zur Stadtgemeinde nachweisen. Geschlecht, 
Alter, wirtschaftliche Selbständigkeit und bürgerliche Ehre sind die Merkmale, 
die für die persönliche Eignung zunächst in Betracht kommen, aber nur 
die letztere, der Vollbesitz der bürgerlichen Ehrenrechte, ist ein Erfordernis, 
das in allen Staaten übereinstimmend wiederkehrt. Schon über die Be- 
handlung der Geschlechter gehen die Meinungen auseinander: Während 
sonst überall nur der männliche Einwohner wahlberechtigt ist, stehen in 
England (ebenso bekanntlich in Schweden und Dänemark) auch unverheirateten 
Frauen die politischen Befugnisse zu, und in Österreich, im rechtsrheinischen 
Bayern und in Hohenzollern können die Frauen das Wahlrecht, das ihnen 
kraft Grundbesitzes oder einer gewissen Steuerleistung an sich zustehen 
würde, wenigstens durch Vertreter ausüben. Sehr verschieden ist dann die 
Altersgrenze gezogen, die man zur Ausübung des Stimmrechts erreicht haben 
muß. Von der Volljährigkeit, d. h. dem vollendeten 21. Jahre (England, 
Frankreich, Holland, Italien) geht hier eine ganze Skala hinauf bis zu der 
späten Reife, die der belgische Gemeindewähler erst mit dem 30. Jahre 
ereicht. Auch das Merkmal der wirtschaftlichen Selbständigkeit wird sehr 
verschieden bestimmt: Als besonderes Erfordernis in Frankreich nnd Belgien 
überhaupt nicht bekannt, wird es anderwärts vielfach in dem Besitz eines 
eigenen Hausstandes (Preußen) oder wenigstens in der Innehabung irgend 
welcher eigenen Räume (England) oder aber in einer bestimmten Steuer- 
leistung (Deutschland, Österreich) gefunden, deren Höhe wiederum sehr ver- 
schieden bemessen ist. Charakteristisch ist daneben für Italien die Forderung 
des Lesen- und Schreibenkönnens als Mindestmaß der zur Wahl berechtigenden 
sogenannten Kapazität. Daß die Teilnahme an den Wahlen sich neben diesen 
rein persönlichen Momenten auch auf irgend welche Beziehungen zur Stadt- 
gemeinde gründen muß, ist ein so natürlicher Gedanke, daß es kein Städte- 
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recht gibt, in dem er nicht prinzipiell anerkannt wäre. Die ursprünglichste 
und nächstliegende Beziehung solcher Art ist die Einwohnerschaft, d. h. der 
Wohnsitz oder wenigstens der Aufenthalt in der Gemeinde, der in Frankreich 
und Italien nur seit 6 Monaten zu bestehen braucht, während er sonst überall 
auf mindestens ein Jahr, vielfach auch zwei und in Belgien sogar auf drei 
Jahre bemessen ist. In zweiter Linie kommt die Leistung von Steuern an 
die Gemeinde in Betracht, die in Deutschland, Österreich, Holland, England 
und Italien noch neben der Einwohnerschaft gefordert wird, aber in einigen 
dieser Staaten auch an ihre Stelle treten kann, wenn sie sich auf Grundbesitz 
oder Gewerbebetrieb gründet. In England auf die Einwohner des Sieben- 
Meilenumkreises beschränkt, gilt dieses Wahlrecht der Auswärtigen sonst 
gewöhnlich ohne räumliche Einschränkung. Der Gesichtspunkt der Steuer- 
leistung leitet dann unmittelbar hinüber zu der zweiten großen Wahlrechts- 
frage. Wer die Voraussetzungen des Wahlrechts erfüllt, darf wählen. Muß 
aber das Wahlrecht auch überall gleich sein, sollen die Stimmen der Wahl- 
berechtigten durchweg das gleiche Gewicht haben, so daß der große und 
der kleine Steuerzahler, der Gebildete und der Ungebildete gleichviel mit- 
zureden haben in den Dingen, die die Verwaltung des Gemeinwesens betreffen? 
Es braucht nicht gesagt zu werden, daß dies eine Frage von eminent poli- 
tischer Bedeutung ist, wohl aber bedarf es des Hinweises darauf, daß die 
Antwort doch sehr verschieden ausfallen kann, je nachdem es sich um 
politische oder administrative Wahlen handelt. Die beiden hier möglichen 
Standpunkte sind in ihrem Für und Wider schon so oft erörtert worden, 
daß eine Wiederholung in diesem Zusammenhange nicht nötig ist. Frankreich, 
England und Italien haben gleiches Wahlrecht aller Bürger, und auch in 
Deutschland ist dieses System nicht unbekannt, doch gilt es bezeichnender- 
weise meist da, wo für die Aufnahme in die Bürgergemeinde eine besondere 
Gebühr, das sogenannte Bürgerrechtsgeld zu entrichten (Bayern, Württemberg, 
Hannover), oder aber das Wahlrecht an einen nicht zu niedrigen Zensus 
geknüpft ist (Schleswig-Holstein, Frankfurt a. M.). Nach Dreiklassen wahlrecht 
wird in Preußen, Baden, Sachsen und Österreich gewählt. Belgien kombiniert 
mit dem allgemeinen Stimmrecht ein Pluralsystem, insofern gewisse Ämter, 
Stellungen und Zeugnisse sowie ein bestimmter Besitz zu der Grundstimme 
noch 1—3 weitere Stimmen hinzu gewähren, und es krönt diesen kom- 
plizierten Bau noch durch die allerdings unvollständige Anwendung des 
Proporzes. Was schließlich die Wahlen selbst angeht, so erhebt sich auch 
hier eine bekannte politische Streitfrage: öffentliche oder geheime Wahl? 
Während England, Frankreich, Belgien, Italien und auch ein großer Teil 
der deutschen Städteordnungen diese Frage im letzteren Sinne beantwortet 
haben, gilt Öffentlichkeit der Wahl im überwiegenden Teil von Preußen, 
und in Österreich hat die Gesetzgebung der verschiedenen Kronländer teils 
öffentliche, teils geheime Wahl vorgeschrieben. Wählbar ist im allgemeinen 
wer wählen darf. Ein höheres Alter als für das aktive Wahlrecht, das dort 
ja schon mit dem vollendeten 21. Lebensjahre beginnt, verlangt für das 
passive nur Frankreich mit 25 und Italien mit 80 Jahren, während England 
sich in beiden Fällen mit der Volljährigkeit begnügt. Nicht wählbar sind 
auf dem Festlande gewöhnlich die richterlichen sowie die Beamten der 
Staatsaufsichtsbehörden, die Geistlichen und schließlich die Militärpersonen, 
die meist auch vom aktiven Wahlrecht ausgeschlossen sind. 

Das Kapitel von der inneren Verfassung der Städte ist damit keines- 
wegs erschöpft, und selbst die Probleme des Gemeindewahlrechts sind nur 


12* 


150 Markull.DieStädtepolitik d. westeurop. Staaten u. ihre gesch. Grundlagen.. 


iu :uren Umrissen deutlich geworden. Wie hier unter Verzicht auf alle 
juristisch-technischen Einzelheiten überall nur das eigentlich Politische des 
Gegenstandes hervorgehoben werden sollte. so wird der gleiche Grundsatz 
anch weiterhin bei der Erörterung derjenigen Fragen befolgt werden. welche 
die Eingliederung der Städte in den Organismus des Staates be- 
treffen. Bezeichnend für Geist und Entstehungszeit der verschiedenen Gesetze 
ist da zunächst die Art und Weise. wie die Städte jeweils ım weiteren Rahmen 
des (i.-:neinderechts überhaupt behandelt werden. Stadt- und Landgemeinden 
sind natürliche (regensätze. Das zeigt ihre Geschichte. das zeigt auch die Ver- 
schiedenheit der Wohn- und Lebensverhältnisse, der Denk- und Mundart, ja 
selbst der körperlichen Entwickelung ihrer Bewohner, und darum ist es nur 
folgerichtig unì sachgemäß, wenn auch der (resetzgeber dieser Verschieden- 
heit Rechnung trägt. indem er den Städten eine andere Urganisation gibt 
wie den übrigen (Gemeinden des Landes. (Geschehen ist das freilich nur in 
Englan. und nach dem Vorgange Preußens in dem größeren Teil von Deutsch- 
And. (seschichtsfeindlich und doktrinär wie sie war, hat die revolutionäre 
Gesetzgebung Frankreichs auch hier an die Stelle überlieferter Wirklichkeit 
eine Therrie gesetzt und so die Idee eines einheitlichen (remeinderechts für 
den ganzen Staat entwickelt. der man denn auch -päter überall da begegnet, 
wo die (Gedankenwelt der constituante durch Vermittelung der belgischen 
Verfassung Einfluß auf das (remeinderecht anderer Länder gewonnen hat. 
So finden wir sie als vorübergehende Erscheinung in den Frankfurter Grund- 
rechten und in der Preußischen Gemeindeordnung von 1850, so ist sie praktisch 
wenigstens zunächst in einem Teil der außerpreußischen deutschen (remeinde- 
gesetze verwirklicht worden, und so bildet sie noch heute die gesetzliche 
Grundlage in Frankreich, Belgien. Holland. Österreich und Italien. Entschei- 
dend für die Stellung der Städte im und zum Staat ist aber natürlich nicht 
dieses formelle Moment, sondern die materielle Ausgestaltung ihrer Selbst- 
verwaltungsbefugnisse. Hier ist die Hauptmasse des eigentlich pktschen 
Inhalts alles Städterechts und damit auch der Augenpunkt gegeben. v:a dem 
aus die unterscheidenden Merkmale der einzelnen Rechtsgebiete ar Zutlich- 
sten hervortreten. Fragen wir zunächst nach dem Wirkungskreise oer “tiite. 
nach den besonderen Aufgaben, die sie als Teil und innerhalb Aer Susans- 
ganzen zu erfüllen haben. so tritt auch hier wieder jener Gegensatz rwun-n 
Zentral- und Lokalgewalt zu Tage, der aus dem (redankenkreise der Gebei: 
verwaltung nun einmal nicht wegzudenken ist. Am wenigsten natürlich in 
England. wo dieser Gegensatz ja eben erst im Entstehen begriffen (et und 
für die Städte schon aus dem Grunde nicht so zur Gchkung kommen kann, 
weil dort fast fur jede größere Aufgabe der öffentlichen Verwaltung ein 
bessnderer Verband besteht, dessen Tätigkeit sich in der ausschließlichen 
Bearbeitung dieses Gebietes erschöpft nnd mit derjenigen aller übrigen Ver- 
bände weiter nichts zu schaffen hat. Ist hier die Stadtgemeinde nur eine 
Forin der Lokalgewalt unter vielen anderen. so stellt sie auf dem Festlande 
überall die unterste Einheit in der räumlichen Einteilung des Staatsgebietes 
dar nnd wird als solche zur Besorgung staatlicher Geschäfte: Vorbereitung 
nnd Durchführung der politischen Wahlen. Veranlagung und Erhebung der 
staatlichen Abgaben. Führung der Personenstandsregister, Bearbeitung von 
Militärangelegenheiten und Durchführung des allgemeinen Schulzwanges — 
in mehr oder weniger weitem Umfange herangezogen. Was außerhalb dieses 
durch staatlichen Auftrag genau umschriebenen Gebietes liegt. bildet den 
sogenannten eigenen Wirkungskreis der (remeinde, innerhalb dessen sie sich 
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unter Beobachtung der Gesetze frei und nach eigenem Ermessen bewegen 
darf. Die Abgrenzung dieses eigenen Wirkungskreises ist gegenüber der 
positiven Gesetzgebung der einzelnen Staaten zwecklos, soweit es sich darum 
handelt, die Grenze gegen die unmittelbare Wirksamkeit des Staates zu suchen 
und in der Weise des alten Naturrechts etwa aus dem inneren Wesen des 
Staates einer- und der Gemeinde andererseits zu bestimmen, welche Zweige 
der öffentlichen Verwaltung dem einen oder der anderen gebühren. Den 
berühmtesten Versuch dieser Art hat das österreichische (Gemendegesetz ge- 
macht, aber man ist sich innerhalb und außerhalb Österreichs ziemlich einig 
darüber, daß der bekannte Text des Artikels V insoweit keinerlei praktische 
Bedeutung beanspruchen kann und in seiner ganz allgemeinen Fassung 
höchstens zu Unklarheiten und Streitigkeiten Veranlassung gibt. Um so 
wichtiger ist dagegen die Frage, wie weit die Zuständigkeit der Gemeinde 
nach der anderen, dem Staate gewissermaßen abgekehrten Seite reicht, oder 
mit anderen Worten, was sie auf dem (łebiete sozialer Fürsorge und wirt- 
schaftlicher Betätigung tun darf und zu unterlassen hat. „Der selbständige 
Wirkungskreis umfaßt überhaupt alles, was das Interesse der Gemeinde zu- 
nächst berührt und innerhalb ihrer eigenen Grenzen durch ihre eigenen Kräfte 
besorgt und durchgeführt werden kann“ — erklärt jener Artikel V des öster- 
reichischen Gesetzes, und in diesem Zusammenhange gewinnt das gerade 
durch die Allgemeinheit des Wortlautes eine ganz besondere Bedeutung. Es 
ist der Grundsatz der unbeschränkten Zuständigkeit der Gemeinde, der hier für 
Österreich verkündet wird und ebenso dem materiellen, wenn auch unge- 
schriebenen Rechte Deutschlands entspricht. Was es aber heißen will, wenn die 
Wirksamkeit der Gemeinde an sich unbeschränkt und nur in räumlicher Beziehung 
durch den lokalen Charakter der Gemeindeaufgaben überhaupt begrenzt ist, 
das wird in seinem vollen Umfange erst deutlich, wenn man damit die Rechts- 
lage in anderen Ländern, vor allem in Frankreich vergleicht. Hier herrscht 
die sogenannte theorie de la spécialité, d. h. die Gemeinde wird ledig- 
lich als öffentlich-rechtliche Korporation zur Erfüllung ganz bestimmter 
öffentlicher Zwecke angesehen, und jede einzelne ihrer Befugnisse muß 
sich auf eine ausdrückliche Ermächtigung durch das Gesetz gründen, widrigen- 
falls ein excès de pouvoir vorliegt, der von jedem Interessenten mit der 
Popularklage verfolgt werden kann. Die Klage geht an den Staatsrat, und 
dieser hat nicht nur im allgemeinen den Eigenbetrieb aller Unternehmungen 
von industriellem oder komnierziellem Charakter, sondern z. B. auch die Über- 
nahme eines privaten Fäkalienabfuhrbetriebes durch die Stadt Lille für un- 
zulässig erklärt, weil die Gemeinde die Kanalisierung ihres Gebietes erst dann 
in die Hand nehmen dürfe, wenn nicht bloß Unlust oder Unfähigkeit der 
Privatinitiative, sondern die effektive Unmöglichkeit gegeben sei. auf anderem 
Wege zur Befriedigung der hygienischen Anforderungen zu gelangen. Von 
ähnlichen (Grundsätzen ausgehend, ist das englische Recht in der Praxis doch 
zu ganz anderen Ergebnissen gelangt. Auch hier gilt zunächst der Satz, daß 
die Gemeinde für jede einzelne ihrer wirtschaftlichen Maßnahmen cine be- 
sondere Ermächtigung durch das Gesetz nachzuweisen habe, und die Gerichte 
haben daraus vielfach Entscheidungen abgeleitet, die denen des französischen 
Staatsrates sehr ähnlich sehen. Zu Gunsten der Städte hat dann aber schon 
früh die Gesetzgebung eingegriffen, indem sie teils durch allgemeine, teils 
durch Spezialgesetze nach und nach alle jene zahlreichen und mannigfaltigen 
Unternehmungen ermöglichte, in deren Betrieb mit den englischen heute 
nur noch die deutschen Städte wetteifern können. Den Weg besonderer 
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Gesetzgebung haben auch Belgien und Italien beschritten, obwohl die thöorie 
de la specialit& rechtlich in keinem der beiden Länder gilt. Während diese 
Gesetzgebung aber in Italien den dort sehr lebhaften und zum Teil nur alte 
geschichtliche Überlieferung fortsetzenden Bestrebungen der Städte auf diesem 
Gebiete eher zum Hemmschuh geworden ist, hat sie in Belgien die hier 
immer noch sehr geringen Sympathien für städtische Eigenbetriebe kaum zu 
stärken vermocht. Die Erklärung für alle diese Erscheinungen ist wohl darin 
zu finden, daß man in Frankreich sowohl wie in Belgien und in Italien den 
ganzen „Municipalsozialismus“ von vornherein als politisches Problem gefaßt 
hat, während er in England wie in Deutschland überwiegend als eine Frage 
wirtschaftlicher Zweckmäßigkeit behandelt worden ist und demgemäß das 
Stadium des Problems verhältnismäßig rasch überwunden hat. 

Daß die Stadtgemeinde in der Erledigung staatlicher Aufgaben, also 
innerhalb des übertragenen Wirkungskreises, an die Weisungen staatlicher 
Behörden gebunden ist, versteht sich auf dem Festlande überall von selbst. 
Dies gilt vor allem für das wichtige Gebiet der Polizei, die zwar als staat- 
liches Hoheitsrecht grundsätzlich nur in Norddeutschland, Frankreich und 
Italien in Anspruch genommen wird, aber auch dort, wo sie an sich als 
Gemeindesache anerkannt ist, doch meist zu einer besonders verschärften 
Staatsaufsicht Veranlassung gibt. Die Form, in welcher die letztere aus- 
geübt wird, ist die der Überwachung, der Normalvorschriften und, wo er- 
forderlich, der besonderen dienstlichen Weisung an die städtische Behörde. 
In England sichert sich die Zentralgewalt die ihr an sich ja fast überall 
verschlossene Möglichkeit zu solchen direkten Weisungen durch das System 
der Beteiligung an den Kosten des betreffenden Dienstzweiges, das ihr vor 
allem im Polizei- und Schulwesen einen immer noch steigenden Einfluß auf 
die Tätigkeit der städtischen Verwaltungen verschafft hat. Für Österreich 
ist das Aufsichtsrecht der Regierung in Polizeisachen dadurch ausgeschaltet, 
daß hier nicht bloß die Polizei in allen ihren dienstlichen Zweigen zum 
selbständigen Wirkungskreise gehört, sondern auch der ganze Bereich dieses 
selbständigen Wirkungskreises grundsätzlich als staatsfreie Sphäre gilt, 
d. h. irgend welcher Einwirkung der Staatsgewalt so gut wie entzogen ist. 
Was in Österreich von Gemeindetutel überhaupt vorhanden, ist im wesent- 
lichen rein negativer Natur, so daß die Staatsregierung jeder Möglichkeit zu 
positiv förderndem Eingriff in die Tätigkeit der Stadtgemeinden entbehrt: 
Die Freiheit der Gemeinde vom Staat findet hier ihren bezeichnenden Aus- 
druck in der Negative, in der Freiheit, nichts zu tun! Den gerade entgegeu- 
gesetzten Weg hat die Gesetzgebung in Frankreich und ihr folgend dann 
auch das italienische Recht eingeschlagen. Nur zögernd ist man im Laufe 
des 19. Jahrhunderts daran gegangen, die französischen Städte aus rein staat- 
lichen Verwaltungsbezirken zu Selbstverwaltungskörpern im modernen Sinne 
auszugestalten, und noch heute ist dieser Prozeß keineswegs als abgeschlossen 
zu betrachten. Noch heute muß jeder Beschluß des conseil municipal der 
staatlichen Aufsichtsbehörde vorgelegt werden, um Rechtskraft erst mit der 
Bestätigung oder, falls diese nicht erforderlich, nach Ablauf eines Monats zu 
erlangen, und diese Vorschrift ist in das italienische Gemeinderecht ebenso 
übergegangen wie die vielfache Ermächtigung der Staatsbehörden zu un- 
mittelbarem Eingreifen in den Gang der Gemeindeverwaltung selbst. Der 
tiefere Grund für diese formelle Beschränkung der Städte ebenso wie für 
die Einengung ihrer Tätigkeit auf wirtschaftlichem Gebiete liegt zweifellos 
in der demokratischen Gestaltung des Wahlrechts und dem dadurch bedingten 
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völlig politischen Charakter der Gemeindeverwaltung. In Deutschland fällt 
dieser Grund weg, und daher konnte das Verhältnis von Zentral- und Lokal- 
gewalt hier eine Regelung erfahren, welche ziemlich genau die Mitte einhält 
zwischen der Unfreiheit der französischen und italienischen Städte auf der 
einen und der Ungebundenheit österreichischer Selbstverwaltung auf der 
andern Seite. Danach steht die Stadtgemeinde zwar auch in der Besorgung 
ihrer eigenen Angelegenheiten der Staatsgewalt nicht völlig frei und selb- 
ständig gegenüber, sondern muß sich eine gewisse Beaufsichtigung gefallen 
lassen. Diese Beaufsichtigung erstreckt sich aber im allgemeinen nur auf 
die Befolgung der Gesetze, den ordnungsmäßigen Gang der Verwaltung und 
die Erfüllung der öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen der Stadtgemeinde. 
Genehmigung von Gemeindebeschlüssen durch die Aufsichtsbehörde ist nur 
in ganz bestimmten Fällen erforderlich, und wo die letztere einen Gemeinde- 
beschluß beanstanden darf, da ist die Stadtgemeinde gewöhnlich in der Lage, 
die Rechtmäßigkeit der betreffenden Verfügung durch Klage im Verwaltungs- 
streitverfahren anzufechten. Das belgische Recht steht dem deutschen in 
dieser Beziehung näher als jedes andere, doch gehen die Genehmigungs- 
befugnisse der Aufsichtsbehörden hier etwas weiter, und vor allem fehlt es 
gegenüber der Suspension oder Annullierung von Gemeindebeschlüssen an 
irgend welchem Rechtsschutz. Ein wichtiges Glied in der Kette der Bezie- 
hungen zwischen Staat und Stadt bildet schließlich die besondere Beteiligung 
der Zentralgewalt an der Besetzung des Bürgermeisterpostens. In England, 
Österreich und merkwürdigerweise auch in Frankreich unbekannt, vollzieht 
sich diese Beteiligung nach deutschem und italienischem Recht in der Form 
staatlicher Bestätigung des von der Gemeindevertretung Gewählten, während 
der belgische und der holländische Bürgermeister überhaupt nicht gewählt, 
sondern vom Könige ernannt wird. Für die übrigen Mitglieder des Gemeinde- 
vorstandes wird staatliche Bestätigung nur in Preußen und teilweise auch 
in Bayern erfordert. 

Das Städterecht der modernen Staaten ist überall in umfangreichen 
Kodifikationen niedergelegt, deren Inhalt im Rahmen einer Skizze auch nicht 
annähernd auszuschöpfen ist. Was hier gegeben werden konnte, war denn 
auch nicht etwa eine eingehend rechtsvergleichende Darstellung, sondern 
lediglich der Versuch einer allgemeinen Übersicht unter Hervorhebung der- 
jenigen Gesichtspunkte, die das Interesse nicht sowohl des Juristen als viel- 
mehr des Politikers zunächst in Anspruch nehmen. Das Ergebnis dieses 
Versuches läßt sich vielleicht folgendermaßen zusammenfassen: Als allgemein- 
europäisches auf den Plan getreten und daher in den Grundzügen überall 
das gleiche, ist das Problem städtischer Selbstverwaltung doch je nach der 
nationalen Eigenart der Völker und der geschichtlichen Entwickelung ihres 
Verfassungslebens in sehr verschiedener Weise gelöst worden. Deutlich zu 
unterscheiden sind dabei drei große Rechtskreise: der englische, der fran- 
zösische und der deutsche. In ihrem eigentlichen Wesen bis in die neueste 
Zeit hinein fast immer mißverstanden, hat die englische Lokalverwaltung 
doch trotzdem oder vielleicht gerade infolgedessen auf die festländischen 
Politiker außerordentlich anregend gewirkt. Unmittelbarer Verpflanzung auf 
fremden Boden ist sie allerdings, eben infolge ihrer geschichtlich gewordenen 
Eigenart, immer unzugänglich geblieben, doch scheint die neueste Entwicke- 
lung diese Eigenart teilweise abschwächen und dafür eine gewisse Annäherung 
an kontinentale Organisations- und Verwaltungstechnik anbahnen zu wollen. 
Frankreich bietet das merkwürdige Schauspiel, daß die Ideen seiner großen 
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Revolution und ihrer Vorläufer überall draußen sehr viel tiefere Wirkung 
getan haben als im eigenen Lande, dessen geltendes Recht, jedenfalls was 
die Stellung der Städte zum Staat betrifft, den Anschauungen des ancien 
régime noch heute näher steht als irgend ein anderes. Von dem demokra- 
tischen Geiste des Gemeindewahlrechts ist die straff zentralisierende Methode 
des Regierungsapparates ebenso wenig beeinflußt worden, wie von der Ein- 
führung der republikanischen Verfassung für den ganzen Staat. Hat man in 
Frankreich und ebenso auch in Italien auf die Weiterbildung oder Wieder- 
aufnahme geschichtlicher Überlieferung grundsätzlich und bewußt verzichtet, 
so ist für das deutsche Recht gerade die Anknüpfung an die guten Zeiten 
des älteren Städtewesens und daneben — gleichfalls im Gegensatz zu den 
lateinischen Völkern — die weitgehende Bewegungsfreibeit bezeichnend, 
welche der Staat hier den Städten zugestanden hat. Auf den gleichen, für 
den Gesamtcharakter zweifellos entscheidenden Standpunkt hat sich trotz 
aller Beeinflussung von Frankreich her auch der belgische Gesetzgeber ge- 
stellt, während Österreich sich aus deutschen und französischen Rechts- 
gedanken ein Städterecht geschaffen hat, das von beiden Vorbildern gleich 
weit abweicht, ohne doch selbst eine neue originale Einheit darzustellen. 

Aus dem besonders wurzellosen und doktrinären Wesen des österreichi- 
schen Rechts erklärt es sich wohl, daß das Verlangen nach einer Reform 
hier besonders lebhaft ist, doch begegnet man Wünschen dieser Art auch in 
jedem anderen Lande, und es ist nicht ohne Humor zu sehen, wie die Blicke 
der Reformer sich mit Vorliebe überall nach dem Auslande richten, das 
seinerseits wieder genau dieselben Vergleiche zugunsten der Nachbarn zieht. 
Die Schiefheit aller solcher Urteile erklärt sich fast immer aus ungenügender 
Sachkenntnis, welche nur zu oft dazu verleitet, auf Einzelheiten ein Gewicht 
zu legen, das ihnen nicht zukommt, und darüber den Gesamtcharakter, vor 
allem aber die nationale und geschichtliche Bedingtheit der fremden Ein- 
richtungen aus dem Auge zu lassen. Eine normale Entwickelung ist überall 
nur möglich auf der Grundlage und in Weiterbildung des Bestehenden, und 
auch Verfassungen lassen sich nicht wechseln wie ein Hemd. Kann aber 
hiernach vor kritikloser Überschätzung fremden Rechtsgutes nicht dringend 
genug gewarnt werden, so empfiehlt sich doch andererseits nicht minder 
dringend eine lebhaftere Beschäftigung mit den Verfassungszuständen und 
Verwaltungseinrichtungen zum mindesten unserer Nachbarn und das Studium 
jener großen Zusammenhänge, welche die Gegenwart mit der Vergangenheit 
und die Geschicke des einen Volkes mit denen des andern verknüpfen. Es 
gehört zu unserm oft beklagten Mangel an politischer Bildung, daß das 
Interesse an diesen Dingen in Deutschland noch so beschämend gering ist. 
Sich selbst zu unterrichten ist für den Einzelnen freilich nicht so einfach, 
denn der Weg zu den Quellen ist mühsam, und was wir an vermittelnder 
Literatur besitzen, will zunächst einmal gefunden sein — es ist nicht allzuviel — 
und empfiehlt sich meistens auch nicht gerade durch gefällige Darstellung. 
Um so wünschenswerter erscheint es, daß nicht bloß unsere Universitäten, 
sondern vor allem auch die mancherlei Fortbildungsveranstaltungen für die 
Männer der Praxis, staatswissenschaftliche Kurse, Vortragsreihen der Freien 
Hochschulen usw., sich der Sache annehmen und den politischen und staats- 
rechtlichen Verhältnissen des Auslandes einen breiteren Raum zumessen als 
bisher. Hier ist ein Feld, das reiche Früchte tragen kann, für den Einzelnen 
durch ihn auch für die Gesamtheit. Beginne man denn mit der Aussaat — 
die Ernte wird nicht auf sich warten lassen! 


JI. 
Die Selbstverwaltung in Frankreich 


Von Arved London 


Einleitung. 

Es gibt wohl kaum eine Frage, die im Laufe des letzten Jahrhunderts 
und bis auf unsere Tage die öffentliche Meinung in Frankreich mehr beschäftigt 
hat als die Dezentralisation der Verwaltung. Seit der großen Revolution ist 
diese Frage nicht mehr vor der Tagesordnung der gesetzgebenden Versamm- 
lungen geschwunden. Die bedeutendsten Politiker und Publizisten Frankreichs 
sind als Verfechter der lokalen Freiheiten ihres Vaterlandes aufgetreten. Es 
handelt sich hierbei nicht um politische Dezentralisation, man vergreift sich 
nicht an der Einheit des Staates, der französischen Nation als solcher. Die 
Anhänger der Dezentralisationsbewegung, und ihrer ist Legion, wollen nicht 
etwa einen Föderativstaat schaffen, bei dem z. B. wie im Deutschen Reiche 
die Staatsgewalt zwischen den einzelnen Bundesstaaten geteilt wäre. Sie 
kämpfen vielmehr für die Dezentralisation der Verwaltung, für die Selbständig- 
keit der lokalen Körperschaften: Region, Departement, Arrondissement und 
Kommune. Wir steben hier nicht einem politischen Kampf, einem Streit der 
Parteien gegenüber; denn die Regionalisten, um das Schlagwort zu gebrauchen, 
mit dem die Vorkämpfer der Dezentralisation nunmehr anzusprechen sind, 
finden wir in allen Parteirichtungen vertreten. 

Und doch spielt auch hier, wie in allen öffentlichen Angelegenheiten 
in der Republik Frankreich, die Politik eine leider allzu große Rolle, und 
wir werden nicht vermeiden können, auf politische Erörterungen wenn auch 
nur beiläufig einzugehen. 

Seit dem Falle des ersten Kaiserreiches ist beständig versucht worden, 
das alte Bollwerk des Absolutismus in der Verwaltung zum Einsturz zu 
bringen; jede auf ihre Popularität bedachte Regierung ist den Wünschen der 
Nation durch Gewährung oder durch Verheißung neuer Rechte an die 
lokalen Versammlungen entgegengekommen. Mancher Fortschritt ist gemacht 
worden, aber vieles ist im Versprechenstadium geblieben, und für die weitere 
Ausgestaltung der Dezentralisation bleibt noch ein weites Arbeitsfeld offen. 

Zum besseren Verständnis der (iegenwart werden wir einen kurzen 
Rückblick auf die Zentralisation und Dezentralisation des „ancien régime“ 
werfen, darauf das Wechseln von Zentralisation und Dezentralisation zur Zeit 
der Revolution schildern und schließlich die eigentliche Darstellung der lokalen 
Freiheiten in ihrer Entwicklung seit der Revolution und in ihrer gegen- 
wärtigen Lage geben. 

Was haben wir nun unter Dezentralisation und unter Regionalismus 
zu verstehen? 
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„Au point de vue de droit“, sagt der bekannte französische Rechts- 
lehrer Hauriou'), „la décentralisation est une manière d'être de l'Etat 
caractérisée par ce fait que l’Etat se r&soud en un certain nombre de per- 
sonnes administratives qui ont la jouissance des droits de puissance publique 
et qui assurent le fonctionnement des services publics en exercant ces droits, 
c'est-à-dire en faisant des actes d’administration.“ Solche „personnes admini- 
stratives“ oder juristische Personen des öffentlichen Rechtes sind heute in 
Frankreich das Departement, das Arrondissement, die Kommune. Aber diese 
lokalen Einheiten sind, obgleich sie verschiedene öffentliche Funktionen aus- 
üben, weit davon entfernt, sich selbst zu verwalten; überall macht sich die 
Kontrolle, die „tutelle administrative“ der Zentralverwaltung bemerkbar. 
Gerade gegen diese Unselbständigkeit richten sich die Bestrebungen der 
Dezentralisatoren. Das Departement dem Departement, das Arrondissement 
dem Arrondissement, die Kommune der Kommune, lautet ihr Kampfruf. 
Aber viele von ihnen gehen weiter; die alte Einteilung in Departements 
scheint ihnen ungenügend, das Departement als solches zu schwach, um 
selbständig lokales Leben zu entfalten. So hat sich in den letzten zwei 
Jahrzehnten eine neue Strömung Geltung verschafft, die über dem Departement, 
aus einer Mehrheit von ihnen, eine neue Einheit schaffen wollen: die Region. 
Dezentralisation, Regionalismus*), ihnen gelten die folgenden Untersuchungen. 


Erstes Kapitel. 
Die lokalen Freiheiten im alten Frankreich und die 
Zentralisation des Ancien regime®). 


Schon in früher Zeit haben lokale Freiheiten in Frankreich bestanden. 
Jede Provinz, jede territoriale Unterteilung hatte ihre eigene Verwaltung. 
Die Provinzialstände, eine gewählte Versammlung von Vertretern der Provinz, 
die sich in der Hauptsache aus den Großgrundbesitzern und den Führern des 
Clerus zusammensetzten, bewältigten allein die Leitung und Verwaltung der Pro- 
vinzen. Sie verteilten selbständig die Steuerkontingente auf die einzelnen Ge- 


!) Hauriou, La Décentralisation, p.482, im Repertoire Béquet, T. 9, 1891. 


2) J. Paul-Boncour et Charles Maurras, Un Débat Nouveau sur 
la République et la Décentralisation, p. 10: Enfin, quelles qu'en soient les 
raisons, et quand bien même il n’y en aurait pas, car les terminologies 
s'imposent et ne se fabriquent pas, régionalisme paraît être le mot nou- 
veau qui désigne le plus souvent une renaissance incontestable des idées 
décentralisatrices et fédéralistes. Pour les jeunes décentralisateurs, ou plutôt 
pour les nouveaux décentralisateurs, car ils comptent dans leurs rangs plus 
d'un vieux militant de la démocratie, la décentralisation n’est pas un souvenir 
du passe ni un rêve d'avenir, encore moins une construction idéologique 
bonne pour tous les temps et pour tous les pays; elle est une nécessité 

ente du nötre, la condition même de certaines réformes politiques et 
sociales dont l’ajournement indéfini est la cause profonde d'un malaise perpétuel 
et de crises périodiques. 

3) Die folgenden historischen Ausführungen sind entnommen aus Monnet, 
Histoire de l'administration en France, p. 1—80. Vgl. ferner Ad. Wahl, 
Vorgeschichte der franz. Revolution, Bd. I; derselbe: Zur Geschichte von 
Turgots Munizipalitätenentwurf in Hirths Annalen des Deutschen Reichs, 
Bd. 16, 1903 S. 866—878; ferner Al. de Tocqueville, L’Ancien Regime 
et la Revolution; Glasson, Histoire du droit et des institutions de l’ancienne 
France. 


London, Die Selbstverwaltung in Frankreich. 187 


bietsteile, und wenn die Könige Steuern in den Provinzen erheben wollten, 
konnten sie es nur mit Einverständnis der Provinzialstände, die sie bewilligen 
oder ablehnen konnten. 

Aber gerade diese Steuerforderungen waren es, die einen vollständigen 
Umschwung der provinzialen Verwaltung und eine Einschränkung der 
provinzialen Selbständigkeit herbeiführen sollten. In vielen Provinzen 
wurde es üblich, dem König das Recht einzuräumen, die Steuern direkt 
zu erheben. So wurden die Provinzialstände völlig abhängig von der könig- 
lichen Gewalt und stellten ihre Beratungen als nutzlos ein. Diese Pro- 
vinzen wurden in kleinere Verwaltungsbezirke, &lections genannt, eingeteilt, 
und an die Spitze jeder élection trat ein königlicher Beamter, der élu. Aller- 
dings waren die Provinzialstände nicht überall dem königlichen Willen ge- 
wichen und hatten sich in vielen Provinzen behauptet. 

Gegen Ende des 14. Jahrhunderts wurde zur Erleichterung der Kontrolle 
bei der Steuererhebung ganz Frankreich in vier Provinzen geteilt; jede Provinz 
zerfiel in mehrere généralités, in denen ein général de finances als Steuer- 
kontrolleur fungierte. 

Bald nach der Schaffung dieses Beamten entsandten die Könige zur 
Verwaltung der neuen Provinzteile einen mit großer Vollmacht ausgestatteten 
Beamten, den Intendanten, der einen wichtigen Faktor in der fortschreiten- 
den Zentralisation bedeutet. Anstatt die allgemeine Unzufriedenheit, die die 
Intendanten durch ihre Willkürherrschaft erregten, zu berücksichtigen, wurde 
das Amt der Intendanten von Richelieu für permanent erklärt‘). Ja, unter 
den Intendanten trat sogar ein neuer Beamter, der subdélégué, ein Vorläufer 
des heutigen Unterpräfekten, der als Vermittlungsorgan zwischen den Kom- 
mupen und dem Intendanten fungieren sollte. Der König erhöhte seine eigene 
Autorität, indem er die Vollmacht dieser beider Beamten beständig erweiterte. 
Bisweilen ließen die Provinzialstände, die noch übrig waren, Klagen laut 
werden. Der König antwortete, indem er einer großen Zahl von généralités 
die Ständevertretung entzog. 

Auch kommunale Freiheiten haben in Frankreich frühzeitig bestanden, 
aber infolge der wechselnden Macht der Zentralgewalt sind wie im Depar- 
tement so auch in der Gemeinde die lokalen Freiheiten mannigfachen Än- 
derungen unterworfen gewesen. 

Mit dem Aufblühen der Städte im 12. Jahrhundert begannen auch 
deren Versuche, die drückende Hand des Königs oder der Territorialherren 
von sich abzuschütteln?). Fast überall gelang es ihnen, dem Souverän ihren 
Willen zu diktieren und sich in Charten die erhaltenen Freiheiten garantieren 
zu lassen °); andere erlangten ihre Freiheit auf Grund gütlicher Einigung. 


!) Mémoires du marquis d’Argenson, S. 180. — Die folgenden Worte hat 
der bekannte Nationalökonom Law geäußert: Jamais je n’avais cru ce que 
j'ai vu pendant que j'ai administré les finances. Sachez que ce royaume de 
France est gouverné par 30 intendants. Vous n’avez ni parlement, ni états, 
ni gouverneurs, j’ajouterais presque ni roi, ni ministres; ce sont 80 maitres 
de requête, commis aux provinces, de qui dépendent le bonheur ou le mal- 
heur de ces provinces, leur abondance ou leur stérilité. 

D Vgl. für die städtische Organisation des ancien régime insbesondere: 
Esmein, Histoire du droit francais, p. 286—310; Loppin, Selfgovernment 
local en France p. 15—36; Ad. Wahl, Vorgeschichte der franz. Revolution 
Bd. I; Al. De Tocqueville, Ancien régime, insbes. Kp. 3, S. 83 ff. 

D Esmein, Histoire du droit français, p. 295. 
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An den Orten, wo das Resultat besonders günstig war, entstand damals 
die Kommune als Folge einer Art Eidgenossenschaft (conjuratio), den die 
Einwohner sich gegenseitig leisteten’). Sie schworen sich Beistand und 
Schutz nicht nur gegen äußere Feinde, sondern auch gegen die Übergriffe 
des Stadtberrn (Seigneur). So erklärt sich die Bezeichnung als commune 
juree, die in Nordfrankreich gebräuchlich war. Die Gemeinden im Süden 
dagegen heißen häufiger consulats. Unter den Befugnissen, die sich die 
Städte von ihren Stadtherren garantieren ließen, ist vor allem das Beamten- 
ernennungsrecht, das Münzrecht und die Gerichtsbarkeit zu erwähnen. 

Die Verwaltung der Stadt liegt in den Händen einer beratenden Körper- 
schaft, deren Mitglieder bald Geschworene, bald Pairs, bald Schöffen heißen 
und alle Befugnisse der Kommune ausüben’). An der Spitze steht der Maire, 
dessen Einfluß auf die Verwaltung aber nicht größer ist als die jedes anderen 
Ratsmitglieds. Die Wahl des ersten Municipalleamten erfolgt aus einer Liste 
von drei Kandidaten, die vom Maire und den abgehenden Schöffen vorge- 
schlagen werden. Neben den eigentlichen Beamten haben viele Städte den 
einfachen Bürgern eine wichtige Stellung in der Gemeinde eingeräumt, indem 
sie dieselben an der Finanzverwaltung teilnehmen ließen. 

Die Masse der Bürger kam in der allgemeinen Bürgerversammlung zu 
Wort (assemblée generale des habitants de la commune). In dieser Ver- 
sammlung, die übrigens nicht regelmäßig zusammentrat, wurde über die 
wichtigeren Kommunalangelegenheiten beraten, so z. B. über die Wahlen der 
städtischen Beamten fl. 

Vom Tage ihrer Emancipation aus der Gewalt des Stadtherrn mußten 
die Kommunen sich zur Deckung der Ausgaben Einnahmequellen schaffen; 
zu diesem Zwecke ließen sie sich in der Verfassung, ınit der sie vom Stadt- 
herrn bewidmet wurden, das Recht einräumen, in gewissen Grenzen den 
Bürgern communale Steuern auferlegen zu dürfen. Die wichtigste direkte 
Steuer war die taille communale, der sich kein Bürger entziehen durfte. Sie 
wurde nach dem Betrage des Vermögens festgesetzt, über das der Steuer- 
pflichtige unter seinem Eide genaue Angaben machen mußte*). Außerdem 
hatten die Gemeinden Einnahmen aus den Gerichtsgefällen, sowie der Ver- 
mietung oder Verpachtung städtischen Grundeigentums®). 


1) Ein Beispiel hierfür u. a. bei Aug. Thierry, Lettres sur l’histoire 
de France (œuvres compl. V, S. 218); vgl. ferner Esmein, Histoire du droit 
francais, p. 804. 

"1 Esmein, Histoire du droit francais. p. 305. 

°) Ad. Wahl, Vorgeschichte..., S. 81: Wenden wir unseren Blick auf die 
bedeutendste Organisation der Stadtbewobner, nämlich die Stadtverfassung, so 
müssen wir sorgfältig scheiden zwischen den Formen, die sie annahm, und 
dem Leben, wie es sich unter diesen Formen abspielte. Liest man die zahl- 
reichen Edikte, welche sich im 17. und 18. Jahrhundert mit der Verfassung 
der Städte beschäftigen, so könnte man meinen, im alten Frankreich habe 
reges kommunales Leben geherrscht. Ferner, findet man vielfach als oberste, 
entscheidendste Behörde der Stadt die Versammlung aller Bürger bezeichnet, 
so könnte man der Ansicht sein, hier recht demokratische Gemeinwesen vor 
sich zu haben. Allein man würde in beiden Fällen dem Irrtum verfallen, 
das ancien régime lediglich nach seinen Gesetzen zu beurteilen, was im Guten 
wie im Schlimmen durchaus unzulässig ist. 

*) Loppin, Selfgovernment local en France, p. 29/30. 

5) An indirekten Steuern sind städtische Getreidezölle (droits de minage), 
eine Art Chausseegeld (droits de cauchiage) und vor allem die Octrois zu 
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Aber die Kommunen sollten sich nicht lange der Vorteile ihrer Unab- 
hängigkeit erfreuen. In ihrer Unkenntnis der Budgetaufstellung machten 
sie Ausgaben, für welche die Einnahmen keine genügende Deckung gewährten, 
und so sahen sie sich zu Anleihen genötigt‘). Dies wurde der Grund zum 
Verlust ihrer Freiheiten. Denn weder der Stadtherr noch der König, deren 
Unterstützung sie in Anspruch nehmen mußten, versäumten die gute Ge- 
legenheit, um sich die Vorrechte wieder einräumen zu lassen, auf die sie 
einst zugunsten der Kommune hatten verzichten müssen. Die Zwistigkeiten 
und die Unordnung in den Kommunalversammlungen gaben ihnen will- 
kommenen Anlaß zum Einschreiten. 

Allmählich mußte die kommunale Regierung, die an vielen Orten in 
Anarchie ausgeartet war, den Beamten des Königs weichen. So wurden 
z. B. Wahlen der städtischen Beamten, die dem König nicht genehm waren, 
vielfach für ungültig erklärt. Schließlich proklamierte ein Edikt Ludwig 
des XIV. (1691) die Vererblichkeit der Mairewürde. Die städtischen Ämter, 
die bisher mit von den Bürgern gewählten Beamten besetzt gewesen waren, 
wurden sogar allgemein käuflich. Die Einnahmen aus diesem Ämterhandel 
sollten zur Füllung der leeren königlichen Schatulle dienen?). Durch diese 
„Reform“ waren die Städte ganz in die Gewalt der vom König entsandten 
Intendanten geraten. Diese gaben oder verweigerten den städtischen Ver- 
Sammlungen willkürlich das Recht, zusammenzutreten und erstreckten ihre 
Tätigkeit selbst auf ganz unwichtige städtische Angelegenheiten. Natürlich 
mußte eine so enge Bevormundung die städtische Verwaltung vollständig 
lähmen?). 

„Doch wäre es verfehlt zu glauben“, sagt Wahl, „daß die Freiheiten 
der Städte überall verschwunden waren; trotz dieser Bevormundung haben 
sich viele Inhaber städtischer Ämter viel um die Angelegenheiten der Stadt 
bekümmert. . . . In den im 18. Jahrhundert überall neu entstehenden Rat- 
bäusern finden wir die Beamten eifrig arbeitend, Versammlungen abhaltend, 
redend, miteinander streitend und sich wichtig tuend, als ob auf ihre Ent- 
scheidung alles angekommen wäre.“ 


nennen, die von den in die Stadt eingeführten Waren erhoben wurden; siehe 
Glasson, Histoire du droit es des institutions de l’ancienne France p. 100, 
tome 5, 1893. 


') Glasson, l. cit. p. 108: aussi, malgré la multiplicité de ces taxes, 
directes ou indirectes, beaucoup de villes se trouvaient dans une situation 
assez précaire; elles en étaient alors réduites à contracter des emprunts. ... 


TI Tocqueville. L’Ancien régime, p. 84: Louis XI avait restreint les 
libertés municipales parce que leur caractère démocratique lui faisait peur; 
Louis XIV les détruisit sans les craindre. Ce qui le prouve, c'est qu’il les 
rendit à toutes les villes qui purent les racheter. En réalité, il voulait moins 
les abolir qu'en trafiquer et. s'il les abolit en effet, ce fut pour ainsi dire 
sans y penser, par pur expédient de finances. 


») Vgl. Ad. Wahl, Vorgeschichte, Bd. I, S. 82: Es ist festzustellen, daß 
eine große Zahl der Ämter ganz ohne Bedeutung war, außer daß sie den 
Inhabern Vorteile brachten - daß ferner von einer Selbständigkeit der Beschluß- 
fassung der Städte in allen wichtigeren Dingen keine Rede sein konnte. 
Vielmehr standen sie unter der schärfsten Aufsicht der Intendanten, die ihre 
Ausgaben kontrollierten, die öffentlichen Arbeiten durch staatliche Angestellte 
leiten ließen, alle Anleihen und Steuern genehmigten, ja Strafen gegen städ- 
tische Beamte auf administrativem Wege verhängten. 
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So erklärt sich die große Verschiedenheit in der Organisation der Städte; 
so viel Städte, so viel verschiedene Verwaltungsformen'). Der lange Kampf 
zwischen Monarchie und lokalen Körperschaften endete unter Ludwig XIV. 
mit dem Siege der Monarchie. 

Unter Ludwig XV. trat ein Rückschlag ein. In der Literatur kamen 
die lokalen Gewalten wieder zu Wort. Allenthalben erhob sich Widerspruch 
gegen die schwachgewordene Monarchie, Widerspruch vor allem gegen die 
Besteuerung "1. 

Zunächst ist das Erscheinen einer anonymen Schrift im Jahre 1750 zu 
erwähnen, deren Neuausgabe im Jahre 1758 die Unterschrift keines Geringeren 
als des Marquis de Mirabeau trug”). Eindringlich weist Mirabeau in dieser 
Schrift darauf hin, daß die der Monarchie drohende Gefahr nur durch Ge- 
währung weitgehender lokaler Freiheiten abgewendet werden könne. Für 
ihn sind die Provinzialstände das schlechthin Gute, sie möchte er in jeder 
Provinz Frankreichs wieder eingeführt wissen ‘). 

Wenige Jahre später, im Jahre 1764, erschien unter dem Titel „Con- 
sidörations sur le gouvernement de la France“, eine Schrift, deren damals 
schon verstorbener Verfasser, der Marquis d’Argenson. als einer der frucht- 
barsten politischen Köpfe des 18. Jahrhunderts angesprochen werden muß. 
Der Reformplan Argensons, wie er 1737 niedergeschrieben war, wünscht in 
der Hauptsache folgendes’): „In den ländlichen Gemeinden, Marktflecken und 
Städten sollen Volksbeamte, magistrats populaires, eingeführt werden, die 
von den Intendanten aus von der Bevölkerung vorgeschlagenen Kandidaten 
zu erwählen seien. Diesen Beamten sei die Berechtigung zu verleihen, mit 
Genehmigung des Intendanten zu Kantonalversammlungen zusammenzutreten, 
um hier über die Angelegenheiten größerer über den Städten stehender 
Bezirke zu beraten. In einen zweiten Entwurf wird als Reihenfolge von Selbst- 
verwaltungskörpern vorgeschlagen Gemeinde-, Distrikts- und Provinzialver- 
sammlungen. Die neuen Körperschaften sollten die Verteilung der vom 
König suferlegten Steuern vornehmen, den Monarchen über die Bedürfnisse 
der Provinzen aufklären und selbständige Wohlfahrtspflege innerhalb be- 
stimmter Grenzen treiben.“ 

Ähnliche Gedanken finden wir zu Anfang der Regierung Ludwig XVI. 
in dem Munizipalitätenentwurf Turgots, den der König zum Minister berufen 
hatte. Durch weitgehende lokale Freiheiten sollten die Bürger zur Mitarbeit 
des Staates mit herangezogen werden. Gemeinde, Kreis und Provinz sollten 
durch gewählte Organe (municipalités ou assemblées de villes, assemblées 
d’arrondissement, assemblées de province) ihre ihnen vom König auferlegten 
Steuern selbst aufbringen und Wohlfahrtspflege, Armenpolizei, Wegebau und 
öffentliche Arbeiten in eigene Hand nehmen. Eine von den Provinzial- 
versammlungen zu bildende Reichsversammlung sollte das Werk krönen und 
dem König in allen Verwaltungsangelegenheiten beratend zur Seite stehen. 


*) Esmein, Histoire du droit français p. 296: Ce qui caractérise le droit 
municipal du moyen âge, c'est la particularité et diversité. 

TI Ad. Wahl in Hirths Annalen S. 866. 

D Mirabeau, Mémoires sur les assemblées provinciales. 

t4) Monnet, |. c., p. 42. 


6 SSC das Nähere bei Wahl, Turgote Municipalitätenentwurf, l. c. 
. 867 ff. 
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Doch bevor Turgot seine Pläne zur Ausführung bringen konnte, wurde er 
abberufen. 

Sein Nachfolger, Necker, richtete 1778 ein langes Memorandum an den 
König, das folgendermaßen begann '): 

„Eine Menge von Klagen haben sich zu allen Zeiten gegen die in den 
Provinzen angewandte Regierungsform gerichtet. Diese Klagen treten jetzt 
häufiger als je hervor und man könnte nicht fortfahren, sie zu ignorieren, 
ohne sich vielleicht schwere Vorwürfe machen zu müssen.“ 

Ludwig XVI. willigte in einen Versuch und genehmigte, daß die Inten- 
danten ihre Zuständigkeit fortan mit einer Provinzialversammlung teilen 
sollten. Damit war das Wiederaufnehmen der lokalen Freiheiten besiegelt 
und die neue Provinzialverwaltung wurde in fast allen généralités eingeführt. 
Necker selbst aber wurde das Opfer seiner liberalen Politik. 

„Doch schon im Jahre 1787“, sagt Monnet", „wurde die Errichtung 
der Provinzialversammlungen, die im Anfang der Regierung Ludwig XVI 
eine weise Reform gewesen wäre, eine notwendige Maßregel, die sich aus 
der Lage der Verhältnisse ergab.“ Auf Grund der neuen Gesetze ging die 
lokale Verwaltung auf drei Versammlungen über’). Die wichtigste, welche 
die Arbeit der zwei anderen zentralisierte, war eine provinziale Versammlung, 
die ihre Tagung in der Hauptstadt der Provinz abhielt. Ebenso wurde jeder 
Distrikt durch eine eigene Versammlung verwaltet; und endlich hatte jede 
Stadt, jedes Dorf ihr eigenes Beratungsorgan. 

Leider hatten die lokalen Versammlungen nicht Zeit, die Hoffnungen 
zu erfüllen, die man mit Recht auf sie setzen durfte. Zu lange hatte das 
Königtum die Geduld der Nation auf die Probe gestellt, Die entfachten 
Volksleidenschaften sahen in den lokalen Konseils keine genügende Garantie 
für die ersehnte Freiheit mehr, man wollte direkt mit dem Königstum ab- 
rechnen; die Revolution war unvermeidlich geworden. 


Zweites Kapitel. 
Die Revolutionsperiode. 


„So kam denn die merkwürdige Reform in Gang, die seit Ende 1789 
Frankreich auf dem Papier umwälzte, — eine Reform nur in der Verfassungs- 
gesetzgebung, nicht in der Verwaltungsorganisation. Ungetan blieb alles, was 
in den äußeren Einrichtungen und im handelnden Personal hätte gebessert 
werden sollen")? In dem Bestreben, die Macht der Zentralgewalt endgültig zu 
brechen, teilte die konstituierende Versammlung Frankreich in 83 Departements 
ein, die sich wieder in Distrikte, Kantone und Kommunen unterteilten. Diese 
Einteilung in Departements ist u. E. als Willkürakt zu bezeichnen, von den 
ursprünglichen Provinzen war keine Spur mehr zu entdecken. 

Was nun die Verwaltung in diesen neuen Gebietsteilen anbetrifft, so 
war sie wie folgt organisiert: Eine gewählte‘) Versammlung von 36 Mitgliedern, 


!) Monnet, l. c. S. 51. 

D Monnet, ]. c. S. 72. 

D Monnet, S. 79/80. Lanlaud, La Décentralisation et les conseils 
généraux, p. 47. 

*) Richard Schmidt, Allgemeine Staatslehre, B. II, S. 804. 


D Der neuen Organisation lag demnach als wichtigste Errungenschaft 
das Wahlprinzip zu Grunde. 
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der Conseil de Departement, hielt alle Jahre eine Tagung von einem Monat 
ab und ernannte vor der Trennung eine zweite Versammlung von acht Mit- 
gliedern, Directoire genannt. aus ihren Reihen. Das Directoire verwaltete 
nunmehr das Departement für den Rest des Jahres im Namen des Departement- 
rats. Ein procureur general syndic, der ebenso wie die Ratsmitglieder von 
den Urwählern gewählt wurde, wohnte allen Sitzungen der Versammlungen 
bei, hatte aber keine beratende Stimme. Kein Bericht durfte den Versamm- 
lungen vorgelegt werden, den er nicht vorher gesehen hatte, und kein Be- 
schluß durfte gefaßt werden. ohne daß er dazu seine Meinung geäußert hatte. 
Die Departementsverwaltung wurde tätig in doppelter Eigenschaft, als 
Organ des Departements selbst und als Organ der Zentralbehörde. „Unter 
Aufsicht der gesetzgebenden Körperschaft und gemäß deren Beschlüssen“ 
hatte die lokale Verwaltungsbehörde die Verteilung der auf ihr Gebiet ent- 
fallenden Steuern vorzunehmen. Diese Steuern, die in Grund- und Mobiliar- 
steuern zerfielen, bildeten in dem neuen Finanzregime "ue der ständigen 
Einnahmen des Budgets‘) °». Ebenso hatten die Departements gewisse Aus- 
gaben zu bestreiten ans Mitteln, die ihnen zur Verfügung gestellt wurden. 
In zweiter Linie handelte die Departementsverwaltung als Organ und 
kraft Delegation der Zentralgewalt. Unter der Autorität des Königs war sie 
nicht nur mit der Verwaltung der lokalen Interessen, sondern auch mit der 
Fürsorge für gewisse allgemeine Angelegenheiten betraut; unter diesen sind 
zu nennen die öffentliche Wohlfahrtspflege. das Unterrichtswesen, die öffent- 
lichen Arbeiten etc TL 
Unter der Departeınentsverwaltung stand dieDistriktsverwaltung, die ihrer- 
seits vom Conseil de District und dem Directoire de District ausgeübt wurde. 
Auch die Gemeinden erhielten eine einheitliche Verfassung. Der Ver- 
waltungskörper sowohl der Stadt- als auch der Landgemeinden bestand nun- 
mehr aus einem von allen Bürgern gewählten Munizipalrat, aus dem Maire 
und dem procureur syndic, die ebenfalls gewählt wurden‘). Neben diesen 
drei Organen, denen die Erledigung der laufenden Geschäfte oblag, bestand 
eine Notabelnversammlung, die in Verbindung mit Munizipalrat, Maire und 
Syndikus den Generalrat der Gemeinde bildete und sich nur mit den wichtigeren 
Angelegenheiten befaßte.e. Auch die Munizipalitäten’) haben eine doppelte 
Vollmacht, „un pouvoir propre au pouvoir municipal) et un pouvoir délégué 
de l'Administration centrale“. Der (teneralrat berät und beschließt ins- 


') S. Lucay, La Décentralisation. p. 48/49. 

?) Gesetz vom 22. Dez. 1789, Art. I (Sektion II), abgedr. bei Ferron, 
Institutions rnunicipales . . . . S. 46: Les Administrations de Département 
seront chargées sous l'inspection du corps legislatif et en vertu de ses décrets, 
1° de répartir toutes les contributions directes imposées à chaque département. 

3) Siehe den Art. 2. d. Ges. v. 22. Dez. 1789 bei Ferron. l. c. S. 46. 

t) Ges. vom 14. Dez. 1789. Art. 5.: Tous les citoyens actifs de chaque 
bourg, paroisse ou communauté pourront concourir à l'élection des membres 
du corps municipal. 

5) So werden die Verwaltungskörper der Gemeinden bezeichnet. 

°) Leroy-Beaulieu, Liberté locale en France et en Angleterre p. 83: 

. régir les biens et revenues des villes, bourgs. paroisses et communautés, 
régler et acquitter celles des dépenses locales qui doivent être payées des 
deniers communs; diriger et faire exécuter les travaux publics qui doivent 
être à la charge de la communauté; administrer les établissements qui appar- 
tiennent à la commune etc. 
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besondere über Erwerb und Veräußerung von Liegenschaften der Gemeinde, 
über außerordentliche Abgaben zu kommunalen Zwecken, über Anleihen, kurz 
über alle wichtigeren Angelegenheiten von kommunalem Interesse. Aber 
alle Beschlüsse unterliegen der Kontrolle des Departement-Direktoriums. 

Die assemblée legislative erneuerte die Rechte der Munizipalitäten 
im Gesetze vom 29. November 1791 und sicherte vor allem die Öffentlichkeit 
der Beratungen der munizipalen Körperschaften. 

Leider war dieConstituante in ihren Dezentralisationsbestrebungen über 
das Ziel hinausgegangen und hatte der Anarchie Tür und Tor geöffnet. Alle 
von ihr geschaffenen Verwaltungskörper in Departement, Distrikt und Ge- 
meinde waren voneinander unabhängig und entbehrten jeden Zusammen- 
hanges mit der Zentralgewalt. So war die Zersetzung der Verwaltung eine 
unausbleibliche Folge, und sie sollte dem Lande fast noch verhängnisvoller 
werden als die Willkürherrschaft des Intendanten. 

Bald finden wir die Zentralisation wieder am Werke, und durch den 
Konvent') und das Directoire wurden an der Verfassung der Konstituante 
einschneidende Änderungen vorgenommen. Die wichtigsten finden sich in 
der Konstitution des 5 fructidor des Jahres III (22. August 1795) °). In dieser 
wurden die bisherigen Wahlversammlungen beseitigt und die Verwaltung lag 
nunmehr in den Händen einer Kollektivbehörde, welche auch Direktorium 
hieß und aus fünf gewählten Mitgliedern bestand. 

Was die Gemeinden anbelangt, so wurde die einheitliche Kommunal- 
verfassung des Jahres 1789 beseitigt. Es werden nunmehr Gemeinden mit 
weniger als 5000 Einwohnern von solchen mit größerer Einwohnerzahl unter- 
schieden. An der Spitze der Gemeinden der ersten Gruppe standen ein 
Munizipalbeamter und ein Adjoint, die beide gewählt wurden. Diese beiden 
Beamten vereinigten sich mit ihren Kollegen aus den anderen Gemeinden 
des betreffenden Kantons zu einer Versammlung, die über die gemeinsamen 
Interessen beriet. Die eigentliche Verwaltungstätigkeit war den (temeinden 
zwar geblieben, aber sie hatten kein selbständiges Beschlußrecht mehr. Die 
größeren Gemeinden hatten einen Verwaltungskörper, der aus mehreren (fünf 
bis neun) Beamten bestand, aber auch diesem stand kein Beschlußrecht mehr 
zu. Die Gemeinde war somit aus einer souveränen Körperschaft ein Hilfs- 
organ des Staates geworden, und je mehr wir uns dem Jahre VIII nähern, 
desto mehr machte sich der Despotismus der Zentralgewalt geltend”). „Das 


1) Lucay zitiert in seiner Décentralisation folgende Worte des Historikers 
Thiers (S. 61): L'Assemblée Constituante et la Convention nationale, après 
avoir successivement remanie l’organisation administrative de la France avaient 
abouti à un état de choses qui était l'anarchie même. Des administrations 
collectives à tous les degrés, deliberaut perpétuellement et n’agissant jamais, 
ayant à leur côté des commissaires du gouvernement central chargés de 
solliciter auprès d’elles ou l'exécution des affaires d'Etat ou l'exécution des 
affaires locales, mais privées du pouvoir d'agir eux-mêmes. ... 

1) Über das negative Ergebnis dieser Organisation des Jahres III äußerte 
sich der Berichterstatter des Departementsgesetzes von 1833, Vivien, wie folgt: 
Durch Abschaffung der beratenden Versammlung und indem sie die admini- 
strative Aktion einer Mehrheit von Personen übertrug, beraubte sie die Zentral- 
gewalt jeden Nachdrucks und die Bürger jeder Garantie. 

D Tocqueville, Ancien régime .... . Vorwort VII: La Révolution a 
eu deux phases bien distinctes, la premitre dans laquelle les Francais semblent 
vouloir tout abolir dans le passé, la seconde où ils vont y reprendre une 
partie de ce qu'ils y avaient laissé. 


Zeitschrift für Politik. 7. 18 
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herrschende Frankreich '), vor allem das Zentrum Paris feierte durch die 
Kommissare des Wohlfahrtssausschusses Orgien wüstester Zerstörung in den 
Provinzen und Provinzstädten, um in der Bretagne, Vendee, Provence, 
Picardie die letzten kraftvollen Reste landschaftlicher Selbständigkeit, in den 
Städten wie vor allem der zweiten Stadt des Reiches, dem reichen glänzenden 
Lyon, jede Regung kommunalen Geistes niederzutreten.“ 

Durch das Pluviösegesetz vom Jahre VIII (17. Februar 1800) sollte die 
Zentralisation zur alleinigen Herrschaft gelangen. Dieses sich als übertriebene 
Reaktion gegen die begangenen Fehler äußernde Gesetz setzte sich in zwei 
wichtigen Punkten in Gegensatz zu den bisherigen Verfassungen: 

1. Man sprach nicht mehr von departementalen, kommunalen, kurz 
lokalen Interessen, nur die allgemeinen Interessen wurden bei der neuen 
Verwaltungsorganisation berücksichtigt. Departement und Kommunen sind 
nur noch Verwaltungsbezirke, konzentrische Kreise im Rahmen der Zentral- 
gewalt, die fast alle lokalen Angelegenheiten nunmehr selbständig regelt. 

2. Das Wahlsystem wird beseitigt. Anfänglich wurden wenigstens die 
Mitglieder der beratenden Versammlungen aus den sogenannten Vertrauens 
listen (listes de confiance) entnommen. Doch bald maßte sich Napoleon ihre 
eigenmächtige Ernennung an. 

Die bedeutendste Tat der Verfassung vom Jahre VIII ist die Schaffung 
der Generalräte *) für die Departements, womit die beratenden Versammlungen 
von 1789 unter anderer Bezeichnung wieder hergestellt wurden. Der General- 
rat sollte je nach der Einwohnerzahl des Departements aus 16—20 Mitgliedern 
bestehen, die von der Zentralgewalt ernannt wurden. Seine Tagungszeit 
durfte 15 Tage nicht übersteigen. Die Haupttätigkeit der Generalräte bestand 
darin, für eine unparteiische Verteilung der Steuern unter die Arrondissements 
zu sorgen"). Ferner hatten sie Zuschläge für departementale Zwecke fest- 
zusetzen; endlich durften sie ihre Meinung äußern über Maßnahmen, die im 
Interesse des Departements getroffen werden sollten. Aber da, wie oben 
erwähnt, die Mitglieder des Generalrats vom Staatsoberhaupt ernannt wurden, 
gerieten sie in vollständige Abhängigkeit von der Zentralgewalt und ihre 
Initiative war ausgeschlossen. 

Die kollektiven Verwaltungsorgane der vorhergehenden Verfassung wurden 
beseitigt und die Exekutive einem einzigen Beamten, dem Präfekten über- 
tragen, der das Departement fast selbstherrlich nach den Weisungen der 
Zentralgewalt verwaltete‘*). 

Auch die Kommune ist nach der neuen Verfassung weit verschieden 
von der des Jahres 1789. Sie hat zwar wieder eine beratende Versammlung 
und einen Maire, die gemeinsam die Munizipalität bilden; aber die Versammlung 


') So R. Schmidt, Allg. Staatslehre, Bd. II, S. 810. 

”) Art. 2 der Verfassung: D y aura dans chaque département un préfet, 
un conseil de préfecture et un conseil géneral lesquels rempliront les fonctions 
exercées jusqu'alors par les administrations et commissaires de département. 

D Art. 6 des Pluviôsegesetzes. Vgl. auch die Motive: L’Objet des Conseil 
généraux et d’arondissements est essentiellement d'assurer la répartition des 
impöts entre les arrondissements, villes, bourgs ou villages du departement 
et de concilier les conflits relatifs à cette opération d'op depend l'équité de 
assiette sur les particuliers. 

"Art 3, eodem: lui seul (le préfet) doit agir, le Conseil général 
délibère et contrôle, le Conseil de préfecture juge. 
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ist machtlos und der Maire absoluter Herrscher der Gemeinde. Als solcher 
vereinigt er in seinen Händen alle Befugnisse der ehemaligen Munizipali- 
täten, aber dafür wird er von der Zentralgewalt ernannt und muß deren 
Weisungen befolgen. So war auch die Kommune ein Opfer der Zentralisation 
geworden. 

Das Prinzip, das das Gesetz vom Jahre VIII beherrschte und in den 
Motiven zum Ausdruck kam, besteht in den Worten: „Administrer doit ötre 
le fait d’un seul homme, juger le fait de plusieurs.“ 

Leider hat das Gesetz, das, wie nicht zu leugnen ist, in vieler Hinsicht 
für die moderne Verwaltungsorganisation Frankreichs bahnbrechend gewirkt 
hat, das Maß einer vernünftigen Reform weit überschritten und den lokalen 
Verwaltungen jede Lebensfähigkeit genommen'). Und noch bis heute hat 
sich die lokale Gesetzgebung nicht von den Schranken befreien können, die 
ihr vor mehr als einem Jahrhundert auferlegt worden sind. 


Drittes Kapitel. 
Die Selbstverwaltung im 19. Jahrhundert. 


Unter der Restauration wurde zwar die Organisation des Staates geändert, 
aber die Verwaltung blieb bestehen, wie sie das Gesetz vom Jahre VIII 
geordnet hatte”). Mehrfach wurden in den Kammern Gesetzentwürfe über 
die lokale Verwaltung eingebracht, aber sie führten zunächst zu keinem 
Resultat. So lag im Jahre 1822 den Kammern ein Gesetz vor, das u.a. die 
Willkür des Staatsoberhauptes bei der Ernennung der Generalratsabgeordneten 
beseitigen sollte und zwar in der Weise, daß die Mitglieder des Generalrates 
einer von den Departementseinwohnern aufgestellten Vorschlagsliste zu ent- 
nehmen seien. Durch Sturz des Ministeriums, das den (Gesetzentwurf ein- 
gebracht hatte, war auch dessen Schicksal besiegelt. Aber die Frage der 
lokalen Verwaltungen blieb trotzdem an der Tagesordnung; endlich, durch 
die Konstitution vom Jahre 1830, wurden dem Lande auf einem Wahlsystem 
beruhende lokale Einrichtungen verheißen?)*). 

Das Gesetz vom 22. Juni 1833 verwirklichte teilweise die Versprechungen 
vom Jahre 1830. Das Wahlprinzip wird für Departement und Arrondissement 
wieder eingeführt und damit dem Departement die Lebensfähigkeit zurück- 
gegeben. 


D Lucay, La Décentralisation, p. 72. La Révolution n’a laissé debout 
que les individus, et la dictature qui l’a terminée, a consommé sous ce rapport 
son ouvrage; de la société en poussière est sortie la centralisation. Elle nous 
a fait un peuple d’administres sous la main de fonctionnaires irresponsables, 
centralisés eux-mêmes dans la main du pouvoir dont ils sont les ministres. 
(Aus der Rede des Abgeordneten Royer Collard in der Kammersitzung vom 
22. Jan. 1822.) 


?) Über die Selbstverwaltung Frankreichs im XIX. Jahrhundert vgl. ins- 
besondere Rudloff in der Zeitschrift für Staatswissenschaften, Bd. 61. 


D Il sera pourvu successivement par des lois séparées et dans le plus 
bref délai possible aux objets suivants . . . institutions départementales et 
municipales fondées sur le système 6lectif. 

*) Da die departementale und municipale Verwaltung in den folgenden 
Gesetzen getrennt geregelt wurde, wollen wir fortan das Departement und 
die Gemeinde besonders behandeln. 
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Die Reform von 1833 hatte die Erweiterung der Befugnisse des General- 
rats zuar notwendigen Folge, durch Gesetz vom Jahre 1838. 

Nach diesem entscheidet der Generalrat endgültig (daher: decisions) 
als Delegierter der Zentralgewalt über die Verteilung der direkten Steuern 
unter die Arrondissements und über die Festsetzung von Zuschlägen zu den 
direkten Steuern innerhalb der vom (Gesetz erlaubten Grenzen'). 

Als Vertreter des Departements verwaltet der (Generalrat den Departe- 
mentsbesitz und beschließt über die in dem Departement vorzunehmenden 
öffentlichen Arbeiten. Über sonstige Angelegenheiten, wie Aufnahme von 
Anleihen, Erwerb und Veräußerung von Departementseigentum, konnte der 
Generalrat nur beraten, und zur Ausführung dieser Beschlüsse bedurfte es 
der Genehmigung der Regierung (délibérations). 

Zu dieser Gruppe von Gegenständen gehörte auch das Budget, dessen 
Struktur recht kompliziert erscheint’). Die Ausgaben waren geschieden in 
ordentliche, fakultative, außerordentliche und spezielle. Über die ordentlichen 
Ausgaben, so für Unterhaltung der öffentlichen Departementsgebäude und 
Straßen, Wohlfahrtspflege etc., konnte der Generalrat nicht bestimmen; sie 
unterstanden völlig dem Willen der Regierung, die sie zwangsweise in das 
Budget eintragen konnte; dagegen war dem Generalrat Selbständigkeit für 
die Festsetzung der fakultativen Ausgaben zugestanden. An ihnen konnte 
die Regierung keine Änderung treffen, nur ihr überflüssig scheinende Aus- 
gaben streichen. Die außerordentlichen Ausgaben mußten durch besonderes 
Gesetz bewilligt werden; die speziellen Ausgaben endlich, die insbesondere 
in Beiträgen zum Bau der großen Verbindungsstraßen bestanden, konnte der 
Generalrat innerhalb gewisser Grenzen wieder selbständig bewilligen. 

Den vier Ausgabegruppen entsprachen vier Einnahmegruppen, über 
deren Beitreibung und Verwendung dem Generalrat ähnliche Befugnisse wie 
für die Ausgaben zustanden. 

Wenn auch in mancher Hinsicht das Gesetz vun 1838 einen unbestreit- 
baren Fortschritt auf dem Wege zur Dezentralisation bedeutet, so blieben 
die Befugnisse des Generalrates ziemlich dieselben, wie sie ihm das Gesetz 
vom Jahre VIII übertragen hatte. Die „tutelle gouvernementale“ umfaßte 
noch beinahe alle Akte der lokalen Verwaltungen. Der Präfekt blieb der 
alleinige Verwalter des Departements; auch das neue Gesetz stand unter dem 
Grundsatz: Délibérer est le fait de plusieurs, agir est le fait d'un seul. 

Da fand die Dezentralisation einen begeisterten Fürsprecher in der 
Person keines Geringeren als Tocqueville. Dieser stellte in seiner „Demo- 
cratie en Amérique“ zwei staatliche Organisationen einander gegenüber: auf 
der einen Seite die amerikanische Staatsform, in der die ınunicipalen und 
provinzialen Interessen in feste politische Körperschaften gegliedert waren, 
sodaß Gemeinde, Kreis und Provinz ihre eigene Vertretung, Verwaltung und 
Verfassung hatten, und die Einmischung der Zentralgewalt ausgeschlossen war. 

Auf die andere Seite stellt er den französischen Staat, wo der Schwer- 
punkt der ganzen Verwaltung in die Zentralregierung gelegt war, die durch 
ihr Eingreifen in fast alle Angelegenheiten der lokalen Körperschaften den- 
selben jede Selbständigkeit und Lebensfähigkeit entzog. 

In der Verfassung von 1848 wurde die Einteilung Frankreichs in De- 
partements, Arrondissements, Kantone und Kommunen aufrecht erhalten; 


') Vgl. näheres bei Rudloff, 1. c. S. 240. 
”) Vgl. näheres bei Rudloff, 1l. c. S. 244 ff. 
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auch an der Verwaltung wurde im Prinzip nichts geändert. Wichtig aber 
war, daß fortan die Konstituierung der Generalräte durch allgemeine direkte 
Wahl aller im Departement ansässigen Bürger erfolgen sollte, und zwar so, 
daß jeder Kanton einen Abgeordneten des Generalrates zu wählen hatte. 

Wenige Jahre später, am 25. März 1852, wurden durch Dekret „sur la 
décentralisation administrative“ die Befugnisse des Präfekten erweitert, indem 
ihm ein Entscheidungsrecht in einer großen Zahl von Angelegenheiten über- 
tragen wurde, für die bis dahin die Intervention eines Ministers oder des 
Staatsoberhauptes erforderlich war. Es ist interessant, die Motive ') dieses 
Dekrets zu betrachten; es geht aus ihnen hervor, daß die neu geschaffene 
Dezentralisation richtiger als Dekonzentration °) zu bezeichnen ist und daher 
die Anhänger der Selbstverwaltung wenig befriedigen konnte. Denn nicht 
für den Präfekten. sondern für die lokalen Versammlungen forderten diese 
ein selbständiges Beschlußrecht. Immerhin war ein wichtiges Ergebnis dieses ° 
Dekrets, daß die Genehmigung der Generalratsbeschlüsse dem Präfekten 
übertragen wurde. 

Schließlich konnte sich auch der Kaiser den Forderungen der Liberalen 
nicht mehr widersetzen®). In einem Briefe vom 24. Juni 1863, der ver- 
öffentlicht wurde, übertrug er dem Staatsrat eine Reform, welche „accordant 
au bien public toute la protection dont il avait besoin, assurerait à l’interet 
privé toute la liberté desirable“*). 

Das Resultat dieser Initiative des Kaisers war das Gesetz vom 18. Juli 
1866, das einen unbestreitbaren Fortschritt bedeutet. Gleichzeitig war es 
ein Vertrauensvotum der Regierung an die Generalräte, was die Motive 
beweisen ô). 


!) Motive: Journ. off. 25. März 1852. Considérant que depuis la chute 
de l’Empire des abus et des exagerations de tout genre ont dénaturé le 
principe de notre centralisation administrative, en substituant à l'action 
prompte des autorités locales les lentes formalités de l’administration centrale ; 
considérant qu’on peut gouverner de loin, mais qu'on administre bien que 
de près; qu'en conséquence autant-il importe de centraliser l’action gouver- 
nementale de l'Etat, autant il est nécessaire de décentraliser l’action admini- 
strative ..... sont déférés au préfet..... 


?) Dekonzentration im Gegensatz zur Dezentralisation ist die Erweiterung 
der Befugnisse einer staatlichen Lokalbehörde auf Kosten der Zentral- 
gewalt. 

”) Gobineau, Troisième République, S. 113 f. L’Empereur apergut 
que la destruction des provinces, la séparation du pays en circonscriptions 
minuscules, dans chacune desquelles toute manifestation de vie était soigneu- 
sement supprimée à cette fin que la force collective vint se concentrer toute 
entière à Paris, avait certainement depuis Louis XIV. et la Convention 
accumulé de puissantes ressources dans les mains du pouvoir central, mais 
que cette organisation était violente, factice et constituait, en définitive, sous 
tels noms qu'on voudrait lui donner l'absolutisme le plus révoltant, ce qui 
tenait la France en état perpétuel d’apoplexie. 

*) S. den Brief bei Luçay S. 81. Es heißt dort weiter: Cette œuvre 
nécessite la revision d'un grand nombre de lois, de décrets, d'ordonnances, 
d'instructions ministérielles, et on ne peut en préparer les éléments qu'en 
examinant avec attention chacun des détails de notre système administratif 
pour en retrancher ceux qui seraient superflus. 

D Motive des Gesetzes: Ce n’est que rendre un de per EE 
conseils généraux que de proclamer l'heureuse application qu’ils 
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Die Neuerungen des Gesetzes betreffen insbesondere drei Punkte: 

1. Zunächst wird den Generalräten für die meisten departementalen An- 
gelegenheiten selbständige Beschlußfähigkeit eingeräumt. Die Ein- 
teilung der Beschlüsse in decisions, deliberations und avis wie im 
Gesetz vom Jahre 1838 wurde zwar beibehalten, aber die Zahl der 
Angelegenheiten, über die der Generalrat nunmehr endgültig ent- 
scheiden durfte, wurde bedeutend vergrößert, und die Regierung be- 
hielt sich nur das Recht vor, Beschlüsse des Generalrats über Ange- 
legenheiten, für die er nicht zuständig war, zu annullieren. Doch 
mußte die Annullierung innerhalb einer Frist von zwei Monaten seit 
Schluß der Tagung des Generalrats erfolgen, und zwar in Form eines 
Staatsratsdekrets. 

Die Angelegenheiten, die nunmehr der endgültigen Entscheidung 
des Generalrats unterliegen, betreffen insbesondere die Verwaltung des 
departementalen Eigentums. Bau und Erhaltung der großen Verbin- 
dungsstraßen und die Verwendung der Überschüsse aus Anleihen und 
außerordentlichen Zuschlägen. 

2. Durch eine zweite Neuerung wurde den Generalräten das Recht erteilt, 
in den vom Finanzgesetz gezogenen Grenzen selbständig Zuschläge zu 
beschließen und kurzfristige Anleihen aufzunehmen. 

3. Die dritte Reform betrifft das Budget. Man wollte die komplizierte 
Struktur des Departementsbudgets vereinfachen und es dem des Staates 
anpassen. Deshalb wurde die bisherige Einteilung in Sektionen, wie 
wir sie im Gesetz von 1838 finden, abgeschafft. Das Budget zerfiel 
fortan in zwei Abschnitte, nämlich das ordentliche und das außer- 
ordentliche Budget. 

Obgleich die Regierung durch das Gesetz von 1866 das Budgetrecht 
der Generalräte bedeutend erweiterte, wollte sie sich nicht ihres Kontroll- 
rechtes begeben und deshalb behielt sie sich die Regelung des Budgets durch 
Dekret vor. 

Während dieses Gesetz beraten wurde, war die Frage der Dezentrali- 
sation der Gegenstand lebhafter Erörterung. Es ist die Zeit des Programms 
von Nancy'), das folgende Forderungen aufstellte: 

1. Stärkung der Gemeinde durch Verpflichtung der Behörde, den Maire 
aus den Reihen der Munizipalräte zu ernennen. 

2. Errichtung des Kantons an Stelle des Arrondissements. 

8. Emanzipation des Departements '). 


la loi de 1838. Leurs efforts, mis à ceux de l’administration, ont puissam- 
ment contribué au développement de la richesse du pays et à la satisfaction 
de ses besoins moraux. Le gouvernement a pensé que le moment était venu 
d'étendre les attributions dont ces assemblées ont usé avec tant de sagesse 
et au grand profit du pays, et de leur donner sous leur responsabilité une 
liberté d’action plus grande, sans toutefois porter atteinte aux droits légitimes 
de l'Etat. 


1) So genannt nach einer Konferenz von Anhängern der Dezentralisation, 
die in Nancy zusammengetreten war und als Resultat ihrer Beratungen das 
Programm von Nancy (1865) veröffentlichte. 

2) Projet de Nancy, p. 12. — 1°. Que la province où vivent les 
quatorze quinzièmes de l’Empire ne soit plus en tout et toujours la très 
humble tributaire de Paris. — 2°. Que les citoyens soient quelque chose 
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Octave Feuillet äußert in seiner Korrespondenz mit Napoleon ähnliche 
Ideen. In einem Briefe vom Januar 1867 schreibt er’): „Il est difficile que 
l'Empereur se rende un compte exact de létat d'inertie mortelle où est 
tombée la province par l'effet de la centralisation. La France tout entière 
n'est plus qu'un faubourg de Paris.“ Und indem er aus dieser Lage der 
Dinge heraus die Notwendigkeit betonte, provinziale Freiheiten zu schaffen, 
versicherte er dem Kaiser, daß er damit das größte Werk des sich neigenden 
Jahrhunderts vollbringen würde. 


Der Kaiser zeigte sich geneigt, diesen Anregungen Folge zu leisten, 
und so wurde durch Dekret vom 21. Februar 1870 eine Kommission von 
Männern eingesetzt, die mit der Dezentralisation vertraut waren; die Arbeiten 
waren noch nicht erledigt, als sie infolge des Krieges plötzlich abgebrochen 
werden mußten. 


Viertes Kapitel. 


Das Gesetz über die Generalräte vom 10. August 1871. 


Aber bald nach Beendigung des Krieges wurde die Frage wieder 
aufgenommen, und mit Benutzung der schon vollendeten Vorarbeiten wurde 
von der Nationalversammlung durch Beschluß vom 10. August 1871 mit 509 
gegen 126 Stimmen das Gesetz über die Generalräte votiert, das noch heute 
die Verwaltung des Departements regelt. 


Die Meinungen über die Zweckmäßigkeit des (Gesetzes waren sehr 
zersplittert, selbst innerhalb der einzelnen Parteien. Thiers verteidigte 
eifersüchtig die Rechte der Regierung, deren Zugeständnisse von den An- 
hängern der Dezentralisation als zu gering befunden wurden. Die Gegner 
der Reform dagegen unterstützten eifrig die Regierung, weil sie durch die 
Stärkung des Departements eine nicht wünschenswerte Schwächung der 
Zentralgewalt befürchteten; sie wollten höchstens den Gemeinden mehr Rechte 
einräumen’). Das Gesetz entsprach schließlich fast völlig den Vorschlägen 
der Kommission und stellt sich als Kompromiß zwischen den verschiedenen 
Richtungen und Ansichten innerhalb der Nationalversammlung dar. Wir 
wollen im folgenden zunächst das Gesetz selbst zum (Gegenstand unserer 
Untersuchung machen, um dann auf die Reformbestrebungen einzugehen. 


Jedes Departement hat zwei beschließende Organe, den Generalrat und 
die Departementskommission und ein Exekutivorgan, den Präfekten. 


et que les fonctionnaires cessent d’etre tout; &tant admis le principe que les 
fonctionnaires sont faits pour les citoyens et non les citoyens pour les 
fonctionnaires .... 

1) S. den Brief bei Luçay S. 83. 

’) Der Berichterstatter des Gesetzes, Waddington, äußert sich wie 
folgt (Journal officiel, 11. Juli 1871): Messieurs, il ne faut vous le dissimuler, 
vous vous trouvez en face de deux systèmes, de deux conceptions radicalement 
différentes sur les fonctions et les devoirs de l'Etat. Vous avez d'un côté 
l’école autoritaire pour qui l’Etat est un savant mécanicien dont il importe 
tant d’assurer le fonctionnement régulier et parfait afin de lui faire produire 
le plus d'effets possibles. Vous avez de l'autre l'école libérale pouz pni TR e, 
est simplement chargé de représenter le pays à l'étranger, 
l'intérieur l'ordre et la liberté, puis de maintenir et constituer ` 
lequel chaque individu se développe librement. 
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$ 1. Der Generalrat. 


a. Organisation. 


Der Generalrat setzt sich zusammen aus Vertretern der Einwohner des 
Departements, die durch allgemeine direkte Wahl gewählt werden’), und 
zwar wählt jeder Kanton ein Mitglied des Generalrats”), ohne Rücksicht auf 
die Zahl seiner Bewohner. 

Die Mandatsdauer der Abgeordneten zum Generalrat beträgt sechs Jahre, 
doch scheiden die Räte alle drei Jahre zur Hälfte aus und werden durch 
neue ersetzt”). Der Generalrat muß stets vollzählig sein; wenn ein Mitglied 
ausscheidet, muß sofort eine Ersatzwahl stattfinden. 


Tagung der Generalräte. 


Die Generalräte haben jährlich zwei ordentliche Tagungen, während 
derer sie über die ihnen unterbreiteten Vorlagen beraten und beschließen 
sowie ihre sonstigen Befugnisse ausüben. Die Tagungen finden im April 
und August statt. Die Haupttagung im August darf einen Monat, die April- 
tagung 15 Tage nicht überdauern‘‘)®). 

Außerordentliche Tagungen können stattfinden auf Berufung des Staats- 
oberhauptes oder des Präfekten, welcher zur Berufung verpflichtet ist, wenn 
’/, der Generalratsabgeordneten ein diesbezügliches Gesuch bei ihrem Präsi- 
denten eingereicht haben®). 

Die Dauer einer außerordentlichen Tagung darf 8 Tage nicht über- 
schreiten. 

Jede Sitzung außerhalb der Tagungszeit oder über dieselbe hinaus ist 
ungesetzlich, die in ihr gefaßten Beschlüsse sind nichtig’). 

Zu einer gültigen Beschlußfassung ist die Anwesenheit der Majorität 
der Generalratsabgeordneten erforderlich). Um eine dauernde Beschluß- 
unfähigkeit zu verhüten, ist durch Gesetz vom 13. März 1886 folgende Be- 
stimmung getroffen worden: Fehlt es an der Majorität, so wird eine neue 
Sitzung anberaumt, in der die Anwesenheit der gesetzlichen Mehrheit zur 
gültigen Beschlußfassung nicht mehr erforderlich ist. 

Der Generalrat wählt zu Anfang der Augusttagung, welche als die erste 
des Jahres gilt, einen Präsidenten und Vizepräsidenten sowie mehrere 
Schriftführer. Der Präsident leitet die Verhandlungen und übt die Sitzungs- 
polizei aus. Die Geschäftsordnung bestimmt die Versammlung selbständig”). 


1) Art. 3, Ges. v. 10. Aug. 1871. 

?) Art. 4, ibidem. 

D Art. 21, ibidem. 

t) Art. 23, ibidem. 

5) Leider machen die Generalräte im allgemeinen nicht einmal von 
der ihnen zugestandenen Tagungsdauer Gebrauch; so pflegt z. B. der General- 
rat des Departement Meurthe et Moselle nur wenige Sitzungstage abzuhalten 
und zwar selbst im August, wo er über keine geringere Angelegenheit als 
das Budget zu beraten hat. 

©) Art. 24, 1871. 

1) Art. 84, 1871: Toute délibération prise hors des réunions du Conseil, 
prévues ou autorisées par la loi, est nulle et de nul effet. 

®) Art. 80, Abs. 1, ibidem: Le Conseil général ne peut délibérer si la 
motie plus un des membres dont il doit être composé n'est présente. 

°) Art. 26, 1871: Le Conseil général fait son règlement intérieur. 
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Die Sitzungen des Generalrats sind öffentlich‘). Die Tätigkeit der General- 
ratsmitglieder ist unentgeltlich. 


b. Zuständigkeit des Generalrats. 


Der Generalrat hat zur Hauptaufgabe die Vertretung des Departements. 
Aber ihm steht nur die Beratung und Beschlußfassung über die Vorlagen 
zu, die der Präfekt vorbereitet und ihm vorgelegt hat. Selbst Initiativ- 
anträge eines Verammlungsmitglieds sind dem Präfekten zur Vorbereitung 
zu überweisen’). Der Abstimmung über die Vorlagen geht eine Diskussion 
über dieselben voraus. Für Annahme oder Ablehnung der Vorlage entscheidet 
absolute Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit und öffentlicher Ab- 
stimmung gibt die Stimme des Präsidenten den Ausschlag’). Der Präfekt 
hat Zutritt zu den Sitzungen und muß gehört werden, wenn er es verlangt‘). 

Je nach den Beziehungen zwischen votierendem und vollziehendem 
Organ sind für die Beschlüsse einer votierenden Versammlung drei Möglich- 
keiten vorhanden: 

1. Die votierende Versammlung wird nur als beratendes Organ von der 
vollziehenden Gewalt befragt, welche nicht verpflichtet ist, deren 
Meinung zu befolgen. 

2. Das Exekutivorgan muß für die Maßnahmen, die es treffen will, das 
zustimmende Votum der beratenden Versammlung einholen, die Gewalten 
sind geteilt, und die beschließende Versammlung ist schon beinahe 
Behörde. 

3. Die votierende Versammlung faßt aus sich heraus den Beschluß, nur 
läßt sie ihn ausführen, da ihr die Exekutive nicht zusteht. 

Diese drei Tätigkeitsformen des beschließenden Organs haben sich für 
den Generalrat der Reihe nach verwirklicht. In den beiden ersten Fällen 
hat die Frage der (tültigkeit der Beschlüsse keinerlei praktische Bedeutung; 
aber im dritten Falle, für die Beschlüsse, die von Rechts wegen vollstreckbar 
sind, ist das Bild ein anderes. Diese Beschlüsse bedürfen nicht der Ge- 
nehmigung der Behörde, diese hat also keinen Einfluß auf deren Gültigkeit. 
Seit dem Gesetze von 1871 bilden die selbständigen Beschlüsse (délibérations 
réglementaires) die Regel. Freilich bleibt neben ihnen, wie wir sehen werden, 
eine große Reihe von Ausnahmen bestehen, welche die Bedeutung des 
Generalrats als Selbstverwaltungsorgan bedeutend einschränken. 

Wir könnten uns nun fragen: 1. In welcher Eigenschaft kann der 
Generalrat handeln, und 2. Welche Tragweite haben seine Beschlüsse? 

In erster Hinsicht fungiert der Generalrat: 

1. Als Delegierter der gesetzgebenden Gewalt, 

2. als Vertreter des Departements, 

3. als beratendes Organ der Behörde”). 


D Art. 28, ibidem: Les séances des Conseils généraux sont publiques. 

?) Art. 3, Abs. 1, 1871: Le Préfet est en outre chargé de l'instruction 
préalable des affaires qui intéressent le département .... 

®) Art. 30, Abs. 2, ibidem. 

4) Art. 27, ibidem: Le préfet a entrée au Conseil général; il est entendu 
quand il le demande et assiste aux délibérations, excepté lorsqu’il s'agit de 
’apurement des comptes. 

D Das ist die in der Literatur übliche Einteilung. Vgl. u.a. Berthe- 
lemy, Droit administratif, Le d&partement, p. 158 a. E. 


202 London, Die Selbstverwaltung in Frankreich. 


Wir wollen die Befugnisse der Generalräte nach der Tragweite ihrer 
Beschlüsse untersuchen; denn nur auf diese Weise können wir erkennen, wie 
weit dieser lokalen Körperschaft Selbständigkeit auf dem Gebiete der Ver- 
waltung eingeräumt ist und was für eine gesunde Entwicklung der Dezen- 
tralisation im Departement noch zu tun übrig bleibt. 

Die Tätigkeit des Generalrats ist sehr vielseitig. Seiner Prüfung unter- 
stehen die Finanzen des Departements, die Verwaltung des Departement- 
eigentums, die Öffentlichen Arbeiten, der departementale Wegebau, die 
öffentliche Wohlfahrtspflege, ein Teil des Unterrichtswesens, kurz fast alle 
lokalen Angelegenheiten. 

Die französische Literatur teilt die Befugnisse der Generalräte nach 
ihrer Tragweite ein in: 

1. Souveräne Beschlüsse '), 

2. Definitive Beschlüsse, 

3. Beschlüsse, die dem Vetorecht der Regierung unterliegen, 
4. Beschlüsse, die der Genehmigung der Regierung bedürfen, 
5. Gutachten und Wünsche. 

Die nicht zahlreichen souveränen Beschlüsse sind eine Neuerung des 
Gesetzes vom 10. August 1871. Sie betreffen insbesondere die Verteilung 
der Steuerkontingente auf die einzelnen Arrondissements”), die Festsetzung 
der departementalen Zuschläge im Rahmen der Gesetze") und die Aufnahme 
kurzfristiger Anleihen‘). Hierher gehören auch die Beschlüsse, in denen die 
Generalräte gewisse Kontrollrechte über die Finanzen der Gemeinden aus- 
üben®). Die souveränen Beschlüsse sind die einzigen, die sofort vollstreckbar 
werden ô). 

Die definitiven Beschlüsse betreffen fast alle departementalen Angelegen- 
heiten und bilden seit dem Gesetze von 1871 die Regel. Diese Beschlüsse 
sind vollstreckbar, wenn nicht innerhalb von 20 Tagen seit Tagungsschluß 


t) Siehe diese Einteilung bei Hauriou, Droit administratif, p. 174 und 
175. Bei Berth&lemy, Droit administratif; p. 161 fehlt die erste Gruppe; 
er subsumiert sie unter die Gruppe der definitiven Beschlüsse. 


"Art, 37, 1871: Le Conseil general répartit chaque année, à sa session 
d'août, les contributions directes, conformément aux règles établies par les lois. 


D Art. 40, ibidem: Le Conseil général vote les centimes additionnels 
dont la perception est autorisée par les lois. Il peut voter des centimes 
extraordinaires dans la limite du maximum fixé annuellement par la loi de 
finances. 


*) Art. 40, Abs. 3, 1871: Le Conseil général peut également voter les 
emprunts départementaux remboursables dans un délai qui ne pourra excéder 
quinze années, sur les ressources ordinaires et extraordinaires. 


"Le Conseil général arrête chaque année, à sa session d'août dans 
les limites fixées annuellement par la loi de finance, le maximum des centimes 
extraordinaires que les conseils municipaux sont autorisés à voter, pour en 
affecter le produit à des dépenses extraordinaires d'utilité communale. 


€) Anderer Meinung Berthélemy, 1. cit. p. 159a E.: .... aussi n'est-il 
pas vrai que les délibérations sur ces matières soient souveraines comme des 
lois et qu’elles échappent à tout contrôle. Elles tombent d'abord, de l'aveu 
de tout le monde, sous le coup des articles 33 et 34 de la loi du 10 août 
1871, aux termes desquels les délibérations prises hors des sessions régulières 
ou sur des objets qui ne rentrent pas dans les attributions légales des conseils 
généraux, sont nulles. 
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wegen Unzuständigkeit des Generalrats oder Überschreitung seiner Befugnisse, 
Verletzung eines Gesetzes oder einerVerordnung vom Präfekten die Annullierung 
beantragt wird‘). Diese Bestimmung erscheint auf den ersten Blick be- 
rechtigt. Aber wenn man bedenkt, daß jede Vorlage, über die der General- 
rat beschließt, vom Präfekten vorbereitet ist, muß man diese Verzögerung 
der Vollstreckung als unbegründet und daher unangebracht bezeichnen. 

Besonders der Artikel 46 enthält eine lange Reihe von Angelegenheiten, 
über die dem Generalrat das definitive Beschlußrecht zusteht. Unter diesen 
sind zu nennen: Erwerb und Veräußerung departementalen Eigentums, An- 
nahme oder Ausschlagung von Schenkungen und Vermächtnissen, wenn keine 
reklamierenden Interessenten vorhanden sind, Bau und Erhaltung der Straßen 
und Eisenbahnen, sowie der departementalen Anstalten, unter denen die ge- 
meinnützigen die wichtigste Stellung einnehmen. Jedes Departement ist ver- 
pflichtet, seine eigenen Kranken- und Waisenhäuser, seine eigenen Irren- 
anstalten zu haben. Dem Generalrat ist es überlassen, über die Organisation 
dieser Anstalten selbständig zu beschließen. Auch bestimmt er definitiv den 
Beitrag, den die Gemeinden zur Erhaltung dieser Anstalten beizutragen haben 
(siehe $ 19, Art. 46). Neben diesen vom Gesetz geforderten Wohlfahrtsein- 
richtungen kann der Generalrat nach Belieben gemeinnützige Anstalten gründen, 
sowie private Bestrebungen auf diesem Gebiete subventionieren. In dieser 
Hinsicht ist dem Generalrat vollständige Selbständigkeit überlassen und damit 
ein Wirkungskreis gegeben, in dem er eine fruchtbare Tätigkeit entfalten kann. 

Die dritte Gruppe von Beschlüssen des Generalrats enthält der Artikel 48 
des Gesetzes. Nach diesem beschließt der Generalrat u.a. über den Erwerb 
und die Veräußerung von Departementsgebäuden, die für die Präfektur und 
Unterpräfektur, Gerichte und Gefängnisse bestimmt sind’), über den Anteil 
des Departements an den Ausgaben des Staates departementale Zwecke?), 
über gewisse Gesuche der Gemeinden) und allgemein über alle Angelegen- 
heiten von Jdepartementalem Interesse, die ihm unterbreitet werden°), sei es 
vom Präfekten, sei es auf Initiative eines seiner Mitglieder. 


1) Art. 47, 1871: Les délibérations par lesquelles les Conseils généraux 
statuent definitivement sont ex&cutoires si, dans le délai de 20 jours, à partir 
de la clôture de la session, le préfet n’en a pas demandé l'annulation pour 
excès de pouvoir ou pour violation d'une disposition de la loi ou d'un règle- 
ment d’administration publique. 

?) Art. 48, 1871. Le Conseil general delibäre: 1°. Sur l’acquisition, 
l'aliénation et l'échange des propriétés départementales affectées aux hôtels 
de préfecture et de souspréfecture, aux écoles normales, aux cours d'assises 
et tribunaux, aux casernement de la gendarmerie et aux prisons; 2°. Sur le 
changement de destination des propriétés départementales affectées à lun 
des services ci-dessus énumérés. 

D Art. 48. Le Conseil général delibere: .... 3°. Sur la part contri- 
butive à imposer au département dans les travaux exécutés par l'Etat qui 
intéressent le département. 

4) ibidem. 4°. Sur les demandes des conseils municipaux: 1° pour 
l'établissement ou le renouvellement d’une taxe d'octroi sur des matières 
non comprises dans le tarif général indiqué à l'article 46; 2° pour léta- 
blissement ou le renouvellement d'une taxe excédant le maximum fixé par 
ledit tarif. .... 

H 5°, Sur tous les autres objets sur lesquels il est appelé à délibér 
par les lois et règlements, et généralement sur tous les objets d'intérêt ` 
partemental dont il est saisi. .... 


s a 
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Die Beschlüsse über diese Fragen sind nur vollstreckbar, wenn nicht 
innerhalb von drei Monaten seit Tagungsschluß der Präfekt durch motiviertes 
Dekret die Vollstreckung suspendiert hat'). Dieses Suspensionsrecht ist eine 
Folge der Bevormundung (tutelle) oder Kontrolle, die sich der Staat über 
die Departements vorbehalten hat. Da die Dauer der Suspension vom Gesetz 
nicht geregelt ist, kommt diese einem Vetorecht gleich und bedeutet daher 
eine erhebliche Einschränkung der Selbständigkeit des (feneralrats. 

Völlig abhängig von der Zentralgewalt und als solche deren Ge- 
nehmigung unterworfen sind gewisse Beschlüsse des (teneralrats, die nicht 
nur die departementalen, sondern auch gleichzeitig die staatlichen Interessen 
berühren. So müssen Abgaben und außerordentliche Zuschläge, die das vom 
Finanzgesetz fixierte Maximum überschreiten, durch besonderes Gesetz be- 
willigt werden. Dasselbe gilt für Anleihen, deren Tilgung erst nach mehr 
als 15 Jahren erfolgen soll’). 

Natürlich müßte bei einer Revision des Gesetzes in erster Linie dieses 
Einspruchsrecht der Zentralgewalt, dem gar zu viel Spielraum belassen ist, 
beseitigt werden. Zum mindesten müßte an Stelle des Präfekten einer 
kollektiven Verwaltungsbehörde, etwa dem Staatsrat, die Entscheidung dar- 
über übertragen werden. So heißt es z. B. in einer (tesetzesvorlage über 
die Neuorganisation der Departements, die der Senator Louis Martin am 
17. Februar 1910 im Senat eingebracht hat, im Artikel 41 ausdrücklich: „Les 
délibérations des conseils généraux sont immédiatement executoires. Elles 
ne sont succeptibles ni d'approbation, ni d'opposition, sauf recours des 
interessés devant les tribunaux.“ Und doch ganz im allgemeinen strebt 
dieser Gesetzesvorschlag eine Erweiterung der Zuständigkeit des Generalrats 
an. Nicht nur Wohlfahrtsanstalten sollen vom Departement unterhalten 
werden, sondern auch auf dem Gebiete des Unterrichtswesens soll ihm nun- 
mehr Gelegenheit zu gemeinnütziger Betätigung gegeben sein *). 

Merkwürdigerweise hat der Deputierte Beauquier in dem Gesetzes- 
vorschlag, den er am 9. Juni 1910 der Kammer unterbreitete, ganz übersehen, 
die sofortige Vollstreckbarkeit der Beschlüsse der lokalen Versammlung zu 
beantragen. Er behält nicht nur im Artikel 11 des genannten Vorschlages 
die 20tägige Frist bei, innerhalb derer der Vertreter der Zentralgewalt die 
Annullierung selbst der definitiven Beschlüsse beantragen kann. Wir finden 
sogar im Artikel 12 eine ganze Reihe von Beschlüssen, für die die Ge- 
nehmigung des Präsidenten der Republik gefordert wird. 

Unseres Erachtens nach kann gar nicht scharf genug betont werden, 
daß die selbständige und definitive Beschlußfähigkeit der lokalen Ver- 
sammlung die erste Bedingung einer vernünftigen Dezentralisation ist. Denn 


‘) Art. 49. Les délibérations du Conseil general sur les matières énu- 
mérées à l'article précédent, sont exe&cutoires si dans le délai de 3 mois, à 
partir de la clôture de la session, un décret motivé n’en a pas suspendu 
l’ex&cution. 

?) Art. 41, 1871: Dans le cas où le Conseil general voterait une con- 
tribution extraordinaire ou un emprunt au delà des limites déterminés dans 
l’article précédent, cette contribution ou cet emprunt ne pourraient être 
autorisées que par une loi. 

®) Projet Martin, Art. 36: L’Administration départementale dirige ses 
établissements d'instruction à tous degrés. 

Les départements sont tenus à la création et l'entretien d'une ou 
plusieurs écoles normales d'enseignement primaire. 
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was würde es nützen, den lokalen Beschlußorganen neue Attributionen zu 
verleihen, wenn ihnen nicht auch gleichzeitig das Recht eingeräumt würde, 
diese Beschlüsse durch sofortige Vollstreckbarkeit zu verwirklichen. Natürlich 
fordern wir damit nicht, daß die Zentralgewalt dem Gesetz oder Verwaltungs- 
verordnungen widersprechende Maßnahmen der lokalen Behörde dulden solle. 
Für diese muß ihrem Vertreter ein Einspruchsrecht bleiben, über dessen Be- 
rechtigung dann der Staatsrat zu entscheiden hätte, wie wir schon oben 
bemerkt haben. 


c. Das Departementsbudget. 


Das wichtigste Beschlußrecht des (ieneralrates, das der Genehmigung 
der höheren Behörde und zwar der des Präsidenten der Republik unterliegt, 
betrifft das Budget, d.h. den Akt, in dem die jährlichen Einnahmen und 
Ausgaben des Departements vorgesehen und autorisiert werden. Wir wollen 
dasselbe etwas eingehender betrachten, weil es sozusagen die notwendige 
Lebensbedingung wie jeder juristischen Person so auch die des Departements 
verkörpert. 

Seit dem Gesetz von 1871 hat das staatliche Finanzgesetz nur noch 
Kontrolirechte über das Departement; so setzt es z. B. das Maximum der 
Zuschläge fest, das der (Generalrat jährlich dem Departement auferlegen 
kann. Die (tenehmigung des Präsidenten, von der die Wirksamkeit des 
votierten Budgets abhängig ist, scheint auf den ersten Blick eine- bedeu- 
tende Einschränkung der deparmentalen Selbständigkeit darzustellen. In 
praxi wird aber die (Genehmigung, vorausgesetzt, daß die obligatorischen 
Ausgaben genügend berücksichtigt sind. selten verweigert, und vor allem 
hat die Behörde nicht das Recht, Änderungen an dem Betrage der fakul- 
tativen Ausgaben zu treffen'). Dagegen bedeutet das Bestehen der obli- 
gatorischen Ausgaben und das Recht der Behörde. dieselben von Amts wegen 
einzutragen. wenn sie garnicht oder ungenügend berücksichtigt sind, einen 
wichtigen Eingriff in die Rechte der departementalen Versammlung. 

Das Budget. das zunächst dem (ieneralrat vom Präfekten vorgelegt 
wird. heißt „budget primitif“. Diejenigen Einnahmen und Ausgaben, die 
darin nicht vorgesehen sind, sondern im Laufe des Etatjahres hinzukommen, 
werden im „budget suppl&mentaire“ berücksichtigt. 

Das Departementsbudget zerfällt in zwei Abschnitte, das „budget ordi- 
naire“ und das „budget extraordinaire“. Das ordentliche Budget enthält die 
dauernden periodisch wiederkehrenden Einnahmen und Ausgaben, während 
dem außerordentlichen Budget die nicht regelmäßigen Einnahmen und Aus- 
gaben vorbehalten sind. Ein Blick in das Budget lehrt uns, daß die Ein- 
nahmen in 16 Kapiteln behandelt werden, von denen 9 die ordentlichen und 
7 die außerordentlichen betreffen. Den Ausgaben sind 20 Kapitel gewidmet, 
17 den ordentlichen und 3 den außerordentlichen. 

Die einzigen Departementssteuern sind die Zuschläge (centimes addi- 
tionnels)?), die zu den vier direkten Staatssteuern (Grund-, Mobiliar-, Tür- 
und Fenstersteuer, Gewerbesteuer) erhoben werden. Das Maximum der ge- 


1) Art. 61 a. E., 1871: Aucune autre dépense ne peut être inscrite 
d'office dans le budget ordinaire et les allocations pui y sont portées ne 
peuvent être ni changées, ni modifiées par le décret qui règle le budget. 

?) Ein centime additionnel ist der hundertste Teil jedes Frank e CH wf 
Gresamtbetrage der dem Staat gezahlten Steuern. + 
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wöhnlichen Zuschläge ist durch Gesetz festgelegt, außerordentliche Zuschläge 
können durch das jährliche Finanzgesetz genehmigt werden. 

Zu den regelmäßigen') Einnahmen des ordentlichen Budgets gehören 
vor allem die gewöhnlichen Zuschläge ohne besondere Zweckbestimmung. 
Diese lasten teils auf den vier direkten Steuern, teils nur auf Grund- und 
Mobiliarsteuern”). Dazu kommen die speziellen Zuschläge, die für den Wege- 
ben ft, den Elementarunterricht und die Aufstellung des Katasters‘) bestimmt 
sind. Die beiden ersten lasten auf den vier Staatesteuern, die für das Kataster 
nur auf der Grundsteuer. 

Zu den eventuellen *) Einnahmen des ordentlichen Departementsbudgets 
gehören die Einnahmen aus dem departementalen Eigentum, der Ertrag der 
dem Departement zugewiesenen indirekten Steuern und der Subventionen 
des Staates und der Gemeinden zur Bestreitung gewisser ordentlicher Aus- 
gaben. 

Die Einnahmen des außerordentlichen®) Budgets bestehen in außer- 
ordentlichen’) Zuschlägen, dem Ertrage der Anleihen, dem Ertrage des ver- 
äußerten Departementeigentums, Vermächtnissen und Schenkungen, den je- 
weils fällig werdenden Forderungen und sonstigen zufälligen Erträgen. 

Die Ausgaben des ordentlichen Budgets zerfallen in obligatorische®) 
und fakultative®). Die obligatorischen Ausgaben dienen den allgemeinen 
staatlichen Interessen und sind vom Gesetz gefordert. Sie betreffen ins- 
besondere die Instandhaltung von Präfektur und Gerichtsgebäuden, Gen- 
darmeriekasernen etc. Wenn der Generalrat diese Ausgaben im Budget nicht 
oder nicht genügend berücksichtigt, kann die Regierung sie zwangsweise’) 
in das Budget eintragen (siehe oben). 

Die fakultativen Ausgaben dagegen umfassen die Ausgaben für rein 
lokale Interessen. Bedingung für sie ist, daß die ihnen gewidmeten Kredite 
dem Departement zugute kommen, und alle Beschlüsse, die dieser Bedingung 
nicht genügen, fallen unter den Artikel 33 des Gesetzes von 1871, d h. sie 
sind nichtig"). Zu den departementalen Ausgaben gehören demnach ins- 
besondere die Instandhaltung der Departementsgebäude und Straßen, die 
lokalen Eisenbahnen, die Armen-, Waisen-, Kranken- und Irrenpflege, das 
Unterrichtswesen, das Kataster und sonstige Ausgaben im Interesse des De- 
partements, die erschöpfend aufzuzählen unmöglich wäre. 


— 


1) Art. 58, § 1—3, 1871. 

?) Maximum 1911: 25 + 8 = 33 cent. 

Dn Maximum 1911: 10 cent. 

4) Maximum 1911: 5 + 1 = 6 cent. 

D Art. 58, § 4—9, 1871. 

D Art. 59, 1871. 

D Maximum 1911: 12 cent. 

D Art. 60, § 1—4, 1871. 

°”) Art. 60, 8 5—6, ibidem. 

10) Da aber der Präfekt in seiner Eigenschaft als Vertreter der Regierung 
im allgemeinen die obligatorischen Ausgaben bei der Aufstellung des Budgets 
genügend berücksichtigen wird, so kommen solche Zwangseintragungen 
kaum vor. 

11) Art. 33, 1871: Tout acte et toute délibération d'un Conseil général 
qui i sont pas légalement compris dans ses attributions, sont nuls et de 
nul effet. 
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Was die Ausgaben des außerordentlichen Budgets charakterisiert, ist 
nicht ihre eigentümliche Natur, sondern die Mittel, mit denen sie bestritten 
werden. Diese bestehen aus den Einnahmen des außerordentlichen Budgets '). 

Le budget, délibéré par le Conseil général, est définitivement réglé par 
décret, heißt es im Art. 57 des Departementsgesetzes. Das Gesetz räumt also 
dem Generalrat in dieser wichtigsten Departementsangelegenheit ein weit- 
gehendes Mitwirkungsrecht ein, und man sollte meinen, daß der Generalrat, 
dem in so vieler Hinsicht durch die staatliche Kontrolle enge Grenzen ge- 
zogen sind, von diesem Budgetrecht ausgiebigen Gebrauch macht. Aber die 
Praxis belehrt uns eines anderen. Im allgemeinen kann man sagen, daß die 
Generalräte das ihnen vom Präfekten vorgelegte Budget nur einer ganz ober- 
flächlichen Prüfung unterziehen”)’). Alle Arbeit ist im voraus in den Prä- 
fekturbureaus erledigt, und diese sind naturgemäß völlig von ihrem Chef, 
dem Präfekten, abhängig. 

Neben diesen Beschlußrechten stehen dem Generalrat rein beratende 
Funktionen zu. Die Gutachten über departementale Angelegenheiten, welche 
die Generalräte zu erstatten haben, werden von der Regierung eingeholt, 
teils obligatorisch, d. h. falls das Gesetz es erfordert‘), teils fakultativ, wenn 
sie es für nötig hält. Wenn die Einholung des Gutachtens gesetzlich ge- 
fordert wird, darf die Regierung in der betreffenden Angelegenheit keine 
Maßnahmen treffen, ohne den Generalrat befragt zu haben; aber auch in 
diesen Fällen hat das Gutachten rein konsultativen Charakter, die Regierung 
ist also an dasselbe nicht gebunden. Dieses Recht der Generalräte, Gut- 
achten zu erstatten, ist nicht ohne Bedeutung; auch sie ermöglichen dem 
Generalrat, der Regierung im Interesse des Departements Ratschläge zu er- 
teilen und ihr nützliche Weisungen zu geben für die Maßnahmen, die sie zu 
treffen gedenkt, 

Endlich ist der Generalrat befugt, durch seinen Präsidenten direkt an 
den Minister des Innern Beschwerden über die Verwaltung des Departements 
zu richten, m. a. W. sich über den Präfekten zu beklagen. Auch darf er 
der Regierung über staatliche Verwaltungszweige, die departementalen 
Zwecken dienen, Wünsche und Gutachten äußern’). Das Beschwerderecht 
des Generalrats ist eine notwendige Durchbrechung des Prinzips, kraft dessen 
nur der Präfekt das Recht hat, Beschlüsse des Generalrats auszuführen. Die 
Äußerung politischer Wünsche ist dem Generalrat verboten. 


!) Art. 62, 1871: Le budget extraordinaire comprend les depenses qui 
sont imput6es sur les recettes énumérées en l'art. 59. 

”) Der Generalrat des Depart. Meurthe et Moselle, dem ich im Aug. 1911 
beiwohnte, erledigte das Budget in einer einzigen Sitzung. 

D Leroy-Beaulieu, administration locale ... p. 867: aussi arriva-t'il 
que dans la pratique les Conseils généraux se desinteressaient presque en- 
tierement des comptes du departement; ils n’y apportent qu’une attention 
sommaire et un contrôle illusoire; ils auraient rencontré trop de difficultés 
s'ils avaient voulu prendre leur tâche au sérieux. 

*) Art. 50, 1871: Le Conseil général donne son avis: ... généralement 
sur tous les objets sur lesquels il est appelé à donner son avis en vertu des 
lois et règlements ou sur lesquels il est consulté par les ministres. 

D Art. öl, 1871: Le Conseil général peut adresser directement au 
ministre, par l'intermédiaire de son président, les réclamations qu'il aurait 
à présenter dans l'interêt spécial du département ainsi que son opinion sur 
l'état et les besoins des différents services publics, en ce qui touche le département. 
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d. Interdepartementale Konferenzen. 


Erwähnenswert ist in diesem Zusammenhang schließlich das Recht der 
Generalräte, zur Beratung von Angelegenheiten, die mehrere Departements 
gemeinsam betreffen, interdepartementale Konferenzen anzuregen. So kann 
z. B. der Bau einer Verbindungsstraße zwischen den Departements, die Er- 
richtung eines Asyls oder Hospitals für ein größeres Gebiet gemeinsame Be- 
ratungen erfordern. Solche sind aber erst seit 1871 gesetzlich erlaubt, und 
zwar unter folgenden Bedingungen '): 

1. Zwei oder mehrere der an der Angelegenheit interessierten General- 
räte müssen die Konferenzen beantragen. 

2. Die Präfekten müssen zwar benachrichtigt werden und können den 
Konferenzen beiwohnen; aber die Einberufung derselben ist nicht ab- 
hängig vom guten Willen der zuständigen Präfekten, sondern erfolgt 
durch die Präsidenten der interessierten (teneralräte. 

3. Die Beschlüsse der Konferenzen sind nur provisorisch, das heißt: sie 
müssen von sämtlichen Generalräten, die in den Konferenzen vertreten 
waren, bestätigt werden. Hinsichtlich ihrer Vollstreckbarkeit unter- 
liegen sie den allgemeinen Regeln über die Vollstreckbarkeit von 
teneralratsbeschlüssen. 


§ 2. Die Departementskommission. 


Die wichtigste Neuerung des Gesetzes von 1871 ist unzweifelhaft die 
Schaffung der Departementskommission. Man wollte nicht nur die Befugnisse 
des Generalrats erweitern; man wollte vielmehr ein Verwaltungsorgan schaffen, 
daß zwischen den Tagungen die Rolle des Generalrats übernehmen sollte. 

Besonders über diese Kommission waren die Meinungen innerhalb der 
Nationalversammlung von 1871 sehr geteilt. Die enen wollten in ihr nur 
ein rein beratendes Organ des Präfekten schaffen; die anderen forderten für 
die Kommission nicht nur das Recht zu beschließen, sondern auch die Exe- 
kutive der Generalratsbeschlüsse an Stelle des Präfekten, dem auf diese Weise 
nur die Vorbereitung der Vorlagen und ein Kontrollrecht über die be- 
schließenden Organe verbliebe. Die Gegner der Dezentralisation fürchteten, 
die Zentralgewalt zu sehr zu schwächen, ihre Anhänger dagegen waren be- 
sorgt, zu wenig Zugeständnisse zu erhalten. So ist es schließlich zu einem 
Kompromiß gekommen. leider zum Schaden der Dezentralisation. Die De- 
partementskommission, wie sie das Gesetz geschaffen hat, ist kein homogenes 
Gebilde geworden. ihre Befugnisse sind unzureichend und vor allem nicht 
scharf genug präzisiert. Trotzdem bedeutet sie einen großen Fortschritt 
gegenüber dez bisherigen Gesetzgebung. 

Am Ende der Augusttagung wählt der Generalrat aus seinen Reihen 
die Mitglieder der Kommission, deren Zahl zwischen 4 und 7 schwankt’). 
Nach Möglichkeit soll jedes Arrondissement in ihr vertreten sein. Die Wahl 
erfolgt für ein Jahr. Ihren Präsidenten wählt die Kommission neuerdings 
selbst *), während nach Artikel 71, 1871 das älteste Mitglied den Vorsitz 
führen sollte. Die Kommission tagt nicht in Permanenz, sie versammelt sich 
aber mindestens einmal monatlich. Die ordentlichen Tagungen werden von 


D Art. 89—91, 1871. 
D Art. 69, 1871. 
3) Gesetz von 1899. 
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der Kommission selbständig angesetzt, die auch deren Dauer bestimmt'). 
Außerdem finden auf Berufung des Präfekten oder des Präsidenten außer- 
ordentliche Tagungen statt. Die Kommission kann endgültige Beschlüsse 
nur fassen, wenn die Mehrzahl ihrer Mitglieder an der Beschlußfassung teil- 
nimmt. Die Sitzungen sind nicht öffentlich. 

Der Präfekt wohnt den Sitzungen der Kommission ebenso wie den des 
Generalrats bei und wird gehört, wenn er es fordert. Er ist einerseits Ver- 
treter der Zentralgewalt und als solcher berufen, die lokalen Behörden zu 
überwachen; anderseits hat er die Beschlüsse der Kommission auszuführen. 
Diese tritt als vermittelndes Organ zwischen Präfekten und Generalrat, dessen 
Einfluß sie über die Tagungszeit hinaus verlängert und dadurch die Macht 
des Präfekten durch Ausübung einer ständigen Kontrolle einschränkt”). 
Aber, wie schon gesagt, das Gesetz hat ihre Befugnisse nicht scharf genug 
gekennzeichnet. 

Die Kommission tritt in Tätigkeit: 

1. Als Delegierte des Generalrats, 

2. als Bevollmächtigte des Gesetzgebers, 

3. als Ratgeberin des Präfekten, 

4. durch Äußerung von Wünschen und Vorschlägen. 


Die Departementskommission regelt die Angelegenheiten, die ihr vom 
Generalrat übertragen worden sind, in den Grenzen der vom Generalrat fest- 
gesetzten Delegation *). Die Dezentralisationskommission wollte der Departe- 
mentskommission im Notfall auch ohne Delegation das Beschlußrecht über 
Angelegenheiten einräumen, die der Kompetenz des Generalrats unterliegen. 
Aber dieser Vorschlag ist im Gesetz nicht verwirklicht worden. 


Es wäre unmöglich, eine erschöpfende Aufzählung der Angelegenheiten 
zu geben, die vom Generalrat der Kommission übertragen werden können. 
Ihre Zahl ist schwankend und hängt von dem mehr oder minder großen 
Vertrauen ab, das der Generalrat zu seiner Kommission hat. Notwendig ist, 
daß die Delegation ausdrücklich erfolgt und spezialisiert ist‘), d. h. sie muß 
eine bestimmte Angelegenheit zum Gegenstand haben, z. B. die Richtlegung 
einer Verbindungsstraße, den Bau eines Departementgebäudes, doch darf sie 
nicht die Verbindungsstraßen oder die departementalen Bauten im allgemeinen 
betreffen. Daraus, daß die Delegation spezialisiert ist, folgt, daß sie zeitlich 
begrenzt ist. Im Prinzip ist der Generalrat maßgebend für die Tragweite 
der Vollmachten, die er der Kommission überträgt. Aber diese Beschränkung 
ist vom Gesetz nicht gefordert, und man kann als Regel betrachten, daß der 


1) Art. 73, 1871. 


”) Der Bericht Waddington (Journal officiel, Juli 1871) kennzeichnet 
die Rolle der Kommission wie folgt: La commission intervient pour continuer 
l'action forcément interrompue du Conseil general, mais sans empiéter sur 
le domaine de l'exécution proprement dite: en un mot, elle exercera au nom 
du Conseil une sorte de direction en sous-ordres, une surveillance moins 
lointaine et plus permanente, dans la limite et les attributions du conseil 
général lui-même. 


Dn Art. 77, 1871. 


*) Ils (les Conseils généraux) ne doivent déléguer que pour des affaires 
spéciales, non pour des catégories d'affaires (Hauriou, Droit administratif, 
p. 185). 
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Generalrat im Rahmen seiner eigenen Befugnisse') der Kommission durch 
seine Delegation völlige Selbständigkeit einräumt. 

Eine große Reihe von Angelegenheiten unterliegen kraft Gesetzes dem 
Beschlußrecht der Kommission. Diese Befugnisse der Kommission stellen 
sich als Vorrechte dar, die sie auch während der Tagung des Generalrats 
ausüben darf”). Der Generalrat könnte sich also nicht anmaßen, über die- 
selben an Stelle der Kommission zu beraten. 

Mehrere Artikel des Gesetzes regeln das Kontrollrecht der Kommission 
über den Präfekten. Dieses Recht erscheint in zweierlei Gestalt. Im all- 
gemeinen äußert es sich im einfachen Gutachten; die Kommission wird etwa 
vom Präfekten über die Zweckmäßigkeit einer Maßnahme befragt, die er zu 
treffen gedenkt. 

Insbesondere aber trägt die Kommission zur Aufstellung des Budgets 
bei, die der Präfekt zu besorgen hat. Dieser ist verpflichtet, das Budget 
mindestens 10 Tage”) vor Eröffnung der Augusttagung des Generalrats der 
Kommission vorzulegen. Diese kann Kritik am Budget üben und Änderungen 
treffen, die ihr zweckmäßig erscheinen. Sie überwacht die Ausführung des 
Budgets, nachdem der Generalrat es votiert hat, und sorgt namentlich für 
die richtige Verwendung der Kredite. Diese Kontrolle wird ermöglicht 
durch Berichte, die der Präfekt der Kommission zu erstatten hat‘). Ebenso 
muß der Präfekt zur Unterzeichnung von Verträgen im Namen des Departe- 
ments die Genehmigung der Kommission einholen, selbst wenn er in Aus- 
führung eines Generalratsbeschlusses handelt TL Die Kommission darf den 
Präfekten ermächtigen, das Departement in Prozessen aktiv und passiv zu 
vertreten. 

Die Kommission übt einen Teil der Kontrollrechte über die Gemeinden 
aus, die vorher dem Präfekten zustanden. Während der Augusttagung unter- 
breitet sie dem Generalrat die Liste aller kommunalen Anleihen und außer- 
ordentlichen Abgaben, die die Gemeinden des Departements seit der vorherigen 
Augusttagung beschlossen haben®). Die Kommission bestimmt gewöhnlich 


1) Benedetti, La Décentralisation et la Commission départementale, p. 143: 
Sersient naturellement entachees de nullité les délibérations don Conseil 
confiant à la commission des attributions en dehors de sa compétence ou 
qui sont réservés à d'autres autorités. L’adage: nemo plus iuris in alium 
transferre potest quam ipse habet, constitue le principe fondamental du 
droit de délégation qui nous occupe. 


2?) Art. 77, Abs. 2, 1871: .... La commission délibère sur toutes les 
questions qui lui sont déférées par la loi. 


D Art. 57, 1871: Le projet de budget du département est préparé et 
présenté par le préfet, qui est tenu de le communiquer à la commission 
départementale, avec les pièces à l'appui, dix jours au moins avant louver- 
ture de la session d’aoüt. 


*) Art. 78, Ges. v. 1871: Le préfet est tenu d’adresser à la commission 
départementale, au commencement de chaque mois, l’état détaillé des ordon- 
nances de délégation qu'il a reçues et des mandats de payement qu'il a 
délivrés pendant le mois précedent, concernant le budget départemental. 


5) Art. 54, Abs. 4. 


©) Art. 80, Ges. v. 1871: Chaque année à la semaine d’aoüt, la commission 
départementale présente au Conseil général le relevé de tous les emprunts 
communaux et de toutes les contributions extraordinaires communales qui 
ont été votées depuis la précédente session d’aoüt .... 
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ferner an Stelle des Präfekten die näheren Ausführungsmaßregeln für die 
Aufnahme einer Anleihe, deren Betrag vom Generalrat festgesetzt worden 
ist’). Sie verfügt, in welcher Reihenfolge die Arbeiten im Departement 
ausgeführt werden sollen. 

Als beratendes Organ des Präfekten gibt die Kommission ihre Meinung 
kund über alle Fragen, die er ihr unterbreitet oder auf welche sie seine 
Aufmerksamkeit zu lenken wünscht. Die Gutachten sind teils fakultativ, 
teils obligatorisch; der Präfekt kann sie einholen, so oft er es für nötig hält. 
Soweit das Gutachten nicht ausdrücklich vom Gesetz erfordert wird, ist es 
für den Präfekten nicht bindend. In gewissen Fällen aber, z. B. wenn das 
Gesetz von Akten des Präfekten spricht, die er „sur l'avis conforme de la 
commission départementale“ vorzunehmen hat, ist der Präfekt verpflichtet, 
die Kommission zu befragen und sich nach ihren Wünschen zu richten’). 

Die Kommission kann aus eigener Initiative Wünsche äußern und sie 
dem Präfekten unterbreiten. Diese Wünsche dürfen nur departementale An- 
gelegenheiten zum Gegenstand haben und sich nicht auf allgemeine staatliche 
Interessen beziehen; ebenso wie dem Generalrat sind der Kommission politische 
Wünsche verboten. 

Bei einer gesetzlichen Reform müßte die Kommission vor allem zu 
einer permanenten Einrichtung werden. Ihr müßte gesetzlich das Recht 
übertragen werden, an der Verwaltung des lokalen Bezirks aktiv teilnehmen 
zu können, während sie doch bisher die meisten ihrer Funktionen als Dele- 
gierte des Generalrats ausübte. Dieses ist auch die Lösung, die der Depu- 
tierte Beauquier in seinem Entwurfe vom 9. Juni 1910 der Kammer vorschlug °’). 


ES 3. Der Präfekt. Die Tutelle administrative‘ 4). 


Der treue Hüter der Zentralisation im Departement ist der Präfekt. 
Und gerade deswegen müssen wir uns eingehend mit ihm beschäftigen; denn, 
solange er in seiner gegenwärtigen Gestalt beibehalten wird, belehnt mit der 
Fülle von Befugnissen, die ihm das Gesetz teils stillschweigend, teils aus- 
drücklich einräumt, solange wird auch keine selbständige lokale Verwaltung 


1) Art. 81, § 2 und 3 Ges. v. 1871: La commission départementale, après 
avoir entendu l'avis ou les propositions du préfet: 2°. Determine l’ordre de 
priorité des travaux à la charge du département. 83°. Fixe l’époque et le mode 
d’adjudication ou de réalisation des emprunts départementaux. 

D Art. 54, Gesetz 1871: Le préfet intente les actions en vertue de la 
décision du conseil general, et il peut sur l’avis conforme de la commission 
départementale, défendre à toute action intentée contre le département. .... 

Le préfet, sur l'avis conforme de la commission départementale, passe 
les contrats au nom du département. 

D Entwurf Art. 21: Le conseil régional nomme un Comité exécutif qui 
siège en permanence et se compose, selon l'importance de la région, de sept 
à neuf membres dp Conseil. 

Ce Comité permanent nomme son président; il est chargé de l’adminis- 
tration de la région et de l'exécution des décisions du Conseil régional. Il 
soumet à l'approbation du Conseil son règlement d'ordre et de service 
intérieur. 

*) Vgl. den interessanten Bericht des Prof. an der jurist. Fakultät der 
Univers. Nancy Louis Rolland auf dem Regionalistenkongreß von Bourges 
(16. September 1911): La question de la suppression des préfets. Abgedruckt 
in der Action Régionaliste, Januar 1912. 
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zur Wirklichkeit werden. Das Gesetz kennzeichnet seine Befugnisse im 
Artikel 1 §§ 2 und 3 (10. August 1871) in folgenden kurzen Sätzen: „Der 
Präfekt ist der Vertreter der Exekutivgewalt im Departement. Er ist außer- 
dem mit der Vorbereitung (instruction préalable) der Vorlagen beauftragt, 
die das Departement betreffen, sowie mit der Ausführung der Beschlüsse des 
Generalrats und der Departementskommission, gemäß den Anordnungen des 
vorliegenden Gesetzes.“ Es möchte fast scheinen, als habe der Gesetzgeber 
absichtlich in so wenigen Worten die in Wirklichkeit sehr ausgedehnten 
Befugnisse des Präfekten gekennzeichnet, um zu verhüten, daß man in der 
Erkenntnis seiner wahren Gestalt die Unzulänglichkeit des ganzen Gesetzes 
für die Selbstverwaltungsidee begreife. In der letzten Zeit ist häufig die 
Frage diskutiert worden, ob man den Präfekten beibehalten oder ob man 
ihn abschaffen solle. Doch bevor wir zur Beantwortung dieser Frage schreiten, 
wollen wir untersuchen, welches eigentlich seine Funktionen sind. 

Der Präfekt ist einmal Vertreter der Zentralgewalt, ihr Verwaltungs- 
beamter für das Departement, und als solcher beauftragt, für Einheitlichkeit 
und das richtige Funktionieren des Verwaltungsorganismus im allgemeinen 
zu sorgen. Er kann Beamte ernennen und absetzen, Verordnungen über die 
Wegepolizei, das Jagdwesen etc. erlassen, und es wäre unmöglich, seine 
zahllosen Befugnisse im einzelnen aufzuführen. 

Der Präfekt vertritt ferner die Zentralgewalt noch in anderer Hinsicht. 
Er ist der politische Beamte des Ministeriums, der Vertreter und der Ver- 
fechter der Regierungspolitik im Departement. Unzweifelhaft wollte Napoleon, 
als er im Jahre VIII das Präfektenamt schuf, nichts anderes als in jedem 
Departement einen ihm ergebenen Beamten installieren, der ihm für die 
Anhänglichkeit der lokalen Körperschaft bürgte. Mit Recht gibt Jeze in 
einem sehr interessanten Aufsatz über die Rolle der Präfekten in Frankreich 
seiner Verwunderung darüber Ausdruck, daß der Gesetzestext diese wichtige 
Mission des Präfekten ganz verschweigt'). Für ihn ist der Präfekt nichts 
anderes als ein Wahlagent der Regierung, dessen Karriere von der mehr 
oder minder großen Geschicklichkeit abhänge, mit der er die Gegner der 
Regierung bekämpfe und möglichst zum Schweigen bringe. Natürlich er- 
scheinen die Präfekten in dieser Rolle als die geborenen Feinde jeder lokalen 
Autonomie und wir begreifen sehr wohl, daß Jèze schon aus diesem Grunde 
kurzerhand ihre Beseitigung verlangt. Und nicht minder kategorisch ist 
Chardon, ein Mitglied des Staatsrates, der in seinem Werke sich u. a. folgender- 
maßen äußert”): „Une chose est certaine: le système administratif actuel est 
condamné; commençons donc par nous débarrasser de la superstition de 
l’organisation prefectorale.“ 

Schließlich übt der Präfekt in seiner Eigenschaft als Vertreter der 
Regierung sozusagen ein Aufsichtsrecht über Departement und Kommune aus, 
welches allgemein in der französischen Literatur als die „tutelle administra- 
tive“ bezeichnet wird. 

„On appelle“, definiert Hauriou°), „tutelle administrative un pouvoir 
de contröle que certaines personnes administratives exercent sur certaines 
autres, dans le but à la fois de protéger les intérêts de la personne en 
tutelle et de maintenir le bon ordre dans l’administration.“ Schon in der 


1) Jèze, Revue du droit public, Bd. 28, 1911, p. 272. 
TI Chardon, Le Pouvoir administratif, p. 249. 
" Hauriou, La Décentralisation, Le p. 484. 
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Bezeichnung „tutelle“ liegt unseres Erachtens eine Verurteilung der ganzen 
Einrichtung. Denn wie läßt es sich rechtfertigen, die lokalen Versammlungen 
in Departements und Kommunen wie Minderjährige zu behandeln *)? Selbst- 
verständlich muß es eine Instanz geben, die darüber wacht, daß Generalrat, 
Departementskommission und Munizipalrat keine ungesetzlichen Beschlüsse 
fassen. Aber diese Instanz muß über den lokalen Interessen stehen und für 
völlige Unparteilichkeit bürgen, die man beim Präfekten kaum vermuten 
kann. Was Jöze über die „tutelle“ der Präfekten sagt’), klingt geradezu 
vernichtend, und wir können in ihm einen durchaus zuverlässigen Richter 
erblicken. Hauriou ist bemüht, die Bedeutung des Tutelle-Rechts für die 
lokale Verwaltung als viel geringer erscheinen zu lassen, als es in Wirklich- 
keit ist, indem er darauf hinweist, daß der Tutor nur das Recht habe, den 
Beschluß der lokalen Versammlung zu annullieren, nicht aber zu reformieren, 
d. h. er kann seine Entscheidung nicht dem Beschlusse der lokalen Ver- 
sammlung substituieren®). U. E. genügt schon die Existenz der Tutelle in 
ihrer heutigen Form, um ihre Bekämpfung in den Dezentralisationsbestre- 
bungen an erste Stelle zu setzen. Ein kleiner Fortschritt ist ja schon im 
Gesetz von 1871 gemacht worden, das in verschiedenen Punkten die Kontrolle 
über den Munizipalrat anstatt dem Präfekten dem Generalrat oder der De- 
partementskomimission übertrug‘). 

Um wirklich dezentralisierend zu wirken, muß sich dieses Kontrollrecht 
dahin entwickeln, den Machtspruch der vorgesetzten Behörde, des Tutors, 
durch den Richterspruch eines unparteiischen Verwaltungsgerichts zu ersetzen. 
Wenn einmal der Staatsrat an Stelle des Präfekten als ordentlicher Richter 
über die Gültigkeit oder Ungültigkeit eines Generalrats- oder Munizipalrats- 
entschlusses oder eines Maireerlasses zu entscheiden haben wird, dann erst 
wird ein freiheitlicher Wind in den lokalen Körperschaften wehen; denn eine 
richterliche Behörde bietet unzweifelhaft mehr Garantie für unparteiische 
Beurteilung lokaler Interessen als eine Verwaltungsbehörde, die der Präfekt 
personifiziert. 

Das waren etwa die Hauptfunktionen des Präfekten in seiner Eigen- 
schaft des Vertreters der Zentralgewalt. Aber der Präfekt ist auch, und 
diese Eigenschaft ist nicht weniger wichtig, Organ des Departements als 
einer lokalen Körperschaft. Als solcher hat er zwei bedeutsame Funktionen: 
Einmal bereitet er alle Vorlagen vor, die er dann dem Generalrat zur Be- 
ratung unterbreitet, d. h. er allein hat das Initiativrecht, und zweitens steht 


') D’Avenel, Réforme administrative, p. 20: En administration dé- 
partementale et communale, on n’entend parler aujourd’hui que de tuteur 
et de tutelle, comme el s'agissait de mineurs ou d’interdits; les mineurs et 
les interdits administratifs, ce sont les majeurs et les souverains politiques. 

3) Jeze, Le 280: L’administration prefectorale s'est desinteressee 
d'exercer la tutelle administrative d'une manière régulière. Les préfets 
n’&prouvent aucun scrupule à arrêter les décisions légales des municipalités 
qui ne servent pas la politique du gouvernement au pouvoir; ils n'hésitent 
pas à laisser passer les décisions illégales des administrations locales, amies 
du gouvernement. C’est aux administrés à veiller et à défendre la légalité. 
La tutelle administrative en France, il faut le dire hautement, a fait faillite. 
Les préfets l'ont faussée en se servant de leurs pouvoirs de tutelle pour 
tracasser leurs adversaires et pour favoriser leurs amis politiques. 

”» Hauriou, |. c. p. 485. 

t) Vgl. Gesetz von 1871, Art. 42, 46 § 7; $ 19. 
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ihm die Exekutive aller Beschlüsse des Generalrats und der Departements- 
kommission zu. Man bedenke, welch weitgehende Machtbefugnisse diesem 
Beamten, der doch von der Regierung ernannt und infolgedessen ihr williges 
Werkzeug ist, mit diesen Funktionen verliehen sind. Es ist doch kaum an- 
zunehmen, daß der Präfekt eine Angelegenheit, die der Regierung unan- 
genehm wäre, dem Generalrat zur Beratung unterbreiten wird, selbst wenn 
sie noch so sehr im Interesse des Departements läge. Und was die Voll- 
streckung der Generalratsbeschlüsse anbelangt, so wird er wohl unschwer 
Mittel und Wege finden, Beschlüsse, die den Interessen der Regierung zu- 
wicderliefen, entweder gar nicht auszuführen, d.h. sie stillschweigend zu an- 
nullieren, oder sie in einer Form zu verwirklichen, an der man von dem ur- 
sprünglichen Generalratsbeschluß kaum noch etwas wird erkennen können. 

Darum muß auch der Verwalter des Departements und entsprechend 
der Verwalter der zukünftigen Region aufhören, ein Beamter der Zentral- 
gewalt zu sein. Damit ist keineswegs gesagt, daß der Präfekt durchaus be- 
seitigt werden muß. Die Regierung muß weiterhin ihren Vertreter bei den 
lokalen Verwaltungskörpern haben; nur gilt es seine Befugnisse zu definieren 
und festzustellen, wem die Verwaltung des Departements zu übertragen sein 
werde. (Wird in einer künftigen Verwaltungsorganisation das Departement 
durch die Region ersetzt, so gälten die folgenden Betrachtungen mutatis 
mutandis natürlich auch für die Region.) Wir können in den Reform- 
bestrebungen mehrere Systeme unterscheiden. 

In einem Gesetzentwurfe vom 9. Juli 1898, den der Deputierte Ramel 
den Kammern vorlegte, finden wir an der bisherigen Rolle des Präfekten 
wenig geändert; nur die Tatsache, daß er nunmehr an der Spitze eines weit 
größeren Verwaltungsgebiets, der Region, steht, bedeutet eine unwesentliche 
Neuerung. Sonst ist der Präfekt nach wie vor „le représentant des intérêts 
spéciaux de la région sous le contrôle et l'autorité du Conseil régional“ und 
wird weiterhin von der Zentralgewalt ernannt. 

Auch in dem Gesetzentwurfe, den der Deputierte Charles Beauquier 
zunächst am 24. Januar 1902 in der Kammer einbrachte und den er dann 
am 9. Juni 1910 in wenig veränderter Form wiederholte'), finden wir den 
Präfekten unter der Bezeichnung eines Commissaire regional wieder. Es ist 
merkwürdig, daß selbst Beauquier, der unter den Dezentralisatoren in der 
Kammer an erster Stelle zu nennen ist, es übersehen hat, daß diese Doppel- 
rolle des Exekutivorgans der Region im Sinne der Selbstverwaltung nicht zu 
rechtfertigen ist. Allerdings schränkt er dadurch die Allmacht des Präfekten 
etwas ein, daß er ihm eine permanente Kommission zur Seite stellt, die 
unter der Bezeichnung Comité permanent an der lokalen Verwaltung aktiv 
teilnehmen soll. Die Mitglieder des Komitees, 7—9 an der Zahl, werden von 
dem Conseil régional ernannt. Leider sind die Artikel 3 und 21 recht un- 
klar gefaßt und scheinen sich zu widersprechen. Im Art. 3 heißt es: Un 
commissaire regional nommé par décret sera chargé dans chaque région ... 
de l'exécution des décisions prises par l'assemblée régionale ou par le comité 
permanent de cette assemblée. Dagegen lautet der Artikel 21: ... „Ce 
comité permanent nomme son président; il est chargé de l'administration de 
la région et l'exécution des décisions du Conseil régional.“ Beauquier hat 
offenbar die Exekutive als solche dem commissaire régional vorbehalten wollen, 


1) Chambre des Députés, session 1902, Annexe N° 2916 und session 1910, 
Annexe N° 18. 
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nur an der eigentlichen Verwaltung, d. h. hauptsächlich in der Vorbereitung 
von Vorlagen sollte ihn das Komitee tatkräftig unterstützen. 

Viel radikaler geht der Deputierte Louis Martin in seinen Gesets- 
entwürfen zu Werke, die er am 29. November 1901 der Kammer und am 
17. Februar 1910 dem Senate vorlegte!). Er verlangt kurz und bündig die 
Abschaffung des Präfekten. Ein commissaire national soll nunmehr die 
Zentralgewalt bei der lokalen Körperschaft vertreten und über die Ausführung 
der Gesetze wachen. Aber dieser neue Beamte hat nicht mehr die Exekutive 
im Departement, ja, er hat nicht einmal Zutritt zu den lokalen Versamm- 
lungen”). Die Exekutive der Generalratsbeschlüsse soll einer kollegialen Be- 
hörde, dem Comité exécutif übertragen werden, das vom Generalrat gewählt 
wird. An der Spitze des Komitees steht ein gewählter Präsident. Jedes Mit- 
glied des Komitees ist mit einem besonderen Teil der lokalen Verwaltung 
betraut und für seine persönlichen Verwaltungshandlungen verantwortlich. 
Außerdem ist das Komitee als Gesamtheit verantwortlich”). Dieses Ver- 
waltungssystem erscheint uns nicht annehmbar. Es schaltet zwar völlig die 
Intervention des Regierungsvertreters von der lokalen Verwaltung aus, aber 
es kompliziert dieselbe dadurch, daß die Exekutive als solche einer Mehrheit 
übertragen wird. Beraten und verwalten können wohl mehrere, aber die 
Vollstreckung als solche muß einer Einzelperson vorbehalten bleiben. 

Einen Mittelweg schlägt der Gesetzentwurf des Deputierten Bonnevay 
vom 23. Juni 1910 ein‘). Er beläßt, wie die Motive besagen, dem Präfekten 
die politischen Funktionen, und er bleibt der Vertreter der Regierung. Da- 
gegen wird ihm die departementale Verwaltung, besonders die Vorbereitung 
der Vorlagen und die Ausführung der Generalratsbeschlüsse völlig entzogen. 
Deshalb hat er auch keinen Zutritt mehr zu den Sitzungen des Generalrats 
und der Departementskommission®). Durch diese völlige Ausschaltung des 


D Chambre des Députés, session 1901 No 2798 und session 1910 du 
Senat No 50. 

D Art. 4 des Entwurfes: Sont supprimés les titres et les fonctions de 
préfet. Dans chaque département un agent national représente le pouvoir 
exécutif central. Il reçoit le nom de commissaire national auprès du dépar- 
tement. Il requiert, et, au besoin, assure l'exécution des lois de la Répu- 
blique. Cet agent ne prend part ni aux délibérations ni à l'exécution des 
délibérations du Conseil général. 

D Art. 28 des Entwurfes: Les autres menbres du Comité exécutif élus 
et révocables dans les mêmes conditions, sont placés, chacun à la tête d'un 
des services administratifs du département. Ils sont spécialement respon- 
sables. Le Comité, exécutif est collectivement responsable. 

*) Session 1910, Chambre d. Dep. N° 164. 

6) Motive des Entwurfes: La présente proposition de loi n’a pas pour 
objet de restreindre les pouvoirs des préfets considérés comme agents du 
Gouvernement dans leurs attributions de représentant du pouvoir central. 
Mais nous avons pensé que quarante années de sagesse des Conseils généraux 
permettaient de confier à cet organisme électif de nouveaux et pleins pouvoirs 
en tout ce qui concerne la gestion et l'administration des intérêts départementaux. 

Ainsi donc le préfet continuerait à exercer ses fonctions politiques, 
réglementaires, administratives, proprement dites de tutelle administrative et 
de représentant de l'Etat. .... 

Par contre il serait déchargé de toute l'administration départementale 
proprement dite et, notamment, de la préparation et de l'exécution des dé- 
libérations du Conseil général ou de la Commission départementale et de la 
direction des services départementaux gérés et dotés par le Conseil général. 
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Präfekten würde, so meinen die Motive, die departementale Verwaltung den 
politischen Einflüssen entzogen werden. Es heißt dort wörtlich: „Aujourd’hui 
le préfet, agent essentiellement politique, pèse toutes les affaires administra- 
tives dans la balance des profits électoraux. Il débarque dans un dépar- 
tement, ignorant de toutes les affaires départementales, mais ayant reçu du 
pouvoir central des instructions qui portent non sur l'administration mais sur 
la politique. Dans ses bureaux tout est confondu, ce qui dépend de l'Etat, 
ce qui revient au Département; il y met de l’ordre en ramenant tout è la 
politique.“ 

Die Verwaltung des Departements wird nach dem Texte des vorliegenden 
Entwurfes einem vom Generalrat gewählten administrateur départemental 
übertragen. Dieser erhält alle Funktionen, die bisher dem Präfekten als 
einem Organ des Departements zustanden: Vorbereitung der Vorlagen und 
Ausführung der Generalratsbeschlüsse, die Verwaltung der departementalen 
Anstalten, die Ernennung der Beamten, deren Gehälter zu Lasten des Depar- 
tements sind ete. Seine Wahl erfolgt für drei Jahre; doch kann er wieder- 
gewählt werden. Auch kann ihm der Generalrat aus dem Departementsbudget 
eine Entschädigung für seine Mühewaltung bewilligen'). 

Uns scheint die Lösung der Präfektenfrage in der Weise, wie sie 
Bonnevay vorschlägt, sehr empfehlenswert. Die Regierung behielte zwar 
ihren Vertreter im Departement, aber die Verwaltung des Departements wäre 
nicht mehr dem ständigen Einfluß der Zentralgewalt unterworfen. In dem 
Augenblick, in dem die lokale Körperschaft sich das Recht erobert, ihr 
eigenes Exekutivorgan zu haben, ist ein großes, vielleicht das wichtigste 
Problem der lokalen Autonomie verwirklicht. 


Fünftes Kapitel. 
Das Arrondissement. 


a. Organisation des Arrondissementrats. 


Das Arrondissement?) tritt als Bindeglied zwischen Departement und 
Gemeinde. Obgleich es eine eigene beratende Versammlung, den Arrondisse- 
mentsrat hat, ist es, wie wir sehen werden, mehr Staatsverwaltungsbezirk 
als Selbstverwaltungskörper. Die Exekutive steht dem Unterpräfekten zu. 

Der Arrondissementsrat hat ebensoviele Mitglieder wie das Departement 
Kantone, doch darf die Zahl der Abgeordneten nicht weniger als neun betragen. 


1!) Proposition de Bonnevay Art. 1. L’instruction préalable des affaires 
qui intéressent le département, l’ex&cution des délibérations du Conseil général, 
l'administration des services départementaux, la nomination des fonctionnaires, 
retribues sur le budget départemental, et généralement toutes les attributions 
qui remplissent actuellement les préfets comme administrateurs du département 
considéré comme personne civile, sont confiées à un administrateur départe- 
mental élu par le Conseil général parmi ses membres. 

Art. 2. L’Administrateur départemental est élu dans la première session 
qui suit le renouvellement d’une serie du Conseil général et suivant les dis- 
positions relatives à l'élection des maires des communes. Ses pouvoirs expirent 
à l'ouverture de la session qui suit tout renouvellement d’une série du Conseil 
général. Il est rééligible. Une indemnité peut lui être allouée par le Conseil 
général sur le budget départemental. Ses fonctions sont incompatibles avec 
celles de député et de sénateur. 


”) Im Arrondissement gilt noch das Gesetz vom 10. Mai 1838, Titel II. 
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Die Vorschriften über die Wählbarkeit zum Arrondissementsrat ent- 
sprechen im Ganzen denen, die für den Generalrat gelten, und wir verweisen 
auf das dort Gesagte. Die Mandatsdauer beträgt wie beim Generalrat 6 Jahre, 
alle drei Jahre scheidet die Hälfte der Mitglieder aus und wird durch neue 
ersetzt. Wenn der Rat in gesetzlicher Form konstituiert ist, regelt er selb- 
ständig die Reihenfolge seiner Beratungen. Er kann seine Geschäftsordnung 
bestimmen und Kommissionen zur Prüfung spezieller Angelegenheiten er- 
nennen. 

Die Arrondissementsräte haben ordentliche und außerordentliche Tagungen. 
Sie haben eine ordentliche obligatorische Tagung von 10 Tagen, die in 
zwei Abschnitte zerfällt. Der erste Tagungsabschnitt geht der Augusttagung 
des Generalrates voraus, der zweite folgt ihr nach. 

Der Arrondissementsrat kann nur beraten, wenn mehr als die Hälfte 
seiner Mitglieder anwesend ist. Die Sitzungen sind nicht öffentlich. 


b. Zuständigkeit des Arrondissementrats. 


Die Befugnisse des Arrondissementrats zerfallen in solche, die ihm als 
Vertreter der gesetzgebenden Gewalt zustehen, und solche, bei deren Aus- 
übung er als Vertreter der Interessen des Arrondissements handelt. 

Als Vertreter der gesetzgebenden Gewalt berät der Arrondissementsrat 
im ersten Teil der Tagung über die Beschwerden, zu denen das auf das 
Arrondissement fallende Steuerkontingent Anlaß gibt'). Ebenso berät er 
über die Gesuche der Gemeinden um Herabsetzung ihrer Abgaben; im zweiten 
Teil der Tagung verteilt der Rat die direkten Abgaben auf die Gemeinden 
des Arrondissements?). Doch ist hierfür seine Entscheidung nicht endgültig, 
und wenn die Gemeinden eine Herabsetzung ihres Steuerkontingents verlangen, 
legt die endgültige Regelung dem Generalrat ob. Die Arrondissementsräte 
handeln bei der Steuerverteilung selbständig und sind nicht verpflichtet, sich 
nach den Vorschlägen des Unterpräfekten als des Vertreters der Regierung zu 
richten, die ihnen zur Orientierung dienen. 

Als Vertreter des Arrondissements hat der Rat nur sehr geringe Be- 
fugnisse®). Obgleich das Arrondissement eine vom Departement getrennte 
Verwaltung besitzt, ist seine Existenz doch auf das engste von der des De- 
partements abhängig. Dem Arrondissement ist keine Rechtspersönlichkeit 
verliehen, folglich ist es unfähig zu erwerben und zu veräußern, und es hat 
kein eigenes Budget. Die Ausgaben, die ihm zugute kommen, gehen auf 
Rechnung des Departements. Die Unfähigkeit, in Vermögensangelegenheiten 
selbständig Beschlüsse zu fassen, offenbart die geringe Bedeutung dieser 
beratenden Versammlung. 

In gewissen Fällen soll die Regierung die Meinung des Arrondissement- 
rates einholen. So gibt der Rat sein Gutachten ab über die Änderung der 
Grenzen des Departements, des Arrondissements und der Gemeinde, über die 
Wegeverwaltung, über die Abhaltung von Messen und Märkten sowie all- 
gemein über die Angelegenheiten, über die er von der Regierung befragt wird. 

Im ganzen sind die Befugnisse des Arrondissementrates so unbedeutend, 
daß man ernstlich von seiner Mitwirkung an der Verwaltung nicht sprechen 


1) Art. 40, 1838. 

”) Art. 45, 1838. 

D Als persönliche Funktion steht den Mitgliedern des Arrondissement- 
rats das Recht zu, bei den Senatswahlen als Wähler zu fungieren. ee 
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kann +); seine Tätigkeit ist vielmehr im allgemeinen rein konsultativ, während 
dem Unterpräfekten weitgehende Rechte eingeräumt sind. 

Der Unterpräfekt ist der Vertreter der Zentralgewalt im Arrondissement. 
Als solcher ist er nicht nur Vermittlungsorgan zwischen Präfekt und Arron- 
dissement, sondern er hat auch persönliche Machtbefugnisse, die ihm vom 
Gesetzgeber übertragen sind; andere kann ihm der Präfekt delegieren. 
Dieser pflegt vom Unterpräfekten Berichte über die Verhältnisse im Arron- 
dissement einzufordern. Darum unternimmt der Unterpräfekt jedes Jahr 
Reisen durch die Gemeinden, um sich an Ort und Stelle zu orientieren. Seine 
Selbständigkeit in der lokalen Verwaltung wird durch die Existenz des Arron- 
dissementrats kaum eingeschränkt. 


c. Bemerkungen de lege ferenda. 

Es erscheint selbstverständlich, daß bei einer Reform der Verwaltungs- 
organisation die Arrondissements, für welche ein ganz unmodernes Gesetz 
vom Jahre 1838 noch heute maßgebend ist, nicht zu vergessen sein werden. 
Behält man sie als Verwaltungsbezirk bei, — es bestehen Bestrebungen, sie 
abzuschaffen —, so muß man ihnen vor allem die Rechtspersönlichkeit ver- 
leihen. Um existenzfähig zu sein, müssen sie ihre eigenen Gebäude und die 
Mittel zu ihrem Unterhalt haben. Ob ihnen zu diesem Zweck ein eigenes 
Budget zugestanden werden muß, erscheint uns zweifelhaft. Auf alle Fälle 
müssen sie aber neue Befugnisse erhalten und ihre Rechte dürfen nicht wie 
bisher auf untergeordnete Angelegenheiten und platonische Wünsche an die 
Adresse des Unterpräfekten beschränkt bleiben. Es wäre vielleicht ganz 
zweckmäßig, auch im Arrondissement nach dem Vorbilde einer verbesserten 
Departementskommission aus den Reihen des Arrondissementrates eine stän- 
dige Kommission zu bilden, die an der Verwaltung des Arrondissements aktiv 
teilnehmen würde. Darüber, ob der Unterpräfekt als Exekutivorgan beizu- 
behalten sei, sind die Meinungen geteilt. In der Literatur”), sowie in den Kam- 
mern ist schon mehr als einmal ihre Abschaffung votiert worden. Sie müßten 
dann jedenfalls durch einen vom Arrondissementerat gewählten Beamten ersetzt 
werden. Denn einer Kollektivbehörde, wie sie die Arrondissementskommission 
darstellen würde, die Exekutive zu übertragen, erscheint uns unratsam. 

D’Avenel, ein sonst warmer Fürsprecher der Dezentralisation, verlangt 
merkwürdigerweise in seiner „Réforme administrative“, daß die Befugnisse 
der Unterpräfekten zu erweitern seien®), und plädiert damit stillschweigend 
für ihre Beibehaltung. 


1) Es ist interessant, hier einen Wunsch zu erwähnen, den der General- 
rat des Departements Meurthe et Moselle in Beziehung auf die Arrondissements- 
räte geäußert hat, und der deren Ohnmacht recht erkennen läßt: 

(Délibération du Conseil général, séance du 25 avril 1911, S. 37.) Le 
conseil general émet le ven: 

Que les attributions des Conseils d’arrondissement soient étendus par 
une loi, cette extension devant porter plus particulitrement sur les questions 
qui intéressent l'agriculture et qui sont généralement familières aux membres 
de ces assemblées. 

Que les Conseils d’arrondissement soient purement et simplement suppri- 
més, si leurs attributions doivent être maintenues dans leurs limites actuelles. 

D Dessaint, Décentralisation administrative et sociale, S. 18. 

D D’Avenel, Réforme administrative, p. 62: Donnons à nos sous- 
préfets qui ne peuvent rien et à nos conseils d'arrondissement qui ne font 
rien de vastes attributions. 
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Wir glauben, die Beibehaltung der Unterpräfekten als übertlüssire Be- 
lastung des den Beamten gewidmeten Budgetkontingents ansprechen zu 
müssen. Wir sind der Meinung. daß die wenigen Rechte. die man ihnen 
als Kontrollorgan des Arrondissementz belassen müßte. vom Präfekten aus- 
geübt werden könnten. Denn dieser würde nach Einführung der angestrebten 
Reform im Departement nur noch Kontrollorgan des Staates, nicht mehr 
Verwalter des Departements sein: und diese Entlastung in seiner Tätigkeit 
würde ihm die Möglichkeit geben, die wenigen Funktionen des Unterpräfekten 
zu übernehmen, soweit dieser die Zentralbehörde im Arrondissement vertritt. 


Sechstes Kapitel. 
Das Munizipalgesetz vom 5. April 1884. 
Kurzer Rückblick auf die Kommunalverfassungen des 19. Jahrhunderts. 


Was die Kommunalverwaltung anbelangt, so finden wir die ersten frei- 
heitlichen Regungen seit der Verfassung vom Jahre VUI im Gesetz vom 
23. März 1831. Der Munizipalrat sollte nunmehr wieder durch die Gemeinde- 
bürger gewählt werden, doch war das Wahlrecht von einem bestimmten 
Steuerminimum abhängig. 

Damit war immerhin ein kleiner Fortschritt gemacht, und es galt 
nunmehr, die Befugnisse des Munizipalrats und des Maire festzusetzen. Dies 
geschah im Gesetz vom 18. Juli 1837. 

Der Munizipalrat hat nach diesem ein Beschlußrecht über kommunale 
Interessen. Doch regelt weder er noch der Maire endgültig eine kommunale 
Angelegenheit. Beide Organe sind vielmehr der Kontrolle der höheren Be- 
hörde unterworfen. Nur wenige Angelegenheiten, so die kurzfristigen Miet- 
und Pachtverträge, die Verteilung der (temeindeweiden und Gemeindefrüchte 
regelt der Munizipalrat selbständig. Sonst werden seine Beschlüsse erst voll- 
streckbar, wenn der Präfekt sie ausdrücklich genehmigt hat. Zu dieser weit- 
aus größeren Gruppe gehören u. a. das Budget, die Oktrois, Grundbesitz- 
erwerb, Wegebau etc.'). 

Nicht weniger abhängig vom Präfekten ist das exekutive Organ der 
Gemeinde, der Maire. Dieser ist einerseits als Delegierter der Zentralgewalt 
mit der Ausübung der Ortspolizei beauftragt. Zu diesem Zwecke kann er 
Verordnungen erlassen, welche die Umstände erfordern. Aber der Präfekt 
kann nach Belieben deren Ausführung aufschieben oder sie für nichtig 
erklären °). 

Auch in seiner Tätigkeit als Organ der Gemeinde untersteht der Maire 
der Kontrolle der höheren Behörde und auch in dieser Eigenschaft sind seine 
Befugnisse sehr beschränkt. 

Die Konstitution von 1848 brachte einen weiteren Fortschritt. Nicht 
nur sollten fortan die Munizipalräte (ebenso wie die Generalräte) aus all- 
gemeiner direkter Wahl hervorgehen, sondern Maire und Adjoints sollten 
gewählt werden, und zwar vom Munizipalrat. Aber an dieser letzteren Be- 


’) Vgl. Näheres bei Rudloff a. a. O. S. 226. 

II Art. 11 d. Ges. von 1887: Le maire prend des arrêtés à l'effet: 
1°. D’ordonner les mesures locales sur les objets confiés par les lois à sa 
vigilance et à son autorité.. .... 

Le préfet peut les annuler ou en suspendre l'exécution. 
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stimmung wurden bald so einschneidende Änderungen vorgenommen, daß sie 
ihre Bedeutung verlor. 

Die folgende Periode. in die wir eintreten, ist die letzte, die uns von 
der heutigen Kommunalgesetzgebung trennt. Sie steht unter dem Zeichen 
ziemlich unbeschränkter Herrschaft der Zentralgewalt über die Gemeinden. 
Der Artikel 57 des Gesetzes vom 14. Februar 1852 beweist unsere Behaup- 
tung. In diesem heißt es: „Ein Gesetz wird die Organisation der Gemeinden 
festlegen. Die Maires werden (wie vor 1848) von der Zentralgewalt ernannt 
und können außerhalb des Munizipalrats (d. h. nicht notwendigerweise aus 
der Zahl seiner Mitglieder) ernannt werden.“ 

Das Gesetz vom 24. Juli 1867 erweiterte zwar die Zahl der Angelegen- 
heiten. über welche der Munizipalrat selbständig beschließen durfte, haupt- 
sächlich für die Verwaltung des kommunalen Grundbesitzes. Aber wenn über 
diese Angelegenheiten Maire und Munizipalrat verschiedener Meinung sind, 
liegt die endgültige Entscheidung bei dem Präfekten. Da die Maires von 
der Zentralgewalt ernannt werden, und infolgedessen völlig von ihr ab- 
hängig sind, kann der Präfekt sich unschwer Gelegenheit verschaffen, in 
die inneren Fragen der Gemeinden einzugreifen und deren Selbständigkeit zu 
beschränken. 

Nach verschiedenen sich widersprechenden Gesetzen entschloß sich die 
französische Regierung endlich, nachdem sie im Jahre 1871 den Departements 
eine gewisse Selbstverwaltung bewilligt hatte, die Gemeindeverwaltung neu 
zu regeln durch Gesetz vom 5. April 1884, das wir zum Gegenstand der 
folgenden Betrachtung machen. 


Organisation der Verwaltung. 
8 1. Der Munizipalrat. 


Das Corps municipal der Gemeinde besteht aus dem Munizipalrat, dem 
Maire und einem oder mehreren Adjoints'). Die bisherigen Gemeinden bleiben 
bestehen und das Gesetz gibt allen, Land- und Stadtgemeinden °), dieselben 
Rechte, ohne Rüchsicht auf ihre Bedeutung. 


a. Organisation des Munizipalrats. 


Das nach den Absichten des Gesetzgebers wichtigste Organ der Gemeinde 
ist der Munizipalrat. Dieser setzt sich zusammen aus 10—86 Mitgliedern, je 
nach der Einwohnerzahl der betreffenden Gemeinde’). Die Abgeordneten 
des Munizipalrats werden durch allgemeine direkte Wahl*) gewählt. Wählbar 
sind alle 25 Jahre alten Bürger der Gemeinde, soweit sie nicht durch Gesetz 
ausgeschlossen sind. Ausgeschlossen sind Personen, welche die bürgerlichen 
Ehrenrechte verloren haben, Unterstützte und Dienstboten®). Außerdem darf 


1) Art. 1, Ges. v. 10. April 1884. 

" Es gibt augenblicklich in Frankreich ca. 36175 Gemeinden von sehr 
verschiedener Größe: die größte ist Arles mit einem Gebiete von 103000 ha, 
die kleinste Castelmoron (Gironde) mit 4 ha. 

D Art. 10, Ges. v. 1884. 

*) Art. 14, 1884: Les conseillers municipaux sont élus par le suffrage 
direct universel. 

5) Art. 32, ibidem. 
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niemand gleichzeitig Munizipalrat in mehreren Gemeinden sein’). Die Wahl 
der Abgeordneten erfolgt auf 4 Jahre”). 

Die Tagungen der Munizipalräte sind ordentliche oder außerordentliche. 
Die ordentlichen Tagungen finden viermal jährlich statt, im Februar, Mai, 
August und November?). Jede Tagung dauert höchstens 15 Tage, doch kann 
die Tagungszeit durch den Präfskten verlängert werden. Außerordentliche 
Tagungen können stattfinden auf Befehl des Präfekten, auf Initiative des 
Maire oder der Majorität der Ratsmitglieder‘). 

Die Sitzungen finden statt unter Vorsitz des Maire, in dessen Abwesen- 
heit unter Vorsitz eines Adjoint). Für diejenigen Sitzungen, in welchen der 
Maire dem Munizipalrat über seine Verwaltung Rechenschaft ablegt, wird 
ein besonderer Präsident gewählt. 

Der Rat ist berufen, über die Angelegenheiten zu beraten, die ihm vom 
Maire unterbreitet oder durch Initiative seiner Mitglieder vor ihn gebracht 
werden. Die Beschlüsse erfolgen mit absoluter Majorität. Im Falle der 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Präsidenten den Ausschlag®). Der 
Munizipalrat kann aus seinen Mitgliedern Kommissionen bilden, die auch 
außerhalb seiner Tagungszeit in Tätigkeit bleiben’). 


b. Zuständigkeit des Munizipalrats. 


Wir kommen nunmehr zum wichtigsten Teil der kommunalen Selbst- 
verwaltung, der Zuständigkeit des Munizipalrats. 

Vor allem wird diesem nunmehr endgültig das Recht eingeräumt, aus 
der Zahl seiner Mitglieder den Maire und die Adjoints zu wählen. Aber zu 
einer wirksamen Dezentralisation ist nicht nur erforderlich, daß das Exekutiv- 
organ der Gemeinde durch Wahl bestimmt wird, sondern auch ihrem be- 
schließenden Organ muß eine gewisse Selbständigkeit gegeben werden. 
Während in den früheren Kommunalgesetzen der Grundsatz herrschte, daß 
die Beschlüsse des Munizipalrats erst vollstreckbar würden, nachdem die Be- 
hörde sie genehmigt hat, und diese Regel nur wenige Ausnahmen zuließ, 
sind diese Ausnahmen im Gesetz von 1884 zur Regel geworden. Verheißungs- 
voll kündet der Artikel 61 diesen Grundsatz in folgenden Worten aus: Le 
Conseil municipal règle par ses délibérations les affaires de la commune fi, 


1) Art. 35, ibidem. 

TI Art. 41, ibidem. 

D Art. 46, 1884. 

t) Art. 47, ibidem. 

5) Art. 52, ibidem: Le maire, et à défaut celui qui le remplace, préside 
le conseil munizipal ..... 

©) Art. 51, ibidem. 

D Von diesem Recht pflegen die Munizipalräte ausgiebigen Gebrauch 
zu machen. So finden wir insbesondere Finanzkommissionen, Kommissionen 
für die öffentlichen Arbeiten, den Wegebau, die öffentliche Wohlfahrtspflege, 
das Schulwesen usw. Der Bericht der Stadt Nancy z. B. weist 24 Kom- 
missionen auf. 

®) Motive zu diesem Artikel (Berichterstatter M. Jozon). s. Morgand: 
La loi municipale 1885, p. 325. Jusqu’ici les communes ou plutôt les conseils 
municipaux, organes des communes, n’ont eu à proprement parler qu'un 
pouvoir consultatif puisque l'autorité préfectorale reste toujours maitresse 
d’arreter les effets de leurs délibérations. T est vrai que, tandis que certaines 
de ces délibérations doivent être approuvées expressivement, d’autres, celles 
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den Munizipalrat ermächtigt, sich beim Minister zu beschweren, wenn der 
Präfekt die Genehmigung verweigert. 
Wir erörtern nur die wichtigsten der im Art. 69 angeführten Ausnahmen, 
die sich unter folgende Kategorien gruppieren lassen: 
1. Verwaltung des Kommunalguts ($ 1—6), 
2. Wegebau ($ 7), 
3. Finanzangelegenheiten ($ 8—12), 
4. Abhaltung von Messen und Märkten ($ 13). 

Was z. B. den Erwerb und die Veräußerung des kommunalen Eigen- 
tums, sowie die langfristigen Pachtverträge betrifft, so sind dies Maßnahmen, 
die der Munizipalrat nur mit der Genehmigung des Präfekten treffen kann, 
während dem (Generalrat im Departement für dieselben Angelegenheiten 
völlige Verfügungsfreiheit belassen ist!). Noch weniger verständlich erscheint 
es, wenn der Gesetzgeber für den kommunalen Straßenbau, sowie die Ab- 
haltung von Messen und Märkten, vor der Vollstreckung der Beschlüsse die 
Genehmigung des Präfekten erfordert. Schon in diesen Vorschriften, ganz 
abgesehen von der Einschränkung des Budgetrechts, das wir später erörtern, 
zeigt sich recht deutlich, wie unvollkommen die vom Kommunalgesetz ge- 
schaffene Selbstverwaltung ist, und die Einmischung der Zentralgewalt in 
diese rein lokale Angelegenheit läßt sich um so weniger rechtfertigen, als 
das Departementsgesetz dem Generalrat für dieselben Angelegenheiten weit 
mehr Freiheiten eingeräumt hat. Dabei berühren sich im Departement staat- 
liche und lokale Interessen doch sicherlich mehr als in der Gemeinde. 

Freilich fehlt es auch nicht an Meinungen, die diese Bevormundung 
der kommunalen Verwaltungskörper befürworten. Hier ist vor allem Dupont- 
White zu nennen, der in seiner „Zentralisation“ in so geistreicher Weise 
gegen die Verleihung lokaler Freiheiten an die Gemeinden plädiert, daß man 
leicht in Versuchung kommt, wie er, die Dezentralisationsbestrebungen als 
staatsgefährlich und ihre Verwirklichung als staatsvernichtend zu betrachten. 
Soll man, so fragt er”), den Gemeinden in der Verwaltung ihres Eigentums 
und der Verwendung der Steuereinnahmen Selbständigkeit belassen? und 
ohne Zögern antwortet er mit einem kategorischen „Nein“. Seine Meinung 
begründet und verteidigt er in sehr interessanter Weise. Es gibt keine Maß- 
nahmen, so sagt er etwa, die eine Mehrheit von Personen betreffen und 
dabei von allen Beteiligten gebilligt werden. Wollte man einer Mehrheit 
von Interessenten das Recht einräumen, ihre Meinung zur Ausführung zu 
bringen, so wäre das eine Benachteiligung, ja Vergewaltigung der Minderheit, 
die durch nichts gerechtfertigt sei. Den Einwand, daß doch auch in der 
gesetzgebenden Versammlung die Majorität ausschlaggebend sei, weist er 
mit den Worten zurück: „Dans les assemblées politiques, la majorité est 
souveraine, parce que à cette hauteur il ne peut y avoir d’autres souverains. 
Où les prendre, oü les chercher ailleurs)?“ Und an einer anderen Stelle 
schildert er in so furchtbaren Farben die Anarchie, die die notwendige Be- 
gleiterscheinung lokaler Autonomie sein werde, daß man wirklich keine Lust 
mehr verspürt, unter dem Regime einer freiheitlichen Stadtverfassung zu 
leben*). 


1) Art. 68 § 1—7 1884. Vergl. dazu Art. 46 1871, § 1—4 und § 6—8. 
”) Dupont-White, Le S. 80. 
D Dupont-White, l. c. 8.31. 
D Dupont-White, l. c. S. 10. 
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Auch unter unseren Zeitgenossen finden wir entschiedene Gegner der 
Dezentralisation. So behauptet z. B. der bekannte Akademiker Faguet!'), daß 
Demokratie und Zentralisation begrifflich so unzertrennbar seien, daß die 
Demokratie ohne Zentralisation gar nicht bestehen könne. Höchstens in einer 
Gemeinde, die sich von ihren Notabeln verwalten ließe, sei die Möglichkeit 
und die Garantie einer weisen, d. h. die allgemeinen Interessen der Nation 
berücksichtigenden Verwaltung gegeben. Da aber in der Demokratie die 
Gemeindebürger auf Grund des allgemeinen Stimmrechts die Verwaltung ihrer 
Kommune kaum ihren Notabeln, sondern vielmehr einem demokratisch zu- 
sammengesetzten Verwaltungsorgan übertragen würden, so könne man diesem 
nur die Initiative und vorläufige Beschlußfassung anvertrauen, während die 
endgültige Entscheidung bei der Zentralregierung liegen müsse. 

Diesen Ansichten können wir uns nicht anschließen. Wenn man die 
Bürger ernstlich an der Verwaltung ihrer Kommune interessieren will, so 
darf man sie nicht wie Unmündige behandeln, die immer in der Furcht 
schweben, ihre Maßnahmen durch den Vormund abgeändert oder gar ver- 
nichtet zu sehen. 


c. Das Kommunalbudget. 


Das wichtigste Beschlußrecht des Munizipalrats, das der Genehmigung 
des Präfekten, wenn die Budgeteinnahmen mehr als 3 Millionen Francs be- 
tragen, der Genehmigung des Präsidenten der Republik unterliegt, ist das 
Budget. 

Le budget de chaque commune est proposé par le maire, voté par le 
Conseil municipal et réglé par le préfet, heißt es im Art. 145 des Kommunal- 
gesetzes. Obgleich aber die Behörde, sofern die obligatorischen Ausgaben 
genügend berücksichtigt sind und keine ungesetzliche Verwendung der ein- 
zelnen Kredite stattfindet, keine Änderung an den fakultativen Ausgaben 
treffen kann, hat der Munizipalrat weniger Einfluß auf die Gestaltung des 
Budgets als der Generalrat, wie folgende Untersuchung zeigen wird. 

Wir beschäftigen uns hier nur mit dem budget primitif. Das Kom- 
munalbudget zerfällt wie das des Departements in das budget ordinaire und 
das budget extraordinaire”). Ebenso wie im Departement enthält das ordent- 
liche Budget die dauernden periodisch wiederkehrenden Einnahmen und Aus- 
gaben, während das außerordentliche den nicht regelmäßigen Einnahmen 
und Ausgaben vorbehalten ist. Die Einnahmen zerfallen in obligatorische 
und fakultative. 

Die Gemeinde hat mehr Einnahmen *) aus Steuern als das Departement. 
In erster Linie darf sie wie das Departement Zuschläge zu den vier direkten 
Staatssteuern erheben. Das Maximum der ordentlichen Zuschläge wird durch 
Gesetz bestimmt, während die Höhe der außerordentlichen Zuschläge, die 
die Gemeinden von ihren Bürgern erheben dürfen, von den Generalräten 
festgesetzt wird; doch sind diese an das vom jährlichen Finanzgesetz fixierte 
Maximum gebunden‘). 


1) Faguet, Politiques et moralistes du 19ème siècle p. 108, 

7) Art. 132, 1884: Le budget communal se divise en budget ordinaire 
et en budget extraordinaire. 

D Die ordentlichen Einnahmen sämtlicher Gemeinden Frankreichs mit 
Ausnahme von Paris belaufen sich auf ca. 500 Millionen Francs. 

4) Art. 42, Ges. von 1871. 
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Die ordentlichen Zuschläge ohne besondere Bestimmung lasten teils auf 
der Grund- und Mobiliarsteuer, teils nur auf der Gewerbesteuer‘). Die spe- 
ziellen ordentlichen Zuschläge für den Wegebau und die Besoldung gewisser 
Gemeindebeamter werden zu den vier direkten Steuern erhoben’). Ferner 
darf die Gemeinde eine Hundesteuer, Pflastersteuer, Straßenreinigungs- 
steuer usw. erheben. Für die Festsetzung dieser direkten Kommunalsteuern 
ist dem Munizipalrat ziemliche Selbständigkeit überlassen). Aber für die 
Festsetzung des Betrages der indirekten Steuern, insbesondere der Oktrois, 
bedarf der Munizipalrat der vorherigen Genehmigung des Präsidenten der 
Bepublik*), ebenso für die Erhöhung derselben auf länger als fünf Jahre. 
Hat die Gemeinde einmal auf dem gesetzlich vorgeschriebenen Wege das 
Recht erlangt, Oktrois zu erheben, und ist der Tarif derselben festgesetzt, so 
ist für die Abschaffung oder Ermäßigung derselben nur die Genehmigung 
des Präfekten nötig°®), während eine Erhöhung derselben auf weniger als 
fünf Jahre vom Munizipalrat selbständig beschlossen werden kann‘). 

Die eventuellen Einnahmen des ordentlichen Kommunalbudgets sind 
mannigfältiger Natur. Allgemein gehören hierzu die regelmäßig wieder- 
kehrenden Einnahmen sowie die Erträge der gesetzlich zugelassenen Steuern 
und Taxen’). 

Die Einnahmen des außerordentlichen Budgets bestehen aus den außer- 
ordentlichen Zuschlägen®), den Erträgen aus veräußertem Kommunalgut, aus 
Schenkungen und Vermächtnissen, aus Oktrois, die für außerordentliche Aus- 
gaben bestimmt sind, und sonstigen zufälligen Einnahmen’). Die außer- 
ordentlichen Zuschläge, die, ohne das vom Generalrat fixierte Maximum zu 


1) Nancy 1911: 5 + 8 = 13 centimes. 

TI Nancy 1911: 3 + 2 = 5 centimes. Im ganzen an ordentlichen Zu- 
schlägen: 18 centimes. 

D Eine Ausnahme bilden nur die Zuschläge wegen ungenügender Ein- 
nahmen zur Bestreitung obligatorischer Ausgaben. Diese bedürfen der Ge- 
nehmigung des Präfekten (art. 133 N° 14 Abs. 2, 1884). 

*) Art. 187, 1884: L'établissement des taxes d'octroi votées par les con- 
seile municipaux, ainsi que les règlements relatifs à leur perception sont 
autorisés par des décrets du Président de la République rendus en Conseil 
d'Etat, après avis du Conseil général ou de la Commission départementale 
dans l'intervalle des sessions, 

5) Art. 138, 1884. 

©) Art. 139, 1884. 

1) Art. 133, N°014 1884: Les recettes du budget ordinaire se composent ... 
généralement du produit des contributions, taxes et droits dont la perception 
est autorisée par les lois dans l'interêt des communes, et de toutes les res- 
sources annuelles et parmanentes. 

D Zur Veranschaulichung die außerordentlichen Zuschläge der Stadt 
Nancy für das Rechnungsjahr 1911: 

1°. Produit de 20 cent. additionnels au principal des contributions directes 
pour la conversion de la dette municipale, la construction d'un hôpital etc. 
2°, Produit de 10 cent. additionnels au principal des mêmes contributions 
pour la construction et reconstruction d'écoles. 3°. Produit de 1,8 cent. 
additionnels au principal des mêmes contributions pour les travaux scolaires etc. 
4°, Produit de 10 cent. aux.m£mes contributions pour l’abaissement du radier 
du canal .... et l'agrandissement du canal denn de Moselle. 

°) Art. 184, 1884: les recettes du budget extraordinaire se composent .... 
8°. et de toutes autres recettes accidentelles. 
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überschreiten, höher als 5 cts. sind und auf mehr als 5 Jahre hinaus be- 
schlossen werden, bedürfen der Genehmigung des Präfekten'), ebenso lang- 
fristige Anleihen, Zuschläge und Abgaben, die das vom Generalrat bestimmte 
Maximum überschreiten”), und Anleihen, die mittels dieser Abgaben getilgt 
werden sollen, müssen vom Präsidenten der Republik genehmigt werden. 

Sind schon für die Bestimmung der Einnahmen dem Munizipalrat enge 
Grenzen gezogen, so ist ihm für die Bestreitung der Ausgaben noch geringere 
Selbständigkeit überlassen. Die obligatorischen Ausgaben, die das Gesetz 
in nicht weniger als 20 Paragraphen aufzählt, betreffen fast alle kommunalen 
Angelegenheiten, und so ist es mehr der Gesetzgeber als der Munizipalrat, 
der über die Gelder der Kommune verfügt’). Es wäre müßig, die obliga- 
torischen Ausgaben erschöpfend aufzuzählen. Unbegreiflich erscheint es jeden- 
falls, weshalb den Gemeinden auch hierfür weniger Selbstbestimmung ein- 
geräumt ist als den Departements. Sprechen für die Begrenzung der Selb- 
ständigkeit des Departements wichtige staatliche Interessen, so wird man für 
die Gemeinden u. E. vergebens nach Gründen suchen, die eine so weitgehende 
Bevormundung dieser Körperschaften rechtfertigen. 

Die außerordentlichen Ausgaben werden mit den außerordentlichen Ein- 
nahmen und den Überschüssen des ordentlichen Budgets bestritten. 

Neben diesen Beschlußrechten hat auch der Munizipälrat ähnlich wie 
der Generalrat das Recht, Meinungen und Wünsche zu äußern*). In gewissen 
Fällen muß die Regierung bei Gefahr der Ungültigkeit ihrer Beschlüsse den 
Munizipalrat zur Meinungsäußerung auffordern, so insbesondere über die Ver- 
waltung staatlicher Anstalten in der Gemeinde, unter denen diejenigen be- 
sonders zu nennen sind, die der Öffentlichen Wohlfahrtspflege zu dienen 
bestimmt sind’). 

Die Wünsche des Munizipalrates dürfen nur kommunale Angelegenheiten 
betreffen; politische Wünsche sind ausgeschlossen ê). 

Sehr richtig bemerkt Dupont-Withe, daß die Gemeinden fast keine 
Maßnahme beschließen, ohne damit gleichzeitig Ausgaben auf sich zu laden 
und Steuern zu ihrer Deckung festsetzen zu müssen’). Aber die Folgerung, 
die er aus dieser Tatsache schließt, erscheint uns verfehlt. Er meint nämlich, 
daß, wenn alle Bürger verpflichtet sind, eine Taxe zu zahlen, sie nicht zu 
dulden brauchen, daß eine Mehrheit von ihnen über die Verwendung dieser 
Taxe beschließt. Dabei übersieht Dupont-Withe ganz, daß eine Mehrheit von 
Bürgern doch mindestens ebensogut die Interessen der ganzen Gemeinde 
wahrnehmen wird, als die Zentralgewalt es durch ihr Vermittlungsorgan, den 
Präfekten, tun würde. 

Aber Dupont-Withe führt noch ein anderes Argument gegen die Budget- 
freiheit der Gemeinde ins Feld. Einerseits befürchtet er, daß die Kommunen 


1) Art. 142, 1884. 

?) Art. 143, 1884. 

3) Art. 136, 1884. 

t) Art. 61, ibidem: Le conseil municipal donne son avis toutes les fois 
que cet avis est requis par les lois et règlements, ou qu’il est demandé par 
le gouvernement. 

Il émet des voeux sur tous les objets d'interêt local. 

D Art. 70, ibidem. 

°) Art. 72, ibidem. 

"IV Dupont-Withe |. c. S. 33. 
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sich in Schulden stürzen würden, wenn sie nicht mehr die strenge Kontrolle 
der Zentralgewalt zu gewärtigen hätten. Auch bestehe die Gefahr, daß der 
Munizipalrat bei der Steuerverteilung ungerecht verfahren, gewisse Klassen 
bevorzugen und so die Minderheit mit zu starken Steuerlasten bedrücken 
könne. Ja, er geht in seinem Zentralisationsfanatismus so weit, zu erklären, 
die Kommunen könnten eines schönen Tages ihren Beitrag zur Erhaltung 
der städtischen Krankenhäuser und Schulen, den Lehrern die Besoldung ver- 
weigern, wenn solche Mißbräuche nicht gerade durch die obligatorischen 
Ausgaben, wie wir sie heute im Gesetze finden, ausgeschlossen würden '). 

Auch Faguet fordert aus ähnlichen Gründen, das Budgetrecht der 
Gemeinden nicht zu erweitern °). 

Diesen Ansichten können wir uns nicht anschließen. Wir behaupten 
keineswegs, daß die Gemeinden das Recht erhalten sollen, selbständig große 
Anleihen aufzunehmen, ohne daß der Staat im Notfalle sein Veto einlegen 
könne. Aber der Munizipalrat muß die Möglichkeit erhalten, selbständig die 
kommunalen Interessen wahrnehmen zu können, und dazu muß er auch, ab- 
gesehen von gewissen Ausnahmen, die Einnahmen der Gemeinde fixieren und 
über ihre Ausgaben verfügen dürfen. 

Ob bei einer Neuregelung des Budgetrechts in diesem Sinne die Ge- 
meinden von 500 Einwohnern ebenso zu beräcksichtigen sein werden wie 
diejenigen, die 100000 Einwohner und mehr zählen, erscheint fraglich. 
Überhaupt scheint es ein großer Mangel des Gesetzes zu sein, daß die Ge- 
meinden ohne Rücksicht auf ihre Einwohnerzahl die gleichen Rechte und 
Pflichten haben. Natürlich ist solche einheitliche Regelung einfacher, aber 
damit ist nicht gesagt, daß sie auch zweckmäßiger ist. Eine kleine Gemeinde 
von 500 und oft weniger Einwohnern wird meist kaum die notwendigen 
Kosten zum Unterhalt einer Schule oder zu anderen Gemeindeanstalten auf- 
bringen können. 

Diesem Übelstande scheint der Gesetzgeber durch das Gesetz über die 
Kommunensyndikate vom 22. März 1890 abhelfen zu wollen. Er bezeichnet 
es als Titel VIII des Gesetzes von 1884. Dort ist folgendes bestimmt: Wenn 
die Munizipalräte zweier oder mehrerer Kommunen desselben oder benach- 
barter Departements den Wunsch äußern, ihre Gemeinden zur Ausführung 
einer Maßnahme von interkommunalem Interesse zu vereinigen und die hierzu 
nötigen Geldmittel zur Verfügung stellen, so kann die Regierung durch 
Staatsratsdekret die Schaffung einer Gemeindevereinigung genehmigen, die 
dann die Bezeichnung Gemeindesyndikat annimmt"). Solch ein Syndikat ist 
eine juristische Person*), kann also besitzen, erwerben und veräußern, und 
so können mehrere Gemeinden z. B. gemeinsame Kranken- und Waisenhäuser, 
Irrenanstalten etc. errichten. Das Syndikat wird von einem Komitee ver- 
waltet, dessen Mitglieder von den beteiligten Munizipalräten gewählt werden, 


1) idem, S. 229. 

TI Faguet 1l. c. S. 102: L’argent des communes, l'argent des provinces, 
c'est le trésor de guerre, qu'il ne faut pas qu’elles épuisent, ou dissipent ou 
compromettent. Mais pourquoi les supposer prodigues? — Elles ne le sont 
pas; elles dépensent à mesure de leurs ressources; mais elles ne songent, elles 
ne peuvent songer qu'à leurs ressources et à leurs besoins. L’Etat seul est 
l'Etat et peut songer aux besoins généraux ..... 

D Art. 170, der Novelle. 

4) Art. 171, der Novelle. 
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und zwar ist jeder Munizipalrat durch zwei Abgeordnete vertreten (Art. 178 
der Novelle). Was die Vollstreckbarkeit der Komiteebeschlüsse anbetrifft, so 
unterliegen sie den Bestimmungen des Gesetzes von 1884 (Art. 174, eodem). 


§ 2. Das Exekutivorgan in der Gemeinde. 


Es besteht: 

1. Aus einem administrativen Beamten, dem Maire, 
2. aus einem oder mehreren Gehilfen, den Adjoints, 
8. aus unteren Beamten. 

Maire und Adjoints unterliegen denselben Organisationsregeln. Die 
Adjoints haben keine eigenen Machtbefugnisse; ihre einzigen gesetzlichen 
Bechte sind die Vertretung des Maire während seiner Abwesenheit!) und die 
Ausübung derjenigen Funktionen des Maire, die dieser ihnen aus freien 
Stücken delegiert”). Allerdings üben die Adjoints in größeren Gemeinden 
dauernd derartige ihnen vom Maire übertragene Funktionen aus. Außerdem 
pflegt der Maire bei wichtigeren Maßnahmen, für welche er die Verantwortung 
trägt, die Adjoints zu Rate zu ziehen”). Er bildet dann gemeinsam mit 
ihnen das sogenannte Munizipalbureau. 

Der Maire und die Adjoints werden vom Munizipalrat gewählt und gehen 
aus seinen Mitgliedern hervor‘). Es gibt stets nur einen Maire in der Ge- 
meinde, während die Zahl der Adjoints von deren Größe und Bedeutung 
abhängt. Zu einem gültigen Wahlakt muß der Munizipalrat vollzählig sein. 
Im Prinzip ist jedes Mitglied des Munizipalrate wählbar zum Mare oder 
Adjoint. Die Wahl erfolgt in geheimer Abstimmung mit absoluter Majorität. 
Nur wenige Personen, Generalsteuereinnehmer, Post- und Telegraphenbeamte, 
Beamte der Finanzverwaltung etc. sind wegen ihres Amtes von der Wahl 
ausgeschlossen®). Die Sitzung, in der die Wahl erfolgt, steht unter Leitung 
des ältesten Ratsmitglieds.. Die Wahl gilt für die Dauer der Funktionen des- 
jenigen Munizipalrats, der sie vorgenommen hat, d. h. in der Regel für 4 Jahre. 

Das Amt des Maire erlischt durch Beendigung der Funktionen des 
Munizipalrats, der ihn gewählt hat, durch Absetzung oder Suspendierung, 
Demission, Annullierung der Wahl und natürlich durch seinen Tod; dasselbe 
gilt für die Adjoints. Das Amt des Maire und der Adjoints ist ein unbe- 
soldetes Ehrenamt®). Doch kann der Munizipalrat dem Maire zu Repräsen- 
tationszwecken eine Entschädigung bewilligen. 

Der Maire hat Machtbefugnisse in Ansehung einer doppelten Eigenschaft, 
da er gleichzeitig Vertreter des Staates und Organ der Gemeinde ist. Es 


1) Art. 84, Ges. v. 1884. 

7) Art. 82, ibidem: Le maire est seul chargé de l'administration; mais 
il peut, sous sa surveillance et sa responsabilité, déléguer par arrêté une 
partie de ses fonctions à un ou à plusieurs de ses adjoints. 

D Morgand, Loi municipale, Bd. 1, p. 424: Le maire est seul charge 
de l'administration; ses adjoints sont ses collaborateurs mais ne sont pas 
membres d'une administration collective. Sans doute, il arrivera souvent 
qu’avant de prendre une décision importante, le maire fera appel au conseils 
de ses adjoints, mais ce concert officieux ne doit pas être mentionné dans 
les actes que le maire signe sous sa seule responsabilité. 

t) Art. 76, Ges. v. 1884. 

5) Art. 80, 1884. 

D Art. 74, ibidem: Les fonctions des maires, adjoints, conseillers muni- 
cipaux sont gratuites. 
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Und damit sind die Rechte des Präfekten noch keineswegs erschöpft. 
Dieser ist vielmehr ermächtigt, den Maire und die Adjoints für die Dauer 
eines Monats zu suspendieren, und das Gesetz fordert nicht, daß er die 
Gründe für seine Maßregel angibt‘); diese Frist kann vom Minister des 
Innern bis zu 3 Monaten verlängert werden. Das Gesetz gestattet endlich 
der Regierung, den ihr unangenehmen Maire abzusetzen, allerdings nur durch 
Dekret des Präsidenten der Republik. Aber auch dieses Dekret bedarf keiner 
Begründung. Wenn auch anzunehmen ist, daß die Regierung nur aus schwer- 
wiegenden Gründen von ihren Rechten Gebrauch machen wird, so ist doch 
die bloße Existenz dieser Rechte eine große Gefahr für die Selbständigkeit 
der Gemeinde, und auch in der Person des Maire sehen wir das Bestreben 
des Gesetzgebers darauf gerichtet, eine Stärkung lokaler Behörden auf Kosten 
der Zentralgewalt zu verhindern. 

Es erscheint als ein dringendes Erfordernis, den Maire dieser willkür- 
lichen Kontrolle des Präfekten zu entziehen. Andererseits aber müßten die 
Adjoints, die nach der hisherigen Gesetzgebung nur als Delegierte des Maire 
in Tätigkeit treten durften, in ein kollektives Verwaltungsorgan verwandelt 
werden mit der Befugnis, unter Leitung des Maire für ein regelmäßiges 
Funktionieren der mannigfachen städtischen Verwaltungszweige zu sorgen. 


Siebentes Kapitel. 
Die Verwaltung von Paris und des Seine-Departements. 


Weder das Gesetz über die Generalräte vom 10. August 1871 noch das 
Kommunalgesetz vom 5. April 1884 finden Anwendung auf das Seine- 
Departement bzw. die Verwaltung der Stadt Paris. Es erscheint einleuchtend, 
daß ein Verwaltungsbezirk, in dessen Bereich die Hauptstadt des Landes 
liegt, und die Hauptstadt selbst nicht ebenso wie ein unbedeutendes Depar- 
tement oder gar wie eine kleine Kommune verwaltet werden können. Deshalb 
ist es aber noch keineswegs gerechtfertigt, diese Sonderstellung dadurch zu 
kennzeichnen, daß man sowohl dem Seine-Departement wie der Stadt Paris 
fast jede selbständige lokale Verwaltung verweigert und sie vielmehr völlig 
der Leitung der Zentralgewalt unterstellt. Dazu kommt noch der gar nicht 
genug zu rügende Umstand, daß noch immer kein einheitliches Gesetz die 
Verwaltung dieser beiden Körperschaften regelt, sondern daß man sich aus 
ca. zehn Gesetzen die Vorschriften zusammenstellen muß, die hier Anwendung 
finden sollen. Es würde über den Rahmen unserer Aufgabe gehen, die be- 
sondere Verwaltung des Seine-Departements und der Stadt Paris eingehend 
zu schildern. Aber da gerade auf diesem Gebiet sich ein weites Arbeitsfeld 
für die Dezentralisation eröffnet, wollen wir wenigstens kurz die Sonderstellung 
dieser beiden Verwaltungsbezirke kennzeichnen. 

Was zunächst das Seine-Departement anbelangt, so gilt folgendes: Es 
wird verwaltet von einem Präfekten und einem Generalrat. Die Departements- 
kommission fehlt: denn das Gesetz vom 10. August 1871, durch das sie ge- 
schaffen worden, findet auf das Seine-Departement keine Anwendung. 

Der Generalrat des Seine-Departements setzt sich zusammen aus den 
80 Abgeordneten des Pariser Munizipalrats zu denen 8 Abgeordnete kommen, 


1) Art. 86, 1884: Les maires et adjoints peuvent ötre suspendus par 
arrêté du préfet pour un temps qui n’excödera pas un mois et qui peut être 
porté à 3 mois par le ministre de l’int£rieur. 

Ils ne peuvent être révoqués que par décrét du Président de la République. 
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die in den Arrondissements von Sceau und St. Denis gewählt werden (Art. 1 
Gesetz vom 16. September 1871). Im Artikel 2 desselben Gesetzes, den wir 
der Kuriosität halber ganz aufführen, finden wir die verschiedenen Vorschriften, 
die für das Seine-Departement Anwendung finden. Es heißt dort: „Les lois 
des 22 juin 1833, 10 mai 1838 et 18 juillet 1866 sont applicables au 
département de la Seine, en ce qu’elles n’ont rien de contraire à la présente loi. 

La loi du 14 Avril 1871 et le titre II de celle du 10 Aöut 1871 sont 
applicables au département de la Seine en ce qu'elles n’ont rien de contraire 
à la présente loi. 

La loi du 14 avril 1871 et le titre II de celle du 10 août 1871 sont 
applicables au Conseil général de la Seine, concernant les conditions de 
Télectorat et de léligibilité. 

Le titre II de la loi du 22 juin 1833 est applicable à la tenue des 
sessions du Conseil général de la Seine. 

Sont maintenues les dispositions des lois des 10 mai 1838 et 18 juillet 
1866, en ce qui regarde les attributions du Conseil général de la Seine ').“ 

Aus dem Titel II, Artikel 12 des Gesetzes vom 22. Juni 1833 ergibt sich, 
daß sich der Generalrat nur dann versammeln darf, wenn er von der 
Regierung einberufen wird. Dies ist eine wesentliche Abweichung von den 
übrigen Generalräten, deren Tagungen gesetzlich festgesetzt sind”). 

Auch die Attributionen, die dem Generalrat der Seine zustehen, sind 
sehr beschränkt. Für ihn gelten noch die Bestimmungen des Artikels 5 des 
Gesetzes vom 10. Mai 18388, nach dem die Generalratsbeschlüsse der Geneh- 
migung der Regierung oder ihres Vertreters unterliegen. Der Artikel 1 des 
Gesetzes vom 18. Juli 1866 hat dann zwar für einige Angelegenheiten dem 
Generalrat ein definitives Beschlußrecht eingeräumt, aber im ganzen ist die 
Verwaltung des Seine-Departements mehr in den Händen der Regierung als 
in denen seiner gewählten Vertreter. 

Ebensowenig ist für die Stadt Paris von Selbstverwaltung zu reden. 
Paris hat zwar eine gewählte beratende Versammlung, den Munizipalrat, von 
80 Mitgliedern, von denen die 20 Arrondissements der Stadt je vier wählen °). 
An der Spitze der Versammlung steht ein gewählter Präsident. Aber die 
Metropole hat nicht wie die übrigen Kommunen das Recht, sich ihr Ober- 
haupt, den Maire, selbst zu wählen. Vielmehr übt der Seinepräfekt, der 
von der Regierung ernannt wird, gleichzeitig die Funktion eines Maire von 
Paris aus. Nur teilt er dieses Amt mit dem Polizeipräfekten, der die Polizei- 
gewalt in der Stadt ausübt. Da gemäß den früheren Gesetzen vom 18. Juli 
1837 und vom 24. Juli 1867 die meisten Beschlüsse des Munizipalrate der 
Genehmigung des Präfekten unterliegen, so kann man mit gutem Recht 
sagen, daß Paris vom Präfekten verwaltet wird, dem der Munizipalrat zwar 
der Form nach als beschließendes, de facto aber nur als beratendes Organ 


1) Der Präsident des Präfekturrats des Seine-Departements, dem gegen- 
über ich meine Verwunderung über die Kompliziertheit dieser Verwaltungs- 
organisation äußerte, gab mir zu, daß sich selbst die eingeweihtesten Fach- 
leute kaum in ihr zurecht finden könnten. 

”) Vgl. Art. 23, Gesetz 10. August 1871: Les Conseils généraux ont 
chaque année deux sessions ordinaires. 

D Art. 10, Gesetz vom 14. April 1871: Les 20 arrondissements de la 
ville de Paris nomme chacun 4 membres du Conseil municipal. Ces 4 mem- 
bres seront élus par scrutin individuel à la majorité absolue à raison d'un 
membre par quartier. 
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zur Seite steht. Denn ganz abgesehen davon, daß die Beschlüsse des Muni- 
zipalrats nicht definitiv sind, ist seine Initiative völlig ausgeschlossen. Es 
steht im Belieben des Präfekten, ob er ihm eine Angelegenheit zur Beratung 
unterbreiten will oder nicht. An der Spitze jedes der 20 Arrondissements 
der Stadt steht ein Maire, der durch den Präsidenten der Republik ernannt 
wird. Diese Maires sind, was ihre Funktionen anbelangt, gar nicht zu ver- 
gleichen mit den Maires der übrigen Kommunen; sie vertreten die Regierung 
in den einzelnen Arrondissements und üben im ganzen nicht mehr als die 
Funktion eines Standesbeamten aus’). 

Die Stadt Paris hat ihr eigenes Budget. Dieses wird vom Präfekten 
aufgestellt und dem Munizipalrat vorgelegt; nur die Einforderung der Kredite 
für die Polizeipräfektur ist dem Polizeipräfekten vorbehalten. Seit 1890 tritt 
der Munizipalrat in seiner Gesamtheit als Budgetkommission zusammen und 
berät in geheimen Sitzungen über den Budgetvorschlag des Präfekten. 
Außerdem werden besondere Berichterstatter ernannt und mit dem genauen 
Studium der einzelnen Budgets beauftragt, die dann dem Plenum über das 
Ergebnis ihrer Untersuchungen referieren. Das votierte Budget wird dann 
an den Minister des Innern gesandt, der es der Genehmigung des Präsidenten 
der Republik unterbreitet. 


SZ Reformbestrebungen. 


Natürlich ist dieses völlig veraltete Verwaltungssystem wiederholt zum 
Gegenstand der Kritik in der Literatur und in den gesetzgebenden Ver- 
sammlungen gemacht worden. Ein Gesetzesvorschlag vom 25. Januar 1894, 
den der Deputierte Henri Michelin in die Kammer einbrachte, verlangt ein- 
fach die Anwendung des Gemeinrechts, d. h. des Gesetzes vom 10. August 
1871 für das Seine-Departement und des Gesetzes vom 5. April 1884 für die 


1) Wir ersehen aus den Motiven (Dalloz, Code des lois politiques et 
administratives, Ges. 14. April 1871), daß ein Mitglied der Nationalversammlung, 
Raudot, in den 20 arrondissements wirkliche Verwaltungsbezirke schaffen 
wollte, die mit eigenem Vermögen und entsprechend eigenem Budget ver- 
sehen, sich selbst verwalten sollten. Diesen Vorschlag lehnen die Motive 
unter Nr. IX mit folgenden Worten ab: Cette innovation a été jugée inprati- 
cable à cause de la centralisation de tous les services administratifs de la 
ville de Paris. Que cette concentration soit un bien ou un mal, c’est un fait, 
dont il faut tenir compte, d’autant plus que nous ne pouvons pas d’un trait 
de plume défaire ce qui a été constitué par le travail de 70 ans. 


Auch über die Maires war man durchaus nicht einer Meinung (Motive 
unter Nr. 13). Die einen wollten, daß sie durch Dekret ernannt würden; 
denn sie fürchteten „que l'ordre, si difficile à maintenir dans les temps 
malheureux op nous vivons, ne fut compromis par la création dans Paris, 
de 20 administrations qui ne seraient pas animées du même esprit et ne 
suivraient pas la meme impulsion“. 

Die anderen meinten, daß die Maires von Paris, die mit den übrigen 
Maires gar nicht zu vergleichen seien, besonderen Ernennungsregeln unter- 
iiegen müßten. Vor allem, da sie an der Spitze der Wohltätigkeitsanstalten 
Ihres Arrondissements ständen und dadurch über einen Teil der öffentlichen 
Gelder zu verfügen hätten, sollten sie „une origine &lective“ haben. Merk- 
würdigerweise ist diese Meinung der Majorität im Gesetze dadurch verwirk- 
licht worden, daß die Wahl nicht etwa durch die Bürger oder deren Vertreter, 
den Munizipalrat, sondern durch den Präsidenten der Republik erfolgt. 
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Stadt Paris’). Nur einige Vorschriften weichen vom Gemeinrecht ab. So 
sind besondere Wahlregeln für die Zusammensetzung des Generalrats der Seine 
und des Munizipalrats von Paris gegeben”); auch die Vorschriften, nach 
denen die Mitglieder der General- und Munizipalräte für ihre Mühewaltung 
nicht entschädigt werden dürfen, finden keine Anwendung’). Den Vorsitz 
des Munizipalrats führt nicht der Maire, sondern ein gewählter Präsident‘). 
Der Maire wird unterstützt von 5 Adjoints, von denen jeder mit der Leitung 
einer der folgenden Verwaltungszweige betraut ist: Städtische Polizei, öffent- 
liche Wohlfahrtspflege, städtisches Unterrichtswesen und Finanzverwaltung, 
öffentliche Arbeiten, Markthallenverwaltung. 

„Die Maires und Adjoints der Arrondissements sollen vom Munizipalrat 
gewählt werden“ 5). 

Dieselben Wünsche kamen auch in einer sehr interessanten Kammer- 
sitzung vom 21. Dezember 1900 zum Ausdruck, in der der Sozialist Vaillant 
die Anwendung des Gemeinrechts für Paris und das Seine -Departement 
forderte®). Diese beiden Körperschaften, führt Vaillant aus, befinden sich 
in sehr merkwürdiger Lage: Es existiert kein Gesetz, das ihre Verwaltung 
regelt; man kann mit Recht diese Behauptung aufstellen, denn die Gesetze, 
welche für sie gelten, sind weder für die Stadt Paris noch für das Seine- 
Departement geschaffen worden. ...... Trotz dieses Fehlens einer gesetz- 
lichen Regelung hätten sich dank den Bemühungen einer radikalen und 
sozialistischen Mehrheit innerhalb des Munizipalrats sozusagen durch Gewohn- 
heitsrecht lokale Freiheiten durchgesetzt, so daß die munizipale Verwaltung 
eine segensreiche Tätigkeit entfalten konnte’). Aber seit den Wahlen vom 
Mai 1900 sei an die Stelle dieser liberalen Majorität im Munizipalrat eine 
reaktionäre aus Klerikalen und Monarchisten bestehende Mehrheit getreten, 
die diese mühsam errungenen Freiheiten aufs ernstlichste bedrohten®). Dieser 
ganz unhaltbaren Lage müsse schleunigst ein Ende gesetzt werden. Am 


1) Art. I: La loi du 10 août 1871 sur les Conseils généraux est appli- 
cable au département de la Seine. 

Art. II: La loi du 5 avril 1884 est applicable à la ville de Paris. 

7) Art. IV und VI des Entwurfes. 

D Art. V und VIII des Entwurfes. 

*) Art. VII: Le Maire de Paris ne préside pas le Conseil municipal 
qui élut son bureau composé d'un president, de deux vice-présidents, de 
4 secrétaires et d'un syndic. 

D Art. 10 des Entwurfes vom 25. Januar 1894. 

D Journal officiel, Chambre des Députés 21 décembre 1900 p. 2889 et s. 

”) Motive: Il y avait un véritable développement des institutions popu- 
laires les plus essentielles et de protections du travail dans lesquelles Paris 
avait une initiative extrêment généreuse, avait donné l'exemple non seulement 
aux communes mais aussi à l'Etat. 

®) Motive: Cette majorité réactionnaire naturellement opposée à la mino- 
rité socialiste, compromet par sa politique les institutions que si difficilement 


avaient établies les majorités républicaines et socialistes antérieures. ..... 
Mon interpellation a cet objet précis, exact — elle n’en a pas d'autres — de 
vous démontrer qu’il est indispensable qu'une loi intervienne. ..... Vous 


comprenez qu'il n’est pas admissible que Paris soit sans lois; qu’il ne soit 
régi que par le |bon plaisir gouvernemental et q'un gouvernement tantôt 
permette au Conseil municipal de se maintenir sur des positions conquises, 


tantôt au contraire l'en repousse et cela sans rime ni raison; seulement parce g- 


que c'est son bon plaisir. 


A 
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Schlusse seiner interessanten Ausführungen fordert dann Vaillant als mindestes 
Zugeständnis der Regierung die Anwendung des gemeinen Rechts für Paris und 
das Seine-Departement'). Da griff der Ministerpräsident Waldeck-Rousseau 
in die Debatte ein, und erklärte, daß Paris als Hauptstadt des Landes un- 
möglich ebenso organisiert werden könne, wie irgend eine kleine unbedeutende 
Kommune’). 


Schließlich votierte die Kammer eine Tagesordnung, die folgendermaßen 
gefaßt war: La Chambre invite le gouvernement à lui soumettre un projet 
de loi comportant une nouvelle organisation du Conseil municipal ainsi que 
du Conseil général de la Seine. 


Der Einwand, den der Ministerpräsident gegen die Anwendung des 
gemeinen Rechts für Paris geltend macht, halten wir für gerechtfertigt. 
Nicht begründet aber erscheinen mir die Befürchtungen, die Delaitre äußert, 
um die Bewilligung einer autonomen Verfassung für die Stadt Paris zu ver- 
hindern”). Die Unruhen der Kommune als abschreckendes Beispiel heran- 
zuziehen, um eine gesunde der modernen Zeit entsprechende Entwicklung 
aufzuhalten, ist eine Kampfmethode, der energisch entgegengetreten wer- 
den muß. 


Über das Nähere einer Neuorganisation der Stadt Paris kann man viel- 
leicht verschiedener Meinung sein; aber die Überzeugung, daß die Verwaltung 
der Stadt Paris endlich durch ein besonderes Gesetz geregelt werden muß, 
ist in allen Parteien vertreten. Vor allem müßte in diesem neuen Gesetze 
der Hauptstadt das Recht eingeräumt werden, einen gewählten Maire an 
ihre Spitze zu stellen, den ein ebenfalls gewähltes Magistratskollegium in 
seiner schwierigen Aufgabe unterstützen würde. Und ferner müßte der 
Regierung die Möglichkeit genommen werden, sich durch das Recht, die 
Beschlüsse des Generalratse zu genehmigen, in alle lokalen Angelegenheiten 
zu mischen. 


1) En terminant je vous dis que par ma voix, par celle de tous mes 
collègues de Paris et de la Seine, la ville de Paris et le département de la 
Seine vous demandent de les faire rentrer pour le moins dans le droit com- 
mun, d'établir leur constitution municipale et départementale, d'établir et de 
garantir leur droits. 


?) Lorsque je regarde une des communes de France, je vois qu'elle est 
dans toute la hiérarchie administrative la plus petite parcelle, la plus faible 
unité; elle est dominée par le canton; celui-ci est dominée à son tour, par 
l'arrondissement et ce dernier par le département. 

Il ny a qu'une commune en France qui absorbe 20 arrondissements 
en elle même et la presque totalité d'un département. Il n’y a qu'une com- 
mune non plus qui soit la capitale et dans laquelle se trouvent tous les 
pouvoirs publics. 

D Delaitre, La municipalité parisienne et les projets de réforme, p. 152: 
Or les consequences du désintéressement du gouvernement à l'égard des 
communes sont malheureusement trop facile à prévoir. ....... Pour les 
grandes Communes qui mettraient infailliblement à leurs têtes des politiciens 
ambitieux ce serait une lutte sourde et incessante contre un pouvoir cen- 
tral... .... Paris en particulier qui en qualité de capitale est un terrain 
remarquable, propice à l'éclosion des mouvements populaires ou insurreo- 
tionnels, aurait le triste bonheur, si l’on venait à le doter d'un gouvernement 
municipal autonome, de démontrer le premier des dangers d’une pareille 
conception. 
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Achtes Kapitel. 


Die Dezentralisation in Literatur und Presse seit dem 
Departementgesetz von 1871. 


Durch die politischen Kämpfe in den ersten Jahren der dritten Republik 
trat das Interesse für die Dezentralisation etwas in den Hintergrund. Die 
Votierung des Kommunalgesetzes vom 5. April 1884 ist fast das einzige be- 
merkenswerte Ereignis in den ersten zwei Jahrzehnten ihres Bestehens. Um 
das Jahr 1890 herum trat die Dezentralisationsbewegung in ein neues Stadium 
ein. Man begnügte sich nicht mehr, für die schon bestehenden Körperschaften, 
Departements, Arrondissementse und Kommunen, größere Selbständigkeit und 
Unabhängigkeit von der Zentralgewalt zu fordern; man fühlte vielmehr, daß 
das Departement als Verwaltungsbezirk zu klein sei und vor allem nicht über 
die nötigen Mittel verfügte, um dort, wo Gleichgültigkeit und Stillstand 
herrschte, neues Leben zu erwecken. Man forderte jetzt die Schaffung großer 
Regionen, nach dem Vorbilde der alten Provinzen, denen für die Verwaltung 
der lokalen Angelegenheiten völlige Autonomie verliehen werden sollte. Männer 
von Weltruf wie der Akademiker Maurice Barrès und Paul Bourget ergriffen 
die Feder und traten begeistert für die Sache der Dezentralisation ein‘). Auch 
in der Kammer fand die Bewegung Wiederhall und im Jahre 1894 (8. Dezember) 
beschloß die Kammer mit großer Majorität, die Regierung aufzufordern, einen 
Gesetzentwurf über die Verwaltungsreform vorzubereiten. Es trat dann auch 
im Jahre 1895 eine Komission zusammen, deren langjährige Beratung aber 
leider zu keinem praktischen Resultat führte?). 

Unter den Zeitschriften, die für die neue Verwaltungsorganisation des 
Landes Propaganda machten, ist die Nouvelle Revue zu nennen: Quelle que 
soit l'étiquette que l’on adopte, heißt es dort an einer Stelle, qu'on soit federe- 
liste ou decentralisateur, il importe d'abolir le département; le département 
est un cadre artificiel, ses seuls effets sont négatifs; il comprime, il entrave 
la vie locale, il n'y répond à aucun intérêt réel .. .. D. Ähnlich ist die 
Schlußfolgerung, die Charles Maurras in seiner interessanten Studie über die 
Dezentralisation zieht. Das zentralisierende System des Jahres VIII, so sagt 
er etwa, wenn wir seine Gedanken kurz zusammenfassen wollen, hat sich 
überlebt. Der Staat muß befreit werden von der Aufgabe, für die Inter- 
essen der lokalen Körperschaften zu sorgen, um seine ganze Arbeitskraft, 
seine Machtfülle den großen nationalen Fragen zu widmen. Den Kommunen 
die kommunalen Angelegenheiten, den Provinzen die provinzialen; wenn 
einmal diese lokale Selbständigkeit den Kommunen und Provinzen eingeräumt 
sein wird, dann wird auch die Stabilität und Macht der Zentralgewalt gestärkt 
und gesichert werden‘). Aber Maurras hat wenig Hoffnung, daß die Republik 
diese ersehnte Dezentralisation verwirklichen könnte. Er ist Royalist und 
vertritt die Ansicht, daß nur eine monarchistische Regierung die Möglichkeit 


I) In einem Vortrage, den Barrès in Bordeaux hielt, definierte er 
folgendermaßen seine politische Auffassung (abgedr. bei Maurras, Decen- 
tralisation S. 23): Famille d'individus, voilà les communes; familles de com- 
munes, voilà la région; famille de régions, voilà la nation; une famille de 
nations, citoyens socialistes, voilà l'humanité fédérale où nous tendons. 

”) Commission extraparlamentaire de décentralisation. 

D Abgedruckt bei Maurras, L'idée de la Décentralisation, S. 22. 

*) Maurras l. c. S. 44. 
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habe, dem Lande lokale Freiheiten zu gewähren. Die Republik dagegen 
müsse die Zentralisation beibehalten, denn sie sei eine notwendige Bedingung 
für ihre Existenz’). Leider scheinen ihm die Tatsachen Recht geben zu 
wollen. Denn seit dem Gesetze 1884, das selbst weit davon entfernt ist, den 
Kommunen völlige Autonomie zu verleihen, hat die Republik in der Tat 
keinerlei Selbstverwaltung verwirklicht. 

Ein sehr interessantes Gegenstück zu diesem politischen Bekenntnis 
des Royalisten Maurras sind die Ausführungen eines hervorragenden Republi- 
kaners J. Paul-Boncour, in seinem Artikel über „Die Republik und die De- 
zentralisation 7)“. Nachdem er die Notwendigkeit einer Neuorganisation des 
Landes zu Gunsten der lokalen Gewalt betont hat, weist er darauf hin, daß 
Republik und Dezentralisation untrennbare Begriffe seien. „Ce qui est certain“, 
so sagt er, „Cest qu’à l'heure actuelle nous souffrons d'un excès de centrali- 
sation, C'est que la tâche d’aujourd’hui est d'organisation plus que de combat, 
et que l'organisation d'une démocratie ne sortira jamais de la dictature d'un 
homme ou d'une collectivité, d'un monarque ou d'un parlement, d'un chef ou 
d’un partie, mais bien de l’évolution spontanée de groupements sociaux ayant 
recouvré le plénitude de leur autonomie.“ Und bitter beklagt er die Gleich- 
gültigkeit, die von den Republikanern dieser wichtigen Frage entgegen- 
gebracht wird. 

Im März 1900 hat sich unter dem Namen „Fédération Régionaliste 
Française“ eine Vereinigung gegründet, deren Namen schon sagt, welche 
Ziele sie verfolgt. Bekannte Politiker, wie der Kammerpräsident Paul 
Deschanel, Paul Doumer, P. Baudin, J. Paul-Boncour, A. Ribot gehören zu 
ihren Mitgliedern. Was die Verwaltung anbetrifft, so fordert ihr Programm 
vor allem die Schaffung größerer über den Departements stehender Ver- 
waltungsbezirke und die Verleihung der Autonomie an die lokalen Gewalten *). 

Die wahre Seele der Bewegung aber ist augenblicklich der délégué general 
der eben genannten fédération, J. Charles-Brun, dessen geistreiches „Le Ré 
gionalisme“ betiteltes Werk ein vortreffliches Bild der Bestrebungen gibt, für 
die er und die anderen Regionalisten eintreten. Charles-Brun ist kein Rechts 
gelehrter, sondern Nationalökonom und bei alledem ein feinsinniger Schrift- 
steller, den glühende Liebe für die heimatliche Scholle geradezu dazu präde- 
stiniert hat, die Seele und das Haupt der regionalistischen Bewegung in 
Frankreich zu werden. Abgesehen von zwei großen Abschnitten, die dem 
„régionalisme intellectuel“ und dem „régionalisme économique et social“ ge- 
widmet sind, behandelt er in einem umfangreichen Kapitel den „régionalisme 
administratif“, mit dem allein wir uns zu beschäftigen haben. Das Bild, das 
wir aus seinen Ausführungen vom gegenwärtigen Stande der Bewegung ge- 
winnen, ist etwa folgendes: 

Die Einteilung des Landes in 86 Departements ist als ein willkürliches 
Werk des ersten Revolutionsjahres anzusehen und entspricht nicht mehr den 
Forderungen der Gegenwart. Die Departements als solche sind zu klein, sie 
sind ökonomisch unfähig, selbständig lokales Leben zu entfalten. Deshalb 


1) Maurras in seinem Artikel: Que la République ne peut pas decen- 
traliser (Gazette de France, 80 et 31 juillet 1903). 

?) La Renaissance latine, 15. Juni 1908. 

3) Programm I. Au point de vue administratif: 1°. Creation de centres 
régionaux, industriels et universitaires; 2°. Gestion des affaires de la Commune 
par la Commune, de la région par la région, de la nation par Etat. .... 
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müssen die zahlreichen Departements durch eine kleinere Zahl großer Ver- 
waltungsbezirke, die als Regionen bezeichnet werden, ersetzt werden. Jede 
Region soll ihre Hauptstadt (centre régional) haben, in der die lokale nun- 
mehr regionale Versammlung ihre Tagung abhält. Hier sollen sich die lokalen 
Interessen zentralisieren, hier werden die Kredite zur Bestreitung der lokalen 
Ausgaben bewilligt, von hier gehen die Weisungen an die kleineren Ver- 
waltungsbezirke; die Intervention der Pariser Zentralregierung in rein lokalen 
Angelegenheiten ist ausgeschaltet, nur wenn es sich im allgemeinen um na- 
tionale Interessen handelt, wird die Zentralregierung als Kontrollorgan tätig. 
Soweit herrscht Einmütigkeit unter den Regionalisten. Aber die Ansichten 
divergieren über die Art und Weise, wie die neuen Regionen geschaffen 
werden sollen. Es lassen sich in der Hauptsache zwei Systeme unterscheiden. 
Die Anhänger des ersten Systems wollen die Neueinteilung des Landes im 
Wege der Gesetzgebung verwirklicht sehen. Nur wünschen die einen dieser 
Richtung, daß die Provinzen des ancien régime wiederhergestellt werden, 
andere wollen die neuen Regionen durch Gruppierung mehrerer Departements 
zu einem einheitlichen Verwaltungsbezirk schaffen und wieder andere endlich 
fordern eine gänzliche Neueinteilung unter Berücksichtigung der modernen 
Verhältnisse, namentlich in ökonomischer Hinsicht. 

Die Anhänger des zweiten Systems dagegen, die, um Charles-Bruns Be- 
zeichnung zu gebrauchen, die Schule der régionalisation spontanée bilden, 
fürchten, daß eine Neueinteilung, deren Karte von der gesetzgebenden Körper- 
schaft, also am Sitze der Zentralgewalt gezeichnet würde, nur halbe, unvoll- 
kommene Arbeit sein könnte. Deshalb soll man die Region aus sich selbst 
heraus entstehen lassen, denn an vielen Orten existiert sie schon, und an 
anderen ist sie im Entstehen begriffen. Dem Staat bleibt dann nur noch die 
Aufgabe übrig, die einmal vorhandenen Regionen als Verwaltungsbezirke zu 
sanktionieren. Zu dieser letzteren Auffassung bekennt sich auch Charles-Brun 
selbst in einem Aufsatz vom Oktober 1912'), ja er nimmt die Prägung der 
Bezeichnung régionalisation spontanée für sich in Anspruch. 

Gewiß hat ein solches langsanıes Werden und Entstehen der Region aus 
lokalen Bedürfnissen heraus manches für sich und wäre zum mindesten einer 
schematischen Einteilung durch den Gesetzgeber vorzuziehen. Aber unseres Er- 
achtens würde die ohnehin schon so langsame Entwicklung der Reformen eine 
weitere Verzögerung erfahren, und es wäre sehr wohl möglich unter Berück- 
sichtigung der agraren, kommerziellen und ökonomischen Verhältnisse auch im 
Wege der Gesetzgebung ein annehmbares Resultat zu erzielen. Natürlich müßten 
kompetente Fachleute aus den interessierten Kreisen der Finanzwelt, des 
Handels und der Landwirtschaft, sowie Nationalökonomen und Geographen 
aufgefordert werden, bei dieser Neueinteilung des Landes tätig mitzuwirken; 
denn würde die neue Karte Frankreichs auf einem Ministerpulte gezeichnet, 
so wäre damit der Sache des Regionalismus wenig gedient. In diesem Zu- 
sammenhang ist ein sehr interessanter Aufsatz des Geographieprofessore an 


1) Quelques positions nouvelles du problème régionaliste in Notre Pays, 
Oktober 1912: ....... Mais je veux parler ici des régionalistes purs. Or 

i eux, je Da dit, il en est qui ne croient pas dutout à la nécessité ni 
à l'efficacité d'une division nouvelle créée par un ministère ou un parlement. 
N’essayez pas de les convaicre: leur siège est fait. Tout au plus reconnai- 
tront-ils à l'Etat le droit de sanctionner, de consacrer le travail des initiatives 
et des affinités économiques. Je pense bien à avoir employé le premier, 
en 1905, le terme de régionalisation spontanée. ..... 
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der Sorbonne Vidal de La Blache über die französischen Regionen zu er- 
wähnen'), in dem der Gelehrte eine alle Interessen berücksichtigende Ein- 
teilung des Landes vorschlägt. Auch er ist der Ansicht, daß das Departement 
sich überlebt hat. An seine Stelle soll die Region treten mit einer entwick- 
lungsfähigen Hauptstadt als Mittelpunkt: „La puissance de l’Etat“, so sagt 
er, „s’exergant sans intermediaires sur le departement est un contresens dans 
la vie moderne. En face d'un formalisme administratif pour qui toute ini- 
tiative régionale est une usurpation, se dresse l'esprit de clocher qui ramène 
tout & la mesure. Le temps n’est plus de chercher dans la centralisation 
politique le secret de la force.“ Und an einer anderen Stelle heißt es: „La 
ville regionale offre les avantages d’une organisation &prouvee, d’une base 
d’operation plus large, d'institutions enfin qu’elle est seule en état de créer 
et de faire vivre. ..... Elle representerait le degré intermédiaire plus 
nécessaire que jamais entre la ville purement locale et la captitale politique 
placée trop loin.“ 

Er schlägt am Ende seiner Ausführungen folgende 17 Regionen vor: 
1. Région de Paris, 2. Région de Lille, 3. Région de Nancy, 4. Région de 
Dijon, 5. Région de Lyon, 6. Région de Grenoble, 7. Région de Marseille, 
8. Région de Montpellier, 9. Région de Toulouse, 10. Région de Bordeaux, 
11. Région de la Rochelle, 12. Région de Limoges, 13. Région de Clermont- 
Ferrand, 14. Région de Bourges, 15. Région de Nantes, 16. Région de Rennes, 
17. Région de Rouen. 


Neuntes Kapitel. 
Reformbestrebungen in der Gesetzgebung. 


Natürlicherweise hat die eifrige Agitation der Dezentralisatoren oder 
Regionalisten, um die modernere Bezeichnung zu gebrauchen, auch auf die 
gesetzgebenden Versammlungen, Senat und Deputiertenkammer, einen gewissen 
fortschrittlichen Einfluß ausgeübt. So sehen wir in den letzten zwei Jahr- 
zehnten in kurzen Abständen Gesetzentwurf auf Gesetzentwurf folgen, die 
sich mit der Neuorganisation der lokalen Verwaltung befassen. Sie haben 
zwar bis jetzt zu keinem praktischen Resultat geführt; aber da sie getreulich 
die Stimmung wiederspiegeln, die in fast allen Parteirichtungen der Kammer 
vertreten ist, wollen wir einige von ihnen im wesentlichen wiedergeben. 

Zunächst ist der Gesetzentwurf Ramel vom 9. Juli 1898 zu nennen, 
der „von den Ersparnissen handelt, die durch die Dezentralisation verwirk- 
licht werden können“. 

Frankreich ist, so heißt es in den Motiven, das am stärksten mit Steuern 
belastete und das meist verwaltete Land Europas. Die Steuerlasten, die eine 
notwendige Folge der komplizierten Verwaltungsorganisation seien, könnten 
und müßten eben durch eine Vereinfachung des völlig veralteten Verwaltungs- 
eystems reduziert werden. Die Einteilung des Landes in kleine Verwaltungs- 
bezirke, wie die noch bestehenden 86 Departements, die sich bei ihrer Er- 
richtung zu Anfang der großen Revolution durch die schwierigen Verkehrs- 
verhältnisse rechtfertigen ließen, sei heutzutage, wo sich ein ausgedehntes 
Eisenbahn- und Telegraphennetz über ganz Frankreich ausdehne, nicht nur 
überflüssig, sondern geradezu schädlich für die gesunde Entwicklung der 
lokalen Körperschaften. Deshalb sei eine Neuorganisation des Landes auf 
Grund einer weiteren Basis als des heutigen Departements am Platze. 


!) Revue de Paris, 15. Dezember 1910 S. 821 ff. 
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Es heißt dann im Artikel 1: „Ganz Frankreich mit Korsika wird in 
20 Regionen und 87 Departements eingeteilt, die den gegenwärtigen Depar- 
tements entsprechen; beiden Verwaltungsbezirken ist die Rechtspersönlichkeit 
verliehen.“ Die Beibehaltung der Departements scheint zunächst den eben 
geäußerten Ideen Motive zu widersprechen. Aber wir werden bald erkennen, 
daß schon die bloße Schaffung der Regionen als eines größeren Verwaltungs- 
bezirkes eine völlige Umwälzung der Verwaltung herbeiführt. Denn fast alle 
staatlichen Service, deren Verwaltung der Staat sich bisher vorbehalten hatte, 
sollen an die Region bzw. das Departement übergehen‘). Nicht nur der Ele- 
mentarunterricht, die öffentliche Wohlfahrtspflege in allen ihren Formen usw. 
sollen nunmehr von den lokalen Verwaltungen geregelt werden, sondern auch 
die nationalen Straßen, Flußläufe und Kanäle, die bisher der staatlichen Ver- 
waltung unterstanden, unterstehen nunmehr der Aufsicht und Verwaltung 
der lokalen Körperschaften. Natürlich müssen den lokalen Behörden zur 
Bestreitung der dadurch nötig werdenden Ausgaben auch neue Mittel zur 
Verfügung gestellt werden, und das Originelle der Vorlage liegt darin, daß 
Ramel gewisse „direkte Staatssteuern“, die bisher das staatliche Budget be- 
reicherten, völlig dem „lokalen Budget“ zugute kommen lassen will”). Das 
ist eine kühne Forderung, die wir in späteren Entwürfen wiederfinden werden. 
Leider hat Ramel es unterlassen, die sofortige Vollstreckbarkeit der Be- 
schlüsse des Conseil régional zu fordern, ja er überläßt sogar dem Staatsrat 
das Recht der Genehmigung in einer ganzen Reihe von Fällen, die in sieben 
Paragraphen aufgezählt sind. Sie betreffen zwar meist Angelegenheiten, die 
den Staat in seiner Gesamtheit interessieren, aber diese Intervention des 
Staatsrats hat natürlicherweise eine nicht wünschenswerte Verzögerung der 
Vollstreckung zur Folge”). Die Funktionen der Regionalkommission von 
sieben Mitgliedern sind im ganzen dieselben wie sie die bisherige Departe- 
mentskommission im Departement ausgeübt hat. Erwähnenswert ist nur, 
daß sie das Budget vorbereitet und aus einer Vorschlagsliste, die der Präfekt 
ihr unterbreitet, die Beamten der Region ernennt, beides Rechte, die im 
Departement dem Präfekten zustanden. Leider erscheint die Kommission 
aber nicht als permanentes Verwaltungsorgan, wie wir es für wünschenswert 
halten würden. Sie soll vielmehr nur einmal monatlich zusammentreten und 


!) Art. 2 des Entwurfes: Tous les services publics civils, sauf ceux des 
Douanes et des Förets qui conservent leur organisation actuelle, seront 
désormais organisés par région et département. 

?) Art.3 .... Pour permettre aux régions, arrondissements ou com- 
munes de subvenir à ces dépenses, il leur est fait abandon du principal de 
la contribution foncière non båtie et des droits de port et de quai maritimes 
et fluviaux qui seront repartis entre les régions, arrondissements, villes et 
communes, au prorata des charges nouvelles qui leur incomberont, par un 
décret portant règlement d'administration publique. 

*) Art. 15: Le Conseil regional délibère sous réserve de l'approbation 
par décret rendu au Conseil d'Etat. 1°. Sur les changements de destination 
des édifices régionaux affectés au service public; 2°. Sur l'acceptation ou le 
refus des dons et legs donnant lieu à réclamation; 3°. Sur les travaux inter- 
essant à la fois la région et l'Etat et qui doivent être exécuté par ce dernier; 
4°. Sur le déclassement des routes nationales; des canaux ou rivières navi- 
gables ou flottables; 5°. Sur la fixation des contingents à imposer aux dépar- 
tements ou communes pour l'entretion des routes nationales, canaux rivières, 
ports et quais maritimes et fluviaux. 6°. Sur les contributions et taxes extra- 
ordinaires ou les emprunts dépassant les limites indiqués à l’article 13. 
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sie übt ihre Befugnisse aus nicht kraft eigener Machtbefugnis, sondern meist 
kraft Delegation des Regionalrats, die sich nur auf genau spezialisierte An- 
gelegenheiten erstrecken darf’). Der von der Zentralgewalt ernannte Präfekt, 
der an der Spitze der Region steht, ist also im wesentlichen der alte Depar- 
tementspräfekt geblieben und die lokale Verwaltung ist durch ihn nach wie 
vor in ihrer Selbständigkeit gefährdet. 

Unter der Region steht das Departement, dessen Organisation im wesent- 
lichen die des bisherigen ist. Auch die Kantone werden beibebalten, ohne 
daß ihnen die Rechtspersönlichkeit verliehen wird’). 

Im wesentlichen übereinstimmend ist die Einteilung Frankreichs, die 
Louis Martin, zunächst als Deputierter in einem Gesetzentwurfe vom 29. No- 
vember 1901 der Kammer und später am 17. Februar 1910 als Senator dem 
Senate vorlegte. Er teilt die Republik in 18 Verwaltungsbezirke ein, für 
die er die alte Bezeichnung Departement beibehält. Die Beschlüsse des 
Generalrats über lokale Angelegenheiten sind sämtlich definitiv und sofort 
vollstreckbar, was einen sehr bemerkenswerten Fortschritt bedeutet. Selbst 
das Budget unterliegt nicht mehr der Regelung der Zentralgewalt, sondern 
wird definitiv vom Generalrat aufgestellt. Interessant ist, daß die Anleihen 
für lokale Zwecke von den Wählern genehmigt werden müssen. Die Exeku- 
tive steht nicht mehr dem Beamten der Zentralgewalt zu, sondern sie wird 
von einem Exekutivkomitee ausgeübt, das vom Generalrat gewählt wird. 
Wir haben darüber an anderer Stelle berichtet. 

Die bisherigen Departements und Arrondissements verschwinden als 
Verwaltungsbezirke. An ihre Stelle tritt der Kanton, dem nunmehr Rechts- 
persönlichkeit verliehen wird. 

Endlich ist noch der Entwurf des Deputierten Charles Beauquier zu 
erwähnen, den er am 9. Juni 1910 der Kammer einbrachte. Beauquier weist 
in den sehr sorgfältig verfaßten Motiven darauf hin, daß die Zentralisation 
mit dem Bestehen der Republik unvereinbar sei. Ja, er geht sogar so weit, 
in ihr die tiefere Ursache der Niederlage von 1870 zu sehen. „Nous avons 
éprouvé“, so ruft er aus, „bien cruellement en 1870 le malheur d'être un Etat 
centralisé. Quand Paris a été bloqué par lennemi, c'en a été fait de la 
France. Et pourquoi? parce-que la province, déshabituée de toute initiative, 
incapable de resolution, habituée à recevoir le mot d'ordre de la Capitale, 
s'est trouvée comme à l'abandon, et incapable d'organiser sa défense.“ 

Beauquier schlägt eine Einteilung Frankreichs in 25 Regionen vor. 
Der beratenden Versammlung der Region, dem Regionalrat, überträgt er alle 
Funktionen, die dem bisherigen Generalrat des Departements zustanden. 
Leider fordert er nicht die Beseitigung der bisherigen Einteilung der General- 
ratsbeschlüsse in definitive und solche, die der Genehmigung bedürfen, was 
eine notwendige Bedingung jeder lokalen Autonomie darstellt. Doch ersehen 
wir aus dem Artikel 15 seines Entwurfes von 1901. daß er der Region 
dadurch neue (reldmittel verschaffen will. daß der Staat ihr gewisse Ein- 
nahmen aus direkten Steuern abtritt. 

In diesem Zusammenhang möchten wir endlich noch die Bestrebungen 
D’Avenels erwähnen. der dem Staatsbudget mehrere Hundert Millionen ent- 
ziehen und den einzelnen Lokalbudgets einreihen will. Er sieht in dieser 


1) Art. 30. 
D Art. 64. 
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Maßnahme die Möglichkeit, die staatlichen Finanzen einer gesunderen Ent- 
wicklung entgegenzuführen TL. 


Schlußbemerkung. 


Blicken wir zurück auf die Selbetverwaltung, wie sie der Gesetzgeber 
den lokalen Behörden eingeräumt hat, so können wir uns des Eindrucks der 
Halbheit und Unvollkommenheit der gesetzlichen Bestimmungen nicht er- 
wehren. Deshalb sind, wie wir gesehen haben, die Dezentralisationsbestre- 
bungen Frankreichs nicht zum Stillstand gekommen und sogar oft in den 
gesetzgebenden Körperschaften Gegenstand lebhafter Diskussion gewesen. 
Leider sind die Fortschritte, die seit den Grundgesetzen von 1871 und 1884 
verwirklicht worden sind, nur unbedeutend. Mehr als eine Kommission ist 
im Laufe der Jahre mit der Aufgabe betraut worden, eine administrative 
Reform auszuarbeiten, keine von ihnen hat ein praktisches Resultat erzielt. 

Warum, so fragt man sich unwillkürlich, sind alle Reformbestrebungen 
bisher so kläglich gescheitert? Ist die Schuld daran der Nachlässigkeit der 
Volksvertreter beizumessen oder dem schlechten Willen der Regierung? Mehr 
als einmal haben die Vertreter der Regierung die Notwendigkeit einer admini- 
strativen Neuorganisation des Landes zugegeben. So heißt es in der Re- 
gierungserklärung des Ministeriums Briand vom Juni 1910: „Dès maintenant 
il est possible de superposer à l’organisation départementale une organisation 
regionale en groupant les départements en raison de l’affinit& de leurs intérêts, 
notamment dans les domaine économique. Cette organisation regionale com- 
porterait des assemblées, qui aurait à connaitre de grands intérêts, dont 
l'ampleur dépasse les limites des départements.“ Und in einer späteren Re- 
gierungserklärung heißt es: „Le gouvernement (Ministerpräsident Poincaré) 
qui, dès la constitution du cabinet a mis à l'étude la question si importante 
des modifications qu'il serait possible d'apporter à la loi municipale du 
D avril 1884, est heureux de s'associer à cette très intéressante entreprise 
de décentralisation et il saisit avec empressement l'occasion qui lui est offerte 
d'aider la commission d'administration générale de la Chambre des Députés, 
à enrégistrer les améliorations que les conseils municipaux jugeront les plus 
urgentes et les plus immédiatement saisissables.“ 


1) D’Avenel L c. p. 24—26: Le déficit financier n’est dû qu'à l’exage- 
ration des dépenses: il y a peut-être pas une commune et il y a certainement 
pas un département dont la caisse ait été gérée avec autant d’imprudence 
ou, si lon aime mieux de faiblesse que celle de l'Etat; c'est que les petites 
choses qui se font en grand, sont aussi mal faites que les grandes choses qui 
se feraient en petit. Quatre cents députés voteront les yeux fermés à 
Paris des milliards, en bloc, pour la construction de ponts, de canaux, de 
chemin de fer, d'intérêt local, que, s'il étaient assis sur les bancs de leurs 
conseil généraux respectifs, refuseraient individuellement en détail de se lancer 
dans celles de ces entreprises dont la nécessité ne leur paraîtrait ni suffi- 
samment démontrée ni suffisamment pressante. Il y a beaucoup de dépenses 
que les citoyens ne feraient pas ou qui seraient moindres si l'Etat ne se 
chargait d'agir en leur nom. ....... Par application de ce système, on 
pourrait sans inconvénient, extraire du budget annuel de l'Etat aussi bien 
en recettes qu'en dépenses 600 à 700 millions, qui, divisés entre les budgets 
particuliers des départements, demeureraient soumis au contrôle des assem- 
blées départementales. ....... Ce serait une garantie d'économie et une 
satisfaction à ce væu des états généraux de 1789, réclamant l'action éfficace 
de la nation dans ses affaires. 
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In Wirklichkeit ist aber die Selbstverwaltung jetzt weiter als je von 
der Verwirklichung entfernt. Die Regierung profitiert von dem Umstande, 
daß wichtige Vorlagen, wie Wahl- und Steuerreform, der Votierung harren, 
um die administrative Reform bei ihren Anhängern in Vergessenheit geraten 
zu lassen. Im Grunde liegt ja die Beibehaltung der gegenwärtigen Lage der 
Dinge in ihrem Interesse; denn die Zentralisation ist die beste Garantie für 
die Aufrechterhaltung ihrer Macht und ein zweifellos bequemes Beherr- 
schungssystem. 

Aber selbst, wenn die administrative Reform einmal durchgeführt werden 
sollte, wäre damit in Frankreich nur halbe Arbeit getan. Die weit schwierigere 
Aufgabe für die Selbstverwaltung besteht in der Erziehung des französischen 
Bürgers zum nützlichen Mitglied des Selbstverwaltungskörpers. „Die politischen 
Formen“, schrieb einst Herbert Spencer, „haben nicht mehr Wert, als das 
Volk, welches sich dieselben gibt. Es ist ein Vorurteil der französischen Nation, 
an die Allmacht der politischen Formen zu glauben, und zu vergessen, daß 
man, bevor oder während man die Einrichtung vervollkommnet, den Bürger 
reformieren muß.“ Und ähnlich äußert sich ein begeisterter Vorkämpfer der 
Dezentralisation in den Worten'): „Si depuis 1789 et surtout depuis 1814 
nous avons tout souffert de l’instabilit& politique, Geet pr&sisäment que nous 
nous sommes obstines à ne pas changer nos habitudes et nos mœurs tandis 
que nous changions de fond en comble les parties les plus essentielles de 
nos institutions.“ 


!) Ferrand, Les pays libres, p. 246. 


IL 
Koloniale Schiffahrtsprobleme 


Von Otto Jöhlinger 


Grundverschieden von der Kapitalsanlage im kolonialen Eisenbahnbau 
ist die Investition im überseeischen Verkehrswesen. Denn während 
für den kolonialen Eisenbahnbau fast ausschließlich der Fiskus in Betracht 
kommt, ist die Kapitalsanlage in der kolonialen Schiffahrt dem Privat- 
kapital vorbehalten. Fiskalische Investition finden wir hier — abgesehen 
von kleineren Küsten- und Binnenfahrten — nicht. Die Schiffahrtsverbin- 
dungen mit den deutschen Kolonien sind ausschließlich in den Händen von 
Großunternehmungen; ein Kleinbetrieb kommt mit Rücksicht auf das erheb- 
liche Kapital, das der Schiffspark erfordert, nicht in Betracht. Die sämt- 
lichen Schiffahrtsunternehmungen nach den Kolonien sind Aktiengesell- 
schaften, sie haben alle mit der fortschreitenden Entwicklung der deut- 
schen Kolonien, wie der Ausdehnung des afrikanischen Handels überhaupt, 
eine Vergrößerung erfahren, und sie haben an dem Aufschwung, den die 
deutsche Schiffahrt in den letzten Jahrzehnten aufzuweisen hat, einen ent- 
sprechenden Anteil. Allerdings ist die Ausdehnung der Schiffahrt nach den 
deutschen Kolonien nicht so stark gestiegen, wie die nach den anderen 
Ländern, und das hängt damit zusammen, daß der Verkehr von und nach 
den deutschen Kolonien bis jetzt noch verhältnismäßig gering ist. Es kann 
aber keinem Zweifel mehr unterliegen, daß in dieser Beziehung von Jahr 
zu Jahr eine Verbesserung eintritt und daß dadurch diejenigen Linien, 
die den Verkehr zwischen Mutterland und Kolonie vermitteln, eine immer 
steigende Bedeutung erfahren werden. 

‚Die deutsche Handelsflotte, die vor 25 Jahren auf dem Welt- 
markt noch gar keine Bedeutung hatte, hat sich dank dem wirtschaftlichen 
Aufschwung der deutschen Außenhandelsbeziehungen ganz gewaltig vergrößert; 
sie steht heute an zweiter Stelle unter den Welthandelsflotten. Übertroffen 
wird sie nur noch von England, wo allerdings der Umfang der Flotte 
ganz wesentlich größer ist, als bei uns. Während nun in England die so- 
genannte „Trampreederei“ eine sehr große Rolle spielt, d. h. also die 
Schiffahrt, die nicht an bestimmte Fahrten gebunden ist, sondern dort, 
wo die Lage günstig ist, Beförderungen ausführt, überwiegt in der deutschen 
Handelsflotte die Linienreederei. Es hängt das damit zusammen, daß 
die Ansätze, die vor 25 Jahren bestanden, in der Linienreederei wurzelten, 
die regelmäßige Verbindungen mit den Ländern des Weltmarktes aufrecht 
erhielt. Diese Reederei hat sich von Jahr zu Jahr vermehrt und sie hat 
ihren früheren Betrieb beibehalten. Die sogenannte Trampreederei spielt in 
Deutschland nur eine untergeordnete Rolle. Die größten deutschen Reedereien 


16* 
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sind: die Hamburg-Amerikalinie, der Norddeutsche Lloyd, die Dampfschiff- 
fahrtsgesellschaft „Hansa“, die Deutsche Australgesellschaft, die Hamburg- 
Südamerikanische Gesellschaft. An achter Stelle kommt die Woermann- 
linie mit einem Brutto-Register-Tons Gehalt von 115000 To., alsdann folgt 
die Deutsche Ostafrikalinie mit 110000 To. An 13. Stelle rangiert die 
Hamburg-Bremer Afrikalinie, deren Flotte 42800 Register-To. umfaßt. 

Die Woermannlinie besitzt 37 Dampfer. Für den Afrikadienst der 
Hamburg-Amerikalinie sind 12 Dampfer bestimmt. Bei der Hamburg- 
Bremer Afrikalinie vermitteln den Verkehr zwischen Deutschland und dem 
afrikanischen Erdteil 12 Dampfer, während die Deutsche Ostafrikalinie über 
23 Dampfer verfügt. 

Im Vergleich mit dem Dampferverkehr nach den anderen Ländern ist 
die Flotte für die deutschen Kolonien nicht sehr umfangreich. Aber man 
muß eben berücksichtigen, daß der Verkehr mit unseren Kolonien noch sehr 
jung ist. Lediglich Westafrika, also Kamerun und Togo, hatte schon in 
früheren Jahren Schiffahrtsverbindung mit Deutschland, während Südwest- 
afrika erst vor ungefähr 20 Jahren einen regelmäßigen Dampferverkehr er- 
halten hat. Ungünstig für die Schiffahrtsverbindung ist dabei die Tatsache, 
daß unsere Kolonien sehr weit vom Mutterlande entfernt sind. Selbst das 
am nächsten gelegene Togo weist eine weitere Strecke auf, als die Linie 
Hamburg-New-York. Der Weg nach Samoa ist ungefähr fünfmal so weit, als 
nach New-York, der nach Sansibar doppelt so weit. 

Eine große Rolle für die Entwicklung der Schiffahrtsverbindungen mit 
den Kolonien, und vor allem für die Kapitalsinvestition in den Schiffahrts- 
unternehmungen, spielt das Subventionswesen. Es ist bekannt, daß von 
sehr vielen Ländern stets große Anstrengungen gemacht werden, um die 
Schiffahrtsverbindungen nach entfernt liegenden Gegenden unter eigener 
Flagge aufrecht zu erhalten. Für dieses Bestreben kommen eine Reihe von 
Gesichtspunkten in Betracht: Zunächst sind sie politischer Art, und sie 
rühren daher, daß das Zeigen der heimischen Flagge im Ausland eine nicht 
zu unterschätzende Bedeutung hat. Hinzu kommt die Notwendigkeit der Be- 
förderung der Post, die man nicht gern ausländischen Dampferlinien über- 
trägt. Gerade für Kolonien ist nun das Vorhandensein eigener Schiffahrts- 
verbindungen besonders notwendig. Hier macht sich die Abhängigkeit von 
fremden Schiffahrtsverbindungen unangenehm fühlbar. Das Überwiegen der 
Flagge des Mutterlandes im Schiffahrtsverkehr mit den Kolonien wird von 
den Eingeborenen vielfach als ein Maßstab der Macht und der Bedeutung 
des Mutterlandes angesehen; es macht einen sehr schlechten Eindruck auf 
die Bevölkerung, wenn die in den Kolonien einlaufenden Dampfer über- 
wiegend unter ausländischer Flagge segeln. Es ist dies beispielsweise 
in Samoa der Fall, der einzigen deutschen Kolonie, die bis jetzt noch keine 
deutsche Schiffahrtsverbindung hat. Dort überwiegt die englische Flagge, 
und dadurch wird der englische Einfluß in dieser Kolonie ganz beträchtlich 
gestärkt. {Geplant ist allerdings, im nächsten Jahre eine regelmäßige deutsche 
Verbindung nach Samoa einzurichten. 

Im Falle nur ausländische Schiffahrtsgesellschaften bestehen, ist die 
Kolonie von diesen vollständig abhängig in bezug auf Frachtsätze, und das 
Mutterland kann hierauf gar keinen Einfluß ausüben. Hinzu kommt, daß 
die großen Summen, die sonst für Frachtsätze, Versicherungen und dergleichen 
dem Mutterlande zufließen, in das Ausland gehen. Hierdurch wird die Bilanz 
des Mutterlandes ungünstig beeinflußt, während sie bei der eigenen Schiffahrts- 
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verbindung, bei der die Frachten in das Mutterland fließen, einen sehr er- 
freulichen Zuwachs erfährt. — Nur eine direkte Schiffsverbindung ermöglicht 
es, einen Weltmarkt für die Produkte der Kolonie zu eröffnen. Man sieht 
das am besten an London, das noch immer ausschlaggebend auf dem Welt- 
markt für Wolle ist, weil es die meisten direkten Schiffsverbindungen nach 
den überseeischen Wollmärkten besitzt. Auch in anderen Produkten domi- 
niert London aus dem gleichen Grunde, und bis vor ganz kurzem war der 
Haupt-Gerstenmarkt der Welt dort zu finden. Erst seitdem Deutschland 
in stärkerem Maße (erste aus Rußland direkt bezieht, ist die Übermacht 
Londons auf diesem Gebiete gebrochen worden. Umgekehrt ist der Markt 
für Palmkerne vorwiegend in Hamburg mit Rücksicht darauf, daß dieses 
spezifisch westafrikanische Produkt von Anfang an in der Hauptsache durch 
die Woermannlinie befördert wurde. Länder, die keine große Flotte besitzen 
und die keine eigene Schiffahrtsverbindung zwischen den Produktionsländern 
und dem Mutterlande haben, können keine großen eigenen Märkte eröffnen. 
Andererseits sehen wir an der Entwicklung Hollands und Belgiens, wie Länder 
mit verhältnismäßig kleinem Konsum auf dem Weltmarkt eine Bedeutung 
erlangt haben; daß hierdurch die wirtschaftliche Entwicklung des Mutter- 
landes ganz gewaltig gehoben wird, braucht wohl nicht besonders betont 
zu werden. 

Ein weiterer Vorteil, den die eigene Schiffahrt bietet, ist der direkte 
Verkehr. Ausländische Linien laufen nur in seltenen Fällen die heimischen 
Häfen an, während die Routen des Mutterlandes fast stets von einem solchen 
Hafen auslaufen. Einindirekter Versand verteuert die Ware und erschwert 
außerdem den Handelsverkehr. Auch werden bei ausländischen Routen die 
Waren des Mutterlandes vielfach bevorzugt, die der anderen Länder dagegen 
sowohl in bezug auf Frachtstellung, als auch auf Verladung schlechter behandelt. 

Um nun eigene Schiffahrtslinien zu erhalten und zu fördern, ist man 
vielfach dazu übergegangen, von Staats wegen Zuschüsse zu den bestehenden 
Linien zu leisten, ausgehend von dem Gedanken, daß es sich bei den Sub- 
ventionen um ein erzieherisches Mittel, ähnlich wie beim Schutzzoll, handelt. 
Man wollte vor allem denjenigen Reedereien, die noch nicht so leistungsfähig 
waren, daß sie einen regelmäßigen Verkehr nach überseeischen Ländern ohne 
staatliche Zuschüsse bewältigen können, die Möglichkeit des Aufrechterhaltens 
eines großen Verkehrs geben. Namentlich der Gedanke war dabei ausschlag- 
gebend, daß diejenigen Linien, die den Ansprüchen des Handels und der 
Industrie entsprechen sollen, eine genügende Rente in vielen Fällen nicht 
abwerfen. Es gilt das besonders für die „Schnellinien“, auf die sowohl 
Passagiere, als auch Exporteure einen großen Wert legen. Ebenso sind die 
dem Postverkehr dienenden Schnellinien in den meisten Fällen unrentabel, 
und sie würden ohne Zuschüsse oft gar nicht ausgeführt werden. Ja selbst 
in Gegenden, in denen der Verkehr sehr ausgebildet ist, ist oft eine Ren- 
tabilität nicht zu erzielen, weil die sogenannte „tote Fläche“, d. h. die Meeres- 
strecke, auf der keine Warenumsätze stattfinden, zu groß ist. Neue Linien, 
also nach Gegenden, nach denen bisher noch keine Schiffahrtsverbindung 
bestand, bringen stets im Anfang des Verkehrs Verluste. Einerseits ist meist 
im Anfang ein Wettbewerb mit anderen Linien zu beseitigen und andererseits 
ist der Verkehr an die neue Linie noch nicht so gewöhnt, daß er sich ihrer 
von Anfang an bedient. Ja vielfach eröffnet die Errichtung einer heimischen 
Schiffahrtslinie dem Verkehr überhaupt erst ein neues Absatzgebiet, und 
das bringt es mit sich, daß die Linien eine zeitlang nur mit ganz geringen 
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Frachten fahren können, bis die heimischen Exportkreise genügend auf das 
neue Absatzgebiet aufmerksam gemacht worden sind. Erst mit der Zeit 
hebt sich hier der Verkehr, und erst nach Jahren sind steigende Renten aus 
diesen Linien zu erzielen. Im Interesse der heimischen Volkswirtschaft liegt 
aber die Erhaltung einer solchen, wenn auch unrentablen Linie, und aus 
diesem Gesichtspunkt heraus werden von einigen Staaten Zuschüsse für der- 
artige Fahrten nach wirtschaftlichen Neuländern geleistet. Bei Schiffahrts- 
verbindungen mit den Kolonien ist meist im Anfang eine Rentabilität sehr 
schwer zu erzielen, weil der Handelsverkehr noch unrentabel ist und große 
Rückfrachten fast nicht gegeben werden. Infolgedessen würden vielfach 
Privatunternehmen einen Verkehr nach solchen Neuländern im Anfang gar 
nicht aufnehmen, und es bedarf daher eines Anreizes zur Einrichtung einer 
solchen Linie durch Staatshülfe. Einen Ausgleich für die staatliche Hülfe 
findet die Volkswirtschaft des Mutterlandes in der Steigerung des Handels- 
verkehrs in den Kolonien, Hebung des Postverkehrs und der Ein- und Aus- 
fuhrziffern in den Kolonien. 

Als Gegenleistung für die Subvention werden stets Bedingungen 
in bezug auf gewisse Schnelligkeit und Bau der Dampfer gestellt. Die Dampfer 
müssen auf heimischen Werften gebaut sein, und die Linien müssen den 
Transporten der Regierung besondere Bevorzugung gewähren. 

Bei einem Vergleich der Subventionen, die die einzelnen Staaten be- 
willigen, ergibt sich die recht interessante Tatsache, daß die beiden Länder, 
die die größten Flotten haben, die geringsten Subventionen be- 
zahlen. An der Spitze aller Subventionen steht Frankreich mit 53 Mill. M., 
das bedeutet eine Summe von 28 M. pro To. Im Gegensatz hierzu sei be- 
merkt, daß Großbritannien, das eine achtmal größere Flotte besitzt als 
Frankreich, nur 34 Mill. Mark an Subventionen bezahlt, das ist nur 1,95 M. 
pro To. Noch weniger als Großbritannien bezahlt Deutschland, das 
sowohl absolut, als auch relativ unter allen größeren Ländern die geringste 
Subvention aufweist. Deutschland bezahlt insgesamt 8'/, Mill. Mark pro Jahr 
oder 1,85 M. pro To. Österreich bezahlt 26,70 M. pro To., Japan 24,70 M. 
und Spanien 21,85 M. 


Handelsflotte Subventionen pro 
Br.-Reg.-To. insgesamt Br.-Reg.-To. 
M. M. 

Großbritannien. . . . . . . 17378000 34 00000 1.95 
Österreich-Ungam. . . . . . 750 000 20 000 000 26.70 
Frankreich . . . 2 2 . . . 1894000 53 000 000 28.— 
Deutschland. . . . . . . 4267000 8000000 1.85 
Italien `, . . 2 2 . . . . . 1820000 16000000 12.10 
Japan . . . . 2 . . . . . 1158000 28 500000 24.70 
Raßland `, . . 2 2 2 202. 972000 11000000 11.80 
Spanien . . .. i 710000 15500 000 21.85 


Die Gegenüberstellung ') zeigt, daß oh n e Subventionen in der Hauptsache 
sehr große Erfolge erzielt worden sind; denn die Länder, die die geringsten 
Subventionen aufweisen, haben die größten Erfolge, während die anderen 
Länder, die die hohen Subventionen aufweisen, viel geringere Firgebnisse 
erzielt haben. Die Gegner der Subventionen behaupten sogar, daß der 
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erzieherische Einfluß der Subventionen ein sehr zweifelhafter sei, 
weil die subventionierten Gesellschaften sich nicht in dem Maße anstrengen, 
aus eigener Kraft eine Rentabilität zu erzielen, als wie beispielsweise die 
deutschen Gesellschaften, die gezwungen sind, aus eigenen Mitteln Großes 
zu schaffen, und ferner, weil sie an einen bestimmten Fahrplan gebunden 
sind, so daß gute Konjunkturen vielfach nicht ausgenützt werden können. 
Während in Deutschland und England die Gesellschaften wetteifern, um 
Großes zu leisten, sieht man, daß die französischen Segelschiffe Reisen in 
Ballast von England nach Australien machen, um Meilenprämien zu erzielen, 
oder aber, daß sie, um die Staatssubvention zu erhalten, Frachtsätze stellen, 
die in gar keinem Verhältnis zu den Unkosten stehen! Ja, in diesem Lande 
arbeitet man sogar darauf hin, künstlich die Rentabilität herunter- 
zudrücken, um nur recht viele Subventionen zu erhalten. Man darf bei 
der Subventionierung der Linien nicht zu weit gehen. Man muß sie nur auf 
das notwendigste beschränken, und auch hier nur als Erziehung zu einem 
rentablen Schiffahrtsbetriebe. 

Bemerkenswert ist es, daß Norwegen überhaupt keine Sub- 
ventionen kennt und daß trotzdem die norwegische Flagge auf allen 
Meeren der Welt weht, allerdings auch keine oder nur wenige regelmäßige 
Schiffslinien hat, sondern in der Hauptsache Tramp-Reedereigeschäfte betreibt. 
Trotzdem nun in vielen Ländern die ungünstige Wirkung der Subvention 
feststeht, gehen immer neue Länder zu einer Subventionierung über. Neuer- 
dings finden wir in der Reihe der Subventionsländer Südamerika, Mexiko, 
Kanada, Australien und Neu-Seeland. 

Deutschland steht, wie erwähnt, unter den Ländern, die Subventionen 
für ihre überseeische Schiffahrt zahlen, am günstigsten da. Die gesamte 
Aufwendung beträgt nur 8'/, Mill. M., und das ist im Vergleich zu dem 
Umfang der Handelsflotte eine sehr geringe Summe. — 

Wie schon erwähnt, besitzen wir, abgesehen von Samoa, nach allen 
unseren Schutzgebieten deutsche Dampferverbindungen. Eine Übersicht des 
Schiffsverkehrs in den einzelnen Kolonien gibt folgende Tabelle: 


Dampfer einlaufend: 


Deutsch: Nichtdeutsch: 
1911: 520 D. 1651441 To. 29 D. 87346 To. 
Ostafrika CHR 528 „ 1575190 „ 71 „ 818425 „ 
1911: 242 „ 1126206 „ 154 „ 868852 „ 
Kamerun 1 1910: 217 „ 983468 , 168 „ 303565 „ 
a f 191: 171 „ 880810 „ 104 „ 186421 „ 
eh 1910: 190 „ 365697 „ 185 „ 209798 „ 
en f 1911: 323 „ 1194835 , 52 ` 86785 
1910: 847 1174877 , ou. 138657 „ 
enine l 1911: 783 „ 692466 „ = = 
1910: 887 , 401758 „ = i 
1911: o, 1048 „ 107 „ 147460 „ 
Samoa  Ì 1910: 1, 25, 93 ` 108488 , 


Hieraus ersieht man, daß die Zahl der deutschen Dampfer in allen Kolonien 
(abgesehen von Samoa) weitaus überwiegt, daß allerdings in Kamerun und 
Togo eine Reihe englischer Dampfer verkehren. 

Der Verkehr mit Afrika wird in der Hauptsache durch die Woermann- 
linie und die ihr nahestehende Deutsche Ostafrikalinie sowie die 
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Hamburg-Bremer Afrikalinie bestritten, während unser Besitz in 
der Südsee sowohl, als auch in China durch den Norddeutschen Lloyd 
mit dem Mutterlande verbunden ist. 

Die westafrikanischen Kolonien Togo und Kamerun stehen durch 
die Woermannlinie schon seit längerer Zeit mit Deutschland in Verbindung, 
ja, die Woermannlinie fuhr sogar bereits nach diesen Gegenden, als wir noch 
keine Kolonien dort hatten. Die Woermannlinie fährt von Hamburg über 
die kanarischen Inseln nach Lome, der Hauptstadt von Togo, von da nach 
Duala, wobei u. a. noch Lagos angelaufen wird. Eine andere Linie von 
Woermann fahrt von Hamburg aus über Togo nach Fernando Po und von 
da nach Kamerun. An dem Verkehr zwischen Deutschland und Westafrika 
sind u. a. noch beteiligt: die Hamburg - Amerikalinie und die 
Hamburg-Bremer Afrikalinie. Während früher der Verkehr an den 
Küstenplätzen von Kamerun durch Regierungsdampfer bewältigt wurde, 
besteht jetzt zwischen den einzelnen Plätzen auch Verbindung durch die Woer- 
mannlinie. Außerdem laufen die Haupthafenplätze von Kamerun, ebenso wie 
in Togo, auch vielfach englische Dampfer an. 

Südwestafrika, das in früheren Jahren nur von Kapstadt aus zu 
erreichen war, hat einen regelmäßigen Verkehr mit dem Mutterlande, und 
zwar sowohl über die Ostküste, als auch über die Westküste von Afrika. 
Die Woermannlinie unterhält einen direkten Frachtverkehr nach Swakopmund 
und Lüderitzbucht; die Dampfer laufen auf der Hinreise nur wenige Häfen 
an, auf der Rückreise legen sie allerdings, der Rückfrachten wegen, auch in 
Kamerun und Togo an. Sehr wesentlich ist für die Entwicklung von Südwest- 
afrika die Verbindung dieser Kolonie mit dem benachbarten Südafrika durch 
die ostafrikanische Linie. Die Dampfer dieser Gesellschaft fahren allerdings 
nur für Passagiere von Lüderitzbucht aus nach Kapstadt und Natal. 
Auch die Östafrikalinie unterhält eine Verbindung zwischen Südwestafrika 
und Kapstadt. 

Mit Deutsch-Ostafrika ist das Mutterland in der Hauptsache nur 
durch eine Linie verbunden, nämlich die Deutsche Ostafrikalinie. 
Vor einigen Jahren versuchte die Union Castle Linie einen regelmäßigen 
Dampferverkehr nach Ostafrika einzurichten. Der Versuch mißglückte aber 
infolge des zu geringen Verkehrs, und die englische Linie gab den Wettbewerb 
auf. Nur vereinzelt legen englische Dampfer in Deutsch-Ostafrika an, die 
indes für den Verkehr keine große Rolle spielen. Auch die für Ostafrika 
sehr wichtige Schiffahrtsverbindung mit Indien befindet sich ın den Händen 
der Deutschen Östafrikalinie. Die weniger bedeutenden Häfen an der Küste 
werden sowohl von der Ostafrikalinie, als auch von Regierungsdampfern regel- 
mäßig befahren. Auf dem Umweg über Sansibar ist ein Verkehr mit 
französischen und englischen Linien hergestellt. 

Das Neu-Guineagebiet wird, wie schon erwähnt, durch den 
Norddeutschen Lloyd mit dem Mutterlande verbunden. Die Linie nach 
diesem Gebiet geht von Singapore aus und zwar nach Friedrich-Wilhelms- 
Hafen, mit einer Fahrtdauer von drei Wochen. In Milkronesien finden wir 
die Dampfer der Jaluit-Gesellschaft und auf der Insel Nauru die Dampfer 
der Pacific Phosphat Co. Nach Kiautschou fahren der Norddeutsche 
Lloyd und die Hamburg-Amerikalinie. 

Ein Vergleich des jetzigen Verkehrs mit den Zahlen zu Beginn dieses 
Jahrhunderts ergibt eine ganz erhebliche Steigerung der Dampferzahlen. 
Beispielsweise ist die Zahl der anlaufenden Dampfer in Swakopmund von 
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13 auf 190 gestiegen; die Zahl der Register-Tons, die in Dar-es-Salam ein- 
laufen, erhöhte sich von 280000 To. auf 750000 To. 

Wir sehen also, daß die Kapitalsinvestition in der kolonialen Schiffahrt 
von einer Steigerung des Verkehrs begleitet war, und daß davon gleichmäßig so- 
wohl die Kolonien, alsauch die Heimat und das Schiffahrtsgewerbe selbst Vorteile 
hatten. Wenden wir uns nunmehr den einzelnen Schiffahrtsgesellschaften zu: 

Die Firma Karl Woermann war ursprünglich ein Handelshaus, das 
Handelsgeschäfte in Kolonialprodukten an der westafrikanischen Küste betrieb. 
Bereits im Jahre 1849 war die Firma mit Erfolg in Liberia tätig, und man 
hat gerade Liberia als die „Schule der Woermannschen Faktorei- 
leiter“, die später in Kamerun tätig waren, bezeichnet. Seit 1859 betrieb 
die Firma Woermann Handel am Kamerunfluß. 1862 schuf sie die erste 
Niederlassung in Gabun und 1868 errichtete sie die erste dauernde Nieder- 
lassung in Kamerun. Vom Jahre 1874 ab setzte der Aufschwung der Firma 
Woermann ein, unterstützt durch die beispiellose Energie ihrer Inhaber, 
namentlich Adolf Woermanns. 

Aus der Plantagen- und Handelsfirma Woermann ist die Woermann- 
linie hervorgegangen. Bereits 1847 betrieb die Firma ein Reedereigeschäft 
und 1849 fuhr sie zum ersten Mal mit Segelschiffen nach Westafrika. Es 
handelte sich hierbei noch nicht um einen regelmäßigen Verkehr, sondern 
um sogenannte „fliegende Faktoreien“, d. h. die Segler wurden mit euro- 
päischen Waren beladen, die mit den Eingeborenen gegen Palmöl, Elfenbein 
und sonstige Kolonialprodukte ausgetauscht wurden. 1878 wurde das erste 
Dampfschiff für die Afrikafahrt benutzt (Aline Woermann) und bald folgte 
ein zweiter Dampfer. Nach und nach wurden die Segelschiffe immer mehr 
aus der Woermannlinie verdrängt, und die Flotte bestand nur noch aus 
Dampfschiffen. 1882 war bereits der dritte Dampfer in der Westafrikafahrt 
tätig, der u. a. die deutsche Post — indes ohne besondere Subvention — 
beförderte. 1880 starb der Begründer des Hauses Karl Woermann. Ihm 
folgte sein Sohn Adolf Woermann. 

Das Anwachsen des Verkehrs in Westafrika machte es notwendig, 
Reederei und Handelsgeschäft zu trennen. Aus diesem Grunde wurde das 
Schiffahrtsunternehmen im Jahre 1884 mit einem Kapital von 3 Mill. M. 
als Aktiengesellschaft gegründet. Diese Aktiengesellschaft hatte den 
Namen: „Afrikanische Dampfschiffahrtsgesellschaft Woermann- 
linie“. Im Jahre 1886 betrug der Wert der Dampfschiffe dieser Gesell- 
schaft laut Bilanz 8,8 Mill. M. 1894 war er bereits auf 4'/⁄, Mill. M. ge- 
stiegen. Bei der Gründung verfügte die Aktiengesellschaft über 5 Dampfer, 
1894 waren bereits 15 Dampfer vorhanden. Im ersten Jahre des Bestehens 
erzielte die Gesellschaft nur ganz kleine Gewinne, aber schon 1888 schüttete 
sie eine Dividende von 5°/, aus, 1889 wurde diese Dividende auf 7'/, %, 
gesteigert. In den folgenden Jahren schwankte die Dividende zwischen 5 °/,, 
8°, und 4°/,. 1894 betrug die Dividende 4°/,. 1895 wurde die Aktiengesell- 
schaft in die Wormanngesellschaft mit beschränkter Haftung um- 
gewandelt und dabei das Stammkapital auf 8,6 Mill. M. bemessen. Die bisherigen 
Anteile wurden mit 120°, bewertet. U.a. besaßen von dem Stammkapital: 


Karl Woermann . . . . . . 285000 M. 
Adolf Woermann . . . . . . . 150000 „ 
F. Laeisz. . - . 2 0 . . . . 360000 „ 
Alfred Beit `, . . . . . . . . 188000 „ 
F. Scipio. . . . 2 . . . . . 102000 „ 


g 


MA 
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Im Jahre 1899 wurden zwei Kapitalserhöhungen beschloesen. zunächst von 
3,6 anf 45 Mill W und dann auf 6 Will WM 1%1 wurde die Liquidation 
der Firma beschlossen und die G. m. b. H an Woermann zurückver- 
kauft. 1903 war die Liquidation erloschen und die Firma Woermann wieder 
ım Besitz sämtlicher Anteile. 

Bei Gründung der Aktiengesellschaft harte die Woermannlinie 7500 Re- 
gister-To. 1896 war die Zahl bereits auf 2800) To. gestiegen, 1906 auf 
13200) To. 1911 dagegen auf 98243 To. zurückgegangen. wobei die Zahl 
der Schiffe von 45 auf 35 reduziert worden war. Dieser Rückgang erklärt 
sich dadurch. dab die Woermannlinie eine Anzahl Schiffe an die Hamburg- 
Amerikalinie verkaufte und im Zusammenhang mit einer Interessengemein- 
schaft dieser Linie einen Anteil am afrikanischen Schiffahrtsgeschäft ein- 
räumte. Seit einigen Jahren ist die Woermannlinie in eine Kommandit- 
gesellschaft umgewandelt worden `). 

Die Firma Wsermann hat im Jahre 1906 allgemein die Öffentlichkeit 
beschäftigt im Zusammenhang mit den Truppentransporten für den südwest- 
afrikanischen Feldzug. Sie wurde damals Gegenstand schärfster Kritik in 
der Öffentlichkeit, und bekanntlich war einer der Hauptangriffspunkte der 
Gegner der Kolonialpolitik der Vertrag der Kolonialverwaltung mit der 
Woermannlinie. der angeblich zu hohe Frachtsätze stipuliert habe. Man hat 
hieraus der Firma Woermann einen Vorwurf gemacht. Indes darf man nicht 
vergessen, daß es sich bei der Woermannlinie um ein kaufmännisches 
Unternehmen handelte, das in den ersten Jahren mit Verlusten gearbeitet 
hat und sich plötzlich vor große Aufgaben gestellt sah. Die umfangreichen 
Kriegstransporte waren nur dadurch zu bewältigen. daß die Firma Woermann 
ihren Schiffspark um nicht weniger als 11 Dampfer vermehrte und hierfür 
18 Mill. M. aufwendete. Diesem erhöhten Risiko mußte naturgemäß eine 
Steigerung des Gewinnes gegenüberstehen. und wenn Woermann seinerzeit 
höhere Frachtsätze berechnete, als sie sonst üblich sind, so war vor allem 
auch die Tatsache mitbestimmend, daß ihm keine Konkurrenz gegenüber- 
stand und auch von der Gegenpartei gar nicht erst der Versuch der Heran- 
zıehung einer Konkurrenz gemacht wurde. 

Infolge der schweren Angriffe gegen die Firma Woermann wurden 
seinerzeit die Tarifsätze auf Veranlassung des Reich-Kolonialamtes nach- 
geprüft und der (seneraldirektor der Hamburg-Amerikalinie, Albert Ballin, 
erklärte in Übereinstimmung mit dem Generaldirektor des Norddeutschen 
Lloyd, Dr. Wiegandt, daß die Tarife durchaus angemessen gewesen 
seien. Ja, beide betonten sogar, daß ihre Gesellschaften zu den Sätzen die 
Leistungen, welche Woermann übernommen hatte, nur mit einer geringeren 
Anzahl von Expeditionen übernehmen würden. Man darf eben nicht ver- 
gessen, daß die außerordentlichen Anforderungen, die an die Woermannlinie 
gestellt wurden, von einer anderen Linie gar nicht bewältigt werden konnten, 
und es scheint in der Tat, als ob die Angriffe gegen die Firma Woermann 
teilweise etwas übertrieben gewesen sind. 

Im Zusammenhang mit der Kritik, die an der Woermannlinie geübt 
wurde und im Zusammenhang mit der außerordentlichen Ausdehnung des 
Betriebes schloß Woermann im Jahre 1907 eine Betriebs- und Interessen- 


1) Im Jahre 1913 erfolgte wieder die Umwandlung der Firma Woermann 
in eine Aktiengesellschaft. Der Gesamtwert der Einlagen belief sich bei der 
Gründung auf ca. 19 Mill. M. Das Aktienkapital beträgt 20 Mill. M. 
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gemeinschaft mit der Hamburg-Amerikalinie und im Anschluß daran 
später mit dem Konkurrenzunternehmen, der Hamburg-Bremer-Afrika- 
linie, die dem Norddeutschen Lloyd nahesteht. 

Während die Woermannlinie sich nur mit dem Schiffsverkehr an der 
Westküste Afrikas befaßte, drängte die Entwicklung unserer Kolonialpolitik 
immer mehr und mehr dazu, auch die Ostküste Afrikas mit Deutschland 
zu verbinden. Die günstigen Aussichten, die Deutsch-Ostafrika eröffnete, 
ließen es angezeigt sein, eine Linie zu schaffen zwischen einem deutschen 
Hafen und der Küste dieser Kolonie. Schon kurze Zeit nach Erwerbung des 
Schutzgebietes fanden Verhandlungen zwischen der Reichsregierung und der 
Woermannlinie statt, die auf Errichtung einer neuen Schiffahrtslinie hinaus- 
liefen. Erst im Jahre 1890 wurde eine Verständigung erzielt und unter 
Führung von Adolf Woermann mit einem Kapital von 6 Mill. M. die Deut- 
sche Ostafrikalinie in Hamburg gegründet. Für die Beförderung der 
Post und im Interesse eines regelmäßigen Personenverkehrs erhielt die 
Deutsche Ostafrikalinie eine jährliche Subvention von 900000 M. auf 
Grund des seinerzeit mit dem Reich abgeschlossenen Subventionsvertrages. 

Die Entwicklung der Deutschen Ostafrikalinie zeigt, wie wenig ren- 
tabel im Anfang ein überseeisches Verkehrsunternehmen ist, wie sich aber 
später bei Ausdehnung der Kolonialwirtschaft eine Rentabilität heraus- 
bilden kann. In den ersten Jahren ihres Bestehens hat die Deutsche 
Ostafrikalinie unter ganz erheblichen Schwierigkeiten zu leiden gehabt, und 
die Frage ihres Fortbestehens war mehrfach recht zweifelhaft. Schon das 
erste Geschäftsjahr, das von Mai 1890 bis Ende des Jahres 1891 reichte, 
zeigte einen Verlust von annähernd einer halben Mill. M. Damals hatte, 
bei einem Kapital von 6 Mill. M., der Buchwert der Dampfer die Höhe von 
4’/, Mill. M. erreicht, worauf Abschreibungen von '/, Mill. M. vorgenommen 
wurden. Das zweite Geschäftsjahr litt sehr unter einer scharfen Konkurrenz 
ausländischer Linien, die niedrige Frachtsätze zur Folge hatte. Da auch 
der Küstenverkehr infolge des geringen Umfangs keine Rente erbrachte, 
stieg die Unterbilanz auf 1,3 Mill. Mark. Etwas besser gestaltete sich im 
Jahre 1894 die Situation der Gesellschaft dadurch, daß die portugiesische 
Konkurrenz beseitigt wurde. Die Folge davon war ein Steigen der Fracht- 
sätze und damit eine Erhöhung des Betriebsüberschusses von 400000 M. 
auf 700000 M. Infolgedessen konnte die Unterbilanz von 1,3 Mill. M. auf 
1 Mill. M. reduziert werden. An eine Rentabilität war damals gar nicht zu 
denken und die Beseitigung der Unterbilanz im regulären Geschäft erschien 
unmöglich. Infolgedessen beschloß die Gesellschaft im Jahre 1895 eine 
Sanierung, wobei das Aktienkapital zum Zwecke der Beseitigung der 
Unterbilanz von 6 auf 5 Mill. M. reduziert wurde. Die Aktionäre büßten 
also 1 Mill. M. bei dieser Transaktion ein. 

Im Jahre 1894 gelang es der Ostafrikalinie, eine Verständigung mit den 
englischen Linien, die nach Südafrika fuhren, zu erzielen, wodurch eine 
Steigerung des Betriebsüberschusses bewirkt wurde. Trotzdem nun ein 
Betriebsgewinn erzielt wurde; blieb immer noch ein kleiner bilanzmäßiger 
Verlustsaldo übrig. Erst im Jahre 1895, also 5 Jahre nach der Gründung, 
gelang es zum ersten Mal einen Reingewinn zu erzielen. Auf das 
reduzierte Aktienkapital von 5 Mill. M. wurde nämlich eine Dividende von 
6°/, ausgeschüttet, nachdem ungefähr '/, Mill. M. für Abschreibungen auf 
Dampfer benutzt worden war. Auch im folgenden Jahre gela jeder 
eine Dividende von 6°/, auszuschütten bei einer beträchtlichen. ep AT 
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Abschreibungen. Der Buchwert der Dampfer betrug im Jahre 1896 bereits 
7,6 Mill. M. 1897 trat aber wieder eine Verschlechterung des Geschäfts- 
ergebnisses ein, das in der Hauptsache durch einen Kursrückgang der portu- 
giesischen Valuta, die im Lissaboner Geschäft eine große Rolle spielte, 
hervorgerufen wurde. Die Dividende wurde auf 3 °/, ermäßigt. Die folgenden 
Jahre litten ebenfalls unter dem portugiesischen Kursrückgang, noch mehr 
aber unter einer wirtschaftlichen Depression in Südafrika und unter den 
Folgen eines Kohlenstreiks.. Gerade die wirtschaftliche Lage in Südafrika 
spielte für die Entwicklung der Linie eine Rolle, da das Hauptkontingent 
sowohl des Exportes, als auch des Importes aus dem südafrikanischen Geschäft 
stammte. Die deutschen Kolonien waren noch zu wenig entwickelt, um eine 
rentable Beschäftigung der Afrikalinie zu gewährleisten, und so war man 
denn in der Hauptsache auf Südafrika angewiesen. Hier kam aber neben 
dem zeitweise recht scharfen englischen Wettbewerb mehrfach das Eintreten 
einer Krisis in Betracht, wodurch das Geschäft sehr erschwert wurde. Die 
wachsende Konkurrenz im Verein mit einer Ausdehnung des Verkehrs und 
der Erhöhung der Reichssubvention von 900000 M. auf 1350000 M. brachte 
es mit sich, daß das Kapital der Gesellschaft im Jahre 1900 verdoppelt 
wurde, indem für 5 Mill. M. neue Aktien zum Kurse vou 102 °/, aus- 
gegeben wurden. 

Der südafrikanische Krieg brachte im Anfang der Ostafrikalinie Vor- 
teile infolge Zunahme des Verkehrs, und namentlich das Jahr 1900 hatte 
hiervon Vorteile. Später aber machte sich die durch den Krieg hervor- 
gerufene ungünstige Wirtschaftslage wieder sehr unangenehm fühlbar. 1901 
wurde noch der Verkehr mit dem Kapland aufgenommen, uud in dem- 
selben Jahr wurden 5 Mill. M. Obligationen ausgegeben. Dabei ge- 
nehmigte der hamburgische Senat, daß diese 4'/, °/,igen Obligationen auf 
den Inhaber ausgegeben wurden, während sonst Obligationen fast ausnahmslos 
auf den Namen lauten. 1901 wurde eine Ausdehnung der Südafrikafahrten 
vorgenommen, die indes mit hohen Kosten verknüpft waren und daher einen 
starken Gewinnrückgang zur Folge hatte. Der Friede in Südafrika brachte 
keine Besserung der Verhältnisse. Vielmehr zeigte es sich für die Südafrika- 
linie, daß der Verkehr teilweise nur mit großen Aufwendungen aufrecht 
erhalten werden konnte. Man hatte nämlich — namentlich in England — 
mit einem starken wirtschaftlichen Aufschwung in der südafrikanischen Union 
gerechnet und daraufhin eine ganze Reihe neuer Schiffahrtslinien eingerichtet. 
Die Folge davon war, daß sich die Konkurrenz nach Südafrika sehr 
verschärfte und der Frachtenmarkt eine sehr flaue Tendenz zeigte. Hinzu 
kam, daß auch noch eine englische Linie, die British India Steam Ship Co., 
direkte Fahrten von London aus nach Ostafrika einführte und dadurch der 
Ostafrikalinie die englischen Sendungen zum Teil fortnahm. 1903 hatte die 
Östafrikalinie einen Tarifkampf mit portugiesischen Linien zu bestehen 
und unter dem Druck der Krisis in Südafrika war sie nicht in der Lage, 
für 1908 das Aktienkapital zu verzinsen, um so mehr, als sich in Südafrika 
die Konkurrenz noch durch Errichtung einer österreichischen Linie ver- 
schärft hatte. Auch im Jahre 1904 blieb die Gesellschaft wieder dividendenlos, 
eine Folge der Konkurrenz in Ostafrika und des unrentablen Geschäftes mit 
Südafrika. Einen kleinen Ersatz fand die Gesellschaft allerdings im Truppen- 
transport nach Südwestafrika. Indes konnte auch dieser nicht ausreichen, um 
eine Dividendenausschüttung zu ermöglichen. Vom Jahre 1905 ab erst finden 
wir bei der Ostafrikalinie das Einsetzen des Aufschwunges, der vor allem 
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sich aus einem größeren Verkehr mit “en deutschen Ko... nien erklärte. 
Namentlich der ostafrıkanıs.: Eisenbabnbau. die Truppentransporte und ein 
günstiger Verkehr mit Indien bewirkten es dap Je Greseilwhait ihren Gewinn 
im Jahre 1905 wieder » steigern konnte. daß sie 4” , Dirzdende ausschüttete. 
Aber schon das nächste Jahr brachte wieder einen Rückschlag. Die Kou- 
kurrenz der englischen Dampfer. die südafrikanische Zolipolitik und die un- 
günstigen Bedingungen des Subventionsvertrages. die die Ustafrikalinie ver- 
hinderten. Konjunkturen auszunützen. hatten wieder eine Diridendenlosig- 
keit zur Folge. Diese chwankenden und ungünstigen Ergebnisse bewirkten 
es. daß im Jahre 1996 von Aktionären angeregt wurde. die Östafrikalinie 
in Liquidation treten zu lassen. Begründet wurde diese Anregung damit. 
daß die Durchschnittsdividende der Gesellschaft in den 6 Jahren nur 1',°, 
betragen habe, und daß dies keine angemessene Verzinsung für ein Schiffahrts- 
unternehmen sei. Diese Anregung wurde aber von seiten der Verwaltung 
abgelehnt. vor allem mit deın Hinweis darauf. dat der Subventionsvertrag 
entgegenstehe und die Ausführung der Fahrten verlange. Infolgedessen mußte 
der Betrieb trotz der ungünstigen Ergebnisse aufrecht erhalten werden. Das 
Jahr 1907 war wieder dividendenl«=. 

Während nun auf der einen Seite die Aktionäre sich beklagten, daß 
die Rentabilität zu gering sei, verlangten auf der anderen Seite die Verlader 
eine Herabsetzung der Frachtraten. Begründet wurde dieses Verlangen 
vor allem mit dem Hinweis darauf. daß die Frachtsätze nach anderen Rich- 
tungen wesentlich niedriger seien und daß bei den derzeitigen Tarifen der 
Ostafrikalinie ein gewinnbringender Export von Kolonialprodukten aus 
geschlossen sei. Die Verwaltung mußte aber alle auf eine Herabsetzung der 
Raten hinzielenden Wünsche ablehnen, da hierdurch die ohnehin geringe 
Rentabilität weiter beeinträchtigt worden wäre. Die einzige Konzession, die 
sie machte, war, daß sie den \Verladern, die ausschließlich mit der Ost- 
afrikalinie ihre Güter versenden, einen Frachtrabatt einräumte. 

Auch in den folgenden Jahren hatte der Verkehr der Deutschen Ost- 
afrikalinie immer noch unter der ungünstigen Wirtschaftslage in Britisch- 
Südafrika zu leiden. Dabei gestaltete sich für die Ostafrikalinie die Situation 
dadurch besonders schwierig, daß sie, wie schon früher erwähnt, durch den 
Subventionsvertrag mit der Regierung an die strikte Innehaltung eines 
Fahrplanes gebunden war und daß sie von dieser Route nicht abweichen 
durfte. Da ihr nun hierdurch die Möglichkeit genommen war, günstige Fracht- 
verhältnisse auszunutzen, so trat sie an die Reichsregierung mit der Bitte um 
Abänderung des Subventionsvertrages heran. Diese Bitte wurde erst nach 
langen Verhandlungen berücksichtigt und es wurden der Östafrikalinie einige 
Erleichterungen von dem bestehenden Vertrage zugestanden. 

Sehr wichtig war für die Rentabilität der Ostafrikalinie der Abschluß 
eines Vertrages mit der Woermann- und der Hamburg-Amerikalinie 
über den Passagierdienst an der Westküste Afrikas. Dieser hat für die 
Gesellschaft sehr günstige Folgen gehabt, indem er einerseits einen Wett- 
bewerb zwischen den beiden großen Linien ausschloß und andererseits eine 
Betriebsmittelgemeinschaft zwischen der Woermannlinie, der Deutschen 
Ostafrikalinie und der Hamburg-Amerikalinie vermittelte. Diese Vereinigung 
war für die Woermannlinie und die ÖOstafrikalinie um ag," diger, als | 
zwei neue Konkurrenzkämpfe ihr bevorstanden. Auf der “ "nr Ia 
Vertrag mit den englischen (Gesellschaften über die i 
Schiffahrtslinien abgelaufen, und andererseits war im T 
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wie wir später sehen werden, in der neu gegründeten Hamburg-Bremer- 
Afrikalinie eine Konkurrenz entstanden. 

Die Union Castlelinie benutzte den Ablauf des Vertrages mit der 
Ostafrikalinie, um dieser Konkurrenz zu machen, und im Jahre 1910 fuhren 
die Dampfer dieser Gesellschaft sowohl in Hamburg wie in Antwerpen vor, 
um Frachtgüter für Ostafrika anzunehmen. Diese neue Linie wurde unter 
großer Reklametätigkeit ins Werk gesetzt, und allgemein glaubte man, daß 
das Monopol der Ostafrikalinie etwas geschwächt worden sei. Sehr bald 
aber stellte es sich heraus, daß die Frachtgüter, die für Ostafrika in Betracht 
kamen, viel zu gering waren, um auch noch einer englischen Gesellschaft 
einen rentablen Verkehr zu ermöglichen, und die Union-Üastlelinie schloß 
daher im Jahre 1910 mit der Ostafrikalinie einen neuen Vertrag, in dem 
eine Konkurrenz der beiden Linien ausgeschlossen wurde. Auch die teilweise 
sehr scharfe Konkurrenz der Hamburg-Bremer-Afrikalinie wurde durch 
eine Betriebsgemeinschaft beseitigt. Mit der Union-Castlelinie wurde ein 
Anschlußvertrag an die Suezkanallinie dieser Gesellschaft geschlossen und 
gleichzeitig wurden die Arbeitsgebiete abgegrenzt, um eine Interessen- 
kollision zu vermeiden. Das indische Geschäft der Ostafrikalinie hatte sich 
inzwischen recht befriedigend entwickelt und im Verein mit der Hamburg- 
Amerikalinie konnte die Ostafrikalinie hieraus eine recht befriedigende Rente 
erzielen. Diese Tatsache kommt vor allem in einer Steigerung der Erträg- 
nisse zum Ausdruck. Während die Jahre 1906 und 1907 teilweise unter dem 
Eindruck von Ratenkämpfen dividendenlos gewesen waren, ergab das Jahr 1908 
eine Dividende von 3°/,, das Jahr 1909 eine solche von 6°/,. In den beiden 
folgenden Jahren wurden sogar je 8°/, ausgeschüttet. 

Seit dem Abschluß des Vertrages mit der Hamburg-Bremer-Afrikalinie 
und dem Eingehen der Interessengemeinschaft mit der englischen Linie sehen 
wir nun einen wachsenden Verkehr bei der Ostafrikalinie, der sich vor allem 
aus der steigenden Entwicklung der Kolonien im Zusammenhang mit dem 
Ausbau des Eisenbahnwesens erklärt. Der Küstenverkehr hat sich vermehrt, 
und das Güterangebot sowohl in der Richtung nach Ostafrika, als auch auf 
der Rückfahrt hat sich beträchtlich verstärkt. Insbesondere ist die wachsende 
Ausfuhr von Sisalhanf von Deutsch-Ostafrika zu erwähnen. Nicht nur der 
Frachtverkehr, sondern auch der Passagierverkehr ist im Wachsen 
begriffen, und die günstige Konjunktur des Weltmarktes hat es ermöglicht, 
daß die Erträgnisse der Ostafrikalinie nach den anfänglich großen Schwierig- 
keiten sich jetzt in einer stetig steigenden Richtung bewegen. Nach 
der Bilanz pro 1911 hatte der Bruttoüberschuß die stattliche Höhe von 
4 Mill. M. erreicht. Die Gewinne der Reisen trugen hierzu 3,7 Mill. M. bei. 
Die Abschreibungen erforderten im Durchschnitt der letzten Jahre 2 bis 
2'/, Mill. M., während die Auszahlung der Dividende sich auf 800000 M. 
im Jahre 1911 stellte. Der Buchwert der Dampfer ist infolge sehr großer 
Abschreibungen gegenüber dem Anschaffungswert ganz erheblich reduziert. 
Nichtsdestoweniger stellt er sich immer noch auf 19 Mill. M. Eine weitere 
Vermehrung des Schiffsparks dürfte in den nächsten Jahren vorgenommen 
werden. Bereits in der Bilanz pro 1911 figurierten 2’/, Mill. M. Anzahlung 
auf neue Dampfer. 

Die Kämpfe, die in den Jahren 1905 und 1906 gegen die Woermann- 
linie tobten, hatten zur Folge, daß überall der Ruf ertönte, das Monopol 
der Woermannlinie müsse gebrochen werden. Aber es stellte sich doch heraus, 
daß die Kraft zu einem derartigen Gegenstoß gegen die recht kapitalkräftige 
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Woermannlinie fehlte. Von den alten Gesellschaften wollte niemand eine 
Konkurrenz aufnehmen, weder die Hamburg-Amerikalinie, noch der Nord- 
deutsche Lloyd, da diese genau wußten, wie schwierig ein derartiges Geschäft ` 
ist, und wieviel Lehrgeld die Deutsch-Östafrikalinie im Anfang hatte zahlen 
müssen. Hinzu kam auch noch das Bedenken, daß das Frachtangebot noch 
so gering ist, daß es für zwei Gesellschaften nicht ausreichen würde. Erst 
im Jahre 1906 entschloß sich eine Gesellschaft zu einem Konkurrenzkampf 
gegen die Woermannlinie und die Deutsche Ostafrikalinie. Diese Gesellschaft 
war die Hamburg-Bremer-Afrikalinie, die aus der Chinesischen 
Küstenfahrt-Gesellschaft hervorging. Diese Chinesische Küstenfahrt- 
Gesellschaft stammt aus dem Jahre 1887, in welchem sie mit einem Kapital von 
1 Mill. M. gegründet wurde. Sie hatte in den zehn Jahren ihres Bestehens 
88"/, °/, Dividende ausgeschüttet, d. h. also im Durchschnitt 3 °/, pro Jahr. Im 
März des Jahres 1900 war der Antrag gestellt worden, die Gesellschaft in 
Liquidation treten zu lassen, und im Anschluß an diesen Liquidationsbeschluß 
wurden bis zum Jahre 1900 alle alten Schiffe verkauft, so daß dem Aktienkapital 
ein gleich hoher Barbetrag gegenüberstand. Nachdem nunmehr die Lage auf 
dem Frachtenmarkt sich gebessert hatte, beschloß die Verwaltung wieder neue 
Dampfer anzukaufen, und sie war dadurch in die Lage versetzt, sich wieder von 
neuem am Verladungsgeschäft zu beteiligen. Sie hatte damals einen Teil ihrer 
Dampfer an die Woermannlinie verchartet.e. Als nun der Ruf nach einer 
Konkurrenz für die Woermannlinie immer lauter ertönte, da wandelte sich 
nach mehrfachen Versuchen, das Schiffahrtsgeschäft auf eine breitere Basis 
zu stellen, die Chinesische Küstenfahrt-Gesellschaft in die Hamburg-Bremer- 
Afrikalinie um. Dabei war beabsichtigt, die Dampfschiffsgesellschaft „Triton“ 
in Bremen zu erwerben, um nicht nur in Hamburg, sondern auch in Bremen 
festen Fuß zu fassen. Dieser Versuch scheiterte aber, da die Aktionäre der 
Tritongesellschaft eine derartige Fusion ablehnten, und die Tritongesellschaft 
ging in die Hände des Norddeutschen Lloyd über. Nachdem diese beabsich- 
tigte Fusion nicht zustande gekommen war, wurde im Jahre 1906 die Be- 
teiligung an der Westafrikafahrt aufgenommen. Dabei sah man in Kreisen 
von Aktionären von vornherein ein, daß dieser Kampf sehr schwierig und 
vor allen Dingen sehr kostspielig sein würde. Infolgedessen wurde der Ver- 
waltung bereits kurz nach Aufnahme des neuen Dienstes nahegelegt, mit der 
Woermannlinie eine Fusion einzugehen. Die Verwaltung lehnte aber ein 
Zusammengehen mit der Woermannlinie ab, da sie glaubte, daß sie genügenden 
Frachtverkehr erhalten würde. Am 28. Januar 1907 begann die Konkurrenz 
gegen Woermann, und zwar auf zwei Linien, der Kamerunlinie und der 
Südwestafrikalinie über Teneriffa, Monrovia nach Südwestafrika. Der Buch- 
wert der Dampfer belief sich damals auf 4,1 Mill. M. Bereits im ersten 
Jahre zeigte es sich, daß die Hamburg-Bremer-Afrikalinie nicht imstande 
war, einen Konkurrenzkampf mit Woermann aufzunehmen; denn 1908 belief 
sich die Unterbilanz schon auf über 1 Mill. M. Die Frachtsätze waren 
derartig gedrückt, daß für die Hamburg-Bremer-Afrikalinie eine Rente nicht 
mehr zu erzielen war, und die Erwartungen bezüglich des Ladungsangebots 
wurden nicht erfüllt. Im Gegenteil, es war den Dampfern nicht möglich, 
das notwendige Quantum, insbesondere an Rückfrachten, das für die Verladung 
erforderlich gewesen wäre, zu erhalten. Hinzu kam, daß eine Kapitalserhöhung 
der Gesellschaft, die eine frühere Generalversammlung beschlossen hatte zum 
Zwecke der Ausdehnung des Unternehmens, wegen der ungünstigen Geld- 
marktverhältnisse unmöglich geworden war. 
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Die Verwaltung sah ein, daß sie gegen die ebenso kapitalkräftige wie 
leistungsfähige Woermannlinie nicht länger ankämpfen konnte, und sie schloß 
daher Ende des Jahres 1907 mit der Woermannlinie Frieden, wodurch ihr 
gegen die Verpflichtung, die Frachten der Woermannlinie nicht zu unter- 
bieten, ein Anteil an der Westafrikafshrt, zusammen mit der Woermannlinie 
und der Hamburg-Amerikalinie, zugestanden wurde. Der Kampf erreichte 
damit ein Ende, nicht aber der Verlust für die Gesellschaft; denn trotz der 
Einigung brachte das folgende Jahr eine weitere Steigerung der Unter- 
bilanz auf 1400000 M. bei einem Gesamtkapital von 8 Mill. M., also fast 
die Hälfte des Aktienkapitals war verloren. Dieses Aktienkapital befand sich 
damals zu einem sehr großen Teil, und zwar seit dem Jahre 1907, in den 
Händen des Norddeutschen Lloyd, der angeblich 2'/, Mill. M. davon 
besaß. Erst das Jahr 1909 brachte die Früchte der Einigung mit der Woer- 
mannlinie. Es wurde zum ersten Mal ein Überschuß in Höhe von '/, Mill. M. 
erzielt, da die Frachtraten wieder eine normale Höhe erreicht hatten. Nichts- 
destoweniger war es der Gesellschaft nicht möglich, aus dem laufenden Ge- 
schäft die Unterbilanz zu tilgen. Sie mußte genau dieselbe Entwicklung 
durchmachen wie die Woermannlinie und die Deutsche Ostafrikalinie. Auch 
sie mußte erst eine Sanierung vornehmen, um die Unterbilanz zu beseitigen. 
1910 war die Unterbilanz bereits auf 750000 M. zurückgegangen. Damals 
wurde eine Sanierung vorgenommen und zwar durch Zulegung von 25°, 
auf die Aktien. Gleichzeitig wurden neue Vorzugsaktien ausgegeben in Höhe 
von 2'/, Mill. M., und die Aktien, auf die eine Nachzahlung nicht erfolgt 
war, wurden derartig zusammengelegt. daß das Gesamtkapital der Hamburg- 
Bremer-Afrikalinie sich auf 5,5 Mill. M. stellte. Im Juli 1912 schritt die 
Gesellschaft außerdem zur Aufnahme einer Anleihe von 3'/, Mill. M. zu einem 
Zinssatz von Alt, ia, Im Zusammenhang mit der Einigung zwischen der 
Gesellschaft, der Woermannlinie und der Hamburg-Amerikalinie wurde ihr 
ferner eine Beteiligung an der belgischen Kongolinie zugestanden. 

Nach der erfolgten Sanierung haben sich die Verhältnisse bei der 
Hamburg-Bremer-Afrikalinie etwas gebessert. Sie erzielte bereits im Jahre 
1911 einen Betriebsgewinn von 1,4 Mill. M., und im Zusammenhang damit 
schüttete sie 1911 eine Dividende von 6°/, aus. Die Gesellschaft steht in 
enger Fühlung mit dem Norddeutschen Lloyd, dessen Direktor gleichzeitig 
ihrem Aufsichtsrat angehört. Der Buchwert der Dampfer betrug in der 
Bilanz pro 1911 8,7 Mill. M. — 

Wenn man eine Umfrage unter den Ansiedlern und Plantagenbesitzern 
in den deutschen Kolonien veranstaltet, so wird man zu dem Ergebnis 
kommen, daß wohl keiner mit den Schiffahrtsverbindungen, namentlich nach 
den afrikanischen Kolonien, zufrieden sei. Allgemein wird über die Höhe 
der Frachtsätze geklagt, und in der Tat, dieser Klage ist eine gewisse Berech- 
tigung nicht abzusprechen, wenn man die Sätze des Woermannschen Tarifs 
mit denen der anderen Schiffahrtslinien vergleicht. Beispielsweise kostet die 
Beförderung von Waren von Hamburg nach Togo 38 M. pro To., während 
sie nach Japan nur 32 M. kostet. Bei einer Gegenüberstellung der Tarif- 
sätze wird es sich meist herausstellen, daß die Frachtsätze der Woermann- 
linie wesentlich höher sind. Besonders kraß kommt das zum Ausdruck bei 
einem Vergleich mit den Tarifsätzen des Norddeutschen Lloyd. Güter 
II. Klasse kosten nach Neu-Guinea 65 M., während nach Ostafrika 40 M. 
erhoben werden, trotzdem die Strecke um die Hälfte kürzer ist. Zweifellos 
wird die Entwicklung der Kolonien dadurch gehemmt, daß die Beförderung 
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wichtiger Güter an der Höhe der Frachtsätze scheitert, und es unterliegt 
gar. keinem Zweifel, daß eine wesentliche Ermäßigung der Tarifsätze den 
Verkehr zwischen Mutterland und Kolonien beträchtlich steigern würde. 


Man muß aber berücksichtigen, daß die Schiffahrtslinien nach den 
deutschen Kolonien jahrelang unrentabel gearbeitet haben und erst seit kurzer 
Zeit das Stadium der Rentabilität erreicht haben. Diese Rentabilität ist 
indes noch lange nicht so hoch, daß sofort eine solche Reduktion der 
Frachtsätze eintreten kann, wie sie von den Interessenten gewünscht wird. 
Auch muß man berücksichtigen, daß die offiziellen Tarifsätze, wie sie von 
der Woermannlinie und der Ostafrikalinie bekannt sind, nicht immer voll 
zur Anwendung gelangen. Wie stets im Großhandel erhalten die Verlader 
größerer Quantitäten entsprechende Preisermäßigungen, die Rabatte auf die 
Frachtsätze belaufen sich oft auf ziemliche Summen. Die Folge davon ist, 
daß allerdings die kleinen Ansiedler die hohen Frachten bezahlen müssen, 
während die großen Plantagen Vorteile haben. Man muß aber vor allem, 
wenn man einen Vergleich der Frachtsätze beispielsweise mit denen nach 
Argentinien vornimmt, berücksichtigen, daß die Rückfrachten, die gerade 
bei Ländern wie Argentinien und China eine so große Rolle spielen, in 
unseren Kolonien vorderhand nur in geringem Umfange vorhanden sind. 
Südwestafrika liefert nur sehr wenige Massengüter, in der Hauptsache Produkte 
des Bergbaues. Auch Kamerun und Togo haben im Vergleich zu der Zahl 
der anlaufenden Dampfer eine sehr geringe Ausfuhr, so daß das Ladegewicht 
nicht immer voll zur Ausnutzung gekommen ist. Erst wenn den Dampfer- 
linien ausreichende Rückfrachten zur Verfügung stehen, ist es ihnen möglich, 
die Tarifsätze erheblich zu ermäßigen. 


Allerdings trägt auch die Tatsache zu einem Festhalten an den hohen 
Sätzen bei, daß die Schiffahrtslinien keine Konkurrenz haben und sich unter- 
einander über die Höhe der Frachtsätze geeinigt haben. In absehbarer Zeit 
ist auch eine solche Konkurrenz kaum zu erwarten, wenngleich man vielfach: 
vorgeschlagen hat, den Norddeutschen Lloyd mit zum Verkehr nach Ostafrika 
heranzuziehen. Erst wenn der Verkehr mit den Kolonien sich gehoben 
haben wird, wird an eine Beseitigung der jetzigen Frachtschwierigkeiten zu 
denken sein. Berücksichtigen muß man, daß die Frachtsätze nach Ostafrika 
durch die Lasten, die der Suezkanal den Schiffen auferlegt. gegenüber 
anderen Linien verteuert werden. Bis zum 1. Januar 1911 war für jede To. 
Frachtgut, die den Suezkanal passierte, eine Kanalgebühr von 7,75 Frs. zu 
entrichten. Vom Januar 1913 ab ist diese Kanalgebühr auf 6,25 Frs. er- 
mäßigt worden, und es ist nicht ausgeschlossen, daß später weitere Ermäßi- 
gungen folgen. Hierdurch wird der Verkehr nach Ostafrika anch etwas ver- 
billigt werden können, und die Eröffnung des Panamakanals, die zu der 
Herabsetzung der Suezkanalgebühren den Anstoß gegeben hat, hat dadurch 
auch zu einer Verbilligung des Verkehrs mit Deutsch-Östafrika beigetragen. 
In früheren Jahren mußte für Güter nach Ostafrika eine Abgabe von 10 Frs. 
an den Suezkanal geleistet werden, wodurch naturgemäß die Fracht ver- 
teuert wurde. 


Vor einigen Jahren wurde bereits das gesamte Kapital, das in unserer 
kolonialen Flotte investiert ist, auf 70 Mill. M. taxiert und der jährliche 
Überschuß auf 3'/, Mill. M. Hierin ist inzwischen eine bedeutende Vermehrung 
eingetreten, betrug doch der Gewinn an Reisen bei der Deutschen Ostafrika- 
linie im Jahre 1911 annähernd 4 Mill. M. 
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Für den Transport nach unseren Kolonien kommen in der Haupt- 
sache in Betracht: Webestoffe, Mehl, Reis, Zucker, Getränke, Eisen und 
Eisenwaren, Baumaterialien und dergleichen. Als Rückfracht kommen in 
Betracht die Produkte der tropischen Landwirtschaft: Kakao, Kaffee, Palm- 
kerne, Hanf, Kautschuk, Holz und die Erzeugnisse des Bergbaues: Phosphat 
und Erz. Eine weitere ganz erhebliche Steigerung sowohl der Ausfuhrgüter 
als auch der Einfuhrwaren ist bestimmt in den nächsten Jahren zu erwarten, 
dank der wachsenden Erschließung Afrikas durch Eisenbahnen, die als 
„Zubringer“ den größten Anteil an dem Aufschwung der deutsch- 
kolonialen Schiffahrt haben. 


IN. 
Über Grundfragen der chinesischen Republik 


Von Lawrence Est: Mackar 


Tatrung buammgk« — Oe grüße berttäk der Mitte der Gesittung — 
so haben die Kuomintang. Sie „Verfassungst:racher“. das dem.kratische Staate- 
wesen, das sie an S:zlie der ;jahrisusenänlten Monarchie »eizten getauft. 
Es wäre sehr verkehrt. das miralsche Artürgee) des Titels nur als eine 
bedeutungslose Etiketienner zu werten Es west vielmehr auf eine alt- 
überlieferte und gleichsam immanente (harakteragentümlichkeit des chine- 
sischen Reichskörpers hin. deren W irdigung Vorsaussetrung für eine zutreffende 
Kritik der Gegenwartseniwicklung des Gtastswesens ist. 

Die Kungfutsische Staatzlehre. das Fundament des Reichs der Mine set 
zwei Jahrtausenden. fußt auf dem Iogma von der zäsaropapistüischen Universal- 
monarchie, dem tbecretisch unbegrenzten Welwtaat mit einem Pontifex 
maximus als Monarchen und Vertreter Gottes im Diesseits: das ideelle Herrsch- 
gebiet ist die ganze Erde. das Volk die ganze Menschheit, die reelle Er 
streckung beschränkt sich auf das „mittiere Reich”. die Untertanenschaft ist 
das auserwählte Chinesentum. Inese politische Weltanschauung hat gewiß 
nichts Überraschendes an sich. Sie ist vielmehr Gemeingut fast aller alten 
Kulturvölker und begründet sich natürlich teils in der Enge ihres geogra- 
pbischen Gesichtskreises. teils in angeborenem naivem Selbstherrlichkeits- 
gefühl. Was aber den chinesischen Staat in Wesen und Wurzelung durchaus 
von allen anderen völkischen Organisationen sowohl früherer wie heutiger 
Zeit unterscheidet, ergibt sich aus folgender Linienscheitelung. Verkoppelung 
von Kirche und Staat ist das Merkmal der Entwicklung von nationalen 
Gebilden auf primitiven Stufen in der ganzen Welt; Verschmelzung von 
Staat und Sittlichkeitsgesetz — das als Anerkennung vom Verhältnis des 
Menschen zu dem, was über die Endlichkeit hinaus liegt, dem Chinesen 
geoffenbarte Religion ist — erscheint als die ureigentümliche Gußform des 
„Ischungkuo“. Als im Reich der Tsching ein erstmaliger Versuch gemacht 
wurde, das Strafrecht „in Erz zu gießen“, das heißt zu kodifizieren, machte 
nach Tsoschi „Tschaokung“ ') der Gelehrte Schohiang dem Minister Tsentschang 
den Vorhalt: 

„Die Kaiser der früheren Zeit schafften Rat bei Vorkommnissen 
durch Verordnungen; sie verfertigten keine Strafgesetzbücher. Sie 
fürchteten, daß das Volk dadurch streitsüchtig werden möchte und 
man ihm dann noch weniger werde wehren können. Deshalb zogen 
sie eine Schranke durch die Gerechtigkeit. Sie richteten es empor 
durch die Regierung, sie behandelten es nach den " e > 


Ia B.21 p. 166 fg. Vgl. H Plath in den Abhandlur“ 
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bewahrten es durch die Treue, sie huldigten ihm durch Menschlichkeit. . . 
Sie belehrten die Menschen durch Aufrichtigkeit, ermunterten sie durch 
Beispiele, unterrichteten sie mit Anstrengung, leisteten ihnen Dienste 
mit Freuden... Auf diese Weise kann man dem Volk Zutrauen 
schenken und es entsteht kein Unglück noch Unordnung. Weiß 
aber das Volk, daß es Gesetze gibt. so fürchtet es die 
Höheren nicht mehr; alle neigen sich zum Streit, suchen 
ihr vermeintliches Recht im Buche und rechnen es sich 
zur Ehre an, etwas durchzusetzen. Damit läßt sich nicht 
regieren.“ 

Das ist chinesische Staatsmoral. Sie weist jede Fundamentierung des 
Staatsgebäudes auf ein absolutes, isoliertes Gesetz mit Bewußtsein ab, offenbar 
um ähnlicher Vernunftgründe willen, wie sie Montaigne sarkastisch in den 
Worten zum Ausdruck gebracht hat: De Gesetze erhalten sich im Kredit 
nicht weil sie gerecht, sondern weil sie Gesetze sind: das ist die mystische 
Grundlage ihrer Autorität, sie haben keine andere.“ Die Untermauerung soll 
vielmehr das Tao sein. die „rechten Grundsätze“; mit anderen Worten: das 
lebendige sittliche Bewußtsein im Volk wird als gültiger und allein genügender 
Maßstab für die Handhabung aller Probleme des staatlichen und gesellschaft- 
lichen Zusammenlebens gedacht. Und mehr noch! Die politisch-soziale 
Verfassung wird, getreu dem chinesischen Kulturbegriff, dem Naturerkenntnis 
und Naturbeherrschung gleichgültig. dem Harmonisierung des ethischen und 
ästhetischen Ideals und beider mit den Prinzipien einer voraussetzungslos 
angenommenen Weltvernunft alles ist, mit den Gesetzen des Reichs der 
Schönheit in ein einheitliches System einzufügen gesucht; dieselbe Instanz 
einer nicht zwangsrechtlichen, sondern sittlich-erzieherischen Staatsordnung, 
die das politische Leben leitet, soll auch Dichtung, Musik, Malerei, Tanz, 
kurz dem künstlerischen Leben Maß und Gesetz der Betätigungsformen geben. 
Kungfutse lehrt dementsprechend im Lnnjü'): „Wenn im Reich die rechten 
Grundsätze herrschen, gehen die Bräuche, die Musik (der Rhythmus), die 
Ordnung vom Kaiser aus; wenn im Reich die rechten Grundsätze nicht 
herrschen, gehen Bräuche, Musik, Ordnung von den Tschuheu (Vasallen) aus.“ 

Hier wird zugleich das weitere politische Prinzip unterstrichen, daß 
allein der Monarch jene allmaßgebliche Instanz sein kann. Das bedeutet 
aber keineswegs das Bekenntnis zu ‚einem massiven Despotismus von der 
Art Ludwigs XIV. Im Gegenteil! Der Herrscher steht nicht über dem 
Staat, sondern mitten in ihm und ist dessen Moralgesetzen genau so unter- 
worfen wie jeder andere; der Satz: regis voluntas suprema lex esto! hat im 
Reich der Mitte, sofern dabei an die Willkür eines sich selbstuerrlich dünkenden 
Autokraten gedacht wird, niemals Gültigkeit gehabt. Sein Mandat endet, 
sobald er sich mit den rechten Grundsätzen in Widerspruch setzt; auf dem 
Fuß dieser Anschauung hat schon in der Zeit der 'Tschudynastie die Ein- 
richtung des Jüschih sich entwickeln können. des Zensorats, das zu freier 
öffentlicher Kritik jeder Maßnahme der Regierung bis hinauf zum Träger 
der Krone berechtigt ist und dessen Befugnisse noch kein Herrscher auf dem 
Drachenthron zu vernichten vermocht hat. Aber andrerseits wird doch wieder 
die natürliche sterbliche Person des Monarchen mit der juristischen unsterb- 
lichen Person des Staats nahezu identifiziert und damit der Keim für die 
Entwicklung eines modernen Rechtsstaats abgetötet: nämlich für den Über- 
gang zur „Trennung der Gewalten“, die richtiger als die Abgrenzung und 





') Gespräche Kungfutses mit seinen Schülern II, 16,. 
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Bestimmung der Zuständigkeit der einzelnen Staatsorgane zu bezeichnen 
wäre. Praktisch war die Auswirkung des ganzen Systems tatsächlich die, 
daß der Herrscher mit unerhörter Richtergewalt und Machtfülle in alle 
Sphären nicht nur des objektiven Rechts, sondern auch des wirtschaftlichen 
Rechts (Verteilung und Anbau des Landes, Gewerbeordnung usw.), ja des 
sozialethischen und ästhetischen Lebens eingreifen konnte, und daß dabei die 
Rechtsprobleme all dieser Gebiete wirr durcheinander geschoben, miteinander 
verwirkt und voneinander abhängig gemacht wurden. Wie sehr noch das 
heutige China im Bann solcher Anschauungen lebte, das bezeugt beredten 
Mundes die Tatsache, daß, als 1911 der Vorentwurf des neuen Bürgerlichen 
Gesetzbuches fertiggestellt war, das Familien- und Erbrecht zunächst dem Tien- 
lijüan, dem Zeremonialamt zur Begutachtung und Revision überwiesen wurde. 

Plato sah „bei einem solchen Staat, wo das Gesetz einen Herrscher 
über sich hat und also nichts gilt, den Untergang vor der Tür stehen“ und 
erblickte das Heil und alle Segnungen, die der Himmel jemals über einen 
Staat auszugießen vermöge, in einem Zustand, „wo das Gesetz der unum- 
schränkte Herrscher über die Regierenden ist und diese nur willenlose Knechte 
des Gesetzes sind“. Die Logik dieses Ideals ist insofern nicht durchaus 
zwingend, weil keine Aufklärung über die Herkunft des Gesetzes und dessen 
natürlich und ethisch begründete Autorität gegeben wird; stammt es im demo- 
kratischen Staat aus dem „Willen des Volks“, so kann es ebenso gut zur 
ochlokratischen Tyrannis führen wie im monarchisch-absolutistischen Staat 
zur autokratischen Gewaltherrschaft. Aus dem Dilemma hat China einen 
Ausweg auf ganz eigenartige Weise gesucht und gefunden, indem es eine 
systematische Gesetzgebung überhaupt nicht erstrebte, sondern die ganze 
Rechtsordnung eben auf das Stativ der „rechten Grundsätze“ stellte'). Es 
gibt daher wohl eine Menge sogenannter Gesetzbücher. Beispielsweise wird 
von Tsoschi im Tschaokung erwähnt, daß Tsutschan im Fürstentum Tsching 
die drei früheren (iesetzgebungen der Kaiser bearbeitet habe. Unter dem 
Kaiser Schönn wurden erstmalig die später wiederholt redigierten Utschen, 
die fünf Strafrechtsbücher niedergeschrieben, die in Wirklichkeit Strafprozeß, 
Gerichtsverfassung, Disziplinar- und Beamtenrecht, Gnadenwesen und Straf- 
vollzug umfassen. Aus der Zeit der Tschu stammen die Schesantschin oder 
Tschuli, die „dreizehn ewigen Bücher, die Verwaltungsrecht und Beamten- 
wesen behandeln. Aus dem vierten Jahrhundert v. Chr. liegen die Fadschu, 
die Staatsrechtsbücher des Fürstentums We vor. Die Mingdynastie hat das 
Taminghoeitien als Strafgesetzbuch hinterlassen; daraus abgeleitet ist das 
Tatsingliüli der jetzt mediatisierten Mandschus. Aber bei keinem dieser, noch 
den vielen anderen zu Bergen angehäuften Rechtssammlungen handelt es sich 
um straff gegliederte, methodisch aufgebaute und logisch entwickelte Kodifika- 
tionen, sondern stets um mehr oder weniger lockere und wirre Anhäufungen, 
wahllose Verdichtungen von kaiserlichen, an Gesetzes Statt verfügten Erlassen 
und Verordnungen. Vergebens sucht man in China nach einem festen Rechts- 
pol und Rechtsmauergrund von der Art des Leviticus, der leges barbarorum, 
der Gesetze Manus und Jinavalkijas. Man findet nur den zähflüssigen Brei 


') Es verdient vermerkt zu werden, daß dementsprechend die chinesi- 
schen Rechtslehrer überwiegend das Recht nicht als ein allmählich aus der 
Praxis des Gesellschaftslebens entwickeltes Gebilde, sondern als eine von 
Theoretikern ausgegangene Schöpfung, deren Materie ein schlechthinniges 
Naturrecht ist, auffassen (vgl. Jenfu, Übersetzung von Montesquieu, Esprit 
des lois). Le 
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einer oberflächlich geordneten Masse thesaurierten akzidentiellen Rechts, von 
dem der größte Teil — kaum zum Schaden der Nachwelt — untergegangen 
ist. Dabei wird immer wieder die rein vorbeugende und erzieherische Ge- 
setzeszwecksetzung betont. „Die heiligen Männer“, rühmte Kungfutse von 
der sagenumsponnenen Pentarchie-Periode, „verordneten die fünf Strafen 
als Dämme gegen Übertretungen, aber wandten sie nicht an, und darin 
bestand die Hoheit ihrer Regierung.“ 

Nach dem Sturz der Mandschus und dem Sieg des Radikalismus ist 
unendlich viel darüber geschrieben worden, daß das chinesische Volk im 
Grund des Herzens demokratisch gesinnt sei und daß dementsprechend viele 
demokratische Einrichtungen als natürliche geschichtliche und politische 
Grundlagen für die moderne Republik geschaffen seien. Die kurze Belichtung 
der Grundgesetze des chinesischen Staats genügt, um zu erkennen, auf wie 
schwachen Füßen diese Anschauung beruht. Es ist keine Übertreibung, wenn 
man sagt, das chinesische Volk sei nie durch Gesetze regiert worden, sondern 
immer nur durch Verordnungen und — das Tao. Darin liegt aber offenbar 
die denkbar schärfste Verneinung des demokratischen Gedankens. Dem 
Chinesen ist niemals auch nur von ferne die Idee aufgetaucht, daß das Volk 
aus eigener Machtvollkommenheit und Organisation heraus sein eigener 
Gesetzgeber sein könne; als geradezu fanatischer laudator temporis acti weist 
er auch hier jeden vorwärtsgerichteten Entwicklungsgedanken zurück und 
sieht in der Mitwirkung der Massen an der Regierung nur eine Bedrohung 
seines Vormillenniumsideals des „Reichs der Harmonien“. „Ist Ordnung im 
Reich, so berät der gemeine Mann nicht über die Regierung“, erklärt Kungfutse 
kurz und bündig im Lunjü. Was Europa als Elemente demokratischer Ver- 
fassung in China ansieht, das sind in Wirklickkeit — so die Selbstverwaltung 
des Ho, der Dorfgemeinde — nichts anderes als sozialistische Zellengebilde 
des Patriarchalismus. Es wäre freilich verkehrt zu glauben, daß im Lauf 
der Jahrtausende, die Chinas Kultur gesehen hat, niemals eine Gegenflut 
an die Mauer dieses Systems, das die Rechtswissenschaft einseitig in die 
Ethik verweist und zwischen Gesetz und Volk die sittliche Weltordnung als 
Scheidewand statt als Brücke aufrichtet, angebrandet wäre. So standen unter 
der Tschiudynastie um das Jahr 200 v. Chr. zwei Rechtsgelehrte auf, Schanjang 
und Hanfeh, die die Kungfutsische Rechtslehre und Ethik mit ihrem Aufbau 
auf dem Prinzip der wechselseitigen Duldsamkeit und Verantwortlichkeit als 
zu abstrakt-moralich verwarfen, die rücksichtslose Vertretung der Ichinteressen 
im Kampf aller gegen alle gelten lassen und dessen Maßlosigkeiten durch 
konkretes Recht zurückweisen wollten. Aber solche Opposition ist niemals 
durchgedrungen. Der Individualismus blieb ein kümmerlich dahinvegetierendes 
Geschöpf, die Gesetzgebung zerfloß nach wie vor im Meer von Quellen- und 
Materialsammlungen, von „Lin und Sche“: Verordnungen und Lebensvor- 
schriften. Das ist das gewaltige, aber schwanke Floß, auf dessen Gebälk 
die Kuomintang eine Republik europäischer Rechtsverfassung aufzurichten 
unternahmen. Bevor eine Kritik der Aussichten dieses Wagestücks versucht 
wird, ist ein Rückblick auf die Vorarbeit zu werfen, die in der kaiserlichen 
Reformepoche geleistet wurde. 

Der politische Universalismus alten Stils war bei den denkenden 
Chinesen schon in der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts überwunden, 
als das Reich der Mitte in immer engere handels- und kulturwirtschaftliche 
Beziehungen zu Europa trat. Was man aber an Stelle des als rein ideologisch 
erkannten Staatsgedankens setzen sollte, wußte man nicht recht. Man er- 
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kannte, daß China trotz seiner Riesenländermasse und seines ebenso riesenhaften- 
Völkerheers den verhältnismäßig kleinen europäischen Großmächten nicht 
gewachsen war, glaubte aber, diese Ungleichheit unschwer durch mechanische 
Nachahmung einzelner abendländischer Staatseinrichtungen beseitigen zu 
können. Erst die demütigenden Niederlagen im Krieg gegen Japan öffneten 
die Augen über die Unzulänglichkeit dieser Reformmittel. Jetzt erst erkannte 
man die Tiefe und Weite des zu lösenden Problems: den dezentralistischen 
Staat Kungfutses, in dem das Volk wie eine große, formlose Herde unter 
einem patriarchalischen Hirten weidete, in einen festgeschlossenen zentrali- 
stischen Nationalstaat und modern organisierten Rechtsstaat umzugießen. 
Indem man aber dieses Gebot und Ziel ins Auge faßte, wurde man sich auch 
der ungeheuren Aufgaben bewußt, die auf dem Weg vorwärts zu erledigen 
waren: aus förmlicher horror vacui durfte auch ein tapferstes Herz erfassen 
angesichts der weiten, fast unendlichen Fläche, die zu durchwandern war, 
um zu dem verschwommen von ferne leuchtenden Pharus neuer politischer 
Ideale zu gelangen. Aber man muß es den chinesischen Staatemännern lassen, 
daß sie unerschrocken und festen Griffs Hand ans Werk legten und sich 
durch keine Hemmungen und Rückschläge entmutigen ließen. Das Unter- 
nehmen des fantastischen Reformators Kangjüwei, der mit einem Sturz und 
Schlag das kungfutsische Reich in die Schablone der europäischen Demokratie 
hineinstanzen wollte, war gescheitert. Die Kaiserin Tsühsi und ihr Kanzler 
Jüanschikai nahmen an seiner Statt das Reformwerk auf, um es in methodischer 
und logischer Entwicklung voranzuführen. Der berühmte Thronerlaß vom 
1. September 1906 kündete an: 


„Daß die staatliche Macht nicht gefördert wird, hat seine Ursache 
darin, daß zwischen den oberen und unteren Schichten des Volks eine 
trennende Kluft besteht und daß zwischen dem staatlichen Mittelpunkt 
und den einzelnen Reichsteilen der Zusammenhang fehlt. Das Be- 
amtentum weiß nicht, wie es das Volk schützen, und das Volk nicht, 
wie es das staatliche Interesse wahren soll. Die Quelle des Wohlstands 
und der Macht bei den Staaten des Abendlandes dagegen ist die 
konstitutionelle Verfassung. Hier gilt die Meinung der Gesamtheit 
als Norm der Entscheidung; militärische wie bürgerliche Kreise beseelt 
der gleiche Drang und stellt die Verbindung her zwischen beiden. 
Wer immer hervorragt, wird ausgewählt. und für jeden wird der 
Kreis der Betätigung bestimmt: so schafft man die materiellen Mittel 
für den Bedarf des Staats und erhält die leitenden Gedanken für die 
Maßnahmen der Regierung.... Das sind die Gründe für das Wohl- 
ergehen der Völker. 


Hier wird zum erstenmal mit unzweideutiger Klarheit der Gedanke der 
„Organschaft im Staat“, die Erkenntnis nämlich, daß der Gemeinwille jedem 
Einzelwillen, auch dem des Herrschenden oder der herrschenden Klassen, 
übergeordnet sein und als aktive Energie ausgleichend, regulierend, bewegend 
und bestimmend sich betätigen muß, verkündet und zugleich an die Stelle 
des alten Optimismus von der bloßen Sittlichkeit als Trägerin der Gesellschaft 
ein scharfkantiger Realismus gesetzt, der ein festumrissenes Bild von Staat 
und Staatsrecht zu erfassen und zu gestalten bestrebt ist. 

Die Durchführung des Programms wurde mit chinesischer Gründlichkeit 
und Umständlichkeit ins Werk gesetzt. Den bestehenden Zentralbehörden, 
dem Geheimen Rat, Ministerien und Großsekretaristen (route man die Be- 
wältigung der Riesenarbeit nicht zu; es ward zunächst ein besonderes „Amt 
für Fragen der Staatsregierung“, das Tschengwutschu, geschaffen, das ein 
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Reformprogramm entwerfen und für dessen Durchführung die nötigen Maß- 
regeln ergreifen sollte. Die Erfolge dieser Instanz waren aber wenig zufrieden- 
stellend. Überall, wo sie in das Eigenbrödlerleben der Provinzialregierungen 
eingriff, um dem nationalen Zentralismus Bahn zu brechen, stieß sie auf 
zähesten aktiven oder passiven Widerstand; sie begnügte sich daher alsbald 
mit Reformversuchen auf einzelnen Gebieten der Reichsorganisation, vor 
allem im Militär- und Verkehrswesen, ohne an den Staatsgrundlagen etwas zu 
ändern. Aber das immer bedrohlicher werdende Wühlen des Radikalismus 
ließ keinen Zweifel darüber, daß mit solchen Halbheiten die Unzufriedenheit 
des Volks nicht zu dämpfen, der Hetze gegen die Mandschus nicht zu be- 
gegnen sei. So wurde eine neue Behörde neben das Tschingwutschu gesetzt, 
der Hientscheng-Pientschakuan als „Zentralamt für die Bearbeitung der 
neuen Staatsverfassung“. Diese ständige Kommission beendete ihre Vor- 
arbeiten im Frühling 1908; nach ihren Beschlüssen wurde durch 'Thronerlaß 
vom 27. August desselben Jahres ein großer auf achtjährigen Turnus be- 
rechneter Reformplan für eine vollständige, grundlegende und systematische 
Umbildung des gesamten Staatsgehäudes in weitesten Abmessungen ver- 
öffentlicht'). Sein Schema war im Hauptumriß folgendes: 
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und a Ver- Verwaltung gebung liche Reformen 

1908 1908 1908 -1908 
Erlaß eines Ge-| Reform des Ta-| Neuordnung der 
setzes über örtliche |tschinlu, des Straf- | Finanzverwaltung. 
| Selbstverwaltung. |rechts auf dem Fuß | Schließung derklei- 
Umbildung der | der Vorarbeiten |nen Provinzkassen, 
vizeköniglichen | einer schon 1908 | Unterstellung der 
Verwaltungsräte [eingesetzten Fach-| Gouvernements- 
im Landtage und |kommission. Aus-| Finanzverwaltung 
Errichtunggewähl- |arbeitung von Ge-|unter die Aufsicht 
ter Beiräte für die) setzbüchern für | des Ministeriums 
Präfekturen und |bürgerliches Recht| für Volkszählung 
Unterpräfekturen. |und Handelsrecht.|und Staatsetat. 
1909 1909 1909 1909 
Erlaßüber Wahl) Wahlen zu den) Neuordnung des) Aufstellung von 


modus und Befug-| Provinzial- Land- 
nisse des Vorpar- tagen mit Erweite- 


Polizeiwesens. Er- 
laß eines Gerichts- 


General- und Spe- 
zialbudgets, voll- 


laments. rung der örtlichen | verfassungsgeset- | ständige Umbil- 
Selbstverwaltungs- |zes und Entwick-|dung der zentralen 
rechte. lung eines Gerichts- | Finanzverwesung. 


systems nach deut- | Währungsreform. 


schem Vorbild mit 


Amtsgerichten, 
Lands- und Ober- 
landsgerichten, 

Reichsgericht. 


1) Die vollständige Übersetzung durch Dr. H. Betz findet sich im Jahr- 
buch der Internationalen Vereinigung für vergleichende Rechtswissenschaft, 
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I II II IV 
a Örtliche Rechtsgesetz- | Staatswirtschaft- 
nud en, SÉ Verwaltung | gebung liche Reformen 
1910 | 1910 | 1910 | 1910 


Einberufung des| Weitere Durch-| Einrichtung von! Umbildung des 
Vorparlaments. bildung desSystems | Gerichtshöfen nach | indirekten Steuer- 
derörtlichenSelbst-) obigen Gesichts- | wesens, Aufstel- 


verwaltung. punkten, Inkraft-!lung von Provin- 
setzung des neuen zialetats. 
'Strafrechts und der 
Polizeiordnung. | 
1911 1911 1911 | 1911 


Beratungen des! Fortsetzung der) Abschluß derKo-| Neuordnung der 
Vorparlaments |Lösung des Selbst-|difikation desneuen!| direkten Steuern 


über Statut, Bil-| verwaltungspro- bürgerlichen und des örtlichen 
dung,Grundgesetze |blems wie oben. | Rechts, Handels- | und zentralen 
des Reichsparla- rechts und Prozeß- | Steuerwesens. 
ments. rechts. 

1912—1916 1912—1916 1912—1916 | 1912—1916 


Erlaß eines kai-| Abschluß der Inkraftsetzung Inkraftsetzung 

 serlichen Hausge- |Selbstverwaltungs- |des neuen bürger- |eines Etatsgesetzes, 

setzes. Verkündung | reform und der Neu- | lichen Rechts, Han-| Abschluß der ge- 

des Statuts für beide | ordnung der Zu-\delsrechts und Pro- |samten Neuorgani- 

Häuser des Reichs- |ständigkeit, Rechte| zeßrechts. Ab- |sation des Finanz- 

parlaments und des und Pflichten der |schlußderGerichte-|wesens und der 

Wahlgesetzes. Ver-|einzelnen örtlichen] neuorganisation | Währungsreform. 
anstaltung der |Verwaltungsorgane und Errichtung von 

Wahlen, Einberu- verbunden mit dem) Verwaltungs- 

fung der Volksver-|Erlaß eines neuen |gerichtshöfen. 

tretung. Errich-| allgemeinen Be- 

tung des „Pitejüan‘‘ | amtengesetzes. | 

des Kronrats. Ä 


Die Wirklichkeit hat bekanntlich ein ganz anderes Entwicklungsbild 
gezeigt, als es diesem Programm nach sich hätte gestalten sollen. Schon 
1911 erwies sich, daß die Provinziallandtage nicht im geringsten die ihnen 
zugedachte Reformarbeit zu leisten vermochten, weil sie entweder nichts als 
Klubs der Revolutionäre oder Werkzeuge der selbstsüchtigen Interessenpolitik 
der Notablen waren. Das Vorparlament wurde, obwohl die Hälfte der Mit- 
glieder ernannt, die andere den Provinziallandtagen entnommen war, von 80 
radikalen Strömungen beherrscht, daß die Regierung sich allenthalben an- 
gefeindet statt unterstützt sah. Überall zeigte sich der gänzliche Mangel an 
zureichenden Kräften ebenso zur theoretischen wie praktischen Bewältigung 
der ungeheuren Masse reorganisatorischer Aufgaben. Das Reformgefährt 
bewegte sich daher mangels zureichender Betriebskräfte immer langsamer 
statt schneller vorwärts, die Revolutionäre nutzten geschickt dies Versagen 
und die Verlegenheiten der Regierung zu ihren Wühlzwecken aus und siegten 
mit ihren Soldatesken im Süden; die Krone fühlte sich zu schwach zu letztem 
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Widerstand und so schlug alsbald im verhängnisvollen Kreislauf von miß- 
lingenden Ansätzen und bösen Wirkungen für das ganze kaiserliche Reform- 
unternehmen die Todesstunde. 

Daß der Zusammenbruch früher oder später kommen mußte, leuchtet 
aus dem geschichtlichen Rückblick ohne weiteres ein. Seit dem Staatsstreich 
Teühsis ist mit außerordentlichen Anstrengungen Material zum Bau des neuen 
National- und Rechtsstaats zusammengetragen worden, und der Fortschritt 
zu dem Ideal hin ist der grundsätzlichen Umwendung der politischen Ent- 
wicklungsstrebigkeiten nach zweifellos höchst bedeutsam und einschneidend 
gewesen. Von einer folgerichtigen konstruktiven Verwendung der angehäuften 
Baumassen zu einem wohnlichen Staatsgebäude kann aber trotz dem theore- 
tisch wohldurchdachten Bauplan einstweilen keine Rede sein. Die meisten 
Teile des Reformprogramms tragen schon, was die zeitliche Abmessung der 
Durchführung anbelangt, den Stempel der Utopie an der Stirn. Es über- 
steigt jede volkserzieherische und staatsmännisch-schöpferische Leistungs- 
fähigkeit, die Rechtsverfassung eines Landes von dem räumlichen Umfang, 
der Bevölkerungsmasse, der Kultur- und sozialpolitischen Entwicklungssprö- 
digkeit und Fremdartigkeit Chinas in ein paar Jahren derart umzugestalten, 
daß die Saiten seines Rechtsempfindens mit dem des Abendlandes zusammen- 
klingen. Genau so steht es um die Idee, aus den 400 Millionen Bürgern 
des Reichs der Mitte in so kurzer Zeit einen Wahlkörper zu formen, der 
sich selbstbewußt, vernunftgemäß betätigt und von seinen Kräften und Rechten 
einen wohltätigen Gebrauch machen kann. Und doch liegt nicht einmal 
eigentlich in diesen Tatsachen die Wurzel der heutigen krankhaften Zustände 
mit ihren düsteren Zukunftsausblicken. Die ganze Reformgesetzgebung hat 
sich bislang auf einer Kurve bewegt, die in ihrer Orientierung, ihrem Auf 
und Nieder fast ausschließlich von entliehenen und dabei nicht selten un- 
verstandenen Ideen Europas bestimmt wurde, so daß sie notwendig in dem 
Maß, wie sie sich fortentwickelte, weiter und weiter von dem natürlichen 
Angel- und Stützpunkt des heimatlichen Bodens und Volksempfindens sich 
entfernte. Andrerseits wurde aber eben dies Volk doch wieder als Mithelfer 
und Mitberater an dem aus seinem Gesichtskreis mehr und mehr gerückten 
Werk aufgerufen. An die äußerliche republikanische Staatsfassade möchte 
sich das Chinesentum vielleicht mit Hilfe der Vorstellung unschwer gewöhnen, 
daß das Gottesgnadentum, das Ming, zu dem der Kaisertitel ja keineswegs 
unbedingt gehört, auf den Präsidenten des neuen Reiches in Vertretung des 
abgedankten Monarchen übergegangen sei, wie denn auch tatsächlich Jüan- 
schikai sein Haupt mit der Aureole aller möglichen religiösen Weihen zu 
schmücken sucht. Aber die Vorstellung, daß es nun selbst das Recht und 
die Pflicht habe, bei allen Fragen des staatlichen Lebens dem Tatsunghung, 
dem „Großpräsidenten“, gegenüber durch das Mittel der parlamentarischen 
Vertretung seinen Willen zu vertreten, dieser Gedanke leuchtet ihm jeden- 
falls einstweilen nicht im geringsten ein. Wenn der dem Ministerium neben- 
geordnete Pitejüan „Amt für das gute Verhalten“ (für die Tugend) genannt, 
so klingt ihm diese uns sonderbare Bezeichnung vertraut und bedeutsam an 
die Ohren; aber wie soll der gewöhnliche Mann dazu kommen, nun selbst 
die Wege und Bedingungen des guten Verhaltens, der gesellschaftlichen Moral 
zu bestimmen, die als unveräußerliches und unabänderliches Himmelgesetz 
ein für allemal gegeben ist? Das Uhinesentum ging, wie zu zeigen versucht 
wurde, seit Kungfutse durch die Enge einer grundsätzlich gegen jede Idee 
eines parlamentarischen Konstitutionalismus gerichtete politische Erziehung; 
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wenn aber schon die Gestaltung und Lebensverwirklichung des großen for- 
malen Reformprogramms, wie es 1908 festgelegt wurde, gewiß eine Arbeit 
von Menschengeschlechtern erfordert, dann kann man sicherlich ohne Über- 
treibung folgern, daß Jahrhunderte nötig sein werden, um die Nation aus 
dem Bann eines in jahrtausendalter Geschichte verankerten starren politischen 
Moralismus zu einer entgegengesetzten modernen Weltanschauung emporzu- 
führen, die dem nationalen Rechtsstaat erst eine Seele, Bodenständigkeit 
und Eigenwurzelung geben könnte. 

Der Triumph des Kuomintang, das heißt des dem vaterländischen Boden 
entfremdeten Studenten- und Literatentums, das sich auf japanischen, amerika- 
nischen und europäischen Hochschulen einen Firnis europäischer Bildung an- 
geeignet hat, bedeutet offenbar nur eine Steigerung all dieser Grundübel der 
verworrenen Lage Chinas und ihrer Widerstimmigkeiten. Richard Wagner 
hat einmal nicht ganz mit Unrecht die Demokratie in Deutschland ein 
„übersetztes Wesen“ genannt, das nur in der Presse existiere: mit voller 
Wahrheit kann unzweifelhaft behauptet werden, daß die Demokratie im 
Reich der Mitte ein durchaus fremdes Gewächs ist, welches nur vermöge der 
Parteimache und Aufwiegeleien eines jugendlichen Demagogentums ihr Treib- 
hausdasein führt. Einer der Schrittmacher dieser Radikalen, der Gelehrte 
Tsoschunschu, behauptet zwar in seiner „Geschichte der chinesischen Staats- 
verfassung und -verwaltung‘‘, daß „es seit jeher, auch schon Tausende von 
Jahren vor der Reformbewegung, Fortschritte und Errungenschaften gegeben 
hat und daß sich diese Entwicklung, bis sie in den letzten Jahrhunderten 
in Stillstand geriet, vielfach denselben Idealen in Verfassung, Verwaltung 
und Rechtspflege zu nähern gesucht hat, die für Amerika und Europa be- 
stimmend waren“, weiß aber keinerlei einleuchtende Beweise für diese Ver- 
sicherung beizubringen. Denn gewiß ist ein solches Zeugnis nicht in all- 
gemeinen Hinweisen zu finden wie dem, daß „der Übergang von der Despotie 
zum Absolutismus schon in den ältesten Zeiten zu finden sei“, oder in der 
Darlegung, daß „bereite bei der Dynastie der Tang von einer dem Konstitutio- 
nalismus angenäherten Beschränkung durch Körperschaften, die freilich nicht 
selbstgewählt, sondern nur ernannt gewesen seien, gesprochen werden 
könne.“ Wohl aber deutet hier Tsotschunschu selbst auf denjenigen Weg hin, 
den seine Partei vernünftigerweise hätte beschreiten sollen, aber in Liebdienerei 
und Umschmeichelung der Scheinherrlichkeit der Masse nicht beschritten hat, 
um das Volk auf die Freiheitshöhe des Verfassungs- und Rechtsstaats in 
glücklicher Weise hinaufzuführen. Das Reich der Mitte ist das klassische 
Land der beruflichen Organisationen. Der Familien- und Sippenindividualismus 
erweitert sich im bürgerlich-gewerblichen Zusammenleben auf Linien, die an 
das altdeutsche Bursentum erinnern, zur sozialen Innengesellschaft, bestehend 
aus Gilden, Berufsverbänden, Genossenschaften aller Art, und hier begegnet 
man einem System von autonom-körperschaftlichen Rechtseinrichtungen, das 
ebensowohl durch seine Feinheit und Fertigkeit wie durch die Vielgestaltigkeit 
seines Gewebes überrascht. Hier hat das Chinesentum seinen Urganisationstrieb, 
den es auf dem Gebiet nationaler Machtschöpfung nicht befriedigen konnte 
oder zu befriedigen nicht die Mittel und Wege sah, in bewundernswerter 
Kraftbezeugung und Geschicklichkeit betätigt: hier also baute sich eine 
natürliche Brücke zum Ufer der neuen politischen Ideale durch Begründung 
einer berufständischen Volksvertretung statt eines aus allgemeinen Wahlen 
hervorgegangenen Parlaments auf. Die Streitfrage, inwiefern ein solches 
System überhaupt und grundsätzlich vor dem radikalen Demokratismus, der 
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beharrlich das Prinzip mit Füßen tritt, daß man Stimmen nicht zählen, 
sondern wägen soll und gegen Bildung und gereifte und erprobte Tüchtigkeit, 
gegen den unveräußerlichen aristokratischen Entwicklungstrieb der Menschheit 
den Massen eine so übertriebene Bedeutung des Werts und Gewichts zumißt, 
den Vorzug verdiente, ist hier nicht näher zu erörtern. Für China liegen die 
Dinge jedenfalls so, daß der heutige Wahlradikalismus nichts bedeutet als die 
Schaffung eines Schwebezustands zwischen den abgründigen Klippen der ehr- 
geizigen Machtanmaßungen einer unreifen und arbeitsunfähigen oder un- 
willigen Intelligenz und den wachsenden Leidenschaften und Fiebern erregter, 
zielloser, dumpfer Massen, während eine berufsständische Wahlordnung sich 
natürlich auf gegebenen, festgewurzelten Machtfaktoren, durch die das werk- 
tätige bürgerliche China zu Worte käme, aufbaute und zugleich eine Lösung 
des Problems anbahnte, die Innengesellschaft aus ihrer heutigen Erstarrung, 
Eigenbrödelei und ihrem staatsfeindlichen Kultus lichtscheuen Geheimwesens 
in die Sonne einer frei sich entwickelnden, den nationalen Zwecken dienenden 
und höherer politischer und sozialer Ideale sich bewußten Außengesellschaft 
zu stellen. Eine Revision des Reformplans auf dieser Linie erscheint als die 
einzige Möglichkeit, den tiefen und schroffen Widerspruch zwischen dem 
europäischen Modernismus und den überlieferten Daseinsgrundgesetzen des 
chinesischen Volks allmählich aufzulösen: die heutige Staatsform muß, je 
länger ihr Zwitterwesen künstlich atmet, desto mehr als ein naturwidriges 
und entwicklungsgeschichtlich fundamentloses Gebilde zerstörend, zersetzend 
sich auswirken, statt die Nation auf dem Felsgrund eines tiefer begriffenen 
und höher entwickelten Rechtsstaats zu einigen und kraft solcher fortschritt- 
lichen politischen Weltanschauung ihr den Odem neuer gesteigerten Lebens- 
kraft zu geben. 


Besprechungen 


Zur Geschichte des mittelalterlichen Kaisergedankens 
Von Richard Scholz 


Edm. E. Stengel, Den Kaiser macht das Heer. Weimar 1910. H. Böhlaus 
Nachf. (Erweiterter SA. aus Festgabe zu Zeumers 60. Geburtstage.) 
VHI und 110 S. — Herm. Bloch, Die staufischen Kaiserwahlen und 
die Entstehung des Kurfürstentums. Leipzig-Berlin 1911. B. G. Teubner. 
XVI u. 380 S. — M. Krammer, Der Reichsgedanke des staufischen 
Kaiserhauses. (Gierkes Untersuchungen z. deutschen Staats- und Rechts- 
geschichte H. 95). Breslau 1908. M. u. H. Marcus. IV und 84 S. — 
Derselbe, Das Kurfürstenkolleg von den Anfängen bis zur Goldenen 
Bulle (Quellen und Studien z. Verf.-Gesch. d. deutschen Reichs, hrsg. 
v. K. Zeumer, Bd. V, 1). Weimar 1913. H. Böhlaus Nachf. VI u. 319 S. 


Es könnte scheinen, als ob nach der umfassenden Arbeit der letzten 
Dezennien an der Erschließung und Durcharbeitung der Quellen des deutschen 
Mittelalters wenigstens für die allgemeinen, großen Fragen der politischen 
Geschichte wenig neue Lösungen mehr zu erwarten seien. Man sollte glauben, 
daß insbesondere das Urteil über den Charakter und die Entwicklung des 
mittelalterlichen Kaisertums nunmehr nach allen Seiten geklärt sei, denn seit 
der großen, politischen Sybel-Fickerschen Kontroverse ist ja unendlich viel 
gerade über dieses Problem geschrieben worden. Daß dem aber keineswegs 
so ist, ja, daß sich auch dieser Frage noch ganz neue Seiten abgewinnen 
lassen, das können gerade die vier oben genannten Arbeiten lehren. 

So verschiedenartig sie sind, so weit sie in ihren Ergebnissen auseinander 
gehen, so haben sie alle das Gemeinsame durch Anwendung einer neuen 
Methode und Heranziehung unbeachteten Quellenstoffs neue Antworten auf 
die alten Fragen finden zu wollen. Darin liegt m. E. ihr Hauptwert, und 
es ist mit besonderer Freude zu begrüßen, daß damit der Weg zu einer 
tieferen und umfassenderen Betrachtung politischer und rechtshistorischer 
Fragen des Mittelalters beschritten ist. Der unlösbare Zusammenhang zwischen 
Politik und Weltanschauung ist wohl in keiner geschichtlichen Periode ein- 
flußreicher gewesen, als im Mittelalter. Es kann keine Frage sein, daß die 
Herrschaft allgemeiner Doktrinen der Kirche, der Wandel in den politischen 
Anschauungen der Zeiten in lebendiger Wechselwirkung stand mit der Ge- 
staltung des staatlichen Lebens und seiner Einrichtungen. Man würde sich 
die Augen verschließen, wenn man diese ganze, mächtige Ideen- und Theorien- 
welt des Mittelalters einfach ignorieren wollte bei der Frage nach der Bil- 
dung und Änderung gesellschaftlicher und staatlicher Verhältnisse. Man 
kann erst dann die Sprache der mittelalterlichen Quellen richtig verstehen, 
wenn man diese alle höher Gebildeten beherrschenden Vorstellungen, etwa 
Augustins oder des römischen Rechts oder auch der alten deutschen Rechts- 
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tradition, kennt und berücksichtigt. Nur darf man dabei nicht in den entgegen- 
esetzten Fehler verfallen, aus dem Walten und Herrschen der Tradition und 
eorie heraus nun die geschichtlichen Vorgänge allein erklären zu wollen. 
Der Kampf um die reale Macht war zu allen Zeiten das Wesen der Politik; 
aber freilich sehr verschieden wurde der Begriff der Macht aufgefaßt und 
sehr verschiedene, sehr mächtige, namentlich kirchliche und religiöse An_ 
triebe bestimmten im Mittelalter oft auch die weltliche Politik. Schwerer 
als in anderen Perioden ist es für den modernen Menschen die Motive mittel- 
alterlicher Politiker zu erkennen, ohne entweder in Ideologie oder flachen 
Rationalismus zu verfallen. Die großen Gegensätze, die damals miteinander 
ringen, zwischen antiker und feudaler, zwischen kirchlicher und weltlicher, 
zwischen germanisch-nordischer und romanischer Weltauffassung, sie spiegeln 
sich wohl wieder in der Entwicklung von Recht, Wirtschaft, Staat und Ge- 
sellschaft. Jeder einzelne Faktor hat seinen Anteil daran, aber nur unvoll- 
kommen gelingt es, den Wert und die Bedeutung für das Ganze richtig ab- 
zumessen. Jeder Versuch aber bei rechtshistorischen oder politischen Fragen 
diese Potenzen mit zu würdigen, ist von Wert und wird nicht ohne Ertrag 
bleiben, mögen auch die gewonnenen Ergebnisse zunächst noch unsicher oder 
verfehlt sein. 

Denn es fehlt uns noch jene genaue und systematische Durcharbeitung 
der politischen und sozialen Begriffswelt des Mittelalters, wie sie für das 
Altertum getan ist. Es fehlt uns noch zum großen Teil die Kenntnis der 
scholastischen Schulliteratur, der juristischen und theologischen Schriften, die 
jene Begriffe verbreiteten, die die communis opinio über Staat, Kirche, Kultur 
bilden halfen. Seit O. Gierkes immer noch grundlegendem Kapitel über die 
mittelalterliche Genossenschaftslehre ist wohl manches neue geschrieben 
worden, das Beste vielleicht im Auslande (ich denke z. B. an die zweibändige, 
noch unvollendete History of mediaeval political theory in the West v. A. J. 
und R. W. Carlyle). Aber z. T. sind gerade für die wichtigsten Epochen vom 
12. Jahrhundert ab nicht einmal die Quellen bekannt oder durchforscht. 
Viele Arbeit ist hier noch zu leisten, die uns ein klareres und festeres Bild 
mittelalterlichen, politischen Denkens geben könnte. Die Entwicklung des 
gesellschaftlichen und staatlichen Lebens, wie sie die Urkunden und Geschicht- 
schreiber uns erkennen lehren (und sie werden und müssen natürlich die 
Grundlage dafür abgeben), wird eine nicht unwichtige Ergänzung, eine 
Nüancierung und Färbung, eine Erkenntnis von Stimmungen und Strömungen, 
die in ihrer Zeit oft nicht weniger wichtig waren, als die realen Mächte, 
erfahren können. Darüber hinaus aber wird namentlich die Geschichte der 
Wissenschaften und der wissenschaftlichen Begriffsbildung in Jurisprudenz, 
Theologie und Philosophie, von solchen Studien Gewinn haben können. Erst 
Anfänge sind in dieser Richtung gemacht, zu ihnen rechne ich die oben 
erwähnten Arbeiten. 

2. In seiner durch Belesenheit und Gründlichkeit ausgezeichneten Abhand- 
lung sucht E. Stengel nachzuweisen, daß im Mittelalter neben der kirchlich- 
hierarchischen und der legistischen Theorie vom Kaisertum noch eine dritte 
Vorstellung bestanden und sich erhalten habe, die Lehre nämlich, daß schlecht- 
hin in der politischen Macht, in der Obergewalt über mehrere Reiche die 
Rechtfertigung des Kaisertums liege. Aus dem ursprünglichsten, germanischen 
Volksbewußtsein der siegreichen abendländischen Völker heraus habe sie 
geschöpft, unbekümmert um die kirchliche und juristisch-antike Theorie. 
Aus der Anwendung eines sehr oft zitierten, in das kanonische Rechtsbuch 
(c. 24. dist. 93) aufgenommenen Wortes des Hieronymus sucht St. seine 
These zu beweisen; es ist der Satz: quod exercitus facit imperatorem. Schon 
im antiken Imperatorentum findet St. die Doppelnatur des militärischen und 
politischen Amtes; er weist auf die unter germanischem Einflusse sich voll- 
ziehende Umwandlung des spätrömischen Kaisertums in ein wahres Heeres- 
kaisertum hin, das in der byzantinischen Form der Kaisererhebung bis ins 
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13. Jahrhundert hinein lebendig blieb; ja, er findet auch in der karolingischen 
Kaiseridee, im Kaisertum Karls des Großen und seiner Nachfolger, überall 
dieselbe Anschauung. Neben die kirchliche Theorie, die das Kaisertum vom 
Papsttum abhängig macht, es’ durch päpstliche translatio imperii auf die 
Germanen entstehen läßt oder rein theokratisch, als von Gott gewollte Schutz- 
macht der Kirche und der Christenheit rechtfertigt; und weiter neben die 
Theorien der römischen Juristen im 12. und den folgenden Jahrhunderten, 
die den römisch-deutschen Kaiser als Nachfolger des von Senat und Volk 
gewählten princeps betrachten, oder gar den stadtrömischen Bürgern die 
alleinige Verleihung des Kaisertums zusprechen: trete als dritte Richtung 
jene Ansicht vom militärischen Kaisertum, gestützt auf die historischen Ver- 
hältnisse des 4. und 5. Jahrhunderts und auf die Lehren vom eisernen, vierten 
Weltreiche nach Daniel. Die Erneuerung des abendländischen Kaisertums 
durch Karl den Großen werde von dieser „Partei“ als völlig freie politische 
Tat, unabhängig von der kirchlichen Autorität betrachtet, auf das Waffen- 
recht des Siegers, also auf den rein weltlichen Machtgedanken gegründet. 
Diesen selben Machtgedanken findet St. wieder in Widukinds Auffassung des 
ottonischen Kaisertums, in Otto von Freisings Schilderung des staufischen 
Kaisergedankens und in der Tradition von Karls Kaiserkrönung vom 9. bis 
ins 14. Jahrhundert, namentlich bei Lupold v. Bebenburg und in Joh. v. Buchs 
Glosse zum Sachsenspiegel. Besonders weist er auch hin auf die vom 9. bis 
zam 12. Jahrhundert in England, Frankreich und Spanien von einzelnen 
Herrschern angenommenen Kaisertitel, nach St. ein Zeugnis für die „vulgäre 
Vorstellung“ vom Kaisertum als politisch-militärischer Öberherrschaft über 
mehrere Reiche, eines Durchdringens des weltlichen Machtgedankens. 

Man wird diese Ausführungen, wenn auch mit starken Abstrichen, in- 
sofern akzeptieren können, als in der Tat zweifellos neben legistisch-römischer 
und kirchlich-theokratischer Tradition eine populäre „Unterströmung“ zu 
allen Zeiten vorhanden war, die gelegentlich wohl auch in den Äußerungen 
der Quellen zum Ausdruck kommt. Nur darf man nicht vergessen, daß diese 
laikale, populäre Auffassung von Herrschertum und Kaisertum sich ohne 
Schwierigkeiten auch mit der kirchlichen und juristischen Lehre vertragen 
konnte, und wenn sie durchdringen wollte, in diesen Lehren der Gebildeten, 
der clerici, die noch im 14. Jahrhundert den ungebildeten Laien gegenüber- 
gestellt werden, ihre Rechtfertigung suchte und fand. 

Denn das wird man vor allem gegen Sts. Betrachtungsweise einwenden 
können, von so scharfen und bewußten Gegensätzen, wie er sie anzunehmen 
scheint, kann nicht gesprochen werden. Insbesondere steht die Lehre von 
der Volkssouveränität in gar keinem klar erkannten Gegensatz zu jenem 
Hieronymusworte. Es wird ja geradezu zu ihrer Begründung zitiert, denn 
nach mittelalterlicher Ansicht ist populus und exercitus oft identisch. Der 
„exercitus Romanus“ war im 6. und 7. Jahrhundert der „populus Romanus“. 
Aber auch die theokratische und kirchliche Doktrin vertrug sich wohl mit dieser 
sog. weltlichen „Machttheorie*. Auch die Kirche erkannte doch das Erobe- 
rungsrecht als Grund der Staaten an, wenn auch nur als niederere Rechts- 
ordnung — a Deo permissum, nicht provisum würde die Augustinsche Formel 
lauten. Ob das antike, heidnische Imperatorentum ein vollgültiger Staat 

ewesen sei, war eine der traditionellen Streitfragen zwischen Kurialisten und 
rialisten. Selbstverständlich aber war für die herrschende Anschauung, 

nur ein iustum bellum legitime Macht geben könne; rohe, brutale Gewalt 
allein, das bloße Recht des Stärkeren, galt nie; es mußte sanktioniert sein 
durch den Zweck: im Dienste der christlichen Religion oder wenigstens im 
en Weltplane. Nur weil Karl der Große in den Langobarden die 
einde der Kirche besiegte, nur weil er den von den schismatischen Griechen 
vernachlässigten Schutz der Kirche des Abendlandes übernahm, wurden seine 
Eroberungen anerkannte Rechtstitel. Und bei den englischen, französischen 
und spanischen Imperatoren scheint doch ähnliches mitzusprechen: der Kampf 
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gegen die Heiden und die Okkupation von noch nicht zur ecclesia christia- 
norum gehöriger Gebiete. Denn es wird wiederholt darauf hingewiesen, daß 
eben diese Länder nie zum Imperium gehört hätten. Ihre Herrscher mochten 
sich eine Art Miniaturkaiser dünken; der Titel drückte vor allem auch die 
Unabhängigkeit vom römischen Imperium aus, das eben doch nach unver- 
rückbarer Anschauung universal war, die ganze Christenheit umfassen sollte. 

Freilich verband sich mit der Vorstellung imperator auch der Gedanke 
der Oberherrschaft über mehrere regna, nach mittelalterlichem Schematismus, 
und auch der von St. so scharf betonte militärische Charakter des imperator 
wurde nicht vergessen. Ich möchte nicht unterlassen, hier auf die Definition 
des so oft benutzten Vokabularium des Papias (aus dem 11. Jahrhundert, 
das bekanntlich von Huguccio benutzt wurde) hinzuweisen. Es heißt da 
s. v. „regnum“: regnum saeculi huius bellis acquiritur, victoriis propagatur, 
und s. v. „imperator“: imperatores apud veteres dicebantur qui in numero 
(Heeresabteilung) preerant; postea vero ille tantum, apud quem summa rei 
militaris consisteret. Sed dum diu duces titulis imperatoris fungerentur, 
senatus censuit Julii Caesaris hoc tantum esse nomen, quod et sequentes 
caesares habuere, ut hoc nomine distinguerentur a ceteris regibus. Es ist 
bemerkenswert, daß noch Marsilius v. Padua in seinem Defensor Pacis II 
cap. 15 (14). wo er den Hieronymussatz c. 24. dist. 93 zitiert, das Wort im- 

erator ausdrücklich im Sinne von capitaneus nach damaligem italienischen 
Sirschgebrauch versteht, d. b. als militärischen Befehlshaber, und scharf 
unterscheidet von imperator als monarcha mundi, als Kaiser. Auch die 
Variante Johanns von Paris (bei St. S. 47, n. 2): populus facit regem et 
exercitus imperatorem wäre hier heranzuziehen. Man unterschied auch später 
den Doppelsinn des Wortes imperator recht wohl, sah aber im Kaiser durch- 
aus nicht vor allem den militärischen Befehlshaber, der seine Macht dem 
Kriegsrecht verdanke, sondern den vom Volke erwählten Weltherrscher und 
Nachfolger der Cäsaren. 

Weltherrschaft und Vertretung der Christenheit sind untrennbar vom 
Kaisergedanken, auch in populärer, laienmäßiger Auffassung. Das zeigt sich 
vielleicht mit besonderer Deutlichkeit an dem Kaiserideal der deutschen 
Dichter (vgl. z. B. Fr. Vogt, Das Königs- und Kaiserideal in der deutschen 
Dichtung des MA. Marburger Akad. Reden 1908 nr. 19). Bei ihnen spielt 
das volkstümliche, „germanische“ Element und auch antiklerikale Tendenz 
gewiß eine Rolle; haben doch die meisten direkt Partei genommen in dem 
großen Streit zwischen sacerdotium und imperium. Aber trotz aller altein- 
heimischen Vorstellungen von Königtum und Herrschaft, trotz des Fortlebens’der 
nationalen Typen des Herrscherideals bis in das späte Mittelalter, bleibt doch 
entscheidend für die Kaiseridee der christlich-universale Zug: die Aufrichtung 
des christlichen Weltreichs auf Erden als Erfüllung und Fortsetzung des 
alten Römerreichs ist das Ziel des Kaisers. Alttestamentliche Vorstellungen 
vom Gottesstreiter. also kirchliche Vorstellungskreise, sind untrennbar ver- 
bunden mit dem germanisch-nationalen Königsideal. 

Man wird also m. E. die Gegensätze und Tendenzen eines weltlichen 
und eines kirchlichen und antiken Kaisergedankens nicht so scharf betonen 
dürfen. Die Elemente sind vorhanden, bald tritt in den politischen Kämpfen 
mehr das eine, bald mehr das andere hervor, in den späteren Jahrhunderten 
seit der ausgebildeten scholastischen Wissenschaft mehr das juristisch-antike 
und das kirchliche, früher mehr das vulgäre, volkstümlich-nationale; unüber- 
brückbare (Gegensätze waren das nicht. Auch die „weltlichsten‘‘ Vertreter 
einer „reinen Machttheorie“ blieben abhängig von kirchlichen und antiken 
Grundvorstellungen. Erst die sog. Renaissance bringt den Umschwung d.h. die 
schärfere Trennung der Elemente und die rein politische Machtlehre. 

Auf Einzelheiten der interessanten Arbeit kann ich nicht eingehen. 
Daß die Auffassung Widukinds als eines kirchen- oder papstfeindlichen 
Tendenzpolitikers verfehlt ist, ergibt sich namentlich jetzt aus H. Blochs 
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Untersuchung über die Abfassungszeit der Sachsengeschichte (Neues Arch. 
d. Ges. f. ältere dt. Gesch. 38, S. 97 ff., bes. S. 124 BIL Widukinds Nicht- 
erwähnung der römischen Kaiserkrönung Ottos erklärt sich danach einfach 
aus der Abfassung seiner Chronik vor der Kaiserkrönung; nicht Tendenz, 
sondern gerade die volle, volkstümliche Naivität, in der sächsischer Parti- 
kularismus und vage Imitationen antiker Quellenberichte sich sonderbar 
mischen, sind charakteristisch für den „Kaisergedanken“ Widukinds. 

3. Ganz anderer Art als diese Arbeit sind die Untersuchungen Blochs 
und Krammers, die dem staufischen Imperialismus gelten und vor allem 
wichtige verfassungsgeschichtliche Probleme im Zusammenhang mit der Wan- 
delung der politischen Ideen und Ideale zu beantworten suchen. Bereits 
St. streift die Frage, die hier in den Mittelpunkt des Interesses gestellt 
ist: die Bedeutung der sog. Kaiserwahlen der Stauferzeit. Weitgehende 
Schlüsse sind von Krammer und Bloch aus dieser Idee der Kaiserwahl ge- 
zogen worden: die Ziele der kaiserlichen und der päpstlichen Politik im 
13. Jahrhundert, die Bildung von Parteien und Parteiprogrammen in den 
kirchenpolitischen Kämpfen der Zeit, namentlich die Entstehung des Kur- 
fürstentums erscheint unter der Einwirkung dieser Idee in völlig neuem Lichte. 

Schon in seiner älteren Arbeit hatte Krammer, von Bloch angeregt, 
den „Reichsgedanken der Stauferzeit“ zu charakterisieren gesucht als Sieg 
einer jüngeren, an römisch-antike Ideen der Legisten anknüpfenden Richtung 
über die ältere, fränkisch-deutsche, „bodenständige“ Auffassung des Königtums 
und Kaisertums. Die ältere Auffassung sei dann in der Stauferzeit (im 
13. Jahrhundert) in den Reihen der deutschen Fürsten neu belebt worden, 
als eine Art Gegenströmung gegen den Imperialismus, der auf den Einheits- 
staat mit Beseitigung insbesondere der Vorrechte der rheinischen Erzbischöfe 
bei der Aachener Krönung, überhaupt auf Beseitigung eines selbständigen, 
deutschen, auf Wahl und Krönung ruhenden Königtums neben dem Kaisertum, 
zugesteuert sei. Der Erbreichsplan Heinrichs VI., neben der Erhebung 
Heinrichs zum Cäsar durch seinen Vater Friedrich, und die Politik Friedrichs Il. 
gegenüber Deutschland erscheinen als Zeugnisse dieses Imperialismus. Die 
electio in imperatorem aber, von der so viele Quellen der Zeit sprechen, 
d. h. also die Erwählung eines wahren Kaisers des Gesamtreichs durch die 
deutschen Fürsten, nicht bloß eines römisch-deutschen Königs, sei der Aus- 
druck des Sieges dieses römisch-imperialistischen Reichsgedankens, der in 
Kampf gerate mit dem Papsttum. Nach dem Untergange der Staufer aber 
ergreife das Papsttum selbst diese Reichsidee, um sich das deutsche Königtum 
ebenso untertan zu machen, wie das Kaisertum, indem es die Anerkennung 
des in Deutschland erwählten Kaisers eben als päpstliche Prärogative be- 
trachtet. Erst im 14. Jahrhundert, in den Kämpfen unter Ludwig d. B., 
erfolge die Niederlage dieser päpstlichen Politik, damit also des alten römisch- 
absolutistisch gefärbten Imperialismus, und die Wiederherstellung des alten, 
bodenständigen, fränkisch-deutschen Königtums und Reichsgedankens durch 
die Fürsten (in Rense 1338). 

Auch in seiner neuen, abschließenden Arbeit hat Krammer mit gewissen 
Modifikationen diese Grundgedanken wieder vorgetragen. Der Gegensatz 
zwischen der an der Legende Karls d. Gr. genährten, von den rheinfrän- 
kischen Fürsten geförderten Idee des fränkisch-deutschen, auf Wahl und 
Aachener Krönung ruhenden Königtuns, das in Deutschland seinen Mittel- 

unkt hat, und der von den italienischen Legisten verbreiteten Doktrin vom 

ortbestande des absoluten, universalen, um Italien gruppierten Imperium 
der Antike: dieser (Gegensatz beherrscht nach Kr. die Politik der Fürsten 
bei ihren verfassungsrechtlichen Reformen. Mutatis mutandis, ein Gegensatz 
der Ideen, der sich auf die Formel der Sybel-Fickerschen Kontroverse: „klein- 
deutsch und großdeutsch“ bringen ließe. 

Vielfach im Gegensatz dazu hat nun H. Bloch in seinem scharfsinnigen 
und geistvollen Werke über die staufischen Kaiserwahlen die päpstliche und 
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kaiserliche Politik der ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts einer eingehenden 
Prüfung unterzogen, um im Zusammenhang mit den leitenden politischen 
Ideen die Veränderungen der Reichsverfassung, besonders die Entstehung 
des Kurfürstentums zu erklären. Nicht die Krammersche Antithese boden- 
ständig-fränkische und römisch-imperialistische Idee spielt hier die Haupt- 
rolle, sondern vielmehr der Konflikt zwischen kurialer Politik und kanonischen 
Rechtsgedanken einerseits, und dem staufischen Kaisertum und alter deutscher 
Rechtsanschauung andererseits. Im Kampf gegen die kuriale Politik voll- 
zieht sich die Entwicklung der Reichsidee im 13. Jahrhundert. Die „kanonische“ 
Kaiserwahl wird auf beiden Seiten als diplomatisches Mittel verwendet, 
schließlich aber vom Papsttum zur mächtigen Waffe gegen ein selbständiges 
deutsches Königtum umgebildet: zuerst schon von Innozenz IH. in der be- 
rühmten Dekretale Venerabilem versucht, wird dann von Innozenz IV. und 
seinen Nachfolgern diese Politik im Kampfe mit den deutschen Fürsten 
weiter ausgebaut zu einem System der kirchlichen Herrschaft über den welt- 
lichen Staat. 

Wie man sieht, legt Bloch den Hauptton nicht auf einen Gegensatz 
nationaler und universaler, fränkisch-deutscher und romanistisch-kanonistischer 
Ideen, sondern auf den Weltkampf zwischen kirchlicher und weltlicher, päpst- 
licher und kaiserlicher Anschauung vom Wesen des Reichs. Verschiedenartig 
wird danach auch die Beurteilung der „Kaiserwahlen“ und der Politik der 
Fürsten und der Kurie ausfallen müssen. 

Es fragt sich aber vor allem: kommt dieser „Kaiserwahl“ der Staufer- 
zeit überhaupt diese eminente politische und verfassungsgeschichtliche Be- 
deutung zu? Das möchte ich bezweifeln. Was ist denn im rechtshistorischen 
Sinne darunter zu verstehen? Die Urkunden und Geschichtsschreiber der Zeit 
sprechen davon, daß deutsche Fürsten einen imperator wählten, nicht einen 
rex Romanorum. Das hatte man längst schon gewußt, anfangs als ein staats- 
rechtliches Unding erklärt, später aber erwiesen, daß „kaiserliche Wahlen“ 
in der Stauferzeit wiederholt beabsichtigt und vollzogen worden seien. 
Welche besondere Absicht aber verband sich damit, und welche staatsrecht- 
liche Wirkung konnte eine „Kaiserwahl“ im Unterschiede von der Königs- 
wahl haben? 

Da ist nun m. E. zu betonen, daß seit der Ottonenzeit (das 9. Jahr- 
hundert bleibt für die Verhältnisse des späteren Reichs außer Betracht), der 
vom Vater designierte und von den Fürsten gewählte König kraft dieser 
Erhebung (Wahl und Aachener Feier) Herrscher war und zwar im gesamten 
Reiche: Deutschland, Italien und Burgund. Es gab keine neues Recht 
schaffende Königswahl in Italien, noch legte man etwa der Königskrönung 
in Monza (von Burgund ganz abgesehen!) besondere Bedeutung bei. Anderer- 
seits stand ebenso unzweifelhaft fest das Recht, aber auch die Pflicht des 
Papstes, dem deutschen oder, wie es später, seit Heinrich V., heißt, dem 
römischen König die Kaiserkrönung zu gewähren. Eben über die Bedeutung 
der Kaiserkrönung aber standen sich, soweit ich sehe, von Anfang an (seit 
der Karolingerzeit) zwei Meinungen gegenüber: die kuriale, die in der Kaiser- 
krönung die Übertragung der Kaiserherrschaft, das Recht des Papstes auf 
Approbation erblickt, im 9. Jahrhundert schon von Nikolaus I. und Johann VIII. 
vertreten, spätestens seit Gregor VII. aber ihren Anspruch auf Überordnung 
des Papsttumns aus dem päpstlichen Weltherrschaftsgedanken, der kirchlichen 
Leitungsgewalt über den Staaten überhaupt deduziert; und die weltliche oder 
gemäßigtere, in Deutschland, wie Italien, an der Kurie selbst sogar vertretene, 
die eine solche absolute Überordnung des Papsttums nicht anerkennt, die 
Kaisertum und Papsttum koordiniert, beide von Gott abstammen läßt, und 
in der Kaiserkrönung nicht mehr erblickt, als einen Akt der Weihe und Voll- 
endung, der Einführung in das kaiserliche Amt, der Übertragung der kaiser- 
lichen Titel, m. a. W. keinen weltlichen Rechtsakt, sondern eine kirchliche, 
geistliche Handlung. 
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Freilich diese Scheidung war begrifflich keineswegs streng, weil ja eben 
die Grenze zwischen Geistlichem und Weltlichem, Kirchlichem und Staat- 
lichem überhaupt noch fließend war, und im Amt der beiden Zentralgewalten, 
Papst und Kaiser, beides untrennbar sich verband. Eben auf eine reinliche 
Scheidung drängte die Theorie, wie die Praxis. Daß dabei die kirchliche 
Theorie von Anfang an überlegen war, lag in den mittelalterlichen Verhält- 
nissen. Der Staat war, wie er in Wirklichkeit nur mit Hilfe der von der 
Kirche überlieferten, höheren Kulturelemente bestehen konnte, auch in seinem 
Rechte eine niederere Ordnung in der christlichen Gemeinschaft. Er bedurfte 
der kirchlichen Sanktionierung und Autorisierung, bis er selbst wirtschaftlich 
und sozial, politisch und kulturell stark genug geworden war, um seine welt- 
lichen Lebensordnungen gegen die der Kirche behaupten zu können. Diese 
Zeit scheint nun etwa im 12. Jahrhundert, während der Kreuzzugsbewegung, 
einzutreten. Damals beginnt im Abendlande die gruße gesellschaftliche Um- 
wälzung, die Bildung der weltlichen Gesellschaftsordnung, besonders erkennbar 
im Bürgertum, dem ersten rein weltlichen Stande; denn noch das Rittertum 
war eng verquickt mit kirchlich-christlichen Tendenzen. Mit dem bürger- 
lichen Stande entwickelt sich die neue weltliche, bürgerliche Bildung. Aus 
dem italienischen Bürgertum erwächst das wissenschaftliche Studium der 
Bechtsschulen, die Belebung antiken Wissensstoffes, die juristische Proto- 
renaissance. Die Wirkung auf die Anschauungen vom Staate, vom Kaisertum 
konnte nicht ausbleiben. 

In derselben Zeit aber erreicht nun, äußerlich betrachtet, die Papst- 
kirche den Gipfel ihrer Macht; sie wird die wahre Weltkirche, aber sie ist 
auch eine wahre politische Macht geworden, die wesentlich durch äußere 
Machtmittel wirkt, nicht mehr durch religiöse und moralische Werte. 

So treten sich Kaisertum und Papsttum in der Stauferzeit ganz anders 
gegenüber, als unter Gregor VII. Damals handelte es sich um die große 
sittlich-religiöse Reform, die von innen heraus, unter Führung des Papsttums 
auch den Staat ergriff. Jetzt handelt es sich um den Wettkampf zweier 
Weltreiche: des kaiserlichen und des päpstlichen. Und deshalb haben jetzt 
auch die Juristen das Wort an der Kurie, wie am Kaiserhofe.. Wie grund- 
verschieden sind die Streitschriften des Investiturstreits, von denen des 13. und 
14. Jahrhunderts. Damals noch kirchliche, geistliche Gesichtspunkte, die 
ersten Versuche einer juristischen Erfassung der Probleme; jetzt die volle 
Rüstung der scholastischen Dialektik, gestützt auf aristotelische Philosophie 
und römisches und kanonisches Recht. 

Das alles muß man m. E. wohl beachten, wenn man den „Reichs- 
gedanken“ der Stauferzeit beurteilen will. Es ist keineswegs gleichgültig, 
wenn jetzt immer häufiger von der „Kaiserwahl“ die Rede ist, statt von der 
Wahl zum römischen König. Aber man darf darin nicht mehr sehen, als das 
Vordringen des Imperialismus überhaupt, als die längst durch die Juristen etc. 
zum Gemeingut gewordene Überzeugung, daß der römisch-deutsche König 
der Imperator sei, der Nachfolger der alten Imperatoren, daß das Imperium 
wirklich das römische sei, und daß es für die andern Staaten nur darauf 
ankomme ihre Sonderexistenz zu rechtfertigen und zu erhalten. Neue Rechte 
verbanden sich mit dieser Benennung für niemand; der Sprachgebrauch der 
Worte princeps, imperator, Romanorum rex, Augustus, Caesar läßt m. E. in 
der Stauferzeit nur erkennen, daß man anfangs auf beiden Seiten, kurialer 
und kaiserlicher, eben nicht mehr unterschied zwischen Kaiser und römischem 
König. 

Das Wichtige scheint mir gerade, daß erst die Kämpfe des 13. Jahr- 
bunderts zu einer solchen Scheidung zwangen und nun eine schärfere, staats- 
rechtliche Begriffsbildung hervorriefen, als bisher. Der Kampf um Italien 
zwischen Papst und Kaiser ist es, der diese theoretische Bewegung in Fluß 
bringt, bei Karsten und Kanonisten. Die Blütezeit der italienischen Juris- 
prudenz fällt ja gerade in diese staufischen Kämpfe. An den politischen 
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Fragen nach den Rechten des Kaisers und des Papstes übten die Juristen 
ihren Scharfsinn, der Gegensatz zwischen Guelfen und Ghibellinen übertrug 
sich in die Glossen und Kommentare; und mit ihm erwachten jetzt auch die 
nationalen Gegensätze. 

Es ist ein besonderes Verdienst Blochs auf diese juristisch-kanonistischen 
Theorien und ihren politischen Einfluß hingewiesen zu haben, wenn er ihn 
auch in der praktischen Politik der Zeit wohl überschätzt. Nur hätte er 
dabei noch stärker auch die Glossen und Kommentare der Legisten heran- 
ziehen müssen. Erst die Nebeneinander- und Gegenüberstellung der ver- 
schiedenen Schulen läßt die Probleme und die Parteien übersehen. Freilich, 
wer die Schwierigkeiten kennt, die sich der Benutzung dieser Quellenliteratur 
noch in den Weg stellen, wird ihm daraus keinen Vorwurf machen können. 

Allerdings man wird diese allgemeinen Theorien und Ideen in ihrer 
Tragweite nicht überschätzen dürfen. Sie sind ein Niederschlag der Ereig- 
nisse, sie geben Tendenzen, Stimmungen, Programme wieder, die selten direkt 
die praktische Politik unmittelbar beeinflußten. Es ist gewiß richtig, daß 
der Gedanke der Kaiserwahl in den Staatsmännern der Zeit lebendig war, 
daß man daraus Schlüsse für und wider die Unabhängigkeit des Kaisertums 
vom Papsttum ableitete. Aber es ist m. E. unmöglich aus unsern Nachrichten 
ein so künstliches diplomatisches Spiel, einen solchen Systemwechsel auf 
Grund dieser Idee nachzuweisen, wie es Bloch für die Politik Innozenz II. 
und der deutschen Fürsten tut. Auch die weiteren Schlüsse über die Ent- 
stehung des Kurfürstentums im Zusammenhang mit der Kaiseridee haben 
mich nicht überzeugt. Dasselbe gilt auch für Krammers nicht minder künst- 
liche Operationen mit dem Begriff der fränkisch-deutschen und der römischen 
Kaiserwahl; nur in der gezwungensten Weise kann damit die Politik der 
Parteien erklärt werden. Dabei soll keineswegs geleugnet werden, daß die 
Karlslegende damals (ähnlich, wie in Frankreich die Legende Ludwigs des Hl.) 
einen politischen Einfluß übte, daß sie in Gegensatz trat zu romanistischen 
Ideen, daß also auch gewisse nationale Tendenzen am Ende des 13. Jahr- 
hunderts schon auftreten. Davon geben die politischen Schriften der Zeit 
deutliches Zeugnis. 

Nur die rechts- und verfassungsgeschichtliche Bedeutung dieser Ideen 
scheint mir von beiden Forschern überschätzt. Weder der Sieg des Papst- 
tums über die Staufer in Italien, noch die Ausbildung des Kurfürstentums 
läßt sich aus dem Walten solcher Ideen und noch weniger aus ihrer klugen 
Verwendung durch einzelne Staatsmänner hinreichend erklären. Hier sprechen 
die äußeren Machtverhältnisse das entscheidende Wort. Auf die Einzelheiten 
an diesem Orte einzugehen, verbietet der Raum. 

Aber völlig verkehrt wäre es, damit den Wert solcher Untersuchungen 
überhaupt in Frage stellen zu wollen. Nicht die Höhezeit des Kampfes zeigt 
die Wirkungen der Theorien der Juristen und Theologen, wohl aber die 
Folgezeit nach dem Interregnum und nach den Kämpfen Ludwigs des B. 
Nicht so sehr in der praktischen Politik und in den Reformen selbst spiegeln 
sie sich wieder, als in der schließlichen staatsrechtlichen Fixierung des Ver- 
hältnisses zwischen Papst und Kaiser, zwischen König und Fürsten. Die 
Aktenstücke der Zeit Heinrichs VII. und Ludwigs des Bayern, die Dokumente 
von 1338 zeigen den Niederschlag jener Ideen der Stauferzeit.e. Für die 
Klärung der staatsrechtlichen Begriffe des spätern Mittelalters, für die Anfänge 
einer Staatsrechtswissenschaft bildete jene z. T. aus den Kämpfen der Staufer- 
zeit erwachsene Arbeit der Theoretiker des 13. Jahrhunderts die Grundlage. 
Viel zu wenig ist das bisher noch untersucht. Um nur ein Beispiel anzu- 
führen, das m. W. noch unbeachtet ist: jenes neuerdings so viel behandelte, 
von K. Zeumer im Kommentar des Hostiensis wieder gefundene Weistum 
der deutschen Fürsten vom Jahre 1252 wurde zum Gegenstand einer ge- 
lehrten Diskussion gemacht von dem ‚Juristen Jacobus de Arena (lebte bis 
ca. 1296). Er erörterte daran die Fragen, ob der Kaiser absolut regiere und 
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vor der Kaiserkrönung zur Herrschaft befugt sei, und beantwortete sie im 
imperialistischen Sinne. Seine Argumente haben einen Niederschlag gefunden, 
wie es scheint, in den Aktenstücken am Anfang des 14. Jahrhunderts, sie 
wurden weiter gepflanzt von anderen Juristen, sie werden erwähnt von Alvarus 
Pelagius (Planctus ecclesie 1. II. art. 29, ed. v. 1517, fol. 1867) am Anfang 
des 14. Jahrhunderts, von Cino von Pistoja (Comm. in Cod., ed. 1483, vol. II. 
fol. 4177—4187), und noch Bartolus (Consilia, Lugd. 1552, fol. 98: s. v. Reges) 
kommt darauf zurück, um die ganze Kontroverse für seine Zeit erledigt zu 
erklären: auch er beruft sich dabei auf einen praktischen Fall, das kaiser- 
liche Walten Karls IV. in Perugia vor der Kaiserkrönung. 

Wenige Worte noch zu einigen Hauptpunkten der beiden Untersuchungen. 
Der so viel umstrittene Erbreichsplan Heinrichs VI. scheint mir weder ein 
Zeugnis für den Sieg „römisch-imperialistischer Ideen“ (zumal die legistische 
Theorie wohl das auf der Volkssouveränität aufgebaute Wahlreich, aber nicht 
die Erbmonarchie akzeptiert); noch für die von Bloch daran geknüpften 
Anfänge des Kurkollegs. Die von Heinrich VI. geplante Beiseitedrängung 
der Aachener Feier kann wohl aus einfachen, realpolitischen Motiven leichter, 
als aus einer allgemeinen Tendenz zum Einheitsstaat begriffen werden. Völlig 
fehl geht Kr. offenbar auch bei seiner Beurteilung Eikes von Repgow als 
Gegner der bodenständig-deutschen Auffassung des Königtums (s. Reichs- 

edanke S. 44 ff.). Das Gegenteil wäre richtiger. Auch Friedrichs lI. Auf- 
assung seiner kaiserlichen Stellung scheint mir nicht richtig charakterisiert 
zu sein: er fühlte sich eher als Protektor und primus inter pares der sou- 
veränen europäischen Staaten, denn als echter Nachfolger der antiken Im- 
peratoren. Auch das Imperium selbst dachte er sich schwerlich als zentrali- 
sierten, absolutistisch regierten Einheitsstaat. Wie Deutschland gerade unter 
Friedrichs II. Regierung eine Sonderstellung erhielt als regnum Alemanniae, 
neben dem imperium Italien-Burgund, hat Bloch S. 145 ff. gezeigt. 

Daß weiter die sog. „Kaiserwahl“ von 1198 nicht als der eigentliche 
Ausgangspunkt der großen Verfassungsänderung angesehen werden kann, die 
zur Bildung des Kurfürstenkollegs führte, läßt sich m. E., abgesehen von der 

eringen politischen Wahrscheinlichkeit, die in der ganzen Situation nach 
der Doppelwahl liegt, ersehen aus dem Bericht der Halberstädter Chronik 
(MG. SS. 23, 113), der doch nur in ganz künstlicher Weise mit der Kaiser- 
wahltheorie zu vereinigen ist. Die einzige wirklich auffällige „Kaiserwahl“ 
aber, die Friedrichs II. von 1211, der 1212 die förmliche Königswahl folgt, 
läßt sich wohl auch einfacher erklären. Die erste Wahl von 1211 wird man 
eher als Designation bezeichnen können. (Charakteristisch ist übrigens die 
so sehr abweichende Wertung der Nachricht Burchards von Ursperg bei Bloch 
S. 91 f., 93n.5 und bei Hauck, Kirchengeschichte IV, S. 740). Daß man der 
deutschen Wahl bald den einen, bald den andern Wert beimaß, läßt sich 
nicht erkennen; und gerade der Mainzer Erzbischof bezeichnet die zweite, 
die Königswahl, als electio in imperatorem. Die Anomalien im Titel sind 
zu erklären aus der besonderen Stellung Friedrichs zur Kurie, die ihn zum 
Kampf in Italien brauchte, ihn deshalb schon vor seiner deutschen Wahl 
als Kaiser bezeichnet, aber doch auch die deutsche Wahl nicht beiseite 
schieben will, etwa durch Ernennung Friedrichs zum Kaiser. Die Wahl von 
1212 bedeutet m. E. nicht einen Protest gegen den Papst (Bloch), auch 
nicht eine Befestigung der fränkischen Wahlidee (Krammer), sondern ist 
nichts ale ein regulärer Wahlakt, der nur durch die äußere politische Lage 
sich von anderen abhob, nicht durch irgendwelche Tendenzen. Auch die 
Wahl von 1220 ist zwar bedeutungsvoll für die Entwicklung des Reichs- 
gedankens, für die Stellung Deutschlands im Imperium; aber sie ergibt m. E. 
nichts für die eminente Bedeutung der „Kaiserwahl“. Die Wahl (oder besser 
mit Bloch: Designation) Konrads IV. aber ist wohl ebenso wenig ein Zeugnis 
des Imperialismus und der cäsaristischen Reformpolitik Friedrichs II. Jeden- 
falls reicht das Wahldekret mit seinen schwülstigen, legistischen Phrasen 
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dafür nicht aus. Auf diese Fragen und das eng damit verknüpfte Problem 
der le des Kurfürstentums kann hier nicht eingegangen werden. 
Die besondere Bedeutung Innozenz’ IV. für den Fortschritt der hierokratischen 
Idee ist von Bloch scharf hervorgehoben worden. In der späteren kuriali- 
stischen Doktrin kommt sie in der Tat deutlich zum Ausdruck. Ein Kurialist 
aus dem Anfang des 14. Jahrhunderts (Egidius Spiritalis) setzt geradezu die 
strengere Lehre Innozenz’ IV. und seines Schülers Guido von Baysio in Gegen- 
satz zu der milderen Anschauung des Hostiensis und des Johannes Teutonicus, 
Huguccio u.a. In Innozenz’ IV. Erklärung der Konstantinschen Schenkung 
als restitutio spiegelt sie sich wider. Nur gab es eine ähnliche extreme Rich- 
tung auch schon früher, wohl schon im 12. Jahrhundert, jedenfalls unter 
Innozenz IM., und in der praktischen Politik hatte Innozenz IV. ebenfalls 
schon Vorläufer. Nur daß diese extreme Strömung jetzt nach dem Sturze 
des Kaisertums an der Kurie zum Siege kommt, ist bemerkenswert. Der 
Einfluß kanonischer Wahlformen auf die deutsche Wahl, die scharfe Trennung 
von regnum und imperium treten erst jetzt hervor. Damals erfolgen unter 
dem Einfluß der kurialistischen Doktrin wirkliche Neuerungen im deutschen 
Wahlrecht, Reformen, wie sie m. E. die „Kaiserwahlidee“ nie hervorrief. 
Jene vordrängende Politik der Kurie aber, zumal sie immer mehr unter den 
Druck der französischen Macht gerät, löst nun gerade am Ende des Jahr- 
hunderts den Widerspruch in Deutschland aus, den Zusammenschluß der 
Fürsten gegen kuriale Eingriffe, wie er schon 1252 in der Braunschweiger 
Erklärung zutage tritt. Damit beginnt eine neue Periode der Verfassungs- 
geschichte des Reichs, wie des Reichsgedankens und der Kaiseridee. Wie 
dabei nun klerikale und weltliche Ansprüche, päpstliche und fürstliche Rechte, 
der Wert der Krönung und der Wahl gegeneinander abgewogen werden, 
wie immer klarer das Kaisertum vom deutschen Königtum unterschieden, 
aber auch von dem Einfluß der Kurie befreit wird, und schließlich der welt- 
liche und der nationale Staatsgedanke siegt, das hat Krammer in seiner 
letzten Arbeit gezeigt. Die Bedeutung einzelner Staatsmänner tritt dabei 
scharf, vielleicht zu scharf, hervor; denn auch sie waren nicht Schöpfer, 
sondern höchstens Träger der leitenden Ideen, die schon längst miteinander 
rangen. 

Für die Geschichte der politischen Anschauungen, wie der Institutionen 
in der Stauferzeit bedeuten diese Arbeiten jedenfalls eine sehr wertvolle 
Förderung, so sehr vielleicht auch im einzelnen weitergehende Forschung 
an den Ergebnissen noch zu ändern haben wird. Der Versuch der hier 
gemacht ist, die großen, die Zeit bewegenden geistigen Kämpfe zwischen 
kirchlicher und weltlicher, nationaler und universaler Anschauung, überhaupt 
die Weltanschauung in unmittelbare Verbindung zu setzen mit der Um- 
wandlung der staatlichen Einrichtungen kann nur anregend und befruchtend 
auf die Forschung wirken. 


Finanzwissenschaftliche Literatur 
Von Wilhelm Gerloff 


Julius Wolf, Die Steuern in Deutschland. Ein Leitfaden. Berlin und 
Leipzig 1912. Verlag von Dr. W. Rothschild. 28 S. — E. Begemann, 

‚ Die Finanzreformversuche im Deutschen Reich von 1867 bis zur 
Gegenwart unter Berücksichtigung der Deckung der Wehrvorlagen. 
Göttingen 1912. Vandenhoeck & Ruprecht. 145 S. — E.v.Beckerath, 

Die preußische Klassensteuer und die Geschichte ihrer Reform bis 1861. 
Staats- und sozialwissenschaftliche Forschungen. (Herausgegeben von 
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G. Schmoller und M. Sering.) München und Leipzig 1918. Duncker 
und Humblot. VIII und 104 S. — Bruno Moll, Zur Geschichte der 
Vermögenssteuer. München und Leipzig 1911. Duncker und Humblot. 
133 8. — Derselbe, Zur Geschichte der englischen und amerikanischen 
Vermögenssteuern. München und Leipzig 1912. Duncker und Humblot 
100 8, 


Finanzfragen stehen seit geraumer Zeit in Reich, Einzelstaaten und 
Gemeinden im Mittelpunkt der politischen wie wirtschaftlichen Interessen. 
Es ist deshalb wohl begreiflich, daß der Büchermarkt fortlaufend mit neuen 
finanzwissenschaftlichen Monographien aufwartet. Vor mir liegt ein Sonder- 
abdruck aus dem Handbuch der Politik „Die Steuern in Deutschland“ von 
J. Wolf. Der Verf. ist augenscheinlich durch den ihm zur Verfügung ge- 
stellten Raum auf das Äußerste beschränkt gewesen, so daß er es sich stets 
mit den knappesten Tatsachenangaben hat genügen lassen müssen. Diese 
sind im wesentlichen richtig wiedergegeben worden. Es sei nur angemerkt, 
daß in dem ersten Teil, der die finanzwirtschaftliche „Arbeitsteilung“ zwischen 
Beich und Einzelstaaten behandelt, ein Irrtum unterlaufen ist. Das Finanz- 
gesetz vom 15. Juli 1909 hat keine Bindung der Matrikularbeiträge gebracht, 
vielmehr ist diese vom Reichstag ausdrücklich abgelehnt worden. Die Dar- 
stellung des Verhältnisses von Matrikularbeiträgen und Überweisungen war 
auch sonst bei der Veröffentlichung (Neujahr 1912) nicht mehr zutreffend. 

Mit Vergnügen zeige ich die Schrift von Begemann an. Die Gepflogen- 
heit, vornehmlich dann Literatur zu zitieren, wenn er glaubt. jemanden am 
Ohr zupfen zu können, verrät freilich den Anfänger; dennoch stehe ich nicht 
an, die Broschüre als die beste in der Flut der neueren Reichsfinanzliteratur 
zu bezeichnen. In klarer, flüssiger und kritisch besonnener Darstellung gibt 
der Verf. eine Übersicht über alle Finanzreformversuche im Deutschen Reich 
von 1867 bis 1912. Er beschränkt sich stets auf das Wesentliche und weiß 
dabei doch das Zusammenspiel und den Widerstreit der materiellen, politischen, 
sozialen Interessen und Kräfte zu einem lebendigen Bilde zu gestalten. Etwas 
fehlt freilich überall an der Darstellung, weil dem Verf. das in den Archiven 
der Ministerien, Reichsämter usw. ruhende Urmaterial nicht zugänglich war'). 
Er konnte deshalb an manchen Stellen zu einer völlig richtigen Beurteilung 
nicht gelangen, das gilt z. B. von den Miquel-Posadowskyschen Finanzreform- 
versuchen. Doch ist ihm daraus selbstverständlich kein Vorwurf zu machen. 
Ernstlich zu bemängeln hätte ich nur die Ziffernscheu des Verf. Eine 
Finanzgeschichte ohne Finanzstatistik entbehrt der Stützen und Träger, und 
diesen Mangel vermögen auch die besten finanzwissenschaftlichen und volks- 
wirtschaftlichen Erörterungen nicht zu beheben. 

Die Schrift E. von Beckeraths interessiert besonders durch das erst- 
malig benutzte Quellenmaterial des preußischen Finanzministeriums. Sie bietet 
nach dieser Seite eine schätzenswerte Ergänzung einer etwa gleichzeitig er- 
schienenen Schrift von Teschemacher, der ich sonst wegen ihrcs weiteren 
Gesichtskreises, bei engerer Aufgabestellung, den Vorzug geben möchte. Von 
Beckerath kommt nicht recht von seinen Quellen los, er zeigt bei den 
preußischen Steuerreformversuchen der Revolutionsjahre mehr die Kräfte 
oder auch Widerstände, die von oben kommen, weniger das Drängen aus 
der Bevölkerung. Damit soll nicht gesagt sein, daß er uns nicht auch in- 
teressante Aufschlüsse vermittelt. Sicherlich hat seine Schrift nicht nur 
fachwissenschaftliche, sondern auch allgemeingeschichtliche Bedeutung. Die 
preußische Klassensteuer und ihre Umbildung zum Beginn des Konstitutio- 
nalismus bildet eine wichtige Etappe in der Entwicklung der preußisch- 
deutschen Steuergeschichte überhaupt. Die Kämpfe, die damals geführt wurden, 


D Dieses ist jetzt zum Teil von mir in meinem Werk „Die Finanz- und 
Zollpolitik des Deutschen Reiches“, Jena 1913, benutzt worden. 
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erinnern zum Teil an die heutigen. Und wenn wir von einem so bedeutenden 
Kopf wie Savignys so sonderbare Ansichten hören, wie sie sein Gutachten 
über die Einführung der Einkommensteuer enthält, dann brauchen uns auch 
die krausesten Gedankengänge über Weltanschauung und Erbschaftssteuer 
nicht mehr wunderzunehmen. 

Zwei Beiträge zur Geschichte der Vermögenssteuern liefert uns Moll. 
Welches Ziel sich der Verf. in seiner Untersuchung gestellt hat, ist nicht 
ganz leicht zu erkennen. Er will anscheinend den wirtschaftlichen Steuer- 
begriff, der uns zu verschiedenen Zeiten in den Hauptformen der direkten 
Besteuerung begegnet, feststellen. Die erste Abhandlung prüft daraufhin das 
über die deutschen Territorien und Städte vorliegende steuergeschichtliche 
Material. Das ist sicherlich nicht ganz nutzlos, aber ob seine Methode frucht- 
bar ist, wird sich noch zeigen müssen, denn in seiner ersten Abhandlung 
kommt Moll nicht viel weiter als seine Vorgänger. Gute Ansätze verrät 
allerdings schon die Schrift „Zur Geschichte der englischen und amerikanischen 
Vermögenssteuern“. Man sieht deutlicher, worauf Moll hinaus will. Die 
Untersuchung des Vermögenssteuerbegriffes im allgemeinsten Sinne des Wortes 
mit weitgehender Gliederung und kritischer Abgrenzung dieses in den mannig- 
fachsten Formen in der englischen und amerikanischen Gesetzgebung vor- 
kommenden Begriffes liefert Beiträge zur Kritik der älteren, speziellen steuer- 

eschichtlichen Versuche und zum Aufbau einer allgemeinen vergleichenden 
Stenergeschichtè. Die Frage freilich: „wie stand es denn mit der Anwendung 
der aus dem Gesetzestext herausgelesenen Steuerbegriffe in der Praxis?“ bleibt 
unbeantwortet. Die Mollschen Untersuchungen sind Vorstudien, Vorstudien 
freilich, die gemacht werden müssen, mit welchen man aber den Büchermarkt 
nicht belasten sollte. Solche Versuche gehören, wenn das Bedürfnis zu ihrer 
Veröffentlichung überhaupt vorliegt, in eine Zeitschrift. Jedenfalls glaube 
ich, es wäre für den Leser befriedigender und für den Autor dankbarer 
gewesen, wenn er uns die Ergebnisse seiner Studien erst dann vorgelegt 
hätte, nachdem er, wie er sich das vorgenommen hat, seinem Problem in 
den Hauptkulturländern nachgegangen war. 


Gerhard Anschütz, Die Verfassungsurkunde für den Preußischen Staat. 
Ein Kommentar für Wissenschaft und Praxis. I. Bd. Einleitung. Die 
Titel Vom Staatsgebiete und Von den Rechten der Preußen. Berlin 
1912. O. Häring. XX und 643 S. 


Kommentare zur preußischen Verfassungsurkunde waren auch bisher 
schon vorhanden und ihr Verdienst soll nicht verkleinert werden. Aber 
sowohl Arndt (7. Aufl. 1911) wie auch Schwartz (2. Aufl. 1898) erstreben 
handliche Kürze und versagen sich dadurch eine erschöpfende wissenschaft- 
liche Exegese der einzelnen Artikel und ihrer Zusammenhänge. Um so 
dankenswerter ist es, daß nunmehr A., der sich durch eine Reihe hervor- 
ragender Publikationen einen Platz unter den Autoritäten des deutschen 
öffentlichen Rechts gesichert hat, Wissenschaft und Praxis mit einem Kom- 
mentar beschenkt, der — nach dem Vorbild der großen Kommentare des 
Justizrechts — Vollständigkeit erstrebt in Herbeischaffung und Durchgeisti- 
gung alles zum Verständnis des Gesetzes dienlichen Stoffes aus Entstehungs- 
geschichte, Gesetzgebung, Rechtsprechung und Rechtswissenschaft. 

In dem vorliegenden ersten Bande ist das erstrebte Ziel erreicht. Er 
leistet alles, was man von einem Kommentar irgend erwarten darf. Aber 
auch noch in anderer Richtung ist das Werk willkommen, ja notwendig. 
Die neueren Darstellungen des preußischen Staatsrechts stammen von 
politisch rechtsstehenden Gelehrten (Arndt, Bornhak, Hobrich, Zorn). Von 
A. weiß man aus seinen Arbeiten oder Bemerkungen über Wahlrecht, Schul- 
recht, Tbronfolgerecht, daß er auf dem Boden einer liberalen Staats- und 
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Bechtsauffassung steht. welche die Souveränität des Staatscesetzes gegenüber 
allem kirchlichen. dynastischen oder demckratischen Naturrecht kräftig betont 
und in der konstitutionellen „Zurückverlegung des Staates und das Volk” S. 5) 
und der gesetzlichen Verbürgung einer Freiheitssphäre des Individuums, vorab 
auf geistigem Gebiet, wertv«llste und unersetziiche trüter erblickt. Natürlich 
hat ın den Händen eines ehrlichen und gewissenhaften Forschers das Recht 
keine „wächserne Nase” und es darf ihn weder Liberalismus Resultate 
finden lassen, die den Liberalen. noch Konservatist:.ns solche, die den Kon- 
servativen gefallen. Aber die politische (rundstimmung gibt dem Scharfsinn 
nach dieser Richtung stärkeren Impuls. als nach jener. beherrscht die Problem- 
stellung und das Werturteil. (rerade eine Verfassungsurkunde bedarf deshalb 
der Interpretation durch Juristen aller Parteirichtungen und so schließt denn 
das vorliegende Werk eine nachgerade emptindlich gewordene Lücke der 
staatsrechtlichen Literatur. A. gibt seinem Buche als Motto die Schiußworte 
des Flugblattes der preußischen Regierung vom 6. Dezen:ber 1848 auf den 
Weg: „Die Lage des Vaterlandes, die Weltlage erfordert ein starkes Preußen. 
Stark aber ist nur ein freies Preußen.“ Und er betont (S. VI). daß er dort 
„wo die Betrachtung der gegebenen Rechtslage oder Verwaltungspraxis den 
Ausspruch eines Werturteils geradezu herausfordern”, von politischen An- 
schauungen ausgehe, die „von dem stark unterstrichenen Küunservatismus“ 
jener andern Autoren „wesentlich abweichen“. 

Den positiven Gehalt dieser Gesinnung wird man allerdings erst im 
künftigen 2. Bande näber kennen lernen. In diesem ersten macht sie sich 
vor allem geltend in der Bewertung geschichtlicher Vorgänge und paart sich 
mit dem Bestreben, dabei auch den Vertretern anderer politischer Richtungen 
gerecht zu werden. Am schönsten bei dem Urteil über den Berliner März- 
aufstand. Die Forschungen von Koser, Rachfahl und Onken haben gezeigt, 
laß der Übergang des Königs zum Konstitutionalismus kein notgedrungenes 
Zugeständnis an die Revolution gewesen ist, sondern eine schon vorher im 
Dienste der deutschen Politik frei beschlossene Maßregel. Dennoch war der 
Märzaufstand für die Durchführung dieser Maßregel nicht ohne Bedeutung. 
Er hat „hart gemahnt“, er hat beschleunigt. „Und so fordert die geschicht- 
liche Gerechtigkeit, daß, wenn man der treibenden Kräfte gedenkt, die dem 
Konstitutionalismus in Preußen die Bahn bereitet haben, man die Berliner 
Barrikadenstreiter nicht vergißt. Auch sie kämpften und starben für das 
Vaterland“ (8.32). Der Satz ist der „Einleitung“ entnommen, in der Anschütz 
den Übergang Preußens zur konstitutionellen Staatsform schildert, d. h. die Ent- 
wicklung von der Nassauer Denkschrift des Freiherrn vom Stein bis zum 
eidlichen Verfassungsgelöbnis Friedrich Wilhelms IV. In gebotener Kürze 
(60 Seiten), aber fern von jener unausstehlichen Trockenheit, mit welcher in 
den meisten juristischen Kommentaren eine Aneinanderreihung der formellen 
Etappen der Gesetzwerdung als „Entstehungsgeschichte“ ausgegeben wird. 
Es ist eine Zusammenfassung der Ergebnisse historischer Forschung. Indes 
teilweise doch mehr, wie überhaupt das ganze Werk der (Greschichtsforschung 
Dienste leistet. Aus bisher unbekannten von A. benutzten Akten nämlich 
fällt neues Licht auf wichtige Momente der Entstehungsgeschichte. Vor allem 
kann A. ein zweites Exemplar des noch nicht lange bekannten Urentwurfs vom 
15. Mai 1848 mitteilen (S. 596 ff... Es ist begleitet von einem Alternativ- 
vorschlag für die Bildung der Kammern und enthält die höchst interessanten 
eigenhändigen Randbemerkungen des Königs, über deren Inhalt man bisher 
nur indirekt und lückenhaft unterrichtet war (vgl. S. 36—40). Wertvolle 
Aufschlüsse bringt A. sodann zur Genesis des Oktroyierungsgedankens. Daß 
dieser aufgetaucht ist geraume Zeit, ehe das Ministerium Brandenburg ihn 
ergriff, wußte man aus einem Gespräch des Generals v. Gerlach mit Bismarck 
vom 16. September. Es zeigt sich jetzt, daß schon am 11. Septeinber oder 
kurz vorher der Flügeladjutant Edwin von Manteuffel — wie es scheint, als 


Wortführer der „Kamarilla“ — dem König den Entwurf eines AT: Pa: 
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reicht hat, demzufolge der König mit der Auflösung der Nationalversammlung 
die Oktroyierung einer Verfassungsurkunde verbinden sollte, und daß der 
König diesen Plan grundsätzlich gutgeheißen hat (S. 47). Allerdings war 
das eine vorübergehende Stimmung. Es bleibt dabei, daß seit Anfang No- 
vember das Staatsministerium Hauptträger dieser Politik war und die Oktroy- 
ierung einer liberalen Verfassung in hartem Kampfe gegen König und Ka- 
marilla durchgesetzt hat. Die ansprechende Hypothese von Seitz, daß Bis- 
marck für die Oktroyierung gewirkt habe, lehnt A. ab (S. 48); auch wendet 
er sich lebhaft und ausführlich gegen die tiefschürfende Darstellung der 
Motive und der Bedeutung der Öktroyierung, die Fr. Meinecke gegeben hat 
in seinem bekannten Werke „Weltbürgertum und Nationalstaat“. A. räumt 
ein, daß Erwägungen der deutschen Politik bei der Erlassung der oktroyierten 
Verf. in zweiter Linie mitgespielt haben (S. 52), betont aber energisch, 
daß die innerpolitische Situation die Oktroyierung einer liberalen Verf. 
zu einer unabweisbaren Konsequenz gemacht habe, und daß hierin das zu- 
reichende und allein beweisbare Motiv der Minister zu suchen sei. Mir will 
scheinen, als ob A. hier einen Gegner bekämpfe, dessen Ansicht sich von 
der seinigen nur um Nuancen unterscheidet. In Wahrheit betont auch Meinecke 
die innerpolitischen Motive der Oktroyierung mit aller Schärfe. Er sagt 
(1. Aufl. S. 418), daß auch die bewußte Abwehr der Zumutung, Preußen 
aufzulösen in das Deutsche Reich zu den Verdiensten des Min. Brandenburg 
gehöre; aber er sagt nicht, daß „die treibende Kraft nicht die innere, sondern 
die äußere, die deutsche Politik gewesen sei“ (A. S. 49). Er sieht in der 
Oktroyierung objektiv einen Gegenschlag gegen die Frankfurter Versamm- 
lung und macht höchst wahrscheinlich, daß dies auch subjektiv eine bedeut- 
same Rolle gespielt habe; aber er sagt m. E. nicht, daß sie subjektiv aus- 
schließlich oder auch nur vorwiegend dadurch motoviert sei. Eine Bestätigung 
dieser Auffassung bietet M.’s neuestes Werk „Radowitz und die deutsche 
Revolution“ (1913) S. 182 und 360. Es sind eher die minder vorsichtigen 
Aufstellungen von Hintze (Preuß. Jahrb. 144 S. 392), die von Ae Polemik 
getroffen werden. — 

Der Schwerpunkt des Werkes liegt in seiner Erörterung des geltenden 
Rechts und dabei werden die großen Linien des preußischen Verfassungsbaus 
erst im zweiten Band ans Licht treten können, in dem die Rechtsstellung 
des Königs, die Funktionentrennung, das Etatrecht zu erörtern sein werden. 
Die Eigenart, die das vollendete Werk tragen wird, ist aber schon diesem 
I. Band erkennbar aufgeprägt. Anschütz gibt zu jedem Artikel der VerfUrk. 
einen systematisch geordneten Kommentar, der nicht nur den Text selbst 
erläutern, sondern die ganze durch ihn betroffene Rechtsmaterie in ihren 
Prinzipien klarlegen soll. Deshalb erörtert er neben der VerfÜrk. selbst 
eine Fülle anderer Rechtssätze des preußischen und des Reichsrechts und 
findet Anlaß, zahlreiche meist aktuelle Streitfragen des Verwaltungsrechts 
scharfsinnig und freimütig zu behandeln. Dennoch empfindet man die Exkurse 
niemals als Abschweifung. Die Phantasie des guten Kommentators, der die 
Anliegen künftiger Benutzer vorausahnt, verbindet sich aufs glücklichste mit 
der vom Verf. schon oft bewährten Gabe einen großen und verzweigten Stoff 
durch logischen Aufbau und kräftig-klare Sprache zu meistern. So ist denn 
schon der Inhalt dieses I. Bandes ein ungemein reicher. Unter den Händen 
des Verf. wird die Erläuterung der Artt. 12—19 (S. 183—363) zu einem 
Kompendium des preußischen Staatskirchenrechts, diejenige der Artt. 20—26 
(S. 864—496), bzw. dessen, was an ihrer Stelle gilt, zu einem Kompendium 
des Verwaltungsrechts der preußischen Volksschule. In ihren Grundprinzipien 
werden behandelt: Zu Art. 9 Enteignung und öffentlich-rechtliche Entschädi- 
gung; zu Artt. 29 und 30 das Reichsvereinsgesetz, zu Artt. 84—39 Wehrpfiicht 
und Militärgesetzgebung usw. 

Ihre innere Einheit finden alle diese Materien darin, daß sie von der 
VerfUrk. einbezogen sind in den Versuch einer grundsätzlichen Grenzver- 
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zwischen Staat und Individuum, als der sich der zweite Titel der 
SAS „Von den Rechten der Preußen“ (Artt. 3—42) darstellt. Die 
richtige Deutung dieser Artikel hat von jeher die größten Schwierigkeiten 
bereitet. In der Reaktionszeit waren diese „Grundrechte den Behörden ein 
Dorn im Auge und die Verwaltungspraxis schreckte nicht davor zurück, sich 
in wichtigen Dingen willkürlich über sie hinwegzusetzen. Ein juristisches 
Mäntelchen für diese Rechtsbrüche bot die Theorie, die Artt. des Hd. Titels 
seien allesamt bloße Direktiven für die Gesetzgebung, „gesetzgeberische Mo- 
nologe“ ohne unmittelbare Rechtswirkung. A. tritt derartigen, auch heute 
noch nicht ausgestorbenen Wegdeutungsversuchen wiederholt mit aller Schärfe 
entgegen (z. B. S. 66, 95). Er ist bemüht, den vollen juristischen Gehalt 
der Grundrechtsartikel auszuschöpfen, ohne doch je zu viel in sie hineinzudeuten 
— eher manchmal zu wenig, wie ich glaube. Sein Kommentar zu Art. 14 
(„Die christliche Religion wird . . . zum Grunde gelegt“) ist ein glänzendes 
Beispiel dafür, wie er aus einem juristisch überaus spröden Texte Rechtssätze 
von Bedeutung zu entwickeln versteht. Dem ganzen Titel schickt A., was 
auch gar nicht zu vermeiden war, eine Vorbemerkung voraus (S. 91—104) 
über Sinn und Wesen dieser „Grundrechte“ im allgemeinen. Er zeigt, daß 
die Überschrift „Von den Rechten der Preußen“ falsch ist: Der Titel begründet 
nicht nur Rechte, sondern auch Pflichten, auch rein objektives Recht, auch 
bloße Verheißungen; er enthält nicht die Rechte der Preußen, sondern nur 
einige wenige und diese sind in der Hauptsache nicht Rechte der Preußen, 
sondern Rechte eines jeden Untertans, auch des Ausländers (S. 100 ff.). Titel I 
ist, was zu Unrecht bezweifelt wird „nicht nationalistisch, sondern rein in- 
dividualistisch gedacht“. Im übrigen enthält er Sätze von sehr heterogenem 
juristischen Gehalt. A. sucht sie in 3 Gruppen zu ordnen: Von einigen muß 
man zugeben, daß sie bloße Verheißungen sind ohne Rechtswirkung. Andere 
Sätze des II. Titels schaffen aktuelles, aber rein objektives Recht, indem sie 
Gesetze aufheben. Pflichten begründen, gewisse Angelegenheiten der Legis- 
lative überweisen u. dgl., vgl. S. 95 f. und über die relative Bindung des 
Gesetzgebers durch solche Sätze z. B. S. 65, 191, 337, 587. Eine dritte Gruppe 
endlich hat es mit der Begründung subjektiver Rechte zu tun (S. 96—99). 
Möglicherweise so, daß geradezu Ansprüche auf positive Leistungen begründet 
werden; derartiges findet A. im Art. 7 (Rechtsschutzanspruch) und — schwerlich 
mit Recht — Art. 32 (Petitionsrecht). Die andere Sätze dieser Gruppe sind 
„im Kerne ihres Wesens Ansprüche auf Unterlassung von Verwaltungsakten.“ 
Sie handeln von echten Rechtsansprüchen, die sie aber nicht sowohl begründen, 
denn als Folgerungen eines allgemeinen Prinzips staatsgrundsätzlich festlegen. 
Damit hat es folgende Bewandtnis: Im konstitutionellen Staat und so auch 
in Preußen (Art. 62, vgl. vorläufig S. 98) gilt das Prinzip der gesetzmäßigen 
Verwaltung. Aus diesem Prinzip folgt vor allem, daß die Verwaltung in 
„Freiheit und Eigentum“ (im weitesten Sinne) des Untertans nur eingreifen 
darf auf Grund und nach Maßgabe des Gesetzes, wobei man gelten lassen 
muß, daß nicht nur konstitutionelle Gesetze, sondern auch Gewohnheitsrecht, 
auch vorkonstitutionelle Normen (S. 140) als „gesetzliche“ Ermächtigungen 
anzusehen sind, insbesondere also der § 10 II 17 des Allgemeinen Landrechts 
von 1794, in dem man sich gewöhnt hat, eine allgemeine Ermächtigung 
für die Polizeibehörden zu erblicken, wonach sie zur Aufrechterhaltung der 
guten Ordnung des (femeinwesens mit Befehl und Zwang in Freiheit und 
Eigentum eingreifen dürfen. Die subjektive Kehrseite des Prinzips ist, 
wie das bes. Gg. Jellinek klargelegt hat, daß jedermann ein allgemeines 
subjektives öffentliches Recht gegen den Staat besitzt, auf Freiheit von jeder 
unrechtmäßigen, nicht auf zureichenden gesetzlichen Ermächtigungen beruhen- 
der Beeinträchtigung seiner persönlichen und rechtlichen Sphäre. Deswegen 
sind persönliche Freiheit, Gewissensfreiheit, Preßfreiheit, die Gebahrung mit 
dem Eigentum, die Petitions-, die Versammlungsfreiheit, die freie Berufs- 
wahl usw. auch ohne Grundrechtssätze vor Verwaltungswillkür sicher. Jo“ 
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also ein Verfassungssatz sich darauf beschränkt zu sagen: „Die Unverletzlich- 
keit des Eigentums ist gewährleistet“ oder „die Versammlungsfreiheit unter- 
liegt nur den gesetzlichen Beschränkungen“ enthält er nicht die Begründung 
eines noch nicht bestehenden Rechtes, sondern hebt nur kasuistisch einen 
Anwendungsfall des allgemeinen subjektiven Freiheitsrechts hervor. Von allen 
derartigen Sätzen läßt sich sagen, daß sie nur einen Folgesatz des Prinzips 
aussprechen, „welcher, wenngleich er für den schärfer Blickenden in dem 
Prinzip schon enthalten sein möchte, doch der ausdrücklichen Feststellung 
bedürftig erschien“ (S. 134). „Die Artt. 3—42 sind nicht so zu verstehen, 
daß nur für die dort namhaft gemachten Richtungen und Gebiete der indivi- 
duellen Freiheit das Prinzip der gesetzmäßigen Verwaltung gilt, womit dann 
die andere, unerwähnt gebliebene, dem nur durch Zweckmäßigkeitserwä- 
gungen gebundenen Ermessen der Verwaltung überantwortet wären“ (S.97/98). 
Ein derartiger Artikel begründet also kein Recht, sondern exemplifiziert nur 
auf ein solches (vgl. S. 520, 544). Er ist juristisch ein leerlaufendes Rad und 
es ist inkonsequent, wenn A. gelegentlich doch einmal von einem besonderen 
„Recht“ spricht, das ein solcher Artikel „begründe“ (S. 500, mißdeutbar aber 
auch S. 96). 

So richtig das alles ist, so hat doch A. einen wichtigen Gesichtspunkt 
völlig außer acht gelassen. Er hat nicht beachtet, daß, mindestens möglicher- 
weise, Grundrechtsartikel der letzterörterten Art doch auch eine selbständige 
Funktion haben können. 

Eine Funktion als Grenze, sei es der Polizeigewalt. sei es allen vorkon- 
stitutionellen Ermächtigungen gegenüber. Die beste sprachliche Formulierung 
solcher Grenzenziehung ist die einiger neuerer Reichsgesetze. Sie sagen 
(ungefähr): Die Preßfreiheit, Gewerbefreiheit usw. unterliegt nur den in 
diesem Gesetze oder späteren Reichsgesetzen enthaltenen oder zugelassenen 
polizeilichen Beschränkungen. . Das bedeutet dann, daß die Polizeibehörden 
diesen Betätigungen der natürlichen Freiheit gegenüber nicht auf ihre all- 
gemeinen Ermächtigungen zu einschränkenden Verordnungen und Verfügungen 
— insbes. den $ 10 II 17 ALR. — zurückgreifen dürfen, sondern sich an den 
spezialgesetzlichen Ermächtigungen genügen lassen müssen (vgl. die eigenen 
Ausführungen von A. S. 503 ff., 518 ff.). Derartige Grenzwirkungen nun ver- 
mögen auch Grundrechtssätzen des Titel II der VerfUrk. innezuwohnen. 
A. selbst nimmt das in einem Falle an, untersucht und verneint es in andern 
Fällen und hätte es deshalb in allen Fällen untersuchen und auch diesen 
Typus in der allgemeinen Vorbemerkung berücksichtigen müssen. Gebt man 
der Sache bei einigen Artikeln nach, so ergibt sich folgendes. Die Ver- 
bürgerung der Unverletzlichkeit des Eigentums (Art. 9 S. 1) ist allerdings 
bloße Bekräftigung des Prinzips der gesetzmäßigen Verwaltung ohne selb- 
ständige Rechtswirkung, denn das Eigentum ist seinem Begriffe nach ein 
durch öffentlichrechtliche Pflichten beschränktes Recht (S. 162). Ob Art. 20 
(Freiheit der Meinungsäußerung) so unbedingt in diese Kategorien gehört, 
wie A. S. 373 behauptet, lasse ich dahingestellt. Die Religionsfreiheit (Art. 12) 
gehört insoweit hierher, als es sich um ihre „Ausübung“ handelt. Denn 
Art. 12 S. 3 sagt ausdrücklich: „Den bürgerlichen und staatsbürgerlichen 
Pflichten darf durch die Ausübung der Religionsfreiheit kein Abbruch ge- 
schehen“ (vgl. S. 228 ff.), aber auch nur insoweit (s. unten). Anders liegt 
die Sache beim Art. 8, der ausdrücklich die vorkonstitutionellen Strafverord- 
nungsermächtigungen aufhebt, beim Art. 32 (Petitionsfreiheit) und beim Art. 33 
(Briefgeheimnis). Daß die Petitionsfreiheit nicht auf Grund der allgemeinen 
polizeilichen Ermächtigungen beschränkt werden dürfe (außer in den stets 
vorzubehaltenden Fällen, in denen ein allgemeineres Verbot quasi zufällig auch 
die verbürgte Freiheit beschränkt, z. B. eine seuchenpolizeiliche Sperre die 
Zirkulation der Eingabe hindert), sagt A. zwar nicht ausdrücklich, es dürfte 
aber seine Meinung sein. Beim Briefgeheimnis zieht A. ausdrücklich die 
Folgerung, daß Art. 33 alle nicht bei strafgerichtlichen Untersuchungen oder 
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in Kriegsfällen notwendigen Beschränkungen aufhebe, die etwa aus dem 
älteren Recht hergeleitet werden konnten, insbes. die polizeilichen: „ALR. 
II 17 § 10 ist damit auf diesem Gebiete ausgeschaltet“ (S. 554). Demgegenüber 
hat A. beim Art.5 („Die persönliche Freiheit ist gewährleistet. Usw.“) und 
beim Art. 6 („Die Wohnung ist unverletzlich. Usw.“) eine derartige Aus- 
legung erstaunlicherweise nicht einmal in Betracht gezogen! Und doch be- 
steht ersichtlich zum mindesten die Möglichkeit, daß die VerfUrk. diese 
beiden Freiheiten nicht bloß zur Zierde des Grundgesetzes ehrenvoll erwähnen 
und genauere Gesetze darüber verheißen, sondern sie unmittelbar sicher 
stellen wollte gegen alle aus der älteren Staatsordnung hergebrachten Be- 
schränkungsmöglichkeiten; daß sie sagen wollte: in persönliche Freiheit 
(d. i. physische Bewegungsfreiheit, nicht die ganze „natürliche Freiheit“, wie 
A. S. 135 meint) und Hausrecht darf von jetzt an nur nach Maßgabe künf- 
tiger konstitutioneller Gesetze eingegriffen werden, insbes. also nicht, wie 
dies A. (S. 140, 146) mit anderen lehrt, auf Grund des $ 10 II 17 ALR. 
Diese Möglichkeit wird zur Wahrscheinlichkeit durch die Tatsache, daß Re- 
gierung und Kammern die Erteilung der wichtigsten Ermächtigungen auf 
diesem Gebiete für ganz unaufschieblich gehalten und die Verabschiedung 
des Ausführungsgesetzes „zum Schutze der persönlichen Freiheit“ so betrieben 
haben, daß es schon unterm 12. Februar 1850 verkündet werden konnte. 
Dieses Gesetz ist allerdings sehr unzulänglich (vgl. S. 145 und — nicht ganz 
kritisch genug — S. 139/40) und ich gebe zu, daß man mit der mir Ste 
scheinenden extensiveren Auslegung der Artt. 5 und 6 nicht zu praktisch 
befriedigenden Resultaten kommt, sondern alsbald den Gesetzgeber herbei- 
wünscht, um die Lücken zu schließen und einem verfassungswidrigen Über- 
gangszustande ein Ende zu machen. Aber führt denn die von A. adoptierte, 
in der Praxis herrschende Herabsetzung der Artt. 5 und 6 zu ohnehin selbst- 
verständlichen Bekräftigungen des Prinzips der gesetzmäßigen Verwaltung 
zu befriedigenden Resultaten? Sie hat jene skandalöse, 8 Monate dauernde 
Einsperrung der Dienstmagd Anna Ciaston ermöglicht; ein Fall, den A., gegen 
seine dankenswerte Gepflogenheit an aufsehenerregende Rechtsfälle zu erinnern 
und Fundorte anzugeben, nicht zitiert, obwohl eine authentische Mitteilung aus 
dem Munde des Ministers von Dallwitz darüber vorliegt (Abg. H. Januar 1911). 
Übrigens habe ich hier keine Exegese der Artt. 5 und 6 zu liefern. Ich 
wollte nur betonen, daß es unbefriedigend m. E. sogar unrichtig ist, daß A. 
ihnen ohne alle Begründung eine Grenzenwirkung (um kurz so zu sagen) ab- 
spricht (S. 140—147), und noch unbefriedigender, daß er in anderen Fällen 
eine solche Wirkung nicht einmal in Erwägung zieht (S. 373 zu Art. 20, 
S. 507 zu Art. 27). 

Meinungsverschiedenheiten in Einzelfragen auseinanderzusetzen, wäre 
ermüdend und unfruchtbar. So will ich denn nur noch einen Gegenstand 
herausgreifen. Die preußische Schulverwaltung hält sich für berechtigt und 
verpflichtet, gegen Dissidentenkinder bzw. ihre Eltern einen Zwang auszuüben 
zur Teilnahme am öffentlichen Religionsunterricht der Volksschule in einem 
ihnen fremden Bekenntnisse. sofern die Eltern nicht den Nachweis erbringen 
„daß für den religiösen Unterricht des Kindes anderweit nach behördlichem 
Ermessen in ausreichender Weise gesorgt ist“. Diese unwürdige und törichte 
Maßregel stützt sich auf die Rechtsausführungen eines Ministerialerlasses vom 
16. Januar 1892, mit dem Graf Zedlitz der Praxis als angeblich geltendes 
Recht ein Pröbchen aus seinem Schulgesetzentwurf hinterlassen hat, über 
den er bald darauf (17. März) zu Fall gekommen ist, und auf ein damit 
übereinstimmendes Kammergerichtsurteil von 1893. A. verwirft sie de lege 
ferenda, glaubt sie aber de lege lata als Vorschrift der nun einmal geltenden 
Gesetze rechtfertigen zu müssen (S. 235, 388). Das wäre ja nun begreiflich, 
wenn A. im allgemeinen die große Tragweite des Art. 12 verkennen würde. 
Davon ist aber keine Rede. Er betont ausdrücklich, daß zwar die Ausübung 
der Religionsfreiheit gemäß Art. 12 S. 3 eingeschränkt wird durch die bürger- 
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lichen und staatsbürgerlichen Pflichten und es insoweit „dem Staatsbürger 
nicht gestattet ist, dem Gott, an den er glaubt, mehr zu gehorchen, als dem 
Staatsgesetz“ (S. 229 f.), daß aber jede solche Einschränkung unstatthaft ist, 
wenn und soweit sie die im Art. 12 S. 1 gewährleistete Religionsfreiheit „im 
Prinzip“ aufheben würde (S. 230) — wobei er sich freilich wiederum nicht 
deutlich macht, daß S. 1 deshalb und insoweit vorkonstitutionellen Normen 
(und nur auf solche wird der Zwang gegen Dissidenten gestützt) derogiert. 
Auch verkennt A. nicht den unlöslichen Zusammenhang zwischen Religions- 
übung und Religionsunterricht. Das Kammergericht in jenem Urteil vom 
17. April 1893 hat sich den frivolen Satz geleistet: „Der Vater wird dadurch, 
daß sein Kind irgend einen Religionsunterricht erhält, in seiner Gewissens- 
freiheit nicht beeinträchtigt.“ A. dagegen zeigt: einerseits, daß Belehrung 
in einer Religion ein Teil des Kultus dieser Religion ist (S. 217 f.), ander- 
seits daß „einen Glauben zu heben oder an Kultushandlungen teilzunehmen“, 
„niemals Gegenstand bürgerlicher oder staatsbürgerlicher Verpflichtung sein“ 
könne (S. 230). Wenn A. (im Gegensatz zu Schwartz a. a O. S. 92) trotzdem 
zur juristischen Rechtfertigung des Religionszwangs gegen Dissidenten gelangt, 
so kann ich mir das nur erklären aus allzu großer Sorge, Rechtswunsch und 
Rechtswirklichkeit zu verwechseln. Dieser Zwang widerspricht dem Art. 12 
„im Prinzip‘ und ist ebenso ungesetzlich, wie er sittlich verwerflich ist. 

Damit will ich meine kritischen Versuche beschließen. Den Einwen- 
dungen, die ich gemacht habe, und denen ich — das ist ja selbstverständlich — 
noch manches beizufügen vermöchte, kann ich keine detaillierten Beifalls- 
äußerungen zur Seite stellen. Der Kritiker hat das Recht, daß er beim 
Widersprechen breiter wird, als beim Zustimmen, und er hat die Pflicht dazu 
gegenüber einem Buche, das neue Auflagen erleben wird und berufen ist, 
Theorie und Praxis zu beherrschen. 

Möge es dem Herrn Verf. gelingen, dieses Standardwerk des deutschen 
Staats- und Verwaltungsrechts recht bald zu vollenden! 

Richard Thoma. 


F. Freih. Marschall von Bieberstein, Verantwortlichkeit und Gegen- 
zeichnung bei Anordnungen des obersten Kriegsherrn. Berlin 1911. 
Franz Vahlen. XXVIII und 605 S. 


Die Abhandlung soll, wie das Vorwort sagt, „eine Studie, kein aus- 
geklügelt Buch“ sein. Die Spuren der Werkstatt sind deutlich erkennbar 
und die Hilfslinien zum Gesamtaufbau stehengeblieben. Daher ist das Werk 
bei der Bearbeitung des einschlägigen Stoffes sehr in die Breite geraten, so 
daß Verf. selbst die Befürchtung ausspricht, es möge sein Buch „ungelesen 
kritisiert und verurteilt werden“. Das starke Zerfließen in die Breite, das 
schrankenlose, wenn auch liebevolle Eingehen auf manche, für den eigent- 
lichen Zweck des Werkes überflüssige Nebenfrage mag von vielen als ein 
starker Mangel der Arbeit empfunden werden. Jedenfalls führt Verf. seine 
Leser nicht auf dem nächsten, geraden Wege zu seinen Resultaten. sondern 
schweift häufig von diesem Wege ab. Bemißt man aber die Pflicht des 
Referenten richtig, wenn man von ihm verlangt, daß er uns zunächst ein 
verkleinertes photographisch getreues Abbild der Arbeit und des Arbeits- 
ergebnisses des Schriftstellers gebe, so muß er auch dem Verf. auf seinen 
Umwegen folgen, mögen diese auch noch soweit abseits führen. Mehr als 
überall anderswo gilt dies von der vorliegenden Abhandlung. Nach einer 
leider vielfach beliebten Referiermethode eine Inhaltsangabe nach Kapitel- 
überschriften geben und daneben unvermittelt die Resultate der Arbeit heraus- 
stellen zu wollen, wäre hier vollkommen unsinnig, weil nichtesagend. Der 
Titel des Werkes allein aber deutet hier den Reichtum seines Inhalts bei 
weitem nicht an. Gerade die von der Themafrage der Kontrasignaturbedürftig- 
keit militärischer Herrscherakte und der Verantwortlichkeit des Kriegsministers 
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abschweifenden Kapitel der Arbeit enthalten vielfach Neues, das die Auf- 
merksamkeit der Interessenten des Militärrechts in vollem Maße verdient. 

Die bei äußerlicher Betrachtung rein militärrechtlich erscheinende Mono- 
graphie hat in Wirklichkeit in allen Teilen nicht unbeträchtliche Berührungs- 
punkte mit der Politik, ja manche der zur Untersuchung stehenden Einzel- 
probleme sind für die Politik äußerst bedeutsam. Denn die Abhandlung stellt 
sich als „Studie zum deutschen Staatsrecht“ dem Zwecke nach in einen breiten 
Rahmen, der weit über die Grenzen des Militärrechts hinausgeht. Sie setzt 
sich nämlich das Ziel, an der Hand eines Beispieles darauf hinzuweisen, daß 
in unserer heutigen Staatsordnung die konstitutionellen Grund- 
gedanken restlos durchführbar und durchgeführt sind und zwar selbst 
dort, wo die Praxis in den Anschauungen und Formen des absoluten Staates 
steckengeblieben zu sein scheint, und „wo die Theorie derartige Anomalien 
mit ehrerbietiger Verneigung gläubig hinnimmt, um sie sodann mit Hilfe des 
Gewohnheitsrechts juristisch zu erklären“. 

Die Arbeitsmethode, mit der Verf. die so umschriebene Aufgabe lösen 
will, sowie der Gang der Untersuchung ist folgender: Im ersten Teil zu- 
nächst ein Überblick über den status causae in Gestalt eines eingehenden 
Referats über die Erklärungsversuche der Theorie, wie sie in der Literatur, 
in der Gesetzgebung und gelegentlich auch in den Parlamenten sich äußerten; 
sodann: die Feststellung der tatsächlichen Übung der Gegenzeichnung, des 
Verhaltens der Praxis auf deutschem Staatsgebiet, wobei der oft zur Auf- 
klärung geeigneten Behandlung der Frage nach dem in vielen Staaten nach- 
weisbaren Dualismus in der Organisation der obersten Militärbehörden ein 
eigenes umfangreiches Kapitel gewidmet wird. — Der zweite kritische und 
dogmatische Teil bringt die Lösung, nachdem eine Kritik der in der Literatur 
vorherrschenden Theorien die Bahn frei gemacht hat. Der neue Vorschlag 
des Verf. sucht darzutun, daß die heutige Praxis mit der Verfassung nicht 
völlig in Einklang zu bringen ist, daß jedoch die verbindliche Kraft auch 
der fehlerhaften Befehle des Kriegsherrn als ein Produkt der Kommando- 
gewalt sich darstelle. In den Schlußkapiteln wird der Erwägung nahe- 
getreten, ob nicht etwa die rechtliche Bedeutung der Kontrasignatur, so- 
wohl für die Gültigkeit der Staatsakte als für die Verantwortlichkeit 
der Minister, heute vielfach überschätzt werde. — Dies sind die Richtlinien 
der Untersuchung. 

I. 1. Die nun folgende Ausführung des ersten Hauptteils beginnt da- 
mit, uns zu zeigen, wie sich die juristische Rechtfertigung des Mangels 
der Gegenzeichnung bei Militärsachen historisch entwickelt hat. In 
der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts tobt der Kampf der Meinungen über 
die Rechtfertigungsfrage unentschieden hin und her. Die französischen 
Theorien, namentlich diejenige von Benjamin Constant über den pouvoir 
ministériel kamen mit den konstitutionellen Ideen von Frankreich herüber 
und beeinflußten auch zweifellos die deutschen Schriftsteller. Diesen Theorien 
standen auf der anderen Seite die faktischen Zustände in Deutschland gegen- 
über. Immerhin erschien der Mangel der Kontrasignatur bei militärischen 
Erlassen und die Unabhängigkeit der Truppenteile vom Kriegsministerium 
auch damals schon keineswegs so selbstverständlich, als es heute vielfach noch 
ee wird. Denn Verfassungsentwürfe und -gesetze jener Zeit hielten es 

Dr notwendig, den Artikeln, die das Erfordernis der (tegenzeichnung ent- 
balten oder dem Ministerium die oberste Leitung der Staatsverwaltung zu- 
wiesen, ausdrücklich einen Vorbehalt zugunsten gewisser militärischer An- 
ee hinzuzufügen. Dies geschah z. B. in Hannover, Kurhessen, 
raunschweig und Luxemburg. Dic Frankfurter Nationalversammlung hat 
die Frage nicht berührt; aus beiläufigen Bemerkungen des Berichts läßt sich 
aber ersehen, daß ohne weiteres die Kompetenz des Ministers auch auf das 
Gebiet der militärischen Befehlshabung erstreckt und ihm auch hier die ge- 
wöhnliche Verantwortung zugeschoben wurde. Von dieser Zeitanschauung 
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blieb in Preußen selbst König Friedrich Wilhelm IV. nicht frei, wie dies 
sein Handbillet an sein Staatministerium vom 1. Juli 1849 deutlich bekundet 
(abgedruckt bei Marschall S. 30; s. a. Deutsche Revue 32, IV; S. 154 f.). Im 
übrigen sind die Auffassungen der Theorie in jener älteren Periode konträr, 
eine herrschende Meinung setzt sich nicht durch. Jedenfalls läßt sich zu da- 
maliger Zeit aber auch kein Satz des Gewohnheitsrechts konstatieren, der 
die Verfassungsvorschriften über die Gegenzeichnung auch nur einigermaßen 
bestimmt eingeschränkt hätte. 

Die zweite Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts bringt einen starken 
Umschwung nach der Seite des monarchistischen Prinzips. Die Ansicht, daß 
nicht kontrasignierte Orders gültig sind, siegt auf der ganzen Linie. „Die 
Sonderstellung der militärischen Befehle ist geradezu zum Dogma geworden, 
dem gegenüber Zweifel Sünde ist.“ Politische Zweckmäßigkeit rückt un- 
verkennbar in die ersten Kampfesreihen der Phalanx der Verteidiger dieses 
Dogmas. Man gibt zu bedenken, daß die Leitung der bewaffneten Macht 
ohne volle Entschluß- und Handlungsfreiheit undenkbar sei; andere finden 
den Wegfall der Gegenzeichnung „in der Natur der Sache“ begründet. 
Weitere Auffassungen stützen sich auf Gewohnbheitsrecht, einen längst allgemein 
anerkannten Grundsatz oder berufen sich gegenüber dem Wortlaut auf die 
Absicht der Verfassung oder die Entstehungsgeschichte des § 17 RV. 
Bornhak hält die kontingentsherrlichen Akte für „reichsherrlich“, deshalb 
könne die Ausübung nicht landesherrlicher Beschränkung unterworfen werden. 
Die Allerh. Kabinettsordre vom 18. Januar 1861 ist vereinzelt als rechtliche 
Grundlage betrachtet worden. 

2. Das dritte Kapitel sichtet die Meinungen, die sich in der Theorie 
über die Abgrenzung der kontrasignaturbedürftigen von den 
freien Anordnungen gebildet haben. Vier Typen heben sich aus dem 
Chaos der Ansichten heraus. Jeder Typ hat sein eigenes Scheidungs- 
kriterium, in dem die landesherrlichen Anordnungen bald mehr äußerlich 
nach ihrer Veranlassung und den Umständen ihrer Entstehung, bald nach 
ihrer juristischen Natur gegliedert werden; dann wieder ist ihr Zweck, 
das Gebiet, worauf sie sich beziehen, Unterscheidungsmerkmal, dann der 
Rechtsgrund, auf dem ihre Verbindlichkeit beruht. — Die zunächst- 
liegende Art der Abgrenzung knüpft an die praktischen Erwägungen an, die 
von vornherein zur Billigung einer Umgehung des Kriegsministers geführt 
haben. Sie stellt die Akte des Königs als desobersten Befehlshabers 
denen gegenüber, die er als Staatsoberhaupt vornimmt. Die zweite 
Ansicht versucht eine Scheidung nach der Natur der Akte selbst vorzunehmen. 
Sie hat zu einer in der Literatur außerordentlich weit verbreiteten Termino- 
logie geführt, die die Heeresanordnungen ohne Gegenzeichnung Armee- 
befehle, die mit (Gegenzeichnung ergehenden Anordnungen Armee- 
verordnungen nennt (Brockhaus, Bornhak, Hecker, Laband, Zorn). Die 
weitaus größte Zahl der Publizisten hat sich allerdings um die Fahne der 
dritten Gruppe geschart, auf der die Worte: „Oberbefehl“ und „Militär- 
verwaltung“ zu lesen sind. Dies Kriterium bekennt nicht deutlich Farbe, 
sondern schillert stark und ist wohl vielen wegen seiner Dehnbarkeit bequem 
erschienen. Auf seine Entwicklung und Verbreitung wirkte die preußische 
Praxis fördernd ein. Sie folgte dabei einer von autoritativer Seite kund- 
gegebenen Auffassung: der Allerh. Kabinettsorder König Wilhelm I. vom 
18. Januar 1861, welche folgenden Wortlaut hat: „Ich habe Ihnen nach 
meiner Thronbesteigung bereits mündlich eröffnet, daß ich in betreff der 
Bekanntmachung Meiner Befehle an die Armee eine Änderung eintreten lassen 
wolle. Bisher sind einzelne Armee-Befehle und Ordres verschiedenen Inhalts 
uncontrasignirt, dagegen andere Armee-Befehle, sowie auch der größte Theil 
der Commando-Ordres, contrasignirt der Armee oder den betreffenden Com- 
mandostellen pp. bekannt gemacht worden. Dieses Verfahren ist dem Dienste 
nachtheilig; es entstehen daraus Irrungen und Unsicherheiten, und der Um- 
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stand, daß die Commando-Ordres contrasignirt werden, führt bei dringenden 
und ohne Zeitverlust zu erledigenden Angelegenheiten Verzögerungen in der 
Expedition herhei. Dies hat sich auf Meinen Reisen, wenn der Kriegsminister 
mich nicht begleitete, besonders aber bei der letzten Mobilmachung vielfach 
herausgestellt. Diese Mißstände würden bei dem Ausbruch eines Krieges 
und während desselben noch mehr hervortreten. Eine ordnende Feststellung 
ist daher nothwendig. Ich will, daß alle Meine der Armee bekannt zu 
machenden Ordres den Charakter des militärischen Befehls behalten; wobei 
Ich jedoch ausdrücklich bemerke, daß weder die Stellung des Kriegsministers, 
noch verfassungsmäßig bestehende Normen alterirt werden sollen. — Ich be- 
stimme demgemäß auf Ihren Vortrag: 

1. Armee-Befehle, sowie Ordres, welche Ich in Militair-Dienstsachen oder 
Personal-Angelegenheiten erlasse, werden ohne Gegenzeichnung expedirt. 

2. Sind in diesen Ordres Bestimmungen enthalten, welche auf den 
Militair-Etat von Einfluß sind oder andere Zweige der Militair-Verwaltung 
berühren, so findet folgendes Verfahren statt: 

a) Sind diese Ordres nicht an den Kriegsminister gerichtet, so werde ich 
die qu. Bestimmungen demselben mittelst besonderer Ordres, welche 
alsdann mit seiner Gegenzeichnung zu versehen sind, zugehen lassen; 

b) Sind diese Ordres an den Kriegsminister zur weiteren Veranlassung 
gerichtet, so hat derselbe sie Behufs Aufbewahrung bei den Akten 
gegenzuzeichnen, ihren Wortlaut aber als einen Militair-Befehl ohne 
Gegenzeichnung der Armee oder den betreffenden Commandostellen pp. 
bekannt zu machen. 

3. Außerdem verbleibt es inbezug auf die von Mir in Armee-Angelegen- 
heiten getroffenen Bestimmungen, welche Ich dem Kriegsminisfer nicht durch 
Ordres bekannt mache, bei dem bisherigen Verfahren, so daß derselbe von 
Allem rechtzeitig Kenntniß erhält. 

4. Alle übrigen, nur die Militair-Verwaltung im Allgemeinen oder in 
ihren einzelnen Zweigen betreffenden Ordres, so wie alle anderen Ordres in 
Armee-Angelegenheiten, welche die Etats alteriren oder sonst einen Regierungs- 
akt enthalten, werden, wie bisher, vor der Absendung mit der Gegenzeichnung 
des Kriegsministers versehen.“ 

Wir bringen die Kabinettsorder hier wörtlich, weil sie viele Schrift- 
steller verlockte, einen bewußten Gegensatz von Befehl und Militärverwaltung 
aus ihren Vorschriften herauszulesen und ihnen eine endgültige Regelung 
der ganzen Kontrasignatur- und Verantwortlichkeitsfrage unterzuschieben. 
In ihr eine endgültige Lösung des schwierigen Problems zu erblicken, ver- 
bietet aber schon allein die Unklarheit des Ausdrucks, die in vielen Punkten 
hervortritt. Vor allem aber wird meist übersehen, daß die Order bezüglich 
der ministeriellen Verantwortlichkeit uns gar keine Aufklärung bringen kann, 
weil sie sich mit ihr gar nicht beschäftigt. Gegenstand der „ordnenden 
Feststellung, ist allein die Frage, welche Befehle dem Kriegsminister vor 
der Ausgabe an die Truppen, und welche ihm gleichzeitig oder später bekannt 
werden sollen, sowie, bei welchen Anordnungen seine Gegenzeichnung den 
Truppen kundgegeben, und bei welchen sie ihnen verheimlicht werden soll; 
dabei wird ausdrücklich erklärt, „daß weder die Stellung des Kriegsministers, 
noch verfassungsmäßig bestehende Normen alteriert werden sollen“. Irgend- 
welche Einschränkung der ministeriellen Kompetenz oder Verantwortlichkeit 
ist also keineswegs beabsichtigt. Entwicklungsgeschichtlich ist die Kabinetts- 
order jedenfalls deshalb beachtlich, weil sie für ein bestimmtes. inhaltlich 
begrenztes Gebiet von dem Erfordernis der Kontrasignatur absieht. Hierbei 
ist klar ausgedrückt, daß der Gegenstand der königlichen Akte Unter- 
scheidungskriterium sein soll. — Bei der Kommentierung des Erlasses durch 
die Wissenschaft hat eine Anzahl von Autoren sich mit der einfachen Inhalts- 
wiedergabe begnügt, gerade als ob es sich um eine einwandfreie und unbe- 
zweifelte Rechtaquelle handelte; sie überlassen es also der Order, sich selbst 
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zu kommentieren. Die übrigen sehen in ihr deutlich den Gegensatz von 
Befehl und Militärverwaltung ausgesprochen, und zwar soll dieser (segensatz 
ein ausschließender sein. So trug die Order wesentlich zur festen Einbürge- 
rung der Unterscheidungsmerkmale „Oberbefehl“ und „Militärverwaltung“ bei. 
Freilich war man sich damit nur über die Gesichtspunkte, nach denen die 
Abgrenzung zu erfolgen habe, einig; die Grenze selbst war noch immer nicht 
klar gezogen. Bei der weiteren wissenschaftlichen Aufgabe, die Grenze genau 
zu ziehen, fand besonders Georg Meyer zahlreiche Anhänger, der zuerst 
das Zweckmoment nachdrücklich betonte. indem er die „Anordnungen, 
welche die unmittelbare militärische Aktion zum Gegenstande haben“, 
schied von den „Verwaltungstätigkeiten, welche auf die Beschaffung der 
Vorbedingungen und Mittel für die bewaffnete Macht gerichtet sind“. Ihm 
folgten u. a. Bornhak, v. Stengel, Schmid und Gau. Haenel konstruierte einen 
eigenen Gegensatz'). Gümbel schränkte den Begriff des Oberbefehls fast 
ganz auf den Fall des Krieges ein. 

Die bisher geschilderten Ansichten der Theorie geben in ihrer Gesamtheit 
etwa den status causae, wie er bestand, als im Jahre 1890 Hecker mit 
seinem Artikel „Armeebefehl und Armeeverordnung“ D einen neuen Gedanken 
in die Diskussion einwarf. „Kommandogewalt“ und „Regierungsgewalt“ 
hieß jetzt die Losung! „Armeebefehle und Anordnungen des Herrschers, 
welche sich als Akte seiner Kommandogewalt über die Armee darstellen, 
sind aber Unterarten des militärischen Befehls. Alle Anordnungen des Herrschers, 
die nicht ein Ausfluß seiner Kommandogewalt sind, sondern sich als Akte 
seiner Regierungsgewalt kennzeichnen, sind Armeeverordnungen.“ Wie über 
zeugend Heckers Ausführungen wirkten, zeigte sich bei Laband, der in der 
zweiten Auflage seines Staatsrechts den Eingang des Abschnittes über den 
Oberbefehl des Kaisers umarbeitete. Entgegen seiner früheren Ansicht erkannte 
er auch für das Reichsrecht jetzt ein höchstpersönliches, vom Art. 17 RV. 
unberührtes Gebiet kaiserlicher Befugnisse an und leitet die Abgrenzung aus 
dem Gegensatz von Regierungs- bzw. „Präsidialgewalt“ und Kommandogewalt 
her. Er räumt jedoch ein, daß mit dieser Gegenüberstellung „für die begriffliche 
Unterscheidung zunächst noch kein festes Merkmal gewonnen ist“. Die 
detaillierte Abgrenzung soll, soweit sie nicht durch die Gesetzgebung oder 
durch die Natur der Sache gegeben sei, der in der Praxis herrschenden 
Übung überlassen bleiben. Diese Ansicht bzw. die auf ihr basierende, in 
der Reichstagssitzung vom 29. März 1897 dargelegte Auffassung des Abgeordneten 
Lieber wird auch vom preußischen Kriegsministerium geteilt. Danach hat 
mangels gesetzlicher Vorschriften die praktische Übung darüber zu bestimmen, 
ob eine Anordnung in das Gebiet der Kommandogewalt fallend, keiner Gegen- 
zeichnung des Kriegsministers bedürfe, oder ob sie, weil in das Gebiet der 
Militärverwaltung i. e. S. gehörig, als Regierungsakt vom Kriegsminister 
gegengezeichnet werden müsse. 

Praktisch wirkt die Lösung der Kontroverse über die Abgrenzung der 
Kontrasignaturbedürftigkeit auf die Personalangelegenheiten und zwar in 
erster Linie auf die Offiziersernennungen ein. DBedürfen sie der 
ministeriellen Gegenzeichnung? Bei Beantwortung dieser Frage stehen sich 
die Vertreter der sämtlichen obenerwähnten Abgrenzungstheorien in zwei 
gleich starken Lagern gegenüber, so daß Verf. meint, „selbst mit einer Gold- 
wage ließe sich die herrschende“ Meinung schwer ermitteln. Die Personalien 
werden zu den Gegenständen des Öberbefehls gezählt u. a. von Laband, 
Arndt, Zorn, Bornhak und Anschütz. Auf der anderen Seite seien genannt: 
Georg Meyer, v. Kirchenheim und Seydel. 

Mit einer ironischen Bemerkung: die praktische Übung werde die Fragen 
der detaillierten Abgrenzung in Preußen „in löblicher Unterwerfung“ unter 


1) Staater. I, S. 472. 
”) In Stengels Wörterbuch des deutschen Verwaltungsrechts. 
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„die von der höchsten Stelle ausgehende Interpretation“ entscheiden, endet 
die Wanderung auf den von der Theorie betretenen Pfaden. Die Orientierung 
über den status controversiae ist damit gegeben. Die weitere Darstellung 
wendet sich im zweiten Kapitel der Praxis zu. 

3. Der näheren Betrachtung der Gegenzeichnungspraxis wird ein Abriß 
der geschichtlichen Entwicklung der Organisation der obersten 
Militärbehörden vorangeschickt. Dabei handelt es sich darum, darzutun, 
in welcher Weise die Verteilung der die Armee betreffenden Geschäfte an die 
obersten Militärbehörden in verschiedenen Ländern zu verschiedenen Zeiten 
erfolgt ist: die Verteilung sowohl an die einzelnen Abteilungen der Kriegsmini- 
sterien als auch an selbständige, vom Ministerium getrennte Organe. Die Unter- 
suchung erstreckt sich auf die Länder: Baden, Bayern, Österreich und Preußen. 

Was insbesondere Preußen anbelangt, so beginnt hier die geschicht- 
liche Darstellung mit dem Großen Kurfürsten. Er schuf um 1673 das General- 
Kriegskommissariat als dauernde Zentralbehörde für seine sämtlichen Lande. 
Im Jahre 1723 ging diese Behörde in dem neu geschaffenen „General-Ober- 
Finenz-Kriegs- und Domänendirektorium“ auf. Ihm wurde 1746 ein eigenes 
„Militärdepartement“ angegliedert, das seit 1761 unter einem General mit 
dem Titel „Kriegsminister“ stand. Durch Patent vom 25. Juni 1787 wurde 
das Oberkriegskollegium, der Vorläufer des heutigen Kriegsministeriums, er- 
richtet. Diese neue Behörde sollte vor allem den König entlasten und des- 
halb etwa gerade die Geschäfte bearbeiten, die seine beiden Vorgänger eigen- 
händig und unmittelbar geleitet hatten. Das Kollegium sollte „alle und jede 
Angelegenheiten des gesamten Kriegswesens zu seinem Ressort haben“; aus- 
genommen waren allein die „Kriegesoperationen selbst, deren Direktorium 
Wir Uns allerhöchst selbst oder Unseren kommandierenden Generalen aus- 
schließlich vorbehalten“. Neben dem Oberkriegskollegium bestand seit 1798 
ein ebenfalls direkt dem König unterstehendes Militärjustizdepartement, 
ferner der Generalauditeur der Armee, ein besonderes Kriegskonsistorium 
und der Medizinalstab der Armee. Die Bearbeitung der Offizier perso- 
nalien erfolgte unmittelbar durch das Kabinett. — So dezentralisiert war 
der Organismus der Militärbehörden als die Stein-Hardenbergsche Reform 
einsetzte. Sie bezweckte nicht nur strenge Durchführung des Realsystems, 
sondern auch Schaffung eines allein maßgebenden Zentralpunktes in jedem 
Ressort in Person des verantwortlichen Ministers. Dazu mußte vor allem 
die Regierung des Kabinetts beseitigt werden. Durch das Publikandum vom 
16. Dezember 1808 wurde die Errichtung eines Kriegsministeriums offiziell 
verkündet. Dieses wurde durch Kabinettsorder vom 25. Dezember 1808 ge- 

liedert, die Gliederung durch Publikandum vom 18. Februar 1809 in ihren 
Örundzügen bekannt gemacht. Das Ministerium zerfiel in ein Kriegs- und 
ein Ökonomiedepartement; dem ersteren fielen auch die Personalien und die 
Kommandosachen zu. — Die formell noch heute geltende Verordnung 
über die veränderte Verfassung aller obersten Staatsbehörden vom 
27. Oktober 1810 hat den Wirkungskreis des Kriegsministeriums nicht ver- 
ändert, sondern ihm wieder das „gesamte Militärwesen“ als Geschäftskreis 
zugewiesen. Die Formation des Kriegsministeriums beruht im wesentlichen 
heute noch auf der Stein-Scharnhorstschen Grundlage des Jahres 1808. Nach 
vorübergehender Einteilung in sechs Departements zeigt es seit 1825 wieder 
die alte Gliederung. Diese erfuhr auch bei Einführung der Verfassung keine 
Änderung. Mit der Gründung des Reiches ‘trat nur eine Erweiterung des 
Kompetenzkreises in territorialer Hinsicht ein. Insbesondere besteht heute 
kein Reichsorgan, das den Kaiser bei der Ausübung seines Oberbefehls 
unterstützte. Diese Funktionen besorgt stillschweigend das preußische Kriegs- 
ministerium weiter. Seine heutige Organisation — neben die ursprüng- 
lichen zwei Departements sind getreten: ein Zentraldepartement, ein selb- 
ständiges Versorgungs- und Justizdepartement sowie drei unmittelbar unter dem 
Minister stehende Abteilungen — besteht seit dem 1. Oktober 1898. 
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Nach dieser ganzen Entwicklung muß, so sagt v. Marschall (S. 145), 
uns die heute anscheinend so selbständige und vom Ministerium völlig un- 
abhängige Stellung des Militärkabinetts als ein Rätsel erscheinen; dies 
um so mehr, als seit dem Jahre 1848 auch in Preußen der konstitutionelle 
Grundsatz unbestritten gelte, daß alle Staatsbehörden und alle Gebiete der 
Staatstätigkeit von einem Ministerium ressortieren müssen. Mit diesem Satze 
beginnt der Verf. eine gedrängte Übersicht über die geschichtliche Ent- 
wicklung des „merkwürdigen“ Instituts des Militärkabinetts.. Unsere ganze 
Wissenschaft von dieser Behörde liegt noch arg im Dunkeln. Eine geschicht- 
liche wie auch rechtsdogmatische Monographie über das Kabinett fehlt bis- 
lang. Eine Geschichte desselben würde eingehende Untersuchungen fordern. 
v. Marschall meint allerdings, Arbeiten über das Militärkabinett dürften sich 
allzugroßer Gunst und Förderung seitens der Behörden kaum erfreuen, „da 
dies letzte Kleinod aus vorkonstitutioneller Zeit lieber nicht angerührt werden 
soll.“ Entspringt das nähere Eingehen des Verf. auf den Werdegang des 
heutigen Militärkabinetts auch der deutlich überall hervortretenden Tendenz 
des Autors, diesem außerhalb der Verantwortlichkeit des Kriegsministers 
stehenden Organe die Existenzberechtigung gründlich abzusprechen, so ist 
doch der kurze Überblick an dieser Stelle bei dem wenigen, was wir über 
die geheimnisvolle Behörde besitzen, dankenswert und für weitere Kreise 
von großem Interesse. Denn Unkenntnis nimmt hier, selbst in Kreisen, die 
es angeht, breitesten Raum ein. Ich kann es mir daher auch nicht versagen, 
wenigstens einige Orientierungspunkte hierherzusetzen. Wer mehr verlangt, 
durchlese bei Marschall die Seiten 145—166'). — Das preußische Militär- 
kabinett ist in seiner Entstehung wohl auf die obenerwähnte Errichtung des 
preußischen Kriegsministeriums im Jahre 1808 zurückzuführen. Seine Keime 
lagen in der ersten „Division“ des in diesem Jahre geschaffenen „Allgemeinen 
Kriegs- Departements, der die Bearbeitung aller Personalangelegenheiten, 
Avancements, Versetzungen etc. überwiesen war. Nach der Instruktion vom 
4. Juli 1810 hat der Flügeladjutant als Direktor dieser Personalabteilung 
„alle an S. M. den König einkommende Militärsachen zu übernehmen und, 
soweit sie zu seinem alleinigen Geschäftskreise gehören, bei Sr. M. zum Vortrage 
zu bringen, um darüber die Allerh. Befehle zu erhalten“. Auf Reisen sollen 
„manche Gegenstände, welche zur Kompetenz des Chefs des Allg. Kri 
departements gehören, von dem Direktor der 1. Division ohne Rücksprache 
vorgetragen“ werden können. Er soll, „soweit es angeht, auch hiervon die 
nötige Anzeige dem Chef machen, und diesem auch über wichtige Berichte 
der Vortrag oder eigene Bericht an S. M. vorbehalten bleiben.“ Im Jahre 
1825 erscheint bei Neuorganisation des Kriegsministeriums die „Abteilung 
für persönliche Angelegenheiten“ als besondere. aber dem Kriegsminister 
unterstellte Abteilung. Später hat sich diese Abteilung materiell erweitert 
und mehr und mehr emanzipiert. Im Jahre 1843 endlich, einige Zeit nach 
dem Regierungsantritt Friedr. Wilhelms IV., der schon als Kronprinz ein 
eigenes Militärkabinett besaß, wird neben dem „Geheimen Kabinett Sr. M. 
des Königs für die Zivilangelegenheiten“ ein zweites „Geh. Kabinett für 
die Militärangelegenheiten“ gesondert im Staatshandbuch aufgeführt. In 
den Zeiten der Verfassungsbewegung trat das mit dem Verfassungsstaat un- 
vereinbare Institut äußerlich zwar nicht mehr in die Erscheinung, lebte aber 
im Geheimen fort und tauchte im Jahre 1859, als Prinz Wilhelm die Regent- 
schaft übernommen hatte, offiziell als Militärkabinett unter dem „vortragenden 
Offizier“, Generalmajor v. Manteuffel, wieder auf. Zu ernstlichen Reibungen 
zwischen Minister und Kabinettschef kam es ım Januar 1865. wo Roon die 
bevormundende Einmischung des Kabinettschefs energisch zurückweisen mußte, 
was schließlich das Ausscheiden Manteuffels aus jenem Amt zur Folge hatte. 
Über den damaligen Geschäftskreis der Personalabteilung des Kriegsministe- 


1) Außerdem: Hüffer, Die Kabinettsregierung in Preußen; 1891, S. 554 f. 
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riums ist neuestens durch ein Memoire vom Juli 1861, woraus Kriegsminister 
v. Einem am 17. März 1909 im Reichstag etliches bekanntgab, Licht ver- 
breitet worden. Wir erfahren da u. a, daß der Chef der Abteilung „unmittel- 
barer Ratgeber des Königs“ sein soll, sich aber in Ansehung der allgemeinen 
Grundsätze und der zu verwendenden Geldmittel der Zustimmung des 
Kriegsministers vergewissern soll. Zu den regelmäßigen Geschäften der Ab- 
teilung gehört: Herbeiführung der Allerh. Befehle in bezug auf Anstellung, 
Beförderung, Versetzung, Kommandierung etc. Fermer bearbeitet die Ab- 
teilung die Privatsachen Sr. M. des Königs, womit S. M. sie speziell betraut, 
z. B. die Zufertigung beim König eingegangener Berichte und Gesuche an 
den Kriegsminister zum Vortrag oder zur Entscheidung, Zahlung gewisser 
Unterstützungen an Militärpersonen aus der Königlichen Schatulle, Aufstellung 
der Reisepläne Sr. Majestät etc. „Die letzteren Arbeiten sind die eines 
Kabinetts und wird die Abteilung auch ‚Militärkabinett Sr. M. des Königs‘ 
genannt.“ — Im Frühjahr 1883 setzte der allmächtige Albedyll eine völlige 
Emanzipation und äußerliche Lostrennung des Kabinetts vom Ministerium 
durch. Durch Allerh. Kabinettsorder vom 8. März 1883 wurde die Ab- 
teilung für persönliche Angelegenheiten faktisch aufgehoben. 
Dieser Name fungiert fortab nur noch im Etat „und dient dem Militärkabinett 

ewissermaßen zum konstitutionellen Deckmantel“, unter dessen Schutz die 

ehälter der dort beschäftigten Offiziere im Budget wohl lieber angefordert 
werden sollen, als unter der Firma des Kabinetts, welches man vielleicht 
nicht obne Not noch mehr der parlamentarischen Diskussion aussetzen möchte 
(v. Marschall S. 162). — Eine Zuständigkeitsabgrenzung zwischen 
Ministerium und Kabinett ist offiziell nirgends erfolgt. Die Bearbeitung der 
Offizierspersonalien, d. h. aller Ernennungen, Beförderungen, Pensionierungen, 
die Bestätigung kriegs- und ehrengerichtlicher Erkenntnisse, die Erledigung 
von Gnadengesuchen der Militärpersonen erfolgt unmittelbar im Kabinett. 
Sodann unterliegen ihm die Kommandoangelegenheiten in nicht näher fest- 
stellbarem Umfang, endlich Privatsachen des Königs etwa in dem Umfang 
des oben zitierten Memoire vom Jahre 1861. Staatsrechtlich bildet das 
Militärkabinett eine selbständige vom Kriegsminister vollkommen unabhängige 
Behörde. Ihrem Chef ist die Geh. Kriegskanzlei unterstellt. 

Der Übersicht über die Entwicklung des Militärkabinetts schließt sich 
eine nicht minder interessante Entwicklungsgeschichte des Generalstabs an, 
die von derjenigen anderer Staaten bemerkenswert abweicht. Es folgt alsdann 
die Darstellung der Organisation der Reichsmarinebehörde und ein Wort 
über das im Jahre 1900 entstandene Präsidium desReichsmilitärgerichts. 
Nachdem in einem weiteren Abschnitt die Begriffe: „Kommandosachen“ und 
„Verwaltungsangelegenheiten“ in terminologischer Untersuchung gegenüber- 
gestellt sind, werden die Ergebnisse des vierten Kapitels, das uns die obersten 
Militärbehörden in ihrer Entstehung und Fortbildung zeigte, dahin zusammen- 
gefaßt: Fast überall zeigt sich die Tendenz, die Verantwortlichkeit oder die 
Kompetenz des Kriegsministers zu beschränken. Bei der Verwirklichung 
dieser Tendenz aber blieb die Zuteilung der einzelnen Zweige an das ver- 
antwortliche Ministerium oder an unverantwortliche Kommandobehörden und 
Kabinettsadjutanten ein Produkt der politischen Konstellation. Ein 
Gewohnbeitsrecht ist nicht nachweisbar. „Vielfach scheint die Praxis noch 
in dem Wahne befangen, sie könne durch zielbewußtes Vorgehen hier einseitig 
ein der unbequemen Verfassung derogierendes „Gewohnheitsrecht“ schaffen; 
in Preußen wenigstens läuft sie zurzeit Gefahr, sich einer derartigen Unter- 
stellung auszusetzen. 

4. Und nun zur eigentlichen unmittelbaren Betrachtung der Hand- 
habung der Gegenzeichnung in der Praxis! Zunächst wird noch 
einiges Terminologische zur Erledigung gebracht. Es handelt sich um die 
Benennung der militärischen Akte des Monarchen. Es wird konstatiert, daß 
die Praxis den von der Wissenschaft geprägten und in der Literatur sehr 
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verbreiteten terminologischen Gegensatz von „Armeebefehl“ und „Armee- 
verordnung“ nirgends übernommen hat. In einer älteren umfassenden 
Bedeutung ist „Armeebefehl“ jede Anordnung und Mitteilung, die der 
Monarch als solcher an die Armee als Staatsanstalt erließ. Vor allem die 
bayrische Praxis liefert Beispiele derartiger Armeebefehle. Einen viel engeren 
Sinn hat die Bezeichung seit alters in Preußen gehabt. Dort erfreuen sich 
dieses Namens nur solche Kundgebungen des königl. Kriegsherrn, in denen 
er ohne zu befehlen, zu seinem Heere redet: Allerhöchste Ansprachen 
an die Truppen. Ähnlich verhält es sich in Österreich. — Der Ausdruck 
„Armeeverordnung“ ist der Praxis vollkommen unbekannt. In Preußen ist in 
den beiden letzten Jahrhunderten der Name „Kabinettsorder“ sehr gebräuchlich. 
Diese Art von Anordnung, „ein eigenes Werk des Königs“, verschwindet auch 
mit der Einführung der Verfassung nicht, nennt sich aber jetzt „Allerhöchster 
Erlaß“. Mit dem Militärkabinett hat der Ausdruck Kabinettsorder übrigens 
gar nichts zu tun. Die Benennung „Allerhöchste Order“ wird seit etwa 1900 
nur noch kaiserlichen Erlassen beigelegt. 

Was nun die Praxis der Gegenzeichnung anbetrifft, so wurden in Preußen 
und im Reich in der vormärzlichen Zeit Verordnungen fast stets, Kabinetts- 
orders nie kontrasigniert. In der zweiten Periode (1848—1860) wurden alle 
Anordnungen ohne Ausnahme gegengezeichnet mit Einschluß der reinen 
Dienstsachen, der Personalien und selbst der Armeebefehle. Die dritte Periode 
läßt Verf. mit dem Jahre 1861 beginnen. Am 18. Januar dieses Jahres er- 
ging die sich mit der Kontrasignatur befassende Kabinettsorder, deren Motive 
und Inhalt v. Marschall an dieser Stelle nochmals eingehend untersucht. „Seit 
1861 ist die Praxis in Preußen am Gängelbande der besagten Kabinettsorder 
aufgewachsen und von der jüngeren Schwester im Reich bis auf wenige Aus- 
nahmen dann täuschend nachgeahmt worden.“ Von den Arm eebefehlen ist 
nach 1860 kein einziger mit Gegenzeichnung publiziert worden, auch bei den 
Orders in Personalangelegenheiten fehlt jetzt immer die Kontrasignatur. 
Von den Dienstvorschriften sind die Exerzierreglements nicht, die Schieß- 
vorschriften wohl kontrasigniert; bei der Turnvorschrift schwankt die Hand- 
habung, bei Ausgabe einer neuen Felddienstordnung fehlt nie die Gegen- 
zeichnung. Die Einzeluntersuchung geht weiter den Weg durch folgende 
Materien: Heeresorganisation und -ergänzung, Verleihungen, Benennung von 
Truppenteilen, Bekleidungsangelegenheiten, Militärökonomie und Militärrechts- 
pflege. Auf allen diesen Gebieten wird die Handhabung der Kontrasignatur 
mit Hilfe des preußischen Militär-Wochenblattes von 1816—1867, des preußi- 
schen Armeeverordnungsblattes von 1867—1908, von 15 ausgewählten Jahr- 

ängen des Marineverordnungsblattes und der beiden Jahrgänge des „Marine- 

efehls“ mit ganz außerordentlichem Fleiße nachgeprüft. Aus diesem Streif- 
zug durch die Verordnungsblätter zwecks Erforschung der preußischen und 
der Reichspraxis zieht v. Marschall eine dreifache Lehre: Einmal hat die 
Kabinettsorder vom 18. Januar 1861, die lediglich die äußeren Formen 
der Bekanntmachung militärischer Erlasse regeln wollte, durchaus nicht die 
Absicht gehabt, das verfassungsrechtliche Erfordernis der Gegenzeichnung 
irgendwie zu beschränken; auch kann aus der in den Publikationen zur Schau 
getragenen Kontrasignaturlosigkeit nicht auf das Fehlen der Gegenzeichnung 
in den Originalen geschlossen werden. Sodann ist das bei der Kund- 
gabe der Gegenzeichnung eingehaltene Verfahren weder als unbeabsichtigt, 
noch als ganz prinziplos anzusehen; die maßgebenden Stellen glauben viel- 
mehr die eben genannte Kabinettsorder zu befolgen. Endlich: die hierbei 
beobachtete Grenze nimmt sich — selbst von allen Nachlässigkeiten abge- 
sehen — unter der Lupe des Juristen doch zum mindesten merkwürdig und 
sehr verschwommen aus. — In den nächsten Abschnitten lernen wir die Praxis 
Badens, vor 1870 Bayerns, Sachsens, Württembergs und Österreich-Ungarns 
an Hand des Verordnungsblatts des bayrischen Kriegsministeriums, der Säch- 
sischen und Württembergischen Militär-Verordnungsblätter und der Verord- 
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nungsblätter der Österreichisch-ungarischen Monarchie kennen. Auch die 
außerpreußische Übung zeigt, daß bezüglich der Auffassung unseres Problems 
überall recht erhebliche Abweichungen bestehen. In Baden gab es kontra- 
signaturlose Orders erst seit Juni 1852; von 1854 an zeigt sich dasselbe 
Schwanken wie später in Preußen; die Personalien hingegen waren stets 
gegengezeichnet. In Sachsen verhält es sich ähnlich wie in Preußen. In 
Württemberg läßt sich eine Gegenzeichnungspraxis aus den Militär-Ver- 
ordnungsblättern kaum feststellen. Im allgemeinen glaubt der Verf. hier ein 
„bundesfreundliches Entgegenkommen gegenüber den preußischen Anschau- 
ungen“ konstatieren zu können, die man in Stuttgart zwar nicht teile, aber 
auch nicht desavouieren möchte. Weniger Verständnis für derartige Wünsche 
zeigen sich in Bayern, wo sich keine Anzeichen einer Verheimlichung oder 
Weglassung der Kontrasignatur zeigen. Bei seinen Proben fand Verf. alles 
verfassungsmäßig gegengezeichnet. Auf Kontrasignaturlosigkeit stieß Verf. 
nur bei einigen Handschreiben in Sachen des Hofstaats, in Ordens- oder 
privaten Stiftungsangelegenheiten. In Österreich-Ungarn ist eine Gegen- 
zeichnung nicht sichtbar, trotzdem kann von einer Ausschaltung des Kriegs- 
ar ee und einem absolutistischen Oberbefehl des Kaisers nicht gesprochen 
werden. 

N. 1. Damit wird der erste über den Stand der Theorie und Praxis 
referierende Teil des Werkes abgeschlossen. Im zweiten Teil des Werkes 
geht Verf. zunächst an die Kritik der Theorien heran. Er beginnt mit 
der Zurückweisung der Rechtfertigungsversuche, die danach trachten, durch 
kunstvolle Interpretation die Annahme der Kontrasignaturfreiheit aus dem 
geschriebenen Recht abzuleiten. Als erstes Argument für eine angebliche 
Einschränkung der konstitutionellen Verantwortlichkeit finden wir da die 
Berufung auf den Artikel 46 der Preußischen Verfassungsurkunde: 
„Der König führt den Oberbefehl über das Heer“, welcher dem art. 68 
Const. Belge: „Le Roi commande les forces de terre et de mer“ entspricht. 
Verf. tadelt den Brauch, der, statt in den Verfassungen historische Doku- 
mente zu erblicken, immer wieder mit den Ansprüchen einer modernen 
Gesetzestechnik an sie herangehe. Im übrigen wolle der Artikel nur jeden 
Zweifel darüber ausschließen, daß auch der Oberbefehl ein Bestandteil der 
sog. vollziehenden Gewalt und sonach dem König vorbehalten sei, die Kammern 
also keine Mitwirkung beanspruchen könnten; daß damit jedoch auch die 
Einwirkung des Kriegsministers ausgeschlossen oder seine Kontrasignatur für 
entbehrlich erklärt werde, davon ist mit keinem Wort die Rede. — Ebenso 
in die Verweisung der österreichischen Rechtslehrer auf den $ 5 des 
Ausgleichsgesetzes vom 21. Dezember 1867, der die „Leitung und Führung“ 
die „innere Organisation der gesamten Armee“ gegenüberstellt, eine von der 
Rechtsordnung nicht vorausgesetzte, von der Praxis niemals beanspruchte 
Ausdehnung der absolutistischen Herrschersphäre. — Wie steht es mit dem 
historisch interpretierten Art. 17 RV. als Grundlage? Der scheinbare Wider- 
spruch zwischen Bundespräsidium und Bundesfeldherr ist tatsächlich 
nicht vorhanden. Zunächst kann man über die bestimmten Erklärungen, die 
Bismarck im verfassungsberatenden Reichstag abgegeben und von denen 
Benningsen namens des Hauses ausdrücklich Akt genommen hat: daß nämlich 
jene verschiedenen Ausdrücke identisch seien, nicht einfach hinweggehen. 
Außerdem kann die Feldherrnwürde des neuen Bundesoberhaupts nur ganz 
äußerlich betrachtet als ein Erbstück aus der Militärverfassung des alten 
Bundes erscheinen. Dort war der „Bundesoberfeldherr“ nichts anderes als 
ein kommandierender General, jetzt ward der Feldherr zum obersten Kriegs- 
herrn. — Daß endlich die mehrfach besprochene preußische Kabinettsorder 
vom 18. Januar 1861 als juristische Stütze kontrasignaturloser Erlasse 
nicht fungieren kann, ergibt sich — ganz selbstverständlich ist, daß sie, als 
einseitige königliche Anordnung nicht mit Arndt als „geltendes Rei 
angesehen werden kann — aus der oben gegebenen rechtlichen Q 
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sierung ihres Inhalts. Denn sie dachte gar nicht daran, an verfassungsmäßigen 
Grundlagen rütteln zu wollen, sondern wollte nur die öffentliche Gegen- 
zeichnung, d.h. bei den für die Armee und für die Allgemeinheit bestimmten 
Ausfertigungen, beschränken, nicht aber die Gegenzeichnung an sich ein- 
engen. — Ergebnis: alle angezogenen Sätze geschriebenen Rechts können 
den Mangel der Gegenzeichnung nicht rechtfertigen. Diese Anomalie läßt 
sich nur aus dem ungeschriebenen Recht erklären. 

2. Im folgenden (siebenten) Kapitel hält Verf. seine Abrechnnng mit 
den Abgrenzungsversuchen der Theorie, die sich bemühten, ein Prinzip für 
die Unterscheidung von „Armeebefehl“ und „Armeeverordnung“ aufzustellen. 
Bei der Kritik wird die im dritten Kapitel des Werkes vorgenommene 
Gruppierung der Ansichten nach vier Typen beibehalten. Sie führt zu 
folgenden Ergebnissen. — Eine Trennung des obersten Staatsorgans 
vom obersten Offizier ist im modernen Staat unmöglich. Denn nicht die 
Formen und Wirkungen bestimmen das Wesen der Akte, sondern die Macht, 
die dahintersteht, und diese ist im einen wie im andern Falle die einheitliche 
Staatsgewalt. Gerade als oberstes Organ des Staates führt der Monarch den 
Oberbefehl, nicht nebenher, und was von ihm oder in seinem Namen befohlen 
wird, das empfängt seine rechtliche Kraft letzten Endes aus der Tatsache, 
daß er als Wille des obersten Staatsorgans gilt. M.a.W.: Das Heer ist 
eine Staatsanstalt, kein außerhalb stehendes königliches Institut. Lehrreich 
wirken hier als Parallele zu den militärischen Befehlen die Anordnungen des 
landesherrlichen Kirchenregiments. Hier steht neben dem Staat eine völlig 
von ihm getrennte Korporation des öffentlichen Rechts; es handelt sich hier 
wirklich nicht um Regierungsakte, um Äußerungen des Staatswillens durch den 
Mund des Monarchen. — Der Gegensatz von „Befehl“ und „Verordnung“, 
der die verschiedene Behandlung hinsichtlich der Gegenzeichnung erklären 
soll, ist vollkommen ungeklärt, in der Wissenschaft heute nur noch von 
formeller Bedeutung; in der Praxis aber hat sich die Unterscheidung überhaupt 
nicht eingebürgert. — Die Stichworte: „Oberbefehl“ und „Militär- 
verwaltung“ geben eine klare Scheidung der militärischen Akte ebenfalls 
nicht. Denn einmal sind sie keine sich ausschließenden Gegensätze, sondern in- 
inkommensurable Größen, da sich Umfang und Bedeutung des Ausdrucks Militär- 
verwaltungnach dem dabei ins Auge gefaßten Gegenstand der staatlichen Tätig- 
keit bestimmen, während wir nicht in dem materiellen Inhalt des Befehlsrechts, 
sondern in dem Rechtsgrund oder in der Form der vorgestellten Tätigkeit 
das Wesensmerkmal des Begriffes Oberbefehl sehen. Wo die Gegensätze sich 
jedoch assimiliert und nun beide den Gegenstand der Akte im Auge haben, 
da befriedigt weder die Verweisung auf den dem Deutschen Kaiser nach der 
RV., noch auf den dem österreichischen Kriegsherrn nach dem Ausgleichs- 
gesetz zustehenden Oberbefehl. Im übrigen herrscht bei der Teilung voll- 
kommene Willkür. — Die Teilung in „Kommandogewalt“ und „Re- 
gierungsgewalt‘“, welche die vierte Gruppe der Theoretiker vornimmt, 
hält Verf. im heutigen Staate für nicht durchführbar. Es schwebe der Ge- 
danke an zwei verschiedene Gewaltverhältnisse vor, auf Grund deren die An- 
ordnungen des Kriegsherrn verbindlich sein können. Der Rechtsgrund der 
Allerh. Akte soll das Kriterium für ihre Kontrasignaturbedürftigkeit sein. 
Hierbei werde jedoch meist übersehen, daß die Kommandogewalt nicht quali- 
tativ, sondern nur quantitativ von der normalen Dienstgewalt verschieden 
sei, daß die Kommandogewalt nur virtuell qualifiziert sei durch die ihr 
korrespondierende Pflicht zu „unbedingtem Gehorsam“. Die Verweisung der 
Theorie auf die „Übung“ sei ein Eingeständnis der eigenen Hilfslosigkeit. 
Sie sei aber auch deshalb zu mißbilligen, weil einmal diese „Übung“ den 
meisten im einzelnen unbekannt sei. Sodann müsse gefragt werden: was soll 
für die Abgrenzung maßgebend sein in Preußen? Diejenigen Grundsätze, 
die seit Januar 1861 dem Uneingeweihten in den Verkündungsblättern 
unterbreitet werden oder die ganz geheimen, die in den Akten des Kriegs- 
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ministeriums niedergelegt sind? Die ersteren seien so widerspruchsvoll und 
tastend, daß man sie nicht zum Dogma erheben könne, die letzteren würden 
vor allem durch die Kompetenzverteilung zwischen Kabinett und Ministerium 
beeinflußt, hätten daher erst recht nicht viel Aussicht, Gnade vor den Augen 
der Gesamtheit zu finden. Als praktisch bedeutsam werden noch die Offiziers- 
ernennungen herausgegriffen und nachdrücklich betont, daß die in Preußen 
hinsichtlich der Offizierspersonalien „vermutlich seit 1883“ bestehende Übung 
verfassungswidrig sei. Ein solches Sichhinwegsetzen über die Gesetzes- 
vorschrift schaffe nicht „aktuelles“ Recht, sondern laufe dem Recht zuwider. 
Mit scharfen Worten schließt die Kritik über die Theorien ab: „Wenn 
Friedrich Wilhelm IV. einst alle Personalorders gegenzeichnen ließ, wenn 
sie in Bayern und Württemberg heute ausnahmslos unter Mitwirkung des 
Kriegsministers ergehen, so war und ist dies kein überflüssiges Spiel, sondern 
nichts als Beobachtung der Verfassung.“ Mit dem drastischen Beispiele der 
heutigen preußischen Handhabung der Praxis auf diesem Gebiete „ist uns 
der Beweis geliefert, daß die Abgrenzung, die sich die Regierung im Laufe 
der Zeiten nach ihren eigenen Wünschen und vermeintlichen Bedürfnissen 
still geschaffen, gerade in dem vielleicht wichtigsten Anwendungsfall unserem 
klaren Rechtsempfinden in einer Weise ins Gesicht schlägt, die ein Vertrauen 
zu jener Übung nicht in uns aufkommen läßt, mag auch die Theorie noch 
so einladend uns auf sie vertrösten“ (S. 368). 

Mit dem negativen Resultat, daß kein einziger der von ihm geprüften 
Abgrenzungsversuche einer Kritik, die praktisch brauchbare Ergebnisse forderte, 
habe standhalten können und mit dem Seufzer: „So sind wir denn so klug 
als wir zuvor“, schließt v. Marschall die Kritik ab und gibt sich im folgenden 
an einen eigenen Lösungsversuch. 

3. Der Verf. kommt zu einem neuen Vorschlag, in dem er den Grenz- 
streit von dem materiellen auf das persönliche Gebiet herüberspielt. Die 
Kardinalfrage lautet jetzt nicht mehr: „was ist Gegenstand der Kommando- 
gewalt?”, sondern: „wer unterliegt der Kommandogewalt?“ Ihr unter- 
liegen nicht die Zivilbeamten der Militärverwaltung, die in so loser Ver- 
bindung mit der Heeresorganisation stehen, daß die Anwendung der für 
Militärpersonen gegebenen besonderen Vorschriften auf sie nicht als ange- 
messen, jedenfalls nicht als erforderlich erscheint. Da es für die Militär- 
beamten eine „unbedingte“ Gehorsamspflicht nicht gibt, so ist die Gehorsams- 
pflicht auf die Personen des Soldatenstandes beschränkt. Personen 
des Soldatenstandes aber sind die grundsätzlich zum Dienst mit der Waffe 
bestimmten Militärpersonen, vermehrt um diejenigen Personen, welche durch 
besondere Vorschriften jenen gleichgestellt sind, im ganzen die Offiziere, 
Unteroffiziere und Mannschaften, die Mitglieder des Sanitäts- und Maschinen- 
ingenieurkorps. Wer dem Soldatenstande angehört, „ist kraft der auf un- 
geschriebenem Recht ruhenden potenzierten Gehorsamspflicht verbunden, 
außer mancherlei sonstigen fehlerhaften Dienstbefehlen, insbesondere auch 
den Anordnungen unweigerlich Folge zu geben, die der Monarch, der Ver- 
fassung zuwider, ohne Mitwirkung eines Ministers etwa treffen sollte, und 
die darum weder in kontrasignierter Ausfertigung, noch durch Vermittlung 
des Kriegsministeriums oder der von ihm ressortierenden Instanzen an die 
Empfänger gelangen“. Im Anschluß hieran wird die Möglichkeit eines 
juristisch unlösbaren Konflikts erörtert, der darin bestehen würde, daß eine 
für den Soldatenstand verbindliche Order dauernd der Kontrasignatur und 
damit für die Beamten der Vollziehbarkeit entbehren würde. 

Die sorgfältig begründete und m. E. richtige Theorie v. Marschalls 
über die Abgrenzung von Armeebefehl und Verordnung und den Begriff der 
Kommandogewalt war insofern keine ganz neue, als sie schon vorher von 
Apel vertreten, wenn auch nicht mit gleicher Ausführlichkeit begründet 
wurde. Apel hatte bereits seine Ansicht dahin formuliert: „Da die Armee- 
befehle die militärischen Befehle des Inhabers der Kommandogewalt als 
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solchen sind, so können sie nur solchen Personen etwas ge- oder verbieten, 
die der Kommandogewalt des Befehlsgebers unterworfen sind. Soll der Befehl 
eine weitergehende Wirkung, soll er also Rechtswirksamkeit auch gegenüber 
Personen haben, die der Kommandogewalt nicht unterliegen, so versagt 
diesen Personen gegenüber der Weg des Armeebefehls und es bedarf der 
Armeeverordnung. Damit ist die Grundlage für eine begriffliche Ab- 
grenzung beider Arten militärischer Anordnungen gegeben. Nicht der 
Gegenstand des Befehls, nicht die Materie, die er behandelt, ist 
das maßgebende Unterscheidungsmerkmal, sondern die Person 
dessen, der er etwas ge- oder verbietet, der Kreis der ihnen 
unterworfenen Personen. Die der Kommandogewalt unterworfenen 
Personen schulden jeder Anordnung des Inhabers dieser Gewalt Gehorsam, 
mag sie die Form eines Armeebefehls oder die einer Armeeverordnung haben. 
Ihnen gegenüber besteht keinerlei Zwang zur Beschreitung des Weges der 
Armeeverordnung, ihnen kann alles durch Armeebefehl befohlen werden“ 
(vgl. Artikel „Armeebefehl und Armeeverordnung“ in Fleischmanns Wörter- 
buch des Deutschen Staats- und Verwaltungsrechts, Bd. I, S. 188). 

4. Die Verwertbarkeit des neu gewonnenen Prinzips wird im folgenden 
durch seine Anordnung auf eine Reihe konkreter Fragen geprüft: 
Dienstvorschriften, Verleihung von Auszeichnungen, Uniform- und Bewaffnungs- 
angelegenheiten, Öffizierspersonalien. — Eine eingehende Erörterung ist noch 
den ehrengerichtlichen Angelegenheiten gewidmet. Betreffs der Rechtsnatur 
der Ehrengerichte fühlt sich der Verf. eins mit dem, was Seydel über 
die bayrischen Ehrengerichte gesagt hat: „Ehrengericht ist nur ein Name, 
Gerichte im eigentlichen juristischen Wortsinne sind sie nicht. Sie fällen 
keine Erkenntnisse, sie geben nur Gutachten ab. Nicht die Ehrengerichte 
sind es, welche Disziplinarstrafen verhängen. Der König, bzw. in dessen 
Namen das Kriegsministerium, tun nach Würdigung des ehrengerichtlichen 
Gutachtens das, was sie auch ohne Erholung solchen Gutachtens tun könnten, 
ohne ein Gesetz zu brauchen.“ Tatsache ist, daß es sich heute nicht mehr 
um ein bestätigungsbedürftiges Urteil handelt, sondern um eine dienstliche 
Äußerung eines gewissermaßen zum Repräsentanten des Offizierstandes 
erhobenen Ehrentribunals dahin, daß man ein Mitglied nicht mehr für würdig 
halte, dem Stande ferner anzugehören; es ist dies sozusagen ein Gegenstück 
der Öffizierswahl, an deren begutachtendes Resultat der König ebenso- 
wenig gebunden ist, wie denn keiner in der Ernennung lediglich eine Be- 
stätigung der Wahl erblicken wird. Mit dieser Erkenntnis läßt sich weiterhin 
in die Rechtsnatur der Ehrengerichtsverordnungen eindringen. 
Sie sind, auch wenn ohne Mitwirkung des Kriegsministers erlassen, gleichwohl 
rechtswirksam, weil ihre Befehle sich auf die Tätigkeit solcher Personen 
beschänken, denen die Prüfung der formellen Verfassungsmäßigkeit versagt 
ist. Sie sind nicht Rechtsvorschriften, sondern Dienstanweisungen für die 
Ehrenräte und die als Ehrengerichte fungierenden Offizierskorps, deren 
dienstliches Verhalten der Kontingentsherr ja in jeder Hinsicht regeln kann. 
Einige Konsequensen dieser Rechtsnatur äußern sich hinsichtlich der Kosten- 
bestimmungen, der Rechtshilfe, der Zeugnis- und Eidespflicht. Mit einer 
Betrachtung der in concreto jeweils den formellen Abschluß des ehren- 
gerichtlichen Verfahrens bildenden Allerh. Orders schließt das Kapitel. 

5. Die Beantwortung der Frage nach den juristischen Wirkungen 
der Kontrasignatur überhaupt, die uns der Verf. bisher schuldig geblieben, 
ist Gegenstand der Untersuchung in den beiden letzten Kapiteln. Und zwar 
wird zunächst dem Zusammenhang zwischen Gegenzeichnung und Gül- 
tigkeit nachgeforscht. Einer mit den französischen Vorbildern beginnenden 
sichtenden Zusammenstellung der einschlägigen Artikel der deutschen Ver- 
fassungen folgt eine Übersicht über die in der Literatur darüber vorhandenen 
Ansichten. Die jetzt herrschende Lehre findet besonders charakteristischen 
Ausdruck in den Sätzen zweier Autoren. Samuely war der erste, der die 
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Behauptung aufstellte, „daß alle nicht kontrasignierten Verfügungen des 
Souveräns in Regierungsangelegenheiten ‚juristisch als nicht zu erlassen‘ 
zu betrachten seien; denn die Kontrasigmatur sei die essentielle Form zur 
Gültigkeit und Vollziehbarkeit der landesherrlichen Befehle, durch sie erhalte 
der persönliche Wille des Monarchen, der an sich keine rechtsverbindliche 
Wirksamkeit äußern könne, rechtliche Kraft“. Am deutlichsten aber spricht sich 
Josef Ulbrich aus, der einen Regierungsakt, mag er auf Antrag des Ministers 
oder ohne solchen erlassen sein, erst im Augenblick der Gegenzeichnung 
zustande kommen läßt und weiterhin ausführt: „In beiden Fällen wirken sie 
rechtsschöpferisch mit; der Regierungsakt wird zu einem Gesamtakt, der 
sich aus dem Willensakte des Kaisers und der verfassungsrechtlich notwendigen 
Mitwirkung der Minister zusammensetzt.“ — Einer eingehenden Kritik kann 
diese herrschende Lehre nicht standhalten. Die bei der Konstruktion des 
„Gesamtakts“ vorgenommene Gleichstellung des Monarchen- und Minister- 
willens steht im Widerspruch mit der historischen Entwicklung wie auch 
mit dem heutigen Rechtsempfinden. Die Lehre führt aber außerdem zu 
vollständig unhaltbaren Konsequenzen. Ist nämlich eine Handlung, die der 
Monarch ohne Mitwirkung des Ministers vorgenommen hat, nichtig und 
rechtlich vollkommen unwirksam, so ist auch eine Heilung durch nach- 
trägliche Übernahme der Verantwortlichkeit unmöglich. Ferner müßte man 
folgerichtig mündliche Staatsakte zu privaten Meinungsäußerungen der 
Herrscherpersonen stempeln, die staatsrechtlich irrelevant sind. Tatsächlich 
aber werden solche Äußerungen von der großen Allgemeinheit stets als 
Emanationen des Staatsoberhauptes als solchen gewertet werden. Am 
schlagendsten aber hat die herrschende Lehre sich selbst widerlegt mit der 
Kontroverse über die Notwendigkeit der Gegenzeichnung bei Ministerernen- 
unngen, die sich alsdann als unlösbar darstellt. 

Das rowrov» weddos der herrschenden Lehre sieht Verf. darin, daß ihr als 
einziges Gegenstück der Gültigkeit sofort die völlige Nichtigkeit vorschwebe. 
Es müsse vor allem zwischen Rechtmäßigkeit und Rechtsgültigkeit 
unterschieden werden. Rechtmäßig ist ein Staatsakt, der allen für ihn 
relevanten Sätzen der Rechtsordnung entspricht; sind diese Voraussetzungen 
nicht oder nur teilweise erfüllt. so ist er unrechtmäßig. Rechtsgültig ist 
der Akt, der wirklich als das gilt und sich erweist, wofür er sich ausgibt, 
d.h. die Rechtsfolgen hervorruft, die seinem Inhalt entsprechen und die er 
demgemäß hervorrufen will. Vermag er sie nicht, oder doch nicht alle 
hervorzubringen, so ist er ungültig. Nach Erledigung der weiteren Vorfrage, 
in welchem Verhältnis „Rechtmäßigkeit“ und „Rechtsgültigkeit“ zueinander 
stehen, formuliert der Verf. seine Ansicht über die Gültigkeit kontrasignatur- 
loser Akte dahin: Der Zweck des Kontrasignaturerfordernisses ist nicht der, 
zu verhindern, daß der Fürst Unrecht tue, sondern der, es abzuwenden, daß 
infolge seiner Unverantwortlichkeit ungestraft Unrecht geschehe. Dieser Zweck 
ist aber mit der Unverbindlichkeit der nicht gegengezeichneten Befehle schon 
erreicht. Iın deutschen Staatsrecht ist der Zweck in der Weise verwirklicht, 
daß das Prüfungsrecht der ausführenden Organe als Prüfungspflicht aus- 
gestaltet ist, daher eine Deckung jener Organe gegen eigene Verantwortlich- 
keit bei der Ausführung nicht gegengezeichneter Erlasse nicht vorhanden ist. 
Die Folgen des Prinzips sind zusammengefaßt folgende: Alle Handlungen, 
die der Herrscher als Organ der sogenannten vollziehenden (rewalt vornimmt, 
bedürfen grundsätzlich einer ministeriellen Mitwirkung, denn die Minister- 
verantwortlichkeit erstreckt sich auf den gesamten Bereich der Exekutive. 
Darum sind sämtliche Regierungshandlungen, die dem zuwiderlaufen, unrecht- 
mäßig. Trotzdem sind sie aber nicht nichtig, sondern nur unvollziehbar. 
Die keines Vollzugs bedürftigen Akte sind daher vollgültig, ebenso diejenigen, 
deren Vollzug, weil sie der Kommandogewalt entspringen, durch Einschränkung 
des Prüfungsrechtes garantiert ist. Nur scheinbare Vollgültigkeit wohnt den 
Akten da bei, wo wegen Harmlosigkeit des Inhalts (z. B. bei Urdenssachen) 
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der Vollzug de facto nicht ausbleibt. — Ergebnis der Frage nach der 
Bedeutung der Kontrasignatur: Dem Verfassungssatz von der Minister- 
verantwortlichkeit, welcher in einer Reihe von Staaten lex imperfecta geblieben 
ist, steht der andere Satz, der das Kontrasignaturgebot enthält, nicht, wie mit 
Seydel und Arndt die überwiegende Literatur behauptet, als „lex perfectissima“ 
gegenüber; vielmehr hat er sich im deutschen Recht nur die Wirkungen 
einer lex minus quam perfecta anzueignen vermocht, denen gegenüber es 
jedoch durchaus keinerlei auf vorkonstitutionellen Titeln ruhende, 
wohlerworbene Reservatrechte des Fürsten mehr gibt und geben kann. 

6. Es bleiben die Beziehungen zwischen der ministeriellen 
Unterschrift und der Verantwortlichkeit aufzuklären. Die Verant- 
wortlichkeit wird begründet nicht durch die Kontrasignatur, nicht durch 
die Mitwirkung des Ministers, sondern durch die Billigung einer Regie- 
rungshandlung des Herrschers. Diese Billigung kann liegen in einem Antrage 
des Ministers beim Monarchen, in der Ausführung eines vom Herrscher aus- 
gehenden Aktes, sowie endlich auch im Gutheißen durch konkludentes Ver- 
halten. Die sog. „Prügelknabentheorie“ hat einen richtigen Kern; denn die 
ministerielle Verantwortlichkeit steht nur ihrem Rechtsgrunde nach auf eigenen 
Füßen, weil sie durch die selbständige, rechtlich freie Billigung begründet 
wird. Ihrem Umfange nach aber trägt die Verantwortlichkeit des Ministers 
akzessorischen Charakter; denn der Minister haftet nur für das, was zur 
Kompetenz seines Fürsten gehört. Der Minister kann nur ein Unrecht auf 
sich nehmen, das unabhängig von seiner eigenen Tätigkeit schon besteht. 

Die Kontrasignatur ist nur ein Beweismittel des Vorhandenseins 
der Verantwortlichkeit. Die Akzessorietät der Verantwortlichkeit setzt aller- 
dings voraus, daß der Minister von allem Kenntnis erhält, denn nur solche 
Kenntnisnahme berechtigt uns, sein Bleiben im Amte als konkludende Billigung 
aufzufassen, die seine Haftung entstehen läßt. Eine sicher funktionierende 
juristische Garantie für die Kenntnis des Ministers ist allerdings nicht 
geboten; immer ist aber die politische Garantie vorhanden, die rechtlich 
nicht zu unterschätzen ist. \Wendet man diese Grundsätze auf die militärischen 
Verhältnisse und die Verantwortlichkeit des Kriegsministers an, so ergibt 
sich, daß es kein Gebiet gibt, für das eine Verantwortlichkeit des Ministers 
nicht besteht. Denn da nicht die Gegenzeichnung, sondern die Billigung, 
das Bleiben im Amte den Ressortchef haftbar macht, so tritt seine Haftun 
such bei den Regierungsakten ein, die im Bereiche des sog. „Oberbefehls 
liegen und für die Personen des Soldatenstandes selbst in fehlerhafter Form 
schon verbindlich sind. Nach v. Marschalls Ansicht findet dieses Resultat 
„eine geradezu frappante Bestätigung“ in der Kabinettsorder König Wil- 
helms I. vom 18. Januar 1861. — Zum Streite um die Legitimität oder die 
Verfassungswidrigkeit des preußischen Militärkabinetts ist fol- 
gendes zu sagen: Die Organisation der Behörden, mit Einschluß der obersten 
Instanzen, ist ein Internum der vollziehenden Gewalt, und auch über die Art, 
wie die Immediatvorträge erstattet werden sollen, hat lediglich der Monarch 
mit seinen verantwortlichen Beratern sich zu einigen. Jedoch darf man 
daraus nicht die Folgerung ziehen, daß der Kriegsminister in all den Kom- 
petenzen, die er sich etwa allmählich aus der Hand winden läßt, nun auch 
schon die verfassungsrechtliche Verantwortlichkeit von sich abgeschüttelt 
habe. Für diese Auffassung findet sich im geltenden Recht nirgends eine 
Stütze; tatsächlich sind sie auch nur theoretisch vertreten, in praxi ist die 
Verantwortlichkeit stets anerkannt worden. Wenn demnach an dem preußi- 
schen Militärkabinett etwas Verfassungswidriges zu konstatieren ist, so liegt 
dies nicht an der Institution an sich, sondern in der irrigen Annahme, es 
sei damit die von mancher Seite erstrebte Einschränkung der Ministerverant- 
wortlichkeit erreicht. 

Wem gegenüber sind im Deutschen Reich die Kriegsminister ver- 
antwortlich? Da sie Landesminister sind, so kann ihre Verantwortlich- 
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keit natürlich von dem Landtage ihres Heimatsstaates geltend gemacht werden. 
Da die Verwaltung des Heerwesens nun zwar Landesverwaltung ist, aber 
nicht freie, autonome Landesverwaltung, sondern Selbstverwaltung unter 
der Aufsicht und Kontrolle des Reiches, so haben die etatsrechtlichen Ver- 
hältnisse es mit sich gebracht, daß ferner die Verantwortlichkeit der Kriegs- 
minister gegenüber dem Reichstage zu einem Bestandteil des deutschen Ver- 
fassungsrechts geworden ist. 

7. In einem Schlußkapitel faßt v. Marschall zunächst die juristischen 
Ergebnisse seines umfangreichen Werkes noch einmal kurz zusammen. Sie 
sind aus meinem bisherigen Referate zu ersehen. Mit den praktisch-poli- 
tischen Folgerungen, mit denen Verf. seine interessante Studie beendet, 
möchte auch ich den Bericht abschließen. 

Der Gegenzeichnungspraxis, die in Preußen und in der Reichsmarine 
heute herrscht, wird man schwerlich große Konsequenz nachrühmen können. 
Es ist des Ministers Pflicht, die Anwendung der Order vom Jahre 1861 zu 
überwachen, vor allem dafür zu sorgen, daß ihm selbst rechtzeitig stets von 
den Allerhöchsten Anordnungen Kenntnis wird, und daß er, was etwa direkt 
ergeht, wenigstens in den Akten gegenzeichne. In der Praxis wird wohl 
in der Regel so verfahren. Der Verdacht, daß ein Mißbrauch eingerissen 
ist, besteht, wie es scheint, nur bei den Personalien. Von diesem illegitimen 
Spezialfall abgesehen, besteht ein Bedenken der jetzt geübten Praxis gegen- 
über nicht; denn diese ist in der Form allein verfassungswidrig, der Sache 
nach scheint sie das Gesetz zu achten. Wenn man aber schon einmal von 
dem Wahn nicht lassen will, die Kontrasignatur eines Kriegsministers könnte 
im Heer das Bewußtsein schwächen, allein der König sei sein Chef, so soll 
man doch, wie in Österreich, gleich alle Orders der Kontrasignatur ent- 
kleiden. Solche fehlerhafte Orders sind ja doch bindend für die Personen 
des Soldatenstandes.. Und im Resultate ist ja auch erreicht, was die Ver- 
fassung will, indem für alles, was vom Ministerium in die Verkündungsblätter 
aufgenommen wird, eben durch die Aufnahme, die Billigung und Kenntnis 
— also die Verantwortung — des Kriegsministers ebenso erwiesen ist, wie 
wenn sein Name auf der Urschrift steht. Von dem Herrscher aber ist zu 
erwarten, daß er von der Möglichkeit, auch ohne Wissen seines Kriegs- 
ministers und gegen das Verfassungsrecht verbindliche Befehle den Soldaten 
zu erteilen, nur im äußersten und allerletzten Notfalle Gebrauch machen 
werde. — v. Marschall hält die Emanzipation des Militärkabinetts vom Mini- 
sterium vom Standpunkte der Verwaltungspolitik für nicht völlig einwandfrei. 
Verfassungsrechtlich bleibt zwar der Chef des Kabinetts nach wie vor ein 
Abteilungsdirektor, wie das Kabinett selbst ja jetzt noch im Etat als Abteilung 
des Ministeriums figuriert. Tatsächlich wird dem Kriegsminister für ein 
zweites der Volksvertretung unverantwortliches Staatsorgan die Rolle eines 
„Prügelknaben“ aufgedrängt, was sein ohnehin nicht leichtes Amt noch er- 
schwert. An Reibungsflächen zwischen Kabinett und Ministerium ist kein 
Mangel. Vermeidung von Unstimmigkeiten zwischen den obersten Behörden 
war aber gerade das Grundmotiv der Einführung des Realsystems. Mit der 
Zentralisation im Ministerium wurde die Stärkung der vollziehenden 
Gewalt erstrebt und auch beim Militär gefordert. Ein Minister, der Kabinetts- 
bildungen duldet, entzieht sich damit nicht der Verantwortung. Er darf 
sich diese nur soweit gefallen lassen, als er Garantien dafür hat, daß, selbst 
soweit er tatsächlich ausgeschaltet scheint, sein Einfluß, seine Leitung ihm 
doch gesichert bleibt. — Über das Kabinett aber sind diejenigen schlecht 
unterrichtet, die lehren, es befaßt sich nur mit Kommandoangelegenheiten. 
Gerade diese sind prinzipiell dem Ministerium verblieben. Das Kabinett ist 
beute ein Sonderministerium für Personalien geworden. Dies Sonder- 
ministerium hat mit der gesteigerten Befehlsgewalt des Königs, dem unbe- 
dingten militärischen Gehorsam nichts zu schaffen. Traurig aber, wenn wir 
zum Schutze der Disziplin in unserem Heere des „unverantwortlichen“ 
Kabinette bedürften. 
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Zum Schluß meint Verf., das rege Interesse der Politiker pflege der 
rein juristischen Betrachtung nicht förderlich zu sein. Auch in der Gegen- 
zeichnungsfrage habe die Politik bei vielen die ruhige Beurteilung beeinflußt, 
und zwar nach zwei Seiten hin: der einen Richtung danke die Kontrasig- 
natur die allgemeine merkwürdige Überschätzung, die, folgerichtig durch- 
geführt, den Minister, den „Diener“, tatsächlich zum Mitregenten mache. 
Die Gegenseite aber habe, hierauf reagierend schleunigst jene mystische 
„Kommandogewalt“ geschaffen, mit der der Thron gerettet werden soll. In 
beiden Lagern, so fürchtet v. Marschall, werde daher sein Ergebnis keine 
Freunde finden. „Es darf uns dies nicht rühren. Denn die Wissenschaft 
des öffentlichen Rechts muß, unbekümmert um der Parteien Gunst, still ihres 
Weges ziehen. Möchte ihr stets gelingen, diesen zu finden sine ira et studio! 
Möchte auch sie immer besser erfüllen, was Heinrich v. Treitschke vom 
Historiker fordert: „gerecht reden, freimütig, unbekümmert um die Emp- 
findlichkeit der Höfe, ungeschreckt durch den heute viel mächtigeren Haß 
des gebildeten Pöbels. Ist ihr die Forschung zum Selbstzweck geworden, 
so darf sie getrost die Scheu ablegen, die so häufig sie fernhielt von politisch 
delikatem Gebiet, die so lange sie hinderte, anderes als leise und zaghaft 
aufzutreten auf dem gemiedenen Boden einer verfassungsmäßigen Verant- 
wortlichkeit des preußischen Kriegsministers, einer prinzipiellen Kontrasig- 
naturbedürftigkeit kriegsherrlicher Befehle.“ 

Dem hier ausgesprochenen Wunsche des Verf. uns anschließend, legen 
wir sein Werk aus der Hand mit dem Bewußtsein, ein tüchtiges Buch gelesen 
zu haben und mit einem Seufzer der Erleichterung zugleich. Wer diese 
„Studie zum deutschen Staatsrecht“ in allen Teilen durchstudieren will, der 
hat vor allem eins nötig: reichlich viel Zeit. Wegen der Breite seiner Unter- 
suchung, die fast uferlos ist, bedarf der Autor wirklich der Nachsicht, um die 
er im Vorwort den Leser bittet. Es ist daher zu befürchten, daß das Buch 
von manchem, der es zu eigenem Nutzen lesen müßte, nicht gelesen wird. Ich 
denke dabei namentlich an die Praktiker unter den Militärjuristten — und 
gerade die Praktiker sind unter den Interessenten des Militärrechts in 
bedeutender Überzahl. Ob ihnen die berufliche Tätigkeit Zeit lassen wird, 
das Buch ganz zu lesen? Wird nicht schon allein der äußere Umfang des 
Werkes sie davon zurückschrecken, die Lektüre überhaupt zu beginnen? 
Beides ist zu befürchten. Und doch wäre es schade, wenn diese Befürchtungen 
einträten. Nicht bloß wegen der Wichtigkeit des behandelten Problems, son- 
dern auch wegen der Anregung, die dadurch militärjuristischen Kreisen verloren 
ginge. Denn selbst wenn man einigen Ergebnissen des Verf. nicht beistimmen 
kann, so ist doch unbedingt anzuerkennen, daß seine Untersuchungen überall 
sehr anregend sind, indem sie manche militär-staatsrechtliche Frage in ein 
neues Licht gesetzt haben. Vieles in der Militärrechtswissenschaft ist noch 
in vollständigem Dunkel und harrt dringend der Aufklärung; anderes ist nur 
scheinbar geklärt, denn es wurde von Geschlecht zu Geschlecht als feststehendes 
Dogma kritiklos übernommen. v. Marschall mag hierin Recht haben, daß 
politische Strömungen einer wissenschaftlichen Forschung, die nur sich selbst 
zum Zwecke hat, oft im Wege standen. Eine Zeitlang ist die Militär- 
rechtswissenschaft allerdings im allgemeinen vernachlässigt worden. Daß sie 
jedoch neuestens mächtigen Aufschwung nimmt, zeigt die Tatsache, daß das 
Handwörterbuch des Militärrechts (herausgeg. von Kriegsgerichterat H. Dietz, 
Greiser, Rastatt 1912) zustandekommen konnte. 

Methodisch ist an der Untersuchung v. Marschalls die eingehende Be- 
rücksichtigung der praktischen Rechtshandhabung zu loben, die neben 
der Liebe zur Sache großen Fleiß und Ausdauer voraussetzt. Die Wanderung 
durch die Gegenzeichnungspraxis, die Verf. an Hand der Verordnungsblätter 
unternommen hat, ist ja allerdings zum größten Teil mit daran schuld, daß 
die Arbeit einen so gewaltigen Umfang annahm. Doch ist die Breite an 
dieser Stelle der Darstellung am ehesten zu verzeihen. Denn durch die 
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Untersuchung der praktischen Handhabung der Gegenzeichnung ist der Er- 
forschung des Problems endlich eine positive Grundlage gegeben. Lesern, 
die das ganze Werk nicht lesen wollen, ist außer dem Kapitel über die 
preußische Gegenzeichnungspraxis die interessante Skizze der Geschichte des 
preußischen Militärkabinetts (S. 145 ff.) zur Lektüre zu empfehlen. Sie bietet 
namentlich verwaltungspolitisch beachtenswerte Einblicke. Freilich ist 
hier — wie auch an vielen anderen Stellen des Buches — der Eindruck 
ganz besonders stark, daß eine monographische Darstellung der Sondermaterie 
dringend geboten wäre. 

Endlich mag gesagt sein, daß die Lebendigkeit der Darstellung manchem 
Leser, vorausgeretzt, daß er mit regem Interesse für das Thema an die Lek- 
türe herangeht, über die ermüdenden Partien des Buches hinweghelfen mag. 
Denn es ist unverkennbar: mit froher Kampfeslust hat der Verf. sein (nicht 
„ausgeklügelt‘‘) Buch geschrieben. An kräftigen Schwertstrichen ist kein 

gel, auch zeigt sich hier und da bittere Ironie; von beiden enthält obiger 
Bericht nur einige Proben. Der stark polemische Ton birgt die Gefahr in 
sich, es möchte das Werk als Tendenzschrift gegen das preußische Militär- 
kabinett aufgefaßt werden. Eine derartige Charakterisierung verdient das 
Werk m.E. nicht. Die Polemik ist trotz ihrer Schärfe stets eine vornehme 
geblieben und die Darstellung überall von strenger Wissenschaftlichkeit getragen. 


Franz Josef Sassen. 


Aloys Vogels, Die staatsrechtliche Stellung der Bundesratsbevollmächtigten. 
[Abhandlungen aus dem Staats-, Verwaltungs- und Völkerrecht, heraus- 
gegeben von Philipp Zorn und Fritz Stier-Somlo, Bd. VII, Heft 5.] 
Tübingen 1911. J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). VII und 103 S. 


Der Bundesrat, den Laband als „die eigentümlichste Institution des 
Deutschen Reiches“ bezeichnet hat (Staatsrecht I* S. 233), bietet der wissen- 
schaftlichen Forschung in verschiedenster Richtung Schwierigkeiten dar, und 
jede Untersuchung, die diese Schwierigkeiten vermindern hilft, hat ihr Ver- 
dienst; das gilt auch von der vorliegenden Abhandlung. 

Die tüchtige Arbeit beschränkt sich im ganzen scharf auf das im Titel 
genannte Thema: nur die rechtliche Stellung der Bundesratsbevollmächtigten 
will sie behandeln, Stellung, Zuständigkeit, Tätigkeitsformen etc. des Bundes- 
rates selbst werden dabei nur insoweit berücksichtigt, als es zum Verständnis 
der Ausführungen über den eigentlichen Gegenstand unbedingt erforderlich 
ist. Diese Begrenzung der Darstellung hat unbestreitbare Vorzüge, wenn man 
auch bisweilen eine ausführlichere Besprechung des einen oder anderen 
Punktes wünschen möchte, so z. B. der rechtlichen Natur der Geschäftsordnung 
des Bundesrats (S. 19), welche doch in mehrfacher Hinsicht für die Stellung 
der Bundesratsbevollmächtigten von Bedeutung ist. 

Das eigentliche Thema wird mit erfreulicher Gründlichkeit behandelt. 
Die Stärke des Verf. liegt dabei weniger in den allgemein begrifflichen Teilen 
der Untersuchung: $ 2 über „die Rechtsstellung der Bundesratsbevollmächtigten 
im allgemeinen“ (S. 6—11), welcher nach einem kurzen Paragraphen (S. 1—5) 
über die „historischen Grundlagen des Instituts der Bundesratsbevollmäch- 
tigten“ die Darstellung einleitet, bildet den am wenigsten gelungenen Teil 
der Arbeit; der Vorwurf, daß des Verf. Ausführungen hier stellenweise 
(insbes. S. 6) „auf unsichere (irundanschauungen über das juristische Wesen 
des Staates, des Organs und der Organperson hindeuten“ (K. Perels, Deutsche 
Literaturzeitung 1911 S. 1776), ist nicht unberechtigt. Auch später ist bei- 
spielsweise die Definition des allgemeinen Begriffs des „Beamten“ (S. 60) 
wenig glücklich. Der Wert der Arbeit ruht vielmehr in der sorgsamen Be- 
handlung der oft schwierigen und komplizierten, dabei praktisch vielfach 
wichtigen Einzelfragen; hier bietet Verf. nicht nur durchgängig eine sehr 
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dankenswerte Zusammenstellung der mannigfach zerstreuten einschlägigen 
Normen, sondern auch eine fast überall befriedigende umsichtige Verarbeitung 
des Materials. Viele zweifelhafte oder unklare Punkte werden — teilweise 
zum erstenmal — ans Licht gezogen und mit selbständiger Stellungnahme 
entschieden. Man wird dem Verf. meist, wenn auch nicht überall beistimmen 
können und stets die sachliche Prüfung der verschiedenen Ansichten aner- 
kennen müssen; daher kann die Arbeit auch dort, wo ihre Ergebnisse nicht 
voll überzeugen, mit Nutzen zu Rate gezogen werden. 

Von der Einleitung (S. 1—11) abgesehen, zerfällt die Arbeit in zwei 
Abschnitte, deren erster (S$ 3—6, S. 12—58) die Stellung der Bundesrats- 
bevollmächtigten im Reichsrecht, und deren zweiter ($$ 7—13, S. 59—108) 
ihre Stellung im Landesrecht behandelt. Im ersten Abschnitt erörtert Verf. 
zunächst (S. 12—25) die Stellung der einzelnen Bevollmächtigten im Bundes- 
rate und sodann (S. 25—30) im besonderen die des Reichskanzlers; es finden 
hier u. a. die Form und die Zuständigkeit zur Erteilung der Vollmacht, 
deren Dauer, Inhalt und Prüfung Berücksichtigung, weiter auch die Frage 
der instruktionslosen oder instruktionswidrigen Abstimmung und des (instruk- 
tionsmäßigen!) Tätigwerdens der Bundesratsbevollmächtigten bei den recht- 
sprechenden Funktionen des Bundesrats; gut hervorgehoben sind dabei wie 
überhaupt in der Arbeit jene Punkte, über welche das Reichsrecht schweigt 
und das Landesrecht freie Hand hat. Unbefriedigend ist hier allen die Be- 
handlung der „stellvertretenden Bundesratsbevollmächtigten (S. 14—19). Ob- 
wohl die vortreffliche Untersuchung von K. Perels (i. d. Festg. der Kieler 
Juristenfakultät zu Hänels fünfzigjährigem Doktorjubiläium 1907 S. 253—281) 
dem Verf. vorgelegen hat, sind ihre Ergebnisse doch nicht voll verwertet; 
mag man auch hier — m. E. mit Unrecht — eine gewohnbeitsrechtliche 
Abänderung, bzw. eine Durchbrechung der verfassungsrechtlichen Bestim- 
mungen mit v. Seydel und dem Verf. (S. 15 f.) ablehnen und die Institution 
der stellvertretenden Bundesratsbevollmächtigten mit der Verfassung im Ein- 
klang finden: jedenfalls hätte der Unterschied zwischen den ständigen 
„stellvertretenden Bevollmächtigten“ und den nur von Fall zu Fall ernannten 
Substitutionsbevollmächtigten, der bei P. bereits klar erkannt ist, an dieser 
Stelle herausgearbeitet werden müssen Ae auch Perels, Deutsche Literatur- 
zeitung 1911 S. 1776 f.). Der folgende § 5 (S. 30—45) über die Stellung der 
Bundesratsbevollmächtigten gegenüber den sonstigen Reichsorganen bringt 
manche eigne Ansicht des Verf.; sehr gut sind namentlich die Ausführungen 
(S. 39 ff.) über die Bundesratsbevollmächtigten als Mitglieder von Reichsver- 
waltungs- und Reichsjustizbehörden. Hieran schließt sich in $ 6 (S. 45—68) 
eine dankenswerte gründliche Zusammenstellung und Erörterung der Normen 
über die „Exterritorialität“ der Bundesratsbevollmächtigten und der sonstigen 
u. vorgesehenen Sicherungsmittel für ihre ungestörte berufliche 

ätigkeit. 

Der zweite Hauptabschnitt, welcher die Stellung der Bundesratsbevoll- 
mächtigten im Landesrecht untersucht, nimmt zwar in erster Linie auf das 
Recht der großen und mittleren Gliedstaaten bezug, zieht aber auch inter- 
essante Bestimmungen aus dem der kleinen Staaten heran. Er beginnt 
(S. 59—64) mit einer Prüfung des Beamtencharakters der Bundesratabevoll- 
mächtigten, wobei mit Recht zwischen Beamten im Sinn des allgemeinen 
Beamtenbegriffse und Beamten im Sinn eines speziellen einzelstaatlichen Be- 
amtengesetzes unterschieden wird; nicht immer im letzteren, wohl aber stets 
im ersteren Sinn erklärt Verf. die Bundesratsbevollmächtigten für Beamte 
des betr. Gliedstaate.. Aus dem sonstigen Inhalt dieses Abschnitts scheinen 
mir besonderer Hervorhebung wert die Ausführungen über die Zuständigkeit 
zur Instruktion der Bundesratsbevollmächtigten (S. 77 EBL sowie der Abschnitt 
über ihre Verantwortlichkeit (S. 87—98); letzterer ist freilich nicht in allem 
erschöpfend. Im übrigen werden noch die Grundsätze des Landesrechts über 
die Begründung der Vollmacht der Bundesratsbevollmächtigten (S. 64—73), 
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ihre Pflichten und Rechte (S. 73—77) und die Endigung ihres Amtes (S. 98 
bis 103) behandelt. 
Zu begrüßen ist das Bestreben des Verf., neben dem Wortlaut der 
setzlichen Bestimmungen auch die Praxis zu berücksichtigen, ja, er hätte 
ier wohl noch mehr tun können; allerdings ist deren Feststellung teilweise 
mit großen Schwierigkeiten verbunden. Walther Schoenborn. 


Dr. Simon Reimer, Die Freizügigkeit in den deutschen Schutzgebieten, 
insbesondere die Ausweisung von Reichsangehörigen. (Kolonialrecht- 
liche Abhandlungen, herausgegeben von Professor Dr. Hubert Naendrup 
in Münster, Heft 3.) Münster i. W. 1911. Verlag der Universitäts- 
buchhandlung Franz Coppenrath. XI und 72 8. 


Das Thema der Abhandlung ist recht aktuell. Die Frage, ob es zu- 
lässig sei, Deutsche aus den deutschen Kolonien auszuweisen, Eingeborene 
aus der Kolonie, der sie entstammen, zu verbannen, hat die öffentliche 
Meinung in den letzten Jahren lebhaft beschäftigt. Sie tauchte auf gelegentlich 
der Ausweisung eines deutschen Farmers aus Südwestafrika, wurde am 
1. Dezember 1910 zu Elberfeld auf der Hauptversammlung der Deutschen 
Kolonialgesellschaft eingehend besprochen und erlangte kurz darauf wieder 
reges Interesse anläßlich der Ausweisung zweier Reichsangehörigen aus 
Deutsch-Ostafrika.. Eng mit ihr zusammenhängende Fragen sind die der 
Statthaftigkeit von Aufenthaltsbeschränkungen in den Kolonien und von 
Verpflanzungen Eingeborener aus einem Schutzgebiet in ein anderes. Es ist 
zu begrüßen, daß die bekannte, leider viel zu langsam fortschreitende Naen- 
drupsche Sammlung einer Arbeit Aufnahme gewährt hat, welche jene Fragen 
im Rahmen des Grundproblems, auf das sie zurückzuführen sind, nämlich 
des kolonialen Freizügigkeitsrechts, erörtert. 

Reimer bespricht im ersten Abschnitt seiner Studie, der ebenso gut 
ganz fehlen könnte, Geltungsbereich und Inhalt des Freizügigkeitsgesetzes 
vom l. November 1867, im zweiten Abschnitt die Freizügigkeit in den Schutz- 
gebieten, im dritten die Freizügigkeit in den sog. Interessensphären. Die 
Trennung von Schutzgebieten und Interessensphären erscheint wenig glücklich. 
Einmal gibt es kaum mehr Interessensphären, sodann ist der Unterschied 
des Freizügigkeitsrechts beider Gebiete recht minimal. Auch die Einteilung 
innerhalb des zweiten Abschnittes fordert zur Kritik heraus. Abgesehen von 
der höchst überflüssigen Untersuchung, ob die Kolonien In- oder Ausland 
sind, hätte der innere Aufbau des Abschnitts äußerlich schärfer hervorgehoben 
werden müssen. 

Das Recht der Freizügigkeit bestimmt sich in den Kolonien nicht nach 
dem Freizügigkeitsgesetz, denn dieses ist dort nicht eingeführt worden, 
sondern nach besonderem, für die mutterländischen Reichsangehörigen, die 
Schutzgebiets-Reichsangehörigen, die Eingeborenen und die Fremden ver- 
schiedenen Rechte. Die mutterländischen Reichsangehörigen ermangeln in 
den Kolonien der Freizügigkeit, sie können in ihnen abgewiesen, Aufenthalts- 
beschränkungen unterworfen, ja sogar aus ihnen ausgewiesen werden. Trifft 
diese Ansicht des Verfassers ohne Zweifel zu, so kann ihm nicht bei- 
gepflichtet werden, wenn er des weiteren ausführt, die sog. Schutzgebiets- 
Reichsangehörigen dürften aus der Kolonie, in der sie naturalisiert worden 
seien (§ 9 Sch@G.), nicht ausgewiesen werden, weil sie dort Wohnrecht 
hätten und weil das Völkerrecht keine Heimatlosigkeit kenne. Dies wäre 
richtig, wenn man eine rechtliche Beziehung des in einer Kolonie Naturali- 
sierten zu dieser seiner Kolonie annehmen könnte. Eine derartige Beziehung 
ist aber trotz unverkennbarer Keime und Ansätze dem derzeitigen Kolonial- 
recht noch fremd. Der Schutzgebiets-Reichsangehörige ist nicht Angehöriger 
eines engeren staatlichen Verbandes (des Schutzgebietes), wie entsprechend 
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der mutterländische Reichsangehörige, sondern ausschließlich Angehöriger 
des deutschen Gesamtstaatswesens, unmittelbarer Deutscher. Anders ist es 
dagegen mit den Eingeborenen bestellt. Bei ihnen ist eine Beziehung zu 
ihrem Schutzgebiet nicht zu leugnen, sie haben dort Wohnrecht, dürfen 
folglich, wie der Verfasser wohl mit Recht ausführt, nicht aus ihrer an- 
gestammten Kolonie ausgewiesen werden. Auch die Praxis der Gesetzgebung 
läßt, während sie Aufenthaltsbeschränkungen kennt, eine Ausweisung Ein- 
geborener nicht zu. Ein interessantes Gegenstück zum Wohnrecht ist die 
Aufenthaltspflicht der Eingeborenen. Soweit sie nicht naturalisiert sind, 
genießen sie kein unbeschränktes Auswanderungsrecht. Die Staatsfremden 
endlich sind wie im Mutterlande so auch in den Kolonien an sich nicht 
gegen die Ausweisung geschützt. Natürlich kann ein Staat durch Abschluß 
von Verträgen sich in der Ausübung der Ausweisungsbefugnis Beschränkungen 
auferlegen; diese bedeuten jedoch keinen Verzicht auf das Recht. 

Im dritten Abschnitt der Darstellung berührt der Verfasser noch kurz 
das Recht der Freizügigkeit in den Interessensphären. Seine Ausführungen 
beschränken sich fast ganz auf die Darlegung einer recht anfechtbaren Auf- 
fassung über das Wesen dieser Gebiete. Er versteht darunter die nach der 
Unterzeichnung der Kongoakte vertraglich abgegrenzten Gebiete an der 
afrikanischen Küste (?), deren effektive Okkupation dem Reiche vorbehalten 
ist. Diese Gebiete unterliegen noch nicht der vollen staatsrechtlichen Gewalt 
des Reiches, aber es sind doch schon gewisse staatsrechtliche Beziehungen 
zwischen ihnen und dem Reiche vorhanden. (Zur Kritik vgl. meine Aus- 
führungen in der Kritischen Vierteljahrsschrift für Gesetzgebung und Rechts- 
wissenschaft, 3. Folge, Bd. XIV, Heft 1/2, S. 280—282.) 

Gibt die Schrift auch zu einer Reihe kleinerer, allerdings mehr äußer- 
licher, vor allem aber zu schweren inhaltlichen Bedenken im einzelnen wie 
in den Ergebnissen Anlaß, so darf doch nicht verkannt werden, daß der 
Verfasser den außergewöhnlich schwierigen Stoff gründlich bearbeitet und 
auch einige Fingerzeige zur endgültigen Lösung der behandelten Rechts- 


fragen beigebracht hat. Friedrich Giese. 


Ludwig Bergsträßer, Studien zur Vorgeschichte der Zentrumspartei. 
(Beiträge zur Parteigeschichte, herausgegeben von Adalbert Wahl, I). 
Tübingen 1910. J. C. B. Mohr. XI und 249 S. 


Wie die treibenden politischen Kräfte einer Zeit auch die Geschicht- 
schreibung der Zeit beeinflussen, so sehen wir für die deutsche Geschichte die 
eigentliche Bismarckforschung und was zu ihr zu rechnen ist, in der Haupt- 
sache in der Hand der älteren Historikergeneration, die noch unter dem 
überwältigenden Eindruck der einen, alles beherrschenden Persönlichkeit 
aufgewachsen ist, während die Jüngeren sich mit Vorliebe der Entwicklung 
der Ideen zuwenden, welche die Gegenwart leiten, vor allem der politischen 
Anschauungen und der sie mit bestimmenden Interessen, die parteibildend 
gewirkt haben. Daher die Fülle der Einzelstudien zur Geschichte der öffent- 
lichen Meinung, der in ihr wirkenden Persönlichkeiten, der Entwicklung der 
politischen Parteien. Vielleicht entspringt es auch der gesamten Geistes- 
richtung unserer Zeit, die nach dem harten Realismus der Bismarckschen 
Epoche den Geist der vorbismarckschen, der Goetheschen Zeit wieder lebendiger 
werden läßt und von ihm aus auch an die Betrachtung der staatlichen Dinge 
herangeht. Jedenfalls dürfen wir uns über einen Mangel an reger geistiger 
Betätigung in dieser Richtung nicht beklagen, von allen Seiten wird der 
Stoff angefaßt, jeder trägt dazu bei, auch in methodischer Beziehung die 
neue Forschung zu fördern, die mit einem Material zu arbeiten hat, an dem 
der historische Zünftler älterer Richtung vorbeiging, das man früher auch 
den Übungen historischer Seminare fernzuhalten pflegte. Bezeichnend ist, 
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daß für die Geschichte des Liberalismus eine Reihe von Arbeiten der älteren 
Generation als völlig verfehlt bezeichnet werden muß, wie Parisius’ Buch 
über Hoverbeck, Philippsons über Forckenbeck und ebenso Klein-Hattingens 
neuerer dilettantischer Versuch, eine Geschichte des gesamten Liberalismus zu 
schreiben; die Verfasser waren oder sind Männer strenger Parteiobservanz, 
die zum höheren Rahm der Partei und ihrer Männern zur Feder griffen, ohne 
im geringsten an die Entwicklung der politischen Ideen und der sie vertre- 
tenden Männer heranzugehen. Von ganz anderer Bedeutung wurden dagegen 
für den älteren Liberalismus der Rheinlande Biographien wie Bergengrüns 
Hansemann und vor allem Hansens Mevissen. Noch enger gebunden als jene 
ersten liberalen Parteihistoriker erscheinen die Historiker des Ultramontanis- 
mus und seiner Führer; die meist sehr dickleibigen Bücher des Jesuiten 
Pfülf über Geissel, Ketteler, Mallinckrodt, Linhoff, auch Pastors Reichen- 
sperger sind lediglich einseitig angelegte Materialsammlungen. Alles Werke 
für die Partei wie sie ist, nicht für die Partei wie sie wurde. 

Die Schwierigkeiten für die Entstehungsgeschichte einer Partei treten 
uns allerdings an Bergsträßers Studien zur Vorgeschichte der Zentrumspartei 
deutlich entgegen. Scheinbar liegt das Material in Massen da, um doch 
gerade bei wichtigen Fragen gründlich zu versagen, der Forscher muß diese 
Massen durcharbeiten, um schließlich aus ihnen verhältnismäßig spärliche 
Bausteine zu gewinnen, die für seinen Zweck brauchbar sind. Und dabei 
zeigen uns alle diese Arbeiten immer wieder die Notwendigkeit schnell vor- 
zugehen, weil die Quellen vergänglicher Natur sind, dazu oft achtlos ver- 
schleudert werden und nur durch ihre rechtzeitige Ausnutzung der Zukunft 
in ihrem brauchbaren Kern erhalten werden können. Bergsträßer sucht 
zunächst einzelne feste Fußpunkte zu gewinnen, von denen aus weiter ge- 
arbeitet werden kann. Daß er von jeder Parteistellung für oder wider ab- 
sieht, ist selbstverständlich, in dieser Beziehung besteht zwischen ihm und 
seinen meisten Vorgängern schlechterdings keinerlei Zusammenhang, und es 
gelingt ihm auch, die Bestrebungen, die Gegensätze, die Stellung der ein- 
zelnen Persönlichkeiten mit gesundem historischem Sinne zu erfassen. Sehr 
wichtig ist sein Gedanke, überall den irgendwie bestimmenden Männern, so- 
weit es möglich und nötig erscheint, biographisch nachzugehen, um aus ihrem 
persönlichen Entwicklungsgang ihre Einwirkung auf die Entwicklung der 
von ihnen vertretenen Ideen zu verstehen. 

Es handelt sich für den Verf. um die ersten Schritte auf neuem Boden. 
Er führt uns zu den ersten Anfängen eines Zusammenschließens von über- 
zeugten Katholiken, zunächst nur um ihre kirchlich-katholischen Interessen 
zu wahren, wobei aber sofort die Ansätze zu einer umfassenden politischen 
Programmbildung hervortreten, ebenso wie sich sofort die großen Haupt- 
fragen, um die es sich auch in der Zukunft handeln sollte, vordrängten, wie 
das Verhältnis von Kirche und Staat, besonders in der Schulfrage. Berg- 
sträßer war von dem Plan ausgegangen, den Verein katholischer Abge- 
ordneter auf dem Frankfurter Parlament zu behandeln, und war von diesem 
auf die vorbereitenden Bewegungen geführt worden, womit sich ihm das 
Endjahr 1848 von selbst ergab; und wiederum wählte er sich einige süd- 
deutsche Staaten aus, weil es nur in ihnen ein wirkliches Verfassungsleben 

b. Im ersten Kapitel behandelt er Bayern von der Opposition der Ortho- 
oxen gegen den Staat Max Josefs und Montgelas’ an, wobei er uns im Würz- 
burger Weihbischof Zirkel ein geradezu typisches Beispiel vorführt, einen 
ursprünglich aufgeklärten Geistlichen, der sich gegen das rücksichtslose Vor- 
ee des Staates in kirchlichen Dingen wandte, dabei zu wachsenden Gegen- 
orderungen gedrängt wurde und ein Gegner des Territorialsystems wurde, 
das den Landesherrn auch zum Herrn der Kirche machte; wenn er früher 
den Einfluß der Kurie möglichst zurückzudrängen gesucht hatte, so gewann er 
den engsten Anschluß an die Kurie und näherte sich zugleich von seinem 
ursprünglich kirchlich freieren Standpunkte dem streng kirchlichen. Wahr- 
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scheinlich ist auch von ihm die Anregung des ganz nach seinen Ideen han- 
delnden, 1814 begründeten „Literarischen Vereins“ ausgegangen, dessen An- 
hänger kurz die „Konföderierten“ genannt wurden, zunächst ein an Zahl 
verschwindend kleiner Kreis, neben den Geistlichen nur vereinzelte Laien. 
Wie es Zirkels eigenes Beispiel zeigt, wuchsen diese Männer, oft mit stärkster 
eigener Wandlung, immer fester in ihre neue Auffassung hinein, mit ener- 
gischer Hervorhebung der entscheidenden Fragen, des Einflusses der Kirche 
auf die Schule, der Konfessionsschule und sogar des konfessionell einheit- 
lichen Lehrkörpers, der Verwerfung des landesherrlichen Plazets. 

Dem neuen Verfassungswesen waren diese konservativ gerichteten Bayern 
wenig hold, ohne aber dagegen zu agitieren, und in dem ersten bayrischen 
Landtag von 1819, in dessen zweiter Kammer die katholische Geistlichkeit 
ihre besondere Vertretung hatte, befanden sich drei Konföderierte, die mit 
zwei weiteren (Genossen die unbedingte Leistung des Verfassungseides ver- 
weigerten; ähnlich wie er es bei Zirkel getan, schiebt Bergsträßer auch hier 
in der Charakteristik der fünf Männer das biographische Moment vor, weil 
nur aus den Persönlichkeiten selbst und ihrer Art auch ihr Vorgehen klar 
wird; wir haben es hier immer noch mit den in solchen Fragen sich ver- 
einigenden Ansichten einzelner Männer, in keiner Weise mit einer irgendwie 
geschlossenen Parteigruppe zu tun. Bei dem Kampf um das Konkordat 
sprach einer der Fünf, der Konföderierte Egger den Satz aus: „Die in Anregung 
gebrachten ultramontanischen Grundsätze und römischen Fesseln sind mir 
und allen Katholiken, die davon den echten Begriff sich bilden, das wahre 
Palladium des christlichen oder religiösen Rechts.“ Auch in anderen Fragen 
ist ihre Stellungnahme nicht ohne Interesse, wenn Egger bei der Akademie 
der Wissenschaften das Eindringen von so vielen Protestanten und Nord- 
deutschen tadelt: „wie hoch sind die Besoldungen der protestantischen Aka- 
demiker, die nichts tun, und der katholischen, die etwas tun?“ Bergsträßer 
zieht die Verhandlungen der ersten vier bayrischen Landtage heran, mit 1830 
bricht er ab. 

Für die Vertreter des Katholizismus in Bayern war ein Zusammenschluß 
von vornherein dadurch gegeben, daß sie auch Vertreter des geistlichen 
Standes waren, der damals in diesen Dingen die Führung fast ausschließlich, 
mit nur ganz geringer Unterstützung durch Laien hatte; in Hessen-Darm- 
stadt, wo der Klerus nur durch den Mainzer Bischof in der ersten Kammer 
vertreten war, traten in der seit 1820 tagenden zweiten Kammer drei Laien 
in den Vordergrund. Unter ihnen zeigt Johannes Neeb noch weit über den 
Bayern-Zirkel hinaus den vollen Entwicklungskreislauf vom katholischen 
Priester zum freidenkenden Philosophen, um dann, als er sich als Gutsbesitzer 
ansässig gemacht hatte, allmählich wieder zum strengen Anhänger seiner 
Kirche zu werden. Im Gegensatz zu den Bayern sind er und seine Genossen 
von Anfang an Anhänger des Konstitutionalismus, auch zeigte sich bis zum 
Revolutionsjahr kein Gegensatz der katholischen Vertreter zur Landesregierung, 
auch nicht beim Bischof Burg in der ersten Kammer; die Stellungnahme ın 
den Hauptfragen war dafür ganz die gleiche wie in Bayern, besonders der 
Schule gegenüber mit ihrer Forderung strenger Scheidung nach dem Bekennt- 
nis, und das auch bei den Bildungsanstalten für die Lehrer, geistlicher Schul- 
aufsicht und, sehr auffallend, einer Beschränkung des Unterrichts überhaupt, 
Entlassung aus der Volksschule mit 13 Jahren; der Landmann, so meint 
Neeb, werde durch eine große Aufklärung weder besser noch glücklicher. 
Auch in Hessen bestand keinerlei parteimäßiger Zusammenhang der drei Ab- 
geordneten, „wir können in keinem Falle feststellen, daß sie gemeinsam vor- 
gegangen wären, auf Verabredung gehandelt hätten“; in allen nicht die 
Kirche betreffenden Fragen machte sich ihre konfessionelle Stellung nicht 
fühlbar, wie sie auch nicht ihrer Konfession wegen gewählt waren. Nur 
die Geistlichkeit vertrat ihren grundsätzlichen Standpunkt umfassender und 
fester, und ebenso wie sie später der 1847 in den Landtag eintretende Assessor 


Besprechungen. 309 


Dr. Seitz, der sogar von den Protestanten die Reverenz vor dem Sanktissi- 
mum forderte, weil sie sonst die Symbole der katholischen Kirche schändeten. 
Im 3. Kapitel wendet sich B. Mainz als dem bedeutendsten Zentrum 
der katholischen Bestrebungen zu, die zuerst über die Grenzen des engeren 
Staates hinausgriffen. Colmar als Bischof und Liebermann als Seminarleiter 
hatten dort eine Reihe der späteren katholischen Vorkämpfer erzogen, von 
ihren Schülern ging 1821 die Gründung der ersten bedeutenden und einfluß- 
reichen katholischen Zeitung, des „Katholik“ aus, der sich behauptete, ob- 
gleich er in Preußen, Bayern und Hessen selbst verboten wurde, und dem 
erst seit 1838 die „Historisch politischen Blätter“ rivalisierend zur Seite traten. 
Hier galt von vornherein strengste Abhängigkeit vom Papst, wohl wurden 
Staat und Kirche nebeneinander gestellt, aber die Schulen gehören selbst- 
verständlich ganz der Geistlichkeit an, die Ehesachen dem geistlichen Gericht. 
Recht wohl gelungen ist bei B. die Erörterung, wie diese gegen Revo- 
lution und Liberalismus feindlichen Kreise sich sofort die revolutionäre Be- 
wegung dienstbar machten, wie gleich das neue Programm fertig war mit 
den Schlagworten der Preßfreiheit, der Religionsfreiheit und bis zur ersehnten 
Trennung der Kirche vom Staat der „absolut freien Ausübung aller religiösen 
Kulte“. Nun wurden die Katholiken zu energischer politischer Beteiligung 
aufgerufen, und entsprechend der Mahnung zur Vereinsgründung entstand 
(März 1848) der „Piusverein für religiöse Freiheit“. Das Mainzer Beispiel 
fand schnelle Nachahmung in Nassau, Schlesien, Württemberg, Baden; in 
diesen Piusvereinen hatten die katholischen Abgeordneten der Paulskirche 
einen ganz anderen Rückhalt, als er bisher den isoliert stehenden Kämpfern 
auf den Einzellandtagen gegeben war; von den Vereinen ging denn auch 
eine Fülle von Petitionen an das Parlament. Vorzüglich war die Organi- 
sation, um diesen Petitionssturm in die Wege zu leiten, überall agitierten 
die Geistlichen als Sammler von Unterschriften, aber wir dürfen dabei, wie 
B. (S. 187) betont, nicht den Schluß ziehen, „daß die Geistlichkeit damals Politik 
getrieben habe wie heute und sogar eine von den Überhirten befohlene Politik. 
Denn es ist doch durchaus etwas anderes, ob ein Geistlicher sich für Petitionen 
und Programmpunkte einsetzt, die wirklich nur religiöse oder vielmehr 
kirchliche Fragen berühren.“ Es ist gewiß richtig, daß B. die Grenze für 
die damaligen Verhältnisse fest zieht, damit nicht in die damalige Zeit hinein- 
elegt wird, was erst einer späteren angehören sollte, überhaupt liegt ein 
auptwert von B’s Buch in der sicheren Abgrenzung der einzelnen von ihm 
dargestellten Zweige der großen (iesamtentwicklung, aber wir sehen doch 
die Truppe auf einem Marsch, der schließlich durch das dieser Gesamtentwick- 
lung gesteckte einheitliche Ziel bestimmt wurde. So führte sie dieser Marsch 
bald weit von dem besonderen eigenen Ausgangspunkt fort, jeder erreichte 
Erfolg wurde nur eine Etappe, bei der nie Halt gemacht werden konnte, 
mochten auch die damals selbst Handelnden sich zunächst das Ziel kürzer 
Ar haben. (Für 1848 vgl. übrigens unabhängig von Bergsträßers Buch 
hnabel: „Der Zusammenschluß des politischen Katholizismus in Deutschland 
im Jahre 1848“, Heidelberg 1910.) 

Im 4. Kapitel werden die katholischen politischen Zeitschriften besprochen, 
zu denen der „Katholik“ als zunächst religiöse Zeitschrift nicht gerechnet 
wird. Diesen politisch katholischen Standpunkt vertrat gegenüber dem Li- 
beralismus Pfeilschifters „Staatsmann“, der seit 1822 in Offenbach a. M. 
herauskam, dessen Herausgeber auch von einem ziemlich extremen Liberalis- 
mus in seiner Entwicklung ausgegangen war, um dann als Vorkämpfer gegen 
die Revolution und für den Legitimismus aufzutreten, dessen beste Stütze 
ihm die katholische Kirche war; auch er schlägt die alten Töne an, daß 
diese allein zum Lehren in der Schule autorisiert sei, und auch den weiteren 
Satz kennen wir schon, daß das Volk durch das Viele, was es in der Volks- 
schule lerne, nur verschrobener und schlechter würde. Adam Müller war der 
bedeutendste Mitarbeiter am „Staatsmann“, der ausgesprochen in den Dienst 
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der Wiener Regierung trat, was ihn aber nicht vor dem Eingehen 1831 
schützen sollte, und auch sein von Pfeilschifter herausgegebener Nachfolger, 
der „Zuschauer am Main“ hielt sich nur bis 1838; bei der Gegenüberstellung 
von Österreich und Preußen wurde hier dem Katholiken seine Stellung un- 
bedingt auf des ersteren Seite angewiesen. Daneben war die Aschaffenburger 
katholische Kirchenzeitung ein ausgesprochen theologisches Blatt, aber vom 
unduldsamsten Geiste des Zelotismus erfüllt; sonst erschienen noch einige 
unbedeutendere Blätter, jedenfalls im ganzen noch eine sehr dürftige und 
wenig leistungsfähige Schar. Die zukunftsreichen „Historisch - politischen 
Blätter“ erwähnt B. nur kurz und verweist ihre eingehende Würdigung in 
einen anderen Zusammenhang. 

Die ganze Darlegung schließt etwas abrupt ab. Wie die Entwicklung, 
die Bergsträßer schildern wollte, äußerlich noch einen fragmentarischen 
Charakter hat, so läßt er diesen auch stark auf seine Darstellung einwirken, 
und zwar entschieden mehr, als sich aus der Stellung der Aufgabe und dem 
verfügbaren Material ergibt. Der Zusammenhang wird dadurch mehr als 
nötig zerrissen, und es ist auch darstellerisch nicht glücklich, Fragen nur 
anzuschneiden und dann mit dem Hinweis auf weitere Untersuchung abzu- 
brechen (z. B. S. 156, 164, 223), auch die Schreibweise verfällt bisweilen in 
die Art des Telegrammstiles.. Trotz aller Schwierigkeiten hätte der Verf. 
sein Buch über diesen Eindruck des Stückwerkes hinausheben können. Denn 
die Einzelheiten, die uns B. mitteilt, die ich hier im zusammenfassenden 
Überblick wiedergegeben habe, entbehren in keiner Weise des großen Zu- 
sammenhanges; es ist zu bedauern, daß B. diese verbindenden Linien nicht 
selbst fester gezogen hat. Wir stehen in Anfängen, in einer Entwicklung, 
deren Träger selbst nicht das letzte Ziel kennen und die doch diesem Ziel mit 
Naturgewalt entgegengedrängt werden, nirgendsein geschlossener parteiähnlicher 
Zusammenhang und doch der engste Zusammenhang der großen leitenden 
Ideen, wenn auch zunächst die einen gegen, die anderen für den Konstitu- 
tionalismus eintreten, der eine die Trennung des Staats und der Kirche 
fordert, der andere sie als liberales Teufelswerk verdammt; auch da, wo man 
auf rein religiösem und theologischem Boden stehen bleiben will, folgt ganz 
von selbst das Hineindringen in die Sphäre des Staates, die Politisierung 
des Katholizismus. Wir hoffen, daß der Verf. auf dem mit emsiger und so 
vorurteilslos begonnenen Arbeit vorbereiteten Boden weiter arbeiten wird; 
er hat auf diesem Boden als Historiker ebenso Fuß gefaßt, wie es die Männer 
und ihre Bestrebungen, die er uns nahe zu bringen gesucht hat, in ihrem 
Sinne getan hatten, wir wünschen ihm sicheres Voranschreiten in der Weiter- 
führung seiner Studien. Schon jetzt steigt für uns aus den fragmentarischen 
Einzelheiten, die er bietet, ein in allen seinen großen Zügen zusammen- 
hängendes, einheitliches Entwicklungsbild heraus. 

Wilhelm Busch. 


Hugo Grothe, Die Asiatische Türkei und die deutschen Interessen. Zweite 
Auflage. Halle a. S. 1913. Gebauer-Schwetschke. VI und 62 S. 


Diese als Flugschrift des Deutschen Vorderasien-Komitees gedachte Ver- 
öffentlichung bietet sehr viel mehr als eine für den Tag berechnete Arbeit. 
Grothe, der aus jahrelangen Reisen Vorderasien kennt, hat es in der vor- 
liegenden Schrift verstanden, die Essenz seiner Erfahrungen wiederzugeben. 
Es ist alles aufs äußerste komprimiert, und ein Autor, der sich weniger zu- 
sammengefaßt hätte, würde bequem aus dem gleichen Inhalt ein Werk von 
einigen hundert Seiten gemacht haben. Grothe zieht beinahe alle Probleme, 
die für eine Betätigung Deutschlands in der asiatischen Türkei in Betracht 
kommen, heran. Besonderen Wert legt er auf eine deutsche Kulturpolitik 
und das auch schon deshalb, weil ein kulturpolitisches Vorgehen unserer 
Nation sich bisher am wenigsten gezeigt habe. Die wissenschaftlichen und 
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wirtschaftlichen Erfolge Deutschlands in der asiatischen Türkei seien dagegen 
nicht ohne Bedeutung. Hierbei ist zu bemerken, daß wissenschaftlich aller- 
dings Deutschland manches in der asiatischen Türkei geleistet hat. Wir 
haben eine ganze Reihe wissenschaftlicher Gesellschaften — Grothe zählt sie 
auch im einzelnen auf — die viel für die Erforschung vorderasiatischer 
Altertümer getan haben. Mit Recht vermißt dagegen noch Grothe ein 
deutsches islamisches Institut nach Art der archäologischen Institute in Rom 
und Athen. Dieses hätte — wie er zutreffend ausführt — nicht nur aller 
in der asiatischen Türkei sich entfaltenden wissenschaftlichen Tätigkeit die 
nötige Stütze zu bieten, sondern müßte auch die bedeutsame Aufgabe er- 
füllen, der deutschen zivilisatorischen Arbeit das Verständnis islamischer 
Kultur zu erleichtern und die Beziehungen zwischen den Kulturkreisen des 
Morgen- und Abendlandes zu vermitteln, indem es zugleich als Erziehungs- 
und Lehrstätte deutscher Kulturhistoriker und Orientalisten zu dienen 
bestimmt würde. Eine Vorbereitung zu diesem Institut ist bereits durch 
die neugegründete „Deutsche Gesellschaft für Islamkunde“* gegeben, die auch 
eine vortreffliche Zeitschrift veröffentlicht. Zum tieferen Verständnis des Orients 
ist eine Durchdringung des Islams ganz unerläßlich, da der Islam ja nicht 
nur das religiöse Leben, sondern alle Gebiete des Lebens beeinflußt. Auch 
durch das Jungtürkentum ist diese Stellung der Religion nur leise über- 
tüncht, nicht verändert worden. 

Große Verdienste hat sich Deutschland in geographischer Hinsicht um 
den näheren Orient, namentlich um Kleinasien erworben. Das weitaus beste 
Kartenwerk über Kleinasien rührt von Heinrich und Richard Kiepert her. 
Auch hier muß freilich noch viel geschehen. Kleinasien, dies alte Kultur- 
land, dieses Land, das unmittelbar vor den Toren Europas liegt, ist eines 
der unbekanntesten Länder der Erde. Dicht am Marmarameer, in der Nähe 
von Brussa, finden sich noch völlig unerforschte Gebirgsgegenden, unzählige 
Flüsse sind in ihrem Lauf noch nicht festgelegt und so fort. Wollen wir 
wirklich in Kleinasien vorwärts kommen, so müssen wir die Natur des Landes 
aufs genaueste kennen. Auch geologisch ist noch das meiste zu leisten. 

Viel weniger erfreulich als die wissenschaftlichen Erfolge Deutschlands 
sind die wirtschaftlichen. Hier sieht Grothe zu optimistisch. Gewiß haben 
wir — denn es ist ja im wesentlichen unser Werk — die Anatolische Bahn 
gebaut, sowie die Bagdadbahn zu bauen begonnen. Man hat sehr richtig 
gesagt, die Bagdadbahn werde zum Rückgrat des türkischen Reiches. Wir 
können auch damit rechnen, daß wir über kurz oder lang wichtige Zubringer- 
linien bauen werden, da die Verhandlungen über diese Linien teilweise schon 
abgeschlossen, teilweise dem Abschluß nahe sind. Als stolzes deutsches Werk 
ist ferner die Bewässerung der Koniaebene zu nennen. Ein Gebiet von 
50000 Hektar ist bereits bewässert, weitere Flächen können leicht angeschlossen 
werden. Schließlich ist die Förderung des Baumwollbaues in Cilicien als 
bedeutende deutsche Leistung zu verzeichnen. Während noch bis vor wenigen 
Jahren Cilicien nicht mehr als 30000 Baumwollballen jährlich ausführte, ist 
diese Ziffer — hauptsächlich durch die Tätigkeit der Deutsch-Levantinischen 
Baumwollgesellschaft — jetzt bereits auf 100000 Ballen gestiegen; in wenigen 
Jahren wird es zweifellos die doppelte bis dreifache Anzahl sein. Damit 
rückt Cilicien, in dem die klimatischen Bedingungen außerordentlich günstig 
gerade für den Baumwollbau sind, allmählich unter die Hauptproduktions- 
länder der Baumwolle. Alle diese Unternehmungen sind von der Deutschen 
Bank finanziert worden. Daneben wirkt noch die Deutsche Orientbank in 
der asiatischen Türkei, aber doch nur in bescheidener Rolle, da das Haupt- 
feld dieser Bank in Ägypten liegt. Vor allem aber ist die Deutsche Orient- 
bank nach Mittelanatolien hinein überhaupt noch nicht vorgedrungen. Dies 
sind die wirtschaftlichen Leistungen Deutschlands in der asiatischen Türkei, 
wozu noch die Tätigkeit der versprengten deutschen Kolonien in Palästina 
kommt. Der deutsche Handel hat sich — wenn man von einigen halbgeglückten 
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Versuchen absieht, landwirtschaftliche Maschinen zu verbreiten — noch nicht 
selbständig in diese Gegenden gewagt. Deutsche Import- und Exporthäuser, 
deutsche Reisende, deutsche Musterläger wären jedoch dringend zu wünschen. 
Andere europäische Nationen, dann aber vor allem die Nordamerikaner, tun 
sehr viel mehr als wir für ihre wirtschaftliche Expansion. 

Aın schlechtesten steht es — darin ist Grothe beizustimmen — um das 
kulturpolitische Vorwärtsgehen Deutschlands. Wir können der Unzahl der 
französischen Ordensschulen nur eine sehr geringe Anzahl deutscher Schulen 
entgegenstellen. Ferner müßten wir an eine Reihe höherer türkischer Lehr- 
anstalten deutsche Lehrer senden, wofür das Reich die Kosten zu tragen 
hätte. Auch ist an eine deutsche Hochschule zu denken, die am besten nicht 
in Konstantinopel, sondern in Konia oder Aleppo einzurichten wäre. Die 
deutschen Hospitäler sind stark zu vermehren. Die deutsche Presse in der 
Türkei, die noch sehr im Argen liegt, ist durchgreifend auszugestalten. Vor 
allem kommt es darauf an, die deutsche Sprache gegenüber der französischen 
in immer weiterem Maße durchzudrücken. Leider haben die Anatolische Bahn 
und die Bagdadbahn den schweren Fehler begangen, das Französische als 
Dienstsprache einzuführen. Man wollte nicht als deutsche Bahn erscheinen 
und wählte darum die sogenannte zweite Landessprache. Es wird natürlich 
nicht möglich sein, das Französische ohne weiteres wieder abzuschaffen, da- 
gegen müßte jetzt, wo die 30 prozentige Kapitalsbeteiligung der Franzosen 
bei der BagJadbahn abgelöst wird, sogleich das Deutsche neben dem Türki- 
schen und Französischen als Sprache bei den Bekanntmachungen und Auf- 
schriften der Bahn eingeführt werden. Der gebildete Türke ist leicht geneigt, 
den Deutschen über die Achsel anzusehen, der seine eigene Sprache zugunsten 
einer fremden versteckt. 

Das wichtigste ist es, daß wir unsere Kräfte in der asiatischen Türkei 
nicht zersplittern, sondern auf gewisse Gegenden konzentrieren, die dann 
aber auch als unsere Interessensphären in Anschlag kommen müssen. Als diese 
Gebiete betrachte ich: das ganze mittlere Anatolien, ein Viereck, dessen vier 
Ecken die Städte Eskischehir, Josgad, Kaisarie und Konia sind, ferner das cilicische 
Schwemmland mit der Hauptstadt Adana, weiter die Gebiete jenseits des 
Amanus mit Malatia, Marrasch und vor allem Aleppo. In zweiter Linie 
wäre in Mesopotamien zu arbeiten. Wenn auch in den genannten Gebieten 
schon viel von anderen Nationen getan worden ist, so doch nicht so viel, 
daß nicht Deutschland bei wirklicher Anspannung seiner Kräfte dies alles 
leicht einholen könnte. 

Sehr wichtig ist, wie sich Deutschland zu den verschiedenen Völkern 
in der asiatischen Türkei stellen wird. Der eigentliche Türke ist ja nur als 
Beamter, als Offizier, als anatolischer Großgrundbesitzer und als anatolischer 
Bauer zu finden. Handel und Verkehr werden beherrscht von Griechen und 
Armeniern, wogegen die Juden nur eine geringe Rolle spielen. In Armenien 
selbst ist der Armenier auch Bauer und Handwerker, daneben leben dort in 
großer Anzahl die halbnomadischen Kurden. Ganz Mesopotamien, Syrien 
und die Halbinsel Arabien ist arabisch. So stellt sich das Völkergewoge der 
asiatischen Türkei dar. Deutschland hat in den Gebieten, die für uns als 
Interessensphären in Frage kommen, neben den eigentlichen Türken vor 
allem mit Armeniern zu rechnen, und es ist eine der Hauptaufgaben unserer 
Orientpolitik, uns die Armenier zu Freunden zu machen. Zuzugeben ist 
dabei, daß der im Handel tätige Armenier nicht immer eine erfreuliche Er- 
scheinung ist. Das Armeniervolk aber als Ganzes ist von einem starken 
kulturellen Streben erfüllt. Gerade darum hat der Armenier auch die größte 
Furcht, in seinem Stammland von Rußland aufgefressen zu werden. Wir 
müssen ihm einen Rückhalt abgeben gegen Rußland; schon deshalb, damit 
nicht, kommt Rußland über Armenien, das allgemeine Tohuwabohu in der 
asiatischen Türkei eintritt. Wir haben das größte Interesse, den asiatischen 
Besitzstand der Türkei zu erhalten und es nicht zu einer allgemeinen Auf- 
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teilung gelangen zu lassen, bei der Rußland auf jeden Fall den Weg nach 
Konstantinopel frei bekäme, auch wenn es die Stadt selbst nicht erhielte. 
Dasselbe Interesse hat England und so bahnt sich denn auch in der tür- 
kischen Politik ein immer festeres Zusammengehen zwischen Deutschland 
und England an. 

Um die Türkei zu stärken, haben wir ihr vor allem unsere militärische 
Hilfe geliehen. Das ist der größte Dienst, den wir ihr bisher erwiesen haben. 
Die bis jetzt tätigen deutschen Instruktionsoffiziere hatten aber keine Kom- 
mandogewalt und dies ist der Grund, weshalb sie nur bis zu einem gewissen 
Punkte vorwärts kamen. Hätte die Türkei die deutsche Militärmission mit 
Kommandogewalt, die erst jetzt dorthin geschickt worden ist, früher gehabt, 
so wäre die Niederlage des Balkankrieges nicht möglich gewesen. Das 
erkennt man in der Türkei allgemein, wenn man auch leider nicht kräftig 
genug zu sein scheint, die russischen und französischen Umtriebe gegen die 
deutsche Militärmission gründlich abzuwehren. Der deutschen Militärmission zur 
Seite muß gleichsam eine deutsche Unterrichtsmission gestellt werden. Auch 
Grothe fordert die Heranziehung deutscher Schulmänner für die Reorganisation 
des gesamten türkischen Volksschulwesens. Das ist aber nicht genug: deutsche 
Schulmänner müssen vielmehr mit der Zentralleitung des Volksbildungs- 
wesens betraut werden; sonst werden die Anordnungen der bald hier bald 
dort wirkenden deutschen Schulmänner wie die Anordnungen der früheren 
deutschen Instruktionsoffiziere von den türkischen Machthabern durchkreuzt. 
Nach der Richtung einer deutschen Unterrichtsmission bewegt sich auch 
schon die deutsche Politik. Freilich werden die Widerstände Frankreichs 
nicht gering sein. Frankreich hat immer wieder seinen großen Einfluß als 
Geldgeber der Türkei. Es muß eine eifrige Sorge der deutschen Regierung 
sein, Frankreich aus dieser Rolle zu entfernen. Hier allerdings liegt die 
größte Schwierigkeit, da wir bei unserem starken heimischen Unternehmungs- 
geist unser Kapital unmöglich in so umfangreichem Maße im Ausland an- 
legen können wie Frankreich. Auch in dieser Hinsicht ist immer wieder die 
Hauptsache: Konzentration. Anstatt wahllos bald dem einen bald dem andern 
Staat eine Anleihe zu gewähren, müssen wir unsere finanziellen Kräfte auf 
die Staaten konzentrieren, mit denen wir in dauernde Beziehungen kommen 
wollen. 

Dies sind Gedanken, die Grothes Schrift anregt. Vorausgesetzt ist bei 
allen diesen Erwägungen, daß wir Weltpolitik treiben wollen und sollen und 
daß gerade die asiatische Türkei den Boden für unsere Weltpolitik bilden 
muß. Grothe geht hierauf nicht näher ein, sondern begnügt sich im wesent- 
lichen mit dem Hinweis, welchen Wert andere Nationen auf die Beeinflussung 
fremder Völker legen. Es kann nicht Aufgabe dieser Anzeige sein, die Not- 
wendigkeit eines deutschen Imperialismus zu beweisen. Erfreulicherweise zieht 
die „Weltanschauung des Imperialismus“ — so habe ich an anderer Stelle 
einmal diesen Vorstellungskomplex genannt — immer mehr in die Herzen 
derer ein, die an die Zukunft unseres Volkes denken. Daß diese Welt- 
anschauung auch in das Volk selbst einziebe — dies hervorzurufen ist die 
Aufgabe der Führer unserer Nation. Und warum gerade die asiatische Türkei? 
Hiermit ist die große Frage aufgeworfen, die gerade in letzter Zeit, wo viele 
Deutschland allein auf Afrika hinlenken wollten, die Köpfe beschäftigt hat. 
Es darf aber nicht heißen Vorderasien oder Afrika, sondern Vorderasien und 
Afrika, wobei Vorderasien an erster Stelle kommt, denn hier sind nahegelegene 
Gebiete alten Kulturlandes mit vorwiegend gemäßigtem Klima, mit einer 
Bevölkerung, die genügend Intelligenzen zu stellen vermag, um das Werk 
der deutschen Weltpolitik zu unterstützen. Hier ist das Zusammentreffen 
von Morgenland und Abendland, der ewig geheimnisvolle Zusa 
zweier Welten, die sich abstoßen und wieder anziehen, die sich l 
waren und doch aufeinander angewiesen sind. Ein Staat ist hier, 7 
hundertmal totgesagt, doch noch besteht und der auch, sowe 
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ankommt, nicht zusammenbrechen soll. Aber in diesem Staat ist noch alles 
zu entwickeln, unzählige Kräfte schlafen, die erweckt werden müssen. Da 
ist ein Feld für deutsche Kraft. Indem Deutschland an der Verjüngung dieses 
Landes arbeitet, wird es sich selber kräftigen und verjüngen. 


Adolf Grabowsky. 


Deutsch-Ostafrika als Siedelungsgebiet für Europäer. Leipzig 1912. 
Duncker & Humblot. IX u. 114 S. 


Der Verein für Sozialpolitik beschloß in seiner Sitzung vom 15. Mai 1910 
eine Erhebung über die wirtschaftliche Tätigkeit und das soziale Leben der 
Weißen in den Tropen unter Berücksichtigung der Frage ihrer dauernden 
Besiedelungsfähigkeit zu veranstalten. Als erste Untersuchung ist unter obigem 
Titel der Bericht der unter dem damaligen Unterstaatssekretär von Lindequist 
nach Ostafrika entsandten Kommission in den sonst für Gelehrtenkreise be- 
stimmten Schriften des Vereins für Sozialpolitik erschienen. Leider geschah 
die Veröffentlichung in der hierfür üblichen Weise in kleiner Auflage zu 
ziemlich hohem Verkaufspreis (4 M.) und dürfte daher der die große Öffent- 
lichkeit interessierende Bericht nicht die verdiente Verbreitung erfahren. 

Die Reise führte von Mombassa mit der Ugandabahn an den Victoriasee, 
zu Schiff nach Schirati; von dort erreichte man durch das Maragebiet 
den ostafrikanischen Graben, folgte der westlichen Bruchkante und gelangte 
ihn durchquerend in das Meru- und Kilimandscharogebiet, wo besonders 
eingehende Untersuchungen angestellt wurden. Schließlich zog die Expedition 
den Pangani entlang zum Endpunkt der Usambarabahn bei Mombo und fuhr 
mit dieser zur Küste. Der zweite Teil der Reise ging Anfang 1909 von 
Daressalam durch Kilossa über den Ruaha in die Bezirke Iringa und Neu- 
Langenburg. Den Rückweg trat man über den Njassa an, durchzog Britisch 
Njassa-Land bis Chinde und erreichte, die verschiedenen Küstenorte des 
deutschen Südgebietes berührend, am 14. April Daressalam. Während sich 
die Expedition auf deutschem Gebiete mehrfach teilte, wurden die britischen 
Gebiete gemeinsam, aber soweit es die Zeit erlaubte, nicht weniger gründlich 
besichtigt, um vergleichende Urteile zu gewinnen. Die Ergebnisse für die 
deutschen Landschaften seien hier angeführt. 

Hinsichtlich der klimatischen Beurteilung der Gebiete um die gewaltigen 
Gebirgsstöcke des Kilimandscharo und Meru sowie der westlich davon gelegenen 
Hochflächen bis in die Nähe des Victoria Njansa ist die Kommission zur 
Überzeugung gelangt, daß die physiologischen Lebensbedingungen für die 
weiße Rasse in Höhen über 1000 m auf einem Flächenraum von ca. 1200000 ha 
gegeben sind. Die Möglichkeit, ohne besondere Gesundheitsschädigung dorthin 
zu gelangen, ist vorhanden und ebenso wird sich der günstige seuchenfreie 
Zustand dieser Gebiete leicht aufrechterhalten lassen. Dabei ist zu bemerken, 
daß es sich weniger um theoretische Voraussetzungen als um Ergebnisse 
praktischer Erfahrungen bereits bestehender Siedelungen handelt, die sich 
die Kommission zunutze machen konnte. Es wurden auf 86 Plätzen von 
96 Gewährsleuten und über 300 Weißen einschließlich Frauen und Kindern 
Auskünfte über tatsächliche Erfahrungen und subjektive Beurteilung durch 
Fragebogen eingeholt und eingehend nachgeprüft. 

Die Gesundheitsverhältnisse erwiesen sich als recht günstig und Anzeichen 
für Abnahme der natürlichen Fruchtbarkeit der weißen Frau oder Degeneration 
des Nachwuchses waren nicht vorhanden. Der Bezirk Moschi mit 573 Weißen 
wies eine Sterblichkeitsziffer auf von 0,7°/, gegen 1,8 in Deutschland. Eine 
Beschränkung der körperlichen und geistigen Leistungsfähigkeit konnte nirgends 
beobachtet werden und allgemein fühlten sich die Siedler zufrieden, zu welcher 
Grundstimmung die angenehmen wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse — 
letztere kleidete ein deutscher Farmer in die Worte: „Zu Hause war ich ein 
großer Knecht, hier bin ich ein kleiner Herr“ — aufs wesentlichste beitrugen. 
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Über die älteste Kultur am Kilimandscharo, die des Kaffees, konnte die 
Kommission ein günstiges Urteil abgeben, das die folgenden Jahre bestätigt 
haben. Der inzwischen auch zum Meru vorgedrungene Kaffee ist Qualitäts- 
ware und vermag die erheblichen Schwankungen der Ernten und Weltmarkts- 

reise zu ertragen. Über die noch jungen Kautschuk- und Baumwollkulturen 
lagen noch nicht genügend sichere Resultate vor. Beide haben sich in den 
letzten Jahren befriedigend weiterentwickelt, obwohl große Gefahren, — für 
Kautschuk die durch rapide Steigerung der Weltproduktion stets sinkenden 
Preise und die Möglichkeit künstlicher Herstellung, für Baumwolle Seuchen 
und die Schäden ungleichmäßiger Regenfälle, — nicht verkannt werden 
dürfen. Die Pflanzer sichern sich am besten gegen Ernteschäden durch 
gleichzeitige Pflege der wichtigsten Kulturen, wobei Ausfälle im einzelnen 
ausgeglichen werden können. 

Die Viehzucht, die zur Zeit der Lindequistschen Studienreise noch in 
ihren Anfängen stand, befindet sich jetzt in blühender Entwicklung und 
findet reichlichen Absatz ihrer Produkte in Usambara, den Küstengebieten 
der Kolonie, sowie Zanzibar. Die bereits beliebte Besprechung der Frage der 
Einfuhr ost- und südwestafrikanischer Viehzuchtsprodukte nach Deutschland 
dürfte als reichlich verfrüht zu betrachten sein. 

Die Kleinsiedelungen am Meru, die jetzt in ein ruhiges Stadium der 
Entwicklung eingetreten sind, hatten damals durch Abschieben der schlechtesten 
Elemente ihre Krise durchgemacht. Eines Urteils enthält sich der Bericht 
mit dem Hinweis, daß sich die Existenzfähigkeit der deutschen Kleinsiedelungen 
in der Kapkolonie erst nach viel längeren Zeitläufen herausgestellt habe. 

Bei gemischten Betrieben wird im ganzen für Kleinbetrieb 20—50, für 
Mittelbetrieb 50—200 und Großbetrieb 200—500 ha, bei reinem Viehzucht- 
Großbetrieb mindestens 1000 ha Weideland für erforderlich gehalten. Als 
Betriebskapital für mittleren Ackerbau-, Viehzucht- oder Plantagenbetrieb 
wird 20 — 30000 M., für Kleinbetrieb 8500 — 10000 M. für nötig erachtet, 
die Reisekosten nicht mit eingerechnet. 

Nicht weniger erfreulich wie in den Nordgebieten sind die Forschungs- 
ergebnisse der Kommission für die bereisten Hochländer südlich der Zentral- 
bahn. Im Bezirk Iringa wurden 990000 ha, in 1500 m und mehr Meereshöhe 
ee als zu dauernder Besiedelung für Ackerbau und Viehzucht geeignet 
estgestellt, während 400000 ha in 800 — 1200 m Meereshöhe zur Plantagen- 
wirtschaft verfügbar sind. Im Bezirk Neu-Langenburg waren von 895000 ha 
für Weiße ausnutzbares freies Land 800000 ha Siedelungsland für Ackerbau 
und Viehzucht. Die Gesundheitsverhältnisse in beiden Bezirken gelten als 
günstig, wenngleich die Hochflächen nicht so gänzlich malariafrei sind, wie 
bisher angenommen. Sie tritt aber nicht schwer auf und ist mit Chinin- 
prophylaxe leicht zu bekämpfen. Die Siedelung wird durch gute Wasser- 
verhältnisse, Vorhandensein von Bau- und Brennholz sowie durch die Er- 
fahrungen der Eingeborenen-Viehzucht uud -Ackerwirtschaft erleichtert. 

In jüngster Zeit hat der jetzige Gouverneur Ostafrikas Dr. Schnee auf 
einer kurzen Informationsreise von der Besiedelungsfähigkeit des Kiliman- 


dscharogebietes wesentlich ungünstigere Eindrücke als Lindequist empfangen. 


Der sowohl Gouvernement wie Ansiedler gegenwärtig beseelende Wunsch, 
die Besiedelung infolge der herrschenden Arbeiterschwierigkeiten etwas zurück- 
zuhalten, scheint der Vater der Schnee’schen Gedanken gewesen zu sein. Es 
wäre besser gewesen, das Kind mit dem richtigen Namen zu nennen, als das 
verlästerte afrikanische Klima wieder verantwortlich zu machen. Über die 
Flüchtigkeit der Hauptargumente, Zunahme der Malaria seit Lindequist 
und Abnahme der körperlichen Leistungsfähigkeit in den Höhengebieten des 
Kilimandscharo wird sich Dr. Schnee selbst klar sein. Die Malaria nimmt 
immer bei schnell wachsender Besiedelung zunächst zu, da die mit den 
Schutzmaßregeln nicht vertrauten Ankömmlinge sie aus dem Tiefland ein- 
schleppen. Erst allmählich wird sie durch die Einführung geregelter Pro- 
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phylaxe wieder zurückgedrängt. Die körperliche Leistungsfähigkeit gleicht 
in keinem Hochland der Welt der in den gesunden Tiefebenen Europas, das 
ist eine Binsenweisheit, aber kein Siedelungshindernies. 

Lindequist hat in den Schlußbetrachtungen seines Buches ähnliche 
Argumente bereits vorgesehen, wenn er betont, daß die gegen frühere Zeiten 
gänzlich veränderten Verkehrsverhältnisse so ängstliche Vorsicht unnötig 
machten. Nicht nur ist das Gesundheitswesen einer Kolonie ganz anders 
organisiert, sondern auch kann der Zusammenhang mit der Heimat viel besser 
aufrechterhalten werden. 

Im übrigen will Lindequist das Siedelungsland auf freie d. h. von den 
Eingeborenen nicht voll in Anspruch genommene Gebiete beschränkt, die 
Siedelung maßvoll betrieben wissen. Dies ist ein Standpunkt, der den 
vielgestaltigen Verhältnissen Ostafrikas Rechnung trägt und ernste Beachtung 
verdient. In dieser riesigen Kolonie, die eine zahlreiche Eingeborenen- 
bevölkerung mit, durch Hebung ihrer volkstümlichen Kulturen, sehr ent- 
wicklungsfähiger Steuerkraft besitzt, müssen die Interessen der Eingeborenen 
mit denen der Weißen unbedingt in Einklang gebracht werden. 

Die Expedition Lindequist war ein Unternehmen, wie es ähnlich um- 
fassend auch amtlicherseits nur selten — Schnees Reise war dagegen ein 
Ausflug — von Privaten überhaupt nicht ausgeführt werden kann und schon 
deshalb bleibenden Wert besitzt. Dieser Eindruck wird verstärkt durch die 
sorgfältige und umsichtige Art der Forschung, deren Ergebnisse sich in klaren 
und doch bescheidenen Urteilen wiederspiegeln. Der rein sachliche Bericht 
der Expedition Lindequist wird noch langehin grundlegend für die Beurteilung 
der ostafrikanischen Siedelungsfrage sein. 

Ich möchte diese Betrachtung nicht schließen ohne auf den so dringenden 
Ausbau des ostafrikanischen Eisenbahnnetzes hingewiesen zu haben. Die 
Arbeiternot in den vier Nordostbezirken Tanga, Pangani, Wilhelmstal und 
Moschi, die dort eine Zeitlang zu dem verzweifelten Mittel der Landverkäufe — 
auf deutsch Siedelungssperre — geführt hat, wird ohne Weiterbau der Usambara- 
bahn bis zum Victoriasee oder zur Zentralbahn nicht gelöst werden können. Im 
Süden wird die Besiedelung ein Projekt bleiben, solange die ersehnte Zweig- 
bahn Mikesse-Njassasee auf der Karte als projektierte Linie erscheint. Außerdem 
wird der Bezirk Langenburg wirtschaftlich den am Njassa rüstig vorschreitenden 
englischen Bahnen ausgeliefert werden. Die durch die internationalen Ver- 
wicklungen bedingten ungeheuren Rüstungsaufwendungen haben Kolonialamt 
und Kolonialfreunden mit ihren diesjährigen Eisenbahnwünschen einen Strich 
durch die Rechnung gemacht. Es bleibt uns nur übrig zu hoffen, daß die 
deutsch überseeischen Interessen nicht zu lange hinter denen der Heimat 
vernachlässigt bleiben. Paul Leutwein. 


Krupp 1812—1912. Zum hundertjährigen Bestehen der Firma Krupp 
und der Gußstahlfabrik in Essen; herausgegeben auf den hundertsten 
Geburtstag Alfreds Krupp. Jena 1912. Gustav Fischer. 416 S. — 
Richard Ehrenberg und Hugo Racine, Kruppsche Arbeiter- 
familien. Entwicklung und Entwicklungs-Faktoren von drei Genera- 
tionen deutscher Arbeiter. (Sechstes Ergänzungsheft des Archivs für 
exakte Wirtschaftsforschung.) Jena 1912. Gustav Fischer. VIII und 
898 S. — Dr. Erhard Hübener, Die Deutsche Eisenindustrie, ihre 
Grundlagen, ihre Organisation und ihre Politik. Handelshochschul- 
Bibliothek Band 14. Leipzig 1913. G. A. Glockner. VII und 223 S. 
Solange die Gußstahlfabrik in Essen noch die Unternehmung eines 


einzelnen Mannes war, hielt dieser es für gut, über Umfang und Art seines 
Geschäftsbetriebes einen Schleier zu breiten. Man wußte, daß die Firma 


d Krupp ebenso wie mit seinen Schienen sns Bessemer Stahl io 
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Die Geschäftsverbindung mit der Marine, die heute den wesentlichsten 
Teil der Waffenproduktion der Firma in Anspruch nimmt, begann erst im 
Jahre 1865, sie hielt sich, der langsamen Entwicklung der Flotte entsprechend, 
jahrzehntelang in kleinen Grenzen und gewann einen wirklich großen Umfang 
erst mit den Aufträgen für die „Nassau-Klasse“, die in der riesigen neuen 
„IX. mechanischen Werkstatt“ fertig gemacht wurden. Demgemäß umfaßte 
die Gußstahlfabrik im Jahre 1912 eine Fläche von 482,31 ha, von denen 
98,89 ha durch überdachte Räume in Anspruch genommen sind. Die 
„IX. Mechanische“ nimmt allein eine Werkstattfläche von 35000 qm in An- 
spruch und bietet mit 470 Werkzeugmaschinen Arbeitsplätze für 1000 Mann. 
Welche Leistung mit diesen Neuanlagen für das Deutsche Reich übernommen 
wurde, welche Verantwortung die Firma diesem gegenüber trägt, das bringt 
die Festschrift nicht zum Ausdruck, es ist aber notwendig, darauf hinzuweisen 
gegenüber den hämischen Angriffen. denen sich die Firma im Jahre nach 
ihrer Jahrhundertfeier infolge der Mißgriffe einer einzelnen nicht mit genügen- 
der Vorsicht ausgewählten untergeordneten Persönlichkeit ausgesetzt sah. 

In gewissem Sinne ein noch größeres Interesse als diese schlichte, stolze 
Festschrift nimmt das oben zu zweit genannte Werk in Anspruch. Die Firma 
Krupp war zur Zeit ihrer Jahrhundertfeier in der Lage, auf einen Bestand 
von 196 Arbeiterfamilien hinzuweisen, die in der dritten Generation, also 
etwa von 1850 an, in ihren Diensten standen, und die danach an ihrem 
eigenen Schicksal gewissermaßen den Werdegang der industriellen Entwick- 
lung und Umgestaltung unseres gesamten Volkskörpers zum Ausdruck bringen. 
Wenn Kautsky es nahezu für unmöglich erklärte, daß ein Arbeiter sich oder 
seine Kinder aus der proletarierhaften Existenz emporzuheben vermöchte, und 
wenn er demgemäß das gesamte Proletariat als eine geschlossene, in einem 
hoffnungslosen Sumpf versunkene Masse für sich in Anspruch nimmt, so zeigen 
diese Arbeiterschicksale eine unendliche Vielgestalt, ein Sichregen und Aus- 
einandertreiben, die geeignet sind, unsere Anschauungen in dieser Richtung 
auf eine vollkommen neue Grundlage zu stellen. In dem genannten Buche 
werden zunächst die einzelnen Familien an der Hand graphischer Verdienst- 
kurven in ihren Generationen und Seitenlinien genau erörtert, es wird unter- 
schieden, ob sie einen „besonders guten“ oder „guten“, einen „durchschnitt- 
lichen“ oder unterdurchschnittlichen“ Verdienst hatten, und welche Faktoren 
dabei mitsprachen, daß diese verschiedenen Ergebnisse erzielt wurden. Die 
Unterlagen ergaben sich aus Fragebogen, die durch persönliches Einverneh- 
men und an der Hand der Kruppschen Betriebsmaterialien kontrolliert wurden; 
schon hier sei erwähnt, daß als besonders gut 22 Familien, als gut 88, als 
durchschnittlich 31 und als unterdurchschnittlich nur 9 Familien zu be- 
zeichnen waren. l 

Die so gewonnenen Ergebnisse werden in einem zweiten Teil, insbesondere 
in Berücksichtigung der sozialen und wirtschaftlichen Lage der zweiten Gene- 
ration und ihrer Wirkung auf die Berufswahl der dritten, statistisch ver- 
wertet, während ein dritter Teil aus diesem Material die allgemeingültigen 
Schlüsse zu ziehen versucht. Es sei aus den geschilderten Lebensläufen an- 
geführt, daß die erste Generation zumeist aus außerhalb stehenden Berufen, 
aus der Landwirtschaft oder dem Handwerk, ihren Weg in die Fabrik fand 
und sich hier schlecht und recht durchschlug, während die zweite Generation, 
von vornherein in der Fabrik tätig, es vielfach zur Stellung von Aufsehern 
und Meistern bringt, und so in der Lage ist, ihren Kindern eine bessere 
Ausbildung zu geben, die sie befähigt, sich als Zeichner oder kaufmännische 
Beamte ihr Brot zu verdienen. Mannigfach kommt es hier, insbesondere in 
den Seitenlinien, vor, daß auch die höheren gesellschaftlichen Stufen erreicht 
werden, und daß beispielsweise die Söhne akademische Berufe ergreifen und 
sich so selber den Weg nach oben eröffnen. Lehrreich zeigen die Beispiele, 
wie allerdings ebenso oft Unglück und eigenes Verschulden zerstörend ein- 
greifen, während auf der anderen Seite ernstes Streben und Pflichttreue ihren 
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Lohn finden und so auch dem auf die Handarbeit angewiesenen Teil unserer 
Volksgenossen zu einem zufriedenen und nicht freudenarmen Dasein verhelfen. 

Die Bearbeiter der „Kruppschen Arbeiterfamilien“ verkennen nicht, daß 
sie bei ihrem Thema einem eigenartigen und zunächst noch unzulänglichen 
Material gegenüberstehen. Dieses Material aber genügt vollkommen, um zu 
erkennen, daß wir in der Beurteilung der wirtschaftlichen Lage unseres Volkes 
und der diese beeintlussenden Tatumstände noch in den ersten Anfängen uns 
befinden, und daß wir uns darin allzusehr mit allgemeinen Phrasen behelfen. 
Es lehrt aber außerdem bereits mit voller Eindringlichkeit, daß uns keines- 
wegs ein Proletariat in hoffnungslos geschlossener Masse gegenübersteht, 
sondern daß hier die lebendigsten Kräfte den Haufen auseinandertreiben und 
daß der Weg nach vorwärts und nach oben und keineswegs auf eine Ver- 
sumpfung oder Verelendung gerichtet ist. Unser arbeitendes Volk ist kein 
„Herdenvieh“, es ist sich seiner Gleichberechtigung mit den übrigen Schichten 
voll bewußt. Worauf es weiterhin ankommt, ist die Verbreitung der Er- 
kenntnis, daß einem jeden in dem Anspruch auf Daseinsfreude und Erden- 
glück mehr oder weniger enge Grenzen gezogen sind, und daß die Zufrieden- 
heit noch immer einen bessern Zustand darstellt, als das Erstreben unerreich- 
barer Zukunftsträume. Dem Fachmanne zeigt das Werk die ungeheure 
Schwierigkeit derartiger Ermittelungen. Diese bringt es mit sich, daß die 
„Lösung der sozialen Frage“ noch auf lange einen Tummelplatz für die Phrase 
bilden wird, sie eröffnet anderseits die Hoffnung, daß es doch nicht ganz 
unmöglich ist, vorwärts zu schreiten, und schließlich doch auch die aus dem 
Banne der Phrase befreite Masse auf den Boden realer Tatsachen zu stellen 
und mit ihrem Schicksal auszusöhnen. 

Zu dem in den beiden genannten Büchern vorgetragenen Tatsachen- 
material wird in dem dritten gewissermaßen die Theorie geboten. Ist es die 
Aufgabe des kommenden Geschlechts, sich mit den wirtschaftspolitischen 
Fragen unseres Volkslebens auseinander zu setzen, so ist dafür die Erkenntnis 
der hier wirkenden Kräfte die notwendige Vorbedingung. Mit Recht aber 
betont Dr. Hübener, daß es für eine sachgemäße allgemeine Orientierung 
auf dem von ihm behandelten Felde der deutschen Eisenindustrie trotz zahl- 
reicher Sonderschriften bisher kein geeignetes literarisches Hilfsmittel gegeben 
hat. Die Schrift ist sehr gut lesbar, mit Zahlenmaterial nicht mehr als nötig 
belastet und mit einem umfangreichen Sachregister ausgestattet. Sie behan- 
delt, nachdem die technologischen Grundlagen, d. h. die Begriffe des Bessemer- 
und Thomasverfahrens, der Stahlbereitung und der Gewinnung des Fertig- 
eisens vorweg erläutert, die Einzelfragen des Erzes, der Kohle und des Schrotts 
und gibt hierzu die notwendigen statistischen Unterlagen. An diese Vor- 
bemerkungen, wenn man so sagen darf, schließt sich eine eingehende Dar- 
stellung der Organisation der deutschen Eisenindustrie, ihre Interessenvertre- 
tung auf amtlichem und politischem Gebiete, ihre Kartelle, die Frage der 
en Montankonzerne und die Organisation des Eisenhandels, wobei ins- 

esondere die großen Händlervereinigungen für Roheisen und Träger erörtert 
werden. Kurz, aber außerordentlich lehrreich werden hier die einzelnen für 
das wirtschaftliche Gelingen bedeutsamen (Gesichtspunkte zur Erörterung 
gebracht. Das dritte Buch ist den Fragen der Eisenindustriepolitik gewidmet, 
hierher gehören die Verkehrspolitik mit den Fragen der Eisenbahnen, der 
Kanäle und der Schiffahrtsabgaben, ferner die Arbeiterpolitik in ihren mannig- 
fachen Beziehungen, und endlich die Finanzpolitik und der Außenhandel mit 
den hierher gehörigen Fragen der Zollpolitik. — Die bloße Aufzählung dieser 
Kapitelüberschriften läßt erkennen, welche Mannigfaltigkeit im einzelnen bei 
dem von Dr. Hübener bearbeiteten Stoffe in Betracht kommt. Es konnte 
demgemäß, zumal es ihm hauptsächlich auf eine allgemeine Orientierung der 
Kaufleute und Industriellen ankam, jedem einzelnen Gegenstande nur ein 
knapper Abschnitt gewidmet werden, in dem aber überall in großer Sach- 
lichkeit, wenn auch unter Hervorhebung der verschiedenen Gesichtspunkte 
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und Anschauungen, alles Notwendige geboten wird. Für eingehendere Studien 
ist jedem Kapital ein umfangreicher Literaturnachweis vorangestellt. Beson- 
ders einleuchtend ist beispielsweise die Darstellung des Organisationswesens 
der Arbeiterbevölkerung und der Nachweis, wie durch die Begründung der 
Arbeitgeberverbände sich die Machtverteilung im Wirtschaftskampfe bereits 
sehr wesentlich verschoben hat. ein Nachweis, der die gewaltigen Zahlen 
der Mitglieder und des Vermögens der Gewerkschaften immerhin weniger 
aus dem Gesichtspunkte einer Kriegsrüstung zu betrachten lehrt. 


Allen drei Büchern wohnt das gemeinsame Verdienst inne, daß sie Ge- 
legenheit geben, auf einem der bedeutsamsten Gebiete unseres Wirtschafts- 
lebens einen allgemeinen Überblick, wie eine Gelegenheit zur Erfassung von 
Einzelfragen zu gewähren. Wir werden uns daran gewöhnen müssen, daß 
diesen Fragen eine noch größere Bedeutung innewohnt als den Fragen der 
auswärtigen Politik und allgemein kulturellen Fragen. Können wir annehmen, 
daß durch eine starke Kriegsrüstung die Lösung der Fragen der auswärtigen 
Politik bis auf weiteres vertagt ist und daß uns auch ein „Kulturkampf“ 
einstweilen nicht wieder bevorsteht, so ergibt sich, daß dem wirtschaftlichen 
Gebiete und den hierher gehörigen Fragen der Sozialpolitik eine um so ein- 
gehendere Sorgfalt zugewandt werden kann. An diesen Fragen aber ist unser 
Volk in seinen weitesten Kreisen unmittelbar beteiligt. Den Berufenen sei 
deshalb das Studium der vorstehend erläuterten Werke besonders anempfohlen. 


Paul Koch. 


Emil Pfeiff, Die Badischen Staatseisenbahnen und die Großschiffahrt auf 
dem Oberrhein. I. Teil. Grundlagen. Karlsruhe 1913. Braun. 72S. 


Nach dem Vorwort des Verf. ist diese Schrift gedacht als grundlegende 
Einführung zu einer eingehenden Untersuchung der vielfachen wechselseitigen 
Beziehungen zwischen den im Titel genannten beiden Verkehrswegen, die in 
einem zweiten Teil demnächst ihre Fortsetzung und wohl auch ihren Abschluß 
finden soll. Das vorliegende Bändchen gibt zunächst eine kurzgedrängte 
geschichtliche Darstellung des Ausbaues der Schiffahrtsstraße von Mannheim 
bis Basel, um sodann zu einer historischen Betrachtung der rechts- und 
linksrheinischen Hafenbauten mit ihren Gleisanschlüssen an die beiderseitigen 
Eisenbahnlinien überzugehen. Die Entwicklung des Umschlagverkehrs in 
den einzelnen Hafenplätzen wird uns in einem knappen statistischen Zahlen- 
material vor Augen geführt. das in seiner doppelten Gruppierung einerseits 
den gewaltigen Aufschwung der südlich vom Mannheim-Ludwigshafener 
Wirtschaftsgebiet gelegenen, zum Teil noch sehr jungen Oberrheinhäfen (Karls- 
ruhe, Lauterburg, Straßburg, Kehl). andererseits die besonders starke pro- 
zentuale Verkehrssteigerung der linksrheinischen Hafenplätze, — im Vergleich 
zu den entsprechenden Ziffern auf der rechten Rheinseite, — veranschaulicht. 


Während hiernach beispielsweise der gesamte Umschlagsverkehr im 
Mannheim-Ludwigshafener Hafengebiet im Jahrzehnt 1899—1909 von 6549706 
auf 9809041 Tonnen, — somit um 50 °/,, — gestiegen ist, betrug die Verkehrs- 
zunahme in den südlicheren Oberrheinhäfen im gleichen Zeitraum 229 °/, (von 
783064 auf 2574209 Tonnen). Bei der Gegenüberstellung des rechts- und 
linksrheinischen Verkehrszuwachses ergibt sich für den ersteren, — wiederum 
bezogen auf das Jahrzehnt 1899—1909, — eine Zunahme von 58°/, (von 
5293199 auf 8384929 Tonnen) gegenüber einer solchen von 96°/, (von 
2039570 auf 3998321 Tonnen) auf der linksrheinischen Seite. 


Soweit mit diesen Verkehrsverschiebungen tarifpolitische Maßnahmen 
der anschließenden Eisenbahnverwaltungen in ursächlichen Zusammenhang 
gebracht werden könnten, behält sich der Verf. eine eingehendere Unter- 
suchung dieser Beziehungen für den zweiten Teil seines Werkes vor. Seine 
allgemeine Auffassung von den Aufgaben der badischen Staatsverwaltung 
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gegenüber den angedeuteten Wettbewerbsbestrebungen legt er indessen schon 
zum Schlusse des vorliegenden Bändchens in folgenden Sätzen nieder: 


„Die Sonderinteressen zu verfechten, das muß Handel und Gewerbe, 
der Industrie und den Schiffahrtsgesellschaften, den Gemeinden und 
Handelskammern überlassen werden. Sache des Staates kann es nur 
sein, die badischen Rheinhäfen einander gleich zu achten und gleich 
zu behandeln und seine Verkehrs- und Wirtschaftspolitik so ein- 
zurichten, daß sie nicht einzelnen, sondern allen Industrie- und Handels- 
plätzen des Badenerlandes zum Segen gereicht. Auf der guten Grund- 
lage des gleichen Rechts soll er eine einheitliche Förderung der ge- 
meinsamen Ziele betreiben und darüber hinaus mit den deutschen 
Wettbewerbsanstalten auf der linken Rheinseite auf einen Zustand 
hinarbeiten, der den durch die Natur gegebenen verkehrs- und 
wirtschaftspolitischen Verhältnissen entspricht und dessen würdig ist, 
was Baden, die Rheinpfalz und Elsaß-Lothringen verbindet, die ge- 
meinsame Zugehörigkeit zu einem einheitlichen Verkehrsgebiet, zur 
deutschen Volkswirtschaft, zum Deutschen Reich.“ 


Es wird abzuwarten sein, zu welchen praktischen Ergebnissen der 
Verf. auf Grund eines detaillierteren Tatsachenmaterials in der Fortsetzung 
seiner Studie gelangen wird. Ernst Offenburger. 


Martin Lezius, Heimatsgebiete der Sachsengänger in Brandenburg, Posen 
und Schlesien. Neudamm 1913. J. Neumann. 135 S. 


In der vorliegenden Schrift macht der Verf. unter Verwendung amtlich 
festgestellten Materials höchst bemerkenswerte Angaben über Herkunft, Arbeits- 
wahl, Verdienst, Winterarbeit der Sachsengänger und ihre Unterkunft in der 
Heimat wie in der Fremde. Es wird die Tatsache konstatiert, daß die 
sog. Landsberger (Kreise Landsberg, Friedeberg und Ost-Sternberg) an Zahl 
stark abgenommen haben, weil sie endgültig abwanderten und in die Städte 
oder Industriebezirke verzogen, und daß der übrig gebliebene Teil nicht 
mehr im Inland landwirtschaftliche Saisonarbeit verrichtet, sondern während 
der Sommermonate nach Dänemark, Schweden und Norwegen wandert, oder 
als Vorschnitter und Aufseher im Inland Tätigkeit sucht. Während wir also 
Hunderttausende von Arbeitern aus dem Ausland heranziehen, wandern 
deutsche Arbeiter ab. Als Grund für diese beklagenawerte Tatsache wird 
angegeben. daß die Landsberger, welche mit der Entwicklung der intensiven 
Kultur früher in der Landwirtschaft reichlichen Verdienst im Inland fanden, 
allmählich durch billigere slavische Elemente verdrängt worden seien. Vor 
allen Dingen hatten aber die Nachkommen der von Friedrich dem Großen 
angesiedelten Kleineigentümer keine Gelegenheit, in der Heimat selbständig 
zu werden, da Land weder zum Kauf noch zur Pacht vorhanden war. Von 
den Arbeitgebern wird ihnen nachgesagt, daß sie schwer zu behandeln seien 
und erheblich höhere Anforderungen als die Polen stellten. Diese zu er- 
füllen, sei bei gleichzeitiger Verwendung beider Arbeiterkategorien kaum 
durchführbar. Andererseits empfänden die Landsberger eine Gleichstellung 
mit den Polen als eine Verletzung ihres Wertes als deutsche Arbeiter. 

Ebenso wie die Landsberger geht aber auch die Zahl der Schnitter aus 
Posen und Schlesien zurück. Nur findet hier weniger dauernde Abwanderung, 
als eine Bevorzugung industrieller Arbeit statt. In einer Anzahl von Kreisen 
ist aber auch die Sachsengängerei beinahe ganz eingestellt, weil gut bezahlte 
Arbeitsgelegenheit in der Nähe des Wohnortes in den Großbetrieben zu finden 


ist. Die wirtschaftliche Entwicklung des polnischen Großgrundbesitzes mache" 


sich hier offenbar fühlbar. Aber im übrigen tauscht der polnische Sache ` 
gänger die landwirtschaftliche Arbeit mit der industriellen vorzugr 
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deshalb ein, weil er in letzterer dauernde Beschäftigung findet. Der Mangel 
an Winterarbeit gibt hier also den Anreiz zum Arbeitswechsel. Leitend bleibt 
für den Polen stets das Bestreben, möglichst bald mit Hilfe der Ersparnisse 
in den Besitz von Haus und Land zu gelangen. Ist dieses Ziel erreicht, so 
ist ihm der Gedanke, einige Monate im Winter auf der Bärenhaut zu liegen, 
nicht unsympathisch. So lange er aber seine Schulden für das gekaufte Land 
nicht abgetragen hat, sucht er unter allen Umständen Winterarbeit. Da ihm 
Forsten zu diesem Zweck nicht überall zur Verfügung stehen, nimmt er 
industrielle Arbeit an. Namentlich sind es die ledigen Männer, die solche 
aufsuchen, während die jungen Burschen unter 20 Jahren und die Mädchen 
als Schnitter und Schnitterinnen ausziehen. Wichtig für diese Entwicklung 
ist es, daß die polnischen Parzellierungsbanken den Volkstrieb zum Ankauf 
von Land möglichst entgegenkommen. Die Behauptung des Ministers 
von Schorlemer im Abgeordnetenhaus, daß ein Parzellierungsgesetz kaum 
mehr erforderlich sei, weil in neuerer Zeit die Banken das Landteilungs- 

eschäft nicht mehr in erheblichem Umfang betrieben, wird durch die von 
Lonis angeführte Tatsache widerlegt, daß allein zwei Banken 1907 mehr als 
5400 Morgen und 1909 mehr als 32700 Morgen zur Aufteilung brachten. 
Bei der Menge der bestehenden Banken, die sich diesem Geschäft widmen, 
wird dem Landhunger der heranwachsenden Bevölkerung im Gegensatz zu 
den rein deutschen Provinzen Preußens stets Befriedigung geschafft werden. 

Wenn demnach die Zahl der posenschen und schlesischen Schnitter 
ständig zurückgeht, wenn die Landsberger sogar in das Ausland wandern 
und wenn dabei die Gefahr einer Unterbindung des Zuzuges ausländischer 
Arbeiter von Jahr zu Jahr wächst, so nimmt die ländliche Arbeiterfrage eine 
immer ernstere Gestalt an. Der Inhalt der Schrift gibt nach dieser Richtung 
manchen Fingerzeig. Die Landsberger, welche früher zu ?/, aus Einliegern 
bestanden, haben die Heimat endgültig verlassen, weil, wie in fast allen 
preußischen Gemeinden, kein Land zur Pachtung zur Verfügung stand, das 
z. B. in Mecklenburg den Einliegern zum Ausgang des Gewinnes einer eigenen 
Landstelle dient. Sie fangen dort mit einer Pachtung von wenigen Morgen 
an, gehen zugleich auf Arbeit im Großbesitz, um dann aus ihren Erspar- 
nissen einen kleinen Besitz zu erstehen, dessen bisheriger Eigentümer sich 
eine größere Stelle kauft, wozu Gelegenheit geboten ist. Eine derartige Ent- 
wicklung ist für Preußen nicht möglich und da, wo sie freien Weg hätte, würden 
die Gemeinden ihr vorzubeugen suchen. Dafür sorgt schon die Angst vor 
vermehrten Gemeindesteuern. Ohne ihre Reform findet jede Seßhaftmachung 
von Arbeitern einen aktiven und passiven Widerstand der Bauern. 

Wenn nachgewiesen ist, daß in einer Anzahl von Kreisen in Posen die 
Sachsengängerei stark eingeschränkt worden ist, weil die Schnitter im be- 
nachbarten Großbetrieb gut bezahlte Arbeit fanden, so deutet das darauf 
hin, wo man örtlich die Ansiedlung von Arbeitern zu betreiben hat, wenn 
sie nicht auf dem Großbesitz selbst erfolgen soll. 

Es läßt sich ferner aus den Feststellungen von Lezius entnehmen, daß 
eine gleichzeitige Verwendung deutscher und polnischer Sachsengänger versagt. 
Wenn er trotzdem vorschlägt, daß die Erlaubnis zur Einstellung fremd- 
ländischer Arbeiter an die Bedingung zu knüpfen sei, mindestens 10 °/, des 
Bedarfs aus deutschen Arbeitern zu entnehmen, so widerspricht das der Be- 
hauptung, daß sich dem Zusammenarbeiten von Schnittern verschiedener 
Rassen praktisch große Schwierigkeiten entgegengestellt hätten. Zudem ließe 
sich die Ausführung einer solchen Maßregel schwer kontrollieren. Eher wäre 
der Gedanke zu erwägen, ob nicht wenigstens den Großbesitzern, welche 
keinen Rübenbau kultivieren, angekündigt werden könnte, daß ihnen nach 
Ablauf von etwa zehn Jahren eine Erlaubnis zur Verwendung ausländischer 
Arbeiter nicht mehr erteilt werden würde. Sie könnten dann rechtzeitig 
dazu übergehen, die Ansiedlung deutscher Arbeiter zu betreiben. Die pol- 
nischen Sachsengänger verdingen sich mit Vorliebe auf den Rübengütern, 
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weil hier die jugendlichen Arbeiter am meisten verdienen. So wäre es 
möglich, den Bedarf an ausländischen Arbeitern allmählich einzuschränken. 

Mit der Verwendung der in unmittelbarer Nähe des Großbesitzes 
wohnenden Arbeiter auf ihm schwindet auch die Gefahr der Arbeitslosigkeit 
im Winter. Denn abgesehen davon, daß der Großbesitzer dem ständigen 
Sommerarbeiter schon deshalb auch im Winter Arbeit geben wird, um ihn 
seinem Betriebe für die Saisonarbeit zu sichern, ist auch im Winter mit Aus- 
nahme weniger Tage in einem modernen Großbetrieb reichliche Arbeits- 
gelegenheit jederzeit vorhanden. 

Beklagenswert ist nur, daß einige Sozialpolitiker in dieser Art von 
Arbeiteransiedlung noch immer Reste von Hörigkeitsbestrebungen erkennen 
wollen, indem sie meinen, die Arbeiter seien nicht frei genug, wenn sie nur 
eine Arbeitsgelegenheit in der Nähe hätten. Darauf kommt es aber am 
wenigsten an. Entscheidend bleibt die sichere Möglichkeit, dauernde Arbeit, 
wenn auch nur an einer Stelle, zu finden und die planmäßige Aufrichtung 
einer Interessensolidarität zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Eine 
einseitige Hörigkeit ist zu verwerfen, eine gegenseitige Hörigkeit ist zu be- 
günstigen. Nirgends ist diese so leicht zu gestalten, wie auf dem Lande, 
weil die erforderlichen Naturalleistungen für den Arbeitnehmer äußerst 
wertvoll, für den Arbeitgeber verhältnismäßig billig sind. 


Otto v. Dewitz. 


A. O. Zeithammer, Zur Geschichte der böhmischen Ausgleichsversuche 
(1865--1871). I. Teil: Von Belcredi zu Hohenwart. Prag 1912. 1888S. 

II. Teil: Ministerium Hohenwart. Prag 1913. 123 S. 

Kein anderes Problem hat die innere österreichische Politik seit der 
Wiedereinführung der Verfassung im Oktober 1860 — abgesehen von der im 
österreichisch-ungarischen Ausgleich vom Jahre 1867 entschiedenen Frage 
der Staatsorganisation — so beherrscht wie der nationale Streit der Völker. 
In Zisleithanien gibt es acht Nationen, die füreinander einstehen sollen und 
die es bisher noch nicht fertig gebracht haben, ihre Rechte und Pflichten 
derart abzugrenzen, daß aus den gegenseitigen Berührungen und aus den 
Beziehungen zur Staatsgewalt nicht fortwährend Reibungen oder gar offene 
Streitigkeiten entstehen. Die Bedeutung des Sprachenkampfes in Österreich 
wurde nicht immer voll gewürdigt, und die deutschliberalen Zentralisten 
neigten in den Tagen ihrer politischen Macht allzusehr der Meinung zu, daß 
sich die Völker ausschließlich unter das Wiener Diktat beugen würden. 
Noch unklarer war man sich über das eigentliche Wesen, über die tiefer- 
liegenden Gründe der nationalen Streitigkeiten, bis der jetzige sozial- 
demokratische Abgeordnete Dr. Karl Renner unter dem Decknamen Rudolf 
Springer das Problem in seiner Vielgestaltigkeit und Bedeutung erkennen 
lehrte. Von da ab lächelte man nicht mehr über das einst selbst von 
politisch geschulten Persönlichkeiten geringschätzig behandelte Feilschen um 
den „Nachtwächterposten von Leitomisch!“. 

Doch soviel auch schon über die nationale Frage im allgemeinen und 
über die Nationalitätenkämpfe in Österreich im besonderen geschrieben wurde: 
das grundlegende Werk fehlt noch, trotzdem sich zu Karl Renner vor 
einigen Jahren Otto Bauer mit seinem gründlich durchdachten, wenngleich 
einseitig materialistisch gerichteten Buche „Die Nationalitätenfrage und die 
Sozialdemokratie“ hinzugesellt hat. Unter all den Streitigkeiten der öster- 
reichischen Völker steht der Konflikt im Vordergrund, der die Deutschen 
und Tschechen seit dem Jahre 1848 spaltet. Wer sich jedoch über die 
Materie des deutsch-tschechischen Sprachenstreites erschöpfend unterrichten 
wollte, der würde in der Literatur vergeblich Umschau halten. In den 
letzten Jahren wurden mit vielem Fleiße zwischen den Deutschen und 
Tschechen nationale Ausgleichsverhandlungen geführt, allein die Gegenstände, 
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die dabei in Frage kamen, sind nur ganz Wenigen verständlich. Die 
Menge — und selbst die der berufsmäßigen oder auserwählten Politiker — 
hört dabei bloß Schlagworte, ohne zu wissen, um welche Einzelheiten es 
sich handelt. Wohl haben die Ausgleichskonferenzen im Jahre 1890 den 
genauen Kenner der Materie des deutsch-tschechischen Streites Max Menger 
veranlaßt, in seinem Buche: „Der böhmische Ausgleich“ eine Analyse des 
nationalen Kampfes zu bieten; doch seither sind mehr als zwei Jahrzehnte 
verflossen, die neue Probleme aufgedeckt und viele Voraussetzungen für die 
Mengersche Arbeit überholt haben. Wer sich also heute orientieren will, 
muß ohne Orientierung bleiben. Das Schlagwort, nicht die durchschlagende 
Kenntnis herrscht ja in Österreich vor. 

Unter diesen Verhältnissen bekundet man jedem neuen, ernstgemeinten, 
sachlich inhaltsvollen Beitrag zum Verständnis des nationalen Problemes 
Dankbarkeit. Für die geschichtliche Erkenntnis des deutsch-tschechischen 
Streites ist das Buch von Wichtigkeit, das A. O. Zeithammer vor kurzem 
veröffentlicht hat. Der Verf. gehört jetzt dem österreichischen Herrenhause 
an, und er ist ein gesetzter Mann, der die Objektivität des einsichtigen 
Alters erreicht hat. In jüngeren Jahren war er eine führende Persönlichkeit 
in der tschechischen Politik, ein Kämpfer für den Föderalismus, für das 
böhmische Staatsrecht, der freilich niemals den guten Ton verletzte. Der 
Sieg der Jungtschechen, der gegen Ende der achtziger Jahre das tschechische 
Volk mächtig aufwühlte, hat den Alttschechen A. O. Zeithammer in den 
Hintergrund geschoben. Heute spricht er voll sachlicher Ruhe zu uns, indem 
er sich anschickt, die Geschichte des nationalen Kampfes in Böhmen in der 
Zeit von 1865 bis 1871 zu schildern, soweit sie von dem Bestreben erfüllt 
war, den Zwist der beiden Völker zu beseitigen, sei es durch Übereinkunft, 
sei es durch — einen Gewaltakt. Zeithammer führt uns im interessanten ersten 
Teile seines Werkes in die Zeit des Ministeriums Belcredi, und er begleitet 
die Ereignisse bis zum Sturze des Ministeriums Potocki. Die Versuche einer 
Annäherung zwischen den Deutschen und Tschechen haben sich in diesen 
Jahren oft erneuert; sie gingen entweder von der Regierung direkt aus oder 
wurden von ihren Vertrauensmännern bes.:gt. Die Rolle des Vermittlers 
hatte im Jahre 1869 Ludwig Oppenheimer übernommen, der erst kurz vorher 
als Landsmann des Ministers Beust in den österreichischen Staatsverband 
eingetreten war. Er wandte sich vornehmlich an den Schwiegersohn Palackys, 
an Franz Ladislaus Rieger, der damals in den bürgerlichen Kreisen des 
tschechischen Volkes einen führenden Einfluß besaß. Rieger war im Prinzip 
nicht abgeneigt, die Hand zur Verständigung zu bieten, aber ihn erfüllte 
von vornherein ein Pessimismus, der sich nicht als unbegründet erwies. 
Später nahm Adolf Fischhof den Versuch neuerdings auf, zwischen den 
Deutschen und Tschechen zu vermitteln. Auch ihm war diesmal kein Erfolg 
beschieden, ebensowenig wie im Jahre 1866, als er sein „Sendschreiben 
erließ und nachher. als er die „Emmersdorfer Konferenz“ zustande brachte. 
Das Ministerium Potocki, das dem deutschliberalen Bürgerministerium folgte, 
kam in seinem Wesen und in seinen Zielen einem Zugeständnisse der Krone 
an die Slaven gleich, aber die Tschechen lebten ganz im Dunstkreise des 
böhmischen Staatsrechtes, und ihre feudalen Führer weigerten sich, in den 
Reichsrat in Wien einzutreten, den die Tschechen anfangs der sechziger Jahre 
verlassen hatten. Zeithammer bringt sehr interessantes Material zu den 
Ausgleichsversuchen des Ministerpräsidenten Grafen Potocki. Da die Deutschen 
noch durch Recht und Übung bevorzugt waren, mußte es sich der Regierung 
darum handeln, die Tschechen heranzuziehen. Der Ministerpräsident, ein 
Pole, kam persönlich nach Prag, wo sich im Palais des Fürsten Lobkowitz 
die Vertreter der stolzen böhmischen Adelshäuser versammelt hatten. Doch 
Graf Potocki erreichte nicht sein Ziel; die Feudalen blieben spröde, und 
damit war der Ausgleich gescheitert. Die Vorgeschichte des Ministeriums 
Hobenwart weiß Zeithammer gleichfalls interessant zu erläutern, obgleich 
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speziell dieses Kapitel der österreichischen Geschichte bereits durch die 
emoiren Schäffles klargelegt worden ist. 

Zeithammers Buch liefert manchen Aufschluß über die Entwicklung der 
tschechischen Parteien. Die enge Zusammenarbeit der böhmischen Feudalen 
mit der tschechischen Nationalpartei, die im böhmischen Landtage in der 
Ära Belcredi bis zum Beginne des Jahres 1867 zutage trat, erfuhr in der 
Zeit des deutschliberalen Bürgerministeriums eine Erschütterung. (irollend 
zogen sich die tschechisierten und tschechenfreundlichen Hocharistokraten 
zurück; sie wurden der Politik müde. Graf Johann Harrach scharte erst 
wieder im Jahre 1870 einen Kreis von Getreuen um sich, und bald erblühte 
auch im Prager Palais des Grafen Josef Nostitz neues politisches Leben. 
Die böhmischen Feudalen rührten sich, um innerhalb Jahresfrist den Triumph 
zu begrüßen, den ihnen die Fundamentalartikel in der Zeit des Ministeriums 
Hohenwart bereiteten. Doch indem sie nach den lockenden Früchten griffen, 
stürzten sie in den Abgrund. 

Der zweite Teil des aufschlußreichen Zeithammerschen Werkes ist. der 
Hauptsache nach eine Sammlung von Akten; die „Fundamentartikel“, die das 
einheitliche Österreich zertrümmern und ein selbständiges dreieiniges König- 
reich Böhmen nach dem Muster Ungarns schaffen sollten, tauchen nach ver- 
schiedenen Läuterungsversuchen vor uns auf. Das Ministerium Hohenwart 
wurde im Februar 1871 in sein Amt eingesetzt, Ende Oktober war es gefallen. 
In den wenigen Wochen, die dazwischen lagen, sollte sich das Schicksal der 
Deutschen Österreichs erfüllen, ihre Führerstellung gebrochen werden. Das 
Scheitern dieser Pläne ist ein großes Glück für die Habsburgermonarchie 
gewesen, die durch die Neubelebung des böhmischen Staatsrechtes in unüber- 
sehbare Wirrnisse gestürzt worden wäre. Für den Ministerpräsidenten Hohen- 
wart, für den agilen, wenngleich von Bedenken wenig gequälten Minister 
Schäffle und für die andern leitenden Staatsmänner kann man nur die Ent- 
schuldigung finden: sie wußten nicht, was sie taten. Hat Schäffle in seinen 
Memoiren die Verhandlungen, die der umstürzlerischen Politik vorausgingen, 
in großen Zügen geschildert, so zeigt sie Zeithammer in allen Details. Er 
reiht Dokument an Dokument und veröffentlicht mianches Schriftstück, das 
früher unbekannt war. Den Höhepunkt der ganzen Aktion sollte die Krönung 
des Kaisers Franz Josef zum Könige von Böhmen bilden. Dem feierlichen 
Akte hätte die Ausfertigung eines „Majestätsbriefes“ vorangehen sollen. Be- 
merkenswert ist der $ 5 des Entwurfs einer Landesordnung für das König- 
reich Böhmen, der bei den Verhandlungen der Regierung mit den tschechischen 
Vertrauensmännern und vor allem den Feudalen festgelegt wurde. Darin 
hieß es, daß die Länder der Krone Böhmen, nämlich das Königreich Böhmen, 
die Markgrafschaft Mähren und das Herzogtum Schlesien, miteinander für 
immer untrennbar verbunden, jedoch voneinander unabhängig seien. Die 
staatsrechtlichen Beziehungen dieser Länder untereinander wären im Wege 
der freien Vereinbarung von Landtag zu Landtag zu ordnen. Dem Könige 
sollte das Recht gewahrt bleiben, die Landtage dieser Länder zu gemeinsamer 
Beratung oder zur gemeinsamen Arbeit durch Deputationen einzuberufen. 
Da so viel alter Schutt ausgegraben wurde, zog man natürlich auch die 
Würde eines königlich böhmischen Hofkanzlers an das Licht. Interessant. ist 
ein Schreiben des Grafen Hohenwart an die Adresse des (irafen Clam-Martinic, 
in deın am 12. September mitgeteilt werden konnte, daß der ungarische 
Ministerpräsident Graf Andrassy mit den Fundainentalartikeln einverstanden 
sei und nur zwei Abänderungen verlange. Graf Andrassy wechselte also nachher 
seine Meinung, denn seinem Einschreiten war er nicht zuletzt zu danken, daß 
die Fundamentalartikel-Politik begraben wurde, daß die Regierung Hohenwart 
abtreten mußte. Gleich dem Grafen Beust dürfte auch ihm erst später die 
volle Tragweite der umstürzlerischen Pläne zum Bewußtsein gekommen sein. 

Vergangene Zeiten! Das böhmische Staatsrecht ist fast vergessen und 
trotzdem sind die Tschechen in Böhmen zur Herrschaft gelangt, trotzdem 
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haben sie in Mähren durch den letzten Ausgleich gewaltige Vorteile aufzu- 
weisen. Das alles wurde ohne die gefahrvolle Zerreißung Österreichs mög- 
lich, ohne den Sieg der Feudalen, für die Franz Ladislaus Rieger und seine 
engeren Freunde nur die Kastanien aus dem Feuer holen sollten. Was einst 
leidenschaftlich umstrittene Politik war, gehört nun der Geschichte an. Sie 
objektiv geschrieben zu haben, ist ein Verdienst. 


Richard Charmatz. 


Argument of the Honorable Elihu Root on behalf of the United 
States before the North Atlantic Coast Fisheries Arbitra- 
tion Tribunal at the Hague, 1910 (edited with introduction and 
appendix by James Brown Scott, of Counsel for the United States). 
Boston 1912. The world Peace foundation. CLI und 523 S. 


Der Herausgeber des Plädoyers Roots vor dem Neufundlandschieds- 
gerichte, Professor Dr. James Brown Scott, ist seit der zweiten Haager 
Friedenskonferenz in der ganzen Welt bekannt geworden. Er war 1907 
eine der führenden Persönlichkeiten der amerikanischen Delegation, der 
namentlich bei den Verhandlungen zwecks Schaffung eines wirklich ständigen 
Gerichtes neben dem Schiedsgerichtshof im Haag eine bemerkenswerte 
und ehrenvolle Rolle gespielt hat. Er hat die Einzelheiten jenes Abkommens 
über die sogenannte Cour de la justice arbitrale entworfen und später den 
Konferenzbericht über diese Frage ausgearbeitet. Seit jener Zeit ist er immer 
wieder mit neuen Anregungen hervorgetreten. Vor allem hat er nach der 
zweiten Haager Konferenz in Amerika die Resultate der Haager Konferenzen 
der Öffentlichkeit näher gebracht und zwei Werke über die Haager Friedens- 
konferenzen herausgegeben. Das erste „The texts of the Peace Conferences 
at the Hague“ (World Peace foundation, 1908) enthält vor allem die Texte 
der Abkommen der beiden Staatenversammlungen, während das größere zwei- 
bändige Werk „The Hague Peace Conferences of 1899 and 1907” (Baltimore, 
The Johns Hopkins Preß, 1909) eine eingehende Darstellung der Verhand- 
lungen und Ergebnisse der Haager Konferenzen bietet. Das letzte Werk ist 
das beste Buch, das die beiden Haager Konferenzen gleichzeitig erörtert. 
Ein weiteres Buch „The constructive Peace Movement“ wird 1913 erscheinen 
und ist ebenso wie das zuletzt genannte aus Vorträgen entstanden, die Scott 
in seiner Eigenschaft als Professor an der Universität gehalten hat. Außer- 
dem ist Scott noch eifrig tätig gewesen. Er hat nicht nur während der 
Zeit, da er vortragender Rat im Ministerium der Vereinigten Staaten war, 
die erste amerikanische Völkerrechtsrevue, das „American Journal of inter- 
national law“ herausgegeben, die er heute noch leitet, sondern auch eine sehr 
angesehene „Gesellschaft für die richterliche Erledigung der internationalen 
Streitigkeiten“ begründet. Seit Ende 1910 ist Scott Generalsekretär der 
Carnegiefriedensstiftung und hat diese in glänzender, vor allem sehr real- 
politischer Weise geleitet. 

Verdient ein Buch aus der Feder eines so hervorragenden Völkerrechts- 
juristen eine ganz besondere Beachtung, so kommt noch hinzu, daß es sich 
bei den Verhandlungen, die in dem Buche enthalten sind, um eines der be- 
deutendsten Ereignisse der neueren Völkerrechtsgeschichte handelt. Seit dem 
berühmten Alabamastreite, der 1872 entschieden wurde und beinahe zu einem 
Bruderkriege zwischen England und Amerika geführt hätte, wurde kaum ein 
hartnäckigerer Konflikt der internationalen Schiedsgerichtsbarkeit überwiesen 
als der Neufundlandstreit, der ebenfalls England und Amerika seit langer Zeit 
erbittert hatte. Seit neunzig Jahren war dieser Konflikt nie zur Ruhe ge- 
kommen und hatte immer wieder die beiderseitigen Kabinette in große 
regung versetzt. Endlich gelang es im Jahre 1908, die Angelegenheit einem 
Schiedsgerichte zu übergeben, das im September 1910 eine Entscheidung fällte, 
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die sowohl in England wie in Amerika mit außerordentlicher Befriedigung 
aufgenommen wurde. Als Schiedsrichter waren ganz besonders hervorragende 
Juristen gewählt worden, nämlich der österreichische Professor Lammasch, 
der bereits zweimal vorher einem Tribunale des Haager Hofes angehört hatte, 
als Obmann, der holländische Staatsminister de Savornin Lohmann, 
der bekannte argentinische Minister Drago, der kanadische Richter Fitz- 
patrick und der amerikanische Richter Gray. Die Verhandlungen fanden 
in dem berühmten „Rittersaale“ statt und dauerten viele Wochen. Etwa 
25 der bedeutendsten Verteidiger waren von beiden Seiten aufgebracht worden. 
Denn es handelte sich in dem Streite, der ein Objekt von über 100 Mil- 
lionen Mark Wert behandelte, um die denkbar schwierigsten juristischen Streit- 
porre Rechtsanwälte auf Seiten Amerikas waren vor allem der frühere 
taatssekretär Elihu Root und James Brown Scott, auf englischer 
Seite der frühere kanadische Justizminister Aylesworth und das Parlaments- 
mitglied Finlay. Für diejenigen, die den Verhandlungen beiwohnen konnten, 
war es der größte Genuß, Advokaten von so seltener Begabung vor einem 
so hohen Tribunale sprechen zu hören. Der Tatbestand, um den sich jene 
Verhandlungen drehten, war etwa folgender. Als der Unabhängigkeitskrieg 
beendet war, hatten England und die Vereinigten Staaten in dem Pariser 
Vertrage von 1783 vereinbart, daß den Amerikanern das Fischen an der 
Küste von Neufundland und dem Golfe von Saint Lawrence in gleichem Um- 
fange wie vorher gestattet sein sollte. 1812 brach zwischen England und 
Nordamerika ein Krieg aus, weil England auf amerikanischen Schiffen mitten 
im Meere englische Untertanen hatte festnehmen lassen, um sie in die Marine 
einzustellen. Im Friedensschlusse zu Gent weigerte sich England, den ameri- 
kanischen Fischern dieselben Zugeständnisse wie bisher zu machen und wies 
darauf hin, daß durch den Krieg alle Verträge zwischen den Parteien aus 
der Welt geschafft seien. Erst im Jahre 1818 am 20. Oktober kam es zur 
Schließung eines Vertrages, um dessen Auslegung sich die beiden Parteien 
neunzig Jahre lang immerfort gestritten haben. Als die Angelegenheit vor 
das Haager Schiedsgericht kam, waren im ganzen sieben Hauptfragen zu er- 
ledigen, die in dem Kompromisse aufgezählt waren. Die erste Frage lautete: 
„In welchem Grade sind die folgenden Ansprüche oder einige von ihnen ge- 
rechtfertigt: Von Seiten Englands ist behauptet worden, daß das Recht des 
Fischfangs, das den Einwohnern der Vereinigten Staaten auf Grund des Ver- 
trages von 1818 gemeinsam mit den englischen Untertanen zusteht, ohne das 
Einverständnis der Vereinigten Staaten den Regeln unterworfen ist, die für 
England, Kanada oder Neufundland in Form von Munizipalgesetzen, Ordon- 
nanzen oder Verordnungen in Kraft stehen, wie z. B. den Regeln, die sich 
beziehen 1. auf die Stunden, Tage und Jahreszeiten, an denen die Fische an 
den im Vertrage von 1818 näher bezeichneten Küsten gefangen werden dürfen, 
2. auf die Methoden, Mittel und Werkzeuge, deren man sich beim Fischfange 
bedienen darf, 3. auf jede andere Bestimmung ähnlichen Charakters, z. B. Regeln 
der Art, die für den Schutz oder die Erhaltung der Fischereien und für die 
Ausübung der Rechte der britischen Untertanen notwendig, vom Standpunkte 
der öffentlichen Ordnung und Moral wünschenswert sind und den Engländern 
nicht auf Kosten der Amerikaner besondere Vorteile zugestehen. Es ist von 
Seiten der Vereinigten Staaten behauptet worden, daß die Ausübung dieser 
Freiheit den durch England auferlegten Beschränkungen nicht unterworfen 
ist.“ Das Schiedsgericht hatte sich also über die Frage zu entscheiden, ob 
England bei Erlaß der Verordnungen auf eigenem Territorium selbständig 
vorgehen dürfe oder sich dabei der Mitwirkung der Vereinigten Staaten be- 
dienen müsse. Daß Amerika ein Einspruchsrecht zustand, wenn England bei 
Erlaß der Verordnungen den Vertrag von 1818 verletzte, war zweifellos. 
Aber konnte es auch verlangen, daß es vor dem Erlaß der Gesetze zugezogen 
wurde und dabei gleichsam ein Vetorecht ausübte? Diese letzte Forderung 
stand wohl mit der Souveränität Englands über sein Gebiet in schroffem 





328 Besprechungen. 


Widerspruche, und vergebens suchten die Amerikaner ihre Forderung dadurch 
zu rechtfertigen, daß sie behaupteten, es handle sich im vorliegenden Falle 
um eine Staatsservitut. Das Schiedsgericht schloß sich dem englischen Stand- 
punkte an und stellte zur Schlichtung der in Zukunft zwischen den Parteien 
über derartige Punkte entstehenden Streitfragen besondere Regeln auf. Auch 
in der zweiten wichtigeren Frage, die das Tribunal zu entscheiden hatte, 
wurde der englische Standpunkt gebilligt. Es handelte sich darum, von wo 
ab die Küstengewässer, in denen den Amerikanern das Fischen verboten war, 
in den sogenannten „Baies“ gerechnet werden sollten. England beanspruchte 
nun, daß in allen Fällen die ganzen Baies als Territorialmeer betrachtet - 
werden sollten, selbst dort, wo der Eingang breiter als zehn Seemeilen sei. 
Es trat für die Theorie der sogenannten Königskammern ein, wonach eine 
Verbindungslinie zwischen den äußersten Vorgebirgen der Baies gezogen und 
der ganze hinter dieser Linie befindliche Raum als Territorialmeer gerechnet 
werden sollte. Verwunderlicherweise hat das Schiedsgericht den englischen 
Standpunkt geteilt, obwohl die Rechtslage bisher folgende war. Im Völker- 
rechte pflegte man im allgemeinen solche Baies, deren Eingang weniger als 
zehn Seemeilen breit ist, zum Territorialmeer zu zählen. Dagegen erstreckte 
sich bei den anderen Baies, deren Eingang breiter als zehn Seemeilen ist, 
das Territorialmeer bis zu dem Punkte, wo die Küsten sich auf zehn See- 
meilen nähern. Von dieser Linie ab beginnen die Küstengewässer, während 
darüber hinaus die hohe See beginnt. Die Entscheidung des Schiedsgerichts 
in der erwähnten Frage hat viel Widerspruch erregt, und auch der Schieds- 
richter Drago hat bei der Unterzeichnung des Urteils seinen Widerspruch 
gegen dieses Votum des Schiedsgerichts festgestellt. 

Dagegen erlangte Amerika in den anderen fünf Punkten von weniger 
großer Bedeutung ein obsiegendes Urteil. Es handelte sich hier darum, ob 
die Amerikaner beim Fischfange amerikanisches Personal verwenden, sowie, 
ob die amerikanischen Schiffe, die von dem ihnen gewährten Fischereirechte 
Gebrauch machten, ohne Zustimmung der Vereinigten Staaten den Zoll- 
förmlichkeiten, Hafen-, Leuchtturmabgaben und ähnlichen Förmlichkeiten 
unterworfen werden dürften usw. 

In einem ausführlichen Vorworte schildert Scott in sehr scharfsinniger 
und klarer Weise die Vorgeschichte und den Verlauf des Prozesses und gibt 
in dem Anhange die wichtigsten Dokumente, insbesondere auch die Ent- 
scheidung des Haager Tribunals, die sehr eingehend ist. Der Hauptteil ent- 
hält das Plädoyer Roots, das in vielfacher Hinsicht höchst interessant ist. 

Wer sich über das Neufundlandschiedsgericht, über dessen hohe völker- 
rechtliche Bedeutung gar kein Zweifel bestehen kann, unterrichten will, wird 
daher in dem vorliegenden Werke einen ganz ausgezeichneten Führer besitzen, 
dessen Anschaffung dringend empfohlen werden kann. Hans Wehberg. 


Rodolfo Mondolfo, Il Materialismo Storico in Federico Engels. Genova 
1912. Formiggini, Editore. 855 S. 


Im vorliegenden Werke haben wir den ersten bedeutenden Versuch 
einer von der Marxschen (nicht von der marxistischen) unterschiedenen und 
unterscheidlichen Engels-Literatur vor uns. Sein Verfasser, der Philosoph 
Rodolfo Mondolfo von der Universität Turin, hat in ihm die wissenschaft- 
liche Basis der Engelsschen Lehren in ihren Zusammenhängen mit den philo- 
sophischen Systemen der Zeit herausgearbeitet und, wie Engels selbst sagen 
würde, mit dem ganzen Werkzeug der modernen deutschen (und außerdeutschen) 
Philosophie bewaffnet, kritisch beleuchtet. 

Wer einen Unterschied zwischen Marx und Engels konstruieren will — 
und daß das sehr wohl möglich ist, können wir zugeben, — der muß sich 
vor allen Dingen vor Augen halten, daß Engels 14 Jahre länger gelebt hat 
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als Marx. Diese 14 Jahre waren aber für die Geschichte der modernen 
Arbeiterbewegung in hohem Grade bedeutungsvoll. Denn in ihnen vollzog 
sich der allmähliche Umschwung von der starren Intransigenz zum Oppor- 
tunismus in der Taktik der sozialdemokratischen Parteien, ein Umschwung, 
der sich freilich noch mehr in den prospektiven Anschauungen und Hoff- 
nungen über den Gang der Entwicklung und gewissen, aus ihnen deduzierten 
Theorien als in der Praxis selbst kundgab. In der Tat waren die erwähnten 
Jahre reich an sozialistischen Erfolgen. Marx hatte den Zerfall der alten 
Internationale, einen Zerfall, an dem er vielleicht nicht ganz frei von Schuld 
war, erlebt, ohne die neue wieder erstehen zusehen. Alserstarb, lagen die äußeren 
Bande internationaler Solidarität zerbrochen am Boden. Engels aber erlebte noch 
den stolzen Kongreß von Zürich (1895), der die, wenn ich mich so ausdrücken 
darf, definitive Geburt der neuen Internationale bedeutete, auf welchem 
er, Engels, als Taufpate des modernen Sozialismus gefeiert und auf dem dem 
Marxismus als der offiziellen Doktrin des revolutionären Proletariats der ganzen 
Weit in aller Form die Huldigung dargebracht wurde. Es erscheint daher 
natürlich, daß Engels’ Schriften aus der damaligen Zeit den Leser weit 
optimistischer anmuten als die Marxens, so daß man beinah meinen könnte, 
es läge ein Unterschied in der Weltanschauung der beiden Männer 
vor. Dieser Unterschied wurde noch verstärkt durch die beständigen Wahl- 
siege, welche die Sozialdemokratie speziell in Deutschland, dem Geburtslande 
Engels’, der im Grunde seines Herzens stets, und zwar in weit höherem Maße 
als Marx, ein Patriot alten Schlages geblieben war, errangen. Diese Wahl- 
siege schienen aber ganz neue Perspektiven zu eröffnen: in der Tat stieg 
den meisten Sozialdemokraten danach der Zweifel auf, ob die Erreichung 
des sozialistischen Staates wirklich nur auf dem Wege revolutionärer Gewalt 
machbar sei, oder ob nicht vielleicht doch die Demokratie einen friedlichen, 
durch Mehrheitsbeschlüsse zu bewerkstelligenden Übergang vom kapitali- 
stischen zum sozialistischen Wirtschaftssystem ermögliche. So erklärt es sich, 
daß Engels in anscheinend jäher Durchbrechung Marxscher Leitsätze für Theorie 
und Praxis in seiner berühmten Vorrede 1895 zu Marxens „Klassenkämpfe 
in Frankreich 1848/1849“ den vielbesprochenen Satz aufstellen konnte, die 
Legalität sei für die herrschenden Klassen gefährlicher als eine Revolution. 
Freilich entsprang diese Anschauung keineswegs rein theoretischen Erwägungen, 
sondern ihr Ausgangspunkt lag doch überwiegend auf dem Felde der Tages- 
politik und dessen wenig theoretischen Bedürfnissen. Wie Engels selbst in 
späteren Jahren mitteilt, hat sein Text „einiges gelitten unter Umsturzvorlagen- 
furchtsamlichen Bedenken unserer Berliner Freunde, denen ich unter den 
Umständen wohl Rechnung tragen mußte“. Die nagelneue Theorie, daß die 
Sozialdemokratie auch, ja gerade, auf dem parlamentarischen Weg an ihr Ziel 
gelangen könne, — denn das war die Quintessenz der erwähnten Engelsschen 
Vorrede — war also nichts als ein Ausdruck der Besorgnis, daß der sozialdemo- 
kratischen Parteiorganisation, ursprünglich nur Mittel zum Zweck, seitens des 
Staates Leides geschehen könne. Der Ursprung der „Ideen“ ist bisweilen recht 
„realer“ Natur. Trotz alledem liegt ein KornWahrheit darin, wenn Arturo Labriola 
die Behauptung aufstellt, daß „die beiden großen Gründer des historischen 
Materialismus zugleich auch zwei verschiedene Strömungen ins Leben riefen, die 
eine, die eigentlich marxistische, die von Marx, dessen Revolutionarismus mehr 
aufs Praktische gerichtet und dessen kritischer Sinn höher entwickelt war, 
herrührt, die andere, die Engelssche, mit weitgehenden pazifistischen Tendenzen 
und mehr zum Utopismus hinneigend'). Immerhin hat Marx selbst während 
seines Lebens ebenfalls genügend „pazifistische“ Proben gegeben. Das Opfer, 
das Marx durch seine Einwilligung zur Geheimhaltung seiner heftigen 
theoretischen Kritik am Gothaer Programm 1876 dem Gott Opportunismus 


1!) Arturo Labriola: Riforme e Rivoluzione Sociale. Milano 1904. 
p. 242 Anm. 
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brachte, und das schmunzelnde Behagen, das auch er an den ersten Erfolgen 
der „pazifistischen“ deutschen Sozialdemokratie auf dem Boden des Parla- 
mentarismus und der Wahlkämpfe bekundete, lassen deutlich erkennen, daß 
auch Marxens revolutionärer Geist vor der Sonne der Gunst des Schicksals 
nicht immer Stand hielt. Vielleicht liegt die wesentlichste Verschiedenheit 
zwischen Marx und Engels in der Verschiedenheit der Epoche, in welcher 
beide Männer das letzte Dezennium ihres Lebens verbrachten. Dieser Um- 
stand, der doch auf die Bildung ihrer Theorien bestimmend miteinwirkte, 
ist vom Verf. nicht genügend beleuchtet worden. 

Auf einen anderen Punkt noch möchten wir kurz eingehen. Ein be- 
trächtlicher Teil des Mondolfoschen Werkes beschäftigt sich mit der Dialektik 
Engels’ und den Unterschieden — die Verf. besonders fein herausarbeitet — 
zwischen dem historischen Materialismus und dem ökonomischen Determinis- 
mus. Im Mittelpunkt dieser Dissertationen steht das Problem des primären 
Elementes der Entwicklung. Es ist die Aufstellung der Frage: Was ist die 
innerste Ursache des Geschehens? und die Nebenfrage: Welchen Einfluß 
hat der Mensch auf die Geschichte? Vielleicht liegt hier ein Irrtum vor, 
wenn angenommen wird, es gäbe Schulen, welche den Einfluß des Men- 
schen auf das menschliche Geschehen schlankweg leugnen und den Men- 
schen völlig als Spielball der Ökonomie betrachten. Uns ist kein noch 
so rigoroser Determinist bekannt, der zu solch ausschließlichen Resultaten 
gelangte. Selbst Paul Lafargue, der hochbegabte Schwiegersohn Marxens, der 
in der bezeichneten Richtlinie sehr weit gegangen ist. schließt die Beihilfe 
der menschlichen Willenstätigkeit nicht aus, wenn er sie freilich auch nur 
als sekundäres Element wertet. Zudem wird der fatalistische Koeffizient, der 
unter allen ökonomischen Doktrinen ja gerade dem Marxismus in so hohem 
Maße zu eigen ist, in der marxistischen Praxis umzustülpen versucht. Keine 
Partei vertraut so sehr der Selbsthilfe, ja dem prägnantesten Volantarismus 
als die Marxistenpartei, die Sozialdemokratie. Ob das ein Hinweg vom 
Geschichtsphilosophen Marx ist, oder vielmehr nur ein Hinweis zum Politiker 
Marx, kann hier nicht untersucht werden, wie denn überhaupt das Werk 
Mondolfos mehr gelesen als rezensiert werden will und eine so knappe Be- 
sprechung wie die, welche wir hier geben können, der Bedeutung der Schrift 
auch nicht im entferntesten gerecht zu werden vermag. 


Robert Michels. 


Félicien Challaye, Revolutionärer Syndikalismus und reformistischer 
Syndikalismus. Autorisierte Übersetzung aus dem Französischen. 
Tübingen 1913. Mohr. 93 S. 


Challaye ist ein verdienter Kolonialforscher und ein objektiver Politiker. 
Gerade von ihm durfte eine kühle, abwägende und nicht a priori gegnerische 
Studie über den modernen Syndikalismus erwartet werden. Er hat die Er- 
wartung nicht getäuscht. Die Darstellung, die er uns vom Wesen des fran- 
zösischen Syndikalismus gibt, ist gleichzeitig von kritischem Geiste getragen 
und von großem Wohlwollen für die Sache erfüllt. Challaye untersucht mit ` 
Liebe und Sachverständnis die wesentlichsten Fragen, die vom modernen 
Syndikalismus in seinen beiden Grundformen gestellt werden. Den revolu- 
tionären Gewaltstreik hält er für eine politisch sehr wirksame Waffe, aber 
nicht für ein Mittel zur Erreichung der sozialistischen Gesellschaft, da mit 
seiner Hilfe nur soweit durchgesetzt werden kann, als mit dem Bestehen 
der Gesellschaft verträglich erscheint. Den Höhepunkt erreicht die Kritik, 
die der Autor am Syndikalismus anlegt, in der Erörterung des Antipatriotismus 
und des von der Mehrzahl der französischen Gewerkschaften vertretenen, und 
auch auf ihren Generalkongressen theoretisch wie praktisch festgelegten Militär- 
streiks im Kriegsfalle.. Diesem Teil des Syndikalismus widersetzt sich Challaye 
als nationaler Franzose. Dabei stützt er sich auf ein Kriterium, das Schreiber 
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dieses vor Jahren einmal ausgesprochen hat, nämlich daß der Militärstreik 
zum mindesten solange nicht nur inopportun, sondern sogar, mit ethischem 
Maßstab gemessen, ungerecht und unpatriotisch ist, als er nicht in allen 
in Betracht kommenden Ländern mit annähernd gleicher Gradstärke pro- 
pagiert wird. Das starke Betreiben dieser Propaganda seitens des soziali- 
stischen und sozialrevolutionären Frankreichs (das übrigens in letzter Zeit 
ebenfalls nachgelassen hat) bei gleichzeitigem Mangel einer auch nur entfernt 
äquivalenten Auffassung internationaler Pflichten seitens der deutschen Sozial- 
demokratie bedeutet naturgemäß eine Schwächung Frankreichs'). 

Die wesentlichen Unterschiede zwischen dem revolutionären Syndikalis- 
mus und dem Reformismus und Revisionismus sind vom Verf. in sehr hübscher 
Weise ausgearbeitet. Die Schrift gibt eine wenn auch nicht erschöpfende, so 
doch wohl brauchbare Einführung in das Verständnis der französischen Arbeiter- 
bewegung in ihrer neuen Phase und füllt somit in Deutschland, wo man noch 
recht wenig mit ihr vertraut ist, eine fühlbare Lücke aus. 


Robert Michels. 


Richard Osterloh, Fénelon und die Anfänge der literarischen Opposition 
gegen das politische System Ludwigs XIV. Göttingen 1913. Vanden- 
hoeck & Ruprecht. 52 S. 


Ein enges Ineinandergreifen äußerer und innerer Politik: im gleichen 
Maße, in dem das Kriegsglück die Heere Ludwigs XIV. verläßt, steigern sich 
die Mißhelligkeiten und Schwierigkeiten daheim. Eine trotzige Opposition — 
die ihrerseits wieder die Geduld der Diplomaten und die Initiative der 
militärischen Führer läihmt — reckt sich empor; es gelingt ihr allmählich, 
sogar am Hofe selbst in der unmittelbarsten Umgebung des Königs Fuß zu 
fassen. In geheimen Zusammenkünften vereinigt Ludwigs eigener Enkel, der 
Herzog von Burgund, der spätere Dauphin, die Vertreter des Hochadels: 
die Herzöge von Saint-Simon, von Beauvilliers und von Chevreuse; sein 
Erzieher aber, der Erzbischof von Cambrai, Fenelon wird das geistige Haupt 
dieses Kreises. 

Spezialisierte, alle Teile der Verfassung und Verwaltung durchdringende 
Reformprogramme werden hier aufgestellt. So sehr aber auch Sondermeinungen 
und Sonderforderungen dabei durcheinanderwirbeln: dem letzten bewußten Ziel, 
einer romantisch-reaktionären Umbildung Frankreichs, steuern alle 
Programme gleichmäßig zu. Alle fordern eine grundsätzliche Preisgabe der 
Ergebnisse, die der französische Einheitsgedanke unter Ludwigs kraftvoller 
Führung in langen Mühen errungen hatte; eine Rückkehr zu Jdezentralistisch- 
ständischen Institutionen; eine Schwächung der absoluten Herrschergewalt; 
eine Beteiligung des Adels, zum Teil des hohen Adels, an der Regierung. 

Zwar reichen die Ursprünge der ÖOppositionsbewegung weit zurück. 
In den sechziger Jahren hatte der Marquis von Châtelet die allzu freie 
Sprache seiner Schrift „Traitts de la politique de France“ mit der königlichen 
Ungnade gebüßt. Der Marschall Fabert (1660) und Cresnai (1669) hatten 
tiefgreifende Steuerreformen empfohlen. Ihnen schlossen sich in den achtziger 
Jahren der Graf Boulainvilliers und Anquetin mit neuen Finanzprojekten an. 
Auch in den Kreisen der Kaufmannschaft war von den sechziger Jahren ab 
(d. h. vom Beginn der Colbertschen Verwaltung!) gegen die lästige Staats- 
kontrolle — „für Freihandel“, wie man ohne weitergehende theoretische 
Folgerungen sagte — lebhaft agitiert worden. Indessen erst mit der Formation 
des burgundischen Kreises waren die in ihrer Vereinzelung schwachen Be- 
strebungen ihrer Verwirklichung näher gerückt; das haben auch die Zeit- 


') Die an die Feststellung dieser Tatsache geknüpften falsch verstan- 
denen Bemerkungen von mir im Mouvement Socialiste, die Challaye auf p. 85 
abdruckt, habe ich inzwischen im Mouvement Socialiste selbst richtig gestellt. 
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genossen richtig bemerkt. Die Kronprinzenpolitik Burgunds pflanzte gleichsam 
eine Fackel auf, um die sich die Falter der Unzufriedenheit alsbald sammelten: 
der Graf Boulainvilliers suchte sich ihm zu nähern; ebenso ein Hofbeamter, 
der gewandte und vielseitige Belesbat, dessen eigenartige politische und 
ökonomische Reformvorschläge erst in neuerer Zeit durch Schatz und 
Caillemer der Öffentlichkeit bekannt geworden sind; ebenso Bouciquault, ein 
Offizier aus Poitou, der im Jahre 1708 sowohl dem König als dem Herzog 
von Burgund ein Exemplar seiner Schrift „Systeme politique sur le commerce 
et la marine“ überreichte; ebenso der Marquis von Suigion und viele andere. 
Sogar der Marschall Vauban hat, obgleich er die Gloirepolitik im allgemeinen 
billigte und im Gegensatz zu den ständischen Prätentionen eine über Ludwig 
und Colbert noch hinausgehende Zentralisierung und Uniformierung erstrebte, 
doch dem burgundischen Kreis persönlich und geistig nahe gestanden: 
was wohl die Tatsache am deutlichsten zeigt, das wir im Reformprogramm 
Burgunds einer Imitation der Dixme Royale wiederbegegnen. 

Eine eingehende Schilderung dieser Oppositionsbewegung fehlte bisher. 
Hat auch Treca in seinem 1909 erschienenen Buch: „Les doctrines et les 
réformes de droit public en réaction contre l'absolutisme de Louis XIV dans 
l’entourage du due de Bourgogne (Paris)“ einen Bruchteil des Wichtigsten 
in knapper Übersicht zusammengefaßt; haben auch Schatz und Caillemer in 
ihrer erwähnten Publikation manche Einzelbeziehung aufgedeckt: es wäre 
wohl der Mühe wert gewesen, den nur in seinen großen Etappen bekannten 
Verlauf einmal von Jahr zu Jahr sorgsam zu verfolgen und die Variationen 
und Abtönungen der politischen Programme, die wechselseitigen Beeinflussungen 
und Kompromisse von Personen und Gruppen festzustellen. 

Der Titel der Osterlohschen Schrift scheint so deutlich zu sagen, was 
sie will, daß ich in ihr, auch ohne meine Erwartungen zu hoch zu spannen, 
wenigstens eine Ergänzung der bisherigen Untersuchungen in dieser oder 
jener Richtung vermuten durfte. Leider wurde ich gewahr, daß diese Schrift 
nicht einmal die Ergebnisse der voraufgegangenen Forschungen zu resümieren 
imstande ist. Der Verf. — um nur einiges zu nennen — kennt weder die 
Veröffentlichungen von Schatz und Caillemer noch die vor wenigen Jahren 
erschienene Schrift von Treca, obwohl sie nach meiuer Kenntnis die einzige 
ist, die denselben Gegenstand wie er behandelt. Weiter: er kennt auch nicht 
die Existenz des burgundischen Kreises und beurteilt deshalb z. B. die 
berühmten Plans de Gouvernements als Werk Fénelons, ja, als den Kern 
seiner politischen Schriften (S. 46 und 49) — trotzdem sie im November 1711 
von Fénelon gemeinsam mit dem Herzog von Ühreveuse in Chaulnes 
verfaßt worden sind. 

Der Verf. schildert in den beiden ersten Kapiteln Fénelons Angriffe 
auf die innere (Kap. I) und die auswärtige Politik Ludwigs XIV. (Kap. II); 
darauf in zwei Parallelkapiteln „die Angriffe gegen die Ideen, welche dem 
absolutistischen System zugrunde liegen“ und „die Angriffe gegen die Ideen, 
welche die auswärtige Politik bedingen“ (Kap. III und IV). Schon diese 
Doppelgliederung ist wenig glücklich. Die Ideen, die F&nelons Angriffe auf 
die Regierungsweise und Kriegspolitik Ludwigs XIV. eingegeben haben, 
erscheinen dürftig und blaß, wenn wir sie von ihrem ursprünglichen praktisch- 
politischen Hintergrund ablösen; sie sind ja nicht, wie es der Verf. glaubt, 
ein über die Reformvorschläge hinausgehender weiterer Schritt (S. 22), 
sondern nur die theoretischen Pfeiler, die seine aktuellen programmatischen 
Thesen stützen, oft auch das Rankenwerk, das parteiische Wünsche ver- 
bergen soll. 

Die Doppelgliederung verschuldet es auch, daß der Verf., als er im 
V. Kapitel darangeht, Fénelons Quellen zu untersuchen, sich mehr an Fénelons 
Theorieen als an seine Reformvorschläge erinnert. Aus einem sprunghaften 
Vergleich mit der Literatur der Fronde, der zeitgenössischen englischen 
Staatsphilosophie, mit Hugo Grotius, mit Bodin und mit Antike und Christen- 
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tum zieht er den — einerseits richtigen und von vornherein unzweifelhaften, 
andererseits in seiner Allgemeinheit vielzuweit gehenden — Schluß, daß 
Fenelons politische Ideen teils im Naturrecht, teils in christlich-religiösen 
Anschauungen verwurzelt seien. „Wir sind also zu folgendem Schluß berechtigt: 
Fénelons Hauptquelle ist das Naturrecht, und zwar sowohl das stoisch-christliche 
wie das modern-klassische. Wo sich dieses in Widerspruch setzt mit seinen 
religiösen Anschauungen, weicht er von ihm ab, wo beides übereinstimmt, 
geht er noch über dessen modernste Forderungen hinaus“ (S. 44). 

Dabei berührt er die Abstammung des dezentralistisch -ständischen 
Programms nur nebenbei. Da er aber — obgleich er den burgundischen 
Kreis nicht einmal der Existenz nach kennt — wohl einsieht, daß Fénelon 
nicht der einzige Mann in Frankreich gewesen sein kann, der für die Er- 
neuerung feudaler Institutionen plädierte, flüchtet er zu der Hypothese: Bodins 
Republik könne als ihre Quelle gedient haben (S. 41) — eine Behauptung, 
die allerdings dadurch nicht an Wahrscheinlichkeit gewinnt, daß, wie der 
Verf. eingestehn muß, Fenelons Schriften nirgends erkennen lassen, daß er 
Bodins Republik gekannt habe (S. 42). 

Noch weniger vermag der Verf. die Herkunft der steuer- und wirtschafts- 
politischen Forderungen anzugeben. Während sie sich zum Teil mit den 
Vorschlägen anderer Reformpolitiker decken, zum Teil auch im breiten Fahr- 
wasser der anticolbertistischen, um das Freihandelsschlagwort sich scharenden 
Bewegung der französischen Kaufmannschaft schwimmen, hält sie der Verf. 
für schlechthin „modern“ (S. 49). Damit wären wir bei dem Vorurteil der 
französischen Politiker von 1850 und 1860 wiederangelangt, die in jedem 
Gegner des ancien régime einen Apostel des Liberalismus zu entdecken pflegten. 

Auch die allgemeinere historische Perspektive ist verzeichnet. Der Verf. 
datiert von Fénelons Auftreten an die Anfänge der literarischen Opposition 
gegen das System Ludwigs XIV.; während Fénelons Wirken eher einen Höhe- 
punkt der Oppositionsbewegung darstellt. 

Aber vielleicht ist es am Richtigsten, uns mit einem so naiv-voraus- 
setzungslosen Buch nicht näher zu beschäftigen. Fritz Karl Mann. 


Die Memoiren Francesco Crispis. Erinnerungen und Dokumente, her- 
ausgegeben von T. Palamenghi-Crispi. Deutsch von W. Wichmann. 
Berlin 1912. F. Fontane & Co. XI und 490 S. 


Die deutsche Ausgabe der „Memoiren“ Crispis darf willkommen geheißen 
werden, da sie viele neue und wertvolle Beiträge zur Charakteristik der 
äußeren Politik Italiens und der internationalen europäischen Polilik von 
1876—1890 enthalten. Für die Gegenwart sind von besonderem Interesse 
die Mitteilungen u. a. über Italiens Haltung zur Balkanfrage, besonders zur 
bulgarischen Frage, und über Crispis Aktion zur Gründung eines Balkan- 
bundes zwischen Rumänien, Serbien und — Bulgarien. Im übrigen aber 
steht Italiens Verhältnis einerseits zu Frankreich und andererseits zu seinen 
Verbündeten, zu Österreich-Ungarn und besonders zum Deutschen Reiche, im 
Vordergrunde der Denkwürdigkeiten. Dabei wird die ganze Fülle der Mittel- 
meerfragen (Ägypten, Massaua, Tunis, Tripolis) immer wieder aufgerollt und 
andrerseits die Vorgeschichte und Geschichte der Dreibundverträge doku- 
mentarisch klargelegt. Für den deutschen Leser ist die Schilderung des ge- 
heimen und offenen politischen, handelspolitischen, schulpolitischen und 
sonstigen Kampfes zwischen Italien und Frankreich besonders lehrreich, 
wenn sie auch hinter der Billots zurückbleibt. Man erinnert sich heute mit 
Nutzen wieder daran, daß die Gefahr eines Krieges zwischen diesen beiden 
Mittelmeermächten in den achtziger Jahren bisweilen unmittelbar droht, 
während England von Italien zumeist seine schützende Hand nicht abzieht. 
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Außer umfassender sachlicher, historisch-politischer Belehrung bieten Crispis 
Erinnerungen auch manch bemerkenswerte mehr persönlich-anekdotische 
Schilderung im einzelnen. Abgesehen von vielen anderen politischen Persön- 
lichkeiten zieht besonders Crispis aufrichtiger Freund Bismarck in diesem 
Werke viel Licht auf sich, wenn auch freilich Crispi selbst in seinen ver- 
trauten Briefen das sachliche Gebiet fast ebenso selten verläßt wie in den 
offiziellen Depeschen u. a. ähnlichen Äußerungen. Von besonderem Reize 
sind die Materialien über die Sendung des Kardinals Hohenlohe an den Papst 
Leo XIII. während der Krise von 1889. 

Ein Vorzug dieser Veröffentlichung ist ihr dokumentarischer Charakter. 
Weitaus die Hauptmasse des Gebotenen sind Aktenstücke, Relationen, Depeschen, 
Briefe, Tagebücher, auch authentische Berichte über Unterredungen u.ä. Alle 
diese Stücke, wenn sie auch mehrfach nur Bagatellen enthalten, sind besonders 
dem Historiker als verläßliches Rohmaterial erwünscht. Leider bietet sie 
der Herausgeber in einer wenig übersichtlichen Form und ohne ein besonderes 
Verzeichnis dieser „Einlagen“ beizufügen. Daß der objektive Quellenwert 
des Buches dadurch erhöht wird, bedarf keines Beweises. Freilich beeinflußt 
dieser hohe Quellenwert den „Lesewert“ des Buches zugleich auch sehr un- 
günstig. Zu zusammenhängender Lektüre ist es überhaupt nicht geeignet, 
sondern nur zum separaten Studium der disjecta membra. Dabei wird sich 
denn bald das Bedürfnis einer scharfen Kritik dieser natürlich ganz zum 
Ruhme Crispis gearbeiteten Memoiren und arrangierten Dokumente heraus- 
stellen. Auch wird man sich stets dessen erinnern, daß von Crispis politischer 
Entwicklung selbst in diesem Werke nur ein ganz kleines Stück und, wie 
gesagt, natürlich sehr einseitig beschrieben wird. Die innere italienische 
Politik wird nur hier und da ein wenig berührt, im ganzen sogar weniger 
als die anderer Staaten, z. B. Frankreichs. Man hätte also den zutreffenden 
italienischen Titel „Politica Estera“ beibehalten und das Publikum durch den 
viel zu allgemeinen Titel „Die Memoiren“ nicht irreführen sollen. Francesco 
Crispi kann als politischer Typus ohne genaue Charakteristik seiner merk- 
würdigen innerpolitischen Betätigung ebenso wenig erfaßt werden wie etwa 
Graf Julius Andrässy in Österreich-Ungarn. Das große Werk, das Eduard 
v. Wertheimer kürzlich für diesen geschaffen hat, fehlt für Crispi noch, aber 
auch noch, wie wir hinzufügen müssen, für Bismarck. 


Justus Hashagen. 


Franz Rehbein., Das Leben eines Landarbeiters. Hrsg. u. eingeleitet von 
Paul Göhre. Jena 1911. Eugen Diederichs. 263 S. 


Diese neue von Göhre herausgegebene Arbeiterselbstbiographie unter- 
scheidet sich in zwei Punkten von ihren Vorgängerinnen: einmal handelt es 
sich um die Lebensbeschreibung eines Landarbeiters, und zweitens ist sie 
von dem Selbstbiographen zu einer Zeit geschrieben worden, als er längst 
nicht mehr Handarbeiter war und sich schon jahrelang als sozialdemokrati- 
scher Redakteur und Gewerkschaftsbeamter betätigt hatte. Gerade aber dieser 
letzte Umstand hat auf dss Buch unverkennbar sowohl einen vorteilhaften 
wie einen unvorteilhaften Einfluß gehabt: Das Buch ist vorzüglich geschrieben, 
straff und klar disponiert, frei von jener unechten Sentimentalität und Phrasen- 
macherei des Halb- und Ungebildeten. Anderseits fehlt aber auch wieder 
die Unbefangenheit; allzusehr schon ist der Verfasser beherrscht von dem 
see Klassenhaß und dem pessimistischen Gefühl des „vom 

hicksal Enterbten“. 

Rehbein ist der Sohn eines armen Flickschneiders in einem hinter- 
pommerschen Landstädtchen. Seine Jugend verbringt der aufgeweckte Knabe 
in Armut und Elend. Früh sieht er den schwindsüchtigen Vater langsam 
dem Tode entgegensiechen. Schon als kleiner Junge muß er der Mutter mit- 
verdienen helfen in schwerer Feldarbeit bei der Kartoffelernte der Ackerbürger 
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und des benachbarten Gutsherrn, als Stiefelputzer im Schülerpensionat des 
Pfarrers, als Faktotum einer Schülerverbindung. Vierzehn Jahre alt schließt 
er sich einem Sachsengängerzuge nach Holstein an. Unterwegs, in Hamburg, 
desertiert er, um auf eigene Faust sich eine Stelle zu suchen. Er findet 
Aufnahme als Hütejunge auf einem holsteinschen Bauernhofe. Holstein wird 
ihm dann zur neuen Heimat. Unter häufigem Stellenwechsel rückt er vom 
Hütejungen bis zum (roßknecht auf. Dazwischen liegt seine militärische 
Dienstzeit als Dragoner in Metz. Als er heiratet, muß er seine Stelle als 
Großknecht aufgeben, er wird Tagelöhner und lernt als solcher die schweren 
Sorgen des freien Arbeiters kennen. Um sein kleines Einkommen zu erhöhen, 
wird er Maschinendrescher, doch das Unglück will es, daß ihm die Dresch- 
maschine den rechten Arm ausreißt. Nun fällt er, erst 28 Jahre alt, samt 
seiner Familie der Armenpflege zur Last, bis es ihm gelingt, Betätigung und 
Erwerb im sozialdemokratischen Zeitungs- und Parteiwesen zu finden. Als 
Hilfsarbeiter im Bureau der Berliner Gewerkschaftskommission ist dann Reh- 
bein 1907 in einem Alter von 42 Jahren gestorben. 

Man sieht, daß Rehbein das Leben von seiner rauhesten Seite kennen 
gelernt hat. Einen Mann wie ihn mußten aber die Schicksalsschläge doppelt 
hart treffen, weil er, mit feinem Empfinden begabt, dazu neigte, alles von 
der schwersten Seite zu nehmen. 

Rehbein stellt ja durchaus nicht den Durchschnittstypus des Landarbeiters 
dar. Er ist ein ungewöhnlicher, hoch qualifizierter Mensch mit reichen geistigen 
Fähigkeiten und großem Ehrgeiz. In jeder Lebenslage suchte er das Beste 
zu leisten. Als Kind schon zeigte er so großen Lerneifer, daß er besser als 
seinesgleichen Wort und Schrift beherrschen lernte. Das fiel auch andern 
auf, und immer wieder fanden sich unter seinen Dienstherren auch solche, 
die das zu würdigen verstanden und seinen Lerneifer förderten. So stand 
er von Anfang an über seinen Standesgenossen, und wenn er sich auch 
nicht über sie zu erheben suchte, so empfand er doch, daß er zu höherem 
geboren sein müßte, als zu niedriger Handarbeit. Von ungünstigem Einfluß 
scheint die Militärzeit auf ihn gewesen zu sein. Sein zur Unterordnung nicht 
neigender Geist wurde unter dem strengen Drill zu wilder Opposition an- 
gefacht. „Wenn ich noch nicht Sozialdemokrat war, dort beim Militär bin 
ich es geworden.“ 

In seiner Selbstbiographie spricht das Rehbein zwar nicht aus. Göhre 
hat es für nötig befunden, in seinem Vorwort auszuführen, wie Rehbein 
Sozialdemokrat wurde. Er hat damit — wie ich glaube — keineswegs im 
Sinne des Autors gehandelt. Hat dieser doch selber mit sicherem Takt peinlich 
alles vermieden, was seinem Buche einen politischen Anstrich geben könnte. 
Er wollte keine Tendenzschrift schreiben, er versprach sich eine größere 
Wirkung, wenn er sein Buch lediglich durch sich selber sprechen ließe. Schon 
aus literarischem Ehrgeiz, wie mir scheint, suchte er das zu vermeiden, er 
wollte künstlerische Werte schaffen. Allzu weit blieb er davon auch nicht 
entfernt. Die ersten Kapitel, wo er die Kindheit und seine Zeit als holstein- 
scher Hütejunge beschreibt, wo Gestalten wie der arme schwindsüchtige und 
doch so standesbewußte Flickschneider, wie die treue Mutter Rehbein, wie 
der Holsteiner Bauer Boß auftreten. würden jedem Dichter Ehre machen. 
Auch in diesen Kapiteln ist schon viel Verbitterung zu merken, aber es fehlt 
doch nicht jener versöhnende Humor, der auch dem Schweren eine gute Seite 
abgewinnen läßt. Die späteren Kapitel gefallen sich dagegen allzusehr im 
Auftragen der grauen und schwarzen Farben und enthalten zweifellos auch 
unbewußte Übertreibungen. Die Schilderung der Militärzeit ist wie von 
Beyerlein geschrieben, ohne jedes Verständnis für die Großartigkeit und das 
Imposante der militärischen Organisation. Der Abschluß der Dienstzeit als 
Großknecht zeigt den Verfasser sogar von einer durchaus unsympathischen 
Seite: mit Wohlgefallen schildert er, wie er den geizigen Dienstherrn schika- 
niert, schädigt und mißhandelt. So hinterläßt das Buch den unerfreulichen 
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Eindruck von einem Menschen, der, vom Schicksal an einen falschen Platz 
gestellt, mit der Welt zerfällt und ungerecht wird gegen die Menschen und 
die Gesellschaft. 

Darin liegen auch die sachlichen Mängel des Buches begründet. Wer 
die Dinge nicht aus eigener Anschauung kennt, muß aus der Lektüre des 
Buches eine schiefe Vorstellung von dem deutschen Landleben bekommen. 
Aber dem Sachkenner bietet es doch manches. Der landwirtschaftliche Arbeit- 
Lee kann, was die Leutebehandlung betrifft, aus dem Buch trotz seiner 

bertreibungen zulernen; denn mögen sich auch seit Rehbeins Zeiten die 
Verhältnisse gebessert haben, so lernt man auf diesem Gebiete doch niemals 
aus, und manche Ausführungen Rehbeins werden auch den besten Arbeitgeber 
nachdenklich stimmen müssen. Der Agrarpolitiker aber wird seinen Einblick 
in die Organisation der Landarbeit vertiefen können. Er wird auch Be- 
rührungspunkte zu Rehbein finden. In ihrem Kernpunkte ist ja die Land- 
arbeiterfrage richtig erfaßt worden. Klar kommt es zum Ausdruck, daß es 
am letzten Ende die Wanderarbeit ist, die alles Unheil schafft. Da die 
Wanderarbeiter anspruchslos und geneigt sind, während der Arbeitsmonate 
ihre Bedürfnisse über das Mindestmaß hinaus zu beschränken, verderben sie 
dem ansässigen Arbeiter Lohn und Brot, verschlechtern sie seine Lage und 
erschweren sie ihm die Möglichkeit zum wirtschaftlichen und sozialen Aufstieg. 
Hier ist die Stelle, wo der konservative Agrarpolitiker und der Sozialdemokrat 
Rehbein sich begegnen. Bei den Laien kann das Buch Verwirrung anrichten, 
aber der Agrarpolitiker wird in ihm trotz seiner Einseitigkeit einen Bundes- 
genossen erblicken in seinem Kampfe für die Gesundung der deutschen Land- 
arbeiterverhältnisse. August Skalweit. 


Wilhelm Baur, Lebenserinnerungen. Mit Einleitung und Erläuterungen 
von Karl Esselborn (Hess. Volksbücher, herausgeg. v. W. Diehl, 10 u. 11). 
Darmstadt 1911. H. L. Schlapp. 335 S. 


Genauer: Jugenderinnerungen. Der bekannte Theologe und Volks- 
schriftsteller (gestorben 1897 als Generalsuperintendent der Rheinprovinz), 
dem wir das verbreitete „Leben des Freiherrn vom Stein“ und viele ver- 
wandte Bücher verdanken, hat im Alter die Geschichte seines eigenen Lebens 
zu schreiben begonnen, die hier erstmals veröffentlicht wird. Man kann aus 
dem, was vorliegt, schließen, wie lehrreich das Buch, hätte Baur es zum 
Abschluß gebracht, für die Geschichte des religiösen Lebens und der Kirchen- 
politik im evangelischen Deutschland von Mitte bis Ende des 19. Jahrhunderts 
geworden wäre. Leider ist er nur bis zu seiner Entlassung aus dem Fried- 
berger Predigerseminar Ostern 1848 gekommen; so ist die Ausbeute für den 
Historiker ungleich geringer als der ästhetische Reiz des Buchs. Man sieht 
auch an B., daß die Theologen, die hernach zu den Hauptträgern konser- 
vativen Kirchentums gehörten, nur sehr allmählich in diese „positive“ Haltung 
hineingewachsen sind; auf den letzten Seiten finden sich anschauliche Schilde- 
rungen des Frühjahrs 1848 in Hessen; hier und da feine Bemerkungen wie 
über seinen Zustand beim Abiturientenexamen: „Mein Wissen gab mir die 
Reife; mein Nichtwissen gab meiner Reife die Gesundheit. Ich wußte genug, 
um die akademischen Vorlesungen mit Nutzen zu hören; ich wußte nicht 
genug, um vor ihrem Beginn schon müde zu sein.“ Vorausgeschickt ist 
eine gute biographische Einleitung; die Anmerkungen des Herausgebers bieten 
eine mit erstaunlichem Fleiß zusammengetragene Fülle biographischen 
Materials über hessische Männer und Frauen des 19. Jahrhunderts. Zu 
S. 265 Anm. 83: H. Oeser (Glaubrecht) starb 1859. Hermann Mulert. 


Abhandlungen 





V. 


Individualismus und Sozialismus in der Verwaltungs- 
organisation 
Von Johannes Niedner 


Es ist schon öfters bemerkt worden, daß wir uns in unserem 
Staatsleben in einer Entwicklungsperiode befinden, deren Be- 
trachtung unter historischem wie rechtspolitischem Gesichtspunkt 
außerordentlich interessant ist. Es ist die Wandlung in der Be- 
stimmung der Staatsaufgaben, die sich uns aufdrängt. Wir finden 
auf den verschiedensten Lebensgebieten eine stärkere Beteili- 
gung des Staats an sozialen Betätigungen, als wie wir sie in 
früheren Entwicklungsperioden hatten. Darin erscheint das 
Grundproblem aller Staatswissenschaft in besonderer Beleuch- 
tung: das Problem der Balance von Individualismus und Sozia- 
lismus. Die Fragen: Was ist Staatsaufgabe? und was ist im 
Interesse des sozialen Zusammenlebens erforderlich? sind aller- 
dings nicht identisch und man kann an der Betonung des 
sozialen Moments von Staats wegen allein noch nicht erkennen, 
ob in einem Staatswesen mehr soziale oder individualistische 
Tendenzen wirksam sind. Das wäre nur so, wenn soziale Be- 
tätigung nur Sache der staatlichen Gemeinschaft, nicht auch 
Sache der Einzelpersönlichkeit wäre. So liegt es aber nicht. 
Die Eigenart des menschlichen Zusammenlebens, das im Staats- 
leben nur seine umfassendste Form findet, beruht darauf, daß 
der Mensch ein Individuum zwar mit selbständigem Daseins- 
zweck zugleich aber seiner Natur nach sozial d. h. auf Zusammen- 
leben notwendig angewiesen ist, das Natürliche ist es also, 
nicht erst eine von außen an den einzelnen herantretende Ver- 
pflichtung, daß er soziale Eigenschaften betätigt, und zwar so 
betätigt, wie es das Zusammenleben in der Gemeinschaft er- 
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fordert. Und je mehr das soziale Bewußtsein in einem Volke 
entwickelt ist, destoweniger wird von Staats wegen auf soziale 
Notwendigkeiten hingewiesen werden müssen. Soweit Aufgaben, 
die ein soziales Zusammenarbeiten erfordern, von Privaten unter 
sich in freier Tätigkeit erfüllt werden, braucht sich der Staat 
nicht ihrer anzunehmen. Es kann also ein Zeichen für leben- 
diges soziales Empfinden und soziale Betätigung in einem Volke 
sein, wenn der Staat wenig eingreift und das Zeichen eines 
Mangels sozialen Empfindens, eines bedrohlichen Überwucherns 
individualistischer Strebungen, wenn er eingreift oder gar Tätig- 
keiten ganz an eich zieht, die man früher Privaten überließ. 
Danach kompliziert sich die Frage: Was ist Staatsaufgabe? 
immer erst noch mit der Frage: Kann das, was notwendig ist, 
nicht von Privaten geleistet werden? Diese Frage ist stets zu 
stellen, wenn wegen eines bemerkten Mangels Staatshilfe be- 
gehrt wird, sie hat eine vorschauende Staatsleitung sich auch 
immer wieder in Kritik der bestehenden Staatseinrichtungen 
von selbst zu stellen. 

Nun läßt sich die Frage, ob etwas durch private Kraft 
geleistet werden kann, nicht immer glatt mit Ja und Nein be- 
antworten. Bei manchen Aufgaben wohl. Daß das Militärwesen, 
die Gerichtsbarkeit unmittelbare Staatsaufgaben sein müssen, 
sehen wir im modernen Staat als selbstverständlich an. Hinsicht- 
lich des Unterrichts- und Verkehrswesens wird es in weitestem 
Umfang angenommen. Anderseits verlangen wir in weitem 
Umfange die zum Zusammenleben erforderliche soziale Betäti- 
gung allein von den Privaten. Der ganze soziale Einschlag in 
der Privatrechtsgesetzgebung ist ein Ausdruck des Urteils: der 
Staat kann von den Privaten ein bestimmtes soziales Verhalten 
verlangen und kann ihnen überlassen, gewisse im Interesse 
des sozialen Zusammenlebens erforderliche Einrichtungen zu 
treffen. In lapidarer Form kommt diese Forderung zum Aus- 
druck in dem Satz des § 138 des Bürgerlichen Gesetzbuchs: 
„ein Rechtsgeschäft, das gegen die guten Sitten verstößt, ist 
nichtig,“ d h. nicht anderes als: Auch im Privatrechtsverkehr 
wird allenthalben soziales Verhalten vorausgesetzt. 

Oft aber wird eingehendere Prüfung und weitsichtige Be- 
urteilung zu der Überzeugung führen, daß eine soziale Betätigung 
nicht ganz von Privaten zu erwarten ist und ihnen überlassen 
werden kann, daß vielmehr eine wenigstens mitwirkende Tätig- 
keit des Staats erforderlich ist. Das kann nun in größerem 
oder geringerem Maße der Fall sein, von der Notwendigkeit 
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leichtester anregender Mitwirkung bis zur Notwendigkeit der 
Monopolisierung einer Tätigkeit in der Staatshand. Darin 
offenbart sich die ganze Schwierigkeit der Frage: Wie soll sich 
der Staat diesem verschiedenen Bedürfnis gegenüber verhalten? 
Wenn er auf die einmal für wünschenswert erkannte Mitwirkung 
nicht verzichten will, anderseits aber auch nicht gleich un- 
mittelbar und ganz eine Tätigkeit an sich ziehen will, so gilt 
es Rechtsformen zu finden, die dem so unendlich verschiedenen 
Bedürfnis genügen. 

Es ist das in erster Linie eine Organisationsfrage. Denn 
es handelt sich darum: In welche Beziehung soll der, der die 
als notwendig erkannte soziale Tätigkeit wahrnimmt, zur staat- 
lichen Organisation gesetzt werden, und damit zu dieser sozialen 
Betätigung gezwungen sein. Will man dem verschiedenen Be- 
dürfnis gerecht werden, welches alle Zwischenstufen zwischen 
reiner Privattätigkeit und reiner Staatstätigkeit berücksichtigt 
wissen will, so muß es Organisationsformen geben, die Zwischen- 
stufen darstellen zwischen der Stellung des Privatmannes und 
der Verwaltung durch unmittelbare Staatsbeamte. Solche Organi- 
sationsformen sind da, und zwar in mannigfacher Art. Auf 
sie möchte ich die Aufmerksamkeit lenken. Sie sind einzeln 
alle wohlbekannt und über die einzelne Form wird nichts 
Neues zu sagen sein, eben deshalb brauchen auch nicht alle 
Anwendungsfälle angegeben zu werden; aber in ihrem systema- 
tischen Zusammenhang grade unter dem vorerwähnten Gesichts- 
punkt scheinen sie mir noch nicht genügend gewürdigt zu sein. 
Das ist nicht wunderbar, denn man hat sie nicht im Zusammen- 
hang geschaffen, wie man wohl bei einer Verwaltungsreform 
für bestimmte Zwecke ein System von ÖOrganisationsformen 
schafft; sie sind zum Teil auch einzeln nicht bewußt als be- 
sonderer Typ ausgeprägt, sondern allmählich entstanden durch 
Sonderbestimmungen, die jeweils hervorgerufen waren durch 
das Bedürfnis des Einzelfalls. Dieselbe Form, in Fällen gleichen 
Bedürfnisses angewandt, gewann dann erst allmählich ein typi- 
sches Gepräge. Auf die Bedeutung derartiger Organisationsformen 
werden wir denn auch erst allmählich aufmerksam. Solche 
allmählichen Entwicklungen von Organisationsformen vollziehen 
sich zu allen Zeiten, werden aber in der Regel erst dann be- 
sonders bemerkbar, wenn die Veränderung des praktischen 
Bedürfnisses, dem sie dienen, mehr hervortritt. Und das ist 
hier das praktische Bedürfnis, die Staatsaufgaben zu bestimmen. 
Bei dieser Erkenntnis des Zusammenhangs gewinnt aber die 
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Betrachtung jener ÖOrganisationsformen zugleich ein weiteres 
rechtspolitisches Interesse: Wir gewinnen aus dieser Betrachtung 
die Erkenntnis, wie sich die Rechtsform dem praktischen Be- 
dürfnis bis ins kleinste anpassen kann, daß es nicht nötig ist, die 
menschlichen Lebensbetätigungen in ein für allemal festbestimmte 
Kategorien zu zwängen, sondern daß sich für jede wünschens- 
werte Lebensbetätigung auch eine passende Rechtsform findet, 
und wir sehen, — das ist das unmittelbar praktische Interesse 
einer solchen Übersicht —, welche Rechtsformen uns schon jetzt 
zur Verfügung stehen, wenn es gilt, das soziale Interesse von 
Staats wegen in leichterer oder schärferer Form geltend zu machen. 

Die lockerste Form, eine im Gemeinwesen erscheinende 
berufliche Tätigkeit in organisatorische Abhängigkeit vom Staat 
zu bringen, finden wir z. B. in der Stellung der Rechtsanwälte 
und Ärzte. Triepel hat kürzlich auf das Gemeinsame dieser 
Stellungen aufmerksam gemacht, wonach ihre Träger als „ein 
Mittelding zwischen Berufsbeamten und Privatpersonen er- 
scheinen". Das Gemeinsame liegt darin, daß sie „kraft öffent- 
lichen Rechts dem Staat für die Ausübung ihres Berufs be- 
sonders verantwortlich sind“. Triepel spricht danach von der 
Rechtsform des staatlich gebundenen Berufs“ im Gegensatz zum 
Staatsdienst. In der Bezeichnung der Bindung als beruflicher 
kommt zum Ausdruck, daß die im öffentlichen Interesse er- 
folgende Bindung in der persönlichen organisatorischen Bindung 
liegt. Denn Bindung in der Ausübung einer privaten Tätigkeit 
haben wir auch sonst in weitem Umfange. Man denke an die 
zahlreichen Beschränkungen, die für die gewerblichen Tätigkeiten 
im öffentlichen Interesse gegeben sind, z. B. an die Bestim- 
mungen, wonach gewisse Gewerbetreibende, wenn sie einmal 
einen Geschäftsbetrieb eingerichtet haben, verpflichtet sind, ihre 
Dienste jedermann zur Verfügung zu stellen, wie Dienstmänner, 
Gastwirte, Fuhrleute. Das Spezifische der beiden angeführten 
Berufsstellungen liegt in dem Ansatz einer organisatorischen 
Beziehung zum Staat, die eine persönliche Beziehung bedeutet. 
Rechtsanwälte und Ärzte sind — erstere durch die Reichsgesetz- 
gebung, letztere in den größeren Staaten durch die Landes- 
gesetzgebung — unter öffentliche Disziplin gestellt, welche dafür 
zu sorgen hat, daß sie, wie es in der Rechtsanwaltsordnung 
heißt, ‚ihre Berufstätigkeit gewissenhaft ausüben und durch 
ihr Verhalten in Ausübung des Berufs sowie außerhalb des- 
selben sich der Achtung würdig zeigen, die ihr Beruf erfordert 
Das ist genau dasselbe, was in den Disziplinargesetzen vor 
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Beamten verlangt wird. Diese eine Beziehung schon ist von 
größter praktischer Tragweite, indem dadurch öffentlichen Or- 
ganen die Entscheidung darüber gegeben ist, welcher Art die 
Ausübung des Berufs sein muß, damit der Anwalt und Arzt 
Achtung und Ansehen bei seinen Volksgenossen genießt, 
d. h. nichts anderes als dafür zu sorgen, daß er die sozialen 
Gesichtspunkte nicht außer acht läßt. So finden wir durch 
die Rechtsprechung ärztlicher Disziplinargerichte bereits den 
Satz entwickelt, daß die Verweigerung ärztlicher Hilfeleistung 
in Fällen dringender Lebensgefahr einen Verstoß gegen die 
ärztlichen Standespflichten enthält. Durch diese organisatorische 
Beziehung allein kann also eine den öffentlichen Interessen 
entsprechende Ausübung dieser Tätigkeiten erreicht werden. 
Bei den Rechtsanwälten ist die Beamtenähnlichkeit ihrer Stel- 
lung noch mehr ausgeprägt. Sie werden wie der Beamte auf 
die Erfüllung ihrer Pflichten vereidigt, haben Residenzpflicht, 
müssen für ihre Vertretung sorgen, ja es wird in ES 31 des 
StGB. die Anwaltschaft den öffentlichen Ämtern ganz gleich- 
gestellt. So ist in dem Lehrbuch von Ronne Zorn geradezu 
die Ansicht vertreten, daß sie unter die Kategorie der Beamten 
zu bringen seien, „sie seien vom Staate durch die Zulassung 
bestellte Beamte für gesetzlich bestimmte Aufgaben der Rechts- 
piege” Das geht gewiß zu weit. Jene Stellungen sind eben 

bergangsstufen eigner Art. Sie sind, wie das Kammergericht 
einmal sagt: „vom Staate geschaffene, nicht amtliche aber 
öffentlichrechtliche Stellungen." Triepel schlägt danach geradezu 
die Bezeichnung als Halbbeamte vor. 

Der Gedanke, der zu dieser Organisationsform geführt hat, 
ist der: Es besteht eine staatliche Notwendigkeit, daß diese 
Tätigkeiten ausgeübt werden und zwar ausgeübt werden in einer 
besonders zuverlässigen, das soziale Interesse berücksichtigenden 
Art. Man kann nicht erwarten, daß sie von Privaten immer 
und überall in der so notwendigen Art ausgeübt werden. Deshalb 
braucht sie der Staat nicht gleich ganz in die Hand zu nehmen, 
er muß sie aber in leicht regulierender Form beeinflussen. Es 
muß eine Zwischenstufe zwischen der Wahrnehmung der Tätig- 
keit durch den Staat und völliger Freilassung gefunden werden: 
der Teilnahme des Staats auf dieser mittleren Richtlinie dient 
die beschriebene Organisationsform, die damit also ein besonderes 
praktisches Bedürfnis befriedigt. 

Diese Beziehung der Organisationsform zu der sozialen Auf- 
gabe des Staats zeigt sich darin, daß in dem Maße wie Klage 
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genossen richtig bemerkt. Die Kronprinzenpolitik Burgunds pflanzte gleichsam 
eine Fackel auf, um die sich die Falter der Unzufriedenheit alsbald sammelten: 
der Graf Boulainvilliers suchte sich ihm zu nähern; ebenso ein Hofbeamter, 
der gewandte und vielseitige Belesbat, dessen eigenartige politische und 
ökonomische Reformvorschläge erst in neuerer Zeit durch Schatz und 
Caillemer der Öffentlichkeit bekannt geworden sind; ebenso Bouciquault, ein 
Offizier aus Poitou, der im Jahre 1708 sowohl dem König als dem Herzog 
von Burgund ein Exemplar seiner Schrift „Système politique sur le commerce 
et la marine“ überreichte; ebenso der Marquis von Suigion und viele andere. 
Sogar der Marschall Vauban hat, obgleich er die Gloirepolitik im allgemeinen 
billigte und im Gegensatz zu den ständischen Prätentionen eine über Ludwig 
und Colbert noch hinausgehende Zentralisierung und Uniformierung erstrebte, 
doch dem burgundischen Kreis persönlich und geistig nahe gestanden: 
was wohl die Tatsache am deutlichsten zeigt, das wir im Reformprogramm 
Burgunds einer Imitation der Dixme Royale wiederbegegnen. 

Eine eingehende Schilderung dieser Oppositionsbewegung fehlte bisher. 
Hat auch Treca in seinem 1909 erschienenen Buch: „Les doctrines et les 
réformes de droit public en réaction contre l’absolutisme de Louis XIV dans 
l'entourage du duc de Bourgogne (Paris)“ einen Bruchteil des Wichtigsten 
in knapper Übersicht zusammengefaßt; haben auch Schatz und Caillemer in 
ihrer erwähnten Publikation manche Einzelbeziehung aufgedeckt: es wäre 
wohl der Mühe wert gewesen, den nur in seinen großen Etappen bekannten 
Verlauf einmal von Jahr zu Jahr sorgsam zu verfolgen und die Variationen 
und Abtönungen der politischen Programme, die wechselseitigen Beeinflussungen 
und Kompromisse von Personen und Gruppen festzustellen. 

Der Titel der Osterlohschen Schrift scheint so deutlich zu sagen, was 
sie will, daß ich in ihr, auch ohne meine Erwartungen zu hoch zu spannen, 
wenigstens eine Ergänzung der bisherigen Untersuchungen in dieser oder 
jener Richtung vermuten durfte. Leider wurde ich gewahr, daß diese Schrift 
nicht einmal die Ergebnisse der voraufgegangenen Forschungen zu resümieren 
imstande ist. Der Verf. — um nur einiges zu nennen — kennt weder die 
Veröffentlichungen von Schatz und Üaillemer noch die vor wenigen Jahren 
erschienene Schrift von Treca, obwohl sie nach meiuer Kenntnis die einzige 
ist, die denselben Gegenstand wie er behandelt. Weiter: er kennt auch nicht 
die Existenz des burgundischen Kreises und beurteilt deshalb z. B. die 
berühmten Plans de Gouvernements als Werk Fenelons, ja, als den Kern 
seiner politischen Schriften (S. 46 und 49) — trotzdem sie im November 1711 
von Fénelon gemeinsam mit dem Herzog von Chreveuse in Chaulnes 
verfaßt worden sind. 

Der Verf. schildert in den beiden ersten Kapiteln Fénelons Angriffe 
auf die innere (Kap. I) und die auswärtige Politik Ludwigs XIV. (Kap. II); 
darauf in zwei Parallelkapiteln „die Angriffe gegen die Ideen, welche dem 
absolutistischen System zugrunde liegen“ und „die Angriffe gegen die Ideen, 
welche die auswärtige Politik bedingen“ (Kap. III und IV). Schon diese 
Doppelgliederung ist wenig glücklich. Die Ideen, die Fenelons Angriffe auf 
die Regierungsweise und Kriegspolitik Ludwigs XIV. eingegeben haben, 
erscheinen dürftig und blaß, wenn wir sie von ihrem ursprünglichen praktisch- 
politischen Hintergrund ablösen; sie sind ja nicht, wie es der Verf. glaubt, 
ein über die Reformvorschläge hinausgehender weiterer Schritt (S. 22), 
sondern nur die theoretischen Pfeiler, die seine aktuellen programmatischen 
Thesen stützen, oft auch das Rankenwerk, das parteiische Wünsche ver- 
bergen soll. 

Die Doppelgliederung verschuldet es auch, daß der Verf., als er im 
V. Kapitel darangeht, Fénelons Quellen zu untersuchen, sich mehr an Fénelons 
Theorieen als an seine Reformvorschläge erinnert. Aus einem sprunghaften 
Vergleich mit der Literatur der Fronde, der zeitgenössischen englischen 
Staatsphilosophie, mit Hugo Grotius, mit Bodin und mit Antike und Christen- 
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tum zieht er den — einerseits richtigen und von vornherein unzweifelhaften, 
andererseits in seiner Allgemeinheit vielzuweit gehenden — Schluß, daß 
Fenelons politische Ideen teils im Naturrecht, teils in christlich-religiösen 
Anschauungen verwurzelt seien. „Wir sind also zu folgendem Schluß berechtigt: 
Fénelons Hauptquelle ist das Naturrecht, und zwar sowohl das stoisch-christliche 
wie das modern-klassische. Wo sich dieses in Widerspruch setzt mit seinen 
religiösen Anschauungen, weicht er von ihm ab, wo beides übereinstimmt, 
geht er noch über dessen modernste Forderungen hinaus“ (S. 44). 

Dabei berührt er die Abstammung des dezentralistisch -ständischen 
Programms nur nebenbei. Da er aber — obgleich er den burgundischen 
Kreis nicht einmal der Existenz nach kennt — wohl einsieht, daß Fenelon 
nicht der einzige Mann in Frankreich gewesen sein kann, der für die Er- 
neuerung feudaler Institutionen plädierte, flüchtet er zu der Hypothese: Bodins 
Republik könne als ihre Quelle gedient haben (S. 41) — eine Behauptung, 
die allerdings dadurch nicht an Wahrscheinlichkeit gewinnt, daß, wie der 
Verf. eingestehn muß, Fenelons Schriften nirgends erkennen lassen, daß er 
Bodins Republik gekannt habe (S. 42). 

Noch weniger vermag der Verf. die Herkunft der steuer- und wirtschafts- 
politischen Forderungen anzugeben. Während sie sich zum Teil mit den 
Vorschlägen anderer Reformpolitiker decken, zum Teil auch im breiten Fahr- 
wasser der anticolbertistischen, um das Freihandelsschlagwort sich scharenden 
Bewegung der französischen Kaufmannschaft schwimmen, hält sie der Verf. 
für schlechthin „modern“ (S. 49). Damit wären wir bei dem Vorurteil der 
französischen Politiker von 1850 und 1860 wiederangelangt, die in jedem 
Gegner des ancien regime einen Apostel des Liberalismus zu entdecken pflegten. 

Auch die allgemeinere historische Perspektive ist verzeichnet. Der Verf. 
datiert von Fénelons Auftreten an die Anfänge der literarischen Opposition 
gegen das System Ludwigs XIV.; während Fénelons Wirken eher einen Höhe- 
punkt der Oppositionsbewegung darstellt. 

Aber vielleicht ist es am Richtigsten, uns mit einem so naiv-voraus- 
setzungslosen Buch nicht näher zu beschäftigen. Fritz Karl Mann. 


Die Memoiren Francesco Crispis. Erinnerungen und Dokumente, her- 
ausgegeben von T. Palamenghi-Crispi. Deutsch von W. Wichmann. 
Berlin 1912. F. Fontane & Co. XI und 490 S. 


Die deutsche Ausgabe der „Memoiren“ Crispis darf willkommen geheißen 
werden, da sie viele neue und wertvolle Beiträge zur Charakteristik der 
äußeren Politik Italiens und der internationalen europäischen Polilik von 
1876—1890 enthalten. Für die Gegenwart sind von besonderem Interesse 
die Mitteilungen u. a. über Italiens Haltung zur Balkanfrage, besonders zur 
bulgarischen Frage, und über Crispis Aktion zur Gründung eines Balkan- 
bundes zwischen Rumänien, Serbien und — Bulgarien. Im übrigen aber 
steht Italiens Verhältnis einerseits zu Frankreich und andererseits zu seinen 
Verbündeten, zu Österreich-Ungarn und besonders zum Deutschen Reiche, im 
Vordergrunde der Denkwürdigkeiten. Dabei wird die ganze Fülle der Mittel- 
meerfragen (Ägypten, Massaua, Tunis, Tripolis) immer wieder aufgerollt und 
andrerseits die Vorgeschichte und Geschichte der Dreibundverträge doku- 
mentarisch klargelegt. Für den deutschen Leser ist die Schilderung des ge- 
heimen und offenen politischen, handelspolitischen, schulpolitischen und 
sonstigen Kampfes zwischen Italien und Frankreich besonders lehrreich, 
wenn sie auch hinter der Billots zurückbleibt. Man erinnert sich heute mit 
Nutzen wieder daran, daß die Gefahr eines Krieges zwischen diesen beiden 
Mittelmeermächten in den achtziger Jahren bisweilen unmittelbar droht, 
während England von Italien zumeist seine schützende Hand nicht abzieht. 


Kei 


342 Niedner, Individualismus u. Sozialismus in der Verwaltungsorganisation. 


darüber geführt wird, daß bei jenen Tätigkeiten das soziale 
Moment nicht genug zur Geltung komme, eine schärfere An- 
spannung gerade jener Beziehungen angestrebt und sogar er- 
wogen wird, jene Berufstätigkeiten ganz zu Staatstätigkeiten 
zu machen oder wenigstens konkurrierende Staatstätigkeit neben 
die private zu setzen. Wurde doch zuzeiten schon die Rechts- 
beratung und ärztliche Tätigkeit in manchen Staaten als un- 
mittelbare nur von Staatsbeamten wahrgenommene Staatsauf- 
gabe angesehen und beobachten wir doch auch jetzt wieder 
solche Tendenzen in der fortschreitenden Einrichtung der öffent- 
lichen Rechtsberatungsstellen und der, immer weitere Aus- 
dehnung gewinnenden, öffentlichen Anstellung von Arzten. 
Der nächste Schritt zu einer etwas weiteren Betätigung des 
staatlichen Interesses an der Privattätigkeit kann darin liegen, 
daß sich der Staat nicht nur damit begnügt, die Privaten per- 
sönlich zu binden, sondern daß er von sich aus, generell oder 
für den Einzelfall, dafür sorgt, daß Personen vorhanden sind, 
die in bestimmter Weise als Private tätig werden. Diesen weiteren 
Schritt tut er in der Bestellung von Gewerbetreibenden 
nach $ 36 der Gewerbeordnung, von Treuhändern nach 
dem Hypothekenbankgesetz und für den einzelnen Bedarfsfall 
in der Bestellung des Konkursverwalters und Vormunds. 
& 36 der Gewerbeordnung bestimmt allgemein: „Das Ge- 
werbe der Feldmesser, Auktionatoren, Bücherrevisoren usw. darf 
zwar frei betrieben werden, es bleiben jedoch die verfassungs- 
mäßig dazu befugten Staats- oder Kommunalbehörden oder 
Korporationen auch ferner berechtigt, Personen, welche diese 
Gewerbe betreiben wollen, auf die Beobachtung der bestehenden 
Vorschriften zu beeidigen und öffentlich anzustellen. Die Be- 
stimmungen der Gesetze, welche den Handlungen der betreffen- 
den Gewerbetreibenden eine besondere Glaubwürdigkeit beilegen 
oder an diese Handlungen besondere rechtliche Wirkungen 
knüpfen, sind nur auf die von den verfassungsmäßig dazu be- 
fugten Staats- und Kommunalbehörden oder Korporationen an- 
gestellten Personen zu beziehen.“ Diese Form der Bestellung 
kommt übrigens nach Landesrecht auch bei anderen in der 
Gewerbeordnung nicht genannten beruflichen Tätigkeiten, z.B. bei 
den Hebammen vor. Durch diese „Anstellung“ wird kein 
Beamtenverhältnis begründet. Sie besagt nur, daß jene Per- 
sonen hinsichtlich ihrer Privattätigkeit in ein besonderes per- 
sönliches Pflichtverhältnis zum Staat gesetzt werden, das gewisse 
Analogien des Beamtenverhältnisses zeigt, ganz wie bei Ärzten 
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und Rechtsanwälten. Für manche dieser angestellten Gewerbe- 
treibenden ist ein fast ganz beamtengleiches Rechtsverhältnis 
gesetzlich ausgeprägt, so z. B. nach preußischem Recht für die 
öffentlich angestellten Feldmesser. Für sie ist eine besondere 
staatliche Prüfung vorgeschrieben; durch die Anstellung kommen 
sie unter die Disziplin der Staatsbehörden; die Bestallung kann 
ihnen nach förmlichem dem Disziplinarverfahren ähnlichen Ver- 
fahren entzogen werden; ihre Berufspflichten sind näher spezia- 
lisiert und sie stehen unter fortlaufender obrigkeitlicher Aufsicht 
der Staatsverwaltungsbehörden. 

Nicht anders der Treuhänder des Hypothekenbankgesetzes: 
„Bei jeder Hypothekenbank ist ein Treuhänder zu bestellen;“ 
„die Bestellung erfolgt durch die Aufsichtsbehörde; ‚sie kann 
jederzeit durch die Aufsichtsbehörde widerrufen werden.“ Der 
Treuhänder hat gegenüber der Bank Kontrollbefugnisse; seine 
Vergütung wird mangels einer Vereinigung zwischen ihm und 
der Bank durch die Aufsichtsbehörde festgesetzt; Streitigkeiten 
zwischen ihm und der Bank entscheidet die Aufsichtsbehörde. 
Auch hier liegt eine eigenartige Mittelstellung vor. In den Ver- 
handlungen über das Gesetz war einerseits betont, daß der 
Ernannte trotz seiner Bestellung durch die Aufsichtsbehörde 
nur zur Wahrung der Interessen der Pfandbriefgläubiger be- 
rufen sei“, daß er also im Gegensatz zu dem staatlichen 
Kommissar, nicht eine staatliche Aufsichtstätigkeit wahrnehmen, 
seine Tätigkeit vielmehr eine grundsätzlich privatrechtliche sein 
sollte; anderseits wurde aber doch bemerkt, daß seine Stellung 
in gewisser Weise „zu der eines öffentlichen Funktionärs heraus- 
gehoben sei“, weshalb doch schließlich die Ansicht vertreten 
wurde und erst vom Öberverwaltungsgericht zurückgewiesen 
werden mußte, daß er als Beamter anzusehen sei. Es liegt 
eben auch hier eine Übergangsform vor. 

Ebenso beim Konkursverwalter und Vormund, denen der 
Treuhänder im Gesetz z. B. hinsichtlich seiner strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit ausdrücklich gleichgestellt ist. Die rechtliche 
Stellung des Konkursverwalters ist ja bekanntlich sehr bestritten. 
Die Kontroverse dreht sich auch hier im wesentlichen um die 
Frage, welche systematische Bedeutung dem in der Stellung un- 
zweifelhaft enthaltenen publizistischen Moment beizulegen ist. 
Das charakteristische Merkmal, welches seine Erwähnung in 
unserem Zusammenhang erfordert, liegt auch hier darin, daß 
jemand zur Wahrnehmung einer privatrechtlichen Tätigkeit von 
Staats wegen bestellt und in dieser seiner Tätigkeit von Staats 
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wegen beaufsichtigt wird. Noch mehr ist das publizistische Moment 
in der Stellung des Vormunds ausgeprägt. Auch hier kommt 
in der Organisationsform zum Ausdruck, daß die Tätigkeit der 
Fürsorge für Unmündige und in den anderen im Gesetz ge- 
nannten Spezialfällen noch nicht zur Staatstätigkeit gemacht 
werden, sondern Privaten überlassen bleiben soll, daß aber ein 
so großes Interesse an sozialer Art dieser Betätigung besteht, 
daß die Stellung des Vormundes besonders staatlich gebunden 
werden muß. Auch hier deshalb staatliche Bestellung und Auf- 
sicht. Damit ist, wie es Hänel ausdrückt, „gleichzeitig ein öffent- 
liches Rechtsverhältnis begründet, welches dem privatrechtlichen 
parallel läuft.“ 

Dabei finden wir nun auch noch innerhalb aller dieser auf 
so verschiedenen Rechtsgebieten ausgeprägten übereinstimmen- 
den Organisationsformen wieder Unterschiede, die noch feinere 
Nuancen in der Abstufung der staatlichen Beeinflussung privater 
Tätigkeit darstellen. Das Bestellungsrecht des Staats ist mehr 
oder weniger frei. Bei der Ernennung des Treuhänders ist 
Anhörung der privaten Bank geboten. Bei der Bestellung des 
Konkursverwalters haben die Privaten in gewissem Sinne den 
Vortritt, indem die Gläubiger einen anderen als den zunächst 
vom Gericht ernannten Verwalter wählen können und sich in 
diesem Fall das staatliche Ernennungsrecht sachlich zu einem 
Bestätigungsrecht abschwächt. Das Recht gewisser Privaten, 
die Vormundschaft zu führen, kann überhaupt nicht ausge- 
schlossen werden. 

Auch in den Verhältnissen, für die die eben besprochenen 
Organisationsformen gegeben sind, beobachten wir, wie man 
in dem Maße als eine stärkere Betonung der staatlichen Mit- 
wirkung für notwendig erachtet wird, aus dem Zwischenstadium 
zum reinen Beamtenverhältnis hinstrebt. Wie man schon früher 
z. B. im preußischen ALR. die vormundschaftliche Fürsorge 
als unmittelbare Staatsaufgabe und danach den Vormund als 
Staatsorgan ansah, so geht die neueste Tendenz wieder dahin, 
sog. Berufsvormünder zu bestellen und dann gar solche als 
Beamte im Gemeinwesen anzustellen. Auch hier kann die 
Wahl der Organisationsform den Weg zu allmählicher Verstaat- 
lichung der Tätigkeit bezeichnen. So ist z. B. seit dem Schlacht- 
vieh- und Fleischbeschaugesetz jetzt die Tätigkeit der Fleisch- 
beschau eine amtliche d. h. staatliche und damit erhalten die 
amtlich bestellten Fleischbeschauer allmählich den Charakter 
von Staatsorganen. In der Stellung der Gerichtsvollzieher sehen 
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wir, wie hier schon formell eine Ausgestaltung zum Beamten- 
verhältnis stattgefunden hat, während die im Auftrage der 
Parteien wahrgenommene Tätigkeit selbst nicht eigentlich als 
Staatsaufgabe erscheint. Vom rechtsdogmatischen Standpunkt 
kann man ihre Stellung insofern mit den besprochenen Organi- 
sationsformen vergleichen, als auch hier dem Privatverkehr vom 
Staat zuverlässige Personen zur Verfügung gestellt werden. 
Es ist für einige der besprochenen Organisationsformen, 
für die Vormundschaft schon von Hänel, für die von ihm 
sog. staatlich gebundenen Berufe kürzlich auch von Triepel 
bemerkt, daß in diesen Organisationsformen der moderne Selbst- 
verwaltungsgedanke zum Ausdruck komme. Und in der Tat 
ist es dieselbe politische Erwägung, die zu jenen Organisations- 
formen und zu der sog. Selbstverwaltung führt, nämlich die Er- 
wägung: Die im Interesse des Gemeinschaftslebens erforderliche 
soziale Betätigung kann und soll im weitesten Umfange von 
Privaten, Einzelpersonen und privaten Vereinen und Veranstal- 
tungen erwartet werden; erst soweit deren Leistung wirklich nicht 
ausreicht, tritt der staatliche Verband ein. Da nun bei vielen 
Betätigungen nicht gesagt werden kann: entweder — oder, so 
ergibt sich die Notwendigkeit einer Mittelform sozialer Betätigung, 
die als gemischt private und öffentliche erscheint, und das ist 
eben die sog. Selbstverwaltung oder öffentliche Selbstverwaltung, 
Bezeichnungen, die nichts Gegensätzliches ausdrücken, sondern 
dieselbe Einrichtung, nur mit jeweils stärkerer Betonung des in 
ihr liegenden privaten oder öffentlichen Moments bezeichnen 
wollen. So aufgefaßt erscheint in der Tat der Selbstverwaltungs- 
gedanke in den besprochenen Organisationsformen bereits im 
Keime, sozusagen in der ersten Entwicklungsstufe. Klarer tritt er 
allerdings erst dann in die Erscheinung, wenn zwischen Privat- 
person und Staat ein besonderer Träger solcher sozialen Tätigkeit 
geschaffen wird, der gar nicht mehr Träger rein individueller 
Betätigung ist, wie es die private Einzelperson immer bleibt, 
sondern seine ganze Lebensbetätigung unter öffentliche Gesichts- 
punkte zu stellen hat: der sog. selbständige Selbstverwaltungs- 
körper. Es entspricht die Ausgestaltung eines solchen öffent- 
lichen Körpers in gewissem Sinne der Umwandlung der Stellung 
des Gerichtsvollziehers in eine reine Beamtenstellung. Es wird 
damit noch nicht ausgesprochen, daß die von der Korporation 
wahrgenommene Tätigkeit selbst unmittelbare Staatsaufgabe 
sein soll, sie bleibt noch Tätigkeit eines von ihm verschiedenen 
Rechtsträgers, aber dieser Rechtsträger soll sich bei seiner 
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ganzen Tätigkeit auch so fühlen wie der Staat, er soll seine 
Tätigkeit unter soziale Gesichtspunkte stellen. Der sog. Selbst- 
verwaltungskörper erscheint seiner ganzen Natur nach als ein 
Mittelwesen, er hat ein Janusgesicht, er steht im Gemeinwesen 
in gewissem Sinne, insbesondere dem. Staat gegenüber, wie ein 
Privater, und in gewissem Sinne, insbesondere seinen Gliedern 
gegenüber, als Obrigkeit gleich dem Staat dar. In der Be- 
gründung einer mitteldeutschen Gemeindeordnung aus dem 
Jahre 1850 ist z. B. gesagt: die Gemeinden seien nicht als ‚bloße 
Abteilungen der Staatsgesellschaft‘‘, vielmehr ‚als solche für sich 
bestehende Körperschaften betrachtet, welche Zwecke verfolgen, 
die den Staatszwecken analog, ja teilweise identisch mit den- 
selben sind und welche gleichmäßig wie jeder andere Verein 
oder jedes andere Rechtssubjekt, im Besitze der natürlichen 
Freiheit gedacht werden müssen“. 

Aber auch diese Mittelperson des selbständigen Selbst- 
verwaltungskörpers erscheint noch nicht als einzige abgrenz- 
bare Zwischenstufe zwischen der gebundenen Privatperson 
einerseits und dem Staat anderseits. Zunächst gibt es zwischen 
der Privatperson und dem selbständigen Selbstverwaltungs- 
körper wieder noch Übergangsformen. Sie knüpfen an den 
Verein an, die Vereinigung mehrerer Privater. Hier kann 
das öffentliche Interesse manchmal schon auf rein privatrecht- 
lichem Wege geltend gemacht werden, ohne daß es der Her- 
stellung einer förmlichen organisatorischen Beziehung zur 
Staatsverwaltung bedarf: Der Staat kann als Rechtspersönlich- 
keit selbst Mitglied des Vereins werden und als solcher seinen 
Einfluß geltend machen. Er erwirbt z. B. Aktien großer Be- 
triebsunternehmungen, von Eisenbahnen und Bergwerken. Damit 
kann er auf rein privatrechtlichem Wege im öffentlichen Inter- 
esse nicht nur den Geschäftsbetrieb solcher einzelner Unter- 
nehmungen, sondern auch — durch die Beteiligung an Syndi- 
katen und Kartellen — die ganze Produktion beeinflussen. 
Diesen Weg wollte z. B. der preußische Staat gehen, als er die 
Hibernia-Aktien erwarb. So ist seine Stellung in der Deutschen 
Bauernbank für Westpreußen, in der er mit der Hälfte des 
Stammkapitals beteiligt ist. Ja es ist vorgekommen, daß drei 
Kreise sämtliche Aktien eines Elektrizitätswerks übernahmen 
und dieses weitergeführt wurde, ohne daß an der privatrecht- 
lichen Form des Geschäftsbetriebes etwas geändert wurde. Hier 
wurde wirtschaftlich dasselbe erreicht wie durch förmliche 
Kommunalisierung des Betriebes, ohne daß eine besondere 
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Organisationsform geschaffen wurde. In derselben Weise kann 
auf rein privatrechtlichem Wege der staatliche Einfluß geltend 
gemacht werden dadurch, daß Staatsbeamte, deren Ressort 
bei einer Vereinstätigkeit interessiert ist, in den betreffenden 
Verein als Mitglieder eintreten: der Referent für Wohlfahrts- 
pflege im Ministerium des Innern wird Mitglied des Vereins 
für öffentliche Gesundheitspflege, ein Referent aus dem Justiz- 
ministerium Mitglied von Fürsorgevereinen für entlassene Straf- 
gefangene. Auf diese Weise wird ohne jede organisatorische 
Beziehung der Staatsverwaltung zu diesen Vereinen doch die 
nötige Fühlung und damit indirekt eine Berücksichtigung der 
in Betracht kommenden öffentlichen Interessen herbeigeführt. 
Freilich ist dieser Einfluß als solcher kein rechtlich geordneter: 
der Staat hat seinen Einfluß auf die wirtschaftliche Unter- 
nehmung, das Syndikat, nicht als Staat, seine Beamten ihren 
Einfluß im Verein nicht als Beamte. Ihre Stimme hat nur das 
Gewicht der eines Privatmannes und das öffentliche Interesse 
wird nicht berücksichtigt, weil es öffentliches Interesse ist, 
sondern lediglich als Interesse eines Vereinsmitgliedes. 

Die erste Stufe zu einer Entwicklung privater Vereine zu 
öffentlichen Selbstverwaltungskörpern bildet es nun, wenn — 
ganz analog der organisatorischen Bindung von Privatpersonen 
— bei grundsätzlicher Wahrung des privaten Charakters solcher 
Gesellschaften das Mitgliedschaftsrecht des Staats nicht mehr 
nur wie ein privates Mitgliedschaftsrecht, sondern als staatliches 
Recht behandelt und damit die von ihm als Mitglied wahr- 
genommenen Interessen berücksichtigt werden, weil es staatliche 
sind. Eine gesetzlich ausgeprägte Rechtsform dafür haben wir 
noch nicht. Sie ist aber kürzlich vorgeschlagen. Das Bedürfnis 
dafür tritt hervor besonders bei den sog. gemischt-wirt- 
schaftlichen Unternehmungen der Staats- und Kommunal- 
verbände, bei Bergwerks- und Bankbetrieben, Eisenbahnunter- 
nehmungen, Wasser-, Gas- und Elektrizitätswerken, übrigens 
aber auch bei gewissen Wohlfahrtseinrichtungen, Theatern u. dgl., 
wo überall das soziale Moment besonders im Spiele ist. Zur 
Befriedigung dieses Bedürfnisses ist von Freund die reichsge- 
setzliche Einführung folgender Gesellschaftsform vorgeschlagen: 
Sofern an der Gründung einer Aktiengesellschaft oder an der 
Errichtung einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung oder 
einer eingetragenen Genossenschaft eine Öffentliche Korporation 
(Staat, Gemeinde usw.) beteiligt ist, sollen auf ihren Antrag 
die folgenden besonderen Bestimmungen Platz greifen: Sie 
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erhält einen Sitz im Aufsichtsrat für einen von ihr zu bestim- 
menden Vertreter ohne die Voraussetzung einer Wahl; im 
Gesellschaftsvertrage wird ihr das Recht eingeräumt, gegen 
Beschlüsse jedes Organs der Gesellschaft mit der Begründung, 
daß durch sie Interessen der Korporation verletzt werden würden, 
und mit der Wirkung Widerspruch zu erheben, daß über diesen 
Widerspruch ein Schiedsgericht zu entscheiden hat, oder sich 
für bestimmte Gegenstände eine Genehmigungsbefugnis vorzu- 
behalten. Dagegen wird ihr die Pflicht auferlegt, der Gesell- 
schaft im Bedarfsfalle Kredit unter den für die Schuldver- 
schreibungen der Korporation (des Staats, der Gemeinde) gelten- 
den Bedingungen zu gewähren und ihr die unentgeltlichen 
Dienste ihrer Beamtenschaft zur Verfügung zu stellen. 

Vergleichen wir diese Rechtsform mit der der staatlich ge- 
bundenen Berufe, so springt die Analogie in die Augen. Die 
Privatpersönlichkeit bleibt als solche gewahrt, es wird noch ` 
keine Verstaatlichung ihrer Tätigkeit vorgenommen, aber, wie 
dort die physische Einzelperson, so erhalten hier ihre Organe 
einen Einschlag von staatlichem Charakter, indem im dirigieren- 
den Aufsichtsrat ein staatliches Mitglied sitzt und die Geschäfte 
zwar nach Anordnung der Privatperson aber von öffentlichen 
Beamten wahrgenommen werden. Es ist durch den sozusagen 
halbamtlichen Charakter der Organe, wie beim Arzt und Rechts- 
anwalt, den von Triepel sog. Halbbeamten, eine gewisse Garantie 
gegeben, daß sie bei ihrer Tätigkeit nichts tun, was dem sozialen 
Interesse zuwider ist. Und hier könnte man wie dort in Zweifel 
sein, ob man eine solche Gesellschaftsform deshalb nicht viel- 
leicht schon als öffentlich-rechtliche ansehen kann. 

Aber man hat gar nicht auf eine gesetzliche Ausprägung 
dieser Örganisationsform gewartet, sondern sie in einzelnen 
Fällen in der Praxis schon zur Anwendung gebracht. Nach 
den Satzungen der Landgesellschaft Eigne Scholle G. m. b. H. 
in Frankfurt a. O., an der der preußische Staat mit drei von 
acht Millionen Mark beteiligt ist, werden z. B. die Vertreter des 
Fiskus im Aufsichtsrat vom ÖOberpräsidenten ernannt und be- 
dürfen der gewählte Vorsitzende des Aufsichtsrats und dessen 
Stellvertreter der Bestätigung durch den Oberpräsidenten. Zu 
den Sitzungen des Aufsichtsrats können die Minister und der 
Oberpräsident Kommissare entsenden, die jederzeit gehört 
werden müssen. 

Und noch zwei weitere Beispiele solcher Organisations- 
formen möchte ich anführen, die entwicklungsgeschichtlich 
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besonders interessant sind. Es war das dringende Bedürfnis 
hervorgetreten, für die vielen von Privaten, Selbstverwaltungs- 
körpern und dem Staat getroffenen Wohlfahrtseinrichtungen 
eine Kenntnis vermittelnde Zentralstelle zu schaffen, damit die 
auf diesem Gebiet wirksam werdenden Kräfte nicht zersplittert 
werden, sondern durch Zusammenarbeit mehr leisten. Als ein 
dahin gehender Antrag im preußischen Abgeordnetenhaus ver- 
handelt wurde, schien es zunächst, als ob der Staat als höchster 
Verband die gegebene Instanz sei, um diese Zentralstelle zu 
errichten, und das Abgeordnetenhaus beschloß denn auch: ‚die 
Königliche Staatsregierung zu ersuchen, als behördliche Ein- 
richtung zur Förderung der Volkswohlfahrt in Stadt und Land 
möglichst bald ein Volkswohlfahrtsamt zu schaffen, behufs 
ausgiebiger Mitwirkung des Laienelements ihr einen ständigen 
Beirat anzugliedern und die hierfür erforderlichen Mittel im 
Staatshaushaltsetat bereit zu stellen.“ Es folgte darauf eine 
interessante Verhandlung von Vertretern aller beteiligten Mini- 
sterien mit Sachverständigen und Abgeordneten, in der die 
Frage im Vordergrund stand: Ist es Aufgabe des Staats sich 
dieser Tätigkeit anzunehmen oder ist das nicht auch einem 
Privatverein zu überlassen, wie solcher in der sog. „Zentral- 
stelle für Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen‘“ bereits stand. Es 
wurde wohl bemerkt, daß es sich dabei um ‚ein allgemeines 
Problem der Verwaltungsrechtswissenschaft‘“ überhaupt handle. 
Es wurde einerseits betont, daß sich der Staat als solcher in 
seiner ganzen Verwaltung an dieser Arbeit zu beteiligen habe, 
und daß ein enges Zusammenwirken zwischen Privaten und 
Staatsbehörden grade hier dringend geboten sei. Trotzdem kam 
man fast einstimmig zu der Ansicht, daß grade diese Tätigkeit, 
die Unterhaltung einer Zentralstelle, grundsätzlich der privaten 
Initiative und Durchführung überlassen werden könne. Ander- 
seits aber wurde auch anerkannt, daß es nicht recht genüge, 
wenn die Beziehungen zwischen dem Staat und einem derartigen 
Privatverein rein persönlicher Natur seien. Es müsse „zwischen 
freiem Verein und behördlicher Organisation ein Mittel“ ge- 
funden werden. Und so kam man zu folgender Bildung: der 
bestehende Privatverein ‚Zentralstelle für Arbeiterwohlfahrts- 
einrichtungen“ wurde als „Zentralstelle für Volkswohlfahrt‘‘ 
im weitesten Sinne durch rechtlich festgelegte Beteiligung 
des Staats und die Möglichkeit des Beitritts auch sonstiger 
öffentlicher Verbände ausgestaltet. ‚„Mitglieder‘‘ des neugestalteten 
Vereins „können werden physische und juristische Personen, 
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Körperschaften des öffentlichen Rechts, Verbände und Vereine, 
die auf dem Gebiete der Wohlfahrtspflege tätig sind und einen 
entsprechenden Beitrag übernehmen“. Sie bilden die General- 
versammlung, wobei jedes Mitglied eine Stimme hat, aber der 
Staat für jede Behörde, die einen Beitrag zahlt, eine Stimme. 
Der Vorstand besteht aus 16 gewählten Mitgliedern, drei vom 
Reich und fünf von Preußen zu ernennenden Mitgliedern, so- 
wie dem Geschäftsführer und ist befugt, sich durch Zuwahl 
von Vertretern solcher Bundesregierungen zu ergänzen, die 
einen entsprechenden Beitrag leisten. Der Verein bildet einen 
Beirat, der aus 30 vom Vorstand zu wählenden, neun vom 
Reiche und neun von Preußen zu ernennenden Mitgliedern 
besteht. Zu den Sitzungen des Vorstands, des Beirats, der 
Kommissionen sowie zu der Generalversammlung sind die in 
Betracht kommenden Ressorts der Reichsverwaltung und der 
beteiligten Bundesregierungen unter Mitteilung der Tagesordnung 
einzuladen. Die von ihnen entsandten Kommissare nehmen 
an den Sitzungen mit beratender Stimme teil und müssen jeder- 
zeit gehört werden. Beschlüsse der Generalversammlung über 
die Auflösung des Vereins oder über solche Änderungen der 
Satzung, die den Zweck des Vereins betreffen, bedürfen zu 
ihrer Gültigkeit der landesherrlichen Genehmigung, Beschlüsse 
über sonstige Änderungen der Satzung der Genehmigung der 
Ministerien des Innern, für Handel und Gewerbe und des Kultus. 

Es war das kein gewöhnlicher privatrechtlicher Verein mehr 
und er ließ sich unter keine der gesetzlich ausgeprägten Rechts- 
formen unterbringen. Und so wurde die Neubildung auch nicht 
etwa nach den Bestimmungen des BGB. über Vereine behandelt, 
sondern als eine Rechtsform besonderer Art, als öffentlichrecht- 
licher Verein. § 1 der Satzung lautet wörtlich: „Die bisher 
als privatrechtlicher Verein bestehende Zentralstelle für Arbeiter- 
wohlfahrtseinrichtungen ist unter der Bezeichnung Zentralstelle 
für Volkswohlfahrt in einen öÖffentlichrechtlichen Verein mit 
dem Sitze in Berlin umgewandelt.“ Die Verleihung der Rechts- 
fähigkeit erfolgte demgemäß auch nicht nach den Bestimmungen 
des BGB., es wurde vielmehr, wie dem Vorstand durch Erlaß 
der Minister des Innern, für Handel und Gewerbe und des Kultus 
vom 13. Februar 1907 eröffnet ist, vom König — was nur in Aus- 
übung seines Organisationsrechts geschehen konnte — unmittelbar 
„der Zentralstelle für Volkswohlfahrt als einem öffentlichrecht- 
lichen Verein auf Grund ihrer Satzung die Rechtsfähigkeit 
verliehen“. Es ist bemerkenswert, daß hier der öffentlichrecht- 
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liche Verein doch schon wie eine bekannte Rechtsfigur erscheint, 
obwohl eine solche bisher nicht gesetzlich ausgeprägt ist. Denn 
mit dem Begriff der öffentlichrechtlichen Korporation als öffent- 
lichen Selbstverwaltungskörpers sollte der Begriff des öffentlichen 
Vereins offenbar auch nicht identisch gedacht sein, denn sonst 
hätte man diese Bezeichung, die in der Satzung auch vorkommt 
und der neueren Gesetzesterminologie ganz geläufig ist, gewählt. 
So ist dieser öffentlichrechtliche Verein so recht eine Mittel- 
stufe zwischen dem Privatverein und dem Selbstverwaltungs- 
körper. 

In eine ganz ähnliche — gesetzlich auch nirgends vorge- 
sehene — Rechtsform hat man eine andere eigenartige Bildung 
gegossen, den „deutsch-evangelichen Kirchenausschuß.“ 
Der Kirchenausschuß ist ein Kollegium von 15 Personen, die 
von der Eisenacher Kirchenkonferenz, d. i. von Vertretern der 
deutschen Kirchenregierungen abgeordnet werden. Aufgabe des 
Kirchenausschusses ist es, die Eisenacher Kirchenkonferenz ‚in 
der einheitlichen Entwicklung der Zustände der einzelnen Landes- 
kirchen zu unterstützen und das gemeinsame Interesse der 
deutschen evangelischen Landeskirchen nach außen zu ver- 
treten“. Er hat sich deswegen ‚mit den einzelnen Kirchen. 
regierungen in Verbindung zu setzen“, „hat die Entwicklung 
der Gesetzgebung sowie die Handhabung der Gesetze auf den 
das kirchliche Leben berührenden Gebieten im Auge zu behalten, 
etwaige Anträge von Kirchenregierungen in Behandlung zu 
nehmen, das zur Befriedigung wichtiger gemeinsamer Bedürfnisse 
Erforderliche anzuregen, für eine Sammlung der Gesetze, Ver- 
ordnungen, Synodalverhandlungen und sonstiger für das kirch- 
liche Leben bedeutsamer Veröffentlichungen zu sorgen“ u. dgl., 
er ist also gewissermaßen auch eine solche, Kenntnis und gemein- 
same Tätigkeit vermittelnde, Zentralstelle. Auch hier wollte man 
keine rechtlich in die kirchenstaatliche Verwaltungsorganisation 
eingegliederte Einrichtung schaffen, die Vereinigung sollte viel- 
mehr eine vollständig freie, jederzeit auflösbare sein, der Ausschuß 
sollte ferner auch für sich keinen behördlichen Charakter haben 
und keinerlei Zwangsbefugnis. Anderseits schien die Rechts- 
form des privaten Vereins doch nicht der ganzen Stellung 
dieser Einrichtung zu entsprechen, denn seine Aufgaben waren 
dieselben, die bisher als öffentliche von den Kirchenregierungen 
wahrgenommen waren. Und so wurde der Ausschuß „auf Grund 
seiner Satzung als eine rechtsfähige Körperschaft des öffent- 
lichen Rechts anerkannt“. Hier erscheint das Verhältnis nicht 


352 Niedner, Individualismus u. Sozialismus in der Verwaltungsorganisation. 


als ein Privatverein mit öffentlichrechtlichem Einschlag, sondern 
als öffentlichrechtliche Einrichtung mit privatrechtlichem Ein- 
schlag. Im Resultat kam aber die gleiche Mittelstufe heraus, 
wie bei der vorerwähnten Zentralstelle. Beide Beispiele zeigen, 
daß die Organisationsform, nach deren gesetzlichen Einführung 
man jetzt auf wirtschaftlichem Gebiet strebt, auf anderen Ver- 
waltungsgebieten schon verwendet wird. 

Ehe wir nun von diesen Vorstufen zur Organisation des 
reinen öffentlichen Selbstverwaltungskörpers kommen, finden 
wir aber noch weitere Übergangsstufen. Es sind die Innungen, 
Wasser-, Wald-, Fischereigenossenschaften und ähnliche 
Organisationen. Sie stehen auch noch in eigentümlicher Weise 
in der Mitte zwischen privaten und rein öffentlichen Genossen- 
schaften. Am nächsten noch den privatrechtlichen die Innungen, 
die sich ja erst in neuester Zeit aus rein privatrechtlichen, die sie 
nach der Gewerbeordnung von 1869 waren, zu der jetzigen Mittel- 
form entwickelt haben. Die wesentliche Aufgabe dieser Vereini- 
gungen soll jetzt die Förderung einer Tätigkeit sein, an deren 
sozialer Gestaltung ein öffentliches Interesse besteht, und dieser 
Gesichtspunkt hat dazu geführt, ihnen einen öffentlichen Charakter 
aufzuprägen, sie zu einer Organisationsform eingegliedert in die 
öffentliche Verwaltung zu machen, Sie können aber daneben noch 
Träger gemeinschaftlicher Geschäftsbetriebe sein, an denen der 
Staat kein besonderes Interesse nimmt, wie auch z. B. Fischerei- 
genossenschaften in Preußen ihren Genossenschaftsbetrieb bei 
Einverständnis aller Beteiligten auf die gemeinschaftliche Be- 
wirtschaftung der Fischwässer ausdehnen können. Einen privaten 
Anstrich haben sie ferner noch insofern, als ihre Bildung grund- 
sätzlich freiwillig ist. Der Staat wartet zunächst ab, ob sich 
die Privaten der notwendigen Förderung der gewerblichen In- 
teressen annehmen und gibt hierfür lediglich eine Organisations- 
form, erst wenn dies nicht geschieht, fordert er ihre Mitwirkung 
in der Zwangsinnung. Damit ist ein Vergleichsmoment mit den 
öffentlich angestellten Gewerbetreibenden gegeben und hier wie 
dort macht es für die entwickelte Tätigkeit selbst keinen Unter- 
schied, ob sie aus privater Initiative oder aus öffentlicher 
Veranlassung hervorgegangen ist. Was diese Genossenschaften 
dann aber in anderer Weise von den privaten und den be- 
stellten Gewerbetreibenden hervorhebt, ist die weitere Ausprä- 
gung des amtlichen Charakters. Einmal gebildet haben sie 
ihren Mitgliedern gegenüber ganz die obrigkeitliche Stellung, 
die der Staat den Untertanen gegenüber einnimmt. Sie haben 
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Aufsicht und Beitragszwang, ihre Einrichtungen — die Ordnung 
des gewerblichen Ausbildungs- und Prüfungswesens, ihre Kranken- 
kassen und Schiedsgerichte — stehen den staatlichen Einrich- 
tungen gleich. Darin kommt zum Ausdruck, daß die von ihnen 
entwickelte Fürsorge als notwendig wahrzunehmendes Gemein- 
schaftsinteresse anerkannt ist. 

Diese prinzipielle Bedeutung haben sie deshalb nicht weniger, 
weil die Örganisationsform nicht allen Vertretenen zugute kommt, 
für die dasselbe Bedürfnis besteht. Sie paßt nicht überall, wo 
das gleiche sachliche Bedürfnis vorliegt: Denn das Wesen der 
genossenschaftlichen Selbstverwaltung liegt in der Selbstbetäti- 
gung der Genossen und erfordert, soweit örtliche Maßnahmen 
in Frage kommen, persönliches Zusammenwirken, daher be- 
stimmt z. B. die Gewerbeordnung, daß Zwangsinnungen nur 
gebildet werden können, ‚wenn 1. die Mehrheit der beteiligten 
Gewerbetreibenden der Einführung des Beitrittszwangs zustimmt, 
2 der Bezirk der Innung so abgegrenzt ist, daß kein Mitglied 
durch die Entfernung seines Wohnorts vom Sitze der Innung 
behindert wird, am Genossenschaftsleben teilzunehmen und die 
Innungseinrichtungen zu benutzen, und wenn 3. die Zahl der 
im Bezirke vorhandenen beteiligten Handwerker zur Bildung 
einer leistungsfähigen Innung ausreicht“. Ahnliche Bestim- 
mungen haben wir bei anderen Genossenschaften und aus 
gleichen Gründen werden nicht überall Handelskammern oder 
sonstige Selbstverwaltungskörper mit besonderer Zweckbestim- 
mung, z. B. Bockhaltungsverbände, gebildet. Das bedeutet nicht, 
daß der Staat in den übrigen Fällen die betreffende Betätigung 
nicht für ein öffentliches Interesse hält, sondern nur, daß für 
diese Betätigung eben jene ÖOrganisationsform nicht überall 
anwendbar ist; das leuchtet bei den angeführten Beispielen aus 
dem Gebiet des wirtschaftlichen Lebens ohne weiteres ein. Durch 
diese Betrachtung gewinnen wir aber auch einen wertvollen 
Anhalt für die Beurteilung der Anpassung der Organisations- 
form an das praktische Bedürfnis auf anderen Gebieten, so 
z. B. für die Beurteilung des darin zum Ausdruck kommenden 
rechtlichen Verhältnisses von Staat und Kirche. Man hat näm- 
lich die öffentlich-rechtliche Stellung der Kirchen grade mit 
Rücksicht darauf geleugnet, daß kein Beitrittszwang besteht, 
und daß trotz grundsätzlich paritätischer Stellung des Staats 
die gleichen organisatorischen Beziehungen nicht mit allen 
Religionsgemeinschaften, sondern nur mit den Majoritäten unter- 
halten werden. Der Hinblick auf die eben erwähnte Verwertung 
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gewisser Organisationsformen lehrt uns, daß ein solcher Rück- 
schluß nicht stichhaltig ist. — 

Ein kleiner — in der Praxis oft kaum bemerkbarer Schritt 
— führt dann zu der Organisationsform der sog. öffentlichen 
Selbstverwaltungskörper wie Landwirtschafts-, Hand- 
werks-, Ärztekammern und Kommunen. In der Anwen- 
dung dieser Organisationsform kommt klar zum Ausdruck, daß 
die ganze in Betracht kommende Betätigung notwendig auch 
in sozialem Interesse wahrgenommen werden muß. 

Entwicklungsgeschichtlich interessant und bezeichnend für 
die gegenwärtig vorhandenen Tendenzen ist es, daß die wichtig- 
sten auch dieser Örganisationsformen sich zum Teil wieder 
auf privatrechtlichen Vereinsformen aufbauen und zum Teil 
erst kürzlich gebildet oder zu rein öffentlichrechtlichen Figuren 
ausgebildet sind. So werden die Mitglieder der Handwerks- 
kammern gewählt von den Handwerkerinnungen und rein pri- 
vaten Gewerbevereinen, die damit also als Organisationselemente 
für die öffentliche Organisation anerkannt werden. Bei den 
Landwirtschaftskammern ist sogar eine besondere Form all- 
mählicher Überleitung bisher privater Tätigkeit in eine öffent- 
liche, gesetzlich besonders vorgesehen. Die preußischen Land- 
wirtschaftskammern ‚sind namentlich befugt, die Anstalten, das 
gesamte Vermögen, sowie die Rechte und Pflichten der be- 
stehenden landwirtschaftlichen Zentralvereine auf deren Antrag 
zu bestimmungsmäßiger Verwendung und Verwaltung zu über- 
nehmen und mit deren bisherigen lokalen Gliederungen ihrer- 
seits in organischen (!) Verband zu treten, sowie sonstige Ver- 
eine und Genossenschaften, welche die Förderung der land- 
wirtschaftlichen Verhältnisse zum Zweck haben, in der Aus- 
führung ihrer Aufgaben zu unterstützen“. Wir sehen hier also 
private und Öffentliche Genossenschaften in einer Organisation 
vereinigt. 

Eben weil sich diese Übergänge von privatem Vereinswesen 
zur öffentlichen Selbstverwaltung so allmählich vollziehen, haben 
ja manche überhaupt keinen begrifflichen Unterschied machen 
und das ganze Genossenschaftswesen vom privaten Verein bis 
zum öffentlichen Selbstverwaltungskörper unter einem höheren 
Gesichtspunkt nur als einen Begriff fassen wollen, dem dann 
im ganzen ein mehr öffentlichrechtlicher Charakter beizumessen 
wäre. So sagt Lorenz v. Stein geradezu: „Das Vereinswesen ist 
die eigentliche wahre und freieste Gestalt der Selbstverwaltung.“ 
„Was dieselbe in den nächsten Jahrhunderten noch bedeuten 
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wird, das kann noch kein menschliches Auge erkennen, aber 
gewiß ist schon jetzt, daß ohne das Verständnis dieses Vereins- 
wesens und seiner innigen Verschmelzung mit der Idee der 
Verwaltung diese letztere niemals mehr ihr volles Bild emp- 
fangen kann.“ Und daß hier das Problem der Balance zwischen 
Privat- und Staatstätigkeit organisatorisch gelöst wird, drückt 
er mit den Worten aus: „Die Entwicklung der Selbstverwaltung 
— womit er auch das Vereinswesen umfaßt — sowohl in der 
Höhe ihrer Gesichtspunkte als in ihrem Umfange bricht die 
Scheidewand nieder, welche die frühere Zeit zwischen Staats- 
gewalt und Volk aufgeführt hat, und was in der Verfassung 
gewöhnlich nur noch als Kampf zwischen dem Rechte der 
Staats- und Selbstverwaltung zur Erscheinung gelangt, wird 
jetzt in der Verwaltung zu Harmonie der Selbsttätigkeit beider 
Faktoren, die sich zu verstehen beginnen, weil sie lernen, wie 
sie gegenüber dem gemeinsamen Ziel sich gegenseitig ersetzen. 
Das ist das Ideal des Verwaltungsorganismus.‘‘ Auch das 
preußische ALR. faßte ja die Lehre von den Gesellschaften 
überhaupt, den jetzt sog. privaten und öffentlichen Korporationen 
unter einem Titel, und zwar im zweiten Teil, der das Sozial- 
recht behandelt, zusammen. 
Aber man soll deshalb, weil es sich hier überall um Über- 
gangsstufen handelt, doch auch nicht auf jede begriffliche Unter- 
scheidung verzichten, denn nur dadurch, daß wir gewisse Ruhe- 
punkte feststellen und damit Begriffe bekommen, gewinnen 
wir einen Maßstab für die Erkenntnis der Unterschiedsgrade 
und damit die Bedeutung der einzelnen Übergangsformen. Nur 
muß man sich bewußt sein, daß man die Abgrenzung von 
Mittelbegriffen zwischen Privatverein und Staat und insbesondere 
des Begriffs des Selbstverwaltungskörpers verschieden vornehmen 
kann. Das ALR. unterschied z. B. die Stufenfolge von Privat- 
gesellschaften, privilegierten Gesellschaften, Korporationen und 
Gemeinden und bei den Korporationen wieder, worauf Hubrich 
besonders aufmerksam gemacht hat, „gewisse Korporationen“ 
($ 69 II, 10), deren Organe den Charakter von Beamten haben. 
Es ist bezeichnend, daß gerade diese Gruppe auch im ALR. 
nicht fest abgegrenzt ist. Denn eben diese „gewissen Korpo- 
rationen‘ sind das, was wir heute gewöhnlich öffentliche Selbst- 
verwaltungskörper oder auch wohl öffentliche Korporationen 
im engeren Sinne nennen. Es ist sehr bemerkenswert, daß 
wir auch heute noch mit den Bezeichnungen ‚„Korporationen 
oder Körperschaften des öffentlichen Rechts“, „öffentliche Korpo- 
23* 
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rationen oder Körperschaften“, so geläufig sie der Gesetzessprache 
sind, noch keinen allgemein anerkannten dogmatisch festum- 
grenzten Begriff verbinden. Im weitesten Sinne werden diese 
Ausdrücke gebraucht, um alle Korporationen zu bezeichnen, die 
in irgendwelche organisatorische Beziehung zur Staatsverwaltung 
gesetzt und dadurch aus den rein privaten herausgehoben sind. 
In einem engeren Sinne sind aber damit häufig offenbar nur 
die Korporationen gemeint, die gewisse Kriterien in sich ver- 
einigen: Die Mitwirkung des Staates bei ihrer Verfassung und 
Verwaltung und ihre organisatorische Beziehung zur allgemeinen 
Staatsverwaltung sowie ferner eine obrigkeitliche Stellung dem 
Publikum und ihren Mitgliedern gegenüber, woraus folgt die 
Stellung ihres Vorstands als Behörde, ihrer Beamten als mittel- 
barer Staatsbeamter und Beitragszwang. Diese Organisation 
bildet sich offenbar immer mehr als ein besonderer oft an- 
gewandter Typus aus. Man sollte sich ruhig über eine dahin- 
gehende Begriffsbestimmung verständigen. 

In ganz derselben Weise wie bei den Personenvereinen 
kommt übrigens auch bei den Stiftungen und Anstalten, 
— einer ÖOrganisationsform, die in der neueren Verwaltungs- 
organisation wieder eine größere Rolle spielt —, das soziale 
Moment in den verschiedensten Graden zum Ausdruck. Eine 
Analyse der Satzungen der zahllosen von privater Seite unter 
staatlicher Autorität errichteten und vom Staat durch förmliches 
Gesetz oder im Verwaltungswege geschaffenen Stiftungen und 
Anstalten würde zeigen, daß sich hier ganz analoge Übergangs- 
stufen von der reinen Privatstiftung bis zu dem in den Staats- 
organismus eingegliederten Selbstverwaltungskörper finden. Es 
ist bezeichnend für den gegenwärtigen Stand dieser Rechts- 
entwicklung, daß sich bereits das Bedürfnis herausgestellt hat, 
wie den Begriff des öffentlichrechtlichen Vereins, so einen, 
öffentliche Anstalten und Vereine umfassenden, Begriff der 
juristischen Person des öffentlichen Rechts zu bilden. 
Wir begegnen diesem Begriff in der neuesten Gesetzgebung 
bereits wie als etwas Bekanntem. So heißt es z. B. in der 
Kaiserl. Verordnung betr. die Landwirtschaftsbank für Deutsch- 
Südwestafrika vom 9. Juni 1913: „Die Bank ist eine juristische 
Person des öffentlichen Rechts, ihr Vorstand ist eine öffentliche 
Behörde.“ Die Verfassung der Bank wird durch eine Satzung 
bestimmt, die der Reichskanzler ändern kann, und in dieser 
Satzung heißt es: „Die Landwirtschaftsbank hat als juristische 
Person des öffentlichen Rechts selbständig ihre Rechte und 
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Pflichten.“ Und ebenso hat sich das Bedürfnis herausgestellt, 
gewisse Anstalten ebenso wie gewisse Korporationen, die eine 
besonders ausgeprägte Öffentlichrechtliche Stellung haben, in 
besonderer Weise hervorzuheben, indem man sie geradezu ‚als 
Korporationen des öffentlichen Rechts“ bezeichnet. Wir finden 
z. B. öffentliche Feuerversicherungsanstalten in verschiedenen 
Gesetzen so behandelt und bezeichnet. 


Am stärksten kommt die Sozialisierung einer Betätigung 
organisatorisch in der reinen Verstaatlichung derselben zum 
Ausdruck. Denn der öffentliche Selbstverwaltungskörper zeigt 
immer noch das bemerkte Janusgesicht: Sozialer Körper nach 
unten, Individuum dem Staate und anderen Selbstverwaltungs- 
körpern gegenüber, also doch immer zugleich als Träger von 
Interessen, deren Geltendmachung im größeren Verbande indi- 
vidualistisch erscheinen kann, wenn auch nicht zu sein braucht. 
Erst in der reinen Staatsverwaltung findet der Gegensatz keinen 
organisatorischen Ausdruck mehr. Aber es ist interessant zu 
beobachten, wie auch noch vor diesem letzten Schritt Mittel- 
stufen von ÖOrganisationsformen erscheinen. Sie knüpfen an 
die schon besprochenen Örganisationsformen an, in denen 
Staatsbeamte erst als Privatpersonen, dann in ihrer Eigenschaft 
als Beamte in einer Korporation sitzen. Der nächste Schritt 
zur Verstaatlichung liegt dann darin, daß alle Geschäfte der 
Korporation — wenn auch nach ihrer Bestimmung — von 
Staatsbeamten geführt werden: Diese Organisationsform, daß 
eine Korporation einer anderen ihre Beamten zur Verfügung 
stellt, finden wir auch sonst nicht selten. Es ist ein ganz eigen- 
artiger organisatorischer Ausdruck der Interessenverknüpfung. 
Das interessanteste Beispiel ist die Verwaltung der selbständig 
organisierten Kirchen durch Staatsbeamte; wir haben sie bei 
der Verwaltung der Landesversicherungsanstalten durch Pro- 
vinzialbeamte und anderwärts. Eine Analogie zu diesen Über- 
gangsformen bietet die Personalunion von Ämtern, die zur Real- 
union, der sog. „organischen Kombination“ und schließlich zur 
Vermischung der Amter führen kann, wie sie sich umgekehrt 
durch diese Mittelstadien aus einem ursprünglich einheitlichen 
Amt entwickeln kann, wie wir das bei den Küster- und Lehrer- 
ämtern sehen, die, aus einem ursprünglich einheitlichen kirch- 
lichen Amt erwachsen, jetzt zum Teil als zwei verschiedene aber 
organisch verbundene Amter behandelt werden, zum Teil nur 
noch in Personalunion verbunden sind. 
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Eine letzte Übergangsstufe zur Verstaatlichung liegt dann 
darin, daß die Beamten, die eine Korporation verwalten, auch 
ihre Instruktion direkt vom Staat erhalten. Damit ist die 
Korporation dann gewissermaßen unter Vormundschaft gesetzt, 
und praktisch erscheint ihre Tätigkeit dann schon wie reine 
Staatstätigkeit, nur daß sie noch durch eine gewisse Mitwirkung 
besonderer Korporationsorgane gebunden sein kann. Diese 
Organisationsform fanden wir in früherer Zeit in der Verwaltung 
von Gewerkschaften, auch Eisenbahngesellschaften durch Staats- 
beamte, geschichtlich hat sie sich als Übergangsstufe entwickelt 
in der Verwaltung fürstlichen Hausguts durch Staatsbeamte, 
wir haben sie jetzt in Verwaltung der Reichsbank. Es ist inter- 
essant, wie man bei der Beratung des Leuchtölgesetzentwurfs 
gegenwärtig gerade schwankt, ob man für die zu bildende 
Monopolgesellschaft die besprochene für die sog. gemischtwirt- 
schaftlichen Unternehmungen vorgeschlagene Organisationsform 
oder die sich unmittelbar daran anschließende, einen Schritt 
näher an die Staatsverwaltung heranführende Organisation der 
Reichsbank wählen soll. Die größte Rolle spielt die Übergangs- 
stufe der Verwaltung einer selbständigen juristischen Person 
durch Staatsbeamte bei der Verwaltung von Anstalten und 
Stiftungen mit selbständiger Rechtspersönlichkeit. Sie unter- 
scheidet sich in der Praxis oft gar nicht mehr von der Ver- 
waltung der im Eigentum des Staats stehenden Anstalten und 
Stiftungen. Als infolge desKomptabilitätsgesetzes z. B. das preußi- 
sche Kultusministerium zu einer dahingehenden Unterscheidung 
der vielen von ihm verwalteten Stiftungen und Fonds genötigt 
wurde, erforderte die Feststellung der Rechtslage jahrelange 
Prüfung und erwies sich in manchen Fällen überhaupt als 
kaum mehr möglich. — Bei den dazu angestellten Ermittelungen 
konnte man übrigens zugleich auch die interessante Beobachtung 
machen, wie juristische Personen allmählich entstehen und 
vergehen. 

Wenn dann in der reinen Staatsverwaltung der Gegensatz 
von individualistischer und sozialistischer Behandlung keinen 
organisatorischen Ausdruck mehr findet, indem keine besonderen 
Organe für die Wahrnehmung nur individueller und nur 
sozialer Interessen mehr bestehen, so ist damit nicht gesagt, daß 
nicht auch in der Staatsverwaltungsorganisation die Berück- 
sichtigung der individuellen Interessen zum Ausdruck kommt. 
Das geschieht in der Hinzuziehung von Nichtberufsbeamten zur 
allgemeinen Staatsverwaltung, wie wir sie in den verschiedensten 
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Formen haben, in der parlamentarischen Vertretung wie in der 
Durchsetzung der Behörden mit Personen, die verschiedenen 
Lebensschichten und Berufskreisen entnommen sind; und auch 
diese Behörden rekrutieren sich wiederum, wie z. B. die Bezirks- 
ausschüsse und Kreisausschüsse, aus Selbstverwaltungskörpern 
oder gar zugleich aus privaten Vereinen, wie wir das bei den 
neuerlich vielfach den Behörden angegliederten sachverständigen 
Beiräten finden. Aber der Sinn dieser auch sog. Selbstverwaltung 
ist doch ein anderer als der der Verwaltung durch selbständige 
Selbstverwaltungskörper, die immer noch einen individualisti- 
schen Wesensteil in sich trägt. In der reinen Staatsverwaltung 
werden die individuellen Interessen zur Kenntnis gebracht, um 
durch ihre Berücksichtigung eine soziale Verwaltung herbei- 
zuführen. Der Sinn der Hinzuziehung von Nichtberufsbeamten 
aus den Interessentenkreisen liegt hier nicht darin, daß sie 
Individualinteressen gegenüber den sozialen Interessen vertreten. 

Wie freilich diese staatlichen Organisationsformen vielfach 
so aufgefaßt werden, zeigen ja täglich die Parlamentsverhand- 
lungen. Nicht nur wirkt die Idee der — individualistisch 
gerichteten — Ständevertretung noch sehr nach, es zeigt sich 
hier die ganze Macht individualistischer Strebungen im Staat 
überhaupt. Und dasselbe ist wohl auch in der Tätigkeit der 
gemischten Behörden bisweilen noch zu beobachten. Ja selbst 
in die Organisation des Berufsbeamtentums sind schon indivi- 
dualistische Züge hineingetragen. In früheren Zeiten haben sich 
vielfach kollegiale Behörden als eigne Rechtsträger, wie jetzt 
Selbstverwaltungskörper, angesehen und der Zentralbehörde 
gegenüber so benommen, sind auch im Privatrechtsverkehr 
als solche aufgetreten, und geschichtlich erscheinen sie dann 
bisweilen geradezu als Vorstufe für eine Ausgliederung eines 
Selbstverwaltungskörpers. Wenn es nicht nur ein Mißgriff 
im Ausdruck ist, möchte es fast wie eine solche Zwischen- 
bildung erscheinen, wenn es in dem Reichsgesetz über die Ange- 
stelltenversicherung von der Reichsversicherungsanstalt heißt: 
„8 97. Die Reichsversicherungsanstalt ist rechtsfähig. Sie ist 
eine öffentliche Behörde.“ Einen ähnlichen rein individua- 
listischen Zug hat man in das Berufsbeamtentum auch 
durch die selbständige Korporierung der Berufsbeamten hinein- 
getragen, eine Bewegung, die anscheinend noch im Wachsen 
ist. Und eine individualistische Auffassung des Beamtenberufs 
kommt schließlich auch in der Anschauung zum Ausdruck, daß 
der Berufsbeamte im Grunde genommen nichts anderes als ein 
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Volksvertreter ist, sowie er vielfach fälschlich aufgefaßt wird, 
d. h. berufen, individuelle Interessen bei der Regierung zu 
vertreten, wie es die ständischen Vertreter taten. Dieser Gedanke 
wirkte wohl mit, wenn man den Satz, daß die öffentlichen Amter 
allen Untertanen zugänglich sind, im Anschluß an die Aufhebung 
der ständischen Vorrechte in die Grundrechte der Verfassungen 
aufnahm und wenn bis heute bisweilen ein Recht des Staats- 
bürgers auf Anstellung als Staatsbeamter verfochten wird. 

So sehen wir eine geschlossene Kette von Organisations- 
formen vor uns von dem ersten Ansatz staatlicher Beeinflussung 
privater Betätigung, in dem man Privaten einen beamten- 
ähnlichen Charakter aufprägt, bis zu der Verstaatlichung, bei 
der die individuelle Strebung aber noch nachwirkt. 

Aber mit der bloßen Feststellung, daß alle diese ver- 
schiedenen Übergangsformen vorkommen, ist freilich volles 
Verständnis ihrer Bedeutung noch lange nicht gegeben, sondern 
nur die Anregung dafür, indem ein roter Faden aus dem 
komplizierten Gewebe unseres rechtlich geordneten Zusammen- 
lebens verfolgt ist. Es müßte weiter verfolgt werden, wie das 
aus der besonderen Art der organisierten Betätigung, wirtschaft- 
licher oder geistiger, sich ergebende praktische Bedürfnis auf die 
Ausgestaltung der Organisationsformen einwirkt. Und volles 
Verständnis sowohl für deren dogmatische als rechtspolitische Be- 
deutung gewinnen wir erst durch die Erkenntnis ihrer geschicht- 
lichen Entwicklung, auf die deshalb schon gelegentlich aufmerksam 
gemacht ist. Denn je nachdem, wie die einzelne Organisations- 
form entstanden ist, kann ihre rechtliche Natur wieder einen 
verschiedenen Charakter haben, der bei der Handhabung der 
Form nicht unbeachtet zu lassen ist. Es liegt hier nicht anders 
als bei den Übergangsformen, die wir bei den Verfassungen 
finden: Einseitige Abhängigkeitsverhältnisse von Staaten können 
in scheinbar ganz gleicher Organisationsform auftreten, die 
geschriebenen Kompetenzen zwischen herrschendem und ab- 
hängigem Staat in zwei Fällen formell die gleichen sein, und 
doch macht es auch für die juristische Beurteilung einen 
Unterschied, ob das Verhältnis entstanden ist im Wege der 
Emanzipation eines Staatsteils oder auf dem Wege zur Annexion 
eines bisher unabhängigen Staats. Je nachdem wird die Prä- 
sumtion der Berechtigung für den herrschenden oder den abhän- 
gigen Staat sprechen. Ganz ebenso wie bei den Gliedern eines 
Bundesstaates: Elsaß-Lothringen — auf dem Wege der Eman- 
zipation von der Reichsgewalt — wird vielleicht bald in die 
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scheinbar gleiche Rechtslage kommen wie die anderen Bundes- 
staaten auf dem Wege der Mediation, aber es wird auch hier 
das geschriebene Recht immer durch die historisch gegebene 
Präsumtion der Berechtigung, die bei beiden Organisationen ver- 
` schieden ist, seine Ergänzung erfahren. Ganz ebenso ist es 
bei den hier besprochenen Verwaltungsorganisationsformen. 
Zwischenstufen zwischen der privaten und öffentlichen Genossen- 
schaft oder Anstalt können äußerlich ganz ähnlich sein, aber 
doch einen verschiedenen Charakter haben, je nachdem sie 
entstanden sind aus einer der rein privaten oder der rein 
staatlichen näherstehenden Organisation. Und umgekehrt er- 
scheint denn auch die politische Bedeutung der Anwendung 
dieser Organisationsformen in verschiedener Beleuchtung. Aus 
der Neubildung und vermehrten Anwendung solcher Übergangs- 
formen können wir auf das Vorhandensein verstärkter sozialer 
oder individueller Strebungen nur dann richtige Schlüsse ziehen, 
wenn wir wissen, ob die der neuen Organisation zugewiesenen 
Tätigkeiten bisher in einer mehr privaten oder mehr öffent- 
lichen Organisationsform wahrgenommen wurden. So bedeutet 
es politisch etwas ganz verschiedenes, wenn die Organisations- 
form der sog. gemischtwirtschaftlichen Unternehmungen gewählt 
wird, um Kommunalbetriebe mehr in privatwirtschaftliche über- 
zuführen, oder um privatwirtschaftliche Betriebe in etwas zu 
kommunalisieren; und die politische Bedeutung der Verwaltung 
einer öffentlichen Korporation durch Staatsbeamte ist eine ganz 
verschiedene, je nachdem sie sich als Restbestand früherer reiner 
Staatsverwaltung darstellt, wie bei der Kirchenverwaltung durch 
Staatsbeamte, oder als beginnende Verstaatlichung bisheriger 
privater oder Selbstverwaltung. Auch kann die Wahl der Selbst- 
verwaltungsform den selbständigen Zweck verfolgen, sozialen 
Sinn erst zu wecken. So lag in der Ausgestaltung der städtischen 
Selbstverwaltung durch Stein ein sozialer Zug, während z. B. 
in der Forderung vermehrter Selbstverwaltung in der Mitte 
des neunzehnten Jahrhunderts ein individualistischer Zug lag. Es 
eröffnet sich hier für die Verwaltungsrechtswissenschaft noch 
ein weites, bisher ganz vernachlässigtes Gebiet wissenschaft- 
licher Forschung, insbesondere der Erforschung der neueren 
Rechtsgeschichte. 


VI. 


Georg Friedrich von Martens und die moderne 
Völkerrechtswissenschaft 
Von Eduard Hubrich 


$ 1. Der status controversiae. 


G. Fr. von Martens, der verdiente Vorkämpfer des Posi- 
tivismus in der Völkerrechtswissenschaft, ist in jüngster Zeit 
in einen eigenartigen Gegensatz zur gegenwärtig herrschenden 
Richtung der Völkerrechtsdoktrin gebracht worden. Eine neuere 
Theorie wirft der letzteren nicht nur prinzipiell den Fehde- 
handschuh zu, da sie mit „Schlagworten und Phrasen“ arbeite, 
sondern tadelt es insbesondere, daß sie „die internationale Rechts- 
gemeinschaft“ „als Rechtsquelle fingiere‘“‘, statt von dem ein- 
zelnen Staat und seinem „internationalen“ Recht bei der Kon- 
struktion des Völkerrechtsbegriffs auszugehen !). Während die 
gegenwärtig herrschende Völkerrechtstheorie auf besonders 
strenge Scheidung von „Völkerrecht“ — dem das äußere wechsel- 
seitige Verhalten der Kulturstaaten als einheitlicher Rechts- 
subjekte normierenden Recht — und von „Landesrecht“ — 
der gesamten innerstaatlichen Rechtsordnung eines Staats — 
hält ?), leugnet die erwähnte neuere Theorie die Notwendigkeit 
solcher begrifflich vorzunehmenden Grenzscheidung?). Sie spricht 
dem „Völkerrecht‘‘ überhaupt den echten Rechtscharakter ab, 
insofern nicht das Staatsrecht jedes Staats die „völkerrecht- 
lichen“ Normen von sich aus einseitig-staatlich angeordnet oder 
anerkannt habe‘. Das „Völkerrecht“ als solches soll ein 


!) Pohl, Deutsche Prisengerichtsbarkeit 1911 S. 3, 11, 195; A. Zorn, 
Grundzüge des Völkerrechts 1908, S. 8. 

"D Heilborn, Grundbegriffe des Völkerrechts 1912 S. 87. Vorbildlich 
für diese Prägung des Begriffs „Landesrecht“ war Triepel, Völkerrecht 
und Landesrecht 1899. 

®) Vgl.PohlS.194: „Als ob es nichtstaatliches internationales Recht gebe“! 

"IA Zorn S. 7f. Pohl S. 3, 17, 19. 
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„wissenschaftliches System“ sein, lediglich durch abstrahierende 
Zusammenstellung derjenigen materiell übereinstimmenden ‚,na- 
tionalen‘‘ Rechtssätze gewonnen, welche etwas „Auswärtiges“ 
allen andern Staaten gegenüber enthalten; es wird in seiner 
Essenz als das allgemein auf den gegenseitigen Staatenverkehr 
bezügliche, materiell übereinstimmende ‚Landesrecht‘ der Kultur- 
staaten ausgegeben !). Man vergleicht das ‚Völkerrecht‘ in 
seiner Eigenschaft als „wissenschaftliches System“ mit der 
Disziplin des deutschen Privatrechts, soweit diese kein unmittel- 
bar anwendbares Recht lehre, oder auch etwa mit dem deutschen 
Staatskirchenrecht, von dem sich in wissenschaftlichem Sinne 
sprechen lasse, da trotz der verschiedenen Regelung des Ver- 
hältnisses von Staat und Kirche in den deutschen Einzelstaaten 
und im Reichslande die Grundlagen und die Grundsätze dieser 
rechtlichen Gestaltung im allgemeinen dieselben seien ?2). Dabei 
wird andrerseits verneint, daß das Völkerrecht ‚äußeres Staats- 
recht“ sei’). „Durch einen Internationalrechtssatz (d. h. einen 
eigenen Rechtssatz, der etwas ‚Auswärtiges‘ enthält) — heißt 
es — kann der Staat sich zugunsten eines andern Staats oder 
der Angehörigen eines andern Staats binden. Soweit diese 
Bindung dem Begünstigten ein Recht einräumt, ist der Be- 
günstigte Inhaber dieses Rechts, sei es ein Staat oder eine 
Privatperson“ $). 

Es fällt nicht schwer, nachzuweisen, daß diese Konstruktion 
des Völkerrechtsbegriffs, die so entschieden die Notwendigkeit 
eines „nationalrechtlichen‘‘ Ausgangspunkts betont, gerade in 
schroffem Widerspruch mit dem Nationalrecht derjenigen Staaten 
sich befindet, die dem deutschen Rechtsschriftsteller am nächsten 
liegen: mit der Rechtsordnung Preußens und des Deutschen 
Reichs 5). Aber die erwähnte neuere Theorie versucht ihr Vor- 
gehen insbesondere auch durch die Berufung auf G. Fr. von 
Martens zu rechtfertigen, welcher „diese Auffassung von der 
Aufgabe der Völkerrechtswissenschaft‘ „schon vor mehr als 
120 Jahren entwickelt“ habe, und sie ruft der Völkerrechts- ° 
wissenschaft der Gegenwart und der Zukunft „auf lange Zeit‘ 
die Mahnung zu: „Zurück zu G. Fr. von Martens®)!“ Soll 
diese Art und Weise der Berufung auf Martens aber einen 


1) Pohl S. 4, 7. Vgl. dazu Heilborn S. 28 f. 

?) Pohl S. 4. 8) S. 4 Nr.1. *) S. 211. 

5) S. hierüber Hubrich, Die Beziehungen der preußischen Monarchie 
als Gesamtstaat zum Völkerrecht, im Verwaltungsarchiv. 

*) Pohl 8.4, 9. 
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rechten Sinn haben. so muß in ihr notwendig auch die weitere 
Behauptung implicite gefunden werden, daß bereite Martens 
über die Natur des ..Völkerrechts und der ,völkerrechtlichen `- 
Rechtsquellen ebenso gedacht habe, wie die erwähnte neuere 
Theorie. Wenigstens eine „grundsätzliche“ Übereinstimmung 
zwischen sich und Martens behauptet in Ansehung der an- 
gegebenen Punkte augenscheinlich implicite die erwähnte neuere 
Theorie. Denn Martens nimmt selbst neben dem „positiven -- 
noch ein ‚natürliches‘ Völkerrecht an, und den Ballast dieses 
„natürlichen‘‘ Völkerrechts lehnt allerdings die erwähnte neuere 
Theorie, wie aus gelegentlichen Wendungen zu schließen ist!), ab. 

Obwohl man nun jener neueren Theorie selbst bereits mehr- 
fach mit entschiedener Zurückweisung begegnet?), regt der 
Hinweis auf G. Fr. von Martens, einen anerkannten Klassiker 
der Völkerrechtswissenschaft, doch zu besonderem Nachdenken 
an. Ist gegenüber diesem Vorbild die herrschende Richtung 
der modernen Völkerrechtswissenschaft wirklich in die Irre 
gegangen? Es erscheint nicht unzeitgemäß, Martens Ideen über 
den Völkerrechtsbegriff etwas genauer nachzuprüfen. Ergibt 
sich keine schlechthin unvereinbare Differenz gegenüber der 
herrschenden Völkerrechtstheorie, so darf letztere um so sicherer 
die eingeschlagene Bahn fortwandeln. Gerechtfertigt wird diese 
Untersuchung insbesondere aber auch durch die Erwägung, 
daß in der Befestigung der angezweifelten Grundlagen einer 
ganzen Rechtsdisziplin nie genug getan werden kann. 


$& 2. Martens Programm über das europäische Völkerrecht 
von 1787 und die moderne Völkerrechtswissenschaft. 


Den Versuch, „die Existenz eines allgemeinen, positiven 
europäischen Völkerrechts‘“ zu erweisen, hat Martens zunächst 
in zusammenfassender Weise in einem Aufsatz (Programm): 
„Versuch über die Existenz eines positiven europäischen Völker- 





') Vgl. z. B. Prisengerichtsbarkeit S. 57. Richtig übrigens über den 
naturrechtlichen Einfluß Huber im Jahrhuch des öffentlichen Rechts IV S. 64: 
„Das Völkerrecht ist zu einem großen Teil durch die Naturrechtslehre als 
völlig selbständiges Recht, wir würden sagen als Postulat, geschaffen worden 
und die tatsächlichen Beziehungen haben sich diesem postulierten Recht 
wenigstens teilweise angeglichen und es auf diese Weise zu positivem Recht 
gemacht.“ 

"IR Schuecking, Staatenverband der Haager Konferenzen 1912 S. 6 f. 
Heilborn, Grundbegriffe des Völkerrechts 1912 S. 28, v. Liszt, Völker- 
recht 1913 8.7. 
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rechts und den Nutzen dieser Wissenschaft“ in dem Nieder- 
sächsischen Archiv für Jurisprudenz und juristische Literatur 
I 1788 (1787) unternommen )). 

Gleich am Anfang seines Aufsatzes erklärt sich Martens 
gegen diejenigen, welche „die Existenz eines positiven, von 
dem natürlichen unterschiedenen, europäischen Völker- 
rechts“ bezweifeln, hält jedoch das „Bedenken gegen den Aus- 
druck „Europäisches Völkerrecht‘, weil „seitdem auch außer- 
halb Europas sich in Amerika ein Freistaat gebildet hat, der 
ganz das Herkommen und das Gewohnheitsrecht der 
europäischen Völker angenommen“?) hat, „nicht für erheblich 
genug, um jene Benennung abzuändern, die gleichwohl a potiori 
noch immer die richtige ist“. Auch zieht Martens hier zugleich 
die Parallele zwischen Völkerrecht und deutschem Privatrecht, 
indessen mit folgenden Worten: 

„Es giebt keinen allgemeinen Vertrag der Europäischen Völker, und 
Verträge zweier Mächte verbinden eine dritte nicht — also gibt es kein 
allgemeines Europäisches Völkerrecht — dies ist der übereilte Schluß, 
durch welchen einige die Existenz dieses Teils der Rechtswissenschaft fast 
ebenso zu widerlegen geglaubt haben, wie man lange die Existenz eines 
allgemeinen Teutschen Privat-Rechts bezweifelt hat, weil das, was ein Staat 
bei sich eingeführt habe, den andern nicht binden könne, und wenige Punkte 


des Privatrechts durch allgemein-verbindliche teutsche Reichsgesetze ihre 
Bestimmung erhalten haben.“ 

Den positiven Beweis für die Existenz eines positiven 
europäischen Völkerrechts tritt aber Martens sodann mit folgen- 
den Ausführungen an: 

„Freilich gebe es keinen Vertrag, der von allen oder nur den mehrsten 
europäischen Völkern gemeinschaftlich errichtet wäre. Allein desto größer 
sei die Menge einzelner, zwischen zwei oder drei Völkern geschlossener Ver- 
träge neuerer Zeiten, die in sehr vielen Punkten einander gleich oder ähnlich 
seien. Wenn man nun durch Vergleichung mehrerer Verträge Punkte heraus- 
bringe, die z. B. Frankreich mit England, England mit Holland, und Holland 
mit Frankreich festgesetzt hätten, so könne man mit eben dem Fug diese 
Punkte zum gemeinen Recht dieser drei Völker zählen, als wenn alle drei 
einen gemeinschaftlichen Vertrag errichtet hätten. Allerdings blieben unter 


1) Auch besonders Goettingen 1787. Auf diese Arbeit verweist Martens 
später sowohl in seiner „Einleitung in das positive europäische Völkerrecht“, 
Goettingen 1796 S. 6, wie in der 3. Ausgabe seines Précis du droit des gens 
moderne 1821 S. 12. 

TI Unabhängigkeitserklärung vom 4. Juli 1776: and that as free and 
independent States, they have full power to levy war, conclude peace, con- 
tract alliances. establish commerce, and do all other acts and things which 
independent States may of right do. Konföderationsartikel vom 4. Oktober 
1776. Art. 14; Verfassung vom 17. September 1787 Art. I Sect. 8. Martens, 
Recueil I S. 585, 595, III S. 83. 
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den Völkern Europas immer noch viele übrig, die mit einander keinen Vertrag 
oder doch keinen Vertrag über einen und denselben Punkt geschlossen 
hätten, mithin verträten diese Partikulier-Verträge nie vollkommen die 
Stellung eines allgemeinen europäischen Vertrags oder Gesetzes. Aber in 
Ansehung sehr vieler Punkte könne man durch Zusammensetzung doch so 
viel herausbringen, daß alle oder doch die mehrsten Völker, die Verträge 
mit einander errichtet hätten, über gewisse gleichförmige Grundsätze einig 
geworden seien, wie z. E. über die Art, wie die Visitationen der Handels- 
schiffe in Kriegszeiten auf freiem Meer geschehen solle, Unter Umständen 
reiche dazu die Wirksamkeit von Verträgen über den Kreis der contrahie- 
renden Staaten hinaus. Freilich nicht im Sinne von formell-verbindendem 
Vertragsrecht. Was mehrere Nationen miteinander verabredet, binde an sich 
formell die übrigen nicht. Selbst wenn alle europäischen Völker bis auf 
eines einen Punkt gleichförmig bewilligt hätten, so würde dieses eine Volk 
dennoch an sich seine völlige Freiheit behalten, diesen Punkt zu verwerfen. 
Aber in vielen Fällen müßten besonders schwächere Staaten aus mancher 
politischen Rücksicht dem Beispiel der Mächtigeren (d. h. dem Vertragsrecht 
der letzteren) folgen, und außerdem richte sich oft ein Volk, das zum ersten- 
mal über einen Punkt einen Vertrag errichten wolle, nach den für brauchbar 
befundenen Bestimmungen der Verträge anderer Staaten, ebenso wie der 
Gesetzgeber, der in seinen Staaten zuerst z. B. eine Wechselordnung ein- 
führen wolle, bisweilen die an anderen Orten bereits geltenden Wechsel- 
gesetze nachahme, obgleich diese Gesetze selbst für ihn nicht verbindlich 
seien. Selbst der Fall sei nicht selten, daß, ohne Verträge zu errichten, 
Völker dasjenige untereinander freiwillig gelten ließen, was entweder sie mit 
dritten Staaten oder was dritte Staaten untereinander durch Verträge ein- 
geführt hätten. So sei der Grundsatz des neueren europäischen Völkerrechts, 
daß freies Schiff freies Gut mache, nachdem er in vielen Verträgen festgesetzt 
gewesen, schon im vorigen Jahrhundert auch zum Teil zwischen Völkern 
eingeführt worden, die keine Verträge gehabt oder wohl gar in ihren Ver- 
trägen das Gegenteil festgesetzt hatten. Daß endlich zu Zeiten selbst ein 
Volk das, was zwischen dritten Mächten durch Verträge bewilligt worden, zu 
seiner Norm gegen dritte Nationen mache, lehre das Beispiel des Beitritte 
einiger Mächte zur bewaffneten Neutralität'), wo z. B. Preußen das, was 
über contrebande Waren in dem Handelsvertrage zwischen Rußland und 
England enthalten war, auch zur Norm zwischen sich und den damals krieg- 
führenden Mächten angenommen. 

Allein die Verträge der europäischen Mächte seien nicht einmal die 
reichhaltigste Quelle des positiven europäischen Völkerrechts. Einen viel 
reicheren Stoff böten das Herkommen und das Gewohnheitsrecht 
dar. Beide, das Herkommen und die bloße Gewohnheit, seien zwar ihrem 
ersten Ursprung nach größtenteils partikulär, und außer dem Falle großer 
Versammlungen, dergleichen ehemals Concilia und späterhin der westfälische 
und andere Friedenskongresse gewesen, lasse sich kaum ein Herkommen 
gedenken, das in seiner ersten Entstehung gleich allgemein wäre. Doch hier 
könnten nicht nur ebenso, wie bei den Verträgen, durch Vergleichung des 


1) Vgl. hierzu Bergbohm, Die bewaffnete Neutralität 1883. Tren- 
delenburg, Friedrichs des Großen Verdienste um das Völkerrecht im See- 
krieg 1866. Krauel, Preußen und die Freiheit neutraler Güter auf feind- 
lichen Schiffen in der Berliner juristischen Festgabe für O. Gierke III 1910. 
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Herkommens einzelner Völker eine Menge gleichförmiger Grundsätze heraus- 
gebracht werden, die für alle oder doch die meisten mit einander verkehren- 
den Völker Europas maßgebend seien: es komme noch ein weiterer Um- 
stand hinzu, der den Hauptgrund enthalte, weshalb das europäische 
Völkerrecht von dem Völkerrecht anderer Reiche zu unterscheiden sei. 

Seit dem Mittelalter hätten die christlichen Staaten Europas unter der 
Einwirkung der hierarchischen Gewalt des Papstes und der — wenn auch 
nur nominellen — Oberhoheit des deutschen Kaisers, so wie gemeinsamer 
Unternehmungen „gegen den Feind des christlichen Namens“ und wechsel- 
seitigen Handelsverkehrs sich durch ein besonderes „engeres Band“ mit 
einander verbunden gefühlt. Selbst die Religionstrennung des 16. Jahr- 
hunderts habe dies Band nicht beseitigen können, vielmehr hätten auch die 
Staaten verschiedener Religion erkannt, daß sie sich gegenseitig „nicht mehr 
entbehren“ könnten. Kurz, ganz Europa habe sich seitdem nach und nach 
„zu einem großen Staatskörper“ gebildet, „dessen Mitglieder auch da, wo 
keine Verträge sie binden, sich zur Beobachtung der Pflichten schuldig 
erkennen, die Herkommen oder Gewohnheit zwischen den mehrsten 
Völkern Europas eingeführt haben; auch selbst gegen die Völker, 
mit welchen sich noch kein besonderes Herkommen über diesen 
oder jenen Gegenstand im Verhältnis mit ihnen gebildet hatte.“ 
Abgesehen von speziellem Herkommen, das in manchen Fällen sich wirklich 
nur zwischen etlichen Höfen gebildet, lasse sich daher „von dem, was das 
Herkommen zwischen den mehrsten und größten Höfen Europas festgesetzt, 
ein viel weiter gehender Gebrauch auch für die Staaten machen, die 
ihre stillschweigende Einwilligung noch nicht durch spezielle 
Facta zu erkennen gegeben.“ Die Zulässigkeit dieses Vorgehens lehre 
„das eigene Anerkenntnis der europäischen Völker“, die so oft „auf das Her- 
kommen policirter Völker provocirten“ und bei dem Vorwurf einer konkreten 
Verletzung des Herkommens nicht so sehr den speziellen Beweis der Ver- 
bindlichkeit des Herkommens für sie selbst verlangten, als vielmehr entweder 
das Factum leugneten oder es mit der Not und anderen Ausnahmen ent- 
schuldigten. So hätten auch die neuentstandenen Niederlande gleich in ihren 
ersten Kriegen mit Frankreich und anderen Staaten die Verbindlichkeit dessen, 
was in dem übrigen Europa „zu dem herkömmlichen Recht“ (in Kriegen) 
gezählt ward, für sich nicht in Zweifel gezogen, „ob sich gleich zwischen 
diesem neuen Staat und anderen Reichen noch kein verbindliches 
Herkommen gebildet haben konnte“. „Eben diese Anwendung gilt 
auch von dem bloßen Gewohnheitsrechte, welches ich insoweit dem Her- 
kommen noch entgegensetze, als in diesem eine stillschweigende Einwilligung 
für die Zukunft vorausgesetzt wird, die mithin auch nicht einseitig zurück- 
genommen werden kann, das Gewohnheitsrecht aber auf einem aus der 
Gleichförmigkeit der bisherigen Handlungen gefolgerten mutmaßlichen Willen 
beruht, der zwar einseitig wieder aufgehoben werden kann, aber nach dem 
eigenen Anerkenntnis der Staaten so lange verbindlich bleibt, als das Gegen- 
teil nicht deutlich erklärt ist. So ist z. B. der Punkt, daß das Aushängen 
einer weißen Fahne bei Belagerungen und Seeschlachten ein Zeichen ist, daß 
man die Feindseligkeiten einstellen wolle, insofern ein bloßes Gewohnbeits- 
recht, als einer jeden Nation frei stünde, zu Anfang des Krieges zu erklären, 
daß sie diesem Zeichen nicht die bisher angenommene Bedeutung beilegen 
wolle. Solange sie dies aber nicht getan hat, ist sie vollkommen ver- 
pflichtet, diesen Punkt des Gewohnheitserechts zu beobachten. Die mehrsten 
Punkte unsers ungeschriebenen europäischen Völkerrechts, da, 
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wo es von dem allgemeinen Völkerrecht abweicht, sind nach meinem Urteil 
bloßes Gewohnheitsrecht, dessen Dauer aber durch eine Menge äußerer Um- 
stände gesichert wird, hingegen läßt sich bei den wenigsten Punkten eine 
stillschweigende Einwilligung, mithin ein vertragsmäßiges verbindliches Her- 
kommen erweisen.“ 


Vergleichen wir diese genauere Übersicht der Gedanken- 
gänge des Martensschen Aufsatzes mit den Lehrsätzen der 
herrschenden Völkerrechtsdoktrin, so läßt sich wenigstens für 
die entscheidenden Punkte gerade eine relative Verwandtschaft 
zwischen Martens und der herrschenden Völkerrechtswissen- 
schaft nicht in Abrede stellen. Es ist ja selbstverständlich, 
daß die moderne Völkerrechtswissenschaft nicht ganz den 
Standpunkt von Martens repräsentieren kann. Kann sie doch 
gegenüber Martens für länger als ein Jahrhundert weiter sowohl 
die Kulturstaatenentwicklung Europas und der Welt, wie die 
Fortschritte, welche die allgemeinen Lehren der Rechtswissen- 
schaft inzwischen gemacht haben, in Betracht ziehen. Soll ein 
gehöriger Vergleich zwischen den Aufstellungen von Martens 
und den Sätzen der modernen Völkerrechtsdoktrin stattfinden, 
so kann dies naturgemäß nur in der Weise vor sich gehen, 
daß man die juristischen Begriffe und Vorstellungen von 
Martens, welche ja nicht den Wert von ewig wahren Dogmen 
haben, sub specie der der neueren Zeit ermöglichten Weiter- 
entwicklung in Anschlag bringt. Vom Boden dieser Erkenntnis 
der Dinge ist selbstverständlich gleich a limine abzuweisen die 
Vorstellung von Martens, daß es neben dem positiven euro- 
päischen Völkerrecht noch ein „natürliches“ Völkerrecht gebe 
— eine Vorstellung, auf welche nach der Aufklärungsarbeit 
der „historischen Schule“ heutzutage wohl kein ernst zu 
nehmender Schriftsteller — wenigstens in Deutschland — 
zurückgreifen wird. 

Gleich am Anfang seines Aufsatzes zieht Martens allerdings 
bereits die Parallele zwischen dem allgemeinen deutschen Privat- 
recht und dem allgemeinen europäischen Völkerrecht, Aber 
diese Parallele unterstützt in keiner Weise die These, daß das 
Völkerrecht an und für sich nur ein wissenschaftliches 
System, gleich der ‚kein unmittelbar anwendbares Recht- 
lehrenden“ Disziplin des deutschen Privatrechts sei. Es ist 
nachweisbare Tatsache, daß gerade in der Zeit, als Martens’ 
Aufsatz entstand, in Göttingen, dem Wirkungsort von Martens!), 


') Der Aufsatz von 1787 war von Martens von vornherein „zur Ein- 
leitung in die Anzeige meiner diesjährigen Wintervorlesungen“ bestimmt. S. 83. 
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die Ansicht florierte, die Disziplin des deutschen Privatrechts 
enthalte allerdings ‚unmittelbar anwendbares, gemeines Recht“ 1). 
Und Martens selbst nennt es ausdrücklich einen ‚„übereilten 
Schluß‘, sowohl ein allgemeines europäisches Völkerrecht bloß 
deshalb zu leugnen, „weil es keinen allgemeinen Vertrag der 
europäischen Völker gebe und Verträge zweier Mächte eine 
dritte nicht verbänden‘‘, wie ein allgemeines deutsches Privat- 
recht nur aus dem Grunde in Abrede zu stellen, weil die 
positive Rechtsordnung eines Staats für einen andern Staat 
nicht maßgebend sei und nur wenige Punkte des Privatrechts 
„durch allgemein-verbindliche teutsche Reichsgesetze‘‘ ihre Be- 
stimmung erhalten hätten. Das läßt doch nur die Deutung 
zu, daß Martens selbst bei Abfassung seines Aufsatzes von 1787 
auch über die „allgemein-verbindlichen teutschen Reichsgesetze“ 
hinaus ein unmittelbar anwendbares, gemeines deutsches Privat- 
recht angenommen hat und in gleichartigem Sinne daher der 
Annahme eines unmittelbar anwendbaren, gemeinen euro- 
päischen Völkerrechts nicht fern steht. Denn die Möglichkeit, 
aus dem übereinstimmenden Inhalt deutsch- -partikulärer Privat- 
rechtsordnungen nur ein rein wissenschaftliches System 
allgemeinen deutschen Privatrechts zusammenzustellen, lag doch 
zu sehr auf der Hand, um für Martens als Gegenstand ernsten 
Zweifels und Streits in Frage kommen zu können. Schon nach 
den Andeutungen am Anfang des Aufsatzes von 1787 ist für 
Martens der Kreis des objektiven, unmittelbar anwendbaren 
Rechts nicht abgeschlossen: für das Gebiet des deutschen Privat- 
rechts mit dem, was, abgesehen von Reichsgesetzen, ein deutscher 
Partikularstaat nur seinen Untertanen gegenüber gesetzgeberisch 


1) S. Gierke, Deutsches Privatrecht I S. 52 Anm. 23 und dazu Puetter, 
Elementa juris Germanici privati 1748 88 65, 66, 70f.; Beiträge zum Teutschen 
Staats- und Fürstenrecht II 1779 S. 68 f., 92 f., 96, 97; Selchow, Elem. jur. 
Germ. priv. 7. Aufl., Goettingen 1787, § 6; insbesondere Runde — seit 1785 
Professor in Göttingen — Grundsätze des gemeinen deutschen Privatrechtes, 
2. Aufl. Goettingen 1795 (1. Aufl. 1791) § 80. Beseler, Deutsches Privat- 
recht, 3. Aufl. S.37 f. Gerber, Deutsches Privatrecht 1867 S. 8: „oder aus 
einer Übereinstimmung neuer Statute und Partikularrechte unmittelbar an- 
wendbare Rechtssätze finden zu können vermeinen. Andre dagegen wollen 
nur ein theoretisches gemeines Recht, das aber zur Erklärung oder zur 
Ergänzung der Partikularrechte gebraucht werden könne [Puetter, Rudloff, 
Tafinger]. Während Runde ein unmittelbar anwendbares gemeines deutsches 
Recht auf das stützen zu können glaubte, was man Natur der Sache zu 
nennen pflegt“ usw. Rueckert, Begriff des gemeinen deutschen Privat- 
rechts 1857 S. 82, 83, 87, 91. Danach ist Landsberg, Geschichte der 
deutschen Rechtswissenschaft I S. 336, 356 zu berichtigen; s. aber auch S. 451. 
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geboten oder gewohnheitsrechtlich hat in Kraft treten lassen, 
für das Gebiet des Völkerrechts mit dem, wozu ein Staat aus- 
drücklich in einem Vertrag mit einem andern Staat sich ver- 
pflichtet hat!). 

Als Quelle des positiven europäischen Völkerrechts betrachtet 
Martens auf der einen Seite die wechselseitigen Verträge der 
christlichen Staaten Europas, auf der andern Seite das zwischen 
diesen bestehende Herkommen und Gewohnheitsrecht. Her. 
kommen und Gewohnheitsrecht ergeben das ‚ungeschriebene 
europäische Völkerrecht‘, die Staatsverträge demnach das ge- 
schriebene. Dabei sind die Staatsverträge der europäischen 
Mächte nicht gerade die reichhaltigste Quelle des positiven 
Völkerrechts, viel reicheren Stoff liefern Herkommen und Ge- 
wohnheitsrecht. Von dem ungeschriebenen europäischen Völker- 
recht entfällt der größte Teil auf das Gewohnheitsrecht, nicht 
auf das Herkommen. Das Herkommen beruht auf einer still- 
schweigenden wechselseitigen Einwilligung der Beteiligten für 
die Zukunft, die nicht einseitig zurückgenommen werden kann, 
involviert also seiner Natur nach einen für die Zukunft still- 
schweigend abgeschlossenen Vertrag der Beteiligten. Dagegen 
schließt das Gewohnheitsrecht eine aus gleichförmiger Handlungs- 
weise zu folgernde, mutmaßliche Selbstverpflichtung ein, die 
solange für die Zukunft bindet, bis der verpflichtete Staat das 
Gegenteil deutlich erklärt hat. 


Die Art und Weise, wie Martens das positive europäische 
Völkerrecht auf Staatsverträge, Herkommen, Gewohnheitsrecht 
als formelle Erkenntnisquellen desselben zurückführt, entspricht 
zwar an sich der Anschauungsweise seiner Zeit über die Vor- 
gänge bei der Rechtsbildung, kann aber durchaus nicht als 
absolut zwingend für die Gegenwart gelten. Das seit Martens 
verflossene Jahrhundert hat ja unleugbar namentlich die wissen- 
schaftliche Erkenntnis über das Wesen der Rechtsbildung auf 
eine viel höhere Stufe geführt, und es wäre ein unverzeihlicher 
Anachronismus, wollte die Völkerrechtswissenschaft jetzt ihr 


"1 Diese Deutung der angeführten Äußerung von Martens erscheint 
such um deswillen um so zutreffender, als Martens (Einleitung 1796 S. 74) 
neben den Verträgen und dem Herkommen noch die Analogie als „eine er- 
giebige Quelle der Entscheidungen in Angelegenheiten der Völker“ bezeichnet: 
„Auch im Völkerrecht kann von dem, was für gewisse Fälle durch Verträge 
oder Herkommen festgesetzt ist, auf andere diesen ähnliche und noch un- 
entschiedene Fälle eine Anwendung gemacht werden.“ Vgl. dazu insbesondere 
Puetters Ansicht über das deutsche Privatrecht. 
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Urteil über die Quellen des Völkerrechts auf Martens’ Stand- 
punkt zurückschrauben, statt von den Fortschritten der all- 
gemeinen Rechtslehre über das Wesen der Rechtsbildung auch 
ihrerseits Gebrauch zu machen!), Immerhin läßt sich doch 
selbst hier bezüglich einiger Hauptpunkte eine gewisse Ideen- 
verwandtschaft zwischen Martens und der dermalen herrschen- 
den Völkerrechtsdoktrin, welche die Errungenschaften der 
neueren allgemeinen Rechtslehre über das Wesen der Rechts- 
bildung sehr wohl beherzigt hat, ermitteln. 

Die zurzeit herrschende Richtung der Völkerrechtswissen- 
schaft erkennt zwei formelle Erkenntnisquellen des objektiven 
Völkerrechts an: gesetztes Völkerrecht und Völkergewohnheits- 
recht?) Das gesetzte Völkerrecht!) stammt zwar nicht von 
einem den Völkerrechtssubjekten übergeordneten Gesetzgeber, es 
entsteht vielmehr selbst durch Vereinbarung der Staaten als 
Völkerrechtssubjekte in den sog. rechtsetzenden Staatsverträgen. 
Nicht alle Staatsverträge, die auf dem Boden des Völkerrechts 
vorkommen, können also nach der dermalen herrschenden 
Völkerrechtstheorie als unmittelbare Quellen objektiven Völker- 
rechts in Betracht gezogen werden; das ist ein Punkt, wo die 
gegenwärtig herrschende Richtung der Völkerrechtswissenschaft 
über Martens hinausgeschritten ist. Martens hat noch nicht 
erkannt, daß die Verträge der Völkerrechtssubjekte nach ihrem 
Inhalt in zwei grundverschiedene Kategorien zerfallen ¢). Die 
Verträge der einen Kategorie sind nach der Tendenz der Be- 
teiligten spezifisch erst auf die Erzeugung von objektivem Recht 
gerichtet und stellen mit ihren Normen eine neue bindende 
Richtschnur für die späteren konkreten Handlungen der einzelnen 
Völkerrechtssubjekte dar: die „rechtsetzenden Staatsverträge“. 
Dagegen die Staatsverträge der zweiten Kategorie — die Ver- 


') Vgl. hierzu Gierke, Deutsches Privatrecht I S. 112 f., 161 f. Heil- 
born, Grundbegriffe S. 3 f. 

”) S. Ullmann, Völkerrecht 1908 S. 39 f. Heilborn, Grundbegriffe 
des Völkerrechts 1912 S. 10 f., 31 f. Liszt, Völkerrecht 1913 S.11. Hubrich, 
Internationales Recht und internationale Rechtsgemeinschaft in den Grenz- 
boten 1913 Nr. 38. 

DS darüber Ullmann, S. 46 f.; Heilborn, S. 40 f. Bergbohm, 
Staatsverträge und Gesetze als Quellen des Völkerrechts 1876 8. 79, 81. 
Jellinek, System der subjektiven öffentlichen Rechte, 2. Aufl. S. 313. 
Huber im Jahrbuch des öffentlichen Rechtes IV S. 71. 

t) Einen spezifisch reclıtsetzenden Staatsvertrag sah das Zeitalter von 
Martens unmittelbar in der I bewaffneten Neutralität von 1780. Stgarn, 
Urkunden zur Geschichte des Völkerrechts I S. 73. „+ 
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träge rechtsgeschäftlichen Charakters — wollen nach der Absicht 
der Kontrahenten auf der Basis und in Gemäßheit des bereits 
bestehenden objektiven Völkerrechts zunächst nur subjektive 
konkrete Rechtsansprüche und Rechtspflichten der Kontrahenten 
begründen !). Allerdings wenn Martens die Verträge, als Quelle 
von Völkerrecht behandelnd, scharf betont, daß dieselben eine 
unmittelbare Verpflichtungswirkung nur für die kontrahierenden 
Staaten erzeugten, so stimmt wenigstens hiermit grundsätz- 
lich auch die zurzeit herrschende Völkerrechtsdoktrin insofern 
überein, als sie die rechtsetzenden Staatsverträge an sich als 
Formalakte würdigt, deren Verbindlichkeit demgemäß einen 
Nichtkontrahenten zunächst nur unter der Voraussetzung eines 
ausdrücklichen, genehmigten Beitritts erfassen kann?). 

Etwas größer ist der Gegensatz zwischen der Auffassung, 
die Martens vom „Herkommen‘ und „Gewohnheitsrecht‘‘ als 
Quellen des ungeschriebenenVölkerrechts hat, und der Bedeutung, 
welche die jetzt herrschende Völkerrechtsdoktrin dem Völker- 
gewohnheitsrecht als dem „ungesetzten‘, objektiven Völkerrecht 
belegt 8). Das Völkergewohnheitsrecht ist nach der herrschen- 
den Lehre das von den Völkerrechtssubjekten als Verkehrs- 
rechtsgenossen aus Rechtsüberzeugung tatsächlich und dauernd 
geübte Recht, wobei „Rechtsüberzeugung und Übung gleich 
wesentlich“ sind 1). Das aus „Herkommen“ fließende Recht ist 
nun nach Martens technisch überhaupt Recht, das aus still- 
schweigend abgeschlossenen Verträgen der Mächte stammt. 
Die jetzt herrschende Völkerrechtstheorie lehnt dagegen — mit 
Recht — die Möglichkeit stillschweigend abgeschlossener recht- 
setzender Staatsverträge, als mit der Natur der obwaltenden 
Verhältnisse schlechthin unvereinbar, ab und lehrt: „Der Um- 
stand, daß Staaten in einem gegebenen Fall von einer aus- 
drücklichen wörtlichen Vereinbarung abgesehen haben, beweist, 
daß ihnen ein rechtschaffender Wille nicht innewohnte; der 
Akt ist — je nach Beschaffenheit der Umstände — als Übung 
eines Gewohnheitsrechtssatzes oder als Rechtsgeschäft anzu- 
sehen ).“ Auch Martens würde, wenn er die Verhältnisse vom 
Boden der neueren Rechtsquellentheorie zu beurteilen hätte, 


1) Ullmann, Völkerrecht 8.46; Bergbohm S.79f. Hubrich in 
den Grenzboten S. 841. 

D Heilborn S. 52. 

3) Ullmann S. 41 f.; Liszt S. 11 f.; Heilborn S. 87. S. auch 
v. Martitz, Völkerrecht (Kultur der Gegenwart 1906) S. 434. 

t) Heilborn 9. 97. 6) Heilborn 8. 45. 
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unzweifelhaft in seinem aus ‚Herkommen“ fließenden Völkerrecht 
eventuell echtes, unbedingt verpflichtendes Völkergewohnheits- 
recht gesehen haben, zumal er auf das bestimmteste die Mög- 
lichkeit einseitigen Widerrufs verneint. Weiter klafft allerdings 
eine theoretische Differenz zwischen Martens’ Gewohnheitsrecht 
und dem Völkergewohnheitsrecht der neueren Doktrin: nur „die 
Gleichförmigkeit der bisherigen Handlungen“ bildet ein ver- 
bindendes Element, würde aber, da der Übung das Moment 
unbedingter Verpflichtungseigenschaft nicht ganz eigen sein soll, 
einen neueren Theoretiker wenigstens nicht ohne weiteres ver- 
anlassen, im gegebenen Fall an Stelle der Martensschen revo- 
kablen Selbstverpflichtung das Vorliegen eines wirklichen Völker- 
gewohnheiterechtssatzes anzunehmen. 

Die heute herrschende Völkerrechtstheorie folgert aus der 
Natur der Völkerrechtsquellen, „daß jeder einzelne Völkerrechts- 
satz zunächst nur für diejenigen Staaten gilt, welche ihn im 
Wege der Gewohnheit oder Vereinbarung (durch rechtsetzenden 
Staatsvertrag) geschaffen haben !).“ Doch kann sie bei Würdigung 
der bisher erreichten Entwicklung der Dinge nicht umhin, offen 
anzuerkeunen, daß es neben dem streng partikulären Völkerrecht 
auch gemeines, für alle Völkerrechtssubjekte eines gegebenen 
Zeitmoments geltendes Völkerrecht gibt?). Daß die Völkerrechts- 
subjekte „gewisse Regeln als gemeingültig erachten‘, beweist 
insbesondere die 1856 auf dem Pariser Kongreß formell in 
Bausch und Bogen ausgesprochene, ‚sonst inhaltlose‘ Zu- 
lassung®) der Türkei zu den „Vorteilen des öffentlichen europäi- 
schen Rechts und des europäischen Konzerts“ 4). Der Haupt- 
sache nach ist das gemeine Völkerrecht noch jetzt Gewohnheits- 
recht). Die Ausbreitung aber, welche in kleineren Kreisen 
entstandene Völkerrechtsnormen erfahren können, kann über- 
haupt tatsächlichen oder rechtlichen Charakters sein. Im ersten 
Fall wird ein von einigen Staaten durch Gewohnheit oder 
Vereinbarung ausgebildeter Rechtssatz gewohnheitsmäßig oder 
durch Vereinbarung von anderen Staaten übernommen, ohne 
daß ein rechtliches Band zwischen beiden Gruppen entstände 
und der fragliche Rechtssatz wechselseitig alle Staaten bände 
(nur „allgemeines“ Völkerrecht). Im zweiten Fall wird der durch 


") Heilborn S.51. S. auch Ullmann S. 49. 

2) v. Liszt 8.13; Heilborn 8.57f.; Hubrich 8.340; Hube at 
`) Heilborn S. 57. | 

t) Fleischmann, Völkerrechtsquellen S. 52. 

°) Heilborn S. 57; Huber S. 88, 
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Gewohnheit oder Vereinbarung zwischen einigen Staaten ent- 
standene Rechtssatz hinterher von anderen Staaten gewohnheits- 
mäßig oder durch Vereinbarung dergestalt übernommen, daß 
er fortan das wechselseitige Verhalten aller beteiligten Staaten 
des betreffenden Rechtskreises unmittelbar bindend reguliert 
(„gemeines‘‘ Völkerrecht) !). Grundsätzlich geht jedoch das 
partikuläre Völkerrecht dem gemeinen Völkerrecht vor?). 
Nach der Vorstellungswelt des Aufsatzes von Martens 
wurzelt die Geltung eines Satzes des positiven europäischen 
Völkerrechts in einer Selbstverpflichtung, die ein Staat entweder 
in einem ausdrücklichen oder in einem stillschweigend ab- 
geschlossenen Vertrag eingegangen ist oder die bis zu einem 
deutlich erklärten Widerruf aus der Gleichförmigkeit der bis- 
herigen Handlungen zu folgern ist. Doch enthält das positive 
europäische Völkerrecht auch nach Martens nicht bloß parti- 
kuläres®), sondern auch „allgemeines“ und sogar „gemeines‘ 
Recht im Sinne der neueren Völkerrechtsdoktrin. Der Aufsatz 
von Martens schildert ja auf die unzweideutigste Weise die 
verschiedenen Umstände, die zunächst dem in einem Staats- 
vertrag niedergelegten Recht eine Geltung über den Kreis der 
unmittelbar kontrahierenden Staaten hinaus verschaffen können, 
selbst die Fälle, ‚in welchen ein Volk das, was zwischen dritten 
Mächten durch Verträge bewilligt worden, zu seiner Norm 
gegen dritte Nationen macht“ 4). Es kann also unzweifelhaft 
nach Martens das zunächst partikuläre Vertragsvölkerrecht ein- 
zelner europäischer Staaten zu „allgemeinem‘ positivem euro- 
päischen Völkerrecht erwachsen. Die Sätze des „gemeinen“ °) 
positiven europäischen Völkerrechts ergeben sich aber nach 
Martens vor allem aus „Herkommen‘“ und besonders aus 
„Gewohnheitsrecht‘“. Die Existenz des ‚gemeinen‘ positiven 
europäischen Völkerrechts wird für Martens generell bewiesen 
„durch das eigene Anerkenntnis der europäischen Völker, indem 
sie so oft auf das Herkommen polizierter Völker provozieren“, 
speziell aber sowohl durch das Beispiel der vereinigten Nieder- 
länder, welche schon in ihren ersten mit Frankreich und anderen 


') Heilborn 8.52; v. Liszt S. 13; Huber S. 72, 88. 

?) Heilborn S. 49. 

®) Vgl. auch v. Kaltenborn, Kritik des Völkerrechts 1847 S. 110. 

*) S. auch Martens, Einleitung in das positive europäische Völker- 
recht 1796 S. 5. 

°) S. über den Begriff des „gemeinen“ und „besonderen“ Rechts auch 
Puetter, Beiträge zum teutschen Staats- und Fürstenrecht II S. 23 f. 
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Staaten geführten Kriegen ‚die Verbindlichkeit, dasjenige zu 
beobachten, was in dem übrigen Europa zu dem herkömm- 
lichen Recht gezählt ward, nicht in Zweifel zogen‘, wie auch 
durch den neuen Freistaat in Amerika, „der ganz das Her- 
kommen und das Gewohnheitsrecht der europäischen 
Völker angenommen hat“!). Allerdings die Verschiedenartig- 
keit der einzelnen Bestandteile des für Europa in Betracht 
kommenden positiven Völkerrechts erforderte eine besondere 
wissenschaftlich-systematische Zusammenstellung der fraglichen 
Grundsätze, und insofern förderte die Disziplin des positiven 
europäischen Völkerrechts auch im Sinne von Martens ein 
wissenschaftliches, auf Abstraktion aus den einzelnen Rechts- 
quellen beruhendes Gebilde zutage. Nichtsdestoweniger enthielt 
auch im Sinne von Martens die Disziplin des positiven euro- 
päischen Völkerrechts neben praktischem, unmittelbar anwend- 
barem Partikularvölkerrecht nicht zu übersehende Stücke von 
„gemeinem‘‘, für alle Völkerrechtssubjekte seiner Zeit unmittel- 
bar anwendbarem Völkerrecht?). Das ist aber ein Standpunkt, 
welchen prinzipiell die herrschende moderne Völkerrechisdoktrin 
durchaus mit Martens teilt, nur daß für sie das — gemeine — 
Völkerrecht über den Ring der christlichen Staaten der Erde 
hinausgeschritten ist 3). 

Die herrschende moderne Völkerrechtstheorie betrachtet die 
als Völkerrechtssubjekte anerkannten Kulturstaaten der Erde 
als eine internationale Rechtsgemeinschaft und die teils in recht- 
setzenden Staatsverträgen, teils in Völkergewohnheitsrecht zu- 
tage tretenden objektiven Völkerrechtsnormen letzten Endes 
als das Produkt der rechtlichen Gemeinüberzeugung, welche in 
dieser Kulturstaatengemeinschaft herrscht‘). Selbstverständlich 


IV S. auch Martens, Précis du droit des gens moderne 1821 S. 12: 
Les Provinces unies des pays-bas, après avoir secoué le joug d'Espagne se 
conformèrent entièrement aux usages des autres Puissances Européennes. 
Les Etats-Unis d'Amérique, d'abord aprés avoir déclaré leur indépendance, 
manifestèrent leur resolution de s’y conformer. Martens Recueil VI 179: 
contre les usages des nations civilisées. Vgl. hierzu für die neuere Theorie 
Jellinek, System S. 324; Heilborn S. 57/58: „Die Bedeutung des gemeinen 
Völkerrechts zeigt sich beim Eintritt neuer Staaten in den Völkerrechts- 
verband“; Hubrich, Grenzboten 1913 S. 540: „Wenn ein neuer Staat in 
die Völkerrechtsgemeinschaft eintritt, greift das alle bisherigen Völkerrechts- 
subjekte angehende Völkerrecht, mag es Gewohnheits- oder gesetztes Recht 
sein, ohne weiteres auch für den Neustaat Platz.“ Huber S. 99. 

”) Vgl. Huber S. 99. 

D Hubrich in Grenzboten 1913 S. 538. 

*) Heilborn S. 32 f., Ullmann S. 41, v. Liszt 8.13, Hubrich S. 540. 








376 Hubrich, G. Fr. von Martens und die moderne Völkerrechtswissenschaft. 


ist eine derartige, schon auf der Aufklärungsarbeit der „histori- 
schen Schule‘‘ über das Wesen der Rechtsbildung fußende Vor- 
stellungsweise nicht in durchaus gleichartiger Formulierung in 
dem Martensschen Aufsatz von 1787 zu finden. Immerhin 
bietet der letztere auch in diesem Punkte einen Ideenanklang. 
Denn Martens legt hier in analoger Weise, wie die zurzeit 
herrschende Völkerrechtsdoktrin!), die Umstände dar, die 
zu einem engeren Zusammenschluß und wechselseitigen Verkehr 
der christlichen Staaten Europas geführt hatten, und erklärt 
auf solcher Grundlage Europa ausdrücklich für „einen großen 
Staatskörper, dessen Mitglieder auch da, wo keine Verträge 
sie binden, sich zur Beobachtung der Pflichten schuldig er- 
kennen, die Herkommen oder Gewohnheit zwischen den mehrsten 
Völkern Europas eingeführt haben, auch selbst gegen die Völker, 
mit welchen sich noch kein besonderes Herkommen über diesen 
oder jenen Gegenstand im Verhältnis mit ihnen gebildet hatte‘. 
Das ist doch in Wahrheit die kaum zu verkennende Umschrei- 
bung einer wirklichen ‚internationalen Rechtsgemeinschaft‘“, 
welche Martens jedenfalls für die christlichen Nationen Europas 
und den amerikanischen Freistaat annimmt 3). 

Es ist daher schon nach dem Inhalt des Martensschen 
Aufsatzes von 1787 nicht möglich, dessen Verfasser in einen 
haarscharfen Gegensatz zu der heute herrschenden Völkerrechts- 
doktrin zu bringen. 


S 3. Martens’ zeitgenössische Gewährsmänner für den 
Begriff des positiven europäischen Völkerrechts. 


Die Bedeutung der Lehren des Martensschen Aufsatzes 
von 1787 erhellt jedoch um so sicherer, wenn ihnen in aller 
Kürze noch die Ansichten anderer Zeitgenossen gegenübergestellt 
werden. Gleich am Kopf seines Aufsatzes bezieht sich Martens 
selbst für den Beweis ‚der Existenz eines allgemeinen positiven 
europäischen Völkerrechts‘‘ namentlich auf die „glücklichen“ 
Versuche eines Moser, von Ompteda, Guenther. 


') Vgl. z.B. Heilborn 8.14 f., Huber S. 75 f. 

”) Vgl. Klueber, Völkerrecht 1821 S. 16: „Obgleich (die europäischen 
Völker nicht) eine Völker-Republik bilden, so ist doch gewiß, daß (sie) ein- 
ander einen gewissen Inbegriff von Rechten einräumen, und daß sie in dieser 
Hinsicht sich in einer bestimmten Rechtsgemeinschaft befinden“ — in Anm. e 
unter Hinweis auf Martens’ Aufsatz von 1787. 
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In seinen „Grundsätzen des jetzt üblichen Europäischen 
Völkerrechtse‘‘, Frankfurt a. M. 1763, unterscheidet J. J. Moser !) 
eine zweifache Bedeutung von Völkerrecht ?). In der ersten 
Bedeutung geht Völkerrecht nach ihm auf „dasjenige Recht, 
wornach die souveränen Regenten und Völker ihre Handlungen 
einzurichten gehalten und selbige darnach beurteilen zu lassen 
schuldig seynd“. Unter diesen Völkerrechtsbegriff fällt a) das 
göttlich-geschriebene, aus der heiligen Schrift zu entnehmende 
Völkerrecht; b) das göttlich-natürliche, der Natur des Menschen 
eingepflanzte Recht; c) „ein verglichenes®) oder aus denen 
gleichförmigen Verträgen vieler souveräner Mächte herrühren- 
des Völkerrecht“; d) „endlich ein herkömmliches oder bloß 
auf dem Herkommen zwischen denen europäischen Regenten 
oder Staaten beruhendes Völkerrecht“ (§ 5, 27 f.). In seiner 
zweiten Bedeutung geht das Völkerrecht nur auf das Recht 
sub c und d ($4,6 £.), und gerade mit diesem will sich Moser 
— bekannt als Vorläufer des Positivismus in der Völkerrechts- 
wissenschaft — beschäftigen: 

„In gegenwärtiger Anleitung ist es eigentlich um das Völkerrecht zu 
thun, welches auf Verträgen derer Europäischen souverainen Machten unter 
sich oder auf dem Herkommen zwischen denenselbigen beruhet und welches 
die Rechte, auch Pflichten derer souverainen Regenten und deren Repräsen- 
tanten, sodann gantzer Nationen und einzelner Personen von verschiedenen 
Nationen anzeiget und entscheidet“ ($ 33). 

Das Vertragsvölkerrecht ist zwar auch nach J. J. Moser 
an sich partikulär, aber viele Verträge der europäischen Mächte 
stimmen „sowohl in Haupt- als Irident-Punkten‘ miteinander 
überein: 

„was also auf vielen gleichförmigen spezialen Verträgen beruht, giebt 
zwar kein vollkommenes, doch einiges Recht an andre Regenten oder 

') Die Heranziehung der genannten Moserschen Arbeit genügt für den 
Zweck vorliegender Untersuchung. Vgl. v. Holtzendorff, Handbuch des 
Völkerrechts I S. 459 f., v. Ompteda, Literatur des Völkerrechts I S. 362, 413. 

3) v. Ompteda S.27: „Der ältere Moser ist der erste und für jetzt 
noch fast der einzige, der sich über das ganze Gewohnheits- oder von ihm 
zuerst also genannte europäische Völkerrecht verbreitet.“ J. J. Mosers 
Anfangsgründe der Wissenschaft von der gegenwärtigen Staatsverfassung von 
Europa und dem unter denen europäischen Potenzien üblichen Völker- oder 
allgemeinen Staatsrechte I. T. Tübingen 1732. 

®) Der Ausdruck „verglichenes“ Vö'kerrecht bedeutet hier nur soviel, 
wie „verabredetes“, „vereinbartes“ Völkerrecht. Das ergibt der Gegensatz zu d. 
Mißverständlich darüber Triepel, Völkerrecht und Landesrecht 1899 S. 84. 
S. auch Guenther I S. 16: „Das Vertragsrecht der Völker oder das verglichene 
Völkerrecht, welches die durch Verträge bestimmten gegenseitigen Zwangs- 
rechte und Pflichten enthält.“ 
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Machten, mit denen keine dergleichen Verträge geschlossen worden seynd, 
eben dises zu verlangen, es wäre denn, daß der Grund solcher besonderer 
Verträge nicht auch auf andere oder doch nicht auf den, der es verlangt, 
applikabel wäre“ (8 12 f.). 

Das an sich partikuläre Vertragsvölkerrecht wirkt folglich 
auch nach Moser mitunter doch als „allgemeines“ Völkerrecht. 
Eine größere Bedeutung mißt dagegen Moser dem ‚lediglich 
auf dem Herkommen zwischen denen europäischen souverainen 
Regenten (und Mächten)“ beruhenden Recht bei ($ 14). 


„Ein Herkommen heißt, wann etwas mehrmalen oder nach Beschaffen- 
heit derer Umstände, auch wohl nur einmal geschehen ist und andere dabei 
interessirtte Machten es gewußt und darzu stille geschwiegen haben. Je 
allgemeiner solches Herkommen ist, je länger es gedauert hat, je öfter es 
fürgekommen ist und aus je neueren Zeiten es herrühret, umso stärker ver- 
bindet dasselbige auch andere souveraine Regenten und Nationen. Der 
einige, aber hinreichend- und unwiderlegliche Beweis davon ist, daß die 
souveraine Regenten und Nationen in Europa dieses selbst zugestehen und 
sich gegen einander darauf beziehen, es also auch gegen sich selbsten gelten 
lassen müssen“ ($ 15—17). „Einige Sätze dieses Völkerrechts seynd 
unveränderlich und bleyben allezeit, wenigstens solange Europa 
in seiner dermaligen Verfassung bleibt“ ($ 25). 

Hiernach hat das auf allgemeinem Herkommen beruhende 
europäische Völkerrecht nach Moser unzweifelhaft mitunter den 
Charakter von ‚„gemeinem‘“ Recht im Sinne der modernen 
Theorie!). Die Anschauung, daß die europäischen Staaten ‚eine 
Art eines Systematis- oder Corporis foederatarum Rerumpubl- 
carum“ wären, l&hnt Moser dabei entschieden ab. Aber die 
natürliche Lage, die gemeinschaftliche christliche Religion und 
die bei den meisten obwaltende Sorge für die Erhaltung der 
staatlichen Existenz der vorhandenen europäischen Mächte haben 
die letzteren ‚in eine gewisse Art der Verbindung“ gesetzt und 
„dadurch eben ein eigenes europäisches Völkerrecht herfür- 
gebracht"? — also im Sinne der modernen Theorie eben eine 
entsprechende internationale Rechtsgemeinschaft. 


Von Ompteda betont namentlich in seiner „Literatur des 
gesamten, sowohl natürlichen, als positiven Völkerrechts“ I 
Regensburg 1785, daß das Völkerrecht nur ein Inbegriff der 
Rechte und Verbindlichkeiten der Staaten gegeneinander sei, 
„mithin in selbigem weder auf Verhältnisse einzelner Menschen 


1) Von positivistischer Seite unterschied auch bereits Rachel (1628— 1691) 
zwischen allgemeinem (commune) und besonderem (proprium) Völkerrecht. 
S. hierüber Schunck, De notione et existentia juris gentium, Erlangen 1819; 
v. Kaltenborn, Kritik des Völkerrechts 1847 S. 58. 

"IS 15. 
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eines Staats gegen einzelne Menschen eines anderen Staats, 
noch auch auf Verhältnisse eines zwar im ganzen genommenen 
Staats gegen einzelne Mitglieder eines anderen Staats Rücksicht 
genommen“ werden könne!). Gegenstand des Völkerrechts seien 
auch nur Zwangsrechte und Zwangspflichten der Staaten, mit- 
hin keine unvollkommenen Rechte oder bloße Gewissenspflichten, 
als welche zur Völkermoral gehörten. Die erste und allgemeinste 
Völkerrechtsquelle sei das Recht der Natur, gemäß dem die 
Völker wider einander, z. B. das ursprüngliche Recht der natür- 
lichen Freiheit und Unabhängigkeit, das Recht der vollkommenen 
Gleichheit untereinander, das Recht, ihre Ehre ungekränkt zu 
erhalten, das Recht, herrenlose Dinge sich zuzueignen, das Recht, 
Verträge mit anderen Völkern zu schließen, das Recht, Gewalt 
mit Gewalt zu vertreiben, ganz unleugbar ausübten?). Aber 
der wechselseitige Verkehr der „polizierten‘‘ Völker habe viel- 
fältige Modifikationen der ursprünglichen Grundsätze des natür- 
lichen Völkerrechts zuwege gebracht (z. B. Verbot vergifteter 
Waffen, Exemptionsprivilegien der Gesandten), deren Inbegriff 
„das modifizierte natürliche Völkerrecht“ sei. Der Grund der 
Verbindlichkeit dieses modifizierten Völkerrechts sei „übrigens 
kein anderer als die allgemeine Überzeugung der ge- 
sitteten Völker, daß ohne die Beobachtung dieser 
Grundsätze ihr wechselseitiges Wohl nicht bestehen 
könne“, mithin die vermutete (präsumtive) Einwilligung aller 
polizierten Volker? Außer den auf solchem consensus prae- 
sumtus beruhenden Modifikationen des natürlichen Völkerrechts 
gebe es noch mancherlei andere Einschränkungen und Erwei- 
terungen des letzteren, welche ‚in einer noch näher durch 
wirkliche Handlungen und langjährige Beobachtung an den Tag 
gelegten, mithin stillschweigenden Einwilligung (consensu tacito) 
ihren Grund‘ fänden und daher das Gewohnheitsvölkerrecht 
bildeten‘). Eins der auffallendsten Beispiele davon seien die 
mancherlei den Rang der Völker untereinander bestimmenden 
Gewohnheiten, während doch nach dem Rechte der Natur alle 
Völker einander gleich seien. Die „Zweifel gegen die Existenz 
eines solchen, aus dem Begriff polizierter Völker und aus dem 
Herkommen und den Gewohnheiten der Völker herfließenden, 
willkürlichen Völkerrechts‘ erachtet von Ompteda schon durch 
das Beispiel „der täglichen Erfahrung“, welche mit den gesitteten 
Völkern zu machen, für widerlegt, wobei er allerdings das 


') S. 6, 7. 2) S. 8 f. ») 5.10f. 4) S. 12. 


zu: een - Fr vin Warens m: Ze mojerne Vülkerrechtswissenschaft. 


eR 122-127 aermeilt GE auf diejenigen gesitteten Völker 
_ į- WRC durch eimen gegenseitigan 
Verzeir me See Einwlügung m die Normen des 
ErZleTeL PI eet, zereler!. Den Begriff eines .europäl- 
minen äerer leaıstardet er "jedoch einerseits wegen der 
zamer Vier Aaen, Eomras. andererseits wegen des 
geuen Freias in Amersa”’. Endich erkennt von Ompteda 
e Jas azi ier Einwilizurg der Völker beruhende 
Verzrarsvizermecit an das nur für die Kontrahenten gelte?). 
De: azi der prsomiiven oder stlischweigenden oder aus- 
drīickiich erxärzten Wiler der Vëlker beruhende Völkerrecht 
Lie zusammen das Geeiee Vüikerrecht gegenüber dem 
„natürlichen \?.xerrecti: man gebe dem ersteren mitunter 
auch den Namen des praktischen“ oder des ,‚.europäisch- 
praktischen" \ö.xerrecktz*. Es unterliegt hiernach keinem 
Zweifel. dab auch von Ompteda dem Teil des positiven Völker- 
rechts. welchen er das ..modiäizierte natürliche Völkerrecht“ 
nennt. den Charakter eines ..gemeinen' Rechts nicht versagt hat. 

Guentber°j schileblich bemerkt in seinem „Europäischen 
Völkerrecht" I 17%7 tVorrede vom 13. September 1786), daß 
gerade in der Vernachlässigung des Unterschiedes zwischen dem 
„allgerneinen und ..besonderen“ Völkerrecht die Hauptquelle 
der Streitigkeiten der Rechtsgelehrten in Ansehung der Völker- 
rechtsbegriffe liege‘). Theoretisch erklärt er sich selbst gegen 
die Herleitung von Völkerrechtsnormen aus einer „präsumtiven“ 
Einwilligung der Nation. Sein Ausgangspunkt ist ebenfalls 
das natürliche Völkerrecht, doch teilt er dasselbe: a) in ,„not- 
wendiges‘‘, das alle Völker der Erde verpflichte und b) in ‚‚frei- 
williges‘“, welches nur für die zu einer Gesellschaft frei ver- 
einigten Nationen gelte und, auf einer stillschweigenden (nicht 
einer präsumtiven!) Einwilligung derselben beruhend, ohne 
weiteres die durch die Natur der Gesellschaft gegebenen Grund- 
sätze umfasse 7). Gerade die — christlichen — Nationen Europas 
ständen, wenn sie auch nicht, wie J. J. Moser zuzugestehen 
Bei, „einen einigen Staatskörper‘‘ bildeten, infolge der besonderen 
Entwicklung vieler Jahrhunderte in einer freien, gleichen Ge- 
sellschaft®) und daher gälten für sie auch ohne weiteres die 
durch die Natur dieser Verbindung gegebenen Grundsätze des 
—- europäischen — freiwilligen Völkerrechts?). Neben dem so 


') S. 15 f. 2) S. 18. 3) S. 19. 4) S. 20 f. 
"Vol, hierzu v. Ompteda S. 34. °) S. 21. 
"IHR, 10, *) S. 159 f. ?) S. 27, 282. 
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gestalteten „natürlichen“ Völkerrecht gebe es noch ein ell. 
kürliches oder positives‘ Völkerrecht, das „durch Tathandlungen“ 
bestätigt, sich entweder als Vertragsvölkerrecht (,verglichenes 
Völkerrecht“) oder als Völkergewohnbheitsrecht („herkömmliches 
oder praktisches Völkerrecht‘‘) darstelle!) und natürlich nur für 
die beteiligten Staaten anwendbar sei?). Den Begriff des „europä- 
ischen Völkerrechts‘‘ verteidigt Guenther durchaus gegen von 
Ompteda unter Hinweis auf die „weit genaueren und häufigeren 
Verbindungen“ der europäischen Nationen, und es umfaßte nach 
seiner Darstellung unzweifelhaft Elemente ‚gemeinen‘ Rechts 
im Sinne der neueren Theorie °®). Den ‚„Leugnern‘ selbst des 
positiven Völkerrechts widmet Guenther aber das Wort: 

„Allein nicht bloß Gesetze eines Obern, sondern auch Verträge zwischen 
Gleichen sind vermögend, die Richtschnur der Handlungen zu bestimmen 
und ein Recht zu begründen. Sind freie Völker gleich keinem menschlichen 
Gesetzgeber unterworfen, so können sie doch selbst gewisse Verbindlichkeiten 
sich auflegen, welche als Gesetze von ihnen beobachtet werden und deren 
Handhabung gegen die Übertreter..... dem anderen Teil mit Recht ge- 
bührt.“ (S. 24.) 

Der Vergleich der Ansichten eines Moser, von Ompteda, 
Guenther mit dem Inhalt des Martensschen Aufsatzes von 1787 
bestätigt, daß Martens um diese Zeit mit seinen Ansichten 
durchaus nicht vereinzelt dastand, sondern im wesentlichen 
die Grundelemente seiner Völkerrechtsauffassung mit seinen 
genannten Zeitgenossen teilte. Insbesondere teilt Martens mit 
Moser und Guenther die Annahme, daß die christlichen Staaten 
Europas in Ansehung des Völkerrechtsbegriffs in einer näheren 
Verbindung stehen, die man in moderner Ausdrucksweise nur 
eine internationale Rechtsgemeinschaft nennen kann, während 
von Ompteda eine derartige Rechtsgemeinschaft sogar für „alle 
polizierten Völker“ bejaht. Jedenfalls ist nach ihnen allen 
die angenommene Rechtsgemeinschaft der christlichen Staaten 
Europas bzw. aller gesitteten Völker so beschaffen, daß manche 
Völkerrechtsnormen selbst vom Charakter des ‚gemeinen‘ Rechts 
entstehen. Sodann operiert Martens, wie von Ompteda, mit 
Völkerrechtsnormen auf Grund ‚„vermuteter‘“ Einwilligung der 
Staaten, während Guenther dafür — zum Teil — eine „still- 


13) S. 16, 16. IS 21. 

D Guenther S.70: „Sehr richtig urteilt Glafey, daß man bei jeder 
Materie eigentlich sämtliche europäische Nationen durchgehen und untersuchen 
sollte, ob sie diesen oder jenen Gebrauch mitgehalten oder nicht. Da man 
beim Zusammensummieren finden würde, daß in den meisten die sämtlichen 
europäischen Völker übereintreffen“ (S. 81). 
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schweigende‘‘ Einwilligung einsetzen will. Die sonst sich noch 
anmeldenden terminologischen Unterschiede unter den be- 
sprochenen Schriftstellern sind — für den Zweck der vor- 
liegenden Untersuchung — von unerheblicher Art. 

Freilich richtete sowohl gegen Martens’ Aufsatz von 1787, 
wie gegen manche Ansichten von Omptedas und Guenthers 
alsbald von Roemer eine teilweise scharfe Kritik in seinem 
„Völkerrecht der Teutschen‘“, Halle 1789. Er wollte außer dem 
„natürlichen“ Völkerrecht — das nicht mit Guenther in ‚not- 
wendiges‘ und ‚freiwilliges‘ zu scheiden sei — nur das 
auf ausdrückliche oder stillschweigende Verträge gegründete 
Völkerrecht anerkennen. Ein positives europäisches Völker- 
recht leugnete er gegenüber Martens — dessen Aufsatz einen 
„unglücklichen“ nennend!) — da nicht einmal diese oder jene 
Völkergewohnheit erweislich von allen Völkern in Europa still- 
schweigend genehmigt sei?2).. Indem Martens das angebliche 
positive europäische Völkerrecht auf ‚„Herkommen‘ und ,Ge- 
wohnheitsrecht‘‘ gründe, bestimme er nicht genügend die mit 
dieser Terminologie verknüpften Begriffe®). Dem „Herkommen‘“ 
oder den ‚Gewohnheiten‘ der Völker komme nur dann recht- 
schaffende Wirkung zu, wenn nachweisbar eine stillschweigende 
Einwilligung der beteiligten Nationen zugrunde liege‘). Keines- 
wegs könne man eine verbindliche Einwilligung präsumieren, 
wo sich nicht wenigstens eine stillschweigende Genehmigung 
erweisen lasse 5). 

In seiner „Einleitung in das positive europäische Völker- 
recht, auf Verträge und Herkommen gegründet‘ 1796, hat 
Martens die Grundgedanken seines Aufsatzes von 1787 im all- 
gemeinen beibehalten und nur noch weiter ausgeführt. Ins- 
besondere hat er darin das Verhältnis zwischen „natürlichem“ 
und „positivem“ Völkerrecht genauer ausgeprägt. Das natür- 
liche Völkerrecht sei zwar nichts anderes als das Naturrecht 
der einzelnen Menschen, zweckmäßig auf Völker angewendet, 
jedoch letzterem gegenüber Gegenstand einer eigenen Wissen- 
schaft. Es sei „allgemeines“, weil es alle Völker, und „not 
wendiges‘, weil es dieselben auch ohne ihren Willen binde. 
von Omptedas Vorschlag, das sog. modifizierte Völkerrecht dem 
positiven Völkerrecht zuzurechnen und dasselbe ‚freiwilliges‘ 
Völkerrecht zu nennen, lehnt Martens ausdrücklich ab, ebenso 
wie jenes Bedenken gegen den Begriff eines „europäischen 


1) S. 4. 1) S. 5. 8) S. 20, 22. o S. 20 f. ») S. 4, 22. 
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Völkerrechts“, eine Benennung, die a potiori doch richtig bleibe !). 
Die christlichen Staaten Europas seien in der Tat seit den 
letzten Jahrhunderten infolge ihrer zahllosen Verbindungen 
untereinander und wegen der Ähnlichkeit der Sitten und des 
Interesses auch ‚in politischer und rechtlicher Rücksicht 
ale ein von den übrigen Völkern des Erdbodens unter- 
schiedenes Ganze, gleichsam als ein aus Staaten zusammen- 
gesetztes Volk, das seine ihm eigenen Gesetze, Gebräuche, 
Grundsätze habe“, zu betrachten 2). Als Quellen des positiven 
europäischen Völkerrechts erwähnt aber Martens nunmehr einer- 
seits ausdrückliche und stillschweigende Verträge (Vertragsrecht), 
andrerseits Herkommen oder Gewohnheit (Gewohnheitsvölker- 
recht). Anscheinend unter dem Eindruck der laut gewordenen 
Kritik scheidet Martens also nunmehr — gegenüber seinem 
Aufsatz von 1787 — die „stillschweigenden‘‘ Verträge von dem 
Herkommen und identifiziert das letztere mit dem ‚„Gewohn- 
heitsrecht“®). Doch ergibt „Herkommen“ oder „Gewohnheit“ 
nur Grundsätze, welche bloß aus der in ähnlichen Fällen beob- 
achteten Art zu handeln für künftige Fälle gemutmaßt werden 
und den einseitigen Widerruf zulassen t). Das Vertragsvölker- 
recht wird auch jetzt an sich als partikulär charakterisiert, ohne 
daß Martens aber vergißt, die besonderen Umstände hervorzu- 
heben, welche einen derartigen Völkerrechtssatz wenigstens zu 
„allgemeinem‘“ Recht werden lassen können 5). Dagegen, daß 
es ein allgemeines positives Völkerrecht für alle Völker der 
Erde gebe, verwirft Martens entschieden mit der demselben 
zugrunde liegenden Idee der Wolfschen civitas gentium maxima ô). 
Doch kann Gewohnheitsvölkerrecht als „gemeines‘‘ Recht im 
Sinne der neueren Theorie wirken: „man sieht es auch aus 
den eigenen Äußerungen und dem Betragen der europäischen 
Mächte, daß sie dem in Europa hergebrachten Gewohnheits- 
rechte selbst dann einige Kraft beilegen, wenn man auch nicht 
zeigen könnte, daß in jedem individuellen Verhältnis gegen sie 
die Gewohnheit schon bisher bestanden habe“ 7). Das allgemeine 
positive oder praktische europäische Völkerrecht sei aber — 
definiert Martens in Bausch und Bogen — insgesamt ‚der In- 
begriff dieser am allgemeinsten unter den mehrsten, insonder- 
heit den größten europäischen Staaten 8), es sei durch viele 
untereinander übereinstimmende besondere, ausdrückliche oder 


1) S. 7, 6. mn 8. 26. 3) S. 8, 61, 70. ‘) S. 72. 
5) S. 4—6. ©) $3.7. N) S. 4. 
°) Wegen des maßgebenden Beispiels derselben s. S. 4 Ziff. 8. 
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stillsehweigende Verträge, oder durch Herkommen einge- 
führten Punkte‘“!) — also zwar ein doktrinelles Gebilde, aus 
einer Reihe verschiedenartiger Bestandteile zusammengesetzt, 
aber — wie wohl zu beachten ist — nicht ohne Stücke ,ge- 
meinen‘ Völkerrechts im modernen Sinne ?). 

Auch Martens’ Publikation von 1796 bestätigt folglich un- 
verkennbar in entscheidenden Punkten eine relative Ideen- 
verwandtschaft mit den Lehren der dermalen herrschenden 
Völkerrechtstheorie. Seine 1796 dokumentierte völkerrechtliche 
Grundanschauung hat aber Martens ebenfalls in dem Precis du 
droit des gens moderne de l'Europe, Ausgabe letzter Hand 1821, 
beibehalten 3). 

Schließlich jedoch ermöglichen die genannten, aus den 
Jahren 1796 und 1821 stammenden Publikationen von Martens 
auch noch die bestimmte Feststellung, daß die von der der- 
malen herrschenden Völkerrechtstheorie gelehrte Notwendigkeit 
der Unterscheidung von „Völkerrecht“ und „Landesrecht“ 
durchaus im Rahmen des Martensschen Ideenkreises sich be- 
findet. Martens spricht dem von ihm angenommenen, positiven 
europäischen Völkerrecht entschieden den Charakter eines be- 
sonderen, zwischen Staaten als einheitlichen Rechtssubjekten 
geltenden Rechts zu und betrachtet im Verhältnis dazu etwaiges 
„Staatsrecht“ und ‚Privatrecht‘ als rechtliche Gegensätze. 
Schon in seinem „Grundriß des Handelsrechts‘‘, 3. Aufl. 1820, 
bemerkt Martens mit Bezug auf die Wissenschaft des Handels- 
rechts (S. 1): „Sofern dabei zugleich die Rechte und Verbind- 
lichkeiten ganzer Völker untereinander, des Regenten gegen 
den Staat und der Privatpersonen gegeneinander in Hinsicht 
des Handels erörtert werden, sofern ist diese Wissenschaft aus 
Teilen des Völker-, Staats- und Privatrechts zusammengesetzt.“ 
Also das „Völkerrecht“ bestimmt spezifisch die Rechte und Ver- 
bindlichkeiten „ganzer Völker untereinander‘, im Gegensatz zum 
„Staatsrecht“, wo von den Rechten und Verbindlichkeiten des 
Regenten gegen den Staat, und zum „Privatrecht“, wo von 
den Rechten und Verbindlichkeiten der Privatpersonen unter- 
einander die Rede ist. In gleicher Richtung weist Martens’ 


1) 8S. 6. 

D S. die 8.6 Anm. a sich findende Bezugnahme auf die nordameri- 
kanische Union. 

D S. dazu auch Balbey in Les Fondateurs de droit international, 
Paris 1904, S. 603 f.; ferner Klueber, Europäisches Völkerrecht (1819 
bzw. 1821), 2. Aufl. 1851, S. 2, 5 f. 
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„Einleitung“ gleich am Kopf des ersten Paragraphen darauf 
hin, daß es bei dem Tatbestande der Vereinigung einer Zahl 
freier Menschen und Familien zum Staat ohne weiteres für sie 
„eine zwiefache Gattung von Rechten und Verbindlickkeiten, 
in ihrem inneren und in ihrem auswärtigen Verhältnjsse‘, gebe !). 
Das „innere Verhältnis“ beherrscht das „Staatsrecht“, welches 
die „Rechte und Verbindlichkeiten des Verwalters der höchsten 
Gewalt auf der einen und der Untertanen als Untertanen auf 
der andern Seite“ normiert und als positives Recht seine 
Quellen in „Grundverträgen“ und „Grundherkommen‘“, (die 
selbstverständlich zwischen Regent und Untertanenschaft ent- 
standen sind), besitzt?). Dagegen ‚das auswärtige Verhältnis“ 
untersteht dem „Völkerrecht“, welches als positives Recht 
zwischen einem Staat und den übrigen, mit diesem verkehren- 
den Staaten aus den eigenen, „echten Quellen des Völkerrechts“ 
— nämlich Verträgen und Herkommen oder Gewohnheit — 
fließt. Zwar erklärt Martens auch die Bezeichnung ‚auswärtiges 
Staatsrecht“ für das positive Völkerrecht für „einen nicht un- 
passenden Ausdruck“, aber nur mit der nachdrücklichen Ein- 
schärfung, daß ‚man dabei nur nicht vergesse, daß es nicht, 
wie das ‚eigentliche‘ Staatsrecht auf Grundgesetzen und Grund- 
herkommen, sondern auf echten Quellen des Völkerrechts be- 
ruhe‘‘®). Und wie Martens selbst, haben auch die von ihm 
besonders angerufenen zeitgenössischen Gewährsmänner eines 
positiven — europäischen — Völkerrechts unter „Völkerrecht“ 
gerade ein von „Landesrecht“ spezifisch zu sonderndes Recht 
zwischen Staaten verstanden‘). Wohl hielt es Martens auch 
für wissenschaftlich erlaubt, bei der Darstellung von positivem 
Völkerrecht einen einzelnen konkreten Staat als Ausgangspunkt 
zu nehmen und zu zeigen, in welcher Weise derselbe in ‚„völker- 
rechtlichen“ Beziehungen zu anderen Staaten stohen, Doch 
damit erachtete er das solchergestalt ermittelte ‚Völkerrecht‘ 
noch nicht schlechthin für identisch mit dem „Landesrecht“ 


') Vgl. Précis du droit des gens 1821 §§ 3, 4 die Unterscheidung von 
droit public intérieur und droit public extérieur. 

”) Einleitung 8. 1. ”) S. 3. 

*) Guenther I S. 1, 25, 27. v. Ompteda S. bt S. auch Schmalz, 
Europäisches Völkerrecht 1817 8.8. Schmelzing, Europäisches Völkerrecht I 
1818 S. 2. 

"D So in der „Vorerinnerung“ zu dem „Versuch über Caper“ 1795 
S. 11 f.; aber „die einzige zuverlässige Methode“ (vgl. Pohl, Prisengerichts- 
barkeit S. 7) war es nach Martens keineswegs. Ha a, 0. 8.10 und 12. 
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des konkreten Staats und die gegenüberstehenden Staaten nicht 
für verbunden, etwaige Rechtsansprüche aus dem einseitigen 
„Landesrecht“ jenes Staats herzuleiten, statt aus der gemein- 
schaftlich gewordenen, völkerrechtlichen Quelle). 

Mit Recht hat neuerdings insbesondere auch Huber betont 2, 
daß von einer Rechtsgemeinschaft unter Staaten schon gesprochen 
werden könne, wenn zwischen zwei oder mehreren Staaten eine 
gemeinschaftlich anerkannte Norm gelte, auch wenn zu deren 
Sicherung und Durchführung eine ausgeprägte Organisation 
innerhalb der Staatengemeinschaft fehle. In einer solchen 
Rechtsgemeinschaft erblickte aber, wie dargelegt, bereits die 
positive Völkerrechtswissenschaft zur Zeit von Martens ebenfalls 
der Sache nach die christlichen Nationen Europas und die Ver- 
einigten Staaten von Nordamerika, auch wenn bei ihr für diese 
Staatengemeinschaft sich noch nicht unmittelbar der Kunstaus- 
druck ‚internationale Rechtsgemeinschaft‘“ einstellte. Aber die 
mit der fortschreitenden Zeit mehr und mehr sich verstärkenden 
Einflüsse der „historischen Schule“ ließen alsbald ebenfalls die 
förmliche Bezeichnung „internationale Rechtsgemeinschaft‘“ für 
die völkerrechtlichen Verkehr pflegende Kulturstaatengemein- 
schaft aufkommen), und sie modifizierten im Zusammenhang 
“damit auch die Vorstellungsweise über die Natur der völker- 
rechtlichen Rechtsquellen selbst‘). Martens hatte noch als ge- 


!) Vgl. Bescheid des Berliner Kabinettsministeriums vom 6. Juli 1790: 
„in Gemäßheit diese reciproce an den Höfen angenommene Grundsätze“ 
(Rabe, Sammlung preußischer Gesetze II S.48). v. Kaltenborn, Kritik 
des Völkerrechts S. 216: „Das Recht verlangt Gegenseitigkeit.“ 

D Huber S. 9. 

D Schmalz, Völkerrecht 1817 8. 31: „zu einem rechtlichen Gemein- 
wesen“. Schmelzing, Völkerrecht I 1818 S. 4: „integrierende Glieder des 
großen europäischen Staatensystems“; S. 21: „Die Stelle eines unter den 
gesamten Völkern Europas abzuschließenden Vertrags surrogiert sich durch 
ihre besonderen Verträge und ihre auf Gewohnheiten und Gebräuche sich 
stützende Koexistenzordnung“. Klueber I 1821 S. 16: „in einer bestimmten 
Rechtsgemeinschaft“ (vgl. aber S. 73) Haelschner in Eberty’s Zeitschrift 
für volkstümliches Recht I 1844 S. 33, S. 57: Die Staaten sind die „Momente 
der einen geistigen Totalität, welche wir das europäische Staatensystem 
nennen“. v. Kaltenborn S. 313: „Nach Völkerrecht, also in einer inter- 
nationalen Gemeinschaft (Staatensystem) etc.“. v. Mohl, Geschichte der 
Staatswissenschaften I 1855 S. 382: „Völkerrecht ein wesentlich gemein- 
schaftliches Recht“; S. 399: „Der geschichtlich nachweisbare Ausdruck des 
gemeinsamen Rechtsbewußtseins der christlichen Völker der Neuzeit über das 
Rechtsverhalten unabhängiger Staaten zueinander“. Bulmerincq, Die 
Systematik des Völkerrechts 1858 S. 267, 287, 295, 

t4) Vgl. v. Mohl I S. 837 f. 
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meinschaftlichen rechtlichen Unterbau für das von ihm gelehrte 
positive europäische Völkerrecht vorzugsweise ein „Gewohnheits- 
völkerrecht‘‘ verwenden müssen, das er „wegen Gleichförmigkeit 
der bisherigen Handlungen‘ auf eine bloß vermutete, aber 
widerrufliche Einwilligung der Staaten zurückführte. Trotz des 
autoritativen Gewichts von Martens sträubte man sich aber bald 
zum Teil, positives Völkerrecht auf Grund bloß vermuteten 
Willens der Staaten anzuerkennen, uud verlangte wenigstens 
„stillschweigende Einwilligung“ der Staaten als Voraussetzung 
wirklich geltender Völkerrechtssätze!). Die von der „historischen 
Schule“ besönders gepflegte Lehre vom Gewohnheitsrecht hielt 
jedoch nunmehr ihren Einzug auch in die Völkerrechtswissen- 
schaft und drängte die Versuche, positives Völkerrecht auf bloß 
„gemutmaßte‘‘ und selbst auf „stillschweigende‘‘ Einwilligung 
der Staaten zu gründen, zurück®). Der Gedanke, daß die christ- 
lichen Staaten Europas und die Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika eine besondere ‚internationale Rechtsgemeinschaft“ 
darstellten, wurde in dem Sinne für die Theorie der Völker- 
rechtsquellen fruchtbar gemacht, daß man in der fraglichen 
internationalen Rechtsgemeinschaft zugleich das Vorhandensein 
eines gemeinschaftlichen internationalen Rechtsbewußtseins an- 
erkannte, welches gemeines positives Recht für die Gemein- 
schafter ebenso zu erzeugen im Stande sei, wie in einem Volk 
das gemeinschaftliche Rechtsbewußtsein, ‚der in allen Einzelnen 
gemeinschaftlich lebende und wirkende Volksgeist“, dem posi- 
tiven Recht sein Dasein gebe?). Als aus der gemeinen inter- 
nationalen Rechtsüberzeugung fließendes Recht galt aber in 
erster Linie das Völkergewohnheitsrecht, dessen Erfordernisse 
man nach der von der „historischen Schule‘ allgemein ver- 
tretenen Theorie vom Gewohnheitsrecht bestimmte, und das 
„gemeines‘‘ Völkerrecht darstellte‘), ohne jedoch die Möglich- 
keit partikulären Völkergewohnheitsrechts zwischen kleineren 
Gruppen innerhalb der internationalen Rechtsgemeinschaft der 
Kulturstaaten auszuschließen. Wie allerdings ältere Vertreter 
der historischen Schule auf dem Boden der allgemeinen Rechts- 
lehre bisweilen schon die gemeinschaftliche Rechtsüberzeugung, 


1) Klueber I S. 16, 20 f. Schmelzing I S. 21. 

?) Vgl. Schmalz S. 10: „Gewohnheiten sind des Völkerrechts Quelle 
allein“. Haelschner S. 54 f. Besonders v. Kaltenborn S. 109, 178. 

3) So schon v. Savigny, System des heutigen Römischen Rechts I 
1840 S. 14,88. Bulmerincq S. 207, 227 f. Weitere Zitate s. Triepel S. 30 f. 

t) v. Kaltenborn S. 88 f., 282 f., 260 f. Bulmerincq S. 227 f. 


25* 


388 Hubrich, G.Fr. von Martens und die moderne Völkerrechtswissenschaft. 


das gemeine Rechtsbewußtsein als „Recht“ hinstellten, ohne in 
Ansehung des Gewohnheitsrechts das Erfordernis konstanter 
Übung gleich stark zu betonen!), so versuchte auch Haelschner 
um die Mitte der vierziger Jahre des 19. Jahrhunderts für das 
gewohnheitsrechtliche Völkerrecht die Behauptung, daß dessen 
Grundsätze nicht erst durch die Gewohnheit zum Recht würden, 
sondern schon beim ersten Auftreten Recht seien?). Gegenüber 
dieser zu spiritualistischen Auffassungsweise hob aber bereits 
v. Kaltenborn in seiner „Kritik des Völkerrechts“ 1847 den 
Gedanken der Gleichwertigkeit des „inneren“ und „äußeren“ 
Elements für das Entstehen von echtem Völkergewohnheits- 
recht entschieden hervor®): ‚Das Gewohnheitsrecht hat seine 
Kraft in zwei gleich wesentlichen Momenten, dem Rechts- 
bewußtsein (als dem inneren ek, und der äußeren Beob- 
achtung, der äußeren Handlung und Übung“ 4). Dieser realisti- 
scheren Denkweise folgt durchaus die zurzeit in Deutschland 
herrschende Völkerrechtsdoktrin 5), welche seit Bluntschli und 
Bergbohm ®) unter Zerlegung der Staatsverträge in die rechts. 
geschäftlichen“ und ‚„rechtsetzenden‘ dem Völkergewohnheits- 
recht noch das gesetzte Völkerrecht der ‚rechtsetzenden Staats- 
verträge“ als vollgültige Emanationsart der gemeinen inter- 
nationalen Rechtsüberzeugung in der Kulturstaatengemeinschaft 
an die Seite stellt, ohne neben etwaigem „gemeinem‘“‘ gesetzten 
Völkerrecht gesetztes Partikular-Völkerrecht einzelner Kultur- 
staaten in Abrede zu stellen 7). 

Es ist hier nicht der Ort, in ausführlicher Weise die Be- 
rechtigung der Rechtsquellentheorie der dermalen herrschenden 
Völkerrechtsdoktrin darzutun. Für sie spricht jedenfalls die 
logische Konsequenz, das Beispiel der Geschichte, das in viel- 
fachen autoritativen Erklärungen vorliegende Zeugnis der die 


') Vgl. Bergbohm, Jurisprudenz und Rechtsphilosophie 1892 S. 499 f. 
Heilborn, S. 37. 

”) a. a. O. S. 60. D S. 232. t) S. 232. 

H Heilborn 8S. 87, 38. ©) Vgl. Heilborn 8.41. 

"IS dazu Huber S. 88. Heilborn S. 57 f. Gegen die Annahme eines 
„gemeinen“ Völkerrechts in der modernen Kulturstaatengemeinschaft aller- 
dings in neuerer Zeit noch Triepel S. 83 f. und E. Kaufmann, Wesen des 
Völkerrechts S. 170 f. Dagegen s. aber auch Preuß. Gerichtshof zur Ent- 
scheidung der Kompetenzkonflikte vom 25. Juni 1910: „zu dem unhaltbaren 
Ergebnis, daß in dem Verkehr der Völker miteinander nicht ein einheitliches 
Recht, das Völkerrecht, sondern eine Reihe von mehr oder minder verschie- 
denen sonderstaatlichen Rechten gelten würde“ (Niemeyers Zeitschrift f. 
internationales Recht Bd. 20 S. 486). 
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Die Wertung der Stimmen bei der Wahl 
Von Adolf Tecklenburg 


Das Merkmal, welches die Wahl neben der Beschlußfassung 
gegenüber andern Rechtsinstituten auszeichnet, ist, daß sie ein 
Rechnungsverfahren enthält. Alle angewandte Mathematik setzt 
voraus, daß an Stelle der in Betracht kommenden konkreten 
Gegenstände reine Zahlen gesetzt werden. So ist denn auch 
bei Wahl für den Wähler, genauer für die gültig abgegebene 
Stimme eines Wahlberechtigten, stets eine Zahl einzusetzen, 
bevor auch nur z. B. eine relative Majorität festgestellt werden 
kann. Hat A 33 und B 79 Stimmen erhalten, so müssen wir 
die eine Zahl von der anderen subtrahieren, um festzustellen, 
wer die Majorität hat (33 — 79 = — 46); die negative Differenz 
zeigt, daß der Subtrahent größer ist als der Minuend, daß mithin 
B die Majorität hat. Die Benennungen der Zahlen geben nur 
die Direktiven dafür, welche Rechnung auszuführen ist, und 
welche reale Bedeutung dem Resultat zuzuerkennen ist. Die 
ganze Rechnung aber vollzieht sich nur mit rein abstrakten 
Größen, den Zahlen. 

Ob wir nun hier eine Rechnung ausgeführt haben, die so 
einfach ist, daß wir das Resultat schon vor Augen sehen, ohne 
uns überhaupt der Vornahme einer Rechnung bewußt geworden 
zu sein, oder ob wir eine nach der Behauptung mancher, un- 
geheuer schwierige Proportionalwahlrechnung vollziehen, macht 
für die logische Notwendigkeit einer Ersetzung der Stimmen 
durch reine Zahlen nicht den geringsten Unterschied. Den 
sich in unserm Denken vollziehenden Prozeß, durch welchen 
wir an die Stimmen eines konkreten Inhalts reine Zahlen setzen, 
bezeichnen wir als die Wertung der Stimmen. 

Die in der älteren Entwicklung angewandten Rechnungs- 
verfahren waren so einfach, daß man sich der Vornahme einer 
Rechnung, und infolgedessen auch der einer Wertung gar nicht 
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bewußt war. Diese Entwicklungsstufe kommt über die gleiche 
Wertung aller zu ein und derselben Wahlgemeinschaft Ge- 
hörigen nicht hinaus. Dabei ist aber die Möglichkeit vorhanden, 
daß z. B. bei parlamentarischer Wahl mehrere Wahlgemein- 
schaften gebildet werden. Das Verhältnis zwischen Wählern 
verschiedener Wahlgemeinschaften lassen wir einstweilen un- 
berücksichtigt. Wir betrachten die unbewußte Wertung in 
Abschnitt I. 

Unser II. Abschnitt zeigt den engen Zusammenhang zwischen 
der Fortbildung des Rechnungsverfahrens bei der Wahl und 
der bewußten Vornahme einer Wertung der Stimmen, oder 
durch Schlagworte illustriert: zwischen Proportionalwahlverfahren 
und Pluralstimmrecht, da nämlich das Bewußtwerden der Vor- 
nahme einer Rechnung, wie sich geschichtlich ergeben wird, 
mit dem Bewußtsein einer vorangehenden Wertung verbunden 
ist, und damit auch zu der Möglichkeit einer verschiedenen 
Wertung der Stimmen je nach der Qualität des Wählers, der 
sie abgegeben, geführt hat. 

Den technischen Fortschritt, welcher durch die bewußte 
Wertung der Stimmen erzielt ist, erweisen wir im III. Abschnitt 
als verwendbar zur exakten Darstellung der bei unbewußter 
Wertung sich in Wahrheit vollziehenden Wertung nach. 

Mit Rücksicht auf das Reformstadium, in welchem sich 
zurzeit besonders die parlamentarischen Wahlrechte befinden, 
ziehen wir im IV. Abschnitt aus unserer Untersuchung prak- 
tische Folgerungen. 


I. 


Bis zur französischen Revolution begnügte man sich bei 
der Wahl regelmäßig mit relativer Majorität!), gleichwie in 
England für die Wahlen zum Unterhaus bis auf den heutigen 
Tag. Die Ordonnanz vom 24. Januar 1789 wies zum ersten 
Male ein Verfahren nach absoluter Majorität in der Gestalt 
auf, die es bis zur Stunde charakterisiert: es war nämlich durch 
Einführung mehrerer Wahlgänge und durch eine Beschränkung 
der im letzten Wahlgang konkurrierenden Kandidaten ein Ver- 
fahren geschaffen, das uns unter dem Namen „Stichwahl“ ge- 
läufig ist. In beiden Formen trat die vorzunehmende Rechnung 
wegen ihrer Einfachheit zurück. Daraus erklärt sich, daß auch 
die Frage nach der Wertung vernachlässigt wurde, und es 


') Tecklenburg, Entwicklung des Wahlrechts in Frankreich, 1911, 43. 
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darum als selbstverständlich erschien, daß das Stimmrecht gleich 
war. Unter „Le suffrage universel‘ ist ebenso, wie oft genug, 
wenn von „allgemeinem Stimmrecht“ gesprochen wird, das all- 
gemeine und gleiche Stimmrecht gemeint. 

Dieser Auffassung entsprachen denn auch die Beschrän- 
kungen oder Vergünstigungen, die man bei Zuteilung des Stimm- 
rechts vornahm. Alle Verschiedenheiten mußten immer wieder 
zu einem gleichen Stimmrecht führen, sei es, daß man unter 
Aufrechterhaltung der Bezeichnung „allgemeines Stimmrecht‘, 
Einschränkungen in geringerem Maße machte, oder auch unter 
Preisgabe jenes Sinnbildes der „égalité“, sie in umfassender 
Weise eintreten ließ, sei es, daß man selbst mehrere Wahl- 
gemeinschaften bildete. 

Das Einfachste war, allen Wahlberechtigten gleiches Stimm- 
recht zu geben. Freilich ohne alle Grenze kommt man nirgends 
aus; die Personen allzu jugendlichen Alters, die Frauen nach 
früherer Anschauung selbstverständlich und Geisteskranke mußten 
ausgeschlossen werden; dazu kamen noch meistens gewisse Ver- 
brecher. Auch wo weiter noch die Landesfremden, die in eines 
anderen Dienst stehende Personen, Konkursiten und fruchtlos 
Gepfändete ausgeschieden sind, spricht man noch schlechtweg 
von allgemeinem Stimmrecht. 

Glaubte man aber mit dieser Begrenzung des Stimmrechts 
sich nicht begnügen zu dürfen, so ging man daran, die wirt- 
schaftlich am wenigsten Leistungsfähigen am Stimmrecht nicht 
teilnehmen zu lassen. Man spricht hier von Zensuswahlrecht. 
Gleich für den Anfang ihrer Entstehung wurde das Anwen- 
dungsgebiet der Zensuswahl dadurch vergrößert, daß aus tech- 
nischen Gründen für die parlamentarischen Wahlen das indirekte 
Wahlverfahren vorherrschte. So wurde nach der französischen 
Verfassung vom 3. September 1791 für den Urwähler als Voraus- 
setzung seines Wahlrechtes die Zahlung einer direkten Abgabe 
aufgestellt, welche dem lokalen Wert von drei Arbeitstagen 
gleichkam. Zum Wahlmann konnte nur der Eigentümer oder 
Nutznießer eines Vermögens gewählt werden, welches in den 
Steuerrollen zu einem Ertrag gleich dem örtlichen Werte von 
150 bis 200 Arbeitstagen angesetzt war. Für die Deputierten 
ist selbstverständlich wieder ein Zensuserfordernis möglich ; doch 
war in jener Verfassung davon abgesehen !). 


) Tecklenburg, Entwicklung des Wahlrechts in Frankreich, 1911, 
S. 67 ff 
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Während der Revolutionsperiode hatte man sich in Frank- 
reich noch mit dem Satz der Menschenrechte vom 26. August 1789: 
„Les hommes naissent et demeurent libres et égaux en droit‘, 
abfinden müssen, und Siey&s war um eine Formel nicht ver- 
legen, die den Ausschluß von 300000 gegenüber 400000 wahl- 
berechtigten Bürgern als mit dem Prinzip der Gleichheit ver- 
träglich hinstellte; er unterschied zwischen „citoyens passifs“ 
und „actifs“; aber alle waren „citoyens“. 

Nachdem man in der Restaurationsperiode praktisch und 
auch theoretisch das Gleichheitsprinzip nicht mehr aufrecht 
erhielt, machte die Wertung der Wahlberechtigten einen neuen 
Fortschritt. Da man wieder die Anlehnung an das historisch 
Gewordene suchte, aber das „ancien régime“ doch nicht mehr 
völlig wieder aufleben lassen konnte, so galt es, einen Ersatz für 
die ständische Gliederung des Volkes zu finden. Bei Schaffung 
des Wahlgesetzes vom 29. Juni 1820 bestand die Tendenz, den 
Grundbesitzern einen vorwiegenden Einfluß zu verschaffen. 
Allein seit der Revolution hatte sich eine Gleichstellung des 
Geldbesitzes mit dem Grundbesitz herausgebildet!), die man 
nicht mehr zu ignorieren vermochte. So legte man die Steuer- 
zahlung der Bemessung des Wahlrechts zugrunde ohne Rücksicht 
darauf, ob die Steuer sich von Grund- oder Geldbesitz herleitete. 
Wahlberechtigt war, wer mindestens 300 Franken Steuer zahlte. 
Diese Wähler wählten in Arrondissementskollegien im ganzen 
258 Abgeordnete. Ferner wurden in Departementskollegien 
weitere 172 Abgeordnete gewählt. Hier waren wahlberechtigt 
nur die Höchstbesteuerten, und zwar ein Viertel der sämtlichen 
Arrondissementswähler innerhalb eines Departements. Das war 
das sogenannte „Doppelstimmrecht“ (‚le double vote“) des 
Gesetzes vom 29. Juni 18202). Die Abstufung geschieht ver- 
mittelst zweimaliger Abstimmung der bestberechtigten Wähler, 
zum einen Mal für sich allein, zum andern in Gemeinschaft 
der übrigen Wahlberechtigten. Innerhalb jeder Wahlgemein- 
schaft aber besteht gleiches Stimmrecht der in ihr Wahlberech- 
tigten. War dem Doppelstimmrecht auch nur der kurze Bestand 
von zehn Jahren beschieden, so ist es doch als erster Versuch 
einer verschiedenen Wertung innerhalb des gesamten Kreises 
der Wahlberechtigten bemerkenswert. 


') Tecklenburg, 133 ff, L. Stein, Sozialismus und Kommunismus 
im heutigen Frankreich, 2. Aufl., 1848, S. 51. 

) Tecklenburg, 118 ff, G. Meyer, Parlamentarisches Wahlrecht, 
1901, 96 f. 
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Einen neuen und zugleich entwicklungsgeschichtlichen " 
Fortschritt machte dieStimmwertung indem preußischen Klassen- 
wahlrecht. Ursache hierfür war der engere Anschluß an das 
ständische Prinzip. Das zeigt sich in der Entstehungsgeschichte 
des preußischen parlamentarischen Wahlrechts. Sein Vorbild 
findet es in dem Gesetz wegen Anordnung der Provinzialstände 
für die Rheinprovinz vom 27. März 1324. In diesem war ebenso 
wie in den gleichzeitigen Gesetzen für die übrigen Provinzen 
das ständische Prinzip vollständig zur Durchführung gebracht; 
erster Stand waren die vormals unmittelbaren Reichsstände 
zweiter die Ritterschaft, dritter die Städte, vierter „die übrigen 
Grundbesitzer, welche im zweiten und dritten Stande nicht be- 
es sind“. Die Abgrenzung zur zweiten und vierten Klasse 
SE ée konnte aber nicht mehr rein nach der alten stän- 
SS e me. geschehen, da diese durch die Napoleonische 
a En war. Es wurde daher zu einer wenigstens 
a nden Einteilung nach der Grundsteuer gegriffen, s0 
a das aktive und passive Wahlrecht in der zweiten Klasse 
eine Minimalgrenze von "8 Talern und für die dritte von 
20 Talern festgesetzt wurde. 
an weiterer Schritt war in der rheinischen Gemeinde- 
Bee e 23. Juli 1845 (35 50, 51) getan, indem sie ge- 

ahlgemeinschaften in folgender Weise bildete. Die 
gesamten gezahlten Steuern innerhalb eines Wahlbezirkes sollten 
zusammengerechnet werden. Die Höchstbesteuerten, welche 
das eine Drittel aufbrachten, sollten eine Wahlgemeinschaft für 
sich bilden, ebenso die Nächsthöchsbesteuerten, welche das 
zweite Drittel aufbrachten, und ebenso schließlich die übrigen, 
die Niedrigstbesteuerten. Jede dieser Klassen wählte die gleiche 
Anzahl von Gemeindeverordneten. Genau dasselbe Drittelungs- 
verfahren machte sich die preußische Verordnung über die 
Ausführung der Wahl der Abgeordneten zur zweiten Kammer 
vom 31. Mai 1849 zu eigen. Die Bezirke, innerhalb welcher 
die Drittelung für die drei Klassen vorgenommen wurde, waren 
die Gemeinden, welche einen Urwahlbezirk für sich bilden oder 
größer sind, im übrigen die zu einem Urwahlbezirk vereinigten 
kleineren Gemeinden. Innerhalb dieser Drittelungsbezirke bilden 
diejenigen Höchstbesteuerten, deren Steuern ein Drittel der 
Gesamtsumme der im Urwahlbezirk aufgebrachten Steuern aus- 
machen, die erste, die das Drittel der nächst Höchstbesteuerten 





"Georg Schmidt im Archiv für öffentl. Recht, 26, 296. 
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aufbringenden Wahlberechtigten die zweite, die übrigen Wahl- 
berechtigten die dritte Steuerklasse, zu welcher auch die gar 
keine Steuer zahlenden gehören. In jedem Drittelungsbezirke 
wird die gleiche Anzahl von Wahlmännern gewählt, denen dann 
die Wahl des einen oder der zwei oder der drei Abgeordneten 
des Wahlkreises oblag. So war die Abstufung mit der in- 
direkten Wahl verknüpft; denn selbstverständlich waren in der 
ersten, der Klasse der am höchsten Besteuerten, nur wenige 
Wähler, in der dritten dagegen eine bei der fortschreitenden 
Bildung größerer Vermögen gewaltig anschwellende Anzahl vor- 
handen; dabei blieb das Verfahren für Stimmgebung und 
Resultatsermittelung sehr einfach, da innerhalb jeder Wahl- 
gemeinschaft das Gleichheits- und das Majoritätsprinzip gelten. 
Auch allgemein war das Wahlrecht; die Verordnung von 1849 
kennt keinen Zensus und ist auch in den Ausschließungsgründen 
sehr zurückhaltend. Allein die unter Zuhilfenahme der in- 
direkten Wahl sich vollziehende Abstufung wirkt sehr ein- 
schneidend, wie sich uns dies auf statistischer Grundlage später 
zeigen wird. 

Weisen alle Versuche einer Begrenzung des Wahlrechts 
oder einer Abstufung die Tendenz einer Wiederanlehnung an 
das ständische Prinzip auf, so ergibt es sich von selbst, daß 
wir neben den bisher betrachteten Staaten, in welchen dieses 
durch eine absolute Monarchie vernichtet war, auch diejenigen 
ins Auge fassen müssen, in welchen sich das Ständetum er- 
halten hatte. Dafür, daß die ständische Vertretung eine Ab- 
stufung des Wahlrechts im eminenten Sinne bedeutet, braucht 
nur auf jene Feststellung Siey&s’ hingewiesen zu werden, 
wonach der „tiers état“ 96°/, der ganzen Wähler Frankreichs 
hinter sich hatte. Die ständische Vertretung hatte sich in 
mehreren der kleineren deutschen Staaten behauptet. Wir wollen 
indessen den höchsten Grad des Einflusses, welcher das stän- 
dische Prinzip auf die Gestaltung des Wahlrechts im konstitu- 
tionellen Staat ausübte, an einem hervorstechenderen Beispiel 
betrachten, am österreichischen Kaiserreich. In den Einzel- 
staaten der österreichischen Monarchie hat die ständische Ver- 
fassung keine Unterbrechungen von längerer Dauer erfahren !). 
Die Stände traten in den Landtagen auf als die 4 Kurien: 
1. der Prälaten, 2. des Herrenstandes, 3. der Ritterschaft und 
4. der Städte und Märkte. Von dieser Gruppierung kommen 


') Ulbrich, Österreichisches Staatsrecht, 1909, S. 34 f.; G.Meyer, 205 f. 
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Abweichungen vor; so z. B. fand in Tirol keine Scheidung von 
Herrenstand und Ritterschaft statt. Der ganze Adel bildete hier 
eine Kurie; dagegen bildeten die Vertreter der freien Bauern 
einen besonderen, den vierten Stand!). Im engen Anschluß an 
diese ständische Vertretung hat sich das Wahlrecht bei Über- 
gang zur konstitutionellen Verfassung seit dem Jahre 1861 
herausgebildet. In Hinsicht auf das Wahlrecht könnte man 
fast behaupten, daß der bedeutendste Wechsel der des Namens 
sei; man spricht nunmehr von Interessenvertretung, welche 
man nach wie vor in einem auch so genannten Kurienwahl- 
system zur Geltung kommen läßt. Nicht einmal der geistliche 
Stand ist vollständig verschwunden; denn „ausnahmsweise“ 
wenigstens wie Ulbrich?) sagt, ist individuell bestimmten Per- 
sonen ein Wahlrecht zum Landtag eingeräumt. Als solche 
Personen figurieren vorzugsweise Abte, Landeskomturen, Pröpste, 
Erzpriester, Vorsteher von Klöstern. Im übrigen gibt es drei 
Wahlkurien: Großgrundbesitz, Städte, Landgemeinden. Für 
das Wahlrecht in der ersten Kurie ist überdies die Eintragung 
des Gutes in der Landtafel die Voraussetzung, welche allerdings 
in den Ländern, in welchen es keine Landtafel gibt, wegfällt. 
In Tirol tritt an die Stelle dieses objektiven Erfordernisses das 
subjektive der Adelsqualität des Eigentümers. In den Wahl- 
kurien der Städte und der Landgemeinden war ursprünglich 
Gemeindewahlrecht die Voraussetzung des Landtagswahlrechts; 
doch wurden für das letztere allmählich selbständige und ab- 
geschwächtere Erfordernisse aufgestellt 8). 

Als der österreichische Gesamtstaat durch das Patent vom 
26. Februar 1861 dauernd zu einer konstitutionellen Verfassung 
gelangte, wurde das Abgeordnetenhaus des Reichsrates zunächst 
aus Vertretern gebildet, welche von den Landtagen der einzelnen 
Staaten gewählt waren. Durch die Reichsratswahlordnung vom 
2. April 1873 ging man dann zur unmittelbaren Wahl der Mit- 
glieder des Abgeordnetenhauses über. Der Ausgestaltung der 
Wahl legte man nach dem Vorbild der Länder das Prinzip der 
Interessenvertretung zugrunde, und schuf die 4 Kurien: 1. des 
großen Grundbesitzes, 2. der Städte, 3. der Handels- und Gewerbe- 
kammern und 4. der Landgemeinden. 

Durch ein Gesetz vom 14. Juni 1896 wurde diesen 4 Kurien 
als 5. diejenige der allgemeinen Wählerklasse hinzugefügt. Hier- 

!) G. Meyer, S. 208. 


?) Österreichisches Staatsrecht 221. 
"D Ulbrich, Österreichisches Staatsrecht 219 ff. 
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durch wollte man auch den Arbeitern, als einem neu gebildeten 
sozialen Stand zu einer Vertretung verhelfen !). 

Jeder Kurie war eine bestimmte Anzahl von Vertretern 
zugewiesen; 85 den Großgrundbesitzern, 139 den Städten, sowie 
den Handels- und Gewerbekammern, 129 den Landgemeinden; 
dazu kamen weitere 72 Abgeordnete der 5. Kurie. 

Wer in einer der alten Kurien Stimmrecht hatte, konnte 
ein solches außerdem in der allgemeinen Wählerklasse aus- 
üben. So war auch ein Doppelstimmrecht vorhanden. Allein 
viel wichtiger und einschneidender ist diejenige Wertung, welche 
durch die Bildung der Kurien mit wenigen oder vielen Wahl- 
berechtigten und unter Zuteilung von gewissen Anzahlen von 
Vertretern ohne Rücksicht auf das Verhältnis der in den ein- 
zelnen Kurien zur Wahl Berechtigten sich vollzieht. 

Ein Kurienwahlrecht weist auch das Hamburgische 
Gesetz für die Wahlen zur Bürgerschaft vom 5. März 1906 auf 
Es gibt drei Kurien. Die Kurie der städtischen Grundeigentümer 
wählt 40 Abgeordnete; ein gewisser Kreis von Notablen (der- 
zeitige oder frühere Senats- oder Bürgerschaftsmitglieder, gewisse 
Beamte) wählen weitere 40. In der 3. Kurie haben alle Bürger 
Stimmrecht; jedoch ist für diese Kurie, welche 80 Abgeordnete 
wählt, eine Klasseneinteilung für die Wahl der 72 städtischen 
Abgeordneten eingeführt. In der ersten Klasse wählen die Bürger, 
welche mehr als 2500 M. Einkommen versteuern, zwei Drittel, 
in der zweiten Klasse die übrigen Wahlberechtigten das andere 
Drittel ($ 3, 4). 

IL 


Wie man die Periode des Ständetums als eine organische 
bezeichnet, so kann man auch die bisher betrachteten Abstu- 
fungsformen, welche an die ständischen Einrichtungen wieder 
anknüpfen, als organisches Wahlrecht bezeichnen. 

„Organisch“ wird hierbei zum Wechselbegriff mit „histo- 
risch“. In Anlehnung an geschichtlich überkommene Wert- 
urteile wird das Wahlrecht abgegrenzt oder abgestuft. Bei Ab- 
stufungen wird jede zahlenmäßige Beziehung für die verschiedene 
Bemessung des Wahlrechts vermieden. Vielmehr ist charakteri- 
stisch, daß in jeder Wahlgemeinschaft, für sich genommen, 
das Wahlrecht ihrer Mitglieder gleich ist und man daher auch 
mit sehr einfachen Vorschriften über die Resultatsermittlung 
auskommen kann. 


!) Schneider, im Archiv für öffentliches Recht, 26 (1910) 278. 
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In einer Schrift, welche dem Liberalen Mill der Konser- 
vative James Lorimer!) widmet, baut dieser ein Pluralver- 
fahren auf, das bis zu einem Maximum von 25 Stimmeinheiten 
gelangt. Die Steuerzahlung tritt bei ihm in den Vordergrund; 
sie gewährt bis zu 10 Stimmen, parlamentarische Erfahrung 
bis zu 7, praktische genossenschaftliche Tätigkeit bis zu 4, 
Beruf als Theolog, Anwalt, Arzt bis zu 4, so daß das Höchst- 
maß der Stimmenzahl eines einzelnen Wählers 25 Stimmen 
beträgt ?). 

Genau wie in England sich der Vorschlag eines Plural- 
stimmrechts an rationalistische Erwägungen anschloß, welche 
zur Agitation für die Proportionalwahl geführt hatten, geschah 
es auch in Belgien. Als es sich dort zu Beginn der neunziger 
Jahre darum handelte, von dem Zensuswahlrecht zum allgemeinen 
Stimmrecht überzugehen, dazu vielfache Straßenaufläufe der 
Regierung eine Entscheidung wünschenswert gemacht hatten ®), 
da griff man einen Vorschlag auf, den der langjährige Streiter 
für die Proportionalwahl, Albert Nyssens, Professor an der 
Universität Loewen), in einer kleinen Schrift 5) gemacht hatte, 
in welcher er das allgemeine Stimmrecht mit Pluralwahl ver- 
band ®). Unter dem Ministerium Beernaert, der gleich Nyssens 
Mitglied „Association reformiste pour l'adoption de la représen- 


1) Lorimer, Constitutionalism of the future, Edingburgh, 1865. 
D Lorimer, a.a. 0., bes. Tabelle S. 173; Jellinek, 19 f. 
D Errera, Das Staatsrecht des Königreichs Belgien, 1909, S. 17. 


4) Mitglied der „Association réformiste pour l'adoption de la représen- 
tation proportionelle“ seit ihrer Gründung (1882) und deren langjähriger 
Sekretär („La Représentation Proportionelle, revue mensuelle“, Brüssel, 1. J. G., 
1882, S. 3). 

6) Nyssens, Le suffrage universel tempéré, Brüssel, 1890. 


©) Mit Rücksicht darauf, daß dem Pluralstimmrecht überdies das Pro- 
portionalverfahren bereits 1899 folgte, ist eine Äußerung von Mommaert 
aus 1893 („La Représentation Proportionelle, 12. J. G. Nr. 6, 1893, S. 168) 
interessant: „... C’est bien ainsi, assurément, que M. le ministre Beernaert, 
et M. Nyssens entendaient les choses, lorsqu’ils pr6coniserent la solution 
du vote plural.... Les convictions reformistes, anciennes et profondes, des 
initiateurs du vote plural nous sont à cet égard, un sûr garant. Nous avons 
la confiance qu'après avoir fait triompher si habilement le suffrage général 
et plural, ils agiront de même et avec le même succès pour l'établissement 
définitif dans notre pays de la plus juste et de la plus loyale des réformes 
politiques: la représentation proportionnelle.“ Diese Erwartung wurde nicht 
getäuscht; bereits im folgenden Jahre legte Beernaert einen Gesetzentwurf 
über Einführung der Proportionalwahl vor (Mauranges, le vote plural, 
Pariser These, 1899 S. 77). 
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tation proportionelle‘“‘ seit ihrer Gründung war!), wurde ein 
plurales Stimmrecht durch das Gesetz vom 9. September 1893 
für die Wahlen zur belgischen Deputiertenkammer eingeführt. 

Jeder 25 Jahre alte Belgier ist wahlberechtigt. Zusatz- 
stimmen werden erteilt auf Grund Alters und Verehelichung, 
Vermögens und von Hochschuldiplomen und staatlich bestätigten 
Zeugnissen. Jedoch kann der einzelne Wähler kein höheres 
als ein dreifaches haben ?). 

Das Pluralstimmrecht hat auch in Deutschland neuestens 
Nachahmung gefunden; so in Sachsen und in Hessen. 

Im Königreich Sachsen kann nach dem Wahlgesetz für 
die zweite Kammer der Ständeversammlung vom 5. Mai 1909 $) 
ein Wähler bis zu 4 Stimmen haben: 

Zwei Stimmen hat, wer ein Einkommen von über 1600 M. ver- 
steuert, wobei Ermäßigungen bei besonderer, Dauer verbürgender Art 
und bei konkurrierendem Grundbesitz eintreten, oder wer ein gewisses 
Maß von einem der Land- oder Forstwirtschaft dienenden Grundbesitz hat, 

oder wer wissenschaftliche Bildung durch das Zeugnis für die Be- 
fähigung zum einjährig-freiwilligen Militärdienst nachweist. 

Drei Stimmen hat, wer Einkommen von über 2200 M. versteuert 
(Ermäßigungen wie vorher) oder wer das Doppel der vorigen Stufe 
an Grundbesitz aufweist. 

Vier Stimmen hat, wer 2800 M. versteuert oder das Doppel der 
vorletzten Stufe an Grundbesitz aufweist. 


Hierneben erhalten die Wähler der drei ersten Stufen eine Zusatz- 
stimme bei Vollendung des 50. Lebensjahres. 


Im Großherzogtum Hessen ist durch Gesetz, die Land- 
stände betreffend, vom 3. Juni 1911, ein freilich sehr enges 
Pluralstimmrecht eingeführt worden. Jeder Stimmberechtigte, 
der das 50. Lebensjahr zurückgelegt hat, ist berechtigt zwei 
Stimmen abzugeben (Art. 6, III). Trotzdem aber hat seine erst- 
malige Anwendung einen überraschenden und charakteristischen 
Erfolg ergeben, insofern nämlich für die bürgerlichen Parteien, 
fortschrittliche Volkspartei, Nationalliberale, Zentrum und Bauern- 
bund 51 bis 58°/, ihrer Gesamtstimmenzahlen durch Plural- 
stimmen bestritten wurden, bei den Sozialdemokraten aber nur 
39 °/,, ein Unterschied, der darum besonders nicht allein aus 
einem geringeren Altersdurchschnitt der arbeitenden Klassen 
zu erklären sein soll, weil Hessen wenig gesundheitgefährdende 
Berufe aufweise $). 


') „La Représentation Proportionnelle“, 1. J. GO 1882, S. 3. 

” Errera, 83 ff. 

DO Mayer, Staatsrecht des Königreichs Sachsen, 1909, 132 ff. 
D Lion, Archiv für öffentl. Recht, 26 (1912) 463 ff. 


Tecklenburg, Die Wertung der Stimmen bei der Wahl. 401 


In. 


Das Proportionalverfahren und das Pluralstimmrecht haben 
für die Erkenntnis des Wesens der Wahl das Ergebnis gebracht, 
daß eine solche Erkenntnis nicht ohne Einbeziehung mathe- 
matischer Gesichtspunkte möglich ist; der eine dieser Gesichts- 
punkte ist, daß eine zahlenmäßige Wertung der Stimme jedes 
Wählers die Grundlage für die Entscheidung durch Wahl ist, 
der andere, daß diese Entscheidung sich vermittelst eines Rech- 
nungsverfahrens vollzieht. Hinsichtlich des letzteren Punktes 
ist hervorzuheben, daß es für unsere Untersuchung gleichgültig 
ist, ob diese Entscheidnng sich im Wege des sogenannten 
Majoritäts- oder des Proportionalverfahrens vollzieht. Hier ist 
nur zu betonen, daß es erst die etwas kompliziertere und darum 
augenfälligere Rechnung beim Proportionalverfahren war, welche 
die Erkenntnis unabweisbar machte, daß auch bei Majoritätswahl 
das Recht sich mathematische Regeln dienstbar gemacht hat. 

Unsere Aufgabe ist es jetzt, frühere oder auch bis in die 
Gegenwart hineinragende Gesetze mit Majoritätsverfahren unter 
dem mathematischen Gesichtspunkte zu untersuchen, welche 
Wertung der Stimmen hierbei stattfand. 

Daß (1.) bei ständischer Volksvertretung, sowie bei den- 
jenigen Wahlverfahren in konstitutionellen Staaten, welche eine 
Abstufung unter den Wahlberechtigten aufweisen, eine Wertung 
der Berechtigten sich handgreiflich ergibt, hat seinen Grund 
darin, daß eine verschiedene Wertung stattfand. 

Beim allgemeinen gleichen Stimmrecht würde freilich eben- 
sogut eine Wertung stattfinden, wenn die Stimme jedes Wählers 
gleich, also stets mit 1, zu werten wäre. Allein unsere Erör- 
terung kompliziert sich, da in den meisten Fällen die gleiche 
Wertung nur Schein ist. Wir müssen nämlich zunächst (2.) 
prüfen, ob bei der hergebrachten Teilung des Landes in Wahl- 
bezirke die Stimme des Wählers in dem einen Bezirke auch 
dasselbe Gewicht hat, wie die Stimme eines Wählers in jedem 
anderen. Und ferner (3.) fragt es sich, ob ein unvollkommeneres 
Verfahren der Resultatsermittlung nicht derartigen Einfluß auf 
die Bedeutung der Stimmen ausübt, daß tatsächlich wenigstens 
dieses einen Ersatz für eine ausdrückliche Verschiedenheit in 
der Wertung der Stimmen zu bieten vermag. 

(Zu 1.) Wo das Wahlrecht nicht allgemein ist, hat es wenig 
Interesse auf die Verschiedenheit des Stimmgewichts der Wahl- 
bererttioten näher einzugehen, da hier der völlige Ausschluß 

' Politik. 7. 26 
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von Stimmrecht für einen Teil der Bürger einen zu einschnei- 
denden Gegensatz gegenüber jeder Stimmberechtigung über- 
haupt bildet. Ahnliches gilt auch für das bis 1907 geltende 
österreichische Recht, da der der allgemeinen Wählerklasse 
gegebene Einfluß, die Wahl von nur 72 Abgeordneten gegenüber 
den von den alten Kurien zu wählenden 353 zu geringfügig 
war. Wir können uns daher hier damit begnügen, für das 
preußische Wahlrecht eine exakte Prüfung des Gewichts 
einer Stimme jeder Klasse vorzunehmen. Für Preußen wurde 
1910 statistisch festgestellt, daß damals die 1. Klasse rund 3,5 %/,, 
die 2. 14°/,, die 3. 82,5°/, aller Wahlberechtigten umfasse !). 
Da die Urwähler jeder Klasse innerhalb eines Wahlkreises die 
leiche Anzahl von Wahlmännern wählen, so ist das gesamte 

timmgewicht der Wähler jeder Klasse (Klassenstimmgewicht) 
gleich. Die Zahl, durch welche wir das Klassenstimmgewicht 
bezeichnen, können wir beliebig wählen, da das Stimmgewicht 
eine Verhältnisbeziehung ist. Weil es uns aber darauf ankommt, 
die Stimmgewichte des einzelnen Wählers jeder Klasse (Einzel- 
stimmgewichte) in plastischer Weise darzustellen, so wählen 
wir die Zahl für das Klassenstimmgewicht so, daß sich für das 
Einzelstimmgewicht des Wählers der 3. Klasse die Zahl 1 er- 
gibt. Weil wir endlich das Einzelstimmgewicht aus dem Klassen- 
stimmgewicht durch Division des letzteren, durch die (prozen- 
tuale) Anzahl der Wähler der betreffenden Klasse erhalten, so 
erreichen wir dieses Ziel, wenn wir als Zahl für die Klassen- 
stimmgewichte 82,5 wählen. 











Klassen Klassenstimm- dividiert durch des i 
gewicht Anzahl der Wähler Wählers 
IH. 82,5 82,5 1 
I. 82,5 14,0 5,9 
I. 82,5 3,5 23,6 











Somit ist, wenn das durchschnittliche Stimmgewicht eines 
Wählers in der III. Klasse 1 ist, dasjenige eines Wählers der 
U. 5,9 und das eines Wählers der I. 23,6. 

(Zu 2.) Voraussetzung für die tunlichste Gleichheit des 
Stimmgewichts des Wählers in einem Wahlkreis mit dem Stimm- 
gewicht eines Wählers in jedem anderen wäre, daß für jeden 
Wahlkreis die Vertreterzabl nach jeder Volkszählung neu und 


!) Drucks. des Herrenhauses Sess. 1910, Nr. 67 S. 3. 
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nach derselben Kopfzahl der Einwohner bestimmt würde, wie 
solches in der Schweiz für die Wahlen des Nationalrates gilt!). 


Den Gegensatz zu diesem, aufs strengste durchgeführten 
und in der französischen Revolution formulierten Prinzip der 
Verteilung der Abgeordneten nach der Bevölkerungszahl, bietet 
das englische Recht. Dort fiel der parlamentarische Wahlkreis 
mit den kommunalen Verwaltungsbezirken zusammen ?). Auch 
selbst die neueste diesbezügliche Reform, die Redistribution of 
Seats Act von 1885, setzt sich nur das Ziel einer Annäherung 
an jenes mechanisch-numerische Prinzip; der alte historische 
Gesichtspunkt, wonach der Kommunalverband die Einheit für 
die Unterhauswahl war, wurde nicht beseitigt, sondern nur 
modifiziert. Nach Hatschek war zwar ein Prinzip aufgestellt, 
nach welchem auf 54000 Einwohner ein Abgeordneter fallen 
sollte. Aber wie wurde dieses z. B. für die Städte durchgeführt ? 


Städte mit 15000— 50000 Einwohnern erhalten 1 Abgeordneten, 
e „ 50000—165000 5 S 2 Abgeordnete, 
e „ über 165000 a a für je weitere 
50000 Einwohner noch je 1 weiteren Abgeordneten. 


Das ergibt Stimmgewichtsdifferenzen von 1 im Einerwahl- 
kreis mit 15000 bis zu 5,5 im Zweierwahlkreis von 165000 
Einwohner. 

Anders als in England ist man im Deutschen Reich 
zwar von einer Verteilung nach der Bevölkerungszahl aus- 
gegangen. Nach der Abgrenzung der Wahlkreise für die Wahlen 
zum ersten Reichstag des norddeutschen Bundes, welche durch 
die Reichsgesetzgebung aufrecht erhalten wurde, kam durch- 
schnittlich auf 100000 Seelen ein Abgeordneter. Die damalige 
Abgrenzung gilt noch heute, ebenso die Einteilung, welche ent- 
sprechend für Süddeutschland und Elsaß-Lothringen alsbald 
nach deren Eintritt in den Reichsverband gemacht wurde. Da 
sich aber seitdem die Bevölkerung stark und ungleichmäßig auf 
dem Land und in den Industriebezirken und größeren Städten ver- 
mehrt hat, so ergeben sich für die Gegenwart hohe Differenzen 
im Stimmgewicht unter den Wählern verschiedener Wahlbezirke. 
So gab es bei den Reichstagswahlen von 1907 Wahlkreise mit 
nur 12000 Wahlberechtigten, während der Wahlkreis Potsdam 
248000 aufwies. Das Stimmgewicht eines Wählers in Potsdam 


1) Auf 20000 Seelen entfällt ein Mitglied; Bundesverfassung vom 29. Mai 
1874, Art. 72; Bundesgesetz betr. die Nationalratswahlkreise vom 23. Juni 1911. 
D Hatschek, Englisches Staatsrecht I, 292 ff. 


26* 
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mit 1 gewertet, ergibt ein Stimmgewicht von über 20 für einen 
Wähler in einem der kleinsten Wahlbezirke'). 

Das Kaiserreich Osterreich ist durch die Reichsratswahl- 
ordnung vom 26. Jänner 1907 zum sogenannten allgemeinen 
gleichen Wahlrecht übergegangen. Die Unterschiede des Stimm- 
gewichts erscheinen bei Vergleichung der verschiedenen Provinzen 
des Reiches nicht sehr erheblich. Nimmt man das Stimm- 
gewicht für Galizien, welches in der hier betrachteten Rich- 
tung?) am geringsten bedacht ist, mit 1 an, so ergeben sich 
für die wichtigsten Provinzen nach deren derzeitigen Bevöl- 
kerungsstand folgende Stimmgewichte: Böhmen 1,45, Oster- 
reich unter den Enns 1,37, Österreich ob der Enns 1,9. 

Bei Vergleichung der im gegenwärtigen Unterabschnitt be- 
trachteten Staaten würde sich das Resultat ergeben, daß das 
schweizerische Bundeswahlrecht den Grundsatz der Gleich- 
heit des Wahlrechts in extremer Weise verwirkliche. Hier muß 
betont werden, daß eine derartige Behauptung sich lediglich 
nach der hier herausgehobenen einseitigen Abstellung auf die 
Gleichheit unter den im betreffenden Staate Wahlberechtigten 
rechtfertigt. Dagegen wurde in diesem Zusammenhange eine 
Rücksicht darauf, wie weit jeder betrachtete Staat das Wahl- 
recht erstreckt, nicht genommen. Ist nämlich auch in der 
Schweiz jenes eine extreme Prinzip der französischen Konvents- 
verfassung ®) verwirklicht, so geht die Schweiz dieser gegenüber 
in zwei wichtigen Punkten) einen eigenen Weg. Hatte näm- 
lich erstens der Gleichheitsenthusiasmus der Revolution selbst 
vor den Grenzen der Nationalität keinen Halt gemacht, so tut 
dies doch die Schweiz, wie jeder andere moderne Staat; nur 
Schweizerbürger sind wahlberechtigt, nicht auch die Fremden. 
Allein ganz ungleich mehr, wie irgendein anderer Staat er- 
schwert die Schweiz den Fremden die Naturalisation. Sie ist 
durch das Erfordernis des Erwerbes eines Gemeinde- und Kantons- 


1) Laband, Staatsrecht des Deutschen Reiches I (1911) 309 ff., 318 ff. 

?) In Hinsicht auf die Wirksamkeit der abgegebenen Stimmen ist Galizien 
hingegen wenigstens in denjenigen Wahlkreisen, welche zwei Abgeordnete 
zu wählen haben, dadurch bevorzugt, daß hier Proportionalwahl gilt (Ulbrich, 
Österreichisches Staatsrecht, 1909, 219). 

DO Meyer, Parlamentarisches Wahlrecht, 66 f. 

*) Auch in andern, hier nicht einschlägigen! So z. B. hat der Bund 
das Zweikammersystem mit einem auf föderalistischer Grundlage konstruierten 
Ständerat. In theoretischer Beziehung vgl. auch gegen das naturrechtliche 
Gleichheitsprinzip und seine Durchführung in der Konventsverfassung: Burck- 
hardt, Polit. Jahrbuch der schweizerischen Eidgenossenschaft, J.G.1910, 24 ff. 
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bürgerrechts und die für diese festgesetzten Einkaufssummen 
von meist gegen 1000 Franken und vielfach viel höherer Be- 
träge für Unvermögende überhaupt unerschwinglich, aber auch 
von Vermöglichen selten begehrt!); so sind durchschnittlich 
15°/, der in wahlfähigem Alter Stehenden, ja im Kanton Tessin 
28 °/,, ohne politisches Stimmrecht. 

Zweitens aber versäumt es das schweizerische Recht nicht, 
wirkungsvoll darauf hinzuweisen, daß das Wahlrecht ein kost- 
bares Gut ist, das nur dem Wirtschaftlichen und Würdigen 
anvertraut wird. In den meisten Kantonen wird nämlich vom 
Wahlrecht der Konkursit nicht nur während der Dauer des 
Konkurses vom Wahlrecht ausgeschlossen, sondern auch weiter- 
bin auf eine beträchtliche Anzahl von Jahren, und außerdem 
knüpft sich die gleiche Beschränkung an die fruchtlose Pfän- - 
dung?). Wie stark diese Beschränkungen ins Gewicht fallen, 
ergibt sich daraus, daß im Kanton Bern zurzeit aus diesem 
Grunde 8000 Bürger von der Ausübung des Wahlrechts aus- 
geschlossen sind 3). 

Ebenso wie für die Schweiz, muß das allgemeine Urteil 
über Frankreich lauten. Die zahlenmäßige Berücksichtigung 
der Wohnbevölkerung wird aber nicht so minutiös durchge- 
führt t), wie in der Schweiz. In der Nationalisierung der Fremden 
herrscht zwar umgekehrt große Liberalität, aber die gesetzlichen 
Einschränkungen in Hinsicht auf Würdigkeit und Wirtschaft- 
lichkeit sind noch eingehender. Das freimütige Urteil Lebons 
über das Wahlrecht: Der Ausdruck ‚allgemein‘ ist übertrieben“, 
erscheint durchaus gerechtfertigt. Wir heben hier, wie bei der 
Schweiz, nur die über die allgemein üblichen hinausgehenden, 
besonders charakteristischen Beschränkungen hervor. 

Ständig unfähig sind: 

Personen, die wegen Betruges beim Warenverkauf und Lebens- 
mittelfälschung zu dreimonatiger Gefängnisstrafe verurteilt sind, 


') S. darüber Sieber, Staatsbürgerrecht I (1907) 227 ff. Eine Aus- 
nahme machen nur die Kantone Genf und Baselstadt, in welchen keine 
Einkaufsgebühren bestehen. 

"IS darüber Blumenstein, Schweizerisches Schuldbetreibungsrecht 
1911, 232; Schuster, Die öffentlichrechtlichen Folgen der fruchtlosen Pfän- 
dung und des Konkurses in der Schweiz, Bern, 1902. 

TI In der Stadt Bern 869 Zahlungsunfähige von 16—18000 Stimm- 
berechtigten, so die unwidersprochen gebliebene, im Großen Rat am 18. Sep- 
tember 1912 gemachte Angabe des Mitgliedes Brüstlein. Eine offizielle 
Statistik wird nicht geführt. 

t) Näheres s. bei Lebon, Verfassungsrecht der französischen Republik, 
1909, S. 73. 
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Personen, die wegen Diebstahls, Hochstapelei, Vertrauensmißbrauch, 
Veruntreuung ihnen anvertrauter Güter oder bestimmter Sittlichkeits- 
verbrechen oder -vergehen verurteilt sind, 

die gerichtlich ihres Amtes enthobenen Notare, Gerichtsschreiber 
und Ministerialbeamten, 

Personen, die wegen Vagabundentums und Bettelei verurteilt sind, 

die nicht rehabilitierten zahlungsunfähigen Schuldner (faillis non 
rehabilites), 

die zu Strafarbeiten verurteilten Militärpersonen, 

Außerdem tritt zeitweilige Unfähigkeit ein, bei Verurteilung wegen 
zahlreicher Vergehen gegen die öffentliche Ordnung bis herab zur Beleidi- 
gung gegen Vertreter der Regierung und Verwaltung '). 


Fassen wir das Urteil, was unser Unterabschnitt ergibt, 
in einem Wort zusammen, so ergibt sich ein Entweder-Öder: 
Entweder, man nimmt es mit einer effektiven Gleichheit und 
Allgemeinheit des Wahlrechts wenig genau, und zeigt dann 
bei der Auslese der Wahlberechtigten eine unverkennbare Gleich- 
gültigkeit, oder man strebt danach, mit der Allgemeinheit und 
Gleichheit des Wahlrechts Ernst zu machen, und befleißigt sich 
dann großer Sorgfalt bei der Zulassung zur Wahl. 

(Zu 3.) Über die Wirkung eines unvollkommenen Wahl- 
verfahrens im Sinne einer Wertung soll hier nur das Not- 
wendigste angedeutet werden, und zwar besonders darum, um 
das Augenmerk, welches Smend auf diese Erscheinung kürzlich 
gelenkt hat, weiter wach zu erhalten. Er stellt der „schranken- 
losen Auswirkung der gesellschaftlichen Kräfte im politischen 
Kampf durch Gewährung des allgemeinen gleichen Stimmrechts, 
womöglich mit Proportionalsystem‘“, „die Beschränkung dieser 
Freiheit zugunsten der einen, zuungunsten der anderen gesell- 
schaftlichen Schichten“ gegenüber. Zu solcher Beschränkung 
könnten die verschiedensten Mittel verwandt werden: Zensus- 
und Klassensystem, organisches Wahlrecht und Pluralwahlrecht, 
nicht zuletzt auch die Art der Wahlkreiseinteilung und andere, 
scheinbar lediglich technische Einrichtungen‘). 

Daß auch im Sinne Smends das Majoritätsverfahren unter 
diese Einrichtungen fällt, ergibt sich aus seiner Anführung der 
Proportionalwahl als dem entgegengesetzten Zweck dienend. 

Wir wollen diese Bemerkung durch den Hinweis stützen, 
daß schon 1837 der französische Mathematiker Poisson®) das 


!) Lebon, S. 76 ff. 

”) Smend, Maßstäbe des parlamentarischen Wahlrechts, 1912 S. 13; vgl. 
auch Kantorowicz, Zeitschr. für Politik, III 558: „verstecktes Pluralsystem“. 

*) Recherches sur la probabilité des jugement, 1837, S. 241 ff.; s. dar- 
über Tecklenburg, Wahlrecht in Frankreich, 152 ff. 
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Gesetz aufstellte, daß bei Einteilung eines Landes in Wahl- 
kreise, und bei Anwendung des Majoritätsprinzipes nach der 
Wahrscheinlichkeitsrechnung die Majoritätspartei die Aussicht 
auf eine Vertretung habe, die ganz unverhältnismäßig größer 
sei, als sie die Minorität nach der Anzahl ihrer Parteigänger 
erwarten dürfte. Poisson führt hierfür auf mathematischem 
Wege den Beweis. Er nimmt als Beispiel 459 Wahlkreise, und 
in jedem die gleiche Anzahl von abstimmenden Wahlberechtigten 
mit 435 an, was eine Gesamtzahl an Wählern von 199665 
ausmacht. Die Wähler zerfallen in zwei Meinungsgruppen, von 
denen die eine 94835, die andere 104830 Stimmen erreicht, 
so daß also die Differenz zwischen Majorität und Minorität 
ungefähr !/,, der Gesamtzahl der Wähler ausmacht. Poisson 
rechnet aus, daß hier die Minorität auf Ae der Deputierten 
rechnen kann, die Majorität also auf 31/35. 

Würde man die Differenz zwischen der Anzahl der Partei- 
gänger der Majorität und der Minorität um 30000 stärken, so 
daß die Minorität ungefähr ®/,, der Gesamtzahl der Wähler 
betrüge, so findet Poisson, daß die Chance der Minorität sich 
unter "lege senken würde, und es sehr wahrscheinlich wäre, 
daß die Minderheit nicht einen einzigen Deputierten erhielte. 

Poisson verhehlt sich hierbei nicht, daß in der Wirklichkeit 
sich die Lage der Minorität um einiges günstiger stelle, als es 
die exakte Rechnung erscheinen ließe; denn in den einzelnen 
Wahlkreisen bewirkt namentlich die lokale oder geschichtlich 
beeinflußte Gemeinsamkeit der Interessen der Wahlkreisbewohner 
häufig eine Konzentration der Minderheit auf bestimmte Wahl- 
kreise, welche ihr in diesen einen Deputierten sichert. Man 
denke z. B. für Deutschland an die Minoritäten der Elsässer, 
Dänen, Polen. 

Wir wollen den möglichen Einfluß eines unvollkommenen 
Wahlverfahrens für das Deutsche Reich in der Richtung einer 
versteckten Wertung an der Hand zweier Tabellen nachweisen, 
zu welchen die Daten aus dem Jahrbuch für Statistik des 
Deutschen Reiches 1912, genommen sind. Zum folgenden ist 
zunächst Tabelle I zu vergleichen. 

Die günstigen Resultate, welche die kleinen Parteien: Polen, 
Welfen, Elsässer, Dänen mit dem durchschnittlichen Aufwand 
von 24,5, 16,9, 17,3 und 18,0 Tausenden von Stimmen für 
1 Abgeordneten, entgegen dem Poissonschen Gesetz aufweisen, 
scheiden darum aus unserer Betrachtung aus, weil sie diese 
günstige Stellung, wie schon aus ihrer Parteibezeichnung offen- 
sichtlich, der Konzentration auf bestimmte Wahlkreise verdanken. 
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Die sehr günstige Durchschnittszahl des Zentrums mit 22,2 
hat dieses gleichfalls in erster Linie der lokalen Konzentration 
auf katholische Regionen zu verdanken. 


Endlich haben auch die Konservativen ihre günstige Durch- 
schnittszahl dem Umstande zu verdanken, daß ihre Anhänger 
sich auf rein agrarische Wahlkreise beschränken und daß diese 
eine unverhältnismäßig geringe Anzahl von Wahlberechtigten 
aufweisen. 


Dagegen bewährt sich das Poissonsche Gesetz bei den 
Nationalliberalen und den Fortschrittsparteien, deren 1'/, Millionen 
Anhänger sich auf viele Wahlkreise verteilen, so daß ihnen 
besonders häufig die Erreichung der absoluten Majorität ver- 
sagt bleibt. 


Die Sozialdemokraten sind nach den deutschen Verhält- 
pissen mit ihrem Drittel der abgegebenen gültigen Stimmen 
als große Partei anzusprechen; aber da im wesentlichen die 
nationalen Parteien mit Einschluß des Zentrums mit 6,5 Mil- 
lionen Stimmen, ihnen besonders in den Stichwahlen geschlossen 
gegenübertreten, so darf man hier eine Mitwirkung des Poisson- 
schen Gesetzes dafür in Anspruch nehmen, daß jene mit 28,4 
eine günstige, die Sozialdemokratie hingegen mit 38,6 eine 
ungünstige Durchnittszahl aufweisen. 


Da namentlich bei Wahlreformen die Chancen der inter- 
nationalen Partei der Sozialdemokraten eine große Rolle spielen, 
so ist diesen allein noch die Tabelle II gewidmet. Sie ergibt 
die sozialistische Durchschnittszahl für 1912 mit 38,6 als normal 
und zeigt zudem bei Betrachtung der Jahre 1890, 1893, 1898, 
1903 und 1912, gemäß dem Poissonschen Gesetz eine mit der 
fortschreitenden Vergrößerung der Stimmenzahl abnehmende 
Tendenz der Durchschnittszahl. Lehrreich bleibt freilich auch 
die anormale Durchschnittszahl für 1907 mit 75,8. Sie zeigt, 
daß bei einem so unvollkommenen Wahlverfahren, wie es die 
Majoritätsentscheidung ist, ein Verlaf auf Sieg oder Niederlage 
fehlt. 1907 entschied das Zufallsspiel zuungunsten der Sozial- 
demokratie; daß aber auch die Würfel einmal entsprechend 
ungünstig für die nationalen Parteien fallen könnten, — dafür 
kann niemand bürgen. Darum wurde in der Tabelle I auch 
die Situation der nationalen Parteien ohne Zentrum besonders 
berücksichtigt. Sie zeigt mit einer Durchschnittszahl von 32,3 
bereits ein prozentuales Minus von 1,6 gegenüber der reinen 
Proportionalität. 
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Tabelle 1. 

Es waren für 
Stimmen | Ab- |einen Abgeord- Propor- Prozentmäßige 

. i neton durch- tionale Differenz 
Parteien (in Tau- |geord-| schnittlich an gegenfiber der 
den) S Stimmen auf- | Vertreter- | reinen Propor- 

senden ne ewandt (in i 5 
Tausenden) zahl tionalität 














Deutsch-Konser- 

vative . . . 1126,3 44 25,5 86,6 + 5,2 
Reichspartei. . 367,2 13 28,2 11,9 + 2,5 
Nationalliberale. | 1662,7 44 37,8 52,9 — 71 
Fortschritts-Par- 

teien . .. 1497,0 43 34,9 48,7 — 4,2 
NationaleParteien 

ohne Zentrum | 4654,8 | 144 32,3 151,1 — 1,6 
Zentrum . . . 1996,8 90 22,2 64,9 + 85 
NationaleParteien 

mit Zentrum . | 6650,0 | 234 28,4 216.2 + 2,3 
Polen . . . .| 416 | 18 24,5 14,4 +62 
Sozialdemokraten| 4250,4 | 110 38,6 139,2 ert 
Welten . . . 84,6 5 16,9 2,8 + 13,8 
Dänen. . . . 17,3 l 17,3 0,6 + 13,4 
Elsässer . . . 162,0 9 18,0 5,7 + 127 
Andere Parteien 479,9 19 = | = Ges 
Unbestimmt . . 1217 | — — | — — 

Tabelle II. 
Reichstagswahl 
Ee SCH 1884 | 1887 | 1890 | 1893 | 1898 | 1903 | 1907 | 1912 




























Sozialdemokrati- 
sche Stimmen (in 


Tausenden) 650,0 | 763,1 |1427,3|1786,7|2107,1|3010,8|3259,0| 4250,4 





Abgeordnete 24 11 85 44 56 81 43 110 


Es waren durch- | 
schnittlich für 
1 Abgeordneten an 
Stimmen auf- 
gewandt 
(in Tausenden) | 23,0 | 69,4 | 40,8 | 40,1 | 37,6 | 37,3 | 75,8 | 38,6 


Das Resultat für die Bedeutung der durch die Unvoll- 
kommenheit des Wahlverfahrens ermöglichten versteckten Wer- 
tung für Deutschland ist hiernach insoweit nicht hoch anzu- 
schlagen, als es sich um eine Begünstigung oder Benachteiligung 
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in einer ausgesprochenen Richtung handelt; es ergibt sich aber 
eine völlig planlose und wechselnde Bedeutung der Stimmen. 

Am Ende der Betrachtung der verschiedenen Wertungs- 
möglichkeiten ist noch der fast selbstverständliche Satz aus- 
zusprechen, daßein Zusammentreffen verschiedener Arten 
von Wertung ein bestehendes Stimmrecht für gewisse Kreise 
von Wählern, tatsächlich zur Bedeutungslosigkeit hinabdrücken 
kann, wenn sie in der gleichen Richtung wirken. Als krasses 
Beispiel sei nur hier auf das preußische Klassenwahlrecht hin- 
gewiesen. Es ist die stehende Klage, daß das Stimmrecht der 
Wahlberechtigten der 3. Klasse wirkungslos sei. Grund hierfür 
ist erstens, daß das Stimmgewicht der Wähler der 3. Klasse 
im Vergleich zu dem der Wähler der 1. und 2. Klasse sehr 
stark abfällt. Sodann aber bewirkt das geltende Majoritäts- 
verfahren, daß bei der Abgeordnetenwahl die Wahlmänner der 
3. Klasse in den überwiegenden Fällen von den Wahlmännern 
der 1. und 2. Klasse überstimmt werden. Denn die Wähler 
der beiden ersten Klassen stehen sich sozial untereinander so 
nahe, daß sie regelmäßig zu einer Einigung über den Vertreter 
gelangen, und da jede Klasse die gleiche Zahl von Wahlmännern 
für die letzte Stufe des indirekten Wahlverfahrens stellt, so 
vermögen die zwei Drittel ausmachenden Wahlmänner der 
beiden ersten Klassen immer das eine der dritten zu über- 
stimmen. 


IV. 


Folgerungen. 1. Die rational-mechanische Behandlung 
des Wahlverfahrens ermöglicht es unter Mithilfe der Statistik, 
a) jedes bestehende Wahlverfahren exakt dahin zu er- 
läutern, 
a) welches das Stimmgewicht jedes Wählers ist, 
ß) welche Gewährleistung für die Wirksamkeit einer 
Stimme besteht; 

b) bei Wahlreformen exakt die Größe der beabsichtigten 
Anderungen zu bestimmen, oder im Hinblick auf die 
tatsächliche Gruppierung der Wähler zu Parteien ge- 
sprochen: die Verschiebungen zu bestimmen, welche 
unter Anwendung eines neuen Wahlverfahrens, ins- 
besondere einer anderen Wertung der Wahlberechtigten 
sich auf der Grundlage der Gruppierung der Wähler bei 
der letzten Wahl durch eine Reform ergeben würden. 
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2. Der Nachweis, daß ein wahres allgemeines und gleiches 
Stimmrecht nur beschränkte Verbreitung hat!) und daß überdies 
besonders Beschränkungen der Allgemeinheit des Stimmrechts 
gerade in Staaten mit gleichem Stimmrecht bestehen, macht 
die Bahn frei für eine verschiedene Wertung der Wähler. 

3. Eine stärkere Bemessung des Stimmgewichts der älteren 
Wahlherechtigten ist die geringste und unerläßliche ?) Forderung; 
nur ganz besondere Umstände vermögen ihre Unterlassung zu 
rechtfertigen (so zeitweilig für Elsaß-Lothringen)®). 

4. Je wertvoller das Wahlrecht durch Gewährleistung der 
Wirksamkeit für nahezu alle Stimmen wird, um so dringender 
sind Beschränkungen des Wahlrechts der unwürdig oder un- 
fähig Erscheinenden in umfassendem Maße geboten (z. B. für 
fruchtlos Gepfändete und Konkursiten). 


1) Ebenso urteilt Rehm, Deutschlands politische Parteien, ein Grundriß 
der Parteienlehre und der Wahlsysteme, 1912, S. 108: „Wenn vom wissen- 
schaftlichen Standpunkte aus besehen die Zahl der Staaten mit allgemeinem 
und gleichen Wahlrechte so klein ist... P 

?) Beachtenswert: Fabricius, Natürliches Wahlrecht, 1906. Der nicht 
rechtskundige Verfasser ist sich nicht bewußt, bei Juristen Mißfallen zu 
erregen, indem von diesen „natürlich“ im Sinne von „naturrechtlich“ ver- 
standen wird. Er meint aber gerade im Gegenteil nicht ein rationales, 
sondern ein empirisches Wahlrecht und weist statistisch unter graphischen 
Darstellungen die Beziehung zwischen Intelligenz und Erfahrung zu dem 
Lebensalter nach. Vgl. auch Georg Schmidt, a. a. O. S. 801 f. 

D Schönborn, Jahrbuch des öffentl. Rechts VI (1912) 262. 


Zum Stand der politischen Probleme 


Zusammenfassende und vergleichende Übersichten 


V, 


Rassenprobleme 
Von Wilhelm Schallmayer 


Erst die Neuzeit hat den farbigen Rassen, nicht nur denen der neuen 
Welt, sondern auch der schwarzen und der gelben Bevölkerung Afrikas und 
Ostasiens, die ernstliche Konkurrenz der weißen Rasse gebracht. Fortschritte 
der Verkehrstechnik, in Verbindung mit dem Aufkommen und der Ausbildung 
von Schießwaffen in Europa, also verhältnismäßig geringe Ursachen, haben 
diesen für die Menschheitsgeschichte außerordentlich bedeutungsvollen Vor- 
gang herbeigeführt. Noch viel raschere und großartigere Steigerungen der 
Verkehrsmöglichkeiten hat uns die neueste Zeit teils schon beschert, teils in 
nahe Aussicht gestellt. Das in weniger als hundert Jahren hierin Erreichte 
übertrifft an Wirksamkeit die ganze Summe von Fortschritten, die bis dahin 
während der gesamten geschichtlichen Zeit auf diesem Gebiet zustande ge- 
kommen sind. Infolgedessen sind die Zeiten räumlich bedingter Abgeschie- 
denheit von Menschenrassen und Völkern jetzt fast ganz vorüber. 

Dabei war noch bis vor kurzem die kriegerische Überlegenheit der 
weißen Völker über die farbigen so groß, daß letztere, soweit sie nicht durch 
ein der weißen Rasse unzuträgliches Klima geschützt waren, so gut wie 
wehrlos von weißen Ansiedlern verdrängt oder unterjocht werden konnten. 
Jetzt allerdings hat diese kriegerische Überlegenheit ihren Höhepunkt wohl 
schon überschritten; das hat besonders augenfällig der große russisch-japanische 
Krieg gezeigt. Sogar dunkelfarbige Stämme, wie die Herero in Afrika, haben 
in letzter Zeit eine verhältnismäßig große kriegerische Widerstandskraft 
gegenüber den weißen Eroberern bewiesen, nachdem sie durch weiße Händler 
in den Besitz von mehr oder weniger modernen Waffen gelangt waren. 

Infolge der näheren Berührung aller Völker und Rassen, welche die 
rapid gesteigerte Verkehrserleichterung zwischen allen von Menschen bewohnten 
Ländern bewirkt hat, sind nun auch Rassenfragen aller Art in neuerer Zeit 
zu erhöhter praktischer Bedeutung gelangt, und dementsprechend ist auch 
das Interesse für sie gewachsen und wird vermutlich in der nächsten Zukunft 
noch lebhafter werden. 

Zu den bemerkenswertesten Äußernngen dieses erwachsenden Interesses 
gehört das Zustandekommen des „Ersten universellen Rassenkongresses“, der 
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im Juli 1911 in London getagt hat. Dieser Kongreß hatte sich die Aufgabe 
gestellt, „im Lichte der Wissenschaft und des modernen Gewissens die all- 
gemeinen Beziehungen zu erörtern, die zwischen den Völkern des Westens 
und denen des Ostens bestehen, zwischen den sogenannten weißen und den 
sogenannten farbigen Völkern, um zwischen ihnen ein volleres Verständnis, 
die freundschaftlichsten Gefühle und ein herzlicheres Zusammenwirken zu 
fördern.“ Sehr ausführliche Mitteilungen über die Inszenierung und den Ver- 
lauf des Kongresses gibt der offizielle Kongreßbericht‘). Die Initiative zu 
seiner Veranstaltung ging von der „Internationalen Vereinigung ethischer 
Gesellschaften“ aus. Diese schickte seit 1906 zahlreiche Einladungen zur 
moralischen Unterstützung des Projektes aus, die nach dem Bericht uner- 
wartet lebhaften Widerhall fanden. Dann wurden zur Propaganda für den 
Kongreß in etwa 80 Ländern Sekretariate errichtet und in manchen von 
ihnen einflußreiche und große Komitees gebildet. Die Liste der Personen, 
die dem Unternehmen die erbetene moralische Unterstützung zusagten, 
zählt weit mehr als tausend Namen, darunter allerdings manche, die eine 
wenig strenge Auswahl verraten; doch weist sie 35 Parlamentspräsidenten 
auf, außerdem die Mehrheit der Mitglieder des permanenten Schiedsgerichts- 
hofes im Haag und der Delegierten zu der zweiten Haager Konferenz, ferner 
12 britische Gouverneure und 8 britische Minister, über 40 Kolonialbischöfe, 
einige 130 Professoren für internationales Recht, auch „die führenden An- 
thropologen und Soziologen“. Außerdem waren „Hunderte der führenden 
wissenschaftlichen und humanitären Organisationen“ aus der ganzen Welt 
bei dem Kongreß vertreten oder „äußerten auf andere Weise ihr Interesse“, 
Die britische Regierung allerdings beschränkte sich darauf, ihre Sympathie 
mit dem Unternehmen zu erklären und es in mancher Weise zu fördern, 
fand es aber nicht für angängig, sich offiziell zu beteiligen, und ihr Beispiel 
veranlaßte auch manche andere Regierungen, die Einladung zum Kongreß 
abzulehnen, unter ibnen das Deutsche Reich. Immerhin ließen sich über 
20 Regierungen offiziell vertreten. 

Die vom Kongreß zu behandelnden Themata wurden auf acht Sitzungen 
verteilt, von denen je zwei an einem Tage stattfanden. In diesen Sitzungen 
wurden keine Vorträge oder Vorlesungen gehalten, sondern nur die ihnen 
zugeteilten Themata diskutiert. Die Grundlage für die Diskussion bildeten 
die „Papers“, das sind die für den Kongreß verfaßten, größenteils in eng- 
lischer, zum Teil in französischer Sprache eingereichten und zum voraus ge- 
druckten Aufsätze von 57 Autoren aus 20 Ländern, die der Exekutivausschuß 
aufgefordert hatte, Manuskripte über die zu behandelnden Themata einzu- 
schicken. Jedes Kongreßmitglied erhielt vor dem Beginn des Kongresses 
ein Exemplar dieser gesammelten Aufsätze, entweder in der englischen oder 
in der französischen Ausgabe. Dem Referenten liegt die englische vor’). 
Sämtliche darin enthaltenen Aufsätze galten als vorgetragen und sollten die 
Grundlage für eine fruchtbare Diskussion des Gegenstandes bilden. Diese 
Methode war ohne Zweifel sehr zweckmäßig. Denn erstens wurde dadurch 


1) Record of the proceedings of the first universal races con- 
gress, held at the university of London, July 26—29, 1911. London 1911. 80 S. 


?) Papers on interracial problems, communicated to the first 
universal races congress, held at the university of London, Juley 26—29, 1911. 
Edited, for the congress executive, by G. Spiller, hon. organiser of the congress. 
London, Boston 1911. XLVI u. 485 S. 
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die ganze Zeit, die sonst die Vorträge beansprucht hätten, für die Diskussion 
gewonnen, und zweitens konnten die Diskussionsredner sich für die Diskwsion 
vorbereiten, eben weil sie die zu diskutierenden Vorträge schon einige Zeit 
vor den Sitzungen schwarz auf weiß besaßen. 

Cber alle diese Aufsätze und die auf Grund derselben erfolgten münd- 
lichen Verhandlungen hier zu berichten, und sei es auch nur mit äußerster 
Kürze, würde ein Vielfaches des zur Verfügung stehenden Raumes erfordern 
und vermöchte dennoch dem Leser keine genügende Information über die 
vorgebrachten Anschauungen und Gedankengänge zu geben. Sind doch diese 
Papers größtenteils selbst nur kurze Zusammenfassungen, die nach weiteren 
Kürzungen unter Weglassung der den Leitsätzen beigegebenen Begründungen 
kaum noch jemanden interessieren könnten. Darum kann ich hier nur über 
jene Aufsätze berichten, die mir die beachtenswertesten zu sein scheinen — 
eine ziemlich kleine Anzahl. Auf diese Weise wird auch viele sich kaum 
verlohnende Kritik erspart. Die wertvolleren Aufsätze bieten noch genug 
Gelegenheit zur Erörterung strittiger Anschauungen. 

Ein indischer Gelehrter. Brajendranath Seal. macht den Anfang 

mit einem Aufsatz über „Bedeutung von Rasse, Stamm, Nation“. Nach 
der Überzeugung dieses Autors kann der sozialen Gesetzgebung in einem 
modernen Staate nur eine wissenschaftliche Erforschung der Rassen und 
Völker, der Elemente, aus denen sie bestehen, ihres Ursprungs, ihrer Ent- 
wicklung und der Kräfte. von denen ihre Entwicklung geleitet wird, die 
Richtung und Wege weisen. Dieses Studium werde den Weg finden lassen 
zu einer gesund fortschrittlichen Schlichtung der Rassenansprüche und -konflikte 
und speziell zur Lösung mancher Verwaltungsprobleme in den zusammen- 
gesetzten Vereinigten Staaten von Nordamerika und in dem heterogenen 
britischen Reich. Auch zur Leitung und Beherrschung der künftigen Mensch- 
heitsentwicklung durch bewußte Selektion unter einsichtiger Anpassung an 
das System und Vorgehen der Natur könne nur ein Studium der biologisch, 
peychologisch, soziologisch wirkenden Kräfte, welche die Entstehung, das 
Wachsen und den Niedergang der Menschenrassen gestaltet und geleitet haben, 
uns in den Stand setzen. — Auch sonst zeigt sich der Autor vom Darwinis- 
mus beeinflußt, so z. B. wenn er die besondere Widerstandskraft mancher 
Rassen gegen besondere örtliche Krankheiten auf die Ausmerzung der emp- 
fänglichsten Individuen durch selektive Sterblichkeit zurückführt, die er als 
das wirksamste Instrument der natürlichen Auslese unter den Menschenrassen 
bezeichnet. Auch die altruistischen Instinkte oder Triebe betrachtet er 
wieder in Übereinstimmung mit Darwin) als Entwicklungsergebnisse des 
Daseinskampfes, weil eben soziales Leben das beste Hilfsmittel zur Erhaltung 
der Individuen und der Gattung sei. Und daraus leitet er mit Recht die 
Folgerung ab, daß, wenn wir bei Wilden unter anderem Kindermord u. dei. 
ferner Heiraten zwischen den nächsten Blutsvrerwandten, Gruppenehen und 
Promiskuität antreffen, solche Erscheinungen nicht ats Bestandteile eines 
normalen sozialen Typus aufzufassen seien, sondern als Entartungserschei- 
nungen. Stämme, in denen solche Instinkte normal wären, merze die natür- 
liche Auslese stets unbarmherzig aus. 

Betreffs der morphologischen Rassencharaktere weist er darauf hin, daß 
die niedrigsten Rassen in mancher Hinsicht höber entwickelt sind als die 
weiße Rasse, daß z. B. die neolithischen Bewohner Europas einen geringeren 
Prognathismus (Vorwölbung der Profillinie unterhalb der Nase am Oberkiefer) 
haben als die heutigen Pariser. Jede Rasse habe ihren Anteil an M 
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von Inferiorität. — Zur Beleuchtung der besonders starken Variabilität und 
Fortschrittsmöglichkeit der psychischen Anlagen führt Seal an, daß die 
Größe des Schädelbinnenraums beim Pithecanthropus erectus etwa 900 cem 
betrage, beim Neandertalermenschen im mittleren Pliozän etwa 1250, beim 
Cromagnonmenschen im tieferen Alluvium etwa 1500. Bezüglich großer 
Wandelbarkeit der körperlichen Rassenmerkmale verweist er hauptsächlich 
auf die „neuen sorgfältigen Untersuchungen von Professor Boas“, über die 
im folgenden zu berichten sein wird. Dabei werden wir sehen, daß diese 
Untersuchungen nicht als Beweis für die vermeintlich große Unbeständigkeit 
der Rassenmerkmale und der Rassentypen gelten können. Und ebensowenig 
ist die erwähnte Vergrößerung des Schädelbinnenraumes der Primaten, die 
doch unermeßlich lange Zeiträume gebraucht hat, eine Stütze für die An- 
- nahme einer so raschen Veränderlichkeit der Rassentypen, wie sie von Boas 
und noch mehr von vielen anderen, meist Nichtfachleuten, angenommen wird. 
Nichtsdestoweniger kann man dem Rufe Seals nach einer genetischen 
Anthropologie, welche die Rassen als sich entwickelnde Wesen studieren 
werde, ganz beistimmen. Diese genetische Anthropologie wird sich aber hüten 
müssen, solche Eigenschaften einer Bevölkerung, die nur durch Modifikationen 
der äußeren Entwicklungsbedingungen der Individuen verursacht sind und 
die sofort verschwinden, wenn eine spätere Generation den sie verursachen- 
den Einwirkungen von außen nicht mehr ausgesetzt ist, mit Seal, Boas u. a. 
gleich als Rassenmerkmale zn betrachten. Denn nur vererbbare, im Erb- 
plasma begründete Eigenschaften dürfen als Rassenmerkmale gelten. 

Soviel über Rasse. Was den Nationalismus anlangt, so betrachtet Seal 
ihn nur als eine Station in dem Anstieg der Menschheit. Nationalismus, Im- 
peralismus und Staatenvereinigungen sind ihm „weltbildende Kräfte“, die, 
wenn auch unbewußt, in der Richtung nach einer allumfassenden Mensch- 
heitsorganisation wirken. Letztere werde auf der unveränderlichen Grundlage 
der Gerechtigkeit die Konflikte der Nationen, sowie der nationalen Ideen und 
Werte schlichten. Gegen diese Anschauung Seals ist nur einzuwenden, daß 
die Urteile über „gerecht“ und „ungerecht“ niemals frei von Subjektivität 
sind, und daß auch den Konflikten zwischen Nationen wohl immer Meinungs- 
verschiedenheiten darüber, was „der unveränderlichen Grundlage der Ge- 
rechtigkeit“ entspricht, zugrunde liegen. Stets ist Gerechtigkeit mehr oder 
weniger Meinungssache, eine absolute Gerechtigkeit gibt es nicht. Falls nun 
jene oberste Instanz der künftigen Menschheitsorganisation, die über Recht 
und Unrecht zu entscheiden hätte, nicht über eine unzweifelhafte Exekutiv- 
macht zu verfügen haben sollte, so dürfte es wenig wahrscheinlich sein, 
daß eine Nation, welche die zu ihren Ungunsten lautenden Entscheidungen 
jener obersten Instanz (vielleicht wiederholt) als Unrecht oder gar als ab- 
sichtliche Ungerechtigkeiten betrachtet, sich solche Konfliktsschlichtung stets 
gefallen lassen wird. 

Nach dem Wunsch des Exekutivausschusses des Kongresses sollte jeder 
zur Einsendung eines Manuskripts Aufgeforderte am Schluß auch positive 
Vorschläge geben. Seal empfiehlt folgendes: 1. Organisation eines Welt- 
humanitätsbundes mit Zweigen, Ausschüssen und Büros in verschiedenen 
Ländern zur Förderung des gegenseitigen Verständnisses unter den Gliedern 
verschiedener Rassen, Völker, Nationen bezüglich ihrer nationalen Ideale, 
ihrer sozialen Formen und leitenden Weltideen. In verschiedenen Zentren 
sollten im Namen dieses Bundes Kongresse abgehalten werden. Denker aus 
dem Osten sollten regelmäßig eingeladen werden, vor Versammlungen, die 
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von den verschiedenen Zweigen im Westen veranstaltet würden, die Kulturen 
und Anschauungen ihrer eigenen Nation oder Rasse zu erklären, und vice 
versa. 2. An Universitäten und Akademien des Westens sollten Lehrstühle 
für orientalische Zivilisation und Kultur gegründet und mit Orientalen besetzt 
werden, desgleichen mutatis mutandis im Osten. Heutzutage werde keine 
Art von nationalen Werten, Idealen, Kulturen, Weltideen in anderer Weise 
von Fremden behandelt als wie Kuriositäten eines archäologischen Museums. 
3. Gründung einer internationalen Zeitschrift für vergleichende Zivilisation, 
die als Mittel dienen soll für den Austausch von internationalen Anschauungen 
über Probleme auf den Gebieten der Wirtschaft, der Familie, der Gesellschaft, 
der Religion und der Tagespolitik von den verschiedenen nationalen Stand- 
punkten aus, und die auch den Ursprung und die Entwicklung von sozialen 
Einrichtungen in den Geschichten der verschiedenen Nationen erklären würde. 
Hauptaufgabe der Zeitschrift wäre die Anwendung der Biologie, der Sozio- 
logie und der Geschichtewissenschaft auf die Probleme der heutigen Gesetz- 
gebung und Verwaltung. 4. Einige organisierte Tätigkeit, wenn möglich, 
gegen die Vorurteile der Farbe, gegen das gewaltsame Schließen der Türe 
im Westen für den Osten mit dem gewaltsamen Erbrechen der Türe im 
Osten für den Westen, gegen den nationalen Chauvinismus, die nationale 
Angriffslust und den Krieg. 

An zweiter Stelle steht ein Aufsatz von Prof. Dr. F. von Luschan 
(Berlin) über „anthropologische Rassenbetrachtung“. Nachdem der 
Verfasser in Übereinstimmung mit der großen Mehrzahl der heutigen An- 
thropologen sich zu der Überzeugung von einem einheitlichen Ursprung der 
Menschheit bekannt hat, erörtert er die Entstehung der heutigen Rassenver- 
schiedenheit im Menschengeschlecht. Man könne den primitiven Menschen- 
typus von Gibraltar, Moustier, Spey, Neandertal, Krapina usw. bis Ceylon, 
Celebes und Australien verfolgen. Dieser ursprünglich einheitliche Menschen- 
typus habe sich dann hauptsächlich in den zwei Richtungen nach Südwesten 
und nach Nordosten hin zu verändern begonnen. In der Linie, welche 
Gibraltar mit Australien verbindet, habe der Mensch krauses und wolliges 
Haar entwickelt und sei das geworden, was wir den Urneger nennen. Wir 
finden seine Nachkommen in Melanesien und Afrika. Die Pygmäen bilden 
einen älteren Zweig dieser protonigritischen Gruppe. In der nordöstlichen 
Richtung hingegen, nach Nordasien hin, habe der primitive Mensch im Laufe 
mancher Jahrtausende straffes Haar und einen kürzeren oder breiteren Schädel 
erworben. Der moderne Chinese und der jetzt fast ausgestorbene amerika- 
nische Indianer bilden das Ende dieser nordöstlichen Entwicklungslinie, 
während der typische Neger das südwestliche Ende darstelle. So haben wir 
drei Hauptvarietäten des Menschengeschlechts, die alte indoeuropäische, die 
afrikanische und die ostasiatische, alle vom selben Urstamm sich abzweigend, 
alle drei eine völlige Einheit bildend, sich miteinander mischend in allen 
Richtungen ohne die geringste Einbuße an Fruchtbarkeit. 

Aus diesen drei Varietäten seien alle die verschiedenen Typen der heutigen 
Menschheit hervorgegangen, und zwar zunächst hauptsächlich durch Isolierung. 
Ein sehr interessantes Beispiel einer solchen Änderung finde sich in den 
frühesten (soweit unsere Kenntnisse reichen) Bewohnern Westasiens. Dieses 
sei die Heimat jener extrem schmalen und hochgebogenen Nasen, die wir 
gemeinhin jüdisch oder auch semitisch nennen. Diese merkwürdigen Nasen 
gehören nach Luschan nicht den semitischen Eroberern an, deren Stammvater 
Abraham ist, sondern der vorsemitischen Bevölkerung, die man als Hittiter 
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oder auch als Armenoiden bezeichnen kann. da die heutigen Armenier ihre 
direkten Nachkommen sind. Diese alten Armenoiden wanderten in sehr frühen 
Zeiten nach Europa aus, wo die „alpine Rasse“ von ihnen abstammt. In den 
entlegensten Teilen Savoyens, Graubündens, Tirols und Kärntens habe mehr 
als die Hälfte der heutigen Bevölkerung die Kopfform und Nase dieser zweiten 
Einwanderung aus Asien nach Europa. Und aus der Vermischung dieser 
kurzköpfigen alpınen Rasse mit den Nachkommen der langköpfigen paläolı- 
thischen oder Neandertaler- oder uraustralischen Rasse seien alle modernen 
europäischen Rassen hervorgegangen, mit Ausnabme der erst später aus Asien 
gekommenen Türken und der Magyaren. deren Grammatik aufs engste mit 
der Grammatik der wirklich türkischen Sprachen verwandt sei. Außerdem 
seien noch die slavischen Rassen mehr «der weniger durch spätere Einwan- 
derungen aus Nordasien beeinflußt. Später seien durch Wanderungen 
und Kolonisationen wieder nene Menschenrassen entstanden. Das be- 
leuchtet der Autor durch eine Skizzierung der Anthropologie Afrikas und der 
pazifischen Inseln. Die Eingeborenen Afrikas, die vor nicht langer Zeit noch 
ale eine homogene Masse betrachtet wurden. zeigen, wie dargelegt wird, in 
Wirklichkeit eine höchst zusammengesetzte Mischung ganz verschiedener 
Elemente. und zwar infolge von Einwanuderungen zu verschiedenen Zeiten 
und von verschiedenen Teilen des Erdballs. Und ein nicht weniger kom- 
pliziertes Bild entwirft er von der authropslozrischen Struktur Üzeaniens. 
Überhaupt, wo immer man der Naturgeschichte des M«euschen nachgehe, finde 
man Mischungen und Wanderungen, letztere oft über mehr als den halben 
Umfang des Erdball: sich erstreckend. Su lasse sich z. B. die türkische 
Sprache von den Mittelsmeerländern durch ganz Asien hindurch bis in die 
Nähe von Kamtschatka verfoiren. und ebenso köune die haınitische Grammatik 
und der hamitische Körpertspus über ganz Afrika hin aufge-pürt werden. 
Was die Frage des Wertes oder Unwenes vou Rassenmischungen 
anlange, so herrsche betreffs der m«ralischen und intellektuellen Qualitäten 
von Bastarden tatsächlich noch absolute Unwissenheit. Von der Verbindung 
eines europäischen Taugenichts mm einer ebenso nichtswürdigen schwarzen 
Frau seien natürlich nicht becbwertize Kinder zu erwarten. Andererseits 
sei bekannt. dab manche Bastarde absolut tadeilos sind. Es fehlen uns gute 
statistische Daten über die Qualitäten von Bastarden im Vergleich mit denen 
ihrer Eltern. Von den sehr wertvolien Ergebnissen. die Prof. Eugen Fischer 
(Freiburg i. Br.) vor ein paar Jahren während eines längeren Aufenthalts 
unter dem in jeder Hinsicht tuchtiren „Bastardvo!k” iu Deut-chsüdwestafrika 
angestellt hat'). schent Luschan bei der Ein»sendunz seines Aufsatzes noch 
nichte gewußt zu haben. Als allgemein bekannt, erwähnt Luschan. daß eine 
gewisse Blutmischung die Kulturentwicklung fürdere. während andererseits 
bobe Grade von Homogenităt mit einem niedrigen kulturellen Entwicklungs- 
stand verbunden zu sein pflegen. Beides wird mit mehreren Beispielen belegt. 
Also helle und dunkle Rassen. lang- und kurzkiüpfi;re. kultivierte und 
primitive. alle kommen von einem Stamm. Gunst der Umstände und der 


1) Vorläufige Mitteilungen E Fischers hierüber sind vegöflentlicht im 
Anthrop. Korresp.-Bl. 1911. in dem Berichg -=== die “ars. der 
D. Anthrop. Ges. in Heilbronn. unter der ` und 
Bastardierungsprobhlem beim Menschen“. OG: rm 
unter dem Titel -Die Rehobother Baste- em 
beim Menschen“ (1913 bei G. Fischer m Jas 
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Beeinflussungen der öffentlichen Meinung bedingt sind, nicht als Änderungen 
des Rassecharakters dieser Bevölkerung betrachtet und bezeichnet werden, 
selbst wenn sie sich auf alle Glieder einer Rasse erstrecken würden; denn 
sie sind weder ererbt noch vererbbar im biologischen Sinn. Die übrigen 
Anschauungen Spillers scheinen dem Referenten zwar nicht einwandfrei zu 
sein, aber dies in etwas geringerem Maße als die äußerst unkritischen, ent- 
gegengesetzten Doktrinen so vieler unserer Rassenenthusiasten, nach denen 
der gegenwärtige Kulturzustand eines Volkes oder irgendeiner Menschen- 
gruppe ohne weiteres als Maßstab für ihre geistige Rassetüchtigkeit und 
Kulturfähigkeit gelten soll, und die besonders auch unberücksichtigt lassen, 
daß leibliche und geistige Erbanlagen unabhängig voneinander variabel sind, 
daß also, wenn ein Rassengemisch gegeben ist — und das ist ungefähr überall 
der Fall, speziell auch bei uns in Deutschland — nicht auf eine korrelative 
Verbindung gewisser körperlicher Rassemerkmale, wie Schädelform, Haar-, 
Augen- und Hautfärbung, Statur usw. mit einer bestimmten geistigen Rasse- 
beschaffenheit gerechnet werden kann. 


Kaum haltbar ist das Argument Spillers, daß Zivilisationen ihrer Natur 
nach meteorartig seien. Gewiß, fast alle uns bekannten Kulturvölker zeigten 
eine auffallend kurzdauernde „Kulturblüte“. Diese Wahrnehmung berechtigt 
aber nicht zu der Annahme, daß es unter allen Umständen so sein müsse, 
Das wird aber durch die Worte „ihrer Natur nach“ behauptet. Außerdem 
steht doch fest, daß die chinesische Zivilisation schon auf eine fast fünf- 
tausendjährige Dauer zurücksieht, also ganz und gar nicht meteorartig ist. 
Es ist ein außerordentlich interessantes Problem, den Grund dieser sonst 
beispiellosen Dauerfähigkeit und die Ursache, weshalb bisher jede andere 
hohe Zivilisation in kurzer Zeit zugrunde ging, zu erforschen. Referent hat 
dieses Problem zum Gegenstand einer eingehenden Untersuchung gemacht ') 
und glaubt auf deren Grund, daß gewisse, mit zunehmender Zivilisation ge- 
wöhnlich überhand nehmende qualitative und quantitative Verschlechterungen 
der Fortpflanzungsverhältnisse es sind, die den zu höherer Kultur gelangten 
Nationen meistens zum Verderb gereichen, während im Bereich der chinesi- 
schen Kultur jene Kulturtendenz zur Verschlechterung der sozialen Fort- 
pflanzungsauslese (und dadurch Qualitätsverschlechterung der folgenden 
Generationen) und zu einer später einsetzenden ungesunden Abnahme der 
Gesamtfortpflanzung unwirksam gemacht wurde durch besondere, in entgegen- 
gesetzter Richtung wirkende Kultureinflüsse, die hauptsächlich vom Ahnen- 
kultus ausgingen. Die von Spiller geringgeschätzte soziale Fortpflanzungs- 
auslese, die unaufhörlich, wenn auch unbeabsichtigt und unbewußt, am Werke 
ist, scheint also dem Referenten nichts weniger als bedeutungslos zu sein 
für das Schicksal der Nationen. Gewiß hängt die Kulturhöhe einer Nation 
nicht lediglich von ihrer geistigen Rassetüchtigkeit ab. Aber ebenso sicher 
kann es für die mögliche Entwicklungshöhe der Kultur dieser Nation und 
ihre Dauer nicht gleichgültig sein, ob das geistige Begabungsniveau ihres 
Nachwuchses im Sinken ist oder sich gleich bleibt oder sich hebt. 


!) „Vererbung und Auslese in ihrer soziologischen und politischen Be- 
deutung“, 2. Aufl., Jena 1910. Besonders kommen in dieser Hinsicht die 
Kapitel VOII („Ungünstige Beeinflussungen der generativen Erbentwicklung 
menschlicher Gesellschaften durch kulturelle und soziale Verhältnisse, ver- 
glichen mit primitiven Zuständen“) und IX („Die chinesische Gesellschafts- 
verfassung und Kultur sozial-eugenisch bewertet“) in Betracht. 
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Spiller schließt mit dem Vorschlag, eine Gesellschaft zu gründen, welche 
die Förderung von Freundschaft zwischen den Rassen zum Ziel hat. 

Von den der zweiten Sitzung zugrunde gelegten Aufsätzen sind die 
bemerkenswertesten der von F. Boas, Professor für Anthropologie an der 
Columbia-Universität zu New York, über „Unbeständigkeit mensch- 
licher Typen“ und der von Earl Finchb, Professor an der Wilberforce- 
Universität in den Vereinigten Staaten über „Die Wirkungen von Rassen- 
mischungen“. Aus den übrigen Arbeiten erscheint noch die von dem 
Experimentalpsychologen an der Universität von Cambridge, Charles S.Myers, 
verfochtene These erwähnenswert, daß die geistigen Merkmale des größten 
Teils der Bauernklasse von Europa wesentlich dieselben seien wie die von 
primitiven Gemeinschaften. 

Wir wenden uns zu der Arbeit von Boas, von der schon in Seals Aufsatz 
die Rede war. Die Untersuchungsergebnisse von Boas haben in anthropo- 
logischen und anderen Kreisen viel Aufsehen erregt. Boas hat an Einwan- 
derern aus verschiedenen europäischen Ländern, die in der Stadt New York 
lebten, und an ihren Abkömmlingen Beobachtungen angestellt in bezug auf 
Veränderungen, die sie in der neuen Umgebung erfahren. Er fand bei seinen 
Messungen an zahlreichen Familien, daß jedes einzelne Maß, das studiert 
wurde, in einer Familie zweierlei Wert habe, einen unter den in Europa 
geborenen Individuen und einen anderen unter den in Amerika geborenen 
Individuen derselben Familie. Unter den aus Osteuropa eingewanderten Juden 
fand er die Köpfe der in Europa geborenen Personen kürzer, breiter und 
kleiner als die Köpfe der in Amerika geborenen. Der Längenbreitenindex 
wird demnach in Amerika beträchtlich kleiner. Je größer der Zeitraum, der 
zwischen der Einwanderung der Eltern und der Geburt der Kinder verflossen 
ist, desto größer zeige sich dieser Unterschied, und noch größer werde er 
in der zweiten Generation der in Amerika geborenen Individuen. Hingegen 
an den langköpfigen Sizilianern fand Boas Veränderungen in umgekehrter 
Richtung. Ihre Statur ändere sich nur wenig, und wo sie sich ändere, werde 
sie bei den in Amerika geborenen kürzer als an den in Europa geborenen 
Sizilianern. Der Kopf sei unter den in Amerika geborenen Familiengliedern 
dieser Einwanderer kürzer und zugleich breiter als unter den in Europa ge- 
borenen. So erfahren nach Boas die verschiedenen europäischen Typen in 
New York eine gewisse Annäherung aneinander. Bei den eingewanderten 
Böhmen und Ungarn nehme sowohl die Breite als die Länge des Kopfes ab, 
das Gesicht werde viel schmaler und die Statur größer. — Das auswärts 
geborene Kind habe die Kopfform der in Europe Geborenen, auch wenn es 
bei der Ankunft in Amerika weniger als 1 Jahr alt war, und das in Amerika 
geborene Kind habe die Kopfform der in Amerika Geborenen auch dann, 
wenn es nur wenige Monate nach der Ankunft der Eltern dort geboren wurde. 
Allerdings weiche die mechanische Behandlung der Kinder in Amerika von 
der in Europa üblichen ab. Das europäische Kind werde gewickelt, während 
das amerikanische frei in der Wiege liegen dürfe. Daß jedoch solche 
mechanischen Betrachtungen allein jene Veränderungen nicht erklären können, 
das zeige die Veränderung in den Gesichtsdurchmessern und in der Statur. 
Aus diesen Beobachtungen ergebe sich eine entschiedene Plastizität der mensch- 
lichen Typen, wenn uns auch die Grenzen dieser Plastizität noch nicht be- 
kannt seien. Jedenfalls aber müsse die alte Idee der absoluten Unveränder- 
lichkeit der menschlichen Typen offenbar aufgegeben werden und mit ihr 
der Glaube der erblichen Überlegenheit gewisser Typen über andere. 
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Beeinfu-sungen der üflentlichen Meinung bedingt sind. nicht als Änderungen 
des Rassecharakters dieser Bevölkerung betrachtet und bezeichnet werden, 
selbst wenn sie sich auf alle (slieder einer Rasse erstrecken würden: denn 
sie sind weder ererbt noch vererbbar im biologischen Sinn. Die übrigen 
Anschauungen Spillers w-beinen dem Referenten zwar nicht einwandfrei zu 
sein. aber dies in etwas geringerem MaDe als die äußerst unkritischen, ent- 
gerengesetzten Doktrinen so vieler unserer Rassenenthusiasten. nach denen 
der gegenwärtige Kultarzustand eines Volkes oder irgendeiner Menscben- 
gruppe ohne weiteres ala Maß-tab für ihre geistige Rassetüchtigkeit und 
Kulturfähigkeit gelten soll. und die besonders auch unberücksichtügt lassen. 
daß leibliche und geistige Erbanlagen unabhängig voneinander variabel sind, 
daß als. wenn ein Rassengemisch gegeben ist — und das ist ungefähr überall 
der Fall, speziell auch bei uns in Deutschland — nicht auf eine korrelative 
Verbindung gewisser körperlicher Rassemerkmale. wie Schädelform, Haar-. 
Augen- und Hautfärtung. Statur usw. mit einer bestimmten geistigen Rasse- 
beschaflenheit gerechnet werden kann. 


Kaum haltbar ist das Argument Spillers. daß Zivilisationen ihrer Natur 
nach meteorartig seien. (Gewiß. fast alle uns bekannten Kulturvölker zeigten 
eine auffallend kurzdauernde „Kulturblüte“. Diese Wahrnehmung berechtigt 
aber nicht zu der Annahıe. daß es unter allen Umständen so sein müsse, 
Das wird aber durch die Worte „ihrer Natur nach“ behauptet. Außerdem 
steht doch fest, daß die chinesische Zivilisation schon auf eine fast fünf- 
tausendjährige Dauer zurücksieht. also ganz und gar nicht meteorartig ist. 
Es ist ein außerordentlich interessantes Problem. den Grund dieser sonst 
bei:piellosen Dauerfähigkeit und die Ursache. weshalb bisher jede andere 
hohe Zivilisation in kurzer Zeit zugrunde ging. zu erforschen. Referent hat 
dieses Problem zum Gegenstand einer eingehenden Untersuchung gemacht ') 
und glaubt auf deren Grund. daß gewisse, mit zunehmender Zivilisation ge- 
wöhnlich überhand nehmende qualitative und quantitative Verschlechterungen 
der Fortpflanzungsverhältnisse es sind, die den zu höherer Kultur gelangten 
Nationen meistens zum Verderb gereichen. während im Bereich der chinesi- 
schen Kultur jene Kulturtendenz zur Verschlechterung der sozialen Fort- 
pflanzungsauslese (und dadurch Qualitätsverschlechterung der folgenden 
Generationen) und zu einer später einsetzenden ungesunden Abnahme der 
Gesamtfortpflanzung unwirksam gemacht wurde durch besondere, in entgegen- 
gesetzter Richtung wirkende Kultureinflüsse, die hauptsächlich vom Ahnen- 
kultus ausgingen. Die von Spiller geringgeschätzte soziale Fortpflanzung» 
auslese, die unaufhörlich, wenn auch unbeabsichtigt und unbewußt, am Werke 
ist, scheint also dem Referenten nichts weniger als bedeutungslos zu sein 
für das Schicksal der Nationen. Gewiß hängt die Kulturhöhe einer Nation 
nicht lediglich von ihrer geistigen Rassetüchtigkeit ab. Aber ebenso sicher 
kann es für die mögliche Entwicklungshöhe der Kultur dieser Nation und 
ihre Dauer nicht gleichgültig sein, ob das geistige Begabungsniveau ihres 
Nachwuchses im Sinken ist oder sich gleich bleibt oder sich hebt. 


1) „Vererbung und Auslese in ihrer soziologischen und politischen Be- 
deutung“, 2. Aufl, Jena 1910. Besonders kommen in dieser Hinsicht die 
Kapitel VIII („Ungünstige Beeinflussungen der generativen Erbentwicklung 
menschlicher Gesellschaften durch kulturelle und soziale Verhältnisse, ver- 
glichen mit primitiven Zuständen“) und IX („Die chinesische Gesellschafts- 
verfassung und Kultur sozial-eugenisch bewertet“) in Betracht. 
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Spiller schließt mit dem Vorschlag, eine Gesellschaft zu gründen, welche 
die Förderung von Freundschaft zwischen den Rassen zum Ziel hat. 

Von den der zweiten Sitzung zugrunde gelegten Aufsätzen sind die 
bemerkenswertesten der von F. Boas, Professor für Anthropologie an der 
Columbia-Universität zu New York, über „Unbeständigkeit mensch- 
licher Typen“ und der von Earl Finch, Professor an der Wilberforce- 
Universität in den Vereinigten Staaten über „Die Wirkungen von Rassen- 
mischungen“. Aus den übrigen Arbeiten erscheint noch die von dem 
Experimentalpsychologen an der Universität von Cambridge, CharlesS.Myers, 
verfochtene These erwähnenswert, daß die geistigen Merkmale des größten 
Teils der Bauernklasse von Europa wesentlich dieselben seien wie die von 
primitiven Gemeinschaften. 

Wir wenden uns zu der Arbeit von Boas, von der schon in Seals Aufsatz 
die Rede war. Die Untersuchungsergebnisse von Boas haben in anthropo- 
logischen und anderen Kreisen viel Aufsehen erregt. Boas hat an Einwan- 
derern aus verschiedenen europäischen Ländern, die in der Stadt New York 
lebten, und an ihren Abkömmlingen Beobachtungen angestellt in bezug auf 
Veränderungen, die sie in der neuen Umgebung erfahren. Er fand bei seinen 
Messungen an zahlreichen Familien, daß jedes einzelne Maß, das studiert 
wurde, in einer Familie zweierlei Wert habe, einen unter den in Europa 
geborenen Individuen und einen anderen unter den in Amerika geborenen 
Individuen derselben Familie. Unter den aus Osteuropa eingewanderten Juden 
fand er die Köpfe der in Europa geborenen Personen kürzer, breiter und 
kleiner als die Köpfe der in Amerika geborenen. Der Längenbreitenindex 
wird demnach in Amerika beträchtlich kleiner. Je größer der Zeitraum, der 
zwischen der Einwanderung der Eltern und der Geburt der Kinder verflossen 
ist, desto größer zeige sich dieser Unterschied, und noch größer werde er 
in der zweiten Generation der in Amerika geborenen Individuen. Hingegen 
an den langköpfigen Sizilianern fand Boas Veränderungen in umgekehrter 
Richtung. Ihre Statur ändere sich nur wenig, und wo sie sich ändere, werde 
sie bei den in Amerika geborenen kürzer als an den in Europa geborenen 
Sizilianern. Der Kopf sei unter den in Amerika geborenen Familiengliedern 
dieser Einwanderer kürzer und zugleich breiter als unter den in Europa ge 
borenen. So erfahren nach Boas die verschiedenen europäischen Typen in 
New York eine gewisse Annäherung aneinander. Bei den eingewanderten 
Böhmen und Ungarn nehme sowohl die Breite als die Länge des Kopfes ab, 
das Gesicht werde viel schmaler und die Statur größer. — Das auswärts 
geborene Kind habe die Kopfform der in Europe Geborenen, auch wenn es 
bei der Ankunft in Amerika weniger als 1 Jahr alt war, und das in Amerika 
geborene Kind habe die Kopfform der in Amerika (Geborenen auch dann, 
wenn es nur wenige Monate nach der Ankunft der Eltern dort geboren wurde. 
Allerdings weiche die mechanische Behandlung der Kinder in Amerika von 
der in Europa üblichen ab. Das europäische Kind werde gewickelt, während 
das amerikanische frei in der Wiege liegen dürfe. Dal jedoch solche 
mechanischen Betrachtungen allein jene Veränderungen nicht erklären können, 
das zeige die Veränderung in den Gesichtstlurchmessern und in der Statur. 
Aus diesen Beobachtungen ergebe sich eine entschiedene Plastizität der mensch- 
lichen Typen, wenn uns auch die Grenzen dieser Plastizität noch nicht be- 
kannt seien. Jedenfalls aber müsse die alte Idee der absoluten Unveränder- 
lichkeit der menschlichen Typen offenbar aufgegeben werden und mit ihr 
der Glaube der erblichen Überlegenheit gewisser Typen über andere. 
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Bekanntlich ist ein Teil der Anthropologen auf Grund mancher Tat- 
sachen der Ansicht. daß die Menschenrassen sich seit vielen Jahrtausenden 
nicht mehr verändert haben. Auch stößt man in der Tat hie und da auf 
einen Autor, der die Neigung zeigt, daraus den unzulässigen Schluß abzuleiten, 
sie seien überhaupt unveränderlich. Diese Annahme widerspricht jedoch 
auch der Deszendenztheorie. und darum ist „die alte Idee der absoluten 
Unveränderlichkeit der menschlichen Typen“ heutzutage doch nur eine Aus- 
nahmserscheinung. Jede Rasse ist schon dadurch einer fortwährenden Än- 
derung unterworfen, daß die zahllosen Varianten von Erbanlagen, die in ihr 
vorkommen, zu keiner Zeit in gleichem Maße zur Fortpflanzung gelangen. 
Dadurch kann eine erbliche Überlegenheit der einen Rasse über eine andere 
sich mindern, aber auch sich steigern. Folglich schließt die Annahme einer 
Veränderlichkeit der menschlichen Rassen offenbar die Annahme oder den 
„Glauben der erblichen Überlegenheit gewisser Typen über andere“ keines- 
wegs aus. Derartige Wandlungen in den Qualitäten einer Rasse — worunter 
übrigens stets Erbqualitäten zu verstehen sind, nicht auch solche Quali- 
täten, die durch Beeinflussungen der Ontogenese seitens der Umwelt verur- 
sacht werden — gehen aber unter allen Umständen nur sehr langsam vor 
sich, es braucht große Zeiträume, in denen zahlreiche Generationen sich folgen, 
ehe auf diese Weise, durch allmähliche Summierung der kleinen Änderungen 
in den Variantenbestand einer Rasse, merkliche Unterschiede zwischen 
ihrer früheren und ihrer späteren Rassequalität zustande kommen können. 
So große Änderungen von einer Generation zur anderen wie die, von denen 
Boas redet, können, wenn sie wirklich richtig beobachtet sind, nur als nicht 
vererbbare Entwicklungsmodifikationen aufgefaßt werden, verursacht durch 
bestimmte Beeinflussungen der Ontogenese seitens der Umwelt, nicht aber 
als Änderungen der Rasse. Es liegt nahe, auf die vieltausendjährige 
Persistenz des Hittitertypus mit seiner extrem schmalen und hochgebogenen 
Nase als Beispiel der Beständigkeit wirklicher Rassenmerkmale hinzuweisen, 
von der im Vorausgehenden bei dem Bericht über die Abhandlung von Luschans 
die Rede war (S. 252). Mit Recht ist einmal gesagt worden, man müßte zu- 
folge der Boasschen Lehre sich wundern, daß es in den Vereinigten Staaten 
noch Neger gebe, daß sie nicht im Laufe mehrerer Jahrhunderte den 
„amerikanischen Typus“ angenommen haben. 

Nun kommen wir zu dem von Earl Finch behandelten Thema, „Die 
Wirkungen von Rassenmischungen“, das sowohl in wissenschaftlicher 
wie in politischer Hinsicht unser Interesse fesselt. Finch stellt den Doktrinen 
des Franzosen Gobineau und des Amerikaners Morton, denen zufolge Rassen- 
mischungen nur zu unglücklichen Ergebnissen geführt haben und führen 
können, eine Anzahl von Tatsachen entgegen, um zu beweisen, daß Rassen- 
mischung, besonders in den seltenen Fällen, wo sie unter günstigen Um- 
ständen geschieht, Typen hervorbringe, die an Fruchtbarkeit, Lebenskraft 
und an Kulturwert dem einen von den elterlichen Stämmen oder beiden 
überlegen sind. Zunächst bringt er verschiedene Fälle vor, bei denen eine 
Kreuzung von farbigen Eingeborenen mit der weißen Rasse zur Entstehung 
einer Nachkommenschaft geführt habe, die imstande war, sich unter den neuen 
Verhältnissen zu behaupten und zu vermehren, während die farbigen Mutter- 
rassen niedergingen oder verschwanden. Die Fälle betreffen die Hawaiianer, 
Polynesier, Indianer Amerikas, die Griquas in Südafrika und das Mischprodukt 
zwischen englischen Meuterern mit Tahitischen Frauen auf der Pitkairn- und 
Norfolk-Insel. Dann weist er auf die Tatsache hin, daß die Mulatten in 
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Nordamerika, auch in Jamaika, Haiti und St. Domingo, an Zahl zunehmen 
trotz entschiedener Abnahme von neuen Verbindungen zwischen Weißen 
und Negern. — Gute Beweise seien auch vorhanden für eine überlegene 
Energie und Geisteskraft, die durch Rassenkreuzung hervorgebracht werde, 
trotz der widerwärtigen Umstände, denen die Bastarde ausgesetzt zu sein 
pflegen. Von Negern, die in den Vereinigten Staaten sich ausgezeichnet haben, 
sei die größere Zahl gemischten Blutes, darunter die Mulatten Douglas, Wa- 
shington und Du Bois, die offenbar ihren weißen wie ihren schwarzen Vorfahren 
überlegen gewesen seien. Die Mulatten von Haiti seien im Handel, im Ge- 
werbe und in Staatsämtern hervorragend und bilden einen großen Prozent- 
satz der dortigen Aristokratie. Auch die Ainos in Japan seien ein von den 
Japanern sehr verschiedener und mehr primitiver Typus, aber der Prozeß 
der Aufsaugung habe dennoch für beide Rassen ein vorteilhaftes Ergebnis 
gehabt. Dasselbe lasse sich von der Mischung der Rassen Vorderindiens mit 
Portugiesen und Holländern und von Russen mit Eingeborenen Sibiriens sagen. 
Ein sehr tüchtiges Mischungsprodukt sei ferner entstanden durch die Ver- 
bindung von Einwanderern aus Portugal und aus den Azoren in der Provinz 
St. Paul in Brasilien mit den dort eingeborenen Gayanazen und Carijos, 
wobei die Sprößlinge aus diesen von Anfang an in regelrechter Weise ge- 
schlossenen Verbindungen als ebenbürtig mit den rein Weißen galten. Die 
so entstandene neue Rasse sei bekannt durch eine bemerkenswerte moralische 
Entwicklung, durch intellektuelle Tüchtigkeit, sowie durch Stärke, Schönheit 
und Mut. — Obschon Rassenmischungen nicht überall wünschenswert seien, 
so sei doch der Schluß, daß sie entweder zum Erlöschen der Art oder zu 
einem Rückfall in Barbarei führen würden, ganz unhaltbar. 

Auf ganz andere Deutungen der Tatsachen und Zahlen stößt man in 
dieser Hinsicht bei anderen Schriftstellern, so z. B. bei H. Fehlinger in dem 
Aufsatz „Kreuzungen beim Menschen“'). Dessen Schlüssen liegt jedoch 
mindestens teilweise ein Mangel an Vorsicht und Umsicht zugrunde, worauf 
auch Prof. E. Fischer (Freiburg i. Br.) schon hingewiesen hat’). Unter an- 
derem läßt Fehlinger bei seinen Schlüssen auch die Möglichkeit, ja Wahr- 
scheinlichkeit, daß in den Ehen zwischen Mulatten und Mulattinen ein größerer 
Gebrauch von der freiwilligen Fruchtbarkeitsbeschränkung gemacht wird 
als in Ehen zwischen Negern und Negerinnen, völlig außer Betracht, was 
dem Referenten ein sehr belangvoller Fehler zu sein scheint. Die Mulatten 
gehören im großen und ganzen einer im Vergleich mit der reinen Neger- 
bevölkerung Amerikas kulturell etwas gehobenen Bevölkerungsschichte an, 
und die freiwillige Fruchtbarkeitsbeschränkung wächst, wie aus zahlreichen 
umfangreichen Arbeiten einwandfrei hervorgeht, im ganzen Bereich der abend- 
ländischen Kultur proportional mit der Kulturhöhe. Auf derlei Erwägungen 
kommt mehr an als auf kleine Zahlenunterschiede, aus denen man unbedenk- 
lich große Schlüsse ziehen zu können denkt. Bei der außerordentlich großen 
Kompliziertheit aller sozialbiologischen Fragen kann nur ein großes Maß von 
Umsicht, welches aber mehr Zeit verlangt, als die moderne literarische Schnell- 
arbeit aufzuwenden liebt, zu berechtigten Schlüssen führen. 

Jedoch auch, wenn alles richtig sein sollte, was Finch vorbringt, so 
bleibt doch ein Umstand von absolnt ausschlaggebendem Gewicht davon 
unberührt, nämlich das natürliche Widerstreben gegen eine Ersetzung der 

t) Archiv f. Rassen- u. Ges.-Biol. 1911, Heft 4. 

?) Ebenda, 1912. Heft 1, S. 8. 
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eigenen Rasse durch eine andere. Wie die Liebe zur eigenen Nation unab- 
hängig sein kann von der Meinung, daß sie tüchtiger sei als alle anderen 
Nationen, und wie wir nicht wollen, daß die eigene Nation von einer anderen 
biologisch aufgesaugt werde, auch nicht von einer, die uns als ebenbürtig 
oder gar als tüchtiger gelten würde, so gibt es auch ein Rassebewußtsein 
und Rassegefühl, das die Selbstbehauptung der eigenen Rasse verlangt und 
sich auch gegen deren Verdrängung durch eine, wenn auch tüchtige Bastard- 
rasse, die durch Kreuzung unserer Rasse mit einer von ihr sehr verschiedenen 
Rasse entstünde, naturgemäß sträubt. 

Von den übrigen Schriften, die für den Kongreß geschrieben und ihm 
gedruckt vorgelegt worden sind, dürften wohl die beachtenswertesten die 
über China und über Japan sein, von denen die eine den Chinesen Wu 
Ting-Fang, die andere den Japaner Tongo Takebe zum Verfasser hat. 
Wir hören ja verhältnismäßig selten von Östasiaten selbst Berichte und Ur- 
teile über ihre heimatlichen Verhältnisse. Allerdings berühren ihre Ausfüh- 
rungen, besonders die des ersteren, nur wenig die eigentlichen Rassenfragen 
im biologischen Sinn. Ihr Zweck ist nur, bei uns ein besseres Verständnis 
der gesellschaftlichen und der übrigen kulturellen Zustände Chinas und Japans 
verbreiten zu helfen, 

Nach Wu Ting-Fang, der im diplomatischen Dienst Chinas eine hohe 
Stellung einnimmt, verdankt China die Besonderheit seiner Zivilisation, seiner 
sozialen und moralischen Anschauungen und Gebote seiner geographischen 
Lage und der Homogenität seiner Bevölkerung, die mit geringfügigen Aus- 
nahmen einer und derselben Rasse angehöre, dieselbe Sprache spreche, dieselbe 
Religion und Literatur besitze. Die chinesische Zivilisation sei schon in sehr 
entlegenen Zeiten gegründet worden. Die Berichte der chinesischen Annalen 
reichen bis zur Thronbesteigung des Kaisers Fuk-Hi im Jahre 2953 v. Chr. 
zurück, und schon vonaltersher hatten die Chinesen ihren eigenen Sozial- 
und Moralkodex. 

Dieser kenne fünf Grade menschlicher Beziehungen. In erster Linie 
stehen die zwischen dem Herrscher und den Untertanen. Dem Herrscher 
ist die Pflicht der Liebe und der wohlwollenden Fürsorge für sein Volk 
auferlegt, während die Untertanen verpflichtet sind, dem Monarchen zu ge- 
horchen und mit Loyalität und Treue zu dienen. In zweiter Linie kommt 
das Verhältnis zwischen Eltern und Kindern. „Ehre deinen Vater und deine 
Mutter“ ist ebenso bei den Chinesen wie bei den Hebräern ein göttliches 
Gebot. Und unter der Devise der kindlichen Pietät sind alle Nachkommen 
einer Familie durch ein unverbrüchliches Gesetz gebunden, ihren Eltern und 
Vorfahren Gehorsam und Liebe zu erweisen. In keinem anderen Lande 
werde das Familienband heiliger gehalten als in China. Die nächsten Be- 
ziehungen sind die zwischen Gatten und Gattinnen. Über die Stellung der 
Frauen in China seien manche Mißverständnisse verbreitet. Der Gatte habe 
nach dem chinesischen Gesetz die Pflicht, seine Frau mit großer Achtung 
und Höflichkeit zu behandeln. Und wer mit dem chinesischen Familienleben 
wohl vertraut sei, dem erscheine die Stellung der chinesischen Frauen nicht 
erheblich tiefer als die, welche die Mehrheit ihrer Schwestern im Westen 
erreicht habe. Heutzutage genießen die Frauen in China ebensoviel Freiheit 
und Unabhängigkeit wie jene. Und seit Beginn der nationalen Reform- 
bewegung seien in wenigen Jahren manche öffentliche und private Schulen 
für Mädchen errichtet worden. Es sei auch nicht richtig, zu sagen, die 
Chinesen seien polygamisch. Denn die Verheiratung mit mehr als einer Frau 
werde als Verstoß gegen das Landesgesetz behandelt, schwere Strafen seien 
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darauf gesetzt, und die zweite Ehe werde als null und nichtig erklärt. Doch 
mache das Gesetz der menschlichen Schwäche ein Zugeständnis, indem es 
gestatte, daß die im Konkubinat geborenen Kinder Familienglieder werden, 
wie wenn sie ehelich geboren wären, hauptsächlich in Rücksicbt auf das 
Schicksal unehelicher Kinder, außerdem auch wegen Sicherstellung der Fort- 
setzung der Familie. Diese Nachsicht des Gesetzes habe im Laufe der Zeit 
zu vielen Mißbräuchen geführt und dadurch den Eindruck erweckt, daß ein 
Chinese so viel Frauen haben dürfe als er wolle. In Wirklichkeit habe die 
sogenannte Nebenfrau keine gesetzliche Stellung in der chinesischen Familie. — 
Den vierten Grad menschlicher Beziehungen bilden die zwischen den älteren 
und den jüngeren Familiengliedern. Die Chinesen verlangen von den letzteren 
große Achtung und Ehrerbietung gegen die älteren, wogegen diese verpflichtet 
seien, die jüngeren mit Güte und Höflichkeit zu behandeln. Dieses Verhältnis 
gelte nicht nur für die Familie, sondern auch für jede Dorfgemeinde im 
ganzen Reich. In jeder Gemeinde bestehe ein Rat der Älteren zur Vertre- 
tung der Ortsangelegenheiten, dessen Entscheidungen herkörmmlich die Kraft 
und Autorität von Gesetzen haben. Die Beamten mischen sich da nur sehr 
wenig ein. Diese sehr nützliche und ersprießliche Einrichtung bilde den 
Kern einer lokalen Selbstverwaltung und die Grundlage einer parlamentarischen 
Regierung. — Der fünfte und letzte Grad von Beziehungen sei das Verhältnis 
zwischen Freunden und anderen, die in einer Verbindung miteinander stehen. 
Herzlichkeit, Aufrichtigkeit, Treue seien hier die Gebote des sozialen Kodex. 
Aus diesem Grund sei u. a. auch die geschäftliche Redlichkeit der Chinesen 
sprichwörtlich und werde von Fremden ebenso viel gerühmt wie von Ein- 
heimischen. 

Nach anderem kommt Wu Ting-Fang schließlich auch auf die Geschichte 
der Beziehungen zwischen China und dem Abendland und auf die „weiße 
Politik“ zu sprechen, nicht ohne einige Bitterkeit. Er meint, wenn solche 
Doktrinen, wie die der Farbe, der Rasse oder der Nationalität allgemein 
befolgt würden, so würden die Menschen noch engherziger werden als je, und 
der Altruismus würde verschwinden. Nach den Grundsätzen der chinesischen 
Zivilisation, wie sie in den Konfuzianischen Klassikern ausgelegt seien, sollen 
alle, die sich innerhalb der vier Meere befinden, als Brüder und Schwestern 
behandelt werden. Solange Nationalitäts- und Rassegefühle nicht aus dem 
Sinn der abendländischen Völker verschwunden sein werden, sei nicht zu 
hoffen, daß zwischen ihnen und den östlichen Völkern freundschaftliches 
Zusammenarbeiten wirklich bestehen könne. 

Wu Ting-Fangs Mitteilungen über die in seinem Land geltende Moral 
und Gesellschaftsverfassung können wir nur dankbar aufnehmen. Unannehm- 
bar aber erscheint uns seine Anschauung, daß das Herrschen von Rivalität 
und Daseinskonkurrenz zwischen den Nationen und Rassen zum Schwinden 
des Altruisımus führe. Solange es Menschen gibt, war der Altruismus stets 
nur intrasozial, nie intersozial. Je mehr die gesellschaftliche Organisation 
beim Menschen sich intensiv und extensiv entwickelt hat, destomehr hat der 
kollektiv geführte Daseinskampf oder die Daseinskonkurrenz zwischen sozial 
organisierten Menschengruppen, von niederen (temeinwesen bis hinauf zum 
modernen Großstaat, die mehr isoliert geführten Kämpfe ums Dasein ein- 
geschränkt. Welche Folgen für die Menschheitsentwicklung es haben würde, 
wenn alle ernstliche Völker- und Rassenkonkurrenz aufgehoben wäre, diese 
Frage darf nicht allein gefühlsmäßig beantwortet werden. Eine möglichst 
unbefangene und eingehende Betrachtung dürfte zu anderen Anschauungen 
führen als die sind, die auf diesem Kongreß vorherrschten. Wer sich mit 
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dieser Frage genauer beschäftigen will, der versäume nicht, das ausgezeichnete 
Werk von S. R. Steinmetz „Die Philosophie des Krieges“, Leipzig 1907, zu 
lesen. Meine eigenen Anschauungen über dieses Problem sind in „Vererbung 
und Auslese“, 2. Auflage, Jena 1910 auseinandergesetzt, in dem Abschnitt 
„Die Auslesewirkungen der Kriege einst und jetzt“. 

Wir kommen nun zum letzten von den Aufsätzen, auf die dieser Bericht 
sich erstreckt, zu den Ausführungen, die der Japaner Tongo Takebe über 
Japan für den Kongreß geschrieben hat. Dieser Autor, Professor für Sozio- 
logie an der kaiserlichen Universität zu Tokio, sucht die besondere Entwick- 
lung Japans zu erklären. Sie erkläre sich aus der nationalen Verfassung, den 
geographischen Bedingungen und der Natur des Volkes. Die nationale Ver- 
fassung Japans sei nichts anderes als ein großes Familiensystem. Die Ahnen- 
verehrung innerhalb der Familie erziehe zur Liebe des Familiennamens, zu 
Stammesstolz und zu Heldenverehrung. Während in anderen Ländern die 
Verehrung der Ahnen in dem Maße nachlasse, in welchem die Zivilisation 
zunehme, zeige sich in Japan gerade die umgekehrte Tendenz. — Aus China 
und Indien seien nacheinander Kulturströmungen nach Japan gelangt. Aber 
der ursprüngliche japanische Volksgeist sei dadurch nicht geändert, sondern 
nur vervollkommnet worden. Gegenwärtig setze Japan sich die Aufgabe, 
eine neue Weltzivilisation zu schaffen durch Vermischung der europäisch- 
amerikanischen mit der japanischen, indem es die alten moralischen Ideen 
Japans mit den neuen wirtschaftlichen Ideen des Abendlandes in Harmonie 
bringe. Die abendländische Zivilisation habe trotz ihrer Höhe und ihres 
Glanzes noch manches zu tun, ehe sie den Traum einer vollkommenen 
Humanität verwirklichen könne. Was ihr fehle, lasse sich wohl in einem 
gewissen Maße ersetzen durch die glänzenderen Züge jener Zivilisation, die 
eine dreitausendjährige Erfahrung im Leben jenes Inselvolkes im fernen Osten 
geschaffen habe. 

Ohne Zweifel wäre es eine äußerst wertvolle Verediung unserer Kultur, 
wenn es gelänge, die ethische Kultur Japans auch bei uns heimisch zu machen: 
die große Stärke seines familiären und politischen Gemeinsinnes, die feinen 
und kraftvollen Ehrbegriffe, die besonders innerhalb der ehemaligen Krieger- 
kaste und beim Adel sich entwickelt haben und in ihren heutigen Nach- 
kommen noch weiter leben, und die bewundernswerte Ausbildung der Selbst- 
beherrschung von Kindheit an bei beiden Geschlechtern in allen Volksklassen. 
Leider ist für eine solche Erwerbung wenig Aussicht vorhanden. Wenn es 
auch nicht gerade eine Unmöglichkeit ist, in einem großen Gemeinwesen 
fremde sittliche Anschauungen und Wertungen zu allgemeiner Anerkennung 
und praktischer Wirksamkeit zu bringen, also eine fremde ethische Kultur 
auf ein anderes Volk oder eine andere Rasse zu übertragen, so bedarf es 
doch unter allen Umständen, selbst wo nicht, wie bei uns, starke soziale 
Mächte sich dieser Neuerung mit aller Kraft entgegenstemmen würden, zu 
So großen Änderungen in der moralischen Kultur einer Nation oder Rasse 
unvergleichlich größerer Zeiträume als zur Einbürgerung neuer wirtschaftlicher 
Anschauungen, die überdies eine besondere Werbekraft dadurch besitzen, daß 
sie ihre Jünger zunächst mit Gold überschütten. Japan importiert ja in der 
Tat zurzeit das kapitalistische Wirtschaftssystem des Westens, und ist offen- 
bar imstande, dies mit beispiellos großer Schnelligkeit zu tun. Ob dies aber 
nicht auf Kosten seiner alten, bewunderungswürdigen ethischen Kultur ge- 
schieht, ob wirklich eine „Harmonie“ zwischen dieser und dem neuen wirt- 
schaftlichen System besteht oder zustande kommt, das erscheint doch fraglich. 
Aller Wahrscheinlichkeit nach wird Japan in dem Maße, in welchem es sich 
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wirtschaftlich europäisiert, auch in seiner ethischen Verfassung europaähnlicher 
werden, das edle Gewächs seiner ethischen Kultur wird einigermaßen ver- 
kümmern. Das Abendland aber wird in ethischer Hinsicht schwerlich japa- 
nisiert werden, sondern wird wohl die Früchte seiner eigenen, überwiegend 
dem Individualismus huldigenden ethischen Kultur zu Ende kosten. 

Die übrigen dem Kongreß unterbreiteten Aufsätze behandeln folgende 
Themata: 

Die Vernünftigkeit von Selbstregierung. Einfluß geographischer, 
wirtschaftlicher und politischer Bedingungen auf den Fortschritt. Sprache 
als vereinender und trennender Einfluß. Religion als einender und 
trennender Einfluß. Unterschiede in Sitten und sittlichen Anschauungen 
und ihre Widerstandskraft gegen raschen Wechsel. Das intellektuelle 
Niveau verschiedener Rassen. Die gegenwärtige Stellung der Frauen. 
Abhängigkeit der Hautfarbe vom Klima. — Schintoismus. Türkei. Persien. 
Osten und Westen in Indien. Ägypten. Haiti. Ungarn. Rußlands 
Rolle in der gegenseitigen Annäherung des Westens und des Ostens. — 
Kapitalanlagen und Anleihen. Arbeitslöhne und Einwanderung. Öffnung 
von Märkten und Ländern. Wissenschaft und Kunst, Literatur und 
die Presse. Die Leistungen privater Initiative in der Organisation der 
Welt. Das internationale Ackerbauinstitut zu Rom. Das Batakinstitut 
zu Leyden. — Das Grundprinzip einer interrassialen Ethik und einige 
praktische Anwendungen. Die jüdische Rasse. Das moderne Gewissen 
in bezug auf die Behandlung abhängiger Völker und (temeinwesen. 
Die Regierung über Kolonien und abhängige Länder. Der Einfluß 
von Missionen. Vertragsmäßige und erzwungene Arbeit. Handel mit 
Giften und Opium. — Die Weltlage der Neger und Negroiden. Ein- 

eborene Rassen von Südafrika. Das westafrikanische Problem. Die 
egerrasse in den Vereinigten Staaten von Amerika. Das Negerproblem 
in bezug auf die weißen Frauen. Der nordamerikanische Indianer. 
Der brasilianische Mischling. — Die Rücksicht, welche die weiße Rasse 
den anderen Rassen schuldet. Internationales Recht, Verträge, Kon- 
ferenzen und der Haager Gerichtshof. Internationales Recht und unter- 
worfene Rassen. Periodische Friedenskonferenzen. — Die Presse als 
Friedensinstrument. Internationale Sprache. Schulunterricht in Ethik 
mit Rücksicht auf Rassen. Die kosmopolitische Studentenbewegung. 
Internationale Organisation für Wohlwollen zwischen den Rassen. 
Obschon manche von diesen Aufsätzen Beachtenswertes enthalten, muß 
dieser Bericht, wie eingangs erklärt wurde, auf die im vorstehenden getroffene 
kleine Auswahl beschränkt bleiben, und auf einen Bericht über die münd- 
lichen Verhandlungen des Kongresses muß ganz verzichtet werden. Zum 
Trost des Lesers kann gesagt werden, daß sowohl in jenen Aufsätzen, von 
denen hier nur die Titel genannt wurden, als auch bei den mündlichen Dis- 
kussionen recht viel taubes Stroh gedroschen wurde. Die auf dem Kongreß 
stark zutage getretene Tendenz, die Tatsache, daß beträchtliche Rassenunter- 
schiede gegeben sind, zu leugnen oder zu verkleinern, dürfte ganz unnötig 
sein zur Erreichung dessen, was als Zweck der großen Veranstaltung an- 
gegeben wurde, nämlich ein besseres gegenseitiges Verständnis zwischen den 
Rassen, besonders zwischen denen des Westens und des Ostens, und dadurch 
ein größeres gegenseitiges Wohlwollen herbeizuführen. Dieses Kongreßziel 
selbst verdient sicher uneingeschränkte Sympathie, es ist durchaus nicht un- 
vereinbar mit dem gesunden Grundsatz, daß dem Wohl der eigenen Rasse 
und Nation unsere vorzugsweise Fürsorge vor anderen gebührt. Man kann 
nur wünschen, daß die riesige Arbeit, die für den Kongreß aufgewendet 
worden ist, entsprechende Früchte tragen werde. 


VI. 


Marx und Engels in ihrem Briefwechsel 


Von Gustav Mayer 


In deutscher Sprache erschien seit Bismarcks „Gedanken und Erinne- 
rungen“ kein historisches Quellenwerk über das vielbewegte neunzehnte Jahr- 
hundert, das sich hinsichtlich der Bedeutsamkeit und Wirkungsweite der 
redenden Personen und der Zeugungskraft der von ihnen geformten Ge- 
danken und Ideale mit dem Briefwechsel der beiden Verfasser des kommu- 
nistischen Manifestes vergleichen ließe, der eben mit einem gemeinsamen 
kurzen Vorwort der beiden Herausgeber und mit absichtlich rein objektiv 
gehaltenen sachlichen Einleitungen aus Bernsteins Feder der Öffentlichkeit 
übergeben wurde"). Eine überreiche Fülle geistigen Stoffes breitet sich in 
diesen 1386 Briefen vor dem Leser aus; dennoch darf die Dankbarkeit für 
die wertvolle Gabe den Historiker vom Fach nicht schweigend an der Frage 
vorübergehen lassen, wie sich, vom strengen Standpunkt seiner Wissenschaft 
her betrachtet, die Herausgeber zu ihrem weitschichtigen Material verhielten, 
das nach ihrer und ihrer Parteigenossen Ansicht aus mancherlei Gründen nur 
bei einigermaßen delikater Behandlung schon jetzt der Öffentlichkeit übergeben 
werden konnte. Da zeigt es sich, daß die Textrevision mit der größten Sorgfalt 
vorgenommen wurde und daß unter diesem Gesichtspunkt keine Wünsche 
unerfüllt geblieben sind. Was aber die Vollständigkeit des Textes betrifft, 
so wurde politischen und persönlichen Wünschen in ungleich größerem Um- 
fange Rechnung getragen, als dem Forscher lieb sein mußte. Bernstein 
äußert sich über diesen Punkt folgendermaßen: „Nur wo besonders intime 
Verhältnisse behandelt wurden, an die sich kein allgemeines Interesse irgend- 
welcher Art knüpft... , schienen Streichungen gerechtfertigt. Fortgelassen 
sind auch hier und dort mißfällige Bemerkungen über dritte Personen, doch 
betrifft dies nur solche Äußerungen, die kein politisches oder wissenschaft- 
liches Urteil einbegriffen, das nicht schon in vorhergegangenen Briefen deut- 
lich ausgesprochen ist.“ Nun bürgt vielleicht die wissenschaftliche Reputation 
Bernsteins dafür, daß eine relativ so große Vollständigkeit des Materials 
geboten wird, wie sie unter den obwaltenden Verhältnissen erreichbar war. 
Wir wollen auch nicht vergessen, daß uns von Bismarcks „Gedanken und 
Erinnerungen“ noch immer der dritte Band völlig vorenthalten wird. Immer- 
hin bleibt zu rügen, daß die Stellen, an denen Auslassungen vorgenommen 
wurden, im Druck nicht immer kenntlich gemacht sind, was unbedingt zu 
fordern gewesen wäre. 


!) Der Briefwechsel zwischen Friedrich Engels und Karl 
Marx 1844 bis 1883. Herausgegeben von A. Bebel und Ed. Bernstein. 
4 Bände. Stuttgart 1913. J. H. W. Dietz kacht CXVII und 1855 S. 
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Im übrigen ist noch zu beachten. daß. wie Bernstein selbst in seiner 
Anzeige der Ausgabe in der Frankfurter Zeitung hervorrehuben hat. nur 
etwa die Hälfte der in Wirklichkeit zwischen Marx und Engels gewechselten 
Briefe zum Abdruck gelangt: ein Teil wurde von dem überlebenden Engels 
vernichtet, eine Anzahl. die er fur zu gleichgültig hielt, hat der Herausgeber 
zurückbehalten. noch mehr waren schon den Empfängern selbst abhanden 
gekommen. Am reichhaltigsten und am lückenlosesten erschließt sich aus 
den vorliegenden Briefen die (redankenwelt von Marx und Engels für die 
Zeit von 1851 bis 1870, wo der eine ın London, der andere in Manchester 
ansässig war. Als dann Engels ebenfalls nach London übersiedelte, wurden 
Briefe in der Regel nur noch gewechselt. wenn der eine von beiden auf 
Reisen war. Was aber die Frühzeit des Freundschaftsbundes, also Vormärz 
und Revolution, betrifft, so ist die unmittelbare Beteiligung beider Männer 
an der politischen Aktion unter den damaligen Verhältnissen der Erhaltung 
ihrer Korrespondenzen nicht eben förderlich gewesen. Von Marx hat sich 
aus der Zeit vor dem März 1848 nur ein einziger Brief erhalten, über den 
Antworten von Engels waltete ein besserer Stern. Er hat allem Anschein 
nach, als er im Revolutionsjahr aus Köln fliehen mußte, alle Briefe kompro- 
mittierlichen Inhalts, die in seinen Händen waren, vernichtet. 

Gehen wir nun von der Umschreibung des Umfangs des neuen Materials, 
das hier in Fülle geboten wird, zu einer Skizzierung des Inhalts über, so 
macht sich die ungemeine Vielseitigkeit der Interessenwelt dieser beiden 
großen Geister, die sich in ihrem Briefwechsel spiegeln muß, gleich dadurch 
bemerkbar, daß es sich als unmöglich erweist, von ihr in knappen Sätzen 
ein Bild zu entwerfen. Ein guter Teil der eigentümlichen Originalität von 
Marx und Engels besteht eben darin, daß sie zu gleicher Zeit enzyklopädische 
Gelehrte und heißblütige Politiker waren. Man verstehe uns richtig: sie 
waren nicht etwa Berufspolitiker, die sich in ihren Mußestunden einer von 
ihrer Hauptbeschäftigung abliegenden Fachgelehrsamkeit widmeten — ein 
Typus, den man in England antrifft, auch nicht professorale Forscher, die 
bloß vorübergehend, durch die Not der Zeiten getrieben, das Katheder mit 
der Rednerbühne vertauschten, sondern der theoretische Aufbau, die Be- 
gründung und die Verwirklichung einer völlig neuen Gesellschaftsanschauung 
machte ihr nicht auseinander zu trennendes Lebenswerk aus, und so verschmolz 
sich in ihnen der Gelehrte und der Kämpfer zu einer in dieser Form vorher 
kaum dagewesenen Einheit. Keine Entdeckung, keine neue Theorie oder 
Hypothese konnte auf irgendwelchem Gebiet der Natur- oder Geisteswissen- 
schaften ans Licht treten, ohne daß einer der beiden Teilhaber dieser einzig 
dastehenden geistigen Lebensgemeinschaft sich mit ihr auseinandersetzte und 
das, was sich ihm daraus als brauchbar erwies, nach Verständigung mit dem 
anderen ihrer intellektuellen Habe einfügte. Es bedeutete noch eine Aus- 
weitung dessen, was in der Vereinzelung selbst der umfassende Geist erraffen 
kann, daß sich bei ihnen im Verlauf ihres langen Bundes eine durch ihre 
Anlagen oder auch durch ihren Entwicklungsgang bedingte oder geförderte 
Gebiets- und Arbeitsteilung herausbildete. In der theoretischen Ökonomie, 
in Philosophie, alter Philologie und Mathematik war Marx die überlegene 
Autorität; in der neueren Philologie, im Bezirk praktischer volkswirtschaftlicher 
Einzelfragen, in Physik, Chemie und Kriegswissenschaft wurde das größere 
Wissen, das hier Engels besaß, von Marx in Anspruch genommen. Qut Be- 
scheid wußte freilich ein jeder der beiden auch in den meiste ` m 
des anderen; und vollends Politik und Geschichte galten stillse* 
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die Sphären, in denen sie völlig gemeinschaftlich forschten und wirkten. Vor 
der Gefahr der Zersplitterung, die ihnen bei der Vielseitigkeit ihrer wissen- 
schaftlichen Interessen hätte drohen können, bewahrte sie das große Ziel, 
dem all ihr Arbeiten diente: die Aufhebung des Klassenkampfes durch Ver- 
gemeinschaftlichung der Produktion. Ihm hatten sich die beiden Jünger 
Hegels als echte Deutsche mit rastloser Hingabe verschrieben, seitdem es 
ihnen gelungen war, das Idealbild der Zukunft, die sie anstrebten, mit 
Vergangenheit und Gegenwart zu einem grandios einheitlichen historisch- 
dialektischen Prozeß zu verweben. Dessen auf die Dauer unhemmbare Ver- 
wirklichung war ihnen gleichzeitig Glaubenssache wie Gegenstand und Inhalt 
ihrer wissenschaftlichen Beweisführung. Ein so festes Fundament zu suchen, 
war ihnen beiden frühzeitig Bedürfnis gewesen; aber gerade dieses Bedürfnis 
hatte sie schon in der Zeit, wo sie sich diesen, wie sie dachten, unerschütter- 
lichen Boden zuerst in getrennter, dann in gemeinsamer Arbeit allmählich 
erkämpften, unduldsam gemacht gegen solche Personen und Bestrebungen, 
die ähnliche Ziele wie sie selbst noch auf Wegen verfolgten, deren Ungang- 
barkeit sie bereits erkannt zu haben meinten. Nur wenn man dies im 
Auge behält, kann man die unnachsichtliche Schärfe richtig einschätzen, die 
sie von ihren Kämpfen gegen den „wahren“ Sozialismus eines Moses Heß 
und Karl Grün bis zu ihrer Kritik Lassalles und ihrer Auseinandersetzung 
mit Bakunin bei solchen Anlässen entwickelten. Dann fochten sie gleich- 
zeitig für die Gültigkeit ihrer wissenschaftlichen Überzeugung und gegen in 
ihren Augen überflüssige Hemmungen, die der Realisierung ihres sozialen 
Ideals in den Weg traten! 

Weder der Raum, der hier zur Verfügung steht, noch die Kompetenz 
des Referenten reichten hin, um den beiden Korrespondenten auf alle Gebiete 
zu folgen, über die ihr fast vierzigjähriger Briefwechsel sich erstreckt. Da 
ist von höherer Mathematik und von neuesten Errungenschaften der Chemie, 
von der Lehre Darwins und ihrer soziologischen Anwendung und von den 
mannigfachsten philosophischen Problemen die Rede! Viele Seiten füllen 
Diskussionen über Fragen der theoretischen Nationalökonomie (Grundrenten- 
theorien Ricardos und Careys, Krisenlehre, Währungsfrage etc. etc.), mit 
teilnehmender Aufmerksamkeit blickt man in die Werkstätte, wo unter un- 
säglichen Hemmnissen Marx sein „Kapital“ zusammenschmiedet; wir machen 
die Erfahrung, wie unentbehrlich es ihm ist, seine neu entstehenden Gedanken 
der produktiven Kritik des Freundes zu unterbreiten. Darüber hinaus er 
halten wir reiches Material für die noch ungeschriebenen Biographien dieser 
beiden Männer, die hier in Briefen, an deren künftige Veröffentlichung sie 
beim Schreiben nicht dachten, und in der burschikosen Sprache, die sie bei- 
behalten hatten, über Zeitgenossen, Freunde und Feinde, über politische 
Vorgänge und wirtschaftliche Entwicklungen, nicht zuletzt über ihre persön- 
lichen Angelegenheiten mit rückhaltloser Offenheit ihre Meinung aussprechen. 
Wir können aus der Fülle des Stoffs nur einige der wichtigsten Momente 
herausgreifen und wählen natürlich solche, die in einer „Zeitschrift für 
Politik“ Beachtung beanspruchen dürfen. Auf das reizvolle-Problem der 
Abwägung und Abgrenzung der beiden großen Persönlichkeiten, die er hier 
zurücktreten läßt, beabsichtigt der Referent in einem umfassenderen Zu- 
sammenhang an anderer Stelle zurück zu kommen. 

Aus dem Vormärz, haben sich, wie schon erwähnt wurde, nur die Briefe 
von Engels erhalten. Sie atmen ganz den Optimismus des jugendlichen 
Adepten der kommunistischen Lehre, der das Heranziehen der Revolution 
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deutlich verspürt, aber noch nicht darüber im klaren sein kann, daß diese 
vor den bereits im Vordergrund des Interesses stehenden sozialen Fragen 
Halt machen werde. Nach einem knapp zweijährigen Aufenthalt im eng- 
lischen Industriegebiet in das heimatliche Barmen zurückgekehrt, wähnt der 
Vierundzwanzigjährige bei der allgemeinen Unzufriedenheit, die er vorfindet, 
überall Gesinnungsgenossen anzutreffen: „Man mag sich hindrehen und hin- 
wenden, wohin man will, man stolpert über Kommunisten.“ Aus England 
war er über Frankreich heimgereist und hatte in Paris jenes Bündnis mit 
Marx geschlossen, das erst der Tod zerreißen konnte. Er erkannte natürlich, 
daß die Deutschen „wegen der praktischen Ausführbarkeit des Kommunis- 
mus“ noch in einer weit größeren Unklarheit steckten als in jenen Ländern, 
wo die Frage schon viel länger auf der Tagesordnung stand. Aber ihm ist 
darum nicht bange: „Um diese Lumperei zu beseitigen“ wird er einfach 
eine Broschüre schreiben: „Das Ding kostet mich drei Tage oder so und 
muß die Kerls sehr aufklären.‘ Aber der preußische Polizeistaat goß ihm 
bald Wasser in den gährenden Wein. Sein Versuch, den Bewohnern des 
heimatlichen Wuppertale durch Vorträge den Kommunismus schmackhaft 
zu machen, findet bei den Behörden keine Gnade. Er erkennt, daß es vorerst 
noch eine Unmöglichkeit sei, in Preußen agitatorisch zu wirken und verläßt, 
nachdem er zu Hause sein Werk über die Lage der arbeitenden Klassen in 
England fertiggestellt hat, die in religiöser wie in politischer und sozialer 
Hinsicht konservativ gesinnte Fabrikantenfamilie, der er entstammte. Im 
nahen Verkehr mit Marx verlebt er die nächsten Jahre abwechselnd in Paris 
und Brüssel. Beide sind in Anspruch genommen von der Ausarbeitung ihres 
sozialen Systems und seiner wissenschaftlichen Unterbauung, aber gleichzeitig 
bemühen sie sich auch schon, ihren Gedanken in Arbeiterkreisen Eingang zu 
verschaffen. Ihre eigene Klärung vollzieht sich in polemischer Form. In 
der Auseinandersetzung mit den französischen Sozialisten und den deutschen 
radikalen Junghegelianern gelangen sie zu jenem Komplex von Überzeu- 
gungen, die sie kurz vor dem Ausbruch der europäischen Revolution in dem 
Kommunistischen Manifest niederlegen. Wir erfahren jetzt, daß der Titel 
und ein erster Entwurf dieses weltgeschichtlichen Dokuments von Engels, die 
endgültige Fassung wohl von Marx herrührt. Der Verlauf der Ereignisse ent- 
täuschte die hierin geäußerte Erwartung der beiden Verfasser, daß die bürger- 
liche Revolution bloß das unmittelbare Vorspiel eines proletarischen sein werde. 
In den Spalten der von Marx geleiteten Neuen Rheinischen Zeitung erreichte 
ihre unmittelbare Beteiligung an den politischen Kämpfen Deutschlands 
ihren Höhepunkt, aber auch schon ihren Abschluß. Beiden Freunden wurde 
der heimische Boden zu heiß, Engels nahm noch am badisch- pfälzischen 
Aufstand teil, schließlich fanden sie, tief enttäuscht, als politische Flüchtlinge 
zu Anfang der Reaktionszeit in England wieder zueinander. Enttäuscht 
waren sie, aber nicht entmutigt und erst recht nicht irre an der Auffassung 
der künftigen Entwicklung, die sie im Manifest niedergelegt hatten. Wohl 
geben sie zu, daß sie sich hinsichtlich der Kürze des Zeitraumes, der zu der 
Eroberung der Welt für ihre Ideen nötig wäre, zu sanguinischen Hoffnungen 
hingegeben hatten, aber daß dieser Zeitpunkt kommen werde, daran zweifelten 
sie keinen Augenblick. Daß der Revolutionskrater sich nicht so schnell, wie 
sie es gewünscht hatten, wieder auftun werde, erkannten sie im Gegensatz 
zur Mehrzahl der anderen in London zusammengeströmten deutschen und 
nichtdeutschen Flüchtlinge, als jetzt die wirtschaftliche Konjunktur den 
Krisencharakter der Revolutionsjahre abstreifte und in das Zeichen ausge- 
sprochener Prosperität trat. 
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Darüber gerieten sie mit der Mehrzahl ihrer Kampfgenossen von 
gestern in schwere Konflikte, viele Seiten des Briefwechsels sind mit 
Flüchtlingskrakeel angefüllt, der uns heute nicht mehr sonderlich inter- 
essieren kann. Mußte der Glauben an die entscheidende Bedeutsamkeit der 
ökonomischen Kräfte sie schon mit Konspiratoren und Putschisten wie 
Karl Schapper und Willich, denen die Erkenntnis dieser Zusammenhänge 
fehlte, in Gegensatz bringen, so entfremdete er sie erst recht dem ideologi- 
schen Radikalismus eines Blind, Kinkel und Ruge, dessen völlige Unzuläng- 
lichkeit die beiden tollen Jahre in Deutschland ihnen dargetan hatten. So 
standen sie innerhalb der Emigration bald gänzlich isoliert und ohne An- 
hang da; aber sie ließen sich durch ihre Vereinsamung weder niederdrücken 
noch in ihrem Selbstvertrauen beirren und nutzten diese Zeit erzwungener 
politischer Untätigkeit, deren Dauer sie nicht voraussahen, auf ihre Weise. 
Engels schreibt im Februar 1851 an Marx: „Wir haben jetzt endlich wieder 
einmal — seit langer Zeit zum erstenmal — Gelegenheit, zu zeigen, daß wir 
keine Popularität, keinen Support von irgendeiner Partei irgendwelches Landes 
brauchen, und daß unsere Position von dergleichen Lumpereien total unab- 
hängig ist. . ,.. Nicht nur keine offizielle Staatsstellung, auch solange wie 
möglich keine offizielle Parteistellung, kein Sitz in Komitees usw., keine 
Verantwortung für Esel, unbarmherzige Kritik für alle, und dazu jene Heiter- 
keit, die sämtliche Konspirationen von Schafsköpfen uns doch nicht nehmen 
werden. . .. Wir können der Sache nach immer revolutionärer sein als die 
Phrasenmacher, weil wir etwas gelernt haben und sie nicht, weil wir wissen, 
was wir wollen, und sie nicht . . .“. 

Freilich mit Bestimmtheit erhofften Marx und Engels von der nächsten 
wirtschaftlichen Krisis auch den Ausbruch der nächsten großen europäischen 
Revolution und deshalb spähten sie, wie der Wanderer in der Wüste, der 
nach Regen lechzt, mit gespannter Aufmerksamkeit nach jeder kleinen Sturm- 
wolke, die an dem fernsten Horizont auftauchte. Zur Vertiefung in die 
ökonomischen Probleme zwang sie innere und äußere Notwendigkeit. Die 
wissenschaftliche Analyse der kapitalistischen Gesellschaftsordnung, der sie 
in ihren früheren Schriften das Menetekel an die Wand geschrieben hatten, 
stand vor ihnen als eine Jahre erfordernde gebieterische Aufgabe. Aber 
auch für den täglichen Lebensunterhalt mußte gesorgt werden, denn die 
Familie Marx hatte in der Revolution ihr letztes Habe verloren, und auch 
Engels durfte auf die fernere Unterstützung seines Vaters nur rechnen, wenn 
er äußerlich ins bürgerliche Leben zurückkehrte. Als der Junggeselle, der er 
war, hätte er freilich mit seiner leichten, fruchtbaren und eleganten Feder 
ziemlich mühelos seinen Weg als freier Schriftsteller gefunden. Wenn er 
sich trotzdem entschloß, auf den Kontorbock, den er vor Jahren verlassen 
hatte, zurückzukehren, so bestimmte ihn dazu am meisten der Wunsch, 
die Mittel aufzutreiben, damit Marx, dessen theoretische Überlegenheit er 
nie in Zweifel zog, sein Werk über das Kapital schreiben könne. In der 
ganzen Folgezeit haben Marx und die Seinen in der Hauptsache auf Kosten 
von Engels gelebt. Freilich reichten auch seine Einnahmen, wenigstens bis 
er 1864 selbst Mitinhaber der Firma Ermens und Engels in Manchester 
wurde, nicht hin, um Marx, dessen Gattin, die geborene Baronesse von West- 
phalen sparsam zu wirtschaften daheim nicht gelernt haben mochte, vor 
der ständigen Berührung mit dem Pfandhaus und den ewig drängenden 
Gläubigern zu bewahren. Die finanziellen Nöte der Familie Marx sind das 
eintönige, immer wiederkehrende Motiv, das sich durch die drei ersten Bände 
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des Briefwechsels zieht. Marx hatte Recht, wenn er im Jahre 1859 dem 
Freunde einmal schrieb, er glaube nicht, daß unter solchem Geldmangel je 
über „das Geld“ geschrieben worden sei! Wenn auch Engels sein Opfer 
noch mehr der Sache, der sie beide ihr Leben geweiht hatten, als der Person 
des Freundes brachte, so lief es in der Wirklichkeit doch auf das gleiche 
hinaus. Wie die ganze Art des Verhältnisses der beiden Männer ihresgleichen 
sucht, so bleibt es ein in der ganzen Geistesgeschichte der Menschen wohl 
überaus seltener Fall, daß der Kleinere von zwei Großen, denn auch Engels 
war eine gewaltige geistige Potenz! — die Jahre zwischen dreißig und fünfzig, 
also den Kern des produktiven Lebens, an eine ungeliebte Tätigkeit hingibt, 
um dem anderen die Muße für produktive Arbeit zu erkaufen. Man begreift, 
daß Marx ein Stein von der Seele fiel, als Engels es 1869 endlich dahin 
gebracht hatte, daß seine Rente nun ausreichte, um ihnen beiden hinfort 
ein behagliches Auskommen zu gestatten, und jener nun aus der „ägyptischen 
Gefangenschaft“, wie Marx es nannte, zu zusammenhängendem geistigem 
Schaffen zurückkehren konnte. So sehr Marx sonst mit allen Äußerungen 
des Gefühls kargte, nach der Fertigstellung des ersten Bandes des „Kapital“ 
übermächtigte ihn doch das Verlangen, Engels seinen Dank auch auszusprechen: 
„Ohne Dich hätte ich das Werk nie zu Ende bringen können, und ich ver- 
sichere Dir, es bat mir immer wie ein Alp auf dem Gewissen gelastet, daß 
Du Deine famose Kraft haupsächlich meinetwegen kommerziell vergeuden und 
verrosten ließest.“ 

Aber was Engels für Marx tat, erschöpfte sich nicht mit der Hinopferung 
der eigenen Produktionsfreiheit. Fast die einzige selbständige Einnahme- 
quelle, die jener in den fünfziger und sechziger Jahren besaß, waren die 
Korrespondenzen, die er der New Yorker Daily Tribune ziemlich regelmäßig 
lieferte. Und auch diese hat zum großen Teil der journalistisch gewandtere 
und mit bewunderungswerter Leichtigkeit produzierende Engels für den 
schwerfälligen Gelehrten geschrieben. Der Briefwechsel zeigt uns, daß die 
von Kautsky ins Deutsche übertragene und unter dem Namen von Marx ver- 
öffentlichte Artikelserie über „Revolution und Konterrevolution in Deutsch- 
land“, die in dem New Yorker Blatt erschien, Engels zum Verfasser hat. Es 
wäre zu wünschen, daß dieser Tatsache künftig auch auf dem Titelblatt 
Rechnung getragen werde. 

Sehr häufig läßt sich der Anteil eines jeden der beiden Freunde an 
Schriften und Aufsätzen, die unter ihrem gemeinsamen oder unter dem Namen 
des einen oder des anderen von ihnen an die Öffentlichkeit kamen, nicht so 
genau bestimmen wie in dem eben erwähnten Fall. So unliebsam sie es 
bemerkten, wenn, was oft geschah, ihre Schriften ohne Namensnennung von 
Fremden plagiiert wurden, intra muros herrschte bei ihnen völlige geistige 
Gütergemeinschaft. Noch manchen Forscher wird es locken, aber auch noch 
mancher Forscher wird herausfinden, daß es eine harte Nuß ist, genau be- 
stimmen zu wollen, was an manchen Arbeiten dem einen oder anderen von 
ihnen gehört. Denn selbst die Handschrift gewährt, wo sie noch vorhanden 
und zugänglich ist, keinen untrüglichen Maßstab, da aus der Frühzeit zum 
mindesten Fälle bekannt sind, wo Marx mit Rücksicht auf den Drucker dem 
leserlicher schreibenden Engels in die Feder diktiert hat oder dieser ein 
Manuskript des Freundes ins Reine schrieb. 

Wir sahen schon, daß Marx und Engels während der Reaktionszeit das 
politische Getriebe mit ihren durch ökonomische und wirtschaftsgeschichtli 
Stadien geschärften Blicken zwar unverwandt beobachteten, daß sie sich e 
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fort mit einer recht merkwürdig anmutenden Charakteristik der Hohenzollern. 
Er entdeckt in der Liste der Regenten immer nur drei Charaktermasken, die 
sich folgen wie die Nacht auf den Tag, mit Unregelmäßigkeiten, die nur 
Versetzung der Reihenfolge, nie Einführung eines neuen Charakters waren: 
„Pietist, Unteroffizier und Hanswurst.“ Bei alledem habe den Staat auf den 
Beinen gehalten: „die Mittelmäßigkeit — aurea mediocvitas — pünktliche 
Buchführung, Vermeidung der Extreme, Genauigkeit im Exerzierreglement, eine 
gewisse hausbackene Gemeinheit und ‚Kirchenverordnung‘ C’est degoutant‘. 

Für denjenigen, der über Preußen und „das öde Haus Hohenzollern“ 
solche Ansichten hatte, mußten die Ereignisse, die sich von 1864 bis 1871 
abspielten, keine geringe Überraschung bedeuten. Nun war zwar auch Engels 
ein Gegner der preußischen Hegemonie in Deutschland und verzieh der 
heimatlichen Regierung, der er bis zu Bismarcks Aufkommen nur Dumm- 
heiten zutraute, niemals ihr Versagen in der Revolutionszeit. Immerhin 
hatte ihn der Haß nicht blind gemacht und den gewiegten und scharfsichtigen 
militärischen Theoretiker, als den man ihn künftig auch in Fachkreisen wird 
bewerten müssen, hatte das Studium der Heeresreform auf die Siegestaten 
der preußischen Truppen einigermaßen vorbereitet. Vor Königgrätz freilich 
versagte unter dem Einfluß von falschen und übertriebenen Nachrichten über 
Landwehrrevolten u. a. seine Prognose so sehr wie die manches anderen guten 
Fachmanns. Dafür schrieb er aber gleich am Tage nach dieser Schlacht 
an Marx: „Solch eine Entscheidungsschlacht in acht Stunden abgemacht, ist 
noch nicht dagewesen .. .. und dann schlagen sich die Kerle wirklich mit 
einer Bravour, die ich an solchen Friedenstruppen nie gesehen habe... . . 
Jedenfalls wird Bismarck nun versuchen, sein deutsches Kaisertum zustande 
zu bringen... .“. Marx erwidert ihm: „Nächst einer großen Niederlage der 
Preußen, die vielleicht (aber die Berliner!) zu einer Revolution geführt hätte, 
konnte nichts besseres passieren als ihr immenser Sieg. ..... “. Er rechnet 
auf einen allgemeinen europäischen Krieg. Aber Engels konstatiert schon 
am 9. Juli: als „Tatsache“: „Preußen hat 500000 Zündnadelgewehre und die 
übrige Welt keine 500. Unter zwei, drei, vielleicht fünf Jahren kann keine 
Armee mit Hinterladern bewaffnet sein. Bis dahin hat Preußen das Prä. 
Glaubst Du, daß Bismarck den Moment nicht ausnutzen werde? Sicher. 
Der Bonaparte wird sich sehr hüten, Krakeel anzufangen, und was die Russen 
angeht, so brüllen sie zwar sehr grob in dem Journal de St. Petersburg, 
aber sie sind militärisch jetzt weniger zu fürchten als je. Ich zweifle gar- 
nicht, daß die plötzliche, ungeheure Machtentwicklung Preußens Bonaparte 
und die Russen zusammentreiben wird, und daß ihr erstes Bemühen sein wird, 
alle und jede Machtvergrößerung Preußens zu verhindern. Aber sie werden 
sich hüten, es zum Krieg kommen zu lassen; was Frankreich angeht, so wäre 
seine aktive Einmischung ja das beste Mittel, die Süddeutschen den Preußen 
vollends in die Arme zu treiben und den Bürgerkrieg vergessen zu machen. 
Und was die Russen angeht, so ist Monsieur Bismarck der Mann, ihnen mit 
einer neuen polnischen Insurrektion zu drohen, und sie wissen, daß der Kerl 
gewissenlos genug dazu ist. Überhaupt kennt Bismark seine Macht zu gut 
und weiß auch, daß sie in diesem Maß nur ein paar Jahr dauern kann, und 
ich glaube, er wird sie ausbeuten bis aufs letzte Stückchen.“ Für Engels 
ist es von nun an nicht mehr zweifelhaft, daß die Preußen auch die Fran- 
zosen schlagen werden. 

Auch die innerpolitischen Folgen von Königgrätz und die Bedeutung 
dieser Entscheidung für die deutsche Arbeiterbewegung sieht Engels, dessen 
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Stimme in der Korrespondenz über diese brennende Zeitfrage durchaus 
vorklingt, wie sein Brief vom 25. Juli zeigt, mit klarem Blick voraus: 
„Politice wird Bismarck genötigt sein, sich auf die Bourgeoisie zu stützen... 
Schon um sich vom Parlament die nötigen Bedingnisse für die Zentralgewalt 
zu sichern, muß er den Bürgern etwas geben, und der natürliche Verlauf 
der Sache wird ihn oder seine Nachfolger immer zwingen, wieder an die 
Bürger zu appellieren; so daß, wenn Bismarck auch möglicherweise jetzt 
den Bürgern nicht mehr gibt, als er eben muß, er doch in das Bürgerliche 
mehr und mehr hineingetrieben wird. Die Sache hat das Gute, daß sie die 
Situation vereinfacht, eine Revolution dadurch erleichtert, daß sie die Krawalle 
der kleinen Hauptstädte beseitigt und die Entwicklung jedenfalls beschleunigt. 
Am Ende ist doch ein deutsches Parlament ein ganz anderes Ding als eine 
preußische Kammer. Die ganze Kleinstaaterei wird in die Bewegung hinein- 
gerissen ... . und die Parteien werden endlich wirklich nationale, statt bloß 
lokale. Der Hauptnachteil ist die unvermeidliche Überflutung Deutschlands 
durch das Preußentum, und das ist ein sehr großer. ... Wir können also 
meiner Ansicht nach gar nichts anderes tun, als das Faktum einfach akzep- 
tieren, ohne es zu billigen, und die sich jetzt jedenfalls darbieten müssenden 
größeren Fazilitäten zur nationalen Organisation und Vereinigung des 
deutschen Proletariats benutzen. . . P 

Auch wie die deutsche Krisis sich weiter entwickeln würde, blieb den 
Freunden nicht zweifelhaft: Das Bürgertum hatte, wie Marx im November 
1867 schrieb, durch seine Vergangenheit bewiesen, daß ihm „die Einheit 
nur von Gottes und Säbels Gnaden oktroyiert werden“ könne. Er fügte 
hinzu: „Unser Bismarck — obgleich er Hauptwerkzeug der russischen In- 
trigen — hat das Gute, daß er die Sachen in Frankreich zur Krise treibt.“ 
Beim Ausbruch des siebziger Krieges stehen die beiden mit ihren Sympathien 
im deutschen Lager. Daß aber die Motive ihrer Stellungnahme, so sehr sie 
die Einigung Deutschlands auch im kulturellen Interesse wünschten, mit 
Patriotismus nichts zu tun hatten, ergibt sich aus Marx’ Brief vom 20. Juli: 
Die Franzosen brauchten Prügel. Die Zentralisation der Staatsgewalt in 
Deutschland werde der Zentralisation der Arbeiterklasse nützlich sein. Das 
deutsche Übergewicht werde den Schwerpunkt der westeuropäischen Arbeiter- 
bewegung von Frankreich nach Deutschland verlegen und damit das Über- 
gewicht ihrer eigenen, der Marx-Engelsschen Theorie, über die Proudhons auf 
dem Welttheater besiegeln. Daß die Einigung Deutschlands statt durch eine 
proletarische Revolution durch die regierende Schicht erfolgte, schob auch 
Engels „der Misere der deutschen Bourgeoisie“ in die Schuhe. Jedoch er- 
kannte er, daß Bismarck 1870 wie schon 1866 immer auch ein Stück von 
ihrer Arbeit tat, „in seiner Weise und ohne es zu wollen“. Mit dieser ihrer 
realistischen Auffassung der Dinge hatten Engels und Marx bei ihrer nächsten 
Anhängerschaft in Deutschland starke Widerstände zu überwinden. 

Je länger Bismarck auch nach dem Kriege am Ruder blieb und je 
feindlicher er sich zur erstarkenden deutschen Sozialdemokratie stellte, um 
so mehr sahen seine Antipoden in ihm den eigentlichen rocher de bronce 
der europäischen Reaktion. Das gute Verhältnis, das er mit Rußland zu 
unterhalten suchte, war ihnen ein besonderer Stein des Anstoßes. Auf der 
anderen Seite zogen sie auch die Möglichkeit eines kriegerischen Zusammen- 
stoßes Deutschlands mit dem mächtigen Nachbar im Osten ins Bereich ihrer 
Erwägungen. Zumal während der orientalischen Krisis drängte sich ihnen 
dieser Gedanke auf. Dabei wäre es ihnen jedoch unerwünscht gewesen, wenn 
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Frankreich an die Seite Rußlands getreten wäre. Denn ein „Kampf um die 
nationale Existenz“ Deutschlands lag nicht in ihrem Interesse: „In dem dabei 
entflammten Chauvinismus ginge unsere Bewegung auf Jahre zu Grunde“. 
(Engels an Marx 9. September 1879.) 


x d x% 

Zwischen ihrer Bewertung der internationalen Fragen und ihren all- 
gemeinen Anschauungen bestand immer der unmittelbarste und engste Zu- 
sammenhang, der dort am deutlichsten wird, wo sie die Arbeiterbewegungen 
in den einzelnen Staaten beurteilen. Es war anzunehmen, daß ihr Brief- 
wechsel besonders für die Geschichte des Kommunistenbundes, der Inter- 
nationalen Arbeiterassoziation und der späteren sozialdemokratischen Ent- 
wicklung innerhalb der einzelnen Länder wichtiges neues und aufschluß- 
reiches Material enthalten werde. Und in dieser Erwartung sieht man sich 
nicht getäuscht. Besonders eingehend behandelt die Korrespondenz auch 
die Frühzeit der deutschen Partei, Lassalle und das auf seinen Tod folgende 
Jahrzehnt, das mein Werk über „Schweitzer und die Sozialdemokratie“ auf 
Grund der Quellen darzustellen versucht hat. Was die bisherige Auffassung 
dieser Dinge erweitert, vervollständigt oder berichtigt, möge nun im folgenden 
noch mit kurzen Strichen angedeutet werden. 

Da die Antworten fehlten, so hätte man aus dem warmen Ton von 
Lassalles Briefen an Marx, die vor elf Jahren veröffentlicht wurden, leicht 
den Schluß ziehen können, daß zwischen den beiden Heroen der deutschen 
Sozialdemokratie ein nahes Freundschaftsverhältnis bestanden habe. Um 
einem solchen Irrtum zu begegnen, wies schon damals Eduard Bernstein in 
den „Dokumenten des Sozialismus“ auf Grund mündlicher Mitteilungen, die 
ihm im langen vertrauten Umgang mit Engels zuteil geworden waren, darauf 
hin, daß dies Verhältnis „selbst in seiner besten Zeit nur das von Partei- 
freunden, und auch darin ein ziemlich einseitiges* gewesen sei. Durch die 
vorliegende Publikation erhält diese Auffassung ihre endgültige Bestätigung. 
Marx benutzte Lassalle während der schlimmsten Jahre der Reaktion, wo 
schon dazu Mut gehörte, überhaupt von Preußen aus an ihn des öfteren 
Briefe zu richten, als seinen deutschen Korrespondenten, und er trug in seiner 
ewigen Finanzmisere auch kein Bedenken, ihn zu verschiedenen Zeiten 
pekuniär in Anspruch zu nehmen. Aber gleich in dem ersten Brief an Engels, 
der ihn erwähnt, im März 1853, gedenkt er auch der vielen „Abers“, die er 
gegen ihn habe. Soweit die Auslassungen der Herausgeber, die gerade 
bei den Äußerungen über Lassalle in reichem Maße für notwendig erachtet 
wurden, ein schlüssiges Urteil nicht erschweren, darf man annehmen, daß 
die sympathischen und die unsympathischen Züge in Lassalles Wesen sich 
bei Marx die Wage hielten bis zu der Denunziation durch Levy im März 
1856. Nun verdient der Klatsch, den dieser, angeblich im Namen der Düssel- 
dorfer Arbeiter, nach London brachte, um so eingeschränkteren Glauben, als 
er selbst, der später wieder zu den treuesten Anhängern Lassalles gehörte, 
durch kleinlich-persönliche Motive zu seiner Intrige verleitet wurde. Aber 
das konnte Marx damals nicht wissen, und seine an sich mißtrauische Natur 
mußte dem Angeber um so leichter Glauben schenken, als sein Vertrauen 
in Lassalles moralische und politische Integrität auch vorher nur ein bedingtes 
gewesen war. So ermunterte er also den Levy, fortan Lassalle zu über- 
wachen „aber jeden öffentlichen Eklat einstweilen zu vermeiden“. Gleich- 
zeitig gesteht er Engels, daß die Angaben dieses Denunzianten „so sehr ich 
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für Lassalle eingenommen war und so mißtrauisch ich gegen Arbeiterklatsch 
bin“ einen „definitiven Eindruck“ auf ihn gemacht hätten. Er fügt die 
bezeichnenden Worte hinzu, Lassalle scheine sich ganz anders zu nehmen, 
als sie ihn nähmen, er halte sich für weltbezwingend, weil er rücksichtslos 
in einer Privatintrige (gemeint ist natürlich der Hatzfeldtprozeß) vorgegangen 
sei; als ob ein wirklich bedeutender Mensch zehn Jahre einer solchen Bagatelle 
opfern würde! In seiner Erwiderung auf diese Darstellung legte Engels das 
Hauptgewicht auf die von Levy geäußerte Verdächtigung, daß Lassalle im 
Begriff stehen könnte, zur „Bürgerpartei“ überzugehen. Es wäre schade um 
den Kerl, meinte Engels, seines großen Talents wegen. Aber die Sucht 
dieses Juden von der slawischen Grenze (Lassalle stammte bekanntlich aus 
Breslau, Marx aus Trier!), sich in die vornehme Welt einzudrängen sei ihm 
immer widerwärtig gewesen. Bisher habe es sich bei Lassalle doch immer 
nur um Sachen gehandelt, die zu scharfem Aufpassen nötigten, nun aber usw. 

Das Verhältnis zwischen Lassalle und Engels wollen wir hier nicht unter- 
suchen, weil man von ihren Beziehungen weiß, daß sie niemals andere als 
die von ziemlich flüchtig miteinander bekannten Parteigenossen gewesen 
waren. Aber auch für die Beurteilung des persönlichen Verhältnisses zwischen 
Marx und Lassalle darf man nicht aus dem Auge lassen, daß ein mündlicher 
Verkehr zwischen ihnen bis dahin nur in den stürmischen Monaten August 
bis November 1848 stattgefunden hatte. Und selbst während dieser Zeit war 
der eine in Köln, der andere in Düsseldorf ansässig gewesen. Sofern häufige 
Zusammenkünfte in diesen wildbewegten Wochen zwischen ihnen stattgefunden 
haben sollten, werden sie Marx nicht die Möglichkeit geboten haben, den 
Charakter des durch die Hatzfeldthändel bei allen Parteien in üblen Ruf ge- 
ratenen Lassalle gründlicher zu erproben. Um von den hohen Gaben des jungen 
Menschen einen Begriff zu erhalten, war die Gelegenheit ausreichend gewesen, 
Nun hatte sich aber Lassalle, seitdem Marx im Exil lebte, mit so unver- 
drossener Freundschaftsbetätigung um ihn bemüht und zu ihm bekannt, daß 
er ihm jetzt, wo er bei ihm verleumdet wurde, volle Wahrheit geschuldet 
hätte, Statt dessen ließ Marx den Briefwechsel vorläufig einschlafen und 
lebte sich ohne Nachprüfung in die Anschauung fest, daß jener ein unzu- 
verlässiger Parteigenosse sei, und daß ihm auch die rheinischen Arbeiter 
nicht mehr trauten. Selbst als ihn im nächsten Frühling ein herzliches 
Schreiben Lassalles wegen seines Verstummens zur Rede stellte, war er an- 
fänglich unschlüssig, ob er überhaupt noch antworten solle. Erst Engels 
mußte ihn darüber aufklären, daß sich für einen direkten Bruch um so 
weniger ein positiver Grund finden ließe, als die Düsseldorfer Arbeiter, in 
deren Auftrag Levy gekommen sein wollte, niemals wieder von sich hätten 
hören lassen. Er riet Marx, die Antwort so abzufassen, daß Lassalle entweder 
sich mehr oder weniger erklären oder seinerseits auf die Korrespondenz ver- 
zichten müsse. Wenn nun auch bisher aus den nächsten Monaten, die übrigens 
mit Lassalles Übersiedlung nach Berlin zusammenfallen, keine Korrespondenz 
zwischen ihnen vorliegt, so erfahren wir doch jetzt von Marx, daß er den 
Rat des Freundes befolgt hat. Ohne vorerst Lassalle reinen Wein über sein 
langes Schweigen einzuschenken, nimmt er den Briefwechsel wieder auf, be- 
fleißigte sich aber dabei, wie wir von ihm selbst erfahren, großer Reserve 
und antwortet nur kühl, kurz und diplomatisch auf die langen, warmen und 
inhaltreichen Schreibebriefe des anderen, 

Ende Januar 1858 erhält Marx von Lassalle den „Heraklit“ und ist 
gleich anfangs darüber erbost, daß er für das Porto zwei Schillinge zahlen 
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Dabei ist der Kerl so verliebt in seine Ausschweißungen, daß er es für selb- 
verständlich hält, ich brenne nur von Begier sein ‚Anonymes‘ zu sehen und 
habe Objektivität genug, das Killen [Töten] meiner Sache als in der 
Vrdnung su betrachten“. Würde es sich hier bei Marx nur um eine ein- 
malige Aufwallung handeln, so könnte man sie milde beurteilen und seiner 
trauren Lage sugute halten. Aber noch nach Monaten wiederholt er, (vgl. 
die Briefe an Engels 19. Juli, 5. Oktober, 26. November 1859) immer von 
uerem den Vorwurf, daß Lassalle seine „Kritik der politischen Ökonomie“ 
durch vme „vonspiration de silence“ tot zu machen plane, um dann unter 
Ausplunterau dieses Buches seine eigene „Nationalökonomie“ herauszu- 
beugen  DVabor hatte Lassalle ihm geschrieben, er werde sein national- 
Okenununches Werk, für das er eben erst das Material sammle, gar nicht 
gtrechuuen lassen, falls Marx von dem Neuen, das er sagen wolle, gar zu viel 
werwertehte! Im ubrieen ließ sich Marx durch seinen Argwohn auch 
potat wicht abhalten, bei Lassalle einen Pumpversuch zu machen. Taktische 
Meunungsvorschtdenheiten bei seinem Konflikt mit Karl Vogt führten dann 
eu Houen Weitterungen, aber noch immer hält es Marx für vorteilhafter, mit 
Lamallo zu diplomatisieren als ihn fallen zu lassen. Als er ihn einmal in 
vinem Brief so angeranzt hat, daß Lassalle die Antwort hinausschiebt, ruft 
er gar die Hilfe von Engels an, um ihn zu beschwichtigen. Engels sollte 
ihm orklärend andeuten, weshalb seine Stimmung öfter angesauert sei. Zur 
gleichen Zeit wie Marx sich unaufhörlich über Lassalles „Zudringlichkeit”, 
„Klugtuerei" und „Gespreiztheit“ lustig macht, sucht dieser ihm mit der 
ganzen Energie seines Wesens in Berlin sein erloschenes preußisches Indigenat 
surückzuerobern, ladet er ihn ein, mit ihm gemeinsam in der Hauptstadt 
vino Zeitung im Stile der Neuen Rheinischen herauszugeben. Man kennt 
die Gründe, aus denen Marx diesen Vorschlag abgelehnt hat. Immerhin er- 
fahren wir aus seinem Brief an Engels vom 29. Januar 1861, daß er in seiner 
beirängten pekuniären Lage trotz seiner Abneigung gegen Berlin und gegen 
L,assallo dieses Angebot in Erwägung gezogen hat. „Aber“, meinte er, „die 
Wellen in Deutschland schlagen noch nicht hoch genug, um unser Schiff zu 
tragon., Ks wäre von vornherein ein Abort.“ 

Dann im Frühjahr 1861 sehen Marx und Lassalle zum ersten Male seit 
INAN vinauder wieder, Marx weilte in Berlin als Logierbesuch bei Lassalle. 
Die rolo Freundschaft, die ihm dieser hier entgegenbringt, berührt ihn 
peinlich, da er sie nicht zu erwidern vermag. Aus dem Hause des Gastfreundes 
moohto er an Engels nicht in dem gewohnten Ton über ihn berichten. Erst 
von London aus holte er es nach, aber nun, wo der Eindruck sich schon 
Kusstzt hatte, faßte er sich weniger ausführlich als uns heute erwünscht ist. 
In wissenschaftlicher Hinsicht fand er, daß Lassalle zu sehr im „spekulativen 
Begriff“ stecken geblieben und mit altem französischen Liberalismus infiziert 
sei, in menschlicher Hinsicht störte ihn seine „Zudringlichkeit“ und „Takt- 
lonigkeit“. An ein Eingehen auf dessen Zeitungsprojekt denkt er nach dem 
Wiedersehen noch weniger als vorher: „Lassalle könnte als einer der Be 
dakteure, unter strenger Disziplin, Dienste leisten. Sonst nur blamieren.“ 
Der (träfin Hatzfeldt, mit der er bei Lassalle natürlich viel zusammengekommen 
war, traute er ungleich mehr politischen Verstand zu als jenem, und das 
„Systom der erworbenen Rechte“, das er bald darauf erhält, bestärkt ihn in 
der Auffassung von Lassalles methodologischer Rückständigkeit. 

ks folgt ihre letzte Begegnung im Sommer 1862, als Lassalle zum 
Besuch der Weltausstellung einige Wochen in London weilte. Seine parvenu- 
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haft zur Schau getragene Wohlhabenheit mußte hier Marx um so mehr auf 
die Nerven fallen, als dessen eigene chronische Not sich gerade wieder in einem 
akuten Stadium befand und er „um gewisse dehors ihm gegenüber aufrecht- 
zuerhalten ... alles nicht Niet- und Nagelfeste“ ins Pfandhaus schicken mußte. 
„Wäre ich nicht in dieser scheußlichen Position“, gesteht er Engels, „so hätte 
er mich königlich amüsiert. ... Er ist nun ausgemacht nicht nur der größte 
Gelehrte, tiefste Denker, genialste Forscher usw., sondern außerdem Don Juan 
und revolutionärer Kardinal Richelieu.“ Als Kuriosität berichtet er noch, 
Lassalle habe sich bei Mazzini und Garibaldi als Repräsentant der deutschen 
revolutionären Arbeiterklasse eingeführt und bei ihnen die Kenntnis unter- 
stellt, daß tatsächlich er die Geschichte der letzten drei Jahre geleitet habe! 

Man weiß, daß Lassalle bei diesem ihrem letzten Zusammensein den 
erfolglosen Versuch machte, für die Wiedererweckung der deutschen Arbeiter- 
bewegung, die er plante, Marx als Genossen zu gewinnen. Aber dieser war 
durch ihre Unterhaltungen zu dem Ergebnis gelangt, daß sie beide „in nichts 
übereinstimmten als einigen weit abliegenden Endzwecken“. Als Lassalle 
danach ohne ihn sein Vorhaben ausführte und die Arbeiteragitation begann, 
kritisierte Marx seine Reden und Agitationsschriften, die bis zuletzt ihm zu- 
gingen, nicht aus der Situation, der sie entsprangen und nach dem Zweck, 
dem sie dienen sollten, sondern lediglich mit dem Blick auf ihre wissen- 
schaftliche Originalität. In dieser Hinsicht konnte es für ihn keinem Zweifel 
unterliegen, daß der Grundstock der von Lassalle vorgetragenen Gedanken, 
ohne daß seiner Ansicht nach oft und nachdrücklich genug darauf verwiesen 
wurde, von ihm und Engels entlehnt war. Sah er aber einmal diese Sachen 
blos als wissenschaftliches Elaborat an, so konnte er sich über das 
„Arbeiterprogramm“ zu dem Urteil versteigen, es sei nichts als eine „schlechte (!) 
Vulgarisation des ‚Manifests‘ und anderer von uns so oft gepredigten Sachen, 
daß sie gewissermaßen schon Gemeinplätze geworden sind.“ (Vgl. auch die 
noch weit stärkeren Äußerungen in dem Brief vom 15. August 1868 und 
auch den vom 3. Juni 1864.) Wie notwendig für die Sozialdemokratie, wenn 
sie in Deutschland etwas erreichen wollte, solche Vulgarisationsarbeit war, 
darüber verlor er kein Wort! 

Daß Marx das Programm und die Taktik Lassalles einer, wie er meinte, 
vernichtenden Kritik unterzog, war sein gutes Recht. Auch das ist ver- 
ständlich, daß er und besonders Engels, der die eigene Person immer hinter 
der Sache zurücktreten ließ, Lassalles Art, sich in Szene zu setzen und die 
Arbeiterbewegung nach bonapartistischem Muster auf seine Person einzu- 
stellen, unerträglich fanden. Überhaupt läßt sich ihre Unduldsamkeit gegen 
die Eitelkeit der „Exzellenz Ephraim Gescheit“, wie sie Lassalle gern be- 
titelten, schließlich begreifen. Aber es gibt ein schönes Wort von Novalis, 
das lautet: „Allzuheftige Unleidlichkeit des Unvollkommenen ist Schwäche.“ 
Von einer solchen Charakterschwäche ist Marx nicht freizusprechen, wenn 
er sich in die zutage liegenden Fehler des Nebenbuhlers, denn als solchen 
empfand er jetzt Lassalle, zuletzt so festbiß, daß er seinen bedeutenden Eigen- 
schaften nicht mehr Gerechtigkeit widerfahren ließ. Engels wurde es 
leichter als Marx, sich die Anerkennung der Verdienste anderer, die auf ver- 
schiedenen Wegen in ähnlicher Richtung wie sie strebten, abzuringen. So 
schrieb er auch bei der plötzlichen Nachricht von Lassalles Tod an Marx 
einige menschlich versöhnende Sätze über den toten Gegner: „Lassalle mag 
gewesen sein, persönlich, literarisch, wissenschaftlich, wer er war, aber politisch 
war er sicher einer der bedeutendsten Kerle in Deutschland. Er war für 
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uns gegenwärtig ein sehr unsicherer Freund, zukünftig ein ziemlich sicherer 
Feind, aber einerlei, es trifft einen doch hart, wenn man sieht, wie Deutsch- 
land alle einigermassen tüchtigen Leute der extremen Partei kaputt macht, 
Welcher Jubel wird unter den Fabrikanten und unter den Fortschritts- 
schweinhunden herrschen, Lassalle war doch der einzige Kerl in Deutsch- 
land selbst, vor dem sie Angst hatten.“ Jetzt bedauerte auch Marx, daß das 
Verhältnis zwischen ihm und Lassalle in den letzten Jahren „allerdings durch 
Lassalles Schuld“ meinte er, getrübt gewesen war. Dessen Tod im Duell 
empfand er als eine der vielen Taktlosigkeiten seines Lebens! 


* 
H * 


Solange der große Agitator lebte, hatten Marx und Engels es für poli- 
tisch richtig gehalten, der von ihm ins Leben gerufenen Bewegung weder 
zuzustimmen noch ihr vor der Öffentlichkeit Hindernisse in den Weg zu 
legen. Zur offenen Opposition würde auch er sie gezwungen haben, wenn 
die Taktik, die er in den letzten Monaten verfolgte, ihn wirklich „zum 
Marquis Posa des Uckermärkischen Philipp II.“ (Marx an Engels 10. Dezember 
1864) hätte werden lassen. Der kindliche Kultus, den die deutschen Arbeiter 
mit ihrem toten „Erlöser“ trieben, mußte Marx und Engels mit dem größten 
Widerwillen erfüllen, denn im letzten Grunde war er nun einmal in ihren 
Augen bloß der begabte Streber gewesen, der sich durch das „Breittreten“ 
ihrer Gedanken eine Position geschaffen hatte und der in der Folge mit dem. 
Posten eines „Arbeitsministers“ von Bismarck zu kaufen gewesen wäre. 
(Vgl. Marx an Engels 10. Dezember 1864.) Als sie gar jetzt von Lassalles 
vertrauter Freundin nachträglich vernahmen, wie weit sein „Verrat der ganzen 
Arbeiterbewegung an die Preußen“ (Engels an Marx 27. Januar 1865) bei 
seinem Tode bereits gediehen war, da hielten sie es für hoch an der Zeit, 
daß bei der ersten sich darbietenden Gelegenheit die ganze Bewegung auf 
ihre, der alten Führer von 1848, Bahnen gelenkt würde. Selbst freilich waren 
sie nicht geneigt, unter den bestehenden Verhältnissen in Deutschland den 
Kampf aufzunehmen und sich an die Spitze des Proletariats zu stellen. So 
mußten sie sich auf den beinahe einzigen Menschen verlassen, der in der 
Heimat ihre „Partei“ verkörperte. Das war Wilhelm Liebknecht. Gerade 
ihn aber behandelten und beurteilten sie, wie aus vielen Stellen ihres 
Briefwechsels hervorgeht, zumal in den ersten Jahren seiner agitatorischen 
Wirksamkeit, mit bemerkenswerter Geringschätzung. Sie stießen sich an 
seinem Mangel an Theorie, an seiner Nachlässigkeit in geschäftlichen Dingen, 
am meisten an seiner sanguinischen Gefühlspolitik, die in der Zeit nach 
Königgrätz seltsame Blüten trieb. Aber sie wurden ihm damit nicht gerecht, 
weil sie in ihrer ungenauen Kenntnis der deutschen Zustände die ungeheuren 
Schwierigkeiten, mit denen jener zu kämpfen hatte, nicht hoch genug be- 
werteten. Trotz aller Fehler, die Liebknecht beging, war der Erfolg am 
Ende doch bei ihm; und wenn die deutsche Sozialdemokratie nicht lassalle- 
anisch geblieben ist, sondern marxistisch wurde, so hatten Marx und Engels 
sich dafür bei ihm zu bedanken. Zweifelsohne waren sie oft im Recht, wenn 
sie Liebknecht vorwarfen, daß er nicht die Fakta wirklich sähe, sondern 
diese seinen Wünschen gemäß willkürlich färbe. Dies galt besonders für die 
Jahre des Norddeutschen Bundes, wo sie ihm seine „fanatische Österreicherei“ 
und sein fast monomanisches Zetern für die Rückwärtsrevision des Prager 
Friedens vorhielten, über die er alle soziale Agitation vergässe. Aber selbst 
hierbei wird der Historiker die Gesichtspunkte, unter denen die Verirrung 
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Liebknechts entschuldbarer wird, nicht mit Stillschweigen übergehen dürfen: 
Solange die preußische Sozialdemokratie unter dem noch unerschütterten 
Einfluß von Lassalles wahrem Nachfolger, des Liebknecht an politischer 
Begabung turmhoch überlegenen Schweitzer stand, konnte jener sich allein 
auf die außerpreußischen, von sozialistischen Ideen erst wenig berührten 
Arbeitervereine stützen. Auf sie aber hätte er um diese Zeit keinen Einfluß 
gewonnen, würde er ihnen zugemutet haben, die preußische Spitze als 
unabänderliche Tatsache hinzunehmen. Freilich verhalf ihm die einseitige 
Hervorkehrung seiner Preußenfeindschaft zu Nachbarn und Bundesgenossen, 
die ihn in den Augen der sozial fortgeschrittenen Arbeiterelemente um so 
mehr kompromittieren mußten, als er es in Schweitzer mit einem überlegenen 
und skrupellosen Gegner zu tun hatte. 

Die ausführliche Darstellung dieser Kämpfe, die ich in meinem Werk 
gegeben habe, erfährt durch die vorliegenden Briefe keine wesentliche Ver- 
änderung. Aber über die Stellung, die Marx und Engels dabei einnahmen, 
verbreitet sich nunmehr ein noch klareres Licht. Besonders bemerkenswert 
ist dabei, daß sie doch nicht immer ganz in dem Maße, wie man es annehmen 
konnte, für Liebknecht und Bebel Partei ergriffen haben. In seiner Stellung als 
Sekretär der Internationalen Arbeiterassoziation für Deutschland war Marx 
sorgfältig darauf bedacht, nicht aus der Rolle des Unparteiischen herauszufallen. 
Wohl hielten auch sie Schweitzer für einen höchst unsicheren Charakter und 
in ihrer Hauptrichtung mißbilligten sie seine Politik, aber seiner Intelligenz 
und Energie ließen sie volle Gerechtigkeit widerfahren und waren sich darüber 
im klaren, daß er seinen Gegnern Liebknecht und Bebel an Begabung überlegen 
war. Die Motive, die ihn bei seinen Handlungen bestimmten, beurteilten sie 
fast immer richtig. Auch während sie sich daran vergnügten wie „Wilhelm 
gegen Baptist und Baptist gegen Wilhelm“ ihre Autorität ausnutzen möchte, 
sahen sie richtig voraus, daß Schweitzer schließlich sich selbst zugrunde richten 
werde: „Seine Ambition geht über seine Kräfte... . und an diesem inneren 
Widerspruch wird er sich kaputt arbeiten“ (Engels an Marx 12. Oktober 1868). 
Vollends seit der Generalversammlung (1869) in Elberfeld waren Marx und 
Engels darüber einig, daß der „Auflösungsprozeß der Lassallekirche‘‘ begonnen 
habe. Als dann aber Liebknecht im Jahre 1875 aus diesem Prozeß die 
Konsequenz ziehen wollte und auf dem Einigungskongreß in Gotha die heutige 
deutsche sozialdemokratische Partei erstand, da hielten sie sich zürnend ab- 
seite, weil das neue Programm noch an das lassalleanische einige Zugeständ- 
nisse machte. Diesmal aber zeigte es sich, daß Liebknecht die Fakta richtiger 
beurteilt hatte als seine Schulmeister. Wir erfahren jetzt, daß Marx noch 
im Juli 1877 auf dem Standpunkt verharrte, „daß die Fusion die Partei 
theoretisch und praktisch degradiert“ hätte. Aber das war ein Irrtum! — — 

Zahlreiche Stellen des Briefwechsels lassen den Eindruck erstehen, daß 
der Internationalismus, der nicht zu dessen Vorteil auch seinen Briefstil 
durchwucherte, Marx um mehrere Nuancen stärker als Engels in Fleisch und 
Blut gedrungen war. Marx interessierte sich für Deutschland und selbst für 
das deutsche Proletariat tatsächlich nicht wesentlich tiefer als für die anderen 
Länder und ihreArbeiterbewegung. Er erklärte einer Delegation der deutschen 
Sozialdemokraten 1877 ganz offen, „daß, wenn unsere Zeit erlaubt oder die 
Umstände auffordern, wieder propagandistisch aufzutreten, wir, als Inter- 
nationale, keineswegs gebunden und verbunden sind, uns an Deutschland, 
ans Vaterland, das teure, anzuschließen.“ Kein sachlicher, sondern nur ein 
gefühlsmäßiger Unterschied zwischen Marx und Engels soll festgestellt werden, 
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wenn hier darauf hingewiesen wird, daß dieser sich ein wesentlich unmittel- 
bareres spezielles Interesse für die innere Entwicklung Deutschlands und für 
die Vorgänge in der deutschen Arbeiterbewegung bewahrt hat. 

Eine vorurteilslose Beantwortung der sich aufdrängenden Frage nach den 
Ursachen und Umständen, die diese beiden großen Söhne der Rheinprovinz 
und die Bewegung, deren Arsenal ihre Schriften noch auf lange hinaus bleiben 
werden, von der allgemeinen nationalen Entwicklung Deutschlands abgesprengt 
haben, ließe sich vollständig und befriedigend nur geben durch eine Aufrollung 
der ganzen deutschen und europäischen Geschichte seit der Aufhebung der 
Fremdherrschaft. Nur so würde sich nachweisen lassen, daß ebensowenig wie 
in England und Frankreich bei uns das wachsende Zusammenhangsgefühl des 
Proletariats mit den Genossen jenseits der Grenzen zu einem völligen Bruch 
mit der heimischen Entwicklung hätte zu führen brauchen, wenn nicht die 
stupide Reaktion der vierziger und fünfziger Jahre bei den unteren Volks- 
klassen und ihren Führern eine völlige Verzweiflung an dem heimischen 
Staat und seinen Leistungsmöglichkeiten erzeugt haben würde. Am Ende 
ist auch die einseitige und überscharfe Herausbildung der Klassenkampfidee 
durch Marx und Engels mindestens zum Teil eine Auswirkung der Hoffnungs- 
losigkeit, mit der die beiden Rheinländer dem feudalen preußischen Polizei- 
staat in den Jahren ihrer stürmischsten Entwicklung gegenüber gestanden 
hatten. Die Sünden der Väter rächen sich an den Kindern! 


VI, 
Der bayerische Militäretat 


‘Von Fritz Roeder 


Im zweiten Band des „Handbuchs der Politik“, in dem die Aufgaben 
der Politik behandelt werden, findet sich auch ein Abschnitt über das 
„Deutsche Volksheer“. Er enthält unter anderm die Behauptung, die gesamte 
Landmacht des Deutschen Reiches sei ein „einheitliches Heer“; es stehe „im 
Krieg und Frieden unter dem Oberbefehl des Kaisers“; und: die Ausgaben 
zur Deckung der Kosten des deutschen Heerwesens würden durch die Kon- 
tingentsverwaltungen für Rechnung des Reiches geleistet — „. .. . es gibt 
nur einen Reichsmilitärfiskus“. 

Diese Angaben sind sämtlich unzutreffend, wenigstens in dem Sinne, 
in dem sie der Verfasser des Artikels macht. Über den Begriff der Einheit- 
lichkeit des deutschen Reichsheeres hat sich zwischen den verschiedenen 
Auffassungen der Staatsrechtslehrer eine Einigung bisher noch nicht erzielen 
lassen. Artikel 68 RV. enthält allerdings den Satz: „die gesamte Landmacht 
des Reiches wird ein einheitliches Heer bilden, welches in Krieg und Frieden 
unter dem Befehl des Kaisers steht... .“. Namentlich Seydel und Laband 
widersprechen aber der Auffassung, als ob das deutsche Heer einheitlich im 
staatsrechtlichen Sinne zu erachten sei. Seydel betont, daß die verbündeten 
Bundesfürsten ihre eigene Militärhoheit behalten haben: „es besteht keine 
Kriegsdienstpflicht gegenüber dem Reiche, sondern nur gegenüber dem ein- 
zelnen Staate, der Fahneneid wird dem Landesherrn geleistet . . .“. Laband 
sagt: die „Einheitlichkeit“ der Landmacht des Reiches hebe die gesonderte 
Existenz der Kontingente der einzelnen Staaten nicht auf, sondern sie be- 
deutet lediglich das Band, welches diese verschiedenen Kontingente zusammen- 
hält. Bei der Kriegsmarine bestehe allerdings eine innere, unteilbare Einheit, 
durch Begriff und Wesen geboten; die Landmacht dagegen sei eine zusammen- 
gesetzte Einheit . . . „staatsrechtlich bleibt der Grundsatz bestehen, daß eine 
Reichsarmee nicht existiert, sondern daß dies nur eine Kollektivbezeichnung 
ist, um die Kontingente der einzelnen Bundesstaaten zusammenzufassen .. . 
es gibt kein Heer des Reiches, sondern nur Kontingente der Einzelstaaten . 
die Einzelstaaten haben zwar ‚Truppen, aber die ihnen zustehende Militär- 
hobeit ist keine souveräne ... 

Die Berufung auf Art. 68 RV. in dem vorstehend angegebenen Wortlaut 
ist schon deshalb unzutreffend, weil dieser Artikel nach den ausdrücklichen 
Festsetzungen des Vertrags, betr. den Beitritt Bayerns zur Verfassung des 
Deutschen Bundes vom 23. November 1870 (BGBl. 1871 S. 9) auf Bayern 
keine Anwendung findet. An die Stelle der Artikel 61 bis 68 treten vielmehr 
Sonderbestimmungen, die aber nach dem staatsrechtlichen Charakter des er- 
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wähnten Bundesvertrags einen integrierenden Bestandteil der Reichsverfassung 
bilden. Ziff. II dieser Sonderbestimmungen lautet: 

„Das bayerische Heer bildet einen in sich geschlossenen Bestandteil 
des deutschen Bundesheeres mit selbständiger Verwaltung unter der 
Militärhoheit Seiner Majestät des Königs von Bayern; im Kriege — 
uud zwar mit Beginn der Mobilisierung — unter dem Befehle des 
Bundesfeldherrn. In bezug auf Organisation, Formation, Ausbildung 
und Gebühren, dann hinsichtlich der Mobilmachung wird Bayern volle 
Übereinstimmung mit den für das Bundesheer bestehenden Normen 
herstellen. Bezüglich der Bewaffnung und Ausrüstung. sowie der Grad- 
abzeichen behält sich die Königlich Bayerische Regierung die Her- 
stellung der vollen Übereinstimmung mit dem Bundesheere vor. Der 
Bundesfeldherr hat die Pflicht und das Recht, sich durch Inspektionen 
von der Übereinstimmung in Organisation, Formation und Ausbildung, 
sowie von der Vollzähligkeit und Kriegstüchtigkeit des bayerischen 
Kontingents Überzeugung zu verschaffen und wird sich über die Moda- 
litäten der jeweiligen Vornahme und über Ergebnis dieser Inspektionen 
mit Seiner Majestät dem Könige von Bayern ins Vernehmen setzen. 
Die Anordnung der Kriegsbereitschaft (Mobilisierung) des bayerischen 
.Kontingents oder eines Teils desselben erfolgt auf Veranlassung des 
Bundesfeldherrn durch Seine Majestät den König von Bayern. Zur 
steten gegenseitigen Information in den durch diese Vereinbarung 
geschaffenen militärischen Beziehungen erhalten die Militärbevoll- 
mächtigten in Berlin und München über die einschlägigen Anordnungen 
entsprechende Mitteilung durch die resp. Kriegsministerien.“ 

Aus dem Wortlaut dieser Bestimmungen dürfte unzweifelhaft hervor- 
gehen, daß das bayerische Heer im Frieden ausschließlich unter dem Ober- 
befehl des Königs von Bayern steht, nicht unter dem des deutschen Kaisers. 
Dem widerspricht auch nicht, daß bayerische Offiziere bei preußischen Be- 
hörden usw. Dienst tun. So z. B. sind im Preußischen Großen Generalstab 
die Stellen eines Oberquartiermeisters, eines Abteilungschefs und mehrerer 
Referenten mit bayerischen Generalstabsoffizieren besetzt. Diese Offiziere 
sind aber nicht vom König von Preußen — weder als solchem, noch als 
Deutschem Kaiser — in ihre Dienststellung ernannt, sondern sie sind von 
ihrem eigenen obersten Kriegsherrn, nämlich dem König von Bayern, kraft 
dessen eigener kriegsherrlicher Befugnis zum Preußischen Großen Generalstabe 
kommandiert und im letzteren lediglich in ihren Dienststellungen als Ober- 
quartiermeister usw. verwendet. Sie werden daher auch in den preußischen 
Ranglisten nicht aufgeführt, sondern stehen lediglich in den bayerischen 
Ranglisten als „kommandiert zum Königlich Preußischen Großen Generalstab“. 
Auf ihre militärische Tätigkeit übt dies keinerlei Einfluß. Die bayerischen 
Offiziere machen bei der preußischen Militärbehörde mit gleichen Pflichten 
und Rechten Dienst, wie wenn es sich um solchen bei einer bayerischen 
Militärbehörde handeln würde. Staatsrechtlich aber ist eine unverrückbarere 
Grenze gegeben. Die Offiziere tragen auch ihre bayerischen Uniformen, sind 
lediglich auf den König von Bayern vereidigt und unterstehen auch während 
ihrer Dienstleistung außerhalb des bayerischen Heeresverbandes dem bayerischen 
Kriegsministerium usw. Den preußischen Behörden unterstehen sie nur, 
insowelt ihre besonderen dienstlichen Verpflichtungen dies militärich not- 
wendig machen. 

Nach Seydel besteht zwischen Bayern und dem übrigen Reiche Rechts- 
einheit bezüglich der Heeresgesetzgebung. Im übrigen aber, sagt Seydel 
nimmt das bayerische Heerwesen eine Sonderstellung ein, deren leitender 
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Verhältnisses der bayerischen Truppen zum Bundespräsidium im Falle eines 
Krieges. Die bayerischen Truppen sollten im Fahneneid dem Kaiser als 
obersten Bundesfeldherrn Gehorsam im Kriegsfalle schwören; der Kriegsfall 
für die bayerische Truppenmacht sollte aber erst als eingetreten zu betrachten 
sein, wenn der König von Bayern die Mobilmachung befohlen habe. An 
dieser Forderung hielt Bayern mit äußerster Zähigkeit fest und in ihrem 
Sinne lautet auch die geltende verfassungsmäßige Bestimmung. 

Bayern ist hinsichtlich der Verwaltung seines Kriegswesens in weit- 
gehendem Maße selbständig. Bayern ist auch vor allem selbständig in bezug 
auf die Finanzverwaltung seines Heeres, soweit nicht im Bundesvertrag aus- 
drücklich beschränkende Bestimmungen getroffen sind. Die Frage, inwieweit 
Bayern frei ist nicht nur hinsichtlich des Vollzuges, sondern auch bezüglich 
der Festsetzung seines Militäretats, hat Dr. Heinrich Limmer in einer 
Studie: „Der bayerische Militäretat‘‘ (J. Schweitzer Verlag München und 
Berlin) mit dankenswerter Gründlichkeit untersucht. Insbesondere prüft er 
die Frage, ob sich im Bündnisvertrag Bestimmungen finden lassen, die Bayern 
die Kompetenz nicht nur des Vollzuges, sondern auch der Festsetzung seines 
Heeresbudgets ganz oder teilweise entzögen und dem Reiche überwiesen. 

Bei der Untersuchung des Rechtszustandes hezüglich der Finanzverwal- 
tung, insbesondere des Etats des bayerischen Heeres, im Verhältnis zum Reich 
stellt Limmer zunächst fest, daß über die Frage zwar sowohl im deutschen 
Reichstag wie im bayerischen Landtag vielfach Äußerungen vom Regierungs- 
tisch wie von seiten der Volksvertretung vorliegen, daß aber Motive zu 
diesen Äußerungen, die am besten Aufschluß über die Absichten der Be- 
teiligten geben könnten, nicht vorgelegt wurden. Schon bei der Behandlung 
der Bündnisverträge in der zweiten außerordentlichen Session des Reichstages 
im Jahre 1870 schnitt Lasker die Frage an, ob der Militäretat überhaupt 
eine Angelegenheit sei, die nach den Bestimmungen der Reichsverfassung 
dem ganzen Reich gemeinsam ist. Könne man dies nicht annehmen, so 
dürften die bayerischen Reichstagsabgeordneten auch nicht bei der Fest- 
stellung des Reichsmilitäretats mitsprechen. Sowohl der Stellvertreter des 
Reichskanzlers Staatsminister von Delbrück, wie auch der bayerische Staats- 
minister von Lutz gaben die formelle Richtigkeit dieser Auffassung zu, be- 
stritten aber, daß materiell und formell der Militäretat zu den nicht gemein- 
samen Angelegenheiten im Sinne des Art. 28 RV. gehöre. Naturgemäß ent- 
wickelte sich aus diesen Gedankengängen aber die weitere Frage, ob Bayern 
bei seinem Militäretat mit Landesmitteln oder mit Reichsmitteln arbeite. 
Limmer konstatiert zunächst, daß grundsätzliche Erörterungen über die Frage 
fehlen: den Landtag interessiert eigentlich nur, ob Bayern verpflichtet sei, 
eventuell auch über die vom Reich festgestellte Summe hinaus Ausgaben für 
Heereszwecke zu machen; aber auch die Regierung lasse in ihren Kund- 
gebungen die wünschenswerte Klarheit vermissen. Dabei werde die Frage: 
Wer trägt die Kosten des bayerischen Heerwesens? und die weitere Frage: 
Wer, Bayern oder das Reich, ist formell zuständig, den bayerischen Militäretat 
festzustellen? untereinander verquickt und in eine unzulässige Abhängigkeit 
voneinander gebracht. Als vorherrschende Meinung glaubt Limmer feststellen 
zu können: der Reichsmilitäretat ist eine allen Bundesstaaten gemeinsame 
Angelegenheit im Sinne des früheren Art. 28 II RV.; der Gesamtmilitäretat 
Bayerns wird vom Reiche im Reichshaushaltsetatsgesetz festgestellt; die Ge- 
samtsumme wird an Bayern überwiesen; in ihr ist die Deckung des ordent- 
lichen und grundsätzlich auch des außerordentlichen Bedarfs des bayerischen 
Heeres enthalten. 
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Limmer formuliert nun die Problemfrage dahin, daß er sagt: mit dem 
Satz: „Das Reich stellt das Gesamtbudget des bayerischen Heeres fest“, ist 
noch wenig gewonnen. Er kann uns so lange nichts sagen, als man uns 
den Begriff eines Gesamtbudgets nicht klar zu machen versteht. Birgt die 
Feststellung des Gesamtbudgets eine Aufzehrung aller Budgetrechte in sich? 
Hat es überhaupt noch einen Sinn, von Festsetzung der Spezialetats zu reden, 
wenn der Gesamtetat schon festgesetzt ist? Das sind Fragen, die man vor 
allem beantworten müßte, ehe man dem Reich die Festsetzung des Gesamt- 
militäretats zuschreibt. 

Zunächst prüft Limmer die einschlägige Literatur und stellt fest, daß 
die Autoren, die über die Reichsverfassung und über Reichsstaatsrecht über- 
haupt geschrieben haben, der hier behandelten Frage zum größten Teil 
wenig Aufmerksamkeit schenkten. Die meisten Schriftsteller zitieren die 
einschlägigen Bestimmuugen der Reichsverfassung und des Bündnisvertrages 
und beantworten die Frage, ob Bayern die Kosten seines Heerwesens wirklich 
ausschließlich und allein trage, wie es wörtlich im Vertrag steht, verneinend. 
Sie erachten die Feststellung der Gesamtsumme des bayerischen Militäretats 
als Reichssache und erblicken einen Unterschied zwischen Bayern und Sachsen 
bzw. Württemberg nur darin, daß Bayern berechtigt ist, die Spezialetats im 
Rahmen jener Gesamtsumme selbständig festzusetzen, während die Speziali- 
sierung des sächsischen und württembergischen Militäretats durch das Reich 
erfolgt. Limmer schließt sich im wesentlichen der Auffassung von Rauchalles 
(in seinem Kommentar zur Reichsverfassung, Ansbach 1907) und Zorn („Das 
Staatsrecht des Deutschen Reiches“, 2. Aufl., Berlin 1895, I. Band, „Ver- 
fassungsrecht“) an. Rauchalles liest in bewußtem Gegensatz zu Seydel aus 
den Vertragsbestimmungen heraus, daß Bayern seine Verpflichtung, zu den 
Kosten und Lasten des Reichsvertragswesens beizutragen, nicht gemeinsam 
mit den andern Staaten erfüllt, sondern die Kosten und Lasten seines Kriegs- 
wesens für sich selbst bestreite und dem Reiche nur den Nachweis schuldig 
sei, daß es eine Summe in der vom Reich festgesetzten Höhe ausgebe. Zorn 
sagt kurz und prägnant: Bayern sei hinsichtlich seines Militäretats von den 
Vorschriften der Reichsverfassung eximiert; der Militäretat Bayerns fungiere 
im Reichs-Militäretat nur als durchlaufender Posten. 

Bei den Darlegungen zur Begründung seiner Auffassung im Sinne von 
Rauchalles und Zorn stellt Limmer zunächst die Bestimmungen der Reichs- 
verfassung und des Bundesvertrages einander gegenüber und weist zutreffend 
darauf hin, daß das in Art. 58 RV. ausgesprochene Grundprinzip bezüglich 
der Tragung der Lasten des Heerwesens nicht „gemeinsame“, sondern nur 
„gleichmäßige“ Tragung ins Auge fasse. Der Zusatz des Bündnisvertrages 
zu den Bestimmungen des Art. 58 RV.: „Der in diesem Artikel bezeichneten 
Verpflichtung wird von Bayern in der Art entsprochen, daß es die Kosten 
und Lasten seines Kriegswesens, den Unterhalt der auf seinem (Gebiete be- 
legenen festen Plätze und sonstigen Fortifikationen einbegriffen, ausschließlich 
und allein trägt“, spricht klipp und klar aus: Bayern trägt zu den Kosten 
und Lasten des Reichsheeres selbst nichts bei, kommt aber dagegen für seine 
eigenen Heeresbedürfnisse selbst auf. 

Limmer widerlegt auch den Einwand, die Festsetzung des bayerischen 
Militäretats durch das Reich lasse sich aus Art. 62 RV. ableiten, der bestimmt: 

„Zur Bestreitung des Aufwandes für das gesamte deutsche Heer 
und die zu demselben gehörigen Rn E sind bis zum 81. De- 
zember 1871 dem Kaiser jährlich sovie 225 Thaler, in Worten 
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zweihundert fünf und zwanzig Thaler, als die Kopfzahl der Friedens 
stärke des Heeres nach Artikel 60 beträgt, zur Verfügung zu stellen. 

Nach dem 31. Dezember 1871 müssen diese Beiträge von den ein- 
zelnen Staaten des Bundes zur Reichskasse fortgezahlt werden. Zur 
Berechnung derselben wird die im Artikel 60 interimistisch festgestellte 
Friedens-Präsenzstärke so lange festgehalten, bis sie durch ein Reichs- 
gesetz abgeändert ist. 

Die Verausgabung dieser Bomme für das gesamte Reichsheer und 
dessen Einrichtungen wird durch das Etatsgesetz festgestellt. 

Bei der Feststellung des Militär-Ausgabe-Etats wird die auf Grund- 
lage dieser Verfassung gesetzlich feststehende Organisation des Reichs- 
heeres zu Grunde gelegt.“ 

Der ganze Art. 62 gilt für Bayern nicht. Bayern ist zur Weiterzahlung 
des Beitrages nicht verpflichtet, hingegen muß es nach dem Bündnisvertrag 
für sein Kontingent und die zu diesem gehörigen Einrichtungen im ganzen 
einen gleichen Geldbetrag verwenden, wie er nach Verhältnis der Kopfstärke 
durch den Militäretat des Deutschen Bundes für die übrigen Teile des Bundes- 
heeres ausgesetzt wird. Limmer sagt hierzu richtig: „ . . . das ist die eine 
von den beiden praktisch wichtigen Vertragsbestimmungen über das Kriegs 
wesen, welche die Einheitlichkeit des deutschen Heeres gewährleisten.“ 

„Bayern verpflichtet sich, einen gleichen Geldbetrag zu verwenden ..." 
kann nicht gleichbedeutend erachtet werden mit einer Verpflichtung zur 
„Ausgabe“ des betreffenden Geldbetrages, vielmehr erscheint Limmers Auf- 
fassung richtig: Bayern hat einen der Reichsgesamtsumme entsprechenden 
Betrag seinem Budget zugrunde zu legen, seinem Budget, also doch wohl 
dem Budget, das Bayern selbst aufzustellen und festzusetzen hat. Diese Be- 
stimmung geht entschieden von dem Standpunkte aus, daß Bayern formell 
frei ist, seinen Militäretat festzustellen. 

Die Vertragsbestimmungen lauten aber weiter: 

„Dieser Geldbetrag wird im Bundesbudget für das königliche 
bayerische Kontingent in einer Summe ausgeworfen. Seine Veraus- 
gabung wird durch Spezialetats geregelt, deren Aufstellung Bayern 
überlassen bleibt.‘ 

Auch hierzu erscheint die von Limmer gegebene Auslegung zutreffender 
als die sonst meist herrschende Auffassung. Man braucht aus dem ange- 
führten Satz keineswegs zu folgern, die Festsetzung des bayerischen Militär- 
etats in seiner Gesamtsumme stehen dem Reich zu. Es handelt sich bei 
jener Summe — der sogenannten „Quote“ — überhaupt garnicht um eine 
budgetäre Feststellung, sondern lediglich um ein Rechenexempel. Bundesrat 
und Reichstag stellen tatsächlich nur den Militäretat für Preußen (einschließ- 
lich der unter der preußischen Militärverwaltung stehenden Kontingente), 
Sachsen und Württemberg fest; aus der hierbei gewonnenen Gesamtsumme 
wird alsdann nach dem Verhältnis der Kopfzahl der Geldbetrag rechnerisch 
ermittelt, den Bayern nach Maßgabe des Bündnisvertrags für das bayerische 
Militärkontingent zu verwenden hat, d. h. des Geldbetrages, auf dem sich 
der bayerische Militäretat aufzubauen hat. Nämlich derart, daß im Voran- 
schlag die Summe der Ausgaben nicht hinter der „Quote“ zurückbleiben darf. 

Die Quote bedeutet also für den bayerischen Militäretat ein Minimum. 
Sie bedeutet aber auch ein Maximum. Nämlich: das Reich sagt mit der 
Feststellung des rein rechnerisch, nicht nach Maßgabe der bayerischen Heeres- 
bedürfnisse festgestellten Geldbetrages: Das und nicht mehr gewähre ich 
Bayern dafür, daß es die Kosten seines Heerwesens selbst trägt. Limmer 
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begründet seine Auffassung hierzu sehr klar und wird kaum von irgendeiner 
Seite Widerspruch erfahren. Ein Widerspruch zwischen den einzelnen Bc- 
stimmungen besteht allerdings; aber Limmers Ansicht verdient Zustimmung, 
daß im Zweifelsfalle darüber, welcher Auslegung man Recht geben soll, jene 
Auslegung Recht zu bekommen hat, die der Grundtendenz der Bestimmungen 
des Bündnisvertrages am meisten entspricht. Diese Grundtendenz aber ist 
die Gewährleistung formeller Selbständigkeit des bayerischen Heerwesens. 
Von einer solchen Selbständigkeit könnte aber in dem Augenblick nicht mehr 
die Rede sein, in dem anerkannt würde, daß das Reich im ganzen oder im 
einzelnen bestimmt, welche Geldsumme Bayern für sein Kriegswesen wirklich 
aufzuwenden hat. Wenn Bayern nicht das volle formelle Budgetrecht in 
bezug auf sein Heerwesen ausüben könnte, wäre die Selbständigkeit dieses 
Heerwesens im wesentlichen nicht anders geartet, als bei Sachsen und Würt- 
temberg, die beide ihren Militäretat vom Reiche fix und fertig erhalten. 


Das tatsächlich bestehende Verhältnis charakterisiert Limmer mit 
folgenden Sätzen: 


„Bayern hat zu den Kosten des Reichkriegswesens an sich nichts 
beizutragen. Nun fließen aber auf Grund des Art. 38 Abs. I RV. die 
Erträge der Zölle und der anderen in Art. 35 RV. bezeichneten Ab- 
gaben in die Reichskasse. Aus diesen Erträgen in erster Linie werden 
die Kosten des Reichsheeres außer Bayern bestritten. Bayern hat 
daher einen Anspruch darauf, einen der Kopfstärke seines Kontingents 
im Verhältnis zu der des übrigen Reichsheeres entsprechenden Betrag 
zurückgezahlt zu bekommen. Dieser Betrag — kann man sagen — 
wird im Reichshaushaltsetatsgesetz für Bayern ausgeworfen und seine 
Überweisung an Bayern ist nach der Schlußbestimmung zum XII. Ab- 
schnitt dem Bundesrat und dem Reichstag nachzuweisen. Insofern 
kann man diese Entschädigungssumme als eine Ausgabe des Reiches 
betrachten.“ 


Mit dieser glücklichen Formulierung hat Limmer in anerkennenswerter 
Weise eine Lösung des Problems gebracht, wie sie bisher noch keinem Be- 
urteiler der zweifellos schwierigen Materie gelungen ist. Die von Limmer 
gefundene Formel dürfte nun aber auch jeden Zweifel beheben, ob der 
Unterbalt des bayerischen Heeres aus Reichsmitteln oder aus Landesmitteln 
erfolgt; mit anderen Worten, ob es neben dem Reichs-Militärfiskus auch einen 
bayerischen Militärfiskus gibt. 


Mit Limmers zutreffender Auffassung bezüglich der allgemeinen Rechts- 
stellung des bayerischen Militäretats stimmt aber nicht vollkommen überein, 
wie er die Frage „Ersparnisse am Reichs-Militäretat und ihr Einfluß auf 
Bayern“ behandelt. Richtig ist die Feststellung, daß Bayern Ansprüche auf 
Nachschüsse hat, wenn das Reich seinen Voranschlag überschreitet. Bayern 
hat Anspruch auf Entschädigung jenes Betrages, der der endgültigen Aus- 
gabe des Reiches nach dem Verhältnis der Kopfzahl der Präsenzstärken 
entspricht. Limmer erkennt an, daß aus dieser Auffassung der Rechtslage 
für den Fall eines Reichsüberschusses auch ein grundsätzliches Rückforde- 
rungsrecht des Reiches unbedingt gefordert werden muß für den Fall, daß 
der Reichs-Militäretat im Vollzug eine geringere Gesamtsumme aufweist, als 
im Voranschlag. Limmer sagt selbst, er könne „keinen Grund sehen, den 
Reichsüberschuß anders zu behandeln, als das Reichsdefizit“ und will Seydels 
gegenteilige Ansicht ausdrücklich nicht gelten lassen — trotzdem hält er 
es aber für zulässig und zweckmäßig ,„ .. . hier, wo es sich um das rein 
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finanzielle Verhältnis Bayerns zum Reich handelt, . . . einen zivilrechtlichen 
Gedankengang einzuführen.“ Er führt hierzu aus: 

„Der Betrag, um den die nach dem endgültigen Reichsabschluß 
berechnete Quote hinter der des Reichsvoranschlages zurückbleibt, ist 
indebite gezahlt worden. Das Reich kann Rückzahlung nach den 
Grundsätzen über die ungerechtfertigte Bereicherung verlangen. Eine 
ungerechtfertigte Bereicherung besteht aber nur insoweit, als Bayern 
selbst am Schluß des Jahres Ersparnisse aufzuweisen hat. Es wäre 
unbillig, Bayern schlechter zu behandeln als das Zivilrecht den un- 
gerechtfertigt Bereicherten behandelt. Bayern hat die nach dem Reichs- 
voranschlag berechnete Summe fest bekommen; es hat die gleiche 
Summe seinem Budget zugrunde gelegt und sein Budget in gutem 
Glauben vollzogen.“ 

Daß seitens des Landtages gegen eine etwaige Rückzahlungspflicht 
Einwände erhoben wurden, ist richtig. Unverständlich bleibt nur, wie gerade 
Limmer angesichts seiner vollkommen zutreffenden Auffassung über den 
finanzrechtlichen Charakter des bayerischen Militäretats der Ansicht des Ab- 
geordneten Dr. Frankenburger zustimmen kann, der einmal äußerte: „Eine 
andere Art der Einrichtung“ (nämlich: als daß Bayern hier keine Rück- 
zahlungen zu leisten braucht) „wäre für Bayern unmöglich. Es wäre dann 
eine ordnungsmäßige Wirtschaft bei der Armee nicht denkbar“. Warum denn 
nicht? Bayern trägt die Kosten und Lasten seines Heerwesens „ausschließlich 
und allein‘. Die „Quote“ ist nur Minimalsumme für den Voranschlag und 
Maximalsumme für die Reichsentschädigung. Sie ist aber nicht auch gleich- 
zeitig Maximalsumme für den Voranschlag und noch weniger maßgebend 
für die Gestaltung des Militäretats im Vollzug. Praktisch ist dem so; aber 
juristisch nicht. 

Wenn man von allen Opportunitätsgründen, die die tatsächliche Praxis 
veranlaßt haben und veranlassen, absieht, so liegt die Sache doch zweifellos 
folgendermaßen: das Reich stellt den Voranschlag der Heeresausgaben für 
das gesamte Reichsheer ohne Bayern fest und wirft für letzteres die nach 
dem Verhältnis der Kopfstärke berechnete Entschädigungssumme aus. Bayern 
seinerseits stellt auf: einen Voranschlag für das bayerische Heerwesen nach 
Maßgabe der eigenen Bedürfnisse und gegenüber dem Reich, lediglich mit 
der Maßgabe, daß die Gesamtsumme des bayerischen Voranschlages nicht 
kleiner sein darf als die Entschädigungsquote. Daß dieser Fall jemals ein- 
treten könnte, ist ohnehin ausgeschlossen, weil, wie ich bereits in meiner 
Schrift über „Die Naturalienbeschaffung für den Verpflegungsbedarf des 
bayerischen Heeres“ (bei Cotta, Stuttgart 1909) dargelegt habe, der Aufwands- 
bedarf notwendig größer sein muß, als nach dem Verhältnis der Entschädi- 
gungsquote zu dem Gesamtaufwand des Reiches für Heereszwecke auf Bayern 
entfallen würden. Darin liegt aber gerade die Selbständigkeit Bayerns; das 
ist ja die Grundtendenz der Bestimmung, daß Bayern die Lasten und Kosten 
seines Kriegswesens ausschließlich und allein trägt. Ist der wirkliche Reichs- 
aufwand für Heereszwecke größer, als die Voranschlagssumme, so muß Bayern 
quotenmäßig mehr Entschädigung bekommen. Das läßt sich durch nichts 
einleuchtender beweisen, als eben durch die Limmersche Formel. Diese muß 
aber auch maßgebend bleiben, wenn der umgekehrte Fall eintritt, daß das 
Reich in seiner wirklichen Ausgabensumme hinter dem Voranschlag zurück- 
bleibt. Dann muß eben auch bei Bayern eine Rückrechnung stattfinden. 
Hier plötzlich zivilrechtliche Gedankengänge mit staatsrechtlichen zu ver- 
quicken, erscheint weder zulässig noch notwendig. 
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Es ist auch nicht zutreffend, wenn Limmer behauptet, Bayern habe die 
nach dem Reichsvoranschlag berechnete Summe „fest“ bekommen. Vielmehr 
erscheint richtig, zu sagen: das Reich ermittelt rechnerisch, wie groß voraus- 
sichtlich die Summe sein wird, die an Bayern zurückvergütet werden muß, 
damit dieses zu den Kosten des Kriegswesens nicht ungleichmäßig gegenüber 
den anderen Bundesstaaten herangezogen wird; diese Summe wird Bayern 
in Voranschlag „in Aussicht gestellt“, vorbehaltlich endgültiger Abrechnung 
auf Grund des Istetats. 

Der Rechtszustand des bayerischen Militäretats im Verhältnis zum Reich 
ist also dahin zu präzisieren, daß dem letzteren ein Einfluß nur insofern 
zusteht, als notwendig ist für die Feststellung, ob Bayern seinem Solletat 
einen der vom Reich rückvergüteten Quote entsprechenden Betrag zugrunde 
legt. Die nächste, für Bayern selbst wichtigste Frage, die von jeher im 
Vordergrund des wissenschaftlichen und politischen Interesses gestanden hat, 
ist die, welcher Rechtszustand besteht bezüglich der Kompetenz des bayerischen 
Landtages gegenüber der Festsetzung des bayerischen Militäretats? Limmer 
formuliert die Frage zunächst dahin: Kann der bayerische Landtag einen 
Einfluß anf den Militäretat beanspruchen oder kann die bayerische Regierung 
den Militäretat ohne Mitwirkung des Landtages feststellen ? 

Wie der Militäretat in Bayern rechtlich zu behandeln sei, kann nur 
aus dem bayerischen Staatsrecht heraus entschieden werden. In der Praxis 
hat sich sowohl die Regierung wie der Landtag für die Bejahung des ersten 
Teils der Problemfrage entschieden; der Militäretat ist stets den beiden 
Kammern des Landtages zur Beratung und Beschlußfassung vorgelegt worden. 
In der Theorie herrscht keine einheitliche Auffassung; überwiegend aber 
wird das Recht einer Mitwirkung .des Landtages bei der Festsetzung des 
bayerischen Militäretats verneint. Namentlich Seydel spricht dem Landtag 
jedes verfassungsmäßige Recht ab, einen Einfluß auf die Gestaltung des 
Militäretats zu üben. Er gesteht ihm aber zu, Kontrolle zu üben, ob sich 
nicht Einnahmen, die ins allgemeine Budget gehören, in den Militäretat ge- 
schlichen und ob umgekehrt nicht Ausgaben vom allgemeinen Etat auf den 
Militäretat zu übernehmen sind. 

Limmer stimmt Seydel nicht zu. Entgegen der Auffassung des letzteren 
erklärt er das Recht des Landtages als feststehend, den Militäretat zu prüfen. 
Er behauptet aber, es bestehe kein Anlaß, den Militäretat als Ganzes den 
logischen Wirkungen der Steuerbewilligungen zu entziehen. Denn, sagt 
Limmer, der Aufwand für den bayerischen Heeresbedarf als Ganzes ist nicht 
eine der Notwendigkeit und Höhe nach feststehende Ausgabe im budget- 
technischen Sinne. Nach wie vor sind Notwendigkeit und bestimmte Höhe 
Merkmale der einzelnen Ausgaben. Beide Momente finden sich infolge des 
Bündnisvertrages häufiger als vorher. Der materielle Einfluß des Landtages 
ist demgemäß —- ebenso sehr wie der der bayerischen Regierung selbst — 
stark eingeschränkt worden. Aber formell stehen dem Landtag noch dieselben 
Rechte zu, wie früher. Limmer stellt in einem Exkurs über das bayerische 
Budgetrecht, den er seinen Ausführungen über das eigentliche Thema der 
Abhandlung einleitend vorausschickt, ausdrücklich fest: „Von einem Ausgaben- 
bewilligungsrecht finden wir in der ganzen Verfassung nichts erwähnt. Ein 
selbständiges Ausgabenbewilligungsrecht hat sonach der bayerische Landtag 
nicht.“ Dagegen hat der Landtag nach dem Wortlaut der Verfassung ein 
Recht der Budgetprüfung. Bezüglich des Steuerbewilligungsrechts des Land- 
tags besagt die bayerische Verfassung: 
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„Der König erholt die Zustimmung der Stände zur Erhebung aller 
direkten Steuern, sowie zur Erhebung neuer indirekter Auflagen und 
zu der Erhebung oder Veränderung der bestehenden ... . die zur 
Deckung der ordentlichen beständigen und bestimmt vorher zu sehenden 
Staatsausgaben mit Einschluß des notwendigen Reservefonds erforder- 
lichen Steuern werden jedesmal auf sechs Jahre bewilligt.“ 

Durch Gesetz vom 10. Juli 1865 trat an Stelle der sechsjährigen Finanz- 
periode die zweijährige. 

Bayern gibt nicht die vom Reich bewilligte Summe aus, sondern bezahlt 
das Heerwesen selbst und bekommt dafür vom Reich eine entsprechende 
Entschädigung. Der Aufwand Bayerns für Heereszwecke kann also wohl mit 
dem Steuerbewilligungsrecht des Landtages in Zusammenhang gebracht werden. 
Seydel behauptet, eine Einmischung des Landtages in die Spezialisierung des 
Militäretats sei unzulässig, weil die Gesamtgröße des Aufwandes seit dem 
Bündnisvertrag finanzrechtlich feststehend sei, woran weder der Landtag noch 
die Regierung selbst etwas ändern könne; die Gesamtsumme der bayerischen 
Heeresausgaben sei seit 1871 eine der Notwendigkeit und der Höhe nach 
feststehende Staatsausgabe. Limmer sagt zutreffend, man dürfe die Ver- 
pflichtung Bayerns zur Verwendung einer bestimmten Bomme nicht nur 
unter dem finanziellen Gesichtspunkte betrachten. Nicht die Ausgabe einer 
bestimmten Summe beabsichtigt der Bündnisvertrag, sondern vielmehr die 
Verpflichtung Bayerns, sein Heer auf einer Präsenzstärke und einer Höhe 
der Ausbildung zu halten, die notwendig eine bestimmte Summe verzehren 
muß. „Deswegen wurde Bayern verpflichtet, eine bestimmte Summe — 
nicht auszugeben, daran allein kann ja dem Reich unmöglich etwas liegen, 
wohl aber — seinem Budget zugrunde zu legen. Eine bestimmte Mindest- 
summe, wohlgemerkt, die Bayern natürlich überschreiten kann, ja normaler 
Weise überschreiten muß und auch immer überschreitet.‘ 

Limmer kommt auf Grund seiner Untersuchungen zu dem Schluß, daß 
dem Landtag tatsächlich ein Mitwirkungsrecht auf Feststellung der Spezial- 
etats zustehe, beschränkt allerdings durch die vertragsmäßigen Verpflichtungen 
Bayerns gegen das Reich. Letztere geben dem Recht des Landtages nur 
einen rein formellen Charakter, so lange praktisch an dem Grundsatz fest- 
gehalten wird, die Ausgabensumme des bayerischen Militäretats in den Grenzen 
der vom Reiche überwiesenen Entschädigungsquote zu halten. Der Landtag 
selbst, der das Recht der Prüfung und Mitbestimmung jederzeit für sich in 
Anspruch genommen hat, war sich immer klar darüber, daß die Bedeutung 
der Ausübung dieses Rechts für ihn nicht in der ziffermäßigen Festlegung 
der Einzelpositionen des Ausgabenetats zu suchen sei, sondern vielmehr darin 
bestehe: daß den beiden Kammern des Landtages dabei Gelegenheit gegeben 
werde, Wünsche und Beschwerden auf dem Gebiete des Militärwesens über- 
haupt vorzutragen. (Vgl. meine Ausführungen in der bereits erwähnten 
Schrift 8. 35.) 

Bezüglich der Anwendung von Reichsrecht auf die Behandlung des 
bayerischen Militäretats stellt Limmer fest, daß von seiten des Landtages im 
Laufe der Jahre immer wieder darauf hingewiesen worden sei, daß die in 
Bayern bezüglich des Bewilligungsrechts der Kammern geltenden staatsrecht- 
lichen Grundsätze des Reichsstaatsrechts für die Behandlung des bayerischen 
Militäretats Anwendung zu finden hätten, namentlich was die Verbindlichkeit 
des Dispositivs betrifft. Es handelt sich dabei vor allem um die Frage der 
Übertragbarkeit. Zutreffend erklärt Limmer es als unrichtig und nicht 
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begründbar, eo ipso auf Grund des Bündnisvertrags den Militäretat eine 
weitergehende Bindung zu vindizieren, als nach bayerischem Budgetrecht 
rechtens ist: 

„Andererseits aber besteht einmal kein Hindernis, Eigentümlich- 
keiten des Reichs-Militäretats im Wege der Vereinbarung zwischen 
Regierung und Landtag auf den bayerischen Militäretat zu übertragen, 
so lange sie den Grundsätzen des Budgetrechts nicht widerstreiten. 
Und dann ist allerdings zu beachten, daß, wenn schon in Bayern der 
Militäretat tatsächlich durch ein Gesetz festgestellt wird, alles, auch 
jeder Zusatz, verbindlich ist, der mitveröffentlicht wird. Diese Folge- 
rung ergibt sich aber nicht aus analog angewendetem Reichsrecht, 
noch aus dem bayerischen Budgetrecht, sondern aus der Natur des 
Gesetzes.“ 

Schließlich noch eine Bemerkung über die „wirklich verpflegte Jahres- 
durchschnittsstärke‘‘. Limmer glaubt hierunter die Zahl verstehen zu sollen, 
die sich ergibt, wenn man die gesamte Summe der im Budgetjahr wirklich 
geleisteten Verpflegungstage durch 365 dividiert. Diese Auffassung ist nicht 
zutreffend. Um den fraglichen Durchschnittswert zu gewinnen, sind viel- 
mehr zunächst für alle Verpflegungstage des Rechnungsjahres die Zahlen der 
wirklich verpflegten Mannschaften festzustellen; dann werden diese Ziffern 
zusammengezählt und aus der Summe wird durch Teilung mit der Zahl der 
wirklichen Verpflegungstage die „wirklich verpflegte Jahresdurchschnitts- 
stärke‘ errechnet. 
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sich in kaum zwei Jahrzehnten in unerwarteter Gestalt in den Reihen der 
Katholiken selbst regen würde! 

Auf dem Gebiet, das wir heute in engerm Sinn als das soziale bezeichnen, 
hatte die Kirche bis 1870 sich nicht geäußert, auch keinen Anlaß dazu gehabt, 
da sich damals erst vorbereitete, was die moderne soziale Frage an Problemen 
umfaßt. Ehe jedoch die Kirche auch in die Erörterung dieser Probleme ein- 
griff, hatten sich in einem großen, ja dem numerisch weit überwiegenden 
Teil der Katholiken psychologische Wandlungen vollzogen, ohne deren Wür- 
digung die Heftigkeit, mit der der heutige Kampf zwischen der sogenannten 
Kölner Richtung und den Berlinern und der Kurie geführt wird, unverständlich 
bleibt. Durch die Verfassungeu des neunzehnten Jahrhunderts wurde auch 
die kirchenpolitische Gesetzgebung der Mitbestimmung der Parlamente unter- 
stellt. Die Kirchenpolitik wurde so ohne weiteres der ausschließlichen Ver- 
handlung zwischen Kurie und Regierungen entzogen. Der katholische Laie 
wurde in die Vorderreihe der maßgebenden Faktoren gestellt, weil er als 
Wähler und Abgeordneter Einfluß auf die Zusammensetzung und Politik der 
Volksvertretungen hatte. So nützlich diese Lage für die Kirche sich erwiesen 
hat, so gewöhnte sie doch die Katholiken auf nichtkirchlichem Gebiet an 
einen Wettbewerb mit den liberalen Parteien, hinter denen sie in der An- 
erkennung der Prinzipien der Selbstverwaltung, dem Kampf gegen die Auf- 
fassung vom Untertanen, in der Anerkennung des freien Bürgers, nicht 
Untertanen im Staate, nach Möglichkeit nicht zurückstehen durften. Solange 
der Kulturkampf währte und seine Nachwirkung in den Gemütern wach war, 
konnte der Einfluß dieser inneren Wandlung, die vielleicht am verständlichsten 
wird, wenn ich sie die Liberalisierung der Katholiken nenne, äußerlich nicht 
hervortreten, aber er war schon vorhanden, als Papst Leo XII., ganz 
zweifellos durch die Arbeitererlasse Kaiser Wilhelms II. angeregt, mit der 
Enzyklika Rerum novarum vom 15. Mai 1891 zum erstenmal mit einem 
größern Rundschreiben in die Erörterung der sozialen Frage eingriff. 

Die prinzipielle Bedeutung dieser Enzyklika ist auf katholischer Seite 
maßlos übertrieben worden und wird es noch heute, als ob es sich da um 
eine Magna charta der sozialen Frage handelte. Ihr ungeheurer Einfluß 
beruht jedoch in andern Momenten. Für eine Partei mit so stark aus 
gesprochenem katholischen Charakter wie das deutsche Zentrum war sie ein 
mächtiger Ansporn zur Weiterbetätigung auf sozialem Gebiet, um so mehr 
da die Enzyklika an einem wichtigen Punkt einen Bruch mit den Rechts- 
theorien des Mittelalters bedeutete. Die Erörterungen der achtziger Jahre auf 
katholischer Seite über die Berechtigung des Staates, über seine Sphäre als 
Rechtestaat hinaus wirtschaftliche Aufgaben zu übernehmen, die heute fast 
vergessen sind, hörten auf. Im katholischen Lager hat ihnen die Enzyklika, 
die dem Staat sogar die Pflicht sozialer Betätigung zuerkannte, ein Ende 
gemacht. Was die Enzyklika über Charakter und Dauer der Arbeit, Lohn, 
Streik zu sagen wußte, bewegte sich, wie die naturrechtliche Konstruktion 
oft, in der Aufstellung von Wünschen, über die wir alle gewiß noch gerne 
weit hinausgehen wollten, die aber nicht mit dem Naturrecht verwechselt 
werden sollten. Daß man auf katholischer Seite dies nie zu sagen wagte, 
trug nicht wenig zur Ausbildung des Gegensatzes zwischen Berliner und 
Kölner Richtung bei, der in ungenauer Formulierung der Kernfragen über 
das Verhältnis von Kirche und sozialer Frage seinen tiefsten Grund hat und 
darum in neuer Form zur Wiederbelebung des alten Streits über die Unter- 
ordnung des öffentlichen Lebens unter die Kirche führte. 
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mehr und nicht weniger als den Ausschluß religiöser Rücksichten aus 
den großen, die menschliche Gesellschaft so tief bewegenden sozialen 
Kämpfen der Gegenwart und eine verhängnisvolle Konnivenz gegen- 
über dem Hauptdogma des materialistischen Sozialismus. Freilich will 
man nur das positive kirchliche Bekenntnis außer acht lassen, dagegen 
den Glauben an Gott und die Anerkennung einer natürlichen sittlichen 
und rechtlichen Ordnung als Norm für die wirtschaftlichen Bestre- 
bungen anerkennen. Allein diese Norm entbehrt der Zuverlässigkeit 
und Bestimmtheit und vor allem der Autorität. Denn über den Inhalt 
und über die Verbindlichkeit jener Ordnung herrschen Zweifel und 
widersprechende Anschauungen, und es fehlt die Instanz. welche in 
dem Streite der Meinungen mit unanfechtbarer Autorität entscheiden 
könnte. ... Diese Bemerkungen mögen genügen, um Euch, ehrwürdige 
Mitbrüder, auf einen Irrtum aufmerksam zu machen, der, eingegeben 
von dem ungeduldigen Verlangen, die Wünsche der arbeitenden Klassen 
rascher zum Ziele zu führen, unter dem Scheine einer kraftlosen 
natürlichen Religion die Grundsätze des katholischen Glaubens aus 
den wirtschaftlichen Bestrebungen der Arbeiter verbannen will. Wir 
brauchen nicht weiter nachzuweisen, welche Gefahren darin für die 
egenwärtige Bewegung im Arbeiterstande und für die kirchliche Treue 
er Arbeiter selbst liegen. Die Lohnbewegungen berühren die In- 
teressen aller auf das Tiefste; es kommen dabei die Pflichten des 
Arbeiters gegen sich selbst, gegen die Familie, gegen die Mitarbeiter, 
gegen die Arbeitgeber, gegen die Gesellschaft, gegen den Staat in 
Frage; es entwickeln sich dabei Kämpfe, welche die Leidenschaften 
aufstacheln und die Erbitterung zwischen einzelnen Gesellschaftsklassen 
verhängnisvoll steigern: soll — so fragen wir Euch — soll in der Vor- 
bereitung, Ausführung und Beendigung so großer, für die einzelnen, 
wie für die Gesellschaft so tief einschneidender Bewegungen allein 
der Erlöser der Welt, der göttliche Lehrer der Menschheit, zum 
Schweigen verurteilt sein? soll allein sein weltumgestaltendes Wort 
die Seinigen vor gefährlichen Irrwegen nicht warnen dürfen? soll 
allein die Stimme des vom katholischen Glauben erleuchteten Gewissens 
sich nicht vernehmen lassen und sollen katholische Männer bei so 
folgenschweren Entscheidungen zu dem Rate ihrer treuen Mutter, der 
katholischen Kirche, nicht ihre Zuflucht nehmen dürfen?“ 


Es war ein verhängnisvoller Schritt, als die preußischen Bischöfe sich 
diese Anschauungen zu eigen machten. Der Aufmarsch der Richtungen Köln 
mit den christlichen Gewerkschaften und dem Volksverein, der dieselben 
Anschauungen wie jene vertrat, einerseits und Berlin und Rom andrerseits 
war fertig. Beide Richtungen hatten ihr Programm. Als Papst Leo 1908 
starb, hinterließ er seinem Nachfolger eine gefährliche Erbschaft. Auf der 
einen Seite die Laien, voller Selbstgefühl durch das Bewußtsein ihrer Be- 
deutung für die Kirche und erfüllt vom Verlangen nach Selbständigkeit in 
der Regelung ihrer weltlichen Angelegenheiten, in kirchlichen Fragen aber 
treue und gehorsame Söhne ihrer Kirche und ohne die Gelüste nach konstitutio- 
neller Mitwirkung, wie ihnen einmal in einem Hirtenbrief deutscher Bischöfe 
nachgesagt wurde. Auf der andern Seite das absolute Papsttum und seine 
Theoretiker mit ihrer Begeisterung für mittelalterliche Rechtsideale und ihrer 
Abneigung gegen den modernen Individualismus. 


Es war klar, daß der neue Papst in diesen Gegensätzen zu lavieren 
suchte. Am bekanntesten geworden ist in dieser Hinsicht eine offiziöse 
Erklärung des Osservatore Romano vom 23. Januar 1906, „daß Se. Heiligkeit 
mit gleichem Wohlwollen beide Organisationen (d. i. die katholischen 
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aller Religion gelangen. Deshalb kann ich derartige Organisationen 
nicht billigen.“ 


Diese Antwort des Papstes löste auf dem Delegiertentag der Berliner 
„stürmischen, langanhaltenden Beifall“ aus. 

Leider versäumte die Kölner Richtung eine energische Stellungnahme. 
Wie bisher erhoffte sie viel zu viel von diplomatischen Verhandlungen, und 
wer die Berichte des Katholikentags von 1912 liest, erhält keine Ahnung 
von der damaligen Erregung der Geister; die Katholikentage sind ja freilich 
auch, wie mir einmal ein angesehener Sozialpolitiker sagte, gewissermaßen 
geistliche Exerzitien zur Stimulierung des Gefühls, aber nicht berufen zur 
Stellungnahme in aktuellen Fragen der katholischen Christenheit. So konnte 
das unbegreifliche Wort vom Einschwenken wie die Bataillone gesprochen 
werden. Die schmerzliche Überraschung, die diesen Kreisen die päpstliche 
Gewerkschaftsenzyklika Singulari quadam vom 24. September 1912 bereitete, 
war daher wohl verdient. Eine falsch verstandene Pietät gegen den Statt- 
halter Christi, die einen Widerspruch vor aller Öffentlichkeit über alles 
scheute, hatte die Mißverständnisse zum AÄußersten kommen lassen. Die 
christlichen Gewerkschaften, so entscheidet die Enzyklika, sind nur geduldet 
(permitti et tolerari posse). 


„Die soziale Frage, heißt es, und die mit ihr verknüpften Streit- 
fragen über Charakter und Dauer der Arbeit, über die Lohn- 
zahlung, über den Arbeiterstreik sind nicht rein wirtschaftlicher Natur 
und somit nicht zu denen zu zählen, die mit Hintansetzung der kirch- 
lichen Obrigkeit beigelegt werden können, da es im Gegenteil außer 
allem Zweifel steht, daß die soziale Frage in erster Linie 
eine sittliche und religiöse ist und deshalb vornehmlich 
nach dem Sittengesetze und vom Standpunkte der Religion 
gelöst werden muß.“ 


Deutschland solle in Bezirke eingeteilt werden, in denen je nach dem 
Vorwiegen des katholischen Bevölkerungsteils katholische Fachabteilungen 
oder christliche Gewerkschaften das Zulässige eind; die Bischöfe werden 
ermahnt mit größter Aufmerksamkeit zu wachen, damit die Gläubigen die 
katholischen Sittenlehren nicht außer acht lassen und auch keinen Finger 
breit von ihnen abweichen, und über die Befolgung dieser Anordnungen sorg- 
fältig und fortlaufend an den Papst zu berichten. 

Die Gewerkschaften gaben in dieser Lage, in der das Zentrum nach 
außen fast untätig zur Seite stand, ein erhabenes Beispiel von Mannhaftig- 
keit, und durch ihre Energie eingeschüchtert verstanden sich die deutschen 
Bischöfe stillschweigend zur Zustimmung zu der Interpretation der fünf 
wichtigsten Beschwerdepunkte, die, wie man seither erfahren hat, von Bischof 
Schulte von Paderborn verfaßt war und mit dem vorläufigen Einverständnis 
des Kardinals Kopp den Gewerkschaften zwei Tage vor dem Essener Gewerk- 
schaftskongreß (26. November 1912) vorgelegt wurde. 

Die Interpretation ist außerordentlich interessant, schon deshalb, weil 
sie seither in ihrem ersten und wichtigsten Teil widerrufen werden mußte: 
Wenn in dem — oben zitierten — Satze die soziale Frage und die mit ihr 
verknüpften Streitfragen ... nicht zu denen gezählt werde, die mit Hintan- 
setzung der kirchlichen Obrigkeit beigelegt werden könnten, so sei letztere 
Wendung nicht so zu verstehen, als ob die kirchliche Obrigkeit 
beanspruche, mit der praktischen Erledigung solcher Fragen 
in den einzelnen Fällen irgendwie befaßt zu werden. „Die Wen- 
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dung besagt vielmehr, daß die Kirche das Recht und die Pflicht habe, zu 
derartigen Streitfragen, insoweit sie das Sittengesetz berühren, auch 
ihrerseits Stellung zu nehmen und durch Hinweis auf die richtigen Grund- 
sätze die in Betracht kommenden Gläubigen vor sittlich-religiösem Schaden 
zu bewahren.“ Eine Aufteilung der deutschen Diözesen mit Vorherrschaft 
der christlichen Gewerkschaften oder der Berliner Richtung sei nicht geplant. 
Die Beobachtungspflicht der Bischöfe beziehe sich nicht auf die wirtschaft- 
liche Tätigkeit der christlichen Gewerkschaften, sondern darauf, ob den 
katholischen Arbeitern aus der Mitgliedschaft kein sittlich-religiöser Schaden 
erwachse .... . und es sei nicht gemeint, daß gewerkschaftliche Schwierig- 
keiten von den Bischöfen dem Heiligen Vater zur Entscheidung vorgelegt 
werden sollen. Es handle sich vielmehr, wie aus dem vorhergehenden sich 
ergebe, fortan bei etwaigen Meinungsverschiedenheiten auf dem rechten In- 
stanzenweg zu bleiben und die Bekämpfung untereinander einzustellen. Es 
sei fraglos das Recht der Katholiken, in ihren Gewissensangelegenheiten den 
Rat bzw. die Entscheidung ihrer kirchlichen Oberen einzuholen. 

In unbegreiflicher Überschwänglichkeit feierte der Metzer Katholikentag 
vom August 1913 die Lösung der Gewerkschaftsfrage durch die Enzyklika. 
Natürlich ohne in eine Diskussion einzutreten. Es ist erst nachträglich be- 
kannt worden, daß damals die Gewerkschaftsführer gegen das maßlos über- 
schwängliche Schlußwort des Präsidenten lebhaft protestierten. Leider haben 
sie es nicht Öffentlich getan. So konnte unter stürmischen Ovationen der 
seltsame Friede von Metz geschlossen werden, seltsam, weil zu seiner Unter- 
zeichnung die Gegner, eben die Berliner, gar nicht beigezogen waren. Diese 
Intoleranz und Vertuschung sollte darum auch nicht lange währen. Ein ein- 
facher zu Köln vom 18. bis 22. Dezember 1913 geführter Beleidigungsprozeß der 
Gewerkschaftsführer gegen sozialdemokratische Redakteure, die die Haltung 
jener in dem Streit um die christlichen Gewerkschaften verdächtigt hatten, 
ermunterte die Berliner zu neuen Vorstößen. Was da in Köln geschehen 
war, das war ja in der Tat in der Kirchengeschichte der letzten Jahrzehnte 
etwas, was unter der ewigen Opportunitätspolitik des Zentrums und seinem 
tatlosen Beiseitestehen nicht mehr erhört worden war. Daß einfache Arbeiter- 
führer erklärten, in der Verteidigung ihrer Stellung gegen die Kurie 
nötigenfalls bis zu den äußersten Grenzen des Erlaubten gehen zu wollen, 
war etwas Neues, Unerhörtes, Befreiendes und wurde denn auch sofort mit 
den nötigen Gegenmaßregeln beantwortet. Der neue Erzbischof von Köln, 
der eben erst, und sicher nicht ohne innere Überwindung, für die Sache der 
christlichen Gewerkschaften gewonnen war, rückte in einem Schreiben vom 
1. Januar 1914 deutlich von diesen ab. Im Januarheft seiner Zeitschrift 
„Klarheit und Wahrheit“ konnte Graf v. Oppersdorff, der bekannte Führer 
der Berliner Richtung, einen Brief des Kardinals Kopp veröffentlichen, der die 
hohe Meinung, die man von der Einheitlichkeit der Interpretation der deutschen 
Bischöfe vom November 1912 hatte, gründlich zerstörte und sie nicht als 
ein einheitliches Werk des deutschen Episkopats, sondern lediglich als eine, 
freilich zunächst mit Zustimmung des Kardinals Kopp selbst zustande ge- 
kommene Privatarbeit des Bischofs Schulte enthüllte, zu der die übrigen 
Bischöfe erst nachträglich ihre stillschweigende Zustimmung erteilten, ohne 
daß sie bei ihrer Ausarbeitung positiv beteiligt gewesen wären. 

In dieser äußerst dramatischen Situation begingen die Gewerkschaften 
die Unbegreiflichkeit, den neu entfachten Streit für einen rein kirchen- 
politischen zu erklären; sie würden bleiben, was sie seien, und wollten darum 
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dem weitern Verlauf — um ihre Existenzberechtigung! — lediglich als „Zu- 
schauer“ folgen. Eine solche Gutmütigkeit konnte nur mit einer Niederlage 
enden. Was nützten die „wackern“ Zentrumserklärungen in Essen! Während 
im Jahre 1888 das Zentrum in seinem bekannten Protest gegen Eingriffe 
des Papstes noch den Namen Leos XII. zu nennen gewagt hatte, protestierte 
man jetzt nur noch laut gegen die „Quertreiber“, „mögen sie hochstehen, 
wie sie wollen!“ Wer war denn eigentlich gemeint? 

Es war alles nicht deutlich genug. Soweit die Bischöfe an dem Ge- 
werkschaftsstreik beteiligt und interessiert sind, ist ihr Widerstand gegen 
Rom durch die Erklärung der Bischöfe der Kölner Kirchenprovinz vom 
18. Februar 1914 gebrochen. Hatte Bischof Schulte sich noch angemaßt, 
die Gewerkschaftsenzyklika zu interpretieren und waren die deutschen Bi- 
schöfe dieser Auslegung wenigstens stillschweigend beigetreten, so erklären 
nunmehr die Kölner Bischöfe: 


„Von allen Katholiken erwarten wir, daß sie dem Heiligen Vater 
dankbar sind für die autoritative Feststellung dieser Vorsichtsmaßregeln 
und daß sie sich jedweder Äußerung enthalten, die mit dem Gehorsam 
eines treuen Katholiken unvereinbar wäre. In derselben Ehrfurcht 
und Dankbarkeit anerkennt auch der Episkopat, daß dieselbe 
höchste Autorität, die solche Normen aufgestellt hat, zur 
authentischen Auslegung derselben allein zuständig ist.“ 
„Bei Beurteilung wirtschaftlicher Fragen und Verfolgung von Standes- 
interessen“, heißt es in derselben Erklärung unter gänzlichem Verzicht 
auf die Zugeständnisse der Interpretation vom November 1912, „ist e8 
Grundsatz der katholischen Kirche, daß die soziale Frage 
in erster Linie eine sittliche und religiöse Frage war und 
ist und bleibt.“ Des weitern wird ausgeführt: „Auch bei denjenigen 
Angelegenheiten, die als ‚rein wirtschaftliche‘ bezeichnet zu werden 
pflegen, werden oft sittliche Pflichten mitberührt. ... Das gilt von 
den Pflichten der Gerechtigkeit und Liebe, vom sittlichen Charakter 
der Arbeit selbst, sowie der Arbeitsverträge und der aus ihnen 
erwachsenden Pflichten, von sittlich gebotenen Rücksichten auf die 
Familie und das öffentliche Wohl, vom Einfluß des Sittengesetzes auf 
Fragen der Erlaubtheit von Arbeitsausständen, Arbeiteraussperrungen 
und von den bei denselben angewandten Mitteln u. dgl. m. Weil nun 
Christus der Herr die gesamte sittliche und religiöse Erziehung des 
Menschengeschlechtes den Aposteln und ihren Nachfolgern übertragen 
hat, niemanden ausnehmend und keine sittliche oder religiöse Frage 
ausschließend, so ist die kirchliche Autorität, der Heilige Vater und 
die mit ihm vereinigten Bischöfe, zuständig und verpflichtet zur 
oberhirtlichen Verkündigung des gesamten Sittengesetzes, also auch 
der sittlichen Normen in Fragen vorgenannter Art und 
mithin zur Aufsicht über die Haltung der Katholiken in dieser Hin- 
sicht und zur Abwehr von Gefahren, die der sittlichen Auffassung und 
Haltung erwachsen können.“ 


Dazu halte man, daß der Satz der bischöflichen Interpretation vom 
November 1912, die kirchliche Obrigkeit beanspruche nicht, mit der prak- 
tischen Erledigung solcher Fragen in den einzelnen Fällen irgendwie befaßt 
zu werden, in der Erklärung vom 13. Februar 1914 fallen gelassen ist. 

Die Weiterentwicklung der gespannten Situation hat der Tod des Kar- 
dinals Kopp vorläufig zum Stillstand gebracht. Soweit die römische Kurie 
an dem Kampf beteiligt war, ist er entschieden. Indem die Bischöfe dem 
Papst das alleinige Recht zur Auslegung seiner Erlasse zusprechen und seine 
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üperuaup” al unterstellt. hat der Absolutismus der Papstes eine une : 
weitere btarkung erhalten. Das im die ungeheure historische Begeutume 
Ger wenig beuciteter Erklärung der Külner Bischöfe vom 13. Februs- 191: 
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ist die euziale Frage wirklich in erster Linie eine sittliche imd religiee" 
Der im tur une Katuoliken die schwere (Grewissensfrage. Um: hierau: eme 
Antwurt zu versuchen. müssen wir feststelleu. was verstehen die rikere. 
kirchhueLer Eriasse unter sozialer Frage. 

Der begriff „Frage“ bezeichnet ein aktuelles Problem. und soziale Frape 
kann dir (seeellschafisielrre ım ganzen wie im emem ihrer Teile bezeichnen. 
Für unsere kurze Untersuchung ist! diese Unterscheidung gleichgültig. Naet 
Adressaten uud Gegeustuud der zitierten kirchlichen Erlasse ist in obieem 
Batz im speziellen die Arbeiterfrage gemeint, obwohl nicht einzusehen, weshalt. 
nur dieser Teil der ullumfassenden sozialen Probleme zur Erörterung pesteli: 
wird. De indes die Enzyklike stete nur von den Arbeitern redet. lieg: für 
diese knappe Untersuchung kein Grund vor. das Problem weiter zu fassen. 

War beißt nun sittlich? su fragen wir zunächst. Der Bepriff kenn 
subjektiv uud objektiv verstanden werden. In ersterm Sinn sollen nach 
katholischer Lehre alle unsere Handlungen. selbst die indifferenten. wie Essen. 
Sehilafen. Erholen durch die Gesinnung des Handeinden oder, wie wir es nennen, 
seine gute Meinung sittlich und damit zugleich religiös sein. Es ist klar. 
dub die kirsch diese Gesinnung auch von unsern Handlungen in allem dem 
verlangt, wae mit der sozialen Frage zusammenhängt, aber diese subjektive 
Forderung ist iu dem aufgestellten Prinzip gewib nicht gememt. Dieses 
bezeichnet vielmehr die suziale Frage nach ihrem objektiven Inhalt m erster 
Lune ale sittlich und religios. Die Enzyklika sagt dies zweifellos, indem sie 
auf (barukter und Dauer der Arbeit, die Lohnzahlung. den Arbeiterstreik 
exempliliziert. Die Frage lautet also: Bind diese Probleme wirklich in erster 
Jame sittlich und religiös? Um such hierauf eine Antwort geben zu können, 
durfeu wir feststelleu: das diesen Teilen der Arbeiterfrage gemeinsame sitt- 
liche Priuzip ist, wie dies auch de Enzyklika und der Erlaß der Kölner 
Bischöfe betonen. die Gerechtigkeit und Liebe. 

Gerechtigkeit, ebenso die christliche Liebe aber ist — und hier kommen 
wir schuu zu der entscheidenden Wendung, die uns den Ausgang aus den 
vieluustritteneu Fragen zeigt — zunächst ein abstraktes Prinzip, eine Seele 
ohne Körper. Um iu Wirkung zu treten, bedarf das sittliche Prinzip der 
üußern Fun. Diese Form aber schafft auf den genannten Gebieten nicht 
die Kirche, sonderu sie ist das Ergebnis von unzähligen Faktoren, die aus 
eiwwauderzubalten schlechthin unmöglich ist, und Inhalt und Umfang der Form 
sind in stetem Wechsel und Fluß begriffen. Unsere Auffassung über Charakter 
und Dauer der Arbeit, über Lobn — vom Streik später ein paar besondere 
Worte — sind zeitlich und örtlich verschieden. Die geographische Lage 
das Wetter, die Bodenbeschaffenheit, unsere körperlich 
Naturfaktoren schaffen da j a... nungen und andre 
| ‚ Ga unendlich verschiedenartige Verhältnisse vom Natur- 
volk an, dessen Arbeit in Jagd und Fischfang besteht, bis zum hochent- 
wickelten Ackerbauer, und der Stand der Naturbeberrschung, der Technik 
des Rechte usw. macht das überreiche Bild noch unendlich viel bunter uad 
vielgesteltiger und ändert es beinahe stündlich. Und wie wechselten dabei 
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die Anschauungen über den Charakter der Arbeit! Arbeit der Sklaven, der 
Leibeigenen und Hörigen, der Frauen, Kinder, des freien Bauers und Städters, 
die Anschauungen der privilegierten Stände über die Pfeffersäcke, und endlich 
die Arbeit des freien Bürgers des modernen Staats. Wie unendlich verschieden! 
Nein! Es gibt keine ewigen unveränderlichen Formen in dem Gebiet der sozialen 
Frage. Eine völlige Harmonie der Interessen der verschiedenen Klassen der 
Bevölkerung ist in keinem Augenblicke möglich, weil irgendwelche Störung 
des momentanen Gleichgewichts stets irgendwo vorhanden ist. Glauben die 
kirchlichen Theoretiker diesen göttlichen Gestaltungsreichtum wirklich im 
einzelnen überschauen und mehr als allgemeinste Allgemeinheiten geben zu 
können? Was soll es z. B. heißen, wenn Papst Leo XIII. in der Enzyklika 
Rerum novarum (8. 50) ausführt: 


„Es ist eigentlich (immo — non aliunde quam) die Arbeit auf dem 
Felde, in der Werkstatt, der Fabrik, welche im Staate Wohlhabenheit 
herbeiführt. Es ist also nur eine Forderung strengster Billigkeit, 
daß der Staat sich der Arbeiter in der Richtung annehme, ihnen einen 
entsprechenden Anteil am Gewinne der Arbeit zu sichern; die Arbeit 
muß ihnen für Wohnung, Kleidung und Nahrung soviel 
abwerfen, daß ihr Dasein kein gedrücktes ist.“ 


Was heißt Wohnung, Kleidung, Nahrung und gar gedrücktes Dasein? 
Dem Neger genügt eine dunkle Lehmhütte, ein Lendenschurz, Früchte und 
Wild des Waldes, und daneben kann der hochstehende Arbeiter mit Recht 
über ein gedrücktes Dasein klagen, weil die Arbeitszeit nach seiner An- 
schauung zu lange, der Lohn zu klein und die Preise für Wohnung, Kleidung 
und Nahrung zu hoch sind. Was Papst Leo in den obigen Worten ausführt, 
ist in seiner Allgemeinheit, wie schon betont, ein Ziel, über das wir alle 
gern noch hinausgingen, aber es ist nicht im mindesten eine genügende 
Grundlage für eine brauchbare Lohntheorie, wie man auf integraler Seite 
glaubt, ganz abgesehen davon, daß die in den obigen Sätzen entwickelte 
Ansicht über den Ursprung der Wohlhabenheit im Staat eine sehr unzu- 
längliche ist. Gerechter Maßstab des Lohnes jeder Arbeit können nicht die 
Bedürfnisse des Arbeitenden, sondern nur seine Leistung sein. Auch der 
Arbeitgeber hat ein Recht auf Wohnung, Kleidung, Nahrung, gehobenes 
Dasein. Und da nun der Arbeitsertrag der gemeinsamen Arbeit von Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer abhängt von der Konstellation des Wirtschaftslebens, 
der wirtschaftlichen Konjunktur, den Ernteausfällen, dem Wetter, Lage und 
Klima eines Landes, dem Stand der Technik, den körperlichen und geistigen 
Leistungsfähigkeiten der Arbeitenden und vielen andern Momenten und nur 
zum Teil auch von den sittlichen Qualitäten der Arbeiter, die aber zunächst 
keine religiösen sind, ihrem Fleiß und ihrer Aufmerksamkeit, wer kann da 
sagen, wo für die Verteilung des gesellschaftlichen Arbeitsvertrags zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer jene Grenze liegt, die gegenseitige (Gerechtig- 
keit und Liebe fordern? Wer das beantworten könnte, wäre des Ehren- 
doktors aller deutschen Universitäten sicher. Wollte die Kirche in konkreten 
Einzelfällen die Entscheidung treffen, so müßte sie, da es in der Tat im 
Gebiet der sozialen Frage eine Menge Dinge gibt, in denen auch der Papst 
nur ein Laie ist, zur Entscheidung Sachverständige zuziehen, und über 
die „sittliche und religiöse“ Frage des gerechten Lohnes würde nicht die 
Kirche entscheiden, sondern Taglöhner, Schuster, Schneider, Drechsler und 
deren Arbeitgeber und Nationalökonomen und Statistiker. Nur nicht die Kirche. 
Und die unfaßbare „gerechte“ Grenze zwischen Unternehmergewinn und 
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Arbeitslohn wäre prinzipiell um nicht das mindeste genauer geklärt, als sie 
es nach hundertjährigem vergeblichem Bemühen der nationalökonomischen 
Wissenschaft bis heute ist! 


Mit dieser Feststellung des Unvermögens der Kirche, in konkreten 
Einzelfällen der sozialen Frage eine unfehlbare Entscheidung zu geben, konımen 
wir der Beantwortung der Kernfrage unseres Problems unmittelbar nahe. 
Faßt man die Begriffe „sittlich“ und „religiös“ im Sinn der Kirche als ihr 
eigenstes Gebiet, auf dem nach unserm Glauben dem Papst Unfehlbarkeit 
zukommt, so haben wir da in den wichtigsten Problemen der sozialen Frage 
Momente gefunden, die zwar sittlich —, denn die Verteilung des Lohnes oder 
Arbeitsertrags ist in unserem sittlichen Leben unendlich wichtig —, aber 
nicht religiös sind und beides erst durch die Gesinnung der Beteiligten 
werden, jedenfalls ihrer Natur nach nicht unmittelbar in den Kreis der 
kirchlichen Jurisdiktion fallen, also auch nicht in erster Linie sittlich und 
religiös im Sinne der Kirche sein können. Demnach ist es ein unrichtiger 
Hinweis, wenn das Fuldaer Pastorale, auf die Besserung der Lohn- und 
Arbeitsverhältnisse exemplifizierend, im Standpunkt der christlichen Gewerk- 
schaften die Instanz vermißt, „welche in dem Streit der Meinungen mit un- 
anfechtbarer Autorität entscheiden könnte“, und ebenso unrichtig, wenn die 
Leitsätze des Verbandes der katholischen Arbeiterveine (Sitz Berlin) in Sperr- 
druck den Satz aufstellt (S. 58): „Soll also eine Arbeiterorganisation in der 
gegenwärtigen Verwirrung der (Geister auf sozialem Gebiete den wahren 
religiös-sittlichen und naturrechtlichen Prinzipien gemäß handeln und die 
Wahl der richtigen Mittel zu deren Verwirklichung treffen, so 
muß sich diese einer Lehrautorität [fett gedruckt] unterordnen, die im Streite 
der Meinungen unanfechtbar entscheiden kann.“ Es gibt vielmehr im all- 
umfassenden Imperium der Sittlichkeit Gebiete, die nur durch die oberste 
Lehensherrlichkeit der Kirche über sie von autonomen sich unterscheiden. 
In diesem Verhältnis stehen, so scheint mir, kirchliches Lehramt und soziale 
Frage. Im einzelnen ist dabei zu beachten: Wie das Gewohnheitsrecht neben 
dem Gesetzesrecht, so erscheint im unendlichen Reichtum des Lebens neben 
den Prinzipien des Christentums die formschaffende Sitte als eine besondere 
Quelle der Sittlichkeit'). Sie prägt die Form, die jeweils gangbare Münze, 
in der das Prinzip kursiert, bis andere Anschauungen die Münze außer Kurs 
setzen. Auf diese Weise kann sich dasselbe Gebot der Sittlichkeit in unend- 
licher Mennigfaltigkeit manifestieren, ohne daß der äußere Maßstab, den wir an 
unser Handeln anlegen, von der Kirche geschaffen ist. Ewige, unveränderliche 


1) Um noch deutlicher zu werden, erinnere ich an ein außerhalb unserer 
Frage liegendes Gebiet des Sittlichen, die Sittlichkeit im engern Sinn. -Warum 
war es in den ersten Jahrhunderten des Christentums nicht unsittlich, daß 
die Erwachsenen zur Taufe in der Kirche vor der ganzen Gemeinde im 
Zustand paradiesischer Unschuld erschienen? Und warum war im Mittelalter 
bei der Eheschließung die Zuziehung von Zeugen zu den Vorbereitungen 
der ersten geschlechtlichen Vereinigung nicht unsittlich und warum war dieses 
Zeugnis so wichtig, daß ohne es die bloße Beurkundung der kirchlichen 
Trauung, wie ich z. B. aus urkundlichem Freiburger Material beweisen kann, 
ungenügend war? Das konnte geschehen, weil auch die kirchlichen Würde- 
träger unter dem Einfluß der Anschauungen der jeweiligen Sitte standen und 
mit der Sitte im Altertum naiv unbefangen und mit der Sitte in der auf- 
Om USER Geziertheit späterer Jahrhunderte ebenso prüde und befangen 
wurden. 
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Formen der Sittlichkeit, ich wiederhole es, gibt es eben nicht. Ist es darum nicht 
eine der wunderbarsten Eigenschaften in den Lehren Jesu Christi, wie sie 
Jedes historischen Gewandes entkleidet in ihrer allgemeinen gültigen Ab- 
straktheit auf jedes Zeitalter, jede Kultur, jede Nation, ja jedes Individuum 
übertragen werden können? „Du sollst deinen Nächsten lieben wie dich 
selbst!“ Wie allgemein menschlich ist dieses Gebot und wie überläßt es die 
Gestaltung seiner Verwirklichung dem innersten Gewissen der Menschen, und 
wer wäre im Zweifel, was er zu tun habe und wie er handeln müsse? Weiter 
gehe auch die Kirche in ihren Kompetenzansprüchen nicht. Tut sie es 
dennoch, beansprucht sie die Herrschaft über die Formen und identifiziert 
sie sich gar mit ihnen, wie sie es mit der Kultur des Mittelalters tut, so 
wird sie auch das Schicksal dieser Formen teilen und die gegenwärtigen 
Kämpfe im innern Leben der Kirche, die im letzten Ende nichts anderes 
sind als die Überwindung des Mittelalters, werden noch viele Jahrzehnte 
weiter dauern. Mag also auch die Theorie der christlichen (Gewerkschaften 
und ihre Konstruktion „rein wirtschaftlicher Tatsachen“ unrichtig sein, weil 
in der Ausübung durch den Menschen jede Handlung sittlich werden muß, 
so erscheint sie der unseligen Verquickung von Prinzip und Form gegenüber 
trotz ihrer noch nicht genügend geklärten und scharf unischriebenen For- 
mulierung doch als der großartige Versuch, den wirtschaftlichen Interessen- 
kampf von religiösen Streitigkeiten freizumachen und so die religiösen Ideale 
vor der Vermengung mit wirtschaftlicher und politischer Selbstsucht zu 
schützen und die Kirche vor den mißlichen Folgen zu bewahren, die die 
selbstverständliche Nichtanerkennung ihres Forums durch Nichtkatholiken in 
praktischen Einzelfällen der sozialen Frage in der Auseinandersetzung mit 
Katholiken zur Folge haben müßte. 

Soll ich das Problem mit einem bekannten Schlagwort bezeichnen’? 
Was wir heute durchleben, ist der Kampf zwischen religiösem und politischem 
Katholizismus. Dieser beansprucht die Herrschaft über die einzelnen Er- 
scheinungsformen des Lebens, obwohl sie weder in erster Linie sittlich 
noch religiöse sind und der Kirche die volle Einsicht in die komplizierten 
Erscheinungen des unendlich vielgestaltigen Lebens gar nicht zukommt und 
sie sich letzten Endes im praktischen Einzelfall auf Maßstäbe angewiesen 
sieht, die sie nicht schaffen kann. Jener, der religiöse Katholizismus weist 
ihr die Predigt, die Pflege der sittlichen und religiösen Prinzipien und Ideale 
zu, da er weiß, daß die Kirche in der Erziehung der Menschheit Ungeheures 
geleistet hat und ihre Kraft noch jugendfrisch ist. Die unablässige Schärfung 
der Gewissen, das unermüdliche Hinarbeiten auf Idealisierung der Sitte, das 
ist die hohe Aufgabe der Kirche im sozialen Leben. Die Kirche mache uns 
zu guten Christen, und die soziale Frage wird nach ihrem Wunsche in erster 
Linie eine sittliche und religiöse sein. 


II. 


Die Tatsachen der sozialen Frage, so sahen wir eben, berühren sich 
zwar mit dem Gebiet des Sittlichen, sind aber nicht in erster Linie sittlich, 
sondern nur soweit sie die allgemeine Anschauung dazu macht, und religiös 
nur, müssen wir hinzufügen, soweit sie sittlich sind. Aber wenn nun die 
soziale Frage, gerade im Sinn der Kirche, nicht in erster Linie sittlich und 
religiös ist, mit welchem Rechte fordert dann die Kirche, daß von allen 
sozialen Organisationen speziell die der Arbeiter konfessionelle seien und die 
interkonfessionellen nur geduldet würden, da doch die soziale Frage mit der 
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Arbeiterfrage sich gar nicit erschöpit” Es ist eme er vielen Unklarheiten, 
die in Rom infolge mang-lhaitester Berichterstattung auf diesem Gebiete 
bestehen. wenn die tsewerkachaftsenzyklika erklärt: 


„Wir leazmen nient. daß es den Kathri’ken zusteht. zur Erstreb 
besserer Leten»verhältnisse für den Arbeiter. billigerer Bedingungen 
für Lohn nnd Arbeit oder zum Zwecke anderer berechtigter Vorteile 
gemeinschaftlich mit Nichtkathsi:ken. unter Anwendung von Vorsicht, 
für ihre gemeinsamen Interessen zu arbeiten. Um dieses Zweckes 
willen sehen wir es lieber. wenn die katholischen und nicht- 
katholischen Vereinigungen sich miteinander verbinden 
mittels jener zeitzemäben neuen Einrichtung. die man 
Kartell neant.” 


Werden etwa interkonfessionelle Kartelle katholischer sein als inter- 
konf«sinnelle !rewerkschaften? Und unterscheidet sich das vom Papet ge- 
nehmigte System im mindesten von dem tatsächlichen heutigen Zustand? 
Wir haben katholische Arbeitervereine zur Pflege des katholischen religiösen 
Lebens und interk.ntessionelle (rewerkschaften mit genau den Aufgaben und 
nicht mehr als sie der Papst den interkonfessionellen Kartellen zuweist. 
Nur so absolut sachunkundige Berater, wie sie der Kurie seit anderthalb 
Jahrzehnten über deutsche Verhältnisse Bericht erstatten, können verkennen, 
daB der Unterschiei zwischen interkonfessionellen Kartellen und interkon- 
fessionellen Gewerkschaften lediglich ein rein formaler ist uni mit dem 
Wesen der Sache nicht das allermindeste zu tun hat. Wenn die soziale Frage 
in erster Linie eine sittliche und relinöse wäre, also für den Katholiken 
vom katholischen Standpunkt aus geregelt werden müßte. werden vielleicht 
interkonfessionelle Kartelle sich auf derartige Regelungen einlassen? Gott 
sei Dank, sie ist es in erster Linie nicht. und prinzipielle Kompromisse — 
die verierblichsten aller Kompromisse — sind weder bei Kartellen noch Gewerk- 
schaften nötig. Es handelt sich da einfach um Regelung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Arbeiter im Rahmen des allgemeinen Sittengesetzes. wie es 
bei christlichen Völkern sich ausgebildet hat. Selbst die Waffe, deren sich 
die Arbeiter in ihrem Aufwärtsstreben bedienen. der Streik, steht mit dem 
Sittengesetz, auch dem katholischen. in vollem Einklang. Denn der Streik 
ist nicht Revolution, wie die Integralen meinen. Er kann natürlich mit Aus- 
schreitungen verbunden sein, aber das gilt selbst für die heiligste Sache und 
beweist für die Rechtsnatur des Streiks nicht das mindeste. Wenn Arbeiter 
die Arbeit niederlegen, weil Charakter und Dauer der Arbeit, der Stand der 
Lobnverhältnisse nach ihrer reiflich überlegten Ansicht dem Maß des Be- 
rechtigten widersprechen, sittlich ungerecht sind. ist dies vielleicht etwas 
anderes als wenn die kirchliche Doktrin gegen ungerechte Staatsgesetze die 
Zulässigkeit des passiven Widerstands proklamiert? Streik ist passiver Wider- 
stand. Es mag sich um Abwehr oder sogenannte Angriffsstreiks handeln, 
er ist in der Wahl der Mittel, der Arbeitseinstellung, nicht mehr als jener. 
Nur nicht von so weittragenden Folgen, denn er erschüttert oft nur die Arbeit 
einer einzigen Fabrik, bisweilen die eines Bezirks, selten einer Provinz oder gar 
eines Staates, wie es der kirchlich sanktionierte passive Widerstand gegen „un- 
gerechte“ Staatsgesetze zuläßt, und nur in einem Teil der gewerblichen 
Tätigkeit, nicht wie jener in allen Gebieten staatlichen Lebens. Und wie 
beim passiven Widerstand gegen ungerechte Staatsgesetze die Entscheidung 
über den ungerechten Charakter der Gesetze nicht bei der Kirche liegt, 
sondern bei den Bürgern des Staats, so auch beim Streik nicht bei den Bi- 





Flamm, Kirchliches Lehramt und soziale Frage. 469 





schöfen und dem Papst, sondern bei den Arbeitnehmern selbst. Man mag im 
übrigen über die kirchliche Doktrin von der Erlaubtheit des passiven Wider- 
standes gegen ungerechte Staatsgesetze — ist er übrigens auch gegen un- 
gerechte Kirchengesetze erlaubt? — geteilter Meinung sein, solange die Kurie 
sie selbst aufrecht hält, mit welchem Recht will sie gerade den Arbeitern 
ihre Anwendung versagen? Auch die von der Berliner Richtung geforderten 
Schiedsgerichte, die sicher einmal kommen müssen und hoffentlich bald, 
werden nicht katholisch sein. 

Im übrigen könnten auch katholische Arbeitervereinigungen die wirt- 
schaftlichen Fragen nicht aus dem interkonfessionellen oder richtiger religiös 
indifferenten Räderwerk des internationalen Wirtschaftslebens loslösen. Immer 
wird das Arbeitsverhältnis von dieser Seite mit Naturgewalt beinahe zum guten 
Teil das Maß dessen aufgezwungen erhalten, was wir als wirtschaftliche oder 
soziale Gerechtigkeit empfinden. Der katholischen Kirche werden da immer 
noch gewaltige Möglichkeiten bleiben, die Entwicklung in ihrem Sinne zu 
beeinflussen, aber nachdem seit der Reformation, nicht zum wenigsten durch 
die Schuld unwürdiger Päpste, die Christenheit gespalten und die Kultur- 
einheit zerrissen ist, haben wir immer mehr mit der Tatsache als einer vis 
maior zu rechnen, statt des frühern einen geschlossenen Kulturkreises ein 
kompliziertes System sich schneidender Kreise als gegeben hinzunehmen. Es 
ist deshalb im höchten Grade inkonsequent, gerade nur von einem Spezial- 
gebiet, das wie kaum ein anderes mit zahllosen andern sich berührt und mengt, 
der Arbeiterfrage, konfessionelle Abgrenzung zu fordern. Hat sich die Kirche 
nicht mit dem paritätischen Staat abgefunden, obwohl es seine Aufgaben, 
denken wir nur an die Pflege des nationalen Bewußtseins, die steuerliche 
Gerechtigkeit, die Schule, kirchenpolitische Gesetzgebung, Glaubens- und 
Gewissensfreiheit, mit der Sittlichkeit in höchstem Grad zu tun haben? Ja, 
warum duldet sie sogar, daß eine interkonfessionelle Partei die Vertretung 
der Interessen der katholischen Kirche zu ihrer Spezialität macht? Hat sie 
den Führern dieser Partei nicht wiederholt ihr höchstes Lob ausgesprochen, 
obwohl dieselbe interkonfessionelle Partei die Verteidigung ihrer protestan- 
tischen Mitglieder gegen bekannte unchristliche Stellen der Canisius- und 
Boromäusenzyklika mit so unerhörter Bravour führte, daß selbst die Hasen- 
herzigsten bei dem Satz von den Dienern des Bauchs und Feinden des Kreuzes 
verstohlen nach den päpstlichen Zeitgenossen der Reformatoren hinüber- 
schielten und dem Nachbarn leise auf den Fuß traten, damit er etwas merke! 
Und wie mit der Existenz dieser Partei hat sich die Kirche mit den gemischten 
Ehen abgefunden. Und die römischen Kreise waren sehr verärgert, als ihre 
Zuziehung zur interkonfessionellen Haager Schiedsgerichtskonferenz an den 
Folgen ihrer verkehrten Behandlung der sog. römischen Frage scheiterte. 

Wenn dem allem so ist, warum soll nun gerade die soziale Frage in 
erster Linie katholisch und nicht auch paritätisch sein und die Interessen- 
vertretung nicht interkonfessionell geregelt werden dürfen? Zum Teil sind 
die christlichen Gewerkschaften selbst schuld an der Bemäkelung ihrer Firma. 
Was sie mit dem Namen ausdrücken wollten, die Einigung aller christgläu- 
bigen und nationalgesinnten Arbeiter im Kampf gegen eine materialistische 
und revolutionäre Arbeiterbewegung, entsprach dem hohen Idealismus ihrer 
Gründer. Aber warum christlich, wenn die Tatsachen der sozialen Frage, 
soweit sie die Gewerkschaftsbewegung berühren, nach deren eigener Theorie 
„rein wirtschaftliche“ sind? Hier liegt in der Tat eine Verquickung 
heterogener Dinge vor. Wirtschaftliche Interessenvertretungen finden ihre 
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Grenzlinie in der Pflege der Standesehre; darüber hinaus dürfen sie nicht gehen. 
In der Tat haben die christlichen Gewerkschaften ihren Standpunkt berichtigt 
und die Pflege der sittlich-religiösen Ideale schon längst als Aufgabe der kon- 
fessionellen Arbeitervereine anerkannt. Die theoretische Konsequenz verlangt 
aber auch eine klare Namensgebung. Nachdem freilich der vielverdächtigte 
Name einmal besteht, mag eine Namensänderung, z. B. in sozial, schwer 
fallen. Aber sie ist zu erwägen. Nach meinem Dafürhalten, wenn überhaupt 
ein Rat gestattet ist, sollten in der gegenwärtigen Lage die katholischen 
Mitglieder der christlichen Gewerkschaften ihren protestantischen Brüdern 
die Entscheidung über eine etwaige Namensänderung anheimstellen. Be- 
stehen diese darauf, „christlich“ zu bleiben, dann ist das Festhalten an 
dem alten Namen unbedingte Ehrensache. Zur Auflösung des Bündnisses 
liegt jedenfalls nicht der mindeste Grund vor. Wir Katholiken, die wir uns 
einig fühlen mit dem Volksverein und den christlichen Gewerkschaften, haben 
wie dem Staat so auch der Kirche gegenüber ein Recht auf Koalitionsfreiheit. 
Warum nicht auch die Arbeiter? 

Wir wissen, daß kein Recht unbeschränkt sein kann; aber wir wollen 
doch nicht mehr wie Kinder erzogen und geführt werden, sondern wir 
glauben das Vertrauen zu verdienen, als freie, pflichtbewußte Männer geachtet 
zu werden. Und dieselbe Achtung dürfen die Arbeiter verlangen. 

Niemand von uns beansprucht einen Einbruch in die Rechte der kirch- 
lichen Instanzen. Aber nachdem wir so und so oft mit der Vertröstung be- 
ruhigt wurden, daß die Rundschreiben des Papstes, die so tiefgehende Be- 
unruhigung verursachten und die Pietät für die kirchliche Autorität aufs 
tiefste schädigten, keine unfehlbare lehramtliche Entscheidung bedeuten, und 
wir selbst den Papst selbst zwischen gleicher Liebe zu den katholischen 
Fachabteilungen und christlichen Gewerkschaften schwanken sahen, haben wir 
in der Achtung vor unseren Gewissen ein Recht, zu wissen, was denn unfehl- 
bare Erkenntnisse des Papstes eigentlich sind. Warum sind die lehr- 
amtlichen Entscheidungen des Papstes nicht, wie das Dogma 
von der päpstlichen Unfehlbarkeit in Glaube und Sitten zur 
Ergänzung notwendig verlangt, durch eine offiziöse Formel 
gekennzeichnet, die jeden Zweifel über ihren Charakter aus- 
schließt? Die Achtung vor unsern Gewissen verlangt es, daß die oberste 
Autorität allen erkennbar ihres hohen Amtes walte. „Die außerordentliche 
Zentralisation des neueren Papsttums“, sagt Förster, „bedarf der schützenden 
Gegenwirkung durch eine ebenso außerordentliche Erweiterung der freien 
Meinungsäußerung und der freien Betätigung der Geister.“ Was wir aber 
heute im Katholizismus im Zurückweichen der höchsten kirchlichen Stellen 
vor dem Papst erleben, ist m. E. psychologisch die Angst vor der Unfehlbar- 
keit. Welches Glück wäre es darum doch, wenn der Papst in seiner eigenen 
Machtumgrenzung statt der Gebundenheit die Freiheit Aller verkündete! 


Besprechungen 


Neuere Literatur über die moderne Demokratie 


Von Wilhelm Hasbach 


Brougham Villiers (F. J. Shaw), Modern Democracy. A Study in Tendencies. 
London und Leipzig 1912. T. Fisher Unwin. 304 S. — Walter E. 
Weyl, The New Democracy. An Essay on Certain Political and 
Economic Tendencies in the United States. New York 1912. Macmillan. 
VII und 370 S. — James Bryce, South America. Observations 
and Impressions. London 1912. Macmillan. VII und 611 S. 


„Modern Democracy“ ist ein irreführender Titel. Klar aber nicht kurz 
würde er lauten: Die englischen linksstehenden Parteien im 20. Jahrhundert 
unter dem Einfluß der Erweiterung des Wahlrechtes, oder die Entstehung 
der sozialen Demokratie in England. 

Der Verfasser erzählt, wie die Vermehrung der wahlberechtigten Bürger 
über die politische Stellung der Parlamentarier solche soziale Schichten ent- 
scheiden ließ, deren stete Begleiterin die Not ist; dem neuen Geiste hätte 
der Unwille über die letzten Phasen des südafrikanischen Krieges und die 
Einführung des Kornzolls zum Durchbruch verholfen. Jenen Schichten hätten 
nur unmittelbar wirkende Reformen dienen können; so wären die Radikalen, 
die Liberalen und die Sozialisten gezwungen worden, ihre Stellung zur Sozial- 
Hess zu ändern. Der Radikalismus habe auf seine Lieblingsidee, die einzige 

teuer, das heißt auf den Gedanken, daß mit der Besteuerung der Grundrente 
die zur Deckung aller Staatsausgaben erforderlichen Summen gewonnen 
werden könnten, verzichten müssen. Er führt den Nachweis, wie irrig diese 
Meinung ist; von 1895/6 bis 1908/9 sei das Einkommen in Schedule A nur 
um etwa 59 Millionen Pfund, dagegen in Schedule D um 209 Millionen ge- 
stiegen. Dann sei der Liberalismus gezwungen worden, seinen strengen 
Individualismus aufzugeben, und der Sozialismus, aus dem Himmel seiner 
Träume auf die Erde herabzusteigen. Der Wille des Volkes habe sie zu Be- 
kennern der sozialen Demokratie, der Idee der Gemeinbürgschaft (guarantism) 


gemacht '). — Hier müssen wir einen Augenblick Halt machen und die Aus- 
führungen des Verfassers ergänzen. 
Der Liberalismus, der Sozialismus und auch der Demokratismus — unter 


bestimmten Umständen — haben je ein klares, soziales Programm entwickelt. 
Der Liberalismus will die Menschen wirtschaftlich unabhängig machen, das 
Eigentum verallgemeinern, die Freiheit herstellen. Die Wohlfahrt des 
Einzelnen soll dann von seiner Selbsttätigkeit, seiner Selbstverantwortlichkeit 
abhängen (Musterbeispiel: die Bauernbefreiung); eo der Liberalismus, ehe er 
Manchestertum geworden war. Der Sozialismus will große Arbeits- und 
Verzehrgemeinschaften (z. B. Phalansteres) herstellen; so der Sozialismus, 
als die Demokratie und die materialistische Geschichtsphilosophie seinen ur- 
sprünglichen Charakter noch nicht verändert hatten. Der Demokratismus 
verlangt Einkommens- und Vermögensausgleichung durch den Staat, sobald 
in einem demokratischen Staate die Proletarier die Mehrheit gewonnen haben. 
Diese Methode nennt die heutige Demokratie Gemeinbürgschaft, Garantismus. 


1) Von der mit diesen Vorgängen verflochtenen Geschichte des Ober- 
hauses zu reden, müssen wir uns versagen. Wahrscheinlich wird sich der 
Leser der Ausführungen Bismarcks über die preußische erste Kammer und 
das Herrenhaus erinnern. 
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Ein hervorragendes Beispiel der Gemeinbürgschaft und die erste große 
Tat der sozialen Demokratie in England war nach unserem Verfasser die 
Annahme des Budgets, welches Lloyd George dem Parlamente im Jahre 1909 
vorgelegt hatte. Aber es wies Züge auf, die weder den Radikalen noch den 
Sozialisten noch den Liberalen gefielen und selbstverständlich den Beifall der 
Konservativen nicht hatten. Denn es besteuerte nicht nur die Grundrente, 
es erhöhte auch eine indirekte Steuer, die Tabaksteuer, welche überwiegend 
von den unteren Klassen gezahlt werden muß, ja Lloyd George wollte aus 
den Erträgen sogar Dreadnoughts bauen, eine Falle, in die er nach Villiers 
die der Steuer widerstrebenden unionistischen Flottenschwärmer lockte. 
Das Wichtigste jedoch wurde erreicht: er stellte große, zum Unterhalt der 
bedürftigen Massen nötige Summen bereit. — Dies der wesentliche Inhalt 
des Werkes. In einigen Kapiteln bespricht er dann noch die den Fortschritt 
hemmenden Strömungen (die Interessen des Alkoholkapitals, die Ausgaben 
für Heer und Flotte, mit denen die Interessen einiger Volksteile verkettet 
sind) und die Werke solcher Schriftsteller, welche, wie die Fabier, als Ver- 
mittler und Vorbereiter der sozialen Demokratie wirkten, oder durch ihre 
Untersuchungen, wie Booth und Rowntree, die Allgemeinheit mit der traurigen 
Lage der unteren Klassen in England bekannt machten. — 

Das Buch ist für die Kenntnis der englischen Parteigeschichte von 
1902 bis 1912 lehrreich; gern wird man Villiers Darstellung mit derjenigen 
Östrogorskis vergleichen, die nicht nur durch ihre straffe Eleganz absticht, 
sondern auch, anders orientiert, wesentliche Ergänzungen bietet. Durchgängig 
erfreut der Verfasser durch seine Unbefangenheit, aber häufig ermüdet er 
durch die Wiederholung derselben Gedanken. Und eine tiefere Auffassung 
des Problems fehlt gänzlich. Nicht einmal zu einem klaren Begriffe des 
Sozialismus ist er durchgedrungen, denn S. 107 rechnet er zu den Maßregeln 
des Staatssozialismus die von Lloyd George geplante Einrichtung von Forst- 
akademien, den Ankauf durch den Staat von Land zum Zweck der Wieder- 
aufforstung, die Förderung rationeller Viehzucht wie die Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse auf dem Lande usw.; man ersieht daraus zugleich, wie 
zurückgeblieben die praktische und theoretische englische Volkswirtschafts- 
politik ist. Die wichtigste Frage aber hat Villiers sich nicht einmal gestellt, 
wie man nach der Lesung des Kapitels „The Justifikation of Guarantism“ 
enttäuscht feststellen muß. Er trägt eine Anzahl von Wahrheiten, insbesondere 
über den Marxismus, zusammen, welche wenigstens für den deutschen National- 
ökonomen, der sich mit diesen Fragen früher und gründlicher hat beschäftigen 
müssen, seit zehn bis zwölf Jahren Gemeinplätze sind. 

Die von ihm unberührte Frage ist diese: ob die Gemeinbürgschaft, die 
Ausgleichung der Einkommen durch den Staat, eine zweckmäßige Methode 
der Sozialpolitik ist, oder ob sie nur den Wert eines Palliativmittels hat, das 
letzten Endes das Volk demoralisieren, Gesellschaft und Staat zerrütten muß. 
Zur Vermeidung von Mißverständnissen sei hervorgehoben, daß nicht in Frage 
steht, ob Einkommen- und Besitzsteuern berechtigt sind, ob der Staat als 
Arbeitgeber seine Arbeiter in Beamte verwandeln soll, ob er Hunderte von 
Millionen hergeben darf etwa für die Begründung des Arbeitsnachweises, ob 
er durch Zuschüsse eine freie Witwen- und Waisenversicherung, eine freie 
Arbeitslosenfürsorge für solche Personen begründen mag, die bestimmten, 
von ihm festgesetzten Bedingungen genügen. Die Frage lautet, ob der Staat 
aus Steuern das Einkommen ärmerer Schichten bedingungslos, ohne nach 
Recht und Verantwortlichkeit zu fragen, erhöhen darf, ob nicht jeder Art 
der Produktionsweise eine bestimmte Art der Verteilung entspricht und ob 
der Staat, indem er diese Verteilungsweise gewaltsam ändert, in einen Wider- 
spruch mit sich selbst gerät, denn der Staat ist gleichsam die Form der 
Gesellschaft, die seinen Körper bildet. 

Für den Verfasser hätte ihre Erörterung um so näher gelegen, als 
England ein ganzes Menschenalter die Gemeinbürgschaft besessen hat. Ihre 
verhängnisvollen Folgen habe ich in dem Kapitel „The Demoralisation of the 


Besprechungen. 473 


Laborer“ meines Buches „A History of the English Agricultural Laborer“ 
beschrieben. Die Gemeinbürgschaft jener Zeit unterschied sich nur dadurch 
von der heutigen, daß sie ihren Charakter als eine Maßregel der Armenpflege 
klar zum Ausdruck brachte. 


Aus diesen Erörterungen ergibt sich, daß das Werk richtiger den Titel 
„Die alte Demokratie“ tragen sollte, denn es ist die schon im Altertum geübte 
sozialpolitische Methode, die es empfiehlt; in keinem anderen westeuropäischen 
Lande von gleicher Kulturhöhe hat eben die ungünstige Sozialentwicklung 
eine so bedürftige Volksmasse, wie in England, geschaffen. 


Dagegen entspricht das Werk Weyls durchaus dem von ihm gewählten 
Titel. Es sind die in den Vereinigten Staaten seit einigen Jahren sich mächtig 
durchringenden politischen und sozialen Tendenzen, die er dem Leser vor- 
führt '). Er unterrichtet gut über die Ziele des ‚Progressivismus‘, aber los- 
gelöst von jedem Parteizusammenhange. Dürfte man ihn einer deutschen 
Partei zurechnen, so würde man ihn einen Revisionisten nennen. Sein wirt- 
schaftliches Programm umfaßt tunlichste Überführung der Bodeuschätze in 
das Staatseigentum, Ausdehnung des Staatsbetriebes, Staatsintervention, Steuer- 
reform, Zusammenschluß der Arbeiter. Sein politisches Programm: die Über- 
wachung der Parteien, unmittelbare Kandidatenernennung durch das Volk, 
Versittlichung des Wahlverfahrens, direkte Volkswahlen. Abberufung, Initia- 
tive, Referendum usw. In seinem sozialen Programm spielt die (remein- 
bürgschaft keine Rolle. Er nimmt offenbar an, daß die großen Wirtschafts- 
reformen schon eine bessere Verteilung der Einkommen und Vermögen 
herbeiführen werden — in einem verhältnismäßig noch so wenig besiedelten 
und noch immer so reichen Lande, mit einer verhältnismäßig noch immer 
so geringen proletarischen Bevölkerung. Daher liegen ibm das (resundheits- 
wesen, die Schulen, die Regelung des Verzehrs, die erziehliche Fürsorge für 
die niedrigsten Schichten besonders am Herzen. Freilich lassen uns seine 
Ausführungen an verschiedenen Stellen glauben, daß er die Wege der alten 
Demokratie wandeln werde. „The engine of taxation“ heißt es z. B. S. 163, 
„will be used to accomplish great social ends, among which will be 
the more equal distribution of wealth and income.“ Und „The new 
Spirit .... emphasizes .... social rather than individual responsibility“, 
lesen wir S. 160. Endlich S. 296: „The nation might legally make itself sole 
heir to each of the citizens.“ Anderswo (S. 352) aber heißt es: „What a 
socialized democracy demandas, is not an equalisation of men, but of oppor- 
tunities.“ Er spricht auch die Überzeugung aus, daß die neue Demokratie 
nicht im Zeichen des Klassenkampfes siegen werde, weil in Amerika alle 
psychologischen und sozialen Voraussetzungen dafür fehlten. 


Wertvoller als der programmatische Teil des Werkes, der das zweite 
Buch bildet, ist vielleicht das erste, welches die politische und soziale Ent- 
wicklung der Union in großen Zögen schildert: die Durchlöcherung, Demo- 
kratisierung und Korumpierung der Bundesverfassung, die wirtschaftliche Er- 
oberung des Kontinentes, den Raubbau an den natürlichen Kräften auf den 
Gebieten der Urproduktion und der Landwirtschaft, den Raubbau an der 
Menschenkraft im Gebiete der Industrie, die Verschleuderung des Bodens, 
die frühzeitige Erreichung der Grenze des natürlichen Reichtums, die An- 
fänge einer rationellen Wirtschaft, den Trust, die Bildung großer Vermögen, 
welche die politische Korruption auf eine höhere Stufe erheben, den Multi- 
millionär. den Boss und das wachsende Proletariat. Das Buch ist über- 
schrieben: „The Evolution of the Plutocracy.“ Yon ihr, der alles Leben 
beberrschenden, muß das Volk durch die nene Demokratie befreit werden. 


') Vgl. hierzu die Arbeit von Dr. Charles E. Stangeland „Die Entwicklung 
der politischen Parteien in den Vereinigten Staaten“ Bd. IV S. 229 ff., sowie 
den Aufsatz von James W. Garner „Die Kommissionsform der Munizipal- 


verwaltung in den Vereinigten Staaten“ Bd. V S.436 ff. der Zeitschrift für Politik. 
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Für die Vereinigten Staaten sei seit den fünfziger Jahren, wo sich der 
Bürgerkrieg vorbereitete, keine so große Zeit gekommen wie jetzt: Das ver- 
nehmen wir manchmal. Wer den Haß und die Hoffnungen der Besten 
kennen lernen will, dem kann das Buch empfohlen werden, denn der Ver- 
fasser gibt treue Bilder der Zustände und sein Urteil ist im ganzen und 
großen maßvoll. — 

In eine ganz andere Sphäre gelangen wir in dem dritten Werke. Die 
Verfasser der beiden ersten handeln von heißem Wollen, ja sie sind selbst 
von ihm erfüllt, derjenige des dritten offenbart die Ruhe des Gelehrten und 
des Staatsmannes. Dort bildet die soziale Demokratie in alter oder neuer 
Gestalt ausschließlich oder vornehmlich den Vorwurf, hier dagegen ist 
es die politische Demokratie. Aber er handelt nicht nur von der Demo- 
kratie. Das Werk von Bryce über Südamerika, das jedoch Colombia, 
Venezuela, Ecuador, (Guyana und Paraguay ausschließt, gehört zu denjeni- 
gen Reisebeschreibungen, welche zusammen mit den Denkwürdigkeiten 
bedeutender Männer für gebildete Leser die genußreichste Lektüre bilden. 
Die vielseitige Bildung des Verfassers, seine richtige Maßstäbe schaffende, 
durch weite Reisen erworbene Kenntnis der Welt, seine staatsmännische Er- 
fahrung, sein klarer Geist, seine ungewöhnliche Darstellungskunst bereichern 
uns mit anschaulichen Bildern und gehaltvollen Betrachtungen. Über Reise- 
beschreibungen, auch wenn sie die Betrachtungen tragen, zu berichten, ist 
in einer Zeitschrift für Politik unangebracht, und, da Bryce es in der Vor- 
rede (als damaliger britischer Botschafter in Washington) ablehnt, über „current 
politics“ zu berichten, so müßte die Erwähnung des Werkes verwundern. 
wenn er es nicht später für erlaubt erklärte, sich mit den Grundlagen und 
Bedingungen des politischen Lebens in Südamerika zu beschäftigen. 

Die natürliche Ausstattung der Länder, das von ihr abhängige wirt- 
schaftliche Leben, die Rassenverhältnisse, die gesellschaftliche Gliederung, die 
geschichtliche Entwicklung: die Besprechung dieser fünf Faktoren bildet das 
Fundament, auf dem die Schlußfolgerungen des Verfassers ruben. Eine ein- 
gehende Untersuchung, ob die Einwohner der südamerikanischen Staaten 
Nationen bilden, übergehen wir, da sie zu ausschließlich dem Gebiete der 
abstrakten Politik angehört. und aus dem den Schluß bildenden Ausblick er- 
wähnen wir nur eine lehrreiche Betrachtung. Ausführlicher gehen wir auf 
die Untersuchung ein, ob Nord- und Südamerika einen einheitlichen Erdteil 
bilden, und ob die genannten Länder Demokratien sind, welche sich zum 
Teil auf die erste stützt. 

Diese scheint einen rein DEE Charakter zu haben, tatsächlich 
mündet sie in die Erörterung ein, ob der Fortbestand der Monroelehre 
zweckmäßig sei. Nach Bryce weisen die beiden Teile einige natürliche und 
einige geschichtlich gewordene Ähnlichkeiten auf, aber die Unterschiede sind 
bedeutender: vor allem die ganz verschiedene Rassenzusammensetzung und 
die Stellung der öffentlichen Meinung zur Rassenfrage. In Nordamerika sind 
die Indianer größtenteils vertrieben und ausgerottet worden, in Südamerika 
gibt es noch jetzt zahlreiche unzivilisierte Indianer und die Nachkommen 
derjenigen, die man in der Vergangenheit zu Leibeigenen machte; so ist der 
prozentuale Anteil der indianischen Bevölkerung an der Gesamtbev ölkerung 
hier weit größer als im Norden. Nordamerika wurde von Bauern besiedelt, 
die ihre Frauen ınitbrachten, Südamerika wurde an Pächter und Arbeiter 
beschäftigende Großgrundbesitzer verteilt; der größte Teil der wenigen aus 
dem Mutterlande einwandernden Spanier mußte indianische Weiber nehmen, 
so daß der Rasseninstinkt, der überhaupt in den lateinischen Völkern wenig 
entwickelt ist, nicht gedeihen konnte, selbst nicht im Verhältnis zu den 
vorzugsweise im Osten wohnenden Negern. In Nordamerika gelten alle 
Menschen, die einen noch so geringen afrikanischen Blutzusatz haben, als 
Farbige, in Südamerika wird der Mestize zu den Weißen gerechnet; die Farben- 
linie ist ausgelöscht. Der Farbige wird in Südamerika nicht wegen seiner 
Farbe geringer geschätzt, sondern weil er sich, und sofern er sich, in einer 
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untergeordneten sozialen Stellung befindet. In Nordamerika fielen und fallen 
die wirtschaftlichen Reinerträge den Bürgern zu, in Südamerika heutigen 
Tages großenteils fremden Minenbesitzern, (Großkaufleuten, Schiffsreedern; 
vorzugsweise als Grundbesitzer sind die Einheimischen daran beteiligt. In 
Südamerika waren es Jahrhunderte hindurch die Minen, welchen die Fürsorge 
(wenn man sie so nennen darf) der spanischen Regierung galt. in Nordamerika 
bewegte sich das wirtschaftliche Leben in wesentlich den gleichen Gleisen 
wie im Mutterlande. Die Nordamerikaner besaßen Selbstverwaltung, die 
Südaimerikaner seufzten unter dem sinnlosesten politischen und religiösen 
Drucke. In Nordamerika ist das Gefühl gleicher Abstammung mit den euro- 
päischen Nationen nie erloschen, in Südamerika ist es kaum vorhanden. Was 
die Bevölkerungsmassen des Nordens und Südens vorzugsweise verbindet, ist 
der gleiche Name für die von ihnen bewohnten Teile der Erde. Freilich 
spielen im politischen Leben die Namen eine große Rolle, wie der Verfasser 
auch für die Republik und die Monarchie ausführt; gebildete Politiker unter- 
lägen allerdings diesem Einflusse nicht mehr. Der gleiche Name sei der 
Vater der Monroelehre. Ihre Unzweckmäßigkeit beweise weiter das 
wachsende Selbstgefühl der südamerikanischen Völker wie ihr Mißtrauen 
gegen die Vereinigten Staaten infolge der Losreißung großer Teile Mexikos, 
der Besitzergreifung Cubas und Portoricos. endlich der gewaltsamen Schaffung 
des Pufferstaates Panama. Auch die Verschiedenheit des Volkscharakters, 
des „teutonischen“ von demjenigen des „lateinischen“ Amerika wirke mit. 
Südamerika wolle nicht länger unter dem „nordamerikanischen Regenschirme“ 
stehen. (Eine Zwischenfrage: Hat die englische Politik die Aufstellung der 
Monroelehre nicht mitverschuldet? Hat ihre Billigung sie nicht gestärkt?) 

Sind diese Länder Demokratien? Zweifellos nein. Wenn die verständige 
Ausübung des allgemeinen und gleichen Wahlrechtes, wenn das Bestehen von 
Parteien, welche die nationalen Bedürfnisse klar erkennen, wenn eine durch 
die Führer geschaffene öffentliche Meinung, wenn die in die Überzeugungen 
übergegangene Anerkennung der Notwendigkeit der Herrschaft der Mehrheit, 
wenn ein in dem größten Teile der Bevölkerung gewurzeltes Bedürfnis nach 
Ruhe und Ordnung die notwendigen Bedingungen für das Bestehen der 
Demokratie bilden, dann kann diese Staatsform bis jetzt nur in den Ver- 
fassungsurkunden ein Dasein haben. Indianer, Mestizen und Neger bilden 
den größten Teil der Bevölkerung (nach B. 8—9 Millionen reine Indianer, 
8—9 Millionen Neger, 13 Millionen Mischlinge, 15 Millionen, die sich für 
Weiße halten); Parteien nach politischen Prinzipien erst in Chile entwickelt 
(sonst Gegensatz von Stadt und Land oder, wie in Uruguay, auf die Gegner- 
schaft zweier (teneräle aufgepfropft, oder der Eifersucht verschiedener Landes- 
teile aufeinander entsprossen, ohne klare Programme, wie in Brasilien, mit 
starkem persönlichem Einschlag); die Herrschaft der Führer unmöglich ge- 
macht oder erschwert (mit Ausnahme Chiles) durch die Zerstreuung der 
Bevölkerung über weite Räume olıne genügende Verkehrsmittel (welche jedoch 
in Argentinien rasch zunehmen), durch hohe Berge, große Wüsten; die freie 
ungeschützte Herrschaft der Mehrheit erst in zwei Staaten (Chile. Argentinien) 
zur Überzeugung geworden; das Bedürfnis nach Ruhe und Urdnung allein 
in den wirtschaftlich rasch fortschreitenden Ländern, wie Argentinieu, ein 
kräftiger Sauerteig des politischen Lebens; die reiche eingeborene, grund- 
besitzende Bevölkerung außerhalb Chiles noch nicht genügend zuın Bewußt- 
sein ihrer politischen Pflichten erwacht. Welche Staatsformen dürfen wir 
hier erwarten? Oligarchien (Chile und Argentinien), dann schwach funk- 
tionierende, halb konstitutionelle Staaten mit wohltätiger Diktatur, reine 
Militär- oder Zivildespotien. Chile ist der politisch am besten entwickelte 
Staat, obwohl die Bevölkerung europäischer Abstammung geringer ist, als in 
Argentinien und Uruguay, und der Puls des wirtschaftlichen Lebens dort 
langsamer schlägt, als in Argentinien. — 

Wenn man die Hindernisse ins Auge fasse, die Natur und (teschichte 
dem Fortschritte jener Länder entgegengesetzt hätten, dann dürfe man hoff- 
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nungsvoll in die Zukunft blicken. Und sei es ein Nachteil, wenn die Auf- 
schließung Brasiliens nicht so rasch vor sich gehe wie diejenige Nordamerikas? 
Der Verfasser antwortet nein. Für die Vereinigten Staaten (und fügen wir 
hinzu auch für Europa) wäre es eine Wohltat gewesen, wenn jener Raubbau 
fördernde. niedriger stehende Völker entwurzelnde, den Charakter und die 
öffentlichen Zustände demoralisierende wirtschaftliche Aufschwung nicht statt- 
gefunden hätte, wenn große Bodenreserven für zukünftige Geschlechter er- 
halten geblieben wären. Und damit haben wir uns wiederum Weyl und viel- 
leicht auch Villiers genähert. 

Die rasche Zunahme von Werken über die moderne Demokratie beweist, 
daß sie zu den wichtigsten Problemen der politischen Gegenwart gehört. 
Gehört zu ihnen nicht auch die parlamentarische Monarchie? Es ist be- 
dauerlich, daß sie so selten, abgesehen von der englischen, die ja immer 
wieder zur Darstellung reizt, zum Gegenstand der Untersuchung gemacht 
wird. Insbesondere für uns Deutsche müßten Werke über sie sehr lehrreich 
sein, da die radikalen Parteien auf die Verwandlung unserer konstitutionellen 
Monarchien in parlamentarische hinarbeiten, obwohl die großen Schwächen 
der parlamentarischen Regierung offensichtliche sind — wenigstens außerhalb 
Deutschlands. 


Literatur über Australien 1910—1913 


Von Alfred Manes 


So wenig wie die im dritten Band der Zeitschrift für Politik S. 614 f. 
erschienene Literaturübersicht über Australien auf Vollständigkeit einen 
Anspruch erheben konnte, sondern lediglich eine Anzahl besonders bemerkens- 
werter Schriften hervorheben wollte, so möchte auch die heutige Übersicht, 
welche eine Fortsetzung der damaligen sein soll, nur eine Übersicht über 
besonders beachtenswerte Erscheinungen bieten. 

Das Offizielle Jahrbuch Australiens. von welchem bereits der 6. Band 
vorliegt (Official Yearbook of the Commonwealth of Australia by G. H. 
Knibbs, Melbourne, Mc. Carron, Bird & Co.) bietet nach wie vor das beste 
Örientierungsmittel über alle wirtschaftlichen, finanziellen und statistischen 
Fragen des fünften Erdteils. Sein Herausgeber G. H. Knibbs hat sich durch 
diese Veröffentlichung einen Weltruf geschaffen. Mit Erfolg ist er bemüht 
gewesen, von Jahr zu Jahr Inhalt und Anordnung seines Werkes zu ver- 
bessern und das reiche Zahlenmaterial durch ausführliche textliche Darstellungen 
allgemeinverständlicher Fassung zu erläutern. Es ist sehr zu bedauern, daß 
nicht alle anderen Länder, darunter leider auch nicht Deutschland, ein ent- 
sprechendes Werk an die Seite stellen können. 

Eine sehr willkommene Ergänzung des Jahrbuches bilden die neuerdings 
erscheinenden monatlichen statistischen Übersichten, die ebenfalls G. H. Knibbs 
herausgibtt (Monthly Summary of Australian Statistics, Melbourne, 
Mc. Carron, Bird & Co.). 

Wie der australische Bund entstanden ist, schildert auf Grund eigener 
Erlebnisse B. R. Wise (The making of the Australian Commonwealth 1889 
bis 1900, London 1913, Longmans, Green and Col Der Verfasser hat nicht 
den Ehrgeiz, ein streng historisches Werk nach allen Regeln der Gelehrsam- 
keit zu bieten, sondern es ist mehr eine Art Memoirenwerk, das er der 
Öffentlichkeit übergibt, mit vielen sehr interessanten persönlichen Eindrücken 
in lebhafter Darstellung. 

Ganz andern Charakter trägt die von Edward J en ks verfaßte Geschichte 
Australiens (The History of the Australian Colonies, Cambridge 1912, Uni- 
versity Press). Nicht nur beginnt diese mit der Entdeckung Australiens, 
sondern sie hat für den australischen Bund, den Gegenwartsstaat, recht wenig 
Raum übrig. Von den 376 Seiten des Werkes sind dem Bund lediglich 
45 Seiten gewidmet. Hierin soll kein Vorwurf liegen, im Gegenteil, das Werk 
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verdient alle Anerkennung und dürfte wohl mit die empfehlenswerteste Dar- 
stellung der Entwicklung der australischen Kolonien sein, die wir besitzen. 

Was Balduin Spencer und F. J. Gillen in ihren zwei starken, reich 
illustrierten und trefflich ausgestatteten Bänden bieten (Across Australia, 
London 1912, Macmillan & Co.), interessiert keineswegs nur den Anthropo- 
logen, sondern ist für jeden, der sich mit dem Problem Australiens eingehen- 
der befaßt, von Wert und Bedeutung. Denn das Eingeborenenproblem 
ist nur zu verstehen, wenn man den außerordentlich geringen, aber gerade 
deswegen umso interessanteren Kulturzustand der Australneger kennt. Gründ- 
licher ist dieser aber kaum jemals erforscht und dargestellt worden als in 
diesen beiden wertvollen Bänden. 

Die Handelsgeographie Australiens hat unter besonderer Berück- 
sichtigung des Welthandels im dritten Band von Karl Andrees Geographie 
des Welthandels, herausgegeben von Heiderich und Sieger (Frankfurt a. M. 
1913, Heinrich Keller) eine neue Darstellung aus der Feder von Dr. Georg 
Dreßler, Dresden, erhalten. Aber mit lebhaftem Bedauern ist zu konstatieren, 
daß diese Darstellung durchaus nicht auf der Höhe steht, sondern in zahlreichen 
Beziehungen unzutreffend, zum mindesten veraltet ist. Ganz unerklärlich ist 
auch die völlig ungenügende Kenntnis des Verfassers inbezug auf die in den 
letzten Jahren erschienene Literatur über Australien. Während er recht minder- 
wertige, längst überholte alte Bücher zitiert, kennt er ebensowenig die grund- 
legenden Werke Schachners wie zahlreiche andere Neuerscheinungen. 

Eine sehr lesenswerte Darstellung der Eigenart australischer Land- 
wirtschaft bietet W. C. Grasby (Principles of Australian Agriculture, 
London 1912, Macmillan & Col Dieses Buch wird gute Dienste leisten 
bei den gewaltigen Anstrengungen, die neuerdings gemacht werden, die 
Landwirtschaft in Australien zu fördern. Eine Übersetzung dieses Werkes 
ins Deutsche wäre sehr zu empfehlen. 

Die hohen Fleischpreise der letzten Zeit haben ein australisches Produkt, 
von dem man sonst bei uns weniger gehört hat, populär gemacht: das 
australische Gefrierfleisch. Infolgedessen wird vielleicht die umfangreiche 
Darstellung der Geschichte des Gefrierfleischhandels, die mit einem außer- 
ordentlichen Sammeleifer von zwei hervorragenden Fachleuten, J. T.Critchell 
und J. Raymond (A History of the Frozen Meat Trade, London 1912, 
Constable & Co.) verfaßt worden ist, Beifall finden. Wir lernen aus diesem 
Werk nicht nur die verschiedenen technischen Verfahren kennen, sondern 
auch die wirtschaftliche und veterinär-polizeiliche Seite des Gefrierfleisch- 
problems würdigen. Daß man seit knapp einem Menschenalter erst Gefrier- 
fleisch kennt. dürfte manchen überraschen. Der Umstand, daß die Nachfrage 
nach Gefrierfleisch neuerdings beispielsweise selbst in den Vereinigten Staaten 
von Amerika in einem starken Wachstum begriffen ist und ein europäischer 
Staat nach dem andern auf die Einfuhr von Gefrierfleisch angewiesen ist, 
wird diesen Artikel zu einem immer wichtigeren Faktor der Weltwirtschaft 
ausgestalten. Die ungeheuren Weideflächen, die Australien bietet, dürften 
in immer steigendem Maße das Interesse der übrigen Kulturwelt zur Deckung 
ihres Fleischbedarfs finden. 

Die eigenartigen staatsrechtlichen Verhältnisse hat in einer trefflichen 
Studie Professor Dr. Julius Hatschek beschrieben (Staats- und Verwaltungs- 
recht von Australien und Neuseeland, Hannover 1910, Dr. M. Jänecke). 
Als Verfasser eines der besten Werke über das englische Staatsrecht, war 
Hatschek besonders berufen, auch die Verfassung der fernen englischen 
Dominien darzustellen. Im Anhang zur systematischen Schilderung findet 
sich der Text der australischen Verfassung abgedruckt, leider aber fehlt 
eine deutsche Übersetzung. 

Das englische Werk aus der Feder des bekannten Journalisten J. F. 
Fraser: Australien, das Werden eines Volkes (Teschen 1911, Karl Prohaska) 
liegt jetzt in deutscher Übersetzung vor. Es enthält in frischer Schilderung 
teilweise recht kritische Betrachtungen über Land und Leute, Wirtschaft 
und Politik des fünften Erdteils. 
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Von meinem vor vier Jahren zum ersten Male herausgekommenen 
illustrierten Werke „Ins Land der sozialen Wunder“ ist inzwischen die vierte 
veränderte Auflage unter der neuen Bezeichnung „Der soziale Erdteil“ 
erschienen (Berlin 1914, E. 5. Mittler & Sohn). 

Eine vorzügliche gemeinverständliche und inhaltreiche Darstellung hat 
der inzwischen leider verstorbene Australienfreund nnd -Forscher Professor 
Dr. Robert Schachner kurz vor seinem Tode herausgegeben (Australien 
und Neuseeland, Land, Leute und Wirtschaft, Leipzig 1912, B. G. Teubner). 
Das Bild, welches Schachner von der Entdeckung des Landes, seinem Klima, 
seiner Fruchtbarkeit, seiner Bevölkerung entwirft, ist außerordentlich lebhaft 
und flüssig geschrieben. Ein Kapitel behandelt Staatsverfassung und Politik, 
ein weiteres Volkswirtschaft und Wirtschaftsgesetzgebung, ein letztes schließlich 
die Arbeiterverhältnisse und die Sozialgesetzgebung. Schachner schließt sein 
Buch mit den beachtenswerten Worten: „Die Prinzipien, die der australischen 
Gesetzgebung zugrunde liegen, müssen uns als diejenigen erscheinen, mit 
denen allein die soziale Frage gelöst werden kann. Man ist hier auf dem 
besten Wege, den Bewohnern ein wirtschaftliches Paradies zu schaffen: 
durch gleichmäßige Förderung aller Teile und dadurch, daß man durch die 
Gesetzgebung eine höhere Gerechtigkeit aufrichtet, als wie sie in der un- 
gezügelten Gewalt der reinen unbeengten Privatwirtschaft liegt, schafft man 
den notwendigen Boden für den sozialen Frieden und seinen Segen.“ 

Kurz vorher hat Schachner den zweiten Band seines großen Australien- 
werkes herausgegeben: „Die soziale Frage in Australien und Aeu- 
seeland“ (Jena 1911, Gustav Fischer). Weder vorher noch nachher hat 
irgend ein Nationalökonom mit gleicher Sachkenntnis, gleichem Eifer und 
gleicher Begeisterung die australische Sozialpolitik geschildert. Die Eigenart 
des australischen Arbeitsmarktes, die Psychologie des australischen Arbeiters, 
seine Lebenshaltung, sein Budget, die Löhne und Arbeitsbedingungen. auf 
welchen die Gewerkvereine einen so maßgebenden Einflluß ausgeübt haben, 
die Gewerbe- und Fabrikgesetzgebung. die Schiedsgerichte und Lohnausschüsse, 
der Staat als Arbeitgeber, die Vorkehrungen für Zeiten der Verdienstlosigkeit 
in Form von Sparkassen und Wohlfahrtsfürsorge gelangen hier zur Darstellung. 
Ganz besonders zu begrüßen ist der Umstand, daß Schachner seine Arbeiter- 
briefe von der Schafschurhütte, vom Goldfeld, aus der Fabrik und aus dem 
Schacht als Anhang mit veröffentlicht hat. Diese Briefe hat er in der Zeit ge- 
schrieben, in der er selbst, ein deutscher Professor, unerkannt als Arbeiter in 
Australien zu Studienzwecken tätig gewesen ist. Nur in einer Beziehung ist 
Schachner entschieden zu widersprechen, hinsichtlich seiner Auffassung von der 
Übertragbarkeit australischer Einrichtungen auf europäische Länder. Hier hat 
ihn doch wohl etwas seine Begeisterung und sein Idealismus, der allerdings 
manchem anderen Sozialpolitiker zu wünschen wäre, zu stark mitgerissen. 

Eine kleine Ernüchterung erfährt man nach der Lektüre der Schachner- 
schen Schriften, wenn ınan das Buch eines Mannes liest, der als wenig be- 
mittelter Einwanderer vor vielen Jahren in Australien gelandet ist und sich 
hier nicht nur studienhalber, sondern um sein Leben zu fristen, in den ver- 
schiedensten Stellungen betätigt hat. Hans von Lippa (Oben und Unten, 
20 Jahre in Australien, Wien 1912, Carl Konegen) gibt eine Schilderung seiner 
nicht immer glänzenden Erfahrungen. Aber bei seiner Schilderung ist zu 
beachten, daß die traurigen wirtschaftlichen Verhältnisse, die von Lippa Ende 
der achtziger und Anfang der neunziger Jahre mit erlebt hat, längst ver- 
schwunden sind und aller Voraussicht nach auch nicht mehr kommen werden. 
Er selbst berichtet von dem Zyklus der fetten Jahre in allen Staaten Australiens 
und erklärt, daß dieses heute im Zeichen einer großen Prosperität stehe und 
förmlich auf den Einwanderer warte, der gewillt ist, an dieser teilzunehmen 
und sie zu vermehren. 

Als Gegenstück des Lippaschen Werkes sei nebenbei hingewiesen auf 
die Schilderung der Eindrücke, die ein Australier in Deutschland 
während seines Aufenthaltes hier gesammelt hat. Was Mc. Laren (An 
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Australian in Germany. London 1911. Constable and Co.) über uns zu sagen 
weiß, ist sehr lesenswert: gerade die Dinge, die dieser recht intelligente 
Reisende bei uns falsch aufgefaßt hat. verdienen besondere Beachtung. Es 
wäre sehr zu wünschen. dab dieses Buch in Australien weite Verbreitung 
findet und man Deutschland dort anders und besser kennen lernt. als dies 
jetzt meistens der Fall ist. wo einseitig gehässige Darstellungen aus unreinen 
Quellen die Runde durch alle Zeitungen des fünften Erdteils machen und 
den Eindruck erwecken, als wenn ganz Deutschland nichts anderes als eine 
große Kaserne wäre, in der lediglich der Wunsch bestehe, das britische Welt- 
reich zu vernichten, sei es mit Hilfe der Flotte, sei es durch Luftschiffe. 

Ein ungeheures Material über die wirtschaftlichen und kommerziellen. 
die Verkehrs- und Finanzverhältnisse Australiens wie auch Neuseelands bieten 
die sieben umfangreichen Bände, in welchen die Ergebnisse einer könig- 
lichen Untersuchungskommission niedergelegt sind, die grültenteils 
an Ort und Stelle über 200 Politiker, speziell Sachverständige, vernommen 
hat (Royal Commission on the natural Trade and Legislation of certain 
portions of His Majesty's Dominions, London 1912—1914). Wir finden hier 
aneinandergereihte, im Schlußband auch systematisch verarbeitete Eindrücke 
und Ratschläge der Kommission in bezug auf die Lage des australischen 
Handels, der Einwanderung, des Kabelwesens, der Eisenbahn, der Bewässe- 
rungsverhältnisse, der Handelsgesetzgebung und schließlich auch der Ver- 
einigung aller Teile des britischen Weltreichs zu einem großen Imperium. 

Ein eigenartiges Dokument hat die australische Bundesregierung ver- 
öffentlicht aus Anlaß der Grundsteinlegung der künftigen, jetzt im Bau be- 
griffenen Hauptstadt des australischen Bundes unter dem Titel Canberra 
Capital City of the Commonwealth of Australia (1913). Neben zahlreichen, 
die Lage der Hauptstadt und die Gründungsfeier erläuternden Abbildungen 
finden sich hier kurze textliche Ausführungen. 

Zur Vorbereitung der in Australien geplanten Sozialversicherung 
hat G. H. Knibbs eine übersichtlich geordnete Darstellung der Sozialver- 
sicherung des Auslandes gegeben (Social Insurance, Melbourne 1910, J. Kemp. 
Zweifelsohne wird diese objektive Darstellung dazu beitragen, daß Australien 
auch auf diesem Gebiete der Sozialreform demnächst gesetzgeberische Lei- 
stungen aufweist neben seinem beitragslosen Alters- und Invalidenrenten- 
system, das seinerseits zur Nachahmung in Großbritannien wie in anderen 
europäischen Ländern geführt hat. 

Die Verteuerung des Lebensunterhalts ist bekanntlich eine 
internationale Erscheinung. Infolgedessen hat auch das australische sta- 
tistische Amt unter seinem wiederholt erwähnten Leiter G. H. Knibbs die 
Erforschung der Ursache dieser Verteuerung in die Hand genommen. Eine 
ganze Serie von einschlägigen Veröffentlichungen ist geplant. Die zwei 
ersten Hefte davon liegen bereits vor. Sie führen die Titel „Trade Unionism. 
Unemployment, Wages, Prices and Cost of Living in Australia 1891 to 1912“ 
(Melbourne 1913, Me. Carron, Bird & Col Auf die Ergebnisse, zu denen 
Knibbs gelangt, kann hier nicht näher eingegangen werden. 

Von den sozialen Einrichtungen Australiens finden am meisten Be- 
achtung bei uns die Zwangsschiedsgerichte. Diesen hat in holländischer 
Sprache A. G. Heineken eine umfassende Darstellung gewidmet (Verplichte 
Arbitrage van Arbeidsgeschillen in Nieuw Zeeland, Leiden 1913, van Doesburgh). 

Auch Robert Boehringer (Die Lohnämter in Victoris, Leipzig 1911, 
Duncker & Humblot) beschäftigt sich mit diesem Zweig der Sozialgesetzgebung. 

Von Engländern hat W. F. Hamilton das gewerbliche Zwangs-Einigungs- 
wesen an Ort und Stelle studiert. Er leugnet in seinem Buch Com pulsary 
Arbitration in industrial disputes (London 1913, Butterwarth & Co.) 
die Übertragbarkeit der australischen Vorbilder auf England En a 
der Lohnämter für einzelne Industrien. 

Ferner ist in diesem Zusammenhang die Schrift von F 
nennen: „Inwieweit ist eine gesetzliche Festlegung der Le 
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bedingungen möglich ?“ (Berlin 1912, Georg Reimer). Dieser schildert hier 
die Erfahrungen namentlich Australiens. Seine Schrift soll der deutschen 
Öffentlichkeit zeigen, „daß Forderungen, die man vielfach noch als Utopien 
abzutun gewohnt ist, bereits heute in den Hauptkulturländern jenseits der 
Meere lebendige Realität geworden sind“. 

Anders als Broda und Schachner verhält sich Dr. Th. Sehmer, München 
(Australien und Neuseeland, eine sozialpolitische Studie, Berlin 1913, Fr. 
Zillesen) gegenüber den australischen Sozialreformen höchst mißtrauisch und 
ablehnend. Seine Schrift hat, wie er im Vorwort ausführt, „von vornherein 
eine Tendenz, und zwar zu zeigen, daß der Schritt vom freien zum gesetz- 
lichen Arbeitsvertrag nach australischem Muster in unserem Wirtschaftsleben 
sehr schwerwiegende Umwälzungen hervorrufen würde, ohne zum Wirtschafts- 
frieden zu führen“. Um diesen Nachweis zu führen, versucht Sehmer in außer- 
ordentlich geschickter Weise alles das peinlich genau zusammenzutragen, 
was selbst in den Schriften begeisterter Anhänger australischer Sozialreformen 
an weniger günstigen Kritiken sich findet. Weil die dortigen Gesetze die 
Streiks keineswegs aus der Welt geschafft haben, glaubt Sehmer geradezu 
den Bankrott des Zwangsschiedsgerichtswesens in Australien behaupten zu 
können. Das ist aber geradeso, wie wenn man das Völkerrecht bankrott er- 
klären wollte, weil nicht in allen Kriegen alle seine Regeln beobachtet werden. 
Was Schachner und Broda überschätzt haben, das unterschätzt mindestens 
in gleichem Umfange Sehmer. Die Wahrheit liegt auch hier in der Mitte. 

In dieser Auffassung wird man bestärkt durch eine sehr empfehlens- 
werte kleine Abhandlung ‘aus der Feder von Bergassessor Dr. Junghann 
über „Sozialismus in Australien“. die der Verfasser, der gerade aus Australien 
von einer Studienreise heimgekehrt ist, in der Zeitschrift für die gesamte 
Staatswissenschaft (Band 70 Heft 1, Tübingen, H. Laupp, S. 88 ff.) ver- 
öffentlicht hat. Es soll aber nicht geleugnet werden, daß die Jahre 1913 
und 1914 mit ihren Streiks auch den vorsichtigen Beurteiler recht kritisch 
stimmen müssen. Derselbe Junghann äußert sich in den Preußischen Jahr- 
büchern Bd. 156 Heft 1 vom April 1914 recht pessimistisch über die ob- 
ligatorischen Schiedsgerichte in Australien. Aber ein definitives Urteil bleibt 
doch noch abzuwarten. 


W. Kulemann, Politische Erinnerungen. Ein Beitrag zur neueren Zeit- 
geschichte. Berlin 1911. Karl Curtius. 251 S. — Julius Bachem, 
Lose Blätter aus meinem Leben. Freiburg i. B. 1910. Herder. 111 S. 


Schon der Titel der Kulemannschen Schrift „Politische Erinnerungen“ 
ist ein Verdienst. Wer etwa Abekens „Schlichtes Leben aus bewegter Zeit“ 
gelesen und sich dabei über die zahlreichen, ausführlich behandelten Vettern 
und Tanten geärgert hat, wird es sehr angenehm empfinden, daß Kulemann 
jene Fülle familiärer Einzelheiten weggelassen hat, die vielleicht den Sohn 
oder Neffen erfreuen, den objektiven und historisch interessierten Leser aber 
meist langweilen. 

Die Jugendgeschichte Kulemanns ist freilich infolge dieses Verzichtes 
etwas nüchtern und dürftig ausgefallen; immerhin ist es dem Verfasser ge- 
lungen, den starken Eindruck des Jahres 1870 und die primitiven Anfänge 
eines politischen Lebens in Deutschland klar herauszuarbeiten. Interessanter 
wird die Darstellung mit der Septennatswahl von 1887, die dem jungen 
braunschweigischen Juristen ein nationalliberales Reichstagsmandat verschafft. 
Die in diesem Reichstag von 1887 bis 1891 gesammelten parlamentarischen 
Erfahrungen, die eine Reihe von Kapiteln füllen, sind für jeden Kritiker 
unseres parlamentarischen Lebens wertvoll; was Kulemann über „nutzlose 
Redeübungen“ in den Plenarversammlungen, über die Bedeutung der Kom- 
missionen, über Vorzüge und Nachteile des Fraktionswesens, über die Bedenk- 
lichkeit von Diäten, über Engherzigkeit und Kleinlichkeit innerhalb der 
Parteien sagt, das wird jeder objektiv Urteilende unterschreiben können. 
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Auch daß sich die Parteien von Ideengemeinschaften in Interessen- 
gemeinschaften umgewandelt haben, ist leider kaum zu bezweifeln. Kule- 
mann führt zum Beweise seiner Behauptungen einige Beispiele an: den 
Namen des konservativen Hofrats Ackermann hätte er indes besser ver- 
schwiegen, umsomehr, da er einige Seiten später die Namen zweier Partei- 
freunde nicht nennt, die sich einer ähnlichen Handlungsweise schuldig ge- 
macht haben. Vorzüglich gelungen sind die Charakteristiken hervorragender 
Parlamentarier; besonders scharf sind die Bilder von Stöcker und Miquel, 
auf die Kulemann immer wieder zu sprechen kommt. Beide sind ihm 
unsympathisch, aber trotzdem beurteilt er beide mit vorbildlicher Objektivi- 
tät. Leider fehlt diese bei der Charakteristik des Fürsten Bismarck. Die 
einstige Liebe und Verehrung Kulemanns ist fast in Haß umgeschlagen. 
Die kleinen unschönen Charakterzüge, die er erwähnt, hätten, wenn nicht 
weggelassen, so doch durch ein Bild der dämonischen Größe des Kanzlers 
ergänzt werden müssen. Die Bemerkungen Kulemanns über die Beendigung 
des Kulturkampfes sind unrichtig; daß Bismarck den Streit gegen das Zen- 
trum trotz des nahen Sieges nur wegen der geplanten Schutzzollpolitik 
abgebrochen, also das materielle Interesse über das ideelle gestellt habe, ent- 
spricht nicht den Tatsachen; dem Zentrum schadete der Kulturkampf gar 
nicht, Bismarck mußte im Gegenteil erkennen, daß ein wirklicher Sieg des 
Staates über die Kirche ausgeschlossen sei, daß die konfessionellen Zwistig- 
keiten aber die Religion als solche gefährdeten. Ein staatsmännisches und 
ein ideelles Gebot forderten also das Abbrechen des Kampfes. 

Auch dem Gedanken Kulemanns über die Möglichkeit und Notwendigkeit 
einer Abrüstung kann ich nicht zustimmen. Rußland ist als Faktor der 
Weltpolitik keineswegs ausgeschaltet; die außergewöhnlichen Verhältnisse des 
japanischen Feldzuges beweisen nichts für Europa. In einem europäischen 
Kriege bleibt Rußland nach wie vor, schon durch seine Größe, ein furchtbarer 
Gegner. Daß eine Abrüstung dem Gedanken der allgemeinen Wehrpflicht 
unheilbare Wunden zufügen würde, bat schon im Jahre 1869 der französische 
Oberst Stoffel nachgewiesen; auf der allgemeinen Wehrpflicht aber beruht 
ebenso wie auf der allgemeinen Schulpflicht die Erziehung eines großen 
Teiles unseres Volkes. 

Diese kleinen Aussetzungen können indes den Wert des Kulemannschen 
Buches nicht mindern. Es gibt das Bild eines Liberalen, wie es sein sollte, eines 
Mannes von klarem, vielseitigem Verstande, eines Politikers, der auch dem 
Gegner gerecht wird, eines Menschen, der stets für die sozial Unterdrückten 
warmherzig eintritt. Kulemann behandelt auch die Sozialdemokratie sine 
ira et studio; was er über sie sagt, ist klar durchdacht und beweiskräftig. 
Seine Bemerkungen über kirchliche Fragen sind im besten Sinne zeitgemäß. 
Die Auseinandersetzungen über das Sozialistengesetz von 1889 und die sich 
daranknüpfenden Staatsstreichpläne des Fürsten Bismarck, sowie die Schilde- 
rung der evangelisch-sozialen Kongresse mit der prächtigen Charakteristik 
Stöckers und Naumauns, bilden, schon rein darstellerisch, die Höhepunkte 
des Buches. Den Politiker wird daneben die Kritik der national -sozialen 
Partei und des großliberalen Gedankens, den Historiker die ruhige Darlegung 
der braunschweigischen Frage lebhaft interessieren. 

Das politische Leben Kulemanns ist typisch für einen großen Teil 
der Nationalliberalen: der junge Mann tritt, voller Begeisterung für den 
Schöpfer des Reichs, dem rechten Flügel der Partei bei; die Bismarck- 
verehrung wird aber bald ernüchtert; das lebhafte Interesse für soziale 
Fragen entfremdet ihn dann auch den früheren Gesinnungsgenossen; das 
Überwiegen der agrarischen und großindustriellen Elemente in den Frak- 
tionen treibt ihn immer mehr nach links; schließlich ist er nur mehr dem Namen 
nach nationalliberal. Diese politischen und bittere persönliche Erfahrungen 
machen ihn zum Pessimisten. Die Gegenwart will ihm nicht mehr recht 


gefallen; nur die Keime eines neuen Liberalismus erfüllen ihn mit einiger 
Hoffnung. 
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Es ist traurig, wenn ein warmherziger Politiker sein Buch so melan- 
cholisch ausklingen lassen muß, traurig, aber nicht unverständlich. Das 
Scheitern des Nationalliberalismus in den achtziger und neunziger Jahren 
hat einer ganzen Generation die Freude am politischen Schaffen zerstört; 
an den Jungen ist es nun, den Alten zu zeigen, daß sie doch nicht umsonst 
gelebt haben. — 

Von wesentlich anderer Art als die Erinnerungen Kulemanns sind die 
„Losen Blätter“ Bachems. Ganz natürlich; denn was für den einen Nieder- 
lage war, bedeutete für den andern Sieg auf der ganzen Linie. Bachems 
Erinnerungen sind kein so ernstes Buch wie die Memoiren Kulemanns, es sind 
Plaudereien, über die Jugendzeit, das Studium in Berlin und Bonn, die Jour- 
nalistentätigkeit an der „Kölnischen Volkszeitung“, die politische Aktion im 
Kölner Stadtverordnetenkollegium und im preußischen Abgeordnetenhause. Ein 
etwas dürftiges Kapitel befaßt sich mit der Görresgesellschaft, zeigt aber wenig- 
stens, daß Bachem auch in wissenschaftlichen Dingen seinen Mann steht. Von 
Interesse sind die Partien über Rheinbrohl und Marpingen; sie führen mitten 
in den Kulturkampf hinein und beweisen, was freilich jetzt jeder Ruhigdenkende 
ohnehin zugibt, daß Bismarck viel zu scharf gegen die Katholiken vorgegangen 
ist, und daß diensteifrige Unterbeamte naturgemäß den Kanzler noch zu über- 
bieten gesucht haben. Wer übrigens in der Marpinger Sache das „audiatur 
et altera pars“ beherzigen will, der vergleiche mit Bachems Schilderung die 
einschlägigen Stellen in Tiedemanns „Sechs Jahre Chef der Reichskangzlei“, 
Das Kapitel von der Bismarckfronde scheint mir doch etwas zu verallge- 
meinern. Für Bachems Objektivität und für die große Wandlung in der Poli- 
tik des Zentrums spricht die ruhige Beurteilung unseres ersten Kanzlers. 
Auch die Abwehr der Angriffe, die Bachem wegen seines „Turin“artikels von 
den eigenen Parteigenossen zu erleiden hatte, ist vornehm gehalten. Warum 
Bachem angegriffen wurde, ist mir nicht ganz klar geworden; die paar 
Renommierprotestanten, die er in dem befehdeten Artikel gefordert und die 
das Zentrum ja schon in den siebziger Jahren in Gerlach und Bruel besessen 
hat, hätten der Fraktion wahrlich nicht geschadet. Das Bachemsche Buch ist 
hübsch geschrieben; der frische rheinische Humor, die Besonnenheit und 
Gerechtigkeit müssen Bachem auch dem politischen Gegner sympathisch 
machen. Es wäre nur zu wünschen, daß alle Zentrumsmänner von seinem 
Schlage wären; dann würde unser politisches Leben bald vornehmer werden, 
und der unerläßliche Kampf würde ritterliche Formen annehmen. 


Fritz Endres. 


Victor Leo, Industrie- und Handelsprobleme. Abhandlungen und Aufsätze. 
Nach seinem Tode gesammelt und herausgegeben von Felicitas Leo. 
Berlin 1911. Carl Heymanns Verlag. VII u. 363 S. 


Sammlungen von bereits früher erschienenen Abhandlungen und Auf- 
sätzen begegnet man neuerdings nicht selten. Ob immer ein Bedürfnis dafür 
vorliegt, ist mir schon manchmal zweifelhaft erschienen, und solche Zweifel 
kann ich auch gegenüber der angezeigten Sammlung nicht unterdrücken. 
Der Verfasser des Vorwortes weiß anscheinend auch nicht mehr für die 
Herausgabe der Sammlung geltend zu machen, als daß die Zusammenstellung 
der Abhandlungen mehrfachen Wünschen entsprechend erfolgte. Ich glaube, 
wir müssen die Herausgabe als einen Akt der Pietät gegenüber dem auch 
für die Wissenschaft leider allzufrüh dahingeschiedenen Verfasser ansehen. 

Wenden wir uns den einzelnen Aufsätzen selbst zu. Mehr als die 
Hälfte von ihnen behandelt nicht, wie der Titel sagt, eigentliche Industrie- 
und Handelsprobleme, sondern sozialpolitische Fragen, die meistens in das 
weite Gebiet der Arbeiterfrage fallen. Da sind zunächst drei Aufsätze über 
die Arbeitslosenversicherung. Die zu verschiedenen Zeiten und für verschiedene 
Zwecke abgefaßten Aufsätze zeigen begreiflicherweise mancherlei Wieder- 
holungen; sie geben aber einen guten Überblick darüber, wie weit man auf 
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dem bisher beschrittenen Wege zur Lösung des Problems der Arbeitslosen- 
versicherung gekommen ist. Zwei weitere Aufsätze behandeln die Organisation 
der amtlichen Arbeiterstatistik und die Statistik des Arbeitslohnes. Beide Ab- 
handlungen sind gründliche wissenschaftliche Darstellungen. Verdienstlich 
erscheint besonders, daß der erstgenannte von J. Feig auf den neuesten 
Stand gebracht worden ist. Zum Wiederabdruck des zweiten lag allerdings 
gar keine Veranlassung vor, da es sich um einen Artikel des weit verbreiteten 
Handwörterbuchs der Staatswissenschaften handelt. 

Ein weiterer Aufsatz über die „Frage des Streikrechts in öffentlichen 
Betrieben“ gibt unter Verzicht auf dogmatische Erörterungen einen Überblick 
über den Stand der dieses Problem berührenden ausländischen Gesetzgebung. 
Eine Ergänzung und Erweiterung hierzu bildet der Aufsatz über „die wirt- 
schaftliche Organisation der geistigen Arbeiter“. Ein zur Zeit des Er- 
scheinens dieses Aufsatzes wenig beachteter Teil jenes sich auf allen Gebieten 
des Wirtschaftslebens bemerkbar machenden Entwicklungsprozesses, der von 
der individualistischen zur organisierten Volkswirtschaft führt, erfährt in 
dieser Abhandlung eine verständige Würdigung. 

Ein anderes, die Organisation der Volkswirtschaft noch mehr berührendes 
Problem behandelt der Aufsatz: „Der Staat und die Kartelle.“ Die Ab- 
handlung enthält zum großen Teil die Kritik einer Schrift über das Kartell- 
wesen. Die Aufnahme in die Sammlung wäre deshalb wohl besser unterblieben. 

Eine schöne und gründliche Abhandlung bildet der Aufsatz „Die An- 
klagen gegen die Goldwährung“, der das Buch eröffnet; doch ist er leider 
veraltet. Die bimetallistischen Gespenster, denen Leo noch 1899 glaubte auf 
den Leib rücken zu müssen, gehen nicht mehr um. Eher machte uns die 
Goldwährung heute von einem dem Bimetallismus genau entgegengesetzten 
Standpunkt aus Sorgen. 

Es bleibt noch ein Aufsatz über „Entwicklungstendenzen im Welthandel“ 
zu erwähnen, der 1901 im Hinblick auf die damals bevorstehende Revision 
des deutschen Zolltarifs erschienen ist. Der Grundgedanke der Abhandlung 
ist der, daß der Außenhandel der europäischen Industrieländer, insbesondere 
auch Deutschlands, sich mehr und mehr auf Luxusartikel beschränken werde, 
die für den Verlust großer Stapelindustrien keinen Ersatz bieten können. 
Da der Verfasser seine Behauptung nicht in dem Sinne verstanden haben 
wissen will, „als ob etwa damit gesagt wäre, daß Deutschlands Export dem- 
nächst abnehmen müßte oder gar ein Zusammenbruch des deutschen Exports 
unmittelbar bevorstände“ — eher hält er das Gegenteil für wahrscheinlich — 
so ist ein induktiver Beweis für oder gegen seine Meinung auch heute noch 
nicht zu führen. Wenn Leo meint, der Außenhandel werde sich mehr auf 
Spezialitäten als auf Stapelartikel stützen, so berührt er damit nicht eine 
bloße Entwicklungstendenz des Welthandels, sondern eine allgemeine, in der 
fortschreitenden Differenzierung der Arbeit gegebene Entwicklungstendenz, 
die durch die Vermehrung der Kulturbedürfnisse begünstigt wird. Es ist 
aber auch noch die Frage, ob „Spezialitäten“ in diesem Sinne nicht eine 
solche Bedeutung gewinnen können, daß sie für den Außenhandel gewisser 
Gebiete als Massenartikel angesprochen werden müssen. Abgesehen davon 
ist der Aufsatz heute noch sehr beherzigenswert. Die Aufgaben der deutschen 
Handelspolitik werden mit treffenden Worten gekennzeichnet: „Freiheit für 
den Handel, Erleichterung des Absatzes, Gewinnung neuer und Erweiterung 
alter Märkte, Niedrighalten der Auslandzölle, das ist es, was die deutsche 
Industrie braucht.“ Gegenüber dem Schlagwort von der Hebung der Konsum- 
kraft des Inlandes durch Abschluß des deutschen Marktes vom Auslande 
findet der Verfasser die glückliche Umkehrung: „Die Steigerung des Exports 
ist die Vorbedingung auch für die Hebung der Konsumkraft des inneren 
Markts. Das Deutschland von heute ist mit dem Weltmarkt. "Ze und 
unauflöslich verflochten, steht so „im Zeichen des Verkehrs“, rt- 
politik und Weltmachtpolitik treiben muß, wenn es nicht e 
politischen und wirtschaftlichen Großmächte gestrichen we 
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nach Art. 53 K.G.B.') zulässige Aneignung feindlicher Staatskassen, Waffen- 
niederlagen usw. bereichert wird). Deswegen erfolgt aber die Aneignung 
nicht zum Zwecke der Bereicherung. Der Zweck ist vielmehr grundsätzlich 
der gleiche wie bei der erlaubten Aneignung im Landkriege. Der Staat, der 
schwiınmendes Handelsgut des Gegners wegnimmt, glaubt (ob mit Recht oder 
Unrecht, bleibe hier dahingestellt), er werde durch diese Maßnahme den feind- 
lichen Seehandel vernichten und dadurch zur schnellen Niederwerfung des Gegners 
beitragen. Auch hier greift also der Gesichtspunkt der Kriegsnotwendigkeit ein. 

Was nun diesen Begriff der Kriegsnotwendigkeit betrifft, so wird er 
von Wehberg viel zu eng aufgefaßt. Im Grunde sieht nämlich Wehberg als 
„kriegsnotwendig“ (und daher als schlechthin statthaft) nur diejenigen 
kriegerischen Maßnahmen an, die zur Erhaltung der eigenen Truppen oder 
zur Durchführung erlaubter Kriegsoperationen erforderlich sind. Unter dem 
Gesichtspunkte der Kriegsnotwendigkeit läßt sich daher nach Wehberg z. B. 
die Aneignung feindlicher Staatskassen nur dann rechtfertigen, wenn es dem 
Nehmestaate am notwendigen Gelde gebricht. Nun erklärt aber das geltende 
Völkerrecht (Art. 53 Abs. 1 K.G.B.) die Aneignung feindlicher Staatskassen 
ohne jede Einschränkung für statthaft, also auch für den Fall, daß der 
Nehmestaat Barmittel im Überflusse besitzt. Wehberg leitet daher aus dem 
geltenden Völkerrechte neben dem Grundsatze der Kriegsnotwendigkeit noch 
einen zweiten Rechtssatz von allgemeiner, grundlegender Bedeutung her, 
nämlich den Satz: „La guerre nourrit la guerre.“ Das soll heißen: Jede 
kriegführende Partei hat das Recht, die Kriegskosten auf den Gegner ab- 
zuwälzen und zu diesem Zwecke alle Mobilien des feindlichen Staates auch 
dann an sich zu nehmen, wenn ihr selbst die nötigen Mittel zu Gebote stehen. 

Die Aufstellung dieses Grundsatzes erachte ich zunächst für völlig über- 
flüssig. Um nämlich dem Art. 53 Abs. 1 K.G.B. eine grundsätzliche innere 
Rechtfertigung zu geben, bedarf es durchaus nicht des Satzes „La guerre 
nourrit la guerre“. Die genannte Bestimmung läßt sich vielmehr unschwer 
unter dem Gesichtspunkte der Kriegsnotwendigkeit rechtfertigen. Freilich 
muß man dann die viel zu enge Auffassung. die Wehberg vom Wesen der 
Kriegsnotwendigkeit hat, aufgeben und sich auf den Standpunkt stellen: 
Kriegsnotwendig sind alle diejenigen Maßnahmen, welche zur schnellen 
Niederringung des Gegners erforderlich sind; also sowohl diejenigen Maß- 
nahmen, die zur Förderung der eigenen Kriegsoperationen dienen, als auch 
diejenigen Maßnahmen, welche zur Störung feindlicher Operationen bestimmt 
sind. (Zur letzten Kategorie zählt dann ohne Zweifel die Wegnahıe der 
feindlichen Staatskassen und aller anderen von Art. 53 Abs. 1 K.G.B. auf- 
gezählten (iegenstände; denn alle diese Sachen stellen Kriegsmittel des 
Gegners dar, durch deren Entziehung der Gegner in seinen militärischen 
Operationen stark gehindert wird.) 

Der Satz „La guerre nourrit la guerre“ ist aber nicht nur überflüssig, 
sondern auch rechtlich unhaltbar. In der ihm von Wehberg beigelegten 
Bedeutung — daß auch ohne die Voraussetzungen der Kriegsnotwendigkeit 
die Aneignung beweglichen Staatseigentums erlaubt sei — steht er im Wider- 
spruche zu einer positiven Norm unseres Völkerrechts, nämlich zu Art. 23d 
K.G.B. Durch diese Bestimmung wird nämlich „jede Zerstörung oder Weg- 
nahme feindlichen Eigentnms“, abgesehen von den Fällen der Kriegsnot- 
wencligkeit, ausdrücklich untersagt. Und wenn nun Wehberg diesen Zwie- 
spalt zwischen Art. 23g K.G.B. und dem Satze „La guerre nourrit la guerre“ 
dadurch zu überbrücken sucht, daß er sagt: Art. 23 sei inkorrekt gefaßt, er 
habe nur die Verletzungen feindlichen Privateigentums im Auge, denn 
anderenfalle würde er sich nicht mit den Bestimmungen des Art. 53 Abs. I 
K.G.B. vertragen — so ist diese Auffassung von Wehberg durchaus will- 
kürlich und verrät überdies eine völlige Verkennung des Verhältnisses zwischen 

') Mit K.G.B. (= Kriegsgesetzbuch) bezeichne ich im Anschluß an 
Wehberg die Anlage zum „Abkommen, betreffend die Gesetze und (Gebräuche 
des Landkrieges“ von 1907. 
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Art. 23 und Art. 53 K.G.B. Das Verhältnis zwischen diesen beiden Artikeln 
ist das folgende: Art. 23 stellt die grundlegende allgemeine Regel auf, daB 
jeder Eingriff in feindliches Eigentum — gleichviel ob staatliches oder 
privates — verpönt sei, es sei denn, daß ein Fall der Kriegsnotwendigkeit 
vorliege. Und Art. 53 zählt dann die Fälle her, in denen ausnahmsweise eben 
aus Gründen der Kriegsnotwendigkeit der Eigentumseingriff gestattet wird. 

Da ich gerade den Art. 53 K.G.B. erwähne, so sei schließlich noch darauf 
hingewiesen, daß auch sein Abs. 2 von Wehberg nicht ganz zutreffend aus- 
gelegt wird. Wehberg bezieht nämlich — wie seine Ausführungen über die 
Behandlung der Eisenbahnen zeigen — diese Bestimmung auch auf das 
Staatseigentum und leitet aus Art. 53 Abs. 2 die Verpflichtung her. beim 
Friedensschluß nicht nur weggenowuimene Privat-, sondern auch weggenommene 
Staatseisenbahnen zurückzugeben. Das aber ist nicht richtig. Art. 53 Abs. 2 
handelt nur von Gütern, die im Privateigentume stehen (vergl. Meurer, Die 
Haager Friedenskonferenz Bd. U S. 315), Wenn gleichwohl eine Rückgabe- 
verpflichtung auch bezüglich der weggenommenen Staatseisenbahnen an- 
zunehmen ist, so rechtfertigt sich diese Annabme nur aus Art.55 K.G.B.: 
Eisenbahnanlagen stellen nämlich Immobilien dar. (Für diese letztere Be- 
gründung zutreffend: A. Zorn, Das Kriegsrecht zu Lande S. 265.) 

2. Nun zu den rechtspolitischen Darlegungen der Wehbergschen 
Schrift. Sie gelten, wie aus dem eingangs Gesagten erklärlich ist, ausschließlich 
dem sog. Seebeuterecht. Und zwar befaßt sich Wehberg hier vor allem mit 
der grundsätzlichen Frage: tut eine Beseitigung des Seebeuterechts not? 

Bekanntlich reichen die Bestrebungen zur Abschaffung des Seebeute- 
rechts bereits bis ins 18. Jahrhundert zurück. Damals stellten zuerst die 
Vereinigten Staaten von Nordamerika im Vertrage mit Preußen (1785) den 
Grundsatz der Unverletzlichkeit des Privateigentums auch für den Seekrieg 
auf. Versuche zur Beseitigung des Seebeuterechts sind dann späterhin zu 
wiederholten Malen sowohl von amtlicher wie von privater Seite gemacht 
worden. Es sei nur erinnert an die Anregung der Vereinigten Staaten von 
Nordamerika auf dem Pariser Kongreß von 1856, an die mannigfachen 
Resolutionen englischer, deutscher, sowie holländischer Handelsvertretungen, 
an die verschiedenen Parlamentsdebatten in der französischen Deputierten- 
kammer und im deutschen Reichstage, endlich an die zahllosen Schriften und 
Aufsätze unserer Völkerrecht«gelehrten. 

Wiewohl sich nun die deutsche Völkerrechtswissenschaft in der über- 
wiegenden Mehrzahl ihrer Vertreter schon seit langem über die verderbliche 
Wirkung des Seebeuterechts einig ist, erscheinen die Darlegungen von 
Wehberg, welche ebenfalls die Abschaffung des Seebeuterechts befürworten, 
durchaus nicht überflüssig. Gerade neuerdings sind nämlich bei uns ver- 
einzelte Stimmen zugunsten des Seebeuterechts laut geworden. (Ich verweise 
besonders auf die im Jahre 1904 erschienene Schrift von Röpcke „Das See- 
beuterecht“). Zudem wird man der Wehbergschen Arbeit die Anerkennung nicht 
versagen können, daß sie die Gründe, welche für die Beseitigung des Seebeute- 
rechts sprechen, in äußerst klarer, geschickter und vor allem vollständiger Weise 
zusammenstellt, ja, daß sie bisweilen sogar (und das will bei der häufigen 
früheren Bearbeitung des Themas außerordentlich viel bedeuten) gänzlich 
neue Gesichtspunkte zur Verurteilung des Seebeuterechts in die Debatte wirft. 

Zunächst befaßt sich Wehberg mit verschiedenen Argumenten, welche 
für die Aufrechterhaltung des Seebeuterechts ins Feld geführt werden, aber 
schon einer „oberflächlichen Prüfung“ nicht standhalten. Hierzu zählt das 
„Argument“ des Grotius, daß nach der Bibel Gott selbst geboten habe, dem 
Feinde alles Gut wegzunehmen; daß (nach Wheaton) das Seebeuterecht als 
eine Art Kontribution aufzufassen sei; daß man (wie Renault und andere 
meinen) den Krieg so schrecklich wie möglich machen müsse, um ihn desto 
schneller zu beenden; daß (nach Fried) die Furcht vor der durch das See- 
beuterecht herbeigeführten Verwirrung ein Präventivmittel gegen den Krieg 
sei; daß man (wie Caprivi 1892 im Reichstage sagte) die Handelsschiffe weg- 
nehmen müsse, damit sie nicht zu Kriegszwecken verwendet würden usw. 
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Alle diese „Argumente“ werden von Wehberg in treffender, überzeugender 
Art widerlegt. Dann aber kommt Wehberg auf den Hauptpunkt des See- 
beuterechts-Problems zu sprechen, nämlich auf die Frage: Wird die durch 
den Fortbestand des Seebeuterechts ermöglichte Vernichtung des feindlichen 
Seehandels zu einer schnellen Niederwerfung des Gegners führen’? 

Ich hob bereits oben hervor: jede Kriegspartei, welche dem (regner 
im Seekriege schwimmendes Handelsgut wegnimmt, tut dies zu dem Zwecke, 
um den Gegner durch Unterbindung seines Seehandels so schnell wie möglich 
niederzuringen. Es fragt sich nun aber, ob dieser beabsichtigte Zweck 
wirklich durch das beregte Mittel erreicht wird, oder ob man nicht den Ein- 
fluß des Seebeuterechts auf den Ausgang des Krieges beträchtlich überschätzt. 

Wehberg steht auf dem letztgenannten Standpunkte. Er spricht zwar 
dem Seebeuterecht nicht jegliche Bedeutung für den Seekrieg ab, meint aber, 
ausschlaggebend würde es für die Kriegsentscheidung niemals sein können. 
Zur Begründung dieses Standpunktes verweist Wehberg einmal darauf, daß 
„seit Jahrhunderten niemals ein Krieg durch die Anwendung des Seebeute- 
rechts entschieden worden ist“. Dieser Hinweis erscheint mir nicht beweis- 
kräftig. Die intensiven Seehandelsbeziehungen der Völker sind nämlich im 
wesentlichen ein Merkmal erst der neuesten Zeit; nicht die Vergangenheit, 
sondern allein die Zukunft kann daher lehren, ob die Unterbindung des 
feindlichen Seehandels nicht den Gegner zum baldigen Friedensschlusse nötigen 
wird. Richtig aber ist es, wenn Wehberg die Bedeutung des Seebeuterechts 
für den Kriegsausgang um deswillen in Frage zieht, weil man auch bei An- 
wendung des Seebeuterechts dem (Gegner niemals die Zufuhr wird ab- 
schneiden und ihm somit niemals völlig wird aushungern können. Einer- 
seits wird nämlich, da durch die Pariser Seerechtsdeklaration alles unter 
neutraler Flagge segeinde Handelsgut geschützt ist, der Seehandel der Krieg- 
führenden einfach in die Hände der Neutralen übergehen; und anderer- 
seits werden sich alle kontinentalen Staaten schlimmsten Falles die von 
ihnen benötigten Waren auch auf dem Landwege zu beschaffen wissen. 

Nach Wehberg rechtfertigt sich also die Beseitigung des Beuterechts 
vor allem um deswillen, weil dieses Recht für die Beute machende Kriegs- 
en ohne entscheidende Bedeutung ist. Dazu kommt dann aber, wie 

ehberg weiter darlegt, daß die Aufrechterhaltung des Beuterechts äußerst 
schädliche Wirkungen auf die Angehörigen der neutralen Staaten äußert. 
Zwar dürften einige neutrale Schiffahrtsunternehmungen sowie die Waffen- 
und Munitionsfabrikanten vom Fortbestande des Seebeuterechts Vorteil haben, 
im übrigen werden aber wegen (der Internationalität des Seehandels, wegen 
des Ineinandergreifens der internationalen Wirtschaftsinteressen durch die 
Schädigung einer Handelsflotte auch die wirtschaftlichen Interessen aller 
anderen Länder geschädigt werden. (Wehberg verweist hier treffend auf 
den Boykott der österreichischen Waren durch die Türken im Winter 1908/9 
und auf die hierdurch hervorgerufene Schädigung auch des neutralen Handels.) 
Schließlich können die Angehörigen neutraler Staaten möglicherweise auch 
noch insofern in Mitleidenschaft gezogen werden, als sie in ihrer Eigenschaft 
als Aktionäre einer ausländischen Schiffahrtsgesellschaft oder als Versicherer 
bzw. Rückversicherer eines solchen ausländischen Schiffahrtsunternehmens 
den Schaden, den dieses Unternehmen durch Fortbestand des Seebeuterechts 
erleidet, mit ihrem eigenen (telde zu tragen haben. 

Keine ausschlaggebende Bedeutung für die kriegsführenden Parteien, 
schädliche Folgen für die Wirtschaftsinteressen der Neutralen — in diesen 
kurzen Worten lassen sich die Hauptgründe, welche Wehberg für die Ab- 
schaffung des Beuterechts geltend macht, zusammenfassen. 

Nun werden freilich auch die schönsten theoretischen Gründe dem 
Grundsatze von der Unverletzlichkeit des Privateigentums zur See keine 
praktische Geltung zu verschaffen vermögen, wenn eine europäische Großmacht 
nachdrücklich für die Beibehaltung des Seebeuterechts eintritt. Das geschieht 
bekanntlich von seiten Englands. Wehberg bemüht sich daher in einem be- 
sonderen Kapitel seiner Arbeit den Nachweis zu erbringen, daß gerade 
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England von einer Beseitigung des Seebeuterechts den größten Nutzen, von 
seinem Fortbestande den größten Schaden haben würde. Wehberg ist nicht 
der erste. der diesen Nachweis versucht; auch Mably, Geffcken, de Boeck 
und andere hielten England schon sein Interesse an der Abschaffung des 
Seebeuterechts vor. Aber die Wehbergschen Ausführungen erscheinen mir 
in diesem Punkte wenig stichhaltig. Sie gründen sich vor allem darauf, daß 
in England das Verhältnis zwischen Kriegsflotte und Handelsflotte viel un- 
günstiger sei, als in Deutschland, daß ferner England weit mehr auf die 
überseeische Lebensmittelzufuhr angewiesen sei als Deutschland. Wehberg 
will damit offensichtlich das Folgende sagen. Einmal: englische Handels- 
schiffe liefen in einem deutsch-englischen Kriege viel eher (Gefahr, von 
feindlichen Kreuzern aufgegriffen zu werden, als deutsche Handelsschiffe. 
Zweitens: England könne in einem deutsch-englischen Kriege weit eher aus- 
gehungert werden, als Deutschland. Was die erste Frage betrifft, so ent- 
spricht sie bei uns einer ziemlich weit verbreiteten Ansicht (vgl. aus neuerer 
Zeit die Aufsätze von Adolf v. Tiedemann im „Tag“ vom 22. April und 
1. Mai 1910). Ich vermag ihr aber nicht beizupflichten. Man übersieht 
nämlich, daß sich England im Gegensatze zu Deutschland einer außerordentlich 
großen Anzahl überseeischer Stützpunkte erfreut, in welchen die britische 
Handelsflotte im Notfalle jederzeit ihre Zuflucht nehmen kann, daß ferner 
die englische Kriegsflotte ein derartiges absolutes Übergewicht über die 
deutsche Kriegsflotte besitzt, daß die Engländer ihren Handelsschiffen auch 
dann noch militärisches Geleite zu geben imstande sein werden, wenn wir 
Deutschen unsere Kriegsschiffe zur ausschließlichen Verwendung im Seekampfe 
bereit halten müssen. Und was dann schließlich die zweite Frage — die 
angeblich leichte Aushungerung Großbritanniens — betrifft, so ist auch diese 
Gefahr, ganz abgesehen von den obengenannten Gründen, seit der Londoner 
Seerechtsdeklaration vom 26. Februar 1909 gänzlich beseitigt. Während 
nämlich bis zu diesem Zeitpunkte Englands Kriegsgegner Lebensmittel jederzeit 
für Konterbande erklären und dann sowohl auf englischen wie auf neutralen 
Schiffen wegnehmen konnte, dürfen nunmehr (gemäß der genannten De- 
klaration) Lebensmittel nur als relative Kriegskonterbande erklärt werden, 
d. h. sie unterliegen nur dann noch der Wegnahme, wenn sie kriegerische 
Bestimmung haben. Damit ist aber die Gefahr einer englischen Aushungerung 
für immer beseitigt (vgl. Niemeyers 1910 erschienene Schrift „Das Seekriegs- 
recht nach der Londoner Deklaration vom 26. Februar 1909“ S. 38). 

Nach alledem glaube ich schwerlich, daß England seinen Widerstand 
gegen die Beseitigung des Seebeuterechts in absehbarer Zukunft aufgeben 
wird. Den Optimismus von Wehberg, daß „die Beseitigung des Seebeute- 
rechts nur noch eine Frage der Zeit sei“, vermag ich daher nicht zu teilen, 
glaube vielmehr, daß Niemeyer Recht behalten wird, wenn er in seiner 
eben erwähnten Schrift behauptet: „daß wir von der Unverletzlichkeit des 
Privateigentums zur See heute weiter entfernt sind als je.“ 

Zum Schlusse sei übrigens noch betont, daß Wehberg sich in seiner 
Schrift nicht mit der Aufstellung und Begründung seiner grundsätzlichen 
Forderung — der gänzlichen Beseitigung des Seebeuterechts — begnügt, 
sondern daß er auch zu jenen Problemen Stellung nimmt, die auf eine bloße 
Reform des Seebeuterechts hinauslaufen. Es handelt sich hier einmal um 
die Frage, ob nicht der Staat bei Aufrechterhaltung des Seebeuterechts ver- 
pflichtet sein solle, den Seehandel gegen die Gefahren des Seekrieges zu 
schützen, sei es im Wege einer staatlichen Schadensersatzleistung oder im 
Wege einer staatlichen Versicherung. Diese Frage, die übrigens vor einiger 
Zeit in England Gegenstand der Prüfung durch eine Königliche Kommission 
gewesen ist, wird von Wehberg bejaht. Ebenso steht Wehberg auch einem 
zweiten Reformvorschlage sympathisch gegenüber, der zwar die Beschlagnahme 
feindlicher Handelsgüter im Seekriege gestatten, aber eine Rückgabe- 
verpflichtung nach Kriegsschluß festgelegt wissen will. — Ich möchte meinen, 
in der Richtung dieser Reformvorschläge sollte die nächste Zukunft des 
Seebeuterechts liegen. Bernhard Weiß. 


Abhandlungen 
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Rankes Anschauungen über den Zusammenhang 
zwischen der auswärtigen und der inneren Politik 
der Staaten 


Von Max v. Szczepanski 


1. Einleitendes 


Eduard Fueter hat in seiner Geschichte der neueren Historio- 
graphie Ranke als einen Gegner der nationalen Geschichts- 
theorieen bezeichnet, dessen Vorzug es sei, „daß er nicht von 
einem dogmatischen Glauben an die alleinseligmachende Wirkung 
des Volkstums ausging“. Fueter bemerkt dazu ausdrücklich 
folgendes: „Während sonst zumal die Verfassungs- und Rechts- 
historie gerne die innere Geschichte eines Staates oder einer 
Nation für sich betrachtete und mit der unmöglichen Voraus- 
setzung einer isolierten organischen Entwicklung arbeitete, 
betonte Ranke, daß die internationalen Machtverhältnisse immer- 
fort modifizierend in die innere Politik der europäischen Staaten 
eingreifen. Wenn er als Geschichtsschreiber eine These ver- 
fochten hat, so ist es diese gewesen. Es ist charakteristisch, 
daß er selbst da nicht haltmachte, wo der äußere Anschein 
gegen seine Auffassung zu zeugen schien!“ 1) Den besonderen 
Beweis hierfür erblickt Fueter in Rankes Auffassung von der 
großen französischen Revolution. 

Friedrich Meinecke dagegen erklärt in seinem Buche über 
Weltbürgertum und Nationalstaat: man pflege mit Recht zu 
betonen, „daß Ranke zu dem universalhistorischen Erbe des 
18. Jahrhunderts den Sinn für das Nationale in der Geschichte 


‘) Fueter, Historiographie, S. 476. 
Zeitschrift für Politik. 7. Zu 31 
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hinzugefügt habe“. Er gelangt durch eingehendere Untersuchung 
und Beweisführung zu der „großartigen Antithese‘‘ in Rankes 
Auffassungen: „Die Aktion der Staaten selbst wird nicht von 
universalen, sondern von egoistischen Motiven getrieben, aber 
universal ist ihr Sinn und universal soll der Spiegel der Be- 
trachtung sein, der sie auffängt.‘‘!) 

Die vorliegende Arbeit ist unabhängig von den Meinungen 
jener beiden, um die historische Wissenschaft so verdienten 
Männer, sowie auch der übrigen Rankeforscher in Angriff ge- 
nommen und durchgeführt worden. Ihr Zweck ist es nicht, 
zu jenen oder zwischen ihnen Stellung zu nehmen, die völlige 
Unvereinbarkeit etwa oder die nur bedingte Gegensätzlichkeit 
ihrer Auffassungen darzulegen. Sie will nichts anderes als, auf 
eigenen Wegen vorgehend, einen Beitrag zu den Problemen 
liefern, welche Rankes Geschichtsschreibung der Forschung 
darbietet. 

Dabei hat sich im Laufe der Beschäftigung mit der Frage 
nach Rankes Anschauungen über den Zusammenhang zwischen 
der auswärtigen und der inneren Politik der Staaten von selbst 
der Entschluß ergeben, einige Theorien und politische Begriffe 
der Rankeschen Geschichtsschreibung vor Eintritt in den histori- 
schen Teil der Untersuchung zu erörtern. Natürlich liegt nicht, 
wie es vielleicht den Anschein haben könnte, etwa darin eine 
Absicht vor, den Wortlaut der Aufgabe zu zerpflücken, ohne 
Rücksicht auf das geistige Band die Teile jener in die Hand 
zu bekommen und aus ihnen ein bequemes Fundament für das 
eigene Ideengebäude herzustellen. Es handelt sich vielmehr 
darum, durch den Gewinn der Erkenntnis, mit welchem Inhalt 
die einzelnen Begriffe bei Ranke erfüllt oder verbunden sind, 
für das schließliche Erfassen seiner Anschauungen die Strebe- 
pfeiler aufzufinden, welche den weiten, den malerischen Decken- 
bau seiner politischen Geschichtsschreibung tragen. 

Denn obgleich Ranke — wenigstens bei seinem ersten Werke, 
den Geschichten der germanischen und romanischen Völker, — 
sich ja „nicht des hohen Amtes zu unterwinden gedenkt, die 
Vergangenheit zu richten, die Mitwelt zum Nutzen zukünftiger 
Jahre zu belehren‘, sondern „bloß zeigen will, wie es eigentlich 
gewesen“ ?2), so hat doch auch er in den politischen Kämpfen 
seines Zeitalters nicht immer teilnahmlos bei Seite gestanden. 


1) Meinecke, Weltbürgertum und Nationalstaat, S. 295. 
» S8. W. Bd. 33/84, S. VII. 
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Im Gegensatz zu jener ersten Selbstbescheidung sah er sich, 
durch Amt und Neigung, zeitweise durchaus veranlaßt, aus dem 
Studium der Vergangenheit politische Einsicht für die Gegen- 
wart schöpfen oder gar dem politischen Entschluß für die Zu- 
kunft die Wege weisen zu wollen !). So kann es eigentlich 
kaum ausgeblieben sein, daß umgekehrt auch Ergebnisse des 
Nachdenkens über die politischen Zustände der Gegenwart 
Rankes historisches Urteil in Betrachtung vergangener Politik 
mitgefärbt und jedenfalls nicht völlig unbeeinflußt gelassen 
haben. Deshalb wollen wir zunächst in die Werkstatt des 
Denkers gehen, an den Arbeitstisch des Großen, um hier dem 
Rohstoff wie den Werkzeugen nachzuspüren, aus dem und mit 
deren Hilfe die lebensvollen, statuarischen Erzeugnisse jenes 
Geistes entstanden sind. 


2. Begriffsbestimmungen 


8 1. Historischer Zusammenhang 


Aus Alfred Doves Vorwort zu den „Epochen der neueren 
Geschichte“ erhalten wir einen Einblick in Rankes allge- 
meinen Gedankengang über die Aufgabe der Geschichts- 
schreibung. In den Vorlesungen der sechziger Jahre sprach 
dieser einmal dahin sich aus: „Meiner Ansicht nach müssen 
wir auf zwei Direktionen ausgehen: Erforschung der wirk- 
samen Momente der Begebenheiten und Wahrnehmung ihres 
allgemeinen Zusammenhanges“?). Man möchte meinen, daß 
die Wahl und Stellung der beiden Worte „Erforschung“ 
und „Wahrnehmung“ hier nicht als zufällig oder willkürlich 
angesehen werden darf; so sehr entspricht jene Unter- 
scheidung der Ansicht Rankes vom Wesen des historischen 
Zusammenhanges überhaupt. Er hat sich hierüber geschichts- 
philosophisch sowohl wie mit bestimmter Beziehung auf die 
europäische Welt ausgesprochen. In letzterer Hinsicht heißt 
es, gelegentlich einer Darstellung der Fronde in Frankreich: 
„Von jeher gab es einen tiefen inneren Zusammenhang des 
europäischen Lebens; Bewegungen von scheinbar lokalem Ur- 
sprung treiben ihre Analogieen in entfernten Regionen hervor, 
wo diese plötzlich und unerwartet auftauchen. Die Stimmungen, 
Irrtümer und Leidenschaften der Menschen berühren sich auf 
Wegen, die niemand nachzuweisen vermag‘‘®). Entziehen sich 


!) Vgl. Otto Diether, Leopold von Ranke als Politiker. 
2) Weltgesch. 9, S. XVI. 2) 3. W. 10, S. 52. 


492 Szczepanski, Rankes Anschauungen über auswärtige und innere Politik. 


demnach die allgemeinen historischen Zusammenhänge vielfach 
dem genauen Nachweis, der Erforschung ihrer Bedingungen, 
so bleiben sie doch immer an sich ein „Objekt der Erkenntnis“. 
Nur findet Ranke in ihnen nichts Gesetzmäßiges, vielmehr 
lediglich eine notwendige innere Verbundenheit. „Vor uns sehen 
wir eine Reihe von aufeinanderfolgenden, einander bedingenden 
Ereignissen. Wenn ich sage bedingen, so heißt das freilich 
nicht durch absolute Notwendigkeit. Das Große ist vielmehr, 
daß die menschliche Freiheit überall in Anspruch genommen 
wird. Die Historie verfolgt die Szenen der Freiheit; 
das macht ihren größten Reiz aus. Zur Freiheit aber gesellt 
sich die Kraft, und zwar ursprüngliche Kraft; ohne diese hört 
jene in den Weltereignissen sowohl wie auf dem Gebiete 
der Ideen auf. Jeden Augenblick kann wieder etwas Neues 
beginnen, das nur auf die erste und gemeinschaftliche Quelle 
alles menschlichen Tuns und Lassens zurückzuführen ist; nichts 
ist ganz um des anderen willen da; keines geht ganz in der 
Realität des anderen auf. Aber dabei waltet doch auch ein 
tiefer inniger Zusammenhang ob, von dem niemand ganz un- 
abhängig ist, der überall eindringt. Der Freiheit zur Seite 
besteht die Notwendigkeit. Sie liegt in dem bereits Ge- 
bildeten, nicht wieder Umzustoßenden, welches die Grundlage 
aller neuemporkommenden Tätigkeit ist. Das Gewordene 
konstituiert den Zusammenhang mit dem Werdenden. 
Aber auch dieser Zusammenhang ist nichts willkürlich Anzu- 
nehmendes, sondern er war auf eine bestimmte Weise, so und 
so, nicht anders‘ 1). 


Die mit der historischen Begebenheit verknüpften, in ihr 
verborgenen Zusammenhänge sind also vielfacher Art; sie sind 
bedingende und bedingte, denn: jede Gegenwart ist von der 
Vergangenheit erfüllt und diese verbürgt uns die Zukunft“ ?); 
sie sind aufeinanderfolgende, — gelegentlich doch wohl auch 
gleichzeitige; sie sind bestimmte (besondere) und allgemeine. 
„Das Formelle ist das Allgemeine, das Reale ist das Besondere, 
Lebendige‘ ®), wobei „das Besondere seinen Charakter durch 
das Allgemeine erhält“ 4), das Ereignis also auch häufig durch 
die Idee. Als praktisches Beispiel dafür sei darauf hingewiesen, 
wie, nach Ranke, im Jahre 1858 die allgemeinen Bestrebungen 


1) Welte 9, S. XVII f.; dazu noch S. W. S. 5 f. 
3 S. W. 30, 8.8. s) 9, W. 49/60, S. 323. 
4) S. W. 25/26, S. 52. 
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von Europa und die eigensten der Bevölkerung von Serbien 
in dem Ereignis zusammengriffen, daß die Skuptschina, ur- 
sprünglich und bis dahin eine sehr unregelmäßige Versammlung 
von Woiwoden und ihrem Gefolge, nunmehr aus Abgeordneten- 
wahlen berufen wurde!). Während aber, wie wir sahen, solche 
allgemeinen Zusammenhänge der Begebenheiten der historischen 
Wahrnehmung vorbehalten bleiben, wird die historische For- 
schung sich der Aufhellung von Zusammenhängen des Allge- 
meinen, der Ideen, sehr wohl zu widmen haben, zum wenigsten 
insoweit, als diese zugleich ein wirksames Moment in der dar- 
gestellten Begebenheit bildeten. Denn so erst erhält der ein- 
zelne Vorgang seinen historischen Wert, mag der allgemeine 
Zusammenhang, in welchen er einzureihen ist, in den Ereig- 
nissen der umgebenden Welt oder auf dem Gebiete der Ideen 
liegen und zu suchen sein. 

In den „notwendig zusammenhangenden Szenen der Frei- 
heit“ nun, welche in reizvollem Wandel den steten Wechsel 
der Verhältnisse innerhalb der Menschheit bilden und begleiten, 
spielt als eines jener wirksamen Momente, welche ebenso wie 
die Begebenheiten auch ihrerseits nichts Unabhängiges, nicht 
ohne allgemeine und besondere Verbundenheiten sein können, 
die Politik der Staaten ihre wichtige Rolle. Im Sinne von 
Rankes Art der Geschichtsschreibung werden diese, die Staaten, 
als der, häufigst gegebene, „große Gegenstand‘, als das Objekt 
der historischen Begebenheit, jene, die Politik, eben als ein wirk- 
sames Moment an ihr aufzufassen sein, — jedes von diesen 
Elementen der Begebenheit aber ebensowohl als Ereignis in 
der Welt wie als Idee. Versuchen wir, auf die Gefahr hin, 
Bekanntes zu wiederholen, aus diesem Gesichtspunkt vorerst 
Rankes Staatsbegriff klarzulegen und von ebendaher dann zu 
seinen Begriffen über Politik uns weiterführen zu lassen. 


§ 2. Staatsbegriff 


Der moderne Staat, — also „ein Staat von organischer 
Einheit, von einem einzigen und durchgehend herrschenden 
Interesse“ ?}) — dieser Staat als Ereignis in der Welt oder, 
vielleicht noch genauer gefaßt, als werdende und gewordene 
Form ringt sich der Rankeschen Geschichtsauffassung ge- 
mäß erst in jener Epoche zur Erscheinung durch, welche wir 
als den Beginn der neueren Geschichte zu bezeichnen pflegen. 


1) S. W. 43/44, S. 419. na W. 85/86, S. 87. 
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Erst da der „Komplex der christlichen Völker Europas als 
ein Ganzes, gleichsam als ein Staat‘‘!1) sich auflöst, da die 
Einheit des romanisch-germanischen, des okzidentalen Lebens 
auf dem religiösen Gebiet durchbrochen wird und seitdem nur 
noch als kulturelle weiterbesteht, gewinnt das einzelne Volkstum 
auch der Form nach als selbständige Kraft politische Bedeutung 
in der Folge der Begebenheiten. Alter aber und ehrwürdiger 
noch ist jeder Staat als Idee, ist sein eigentliches Leben, sind 
„die geistige Grundlage und der geistige Inhalt“, ohne die kein 
Staat je bestanden hat. ‚Das Geschäft der Historie ist die 
Wahrnehmung dieses Lebens, welches sich nicht durch Einen 
Gedanken, durch Ein Wort bezeichnen läßt; der in der Welt 
erscheinende Geist ist nicht so begriffsmäßiger Natur: alle 
Grenzen seines Daseins füllt er aus mit seiner Gegenwart; 
nichts ist zufällig in ihm, seine Erscheinung ist in allem be- 
gründet“ 2). 

Wenn nun Ranke dem Staat als Idee solchen hohen Wert 
beimißt, wenn er sogar davor warnt, „einzig das Vergehende 
als Erscheinung zu fassen“, dann liegt um so mehr der Ge- 
danke an den Versuch nahe, ein oder gar dasjenige Element 
zu ergründen, in welchem der naturnotwendige Zusammenhang 
zwischem dem Staate als Ereignis in der Welt und dem Staate 
als Idee am treffendsten sich offenbart. Die Ranke-Fragmente 
aus Doves Vorwort zu den „Epochen der neueren Geschichte“ 
weisen uns wohl auch dahin den Weg: „In der Macht an 
sich erscheint ein geistiges Wesen, ein ursprünglicher Genius, 
der sein eigenes Leben hat, mehr oder minder eigentümliche 
Bedingungen erfüllt und sich einen Wirkungskreis bildet“ ®). 
Soll demnach Macht, mehr oder minder ausgeprägte Macht das 
gemeinsame Kennzeichen für das reale und das ideale Moment 
am Staat als dem Objekt des historischen Vorganges, soll Macht 
der seinem Doppelwesen gemäße Inhalt und Ausdruck sein, 
so wird auch das politische Wollen und Handeln, die Bewegung 
an dieser Erscheinung, einmal von der Idee der Macht erfüllt 
werden und mit der tatsächlichen Macht rechnen, ferner aber 
als wirksames Moment in der Begebenheit von diesem Aus- 
gangspunkt her historisch beurteilt werden müssen. Und aller- 
dings läßt sich, wie wir an späterer Stelle sehen werden, um- 
gekehrt auch aus Rankes Erfassung und Erklärung der poli- 
tischen Tätigkeiten die Auffassung vom Staat als Inbegriff der 


TI Welte 9, S. 99. TI Welte 9, 8. XI. D ebd. 
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Macht entwickeln. Zuvor aber gilt es, dem inneren und dem 
praktischen Wesen der Politik nahezutreten, wie es Ranke 
theoretisch und bei seiner Geschichtsschreibung vor Augen ge- 
standen haben dürfte. Er scheint dabei in seinen Erkenntnissen 
wohl einmal zwiespältig, schwankend: im Grunde aber verläßt 
er auch bei seinem theoretisch-politischen Denken kaum den 
Boden der Historie. 


8 3. Begriffe der Politik 


„Für Politik gibt man uns oft das trockene Schema 
weniger Begriffe, die aus einem angeblichen Naturstand und 
den Forderungen des Augenblicks abgezogen sind. Wie weit 
wäre davon eine Politik entfernt, die sich auf die großen 
Anschauungen des realen Lebens der Gegenwart und der 
Vergangenheit in aller seiner Fülle gründete!“ — so äußert 
sich Ranke einmal in seinen „Reflexionen“!), Die Rücksicht 
auf das Verhältnis des Seienden zum Gewesenen und zum 
Werdenden, ein Verhältnis, das auch in der Politik nicht 
auszulöschen ist, macht sich in diesem Wunsche geltend. 
Wie nun Ranke in jener theoretischen Bemerkung ja auch 
von der Wertung des realen Lebens durch die Politik durchaus 
nicht absehen will, so zeigt ihm jeder Blick in die Vergangenheit 
doch gleich wieder den ‚tiefen inneren Zusammenhang des 
europäischen Lebens‘; läßt es ihn als eine der schwersten Auf- 
gaben der Politik in Zeiten allgemeiner, durch Europa wogender 
Parteiungen erkennen, wie wichtig es ist, „daß ein Staat, in 
dessen Innerem die nämlichen Elemente gähren, eine unab- 
hängige Stellung bewahre‘‘?2), und schärft ihm das Verständnis 
dafür, daß es über allem doch deshalb eben die nächste Auf- 
gabe des Staatsmannes ist, dem Augenblick zu genügen, der 
Gegenwart gerecht zu werden, was freilich nie ohne Gefahren 
für die Zukunft geschehen kann’). Schließlich kommt es in 
der Politik am meisten darauf an, ‚die Notwendigkeit der 
Dinge von dem Zufälligen zu scheiden, jene festzuhalten, über 
das Andere eine allen erträgliche Auskunft zu suchen“ $). Es 
ist der Gedanke an den in allem Bestehenden vorhandenen 
Dualismus des allgemeinen und des besonderen Inhaltes, der 
hier wieder durchklingt. Er führte Ranke zunächst zu der 
praktisch - prinzipiellen Auffassung, die wahre Politik müsse 


') S. W. 49/50, S. 244. DR W. 8, S. 194. 
S. W. 25/26, S. 421 und Denkw. I, S. 354. 
4) S. W. 11, 8. 177. 
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sich in schrittweiser sicherer Entwicklung, in ruhigem Fort- 
gang auf ihrer Linie halten, „ihre Vergangenheit nicht jeden 
Augenblick um einer vielleicht betrüglichen Aussicht willen 
aufgeben‘!). Bald aber sieht der Historiker doch auch ein, daß 
es eben damit allein auch nicht getan ist. „Nicht alles kann 
die Politik berechnen; man muß auch den Mitteln vertrauen, 
die man in Zukunft ergreifen kann, dem mit den Ereignissen 
fortlebenden, nicht auf einen einzigen Augenblick beschränkten 
Geiste“ ?). Überhaupt wäre die Politik „eine kleinliche Wissen- 
schaft oder Kunst, wenn sie allezeit nur auf eine genaue 
Kenntnis des Gegners und seiner Pläne begründet werden 
müßte“). Sie ist vielmehr ‚eine Art Strategie, wobei es für 
den Politiker im wesentlichen darauf ankommt, das Geheimnis 
der feindseligen Anschläge zu durchdringen, um sich dagegen 
in Bereitschaft zu setzen‘). 

Wir können das Ergebnis dieser Zusammenstellung und 
kurzen Auseinandersetzungen am einfachsten wohl in die 
wenigen Worte zusammenfassen, daß für Ranke die Politik 
der Staaten als Idee Kampf, als Ereignis Kunst sei. 
Entspricht das eine, erstere, dem Charakter der Staaten als 
machtvoller Wesen, so findet das andere seine Bestätigung 
darin, daß Ranke, ähnlich wie für die Aufgaben der Historie, 
auch für die der Politik zwei „Direktionen“ unterscheidet: 
„das Ergreifen der beherrschenden Ideen und die Verwaltung 
der laufenden Geschäfte‘5). Das Ideal scheint ihm, wenn 
beide zusammenfallen und ein einziges Ganze bilden; denn die 
Kunst des Regierens erfordert „zugleich die tiefste Einsicht in 
das Vorhandene und eine vollkommene Freiheit des Geistes, 
um das noch nicht Vorhandene in das Leben zu führen‘ ®). 

Haben wir bisher, und auch nur in sehr allgemeinen Um- 
rissen gewissermaßen das Feld, die Ideengrundlagen aller Politik 
mit Ranke betrachtet, so hat dieser doch auch ihren obersten 
Grundsatz klar zu kennzeichnen nicht unterlassen. Man darf 
ihn wohl in diesen Worten sehen: „Politik ist der Versuch, 
inmitten des Konfliktes der Weltmächte, deridealen 
sowohl wie der realen, die man nicht beherrschen 
kann, das eigene Interesse zu wahren und zu fördern“ 7. 
Ergänzen und stützen lassen sie sich durch die beiden Sätze, 


1) S. W. 49/50, S. 3. N, S. W. 27/28, S. 480. 
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bei der Politik komme es darauf an, die wahren Interessen“ 
mit Sorgfalt und gesundem Sinn zu verwalten!), sowie: ‚die 
Politik der vorwaltenden Mächte“ sei es allezeit gewesen, ‚selber 
Einfluß auszuüben, aber keine Rückwirkung zu erfahren“ ?). 
Für den Staatsmann, der jenen obersten Grundsatz befolgen, 
für den Historiker, der das Handeln des Staatsmannes nach- 
prüfen will, ergibt sich nun sofort die Frage, was denn, wenn 
auch nicht in jedem Augenblicke, in jeder Einzelfrage, so doch 
im allgemeinen und in den großen entscheidenden Epochen 
des staatlichen Lebens dies eigene Interesse“ sei: es ergibt sich 
die Aufgabe der Zielsetzung für den einen, der Zielerkenntnis 
für den anderen. Nur fragt es sich ferner von vornherein, ob 
und inwieweit der Politiker in der Lage ist, ein Ziel frei zu 
wählen. Denn immer noch gehört der Staat einer Völker- 
gemeinschaft — nach Ranke — an, welche allerdings eine ‚nie 
abgeschlossene, mehr ideale als repräsentierte Einheit‘ ist. 
Innerhalb dieser herrschen daher freilich Gegensätze und Inter- 
essenkämpfe. Sie entstehen einmal aus der „Wechselwirkung 
unabhängiger Nationalitäten‘, also aus einem Durcheinander- 
fließen von auswärtigen Beziehungen der Völker; sie beruhen 
ferner auf dem Widerstreit gewisser „Tendenzen“, — geistlicher 
und weltlicher, monarchischer, ständischer, populärer —, welche 
den inneren Zustand in den einzelnen Staaten und Landschaften 
bestimmen. In alles dieses realpolitische Leben mischen sich 
nun aber noch, Leben fordernd und Leben weckend, die idealen 
Einsichten und Bestrebungen. Ihr Gehalt ist, infolge der engen 
Gemeinschaft der abendländischen Völker in der Regel ein 
universaler mit sehr wesentlich nationaler, namentlich aber auf 
die Gestaltung der inneren Verhältnisse der Staaten gerichteter 
Rückwirkung’). 

Unter so verschiedenen Eindrücken und Einflüssen muß 
der Staatsmann dennoch zielstrebig verfahren, soll nicht sich 
treiben lassen, sondern sich, seinen Staat, durchsetzen; er soll, 
wenn ich Ranke richtig verstehe, mittelbar zu ihrer Beherr- 
schung gelangen. Das eigentlichste Ziel des Staatsmannes, die 
höchste Anspannung seiner Tätigkeiten richtet sich also wiederum 
auf Macht, und die Staatskunst, die Politik, ist schließlich 
nichts als ein Kampf um Macht. Scheiden wir sie dann 
noch nach ihren beiden Richtungen als intensive und extensive 
Politik, so geht bei der ersteren, der inneren, der Kampf 
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um die Macht im Staate, nämlich gegen Ansprüche; 
bei der auswärtigen geht er um die Macht unter den 
Staaten, also um Geltung. Unter allen Umständen gehört 
es zum Sinn einer Macht, ‚daß sie sich frei nach ihrem eignen 
Triebe und Entschlusse bewegen kann!),“ und zu einer Macht- 
entwicklung, die so nur auf sich selber beruht, „die Einheit 
der leitenden Gesichtspunkte: etwa ein Fürst, der das, was er 
denkt, auch ausführt, oder ein Gemeinwesen, in welchem eine 
feste Politik ergriffen und dann behauptet wird?" 


Nach den Ideen, den Grundlagen, den Zielen staatlicher 
Politik sind schließlich auch noch die Mittel und Wege zu er- 
wähnen, ohne welche der vorgesetzte Zweck machtvoller Stellung 
nicht erreicht zu werden pflegt, — und da wenden wir uns 
wohl am richtigsten zu den Zeiten, in welchen jene Kämpfe 
am heftigsten ausbrachen, und zu den Machtgebilden, welche 
am frühesten und am kräftigsten zur Wahrung ihrer politischen 
Selbständigkeit gelangt sind. Denn ‚nicht autochthonisch, wie 
durch einen inneren Trieb unabweisbarer Notwendigkeit haben 
sich die Völker und Reiche erhoben, sondern in stetem Auf- 
nehmen und Abwehren, immer wiederholten Kämpfen um ihre 
Zukunft, einem unaufhörlichen Ringen mit entgegengesetzten, 
verderbendrohenden Elementen !).“ Da stellt nun Ranke in 
seinem Fragment ‚die großen Mächte“, von den französischen 
Zuständen unter Ludwig XIV. ausgehend, gewissermaßen als 
grundsätzliche Voraussetzung für jede Machtentwicklung fest, 
„daß das Übergewicht Frankreichs auf der Überlegenheit seiner 
Streitkräfte, auf innerer Stärke, beruhte; ihm war nur dadurch 
wahrhaft zu begegnen, daß ihm gegenüber auch andere Mächte 
zu innerer Einheit, selbständiger Kraft und allgemeiner Be- 
deutung entweder zurückkehrten oder aufs neue emporkämen t).“ 
Hier also erscheint die innere Stärke als Vorbedingung 
der äußeren Weltstellung. Die Grundlagen jener zu 
schaffen oder doch zu festigen, darf als die Aufgabe der Politik 
im Innern, das Maß, die Bedeutung der anderen zu setzen, als 
Zweck der äußeren Politik betrachtet werden. Jene wäre dem- 
nach ein Mittel für diese. Wenn es also einem oberflächlichen 
Blick hätte scheinen können, als seien auswärtige und innere 
Angelegenheiten eines Staates ganz getrennte, von verschiedenen 
„Elementen“ durchwogte Gebiete, so ist das doch nicht an dem, 
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vielmehr „in der Ordnung und unvermeidlich, daß 
äußere und innere Angelegenheiten ineinander ein- 
greifen!).“ 

Damit ergibt sich schon aus diesem Teil unserer theoreti- 
schen Voruntersuchung der Charakter der eigentlichen Aufgabe: 
den naturnotwendigen Zusammenhang zwischen der auswärtigen 
und der inneren Politik der Staaten, wie er der Theorie nach 
feststeht, an der Hand von Rankes Werken nicht nur dort 
herauszuschälen, wo ein Hinweis des Historikers, in ein Merk- 
wort oder in eine Formel gefaßt,. ausdrücklich vorliegt; nicht 
allein dort, wo ohnedem und überdies solche Beziehungen aus 
der Darstellung der Ereignisse als auf der Hand liegend sich 
ergeben, sondern eben auch dann, wenn man den Wurzeln 
ihrer Verflechtung nachzuspüren sich genötigt oder nachzu- 
forschen sich angeregt fühlt. Denn eine Verknüpfung der 
auswärtigen mit der inneren Politik der Staaten vermag ja an 
den verschiedensten Stellen der historischen Entwicklung an- 
zusetzen. Sie kann schon in den allgemeinen und den politi- 
schen Grundlagen des Staates gegeben, durch das allgemeine 
Ideal oder die besondere politische Idee vorgezeichnet, in der 
politischen Absicht vorhanden, in den politischen Entschluß 
aufgenommen, durch das politische Mittel vorbereitet, endlich 
auch erst durch ein politisches Ergebnis begründet sein. Weiter 
werden wir dann noch nach dem Charakter jener Beziehungen 
zwischen auswärtiger und innerer Politik zu fragen haben, 
Beziehungen, die möglicherweise verschieden sich gestalten so- 
wohl nach Raum und Zeit ihres Vorhandenseins, wie in Art 
und Maß ihres Umfanges oder nach Art und Grad ihrer Wir- 
kung. Ist ja doch das Gesicht der Politik jeden Gebiets nicht 
stets das gleiche: sie kann als dynastische, als nationale, 
als universale, als Gleichgewichtspolitik in die Erscheinung 
treten; sie kann die treibenden Kräfte heute aus dem Wirtschafts- 
leben des Volkes, morgen aus dessen Geistesleben, ein anderes 
Mal vielleicht den sozialen Problemen entnehmen. 

Mit Vorstehendem nun tut noch eine andere Richtung sich 
auf, nach der hin man vorweg den Versuch wird wagen müssen, 
in die Technik von Rankes Ausdrucksweise bei seiner Geschichts- 
darstellung einzudringen. Wir halten wieder daran fest, daß 
er in den historischen Begebenheiten die wirksamen Momente 
erforschen will: wir müssen uns sagen, daß als solches Moment 
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sowohl der Zusammenhang von Ereignissen untereinander wie 
derjenige von Ereignissen und Ideen zutage treten kann; ja 
manchmal wird vielleicht gar die Idee als wirkendes Ereignis 
sich ergeben, denn „es ist zuweilen, als träten die Ideen, welche 
die Dinge bewegen, die geheimen Grundlagen des Lebens ein- 
ander sichtbar gegenüber“ !) Wir wissen ferner, daß der Blick 
des Historikers die Begebenheiten nicht nur einzeln durch- 
dringen, nicht nur dabei das Nahe mit dem Fernen verknüpfen 
will, sondern auch wieder eine Reihe von Vorgängen zu Epochen 
zusammenfaßt, und müssen endlich feststellen, daß nach seiner 
Überzeugung, „abgesehen von gewissen unwandelbaren, ewigen 
Hauptideen, z. B. den moralischen, jede Epoche ihre besondere 
Tendenz und ihr eigenes Ideal hat‘?). Wir werden darum noch 
zu untersuchen haben, was denn in Hinsicht und Beziehung 
auf die Politik der Staaten als Idee oder Tendenz zu verstehen 
ist, was wir — um gleich noch anderes aus dem Denk- und 
Sprachschatz Rankescher Geschichtsschreibung zu erwähnen, — 
als Ideal oder Interesse, als Prinzip oder System, als Element 
zu begreifen haben, obschon, wie bereits erwähnt wurde, der 
in der Welt erscheinende Geist nicht so begriffsmäßiger Natur 
ist, daß sich zum Zwecke klarer Unterscheidung und Ver- 
ständigung ein treffendes Wort stets zur rechten Zeit einstellt. 
Ranke hebt gerade diese Unzulänglichkeit häufiger hervor und 
hilft sich einmal damit, daß er erklärt: „Ich kann also unter 
leitenden Ideen nichts anderes verstehen, als daß sie die 
herrschenden Tendenzen in jedem Jahrhundert sind. Diese 
Tendenzen können indessen nur beschrieben, nicht aber in 
letzter Instanz in einem Begriff summiert werden“ 3). 

Die Schwierigkeit, welche Ranke hier anmerkt, die Schwierig- 
keit, einen, historischen, Inhalt in ein ganz passendes, allein- 
oder doch bestgeeignetes Wort zu fassen, also die Verwandlung 
der Erlebnisse in Begriffe ist ja selbst der Logik nicht fremd. 
Andererseits hat man gewiß nicht mit Unrecht darauf hin- 
gewiesen, daß bei Ranke „hinter dem manchmal etwas geheim- 
nisvoll klingenden Namen der großen Zeittendenzen, der leitenden 
Ideen und Prinzipien‘ oft die sozialen, wirtschaftlichen und 
kulturellen „Kollektivkräfte‘ sich verbergen, deren Kenntnis 
und genügende Berücksichtigung dem großen Historiker vielfach 
abgesprochen werde*). Dennoch und eben darum dürfte zweierlei 
zu klären sein: nämlich einmal, in welchem Umfange oder 
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mit welchem Unterschiede jene allgemeinen Begriffe auf das 
Gebiet der politischen Vorgänge zu übertragen sind; dann aber, 
in welchem Verhältnis sie dort oder überhaupt zueinander 
stehen. Denn hier sind genauere begriffliche Unterscheidungen 
vielleicht deshalb doch um so mehr am Platze, als ein Durch- 
einanderwerfen der Wortvorstellungen die von uns angestrebte 
Erkenntnis wesentlich erschweren würde, welche ja bestimmte 
politische Zusammenhänge an sich sowohl wie in Verbindung 
mit jenen Begriffen als wirksames Moment in den Begeben- 
heiten aus Rankes Werken herauszuarbeiten suchen wird. 


SA Idee und Tendenz 

Um zu solcher erforderlich scheinenden Klärung, man 
könnte auch sagen: Übersetzung, der Begriffe zu gelangen, 
möchte ich von einem Satz in Rankes Französischer Geschichte 
ausgehen, wo es heißt: „Wir nehmen nicht an, daß die Mo- 
narchie Ludwigs XIV mit unbedingter Notwendigkeit aus den 
früheren Zeiten und Tendenzen hervorgegangen sei. Die Ideen 
Heinrichs IV, der zu der bourbonischen Größe den Grund legte, 
trugen doch einen ganz anderen Charakter; abweichende Rich- 
tungen in vielem Bezug verfolgten Richelieu und Mazarin; in 
den ersten Jahrzehnten dürfte Ludwig XIV selbst ein anderes 
Ideal vorgeschwebt haben). 

Es ist wohl ohne weiteres klar, daß Ranke an dieser Stelle 
von den Wegen her, welche jene Politiker in der Tat gegangen 
sind, auf die Vorstellung von den Grundlagen staatlicher Macht 
sich zurückbezieht, welche ihnen in Ausübung ihrer Tätigkeit 
vor Augen gestanden hat. Ideal, Idee, Tendenz sind daher 
hier als verschieden lautende Worte für denjenigen verschiedenen 
Vorstellungsinhalt gebraucht, welchen man ebensogut jedesmal 
als politisches Ziel der genannten Staatslenker hätte bezeichnen 
dürfen. Als solches eben sind leitende Ideen oder herrschende 
Tendenzen unterschiedslos für Ranke, dem sonst die Tendenz 
als das „Zarteste, Unfaßbarste, Mächtigste, Unüberwindlichste 
in menschlichen Dingen‘‘?) erscheint. Und doch hat er sehr 
wohl ein Verhältnis der Tendenz zur Idee herauszuentwickeln 
verstanden. Man blicke nur wieder in die „Französische Ge- 
schichte“ und lese über die Lage des Staates bei Ludwigs XIV 
Tode: 


') S. W. 11, 8.5. 
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„Drei große politische Tendenzen, auf verschiedenen Ge- 
dankenreihen beruhend, erscheinen an dieser Stelle in der 
französischen Welt. Die eine ist die Monarchie selbst, die doch 
die äußersten Unfälle noch vermieden hat und sich durch 
friedliche Reform auf ihrem bisherigen Wege vollkommen 
wiederherzustellen gedenkt: noch hält sie die Geister großenteils 
durch innere Herrschaft fest. Neben ihr erhebt sich das aristo- 
kratische Verlangen, sich des von ihr auferlegten Gehorsams 
wieder zu entledigen, zu der alten Autonomie zurückzukehren. 
Dem aber setzt sich wieder eine populäre Theorie entgegen, 
welche diesen Gehorsam noch sehr unzureichend findet und 
eine bei weitem strengere Einheit zu realisieren meint. Die 
Bestrebungen der späteren Zeiten gehen in mannigfaltigen und 
abweichenden Strahlen von dieser Epoche aus !).“ 

Aus dieser Stelle, welche doch nach Inhalt und Fassung 
lediglich als historische Betrachtung anzusehen ist, läßt sich 
meines Erachtens entnehmen, daß Ranke neben, ja sogar über 
den verschiedenen Tendenzen eine bestimmte Idee erkennt, 
die jene, auf gesonderten Wegen ihr zustrebend, in unter- 
schiedlicher Form zu verwirklichen gedenken. Wie eigentlich 
darin aber auch die Anwendung einer geschichtsphilosophischen 
Ansicht auf die historisch erforschten Ergebnisse und Zusammen- 
hänge liegt, mag der Hinweis auf „ein allgemeines Gesetz des 
Lebens“ zeigen, das Ranke einmal in seiner Papstgeschichte 
„wahrzunehmen“ glaubt. Danach sind es immer ‚Kräfte des 
lebendigen Geistes“, welche die Welt von Grund aus bewegen, 
sie an sich zu reißen, zu überwältigen suchen. In unaufhör- 
lichem Werden begriffen, erfahren sie in sich selbst eine Um- 
wandlung; Fremdartiges umfassend, nehmen sie auch einen 
Teil seines Wesens in sich auf: ‚es entwickeln sich Richtungen 
in ihnen, Momente des Daseins, die mit ihrer Idee nicht selten 
im Widerspruch stehen 2" Hier wie dort also tritt die Idee 
als „höhere Einheit“ auf, und es ist nun bemerkenswert, daß 
bei Ranke solche höchsten Ideen, seien es politische oder all- 
gemeine, eigentlich stets positive Werte darstellen, — so neben 
der politischen Einheit die Ideen der Macht als Herrschaft in 
der Welt oder als oberste Gewalt im Staate; der Souveränität, 
diese als innere oder äußere Unabhängigkeit so gut gedacht 
wie als förmliche Oberherrlichkeit®); der individuellen Freiheit, 
welcher mit unmittelbarem Bezug auf die französische Fronde, 
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einmal sogar die ‚Idee der für den Staat unentbehrlichen 
Strafgewalt‘‘ gegenübergestellt wd". Damit sind wir freilich 
schon bis zu einem zwar eminent praktischen, aber recht 
niedrigem’ Ziel der Politik gelangt. Es erübrigt nur noch fest- 
zustellen, daß anders als im allgemeinen Leben, im politischen 
Leben die Ideen ‚zugleich mit den Anfängen ihrer Verwirk- 
lichung zur Erscheinung kommen“ ?). 


Entgegen den meist hohen Zielen, wie sie in den Ideen 
enthalten sind, haben die politischen Tendenzen häufig nur 
beschränktere Zwecke: eine Regeneration, einen bestimmt ge- 
richteten Widerstand, ein bloßes Übergewicht gegeneinander; 
sie sind der Form ihres Auftretens nach oft negierend und 
erhalten ihre Beziehung auf den jedesmaligen staatlichen 
Zustand erst durch ihren Charakter als nationale, reforma- 
torische, republikanische, usurpatorische oder revolutionäre, 
als erhaltende, erobernde, zusammenhaltende oder zersetzende 
Richtungen, Strömungen, Bestrebungen. Solcher breitere Inhalt 
nähert ihren Begriff dann leicht dem der Idee, besonders 
überall da, wo ein außerstaatliches, ein universales Interesse 
mit ihnen sich verknüpft. Im übrigen möchte es nicht un- 
wichtig sein, darauf hinzuweisen, daß Ranke gerade von 
Tendenzen immer da gern spricht, wo die allgemeinen Zu- 
stände oder die besondere Politik bereits marschieren, — ich 
finde keinen kennzeichnenderen Ausdruck, — wo also der 
Weg des Werdens nicht nur, sondern auch des Schaffens 
bereits beschritten ist. Während die Ideen mehr werbend 
auftreten, ist die Tendenz ihm immer schon auch eine wirk- 
liche politische Potenz, eine Kraftrichtung, ist zur Wirksamkeit 
gelangtes Leben, die Grundlage positiver Forderungen und 
damit der Anfang realer Politik. — „Und selbst zurückgehalten, 
ohne auffallende Kundgebungen, die Wirkung hat sie (die 
Tendenz) allemal, daß sie ihr Gegenteil hervorruft und zum 
Bewußtsein bringt®).‘“ In Hinsicht auf das Bestehende also 
wirken die Tendenzen, wenn nicht gleich trennend, so doch 
zum mindesten sondernd; und ebenso muß Parteiung entstehen, 
sobald der Allgemeinheit einer Idee die Gemeinsamkeit einer 
Tendenz sich entgegensetzt. Die, ihrem Wesen nach werbenden, 
Ideen vermögen den werdenden, den ringenden Tendenzen das 
Maß ihrer Macht ebensooft zu geben wie zu mehren oder 
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zu mindern. Die Tendenz erst gebiert den Willen; Wille aber 
ist Gegensatz und erweckt Widerstand. Für jenes allgemeine 
Gesetz des Lebens kommt es nur darauf an, daß die Tendenzen 
nicht das Übergewicht über die Idee bekommen; ‚sie würden 
sonst die Einheit und ihr Prinzip geradezu zerstören !).“ Im 
politischen Leben läßt sich, wie Ranke dies beispielsweise 
während des Reformationszeitalters für die deutsche Geschichte 
von 1530— 1540 feststellt?), dabei oft ein auffallendes Schwanken, 
ein Hinundherwogen der Tendenzen wahrnehmen. Schließlich 
muß Sieg oder Niederlage der einzelnen sich entscheiden. 
Dies geschieht zuweilen dadurch, daß ihnen freier Lauf ge- 
lassen wird; dann wieder sind sie stark genug, sich selber 
Bahn zu brechen. So umschreibt Ranke die Stellung, welche 
Wilhelm III in dem Fortgang der englischen Geschichte ein- 
nimmt, dahin, „daß er den Teudenzen, welche in der Epoche 
der Rebellion und der Republik zutage gekommen waren, eine 
regelmäßige Einwirkung auf den Staat von England verschafft 
und gesichert hat?)“. Andererseits wird man sagen dürfen, 
daß die ähnlichen Tendenzen im Zeitalter der großen fran- 
zösischen Revolution, im Frankreich Ludwigs XVI selbsttätig 
sich durchgesetzt haben. 


85. Tendenz und Prinzip 


Als Tendenz sahen wir demnach im politischen Leben 
eine drängende Kraft tätig, die ebensowohl im Inneren 
des Staates ihre Zwecke verfolgen wie nach außen gerichtet 
sein kann. An ihr Ziel gelangt, d. i. in die Politik des 
Staates aufgenommen und durch deren Vermittlung verwirk- 
licht, wirkt sie hier wie dort, gewissermaßen verdichtet, 
weiter als ein Prinzip, als beharrende Kraft. Denn 
„nicht so leicht, sind die großen Richtungen, die eine Ge- 
walt genommen hat, zu ändern: sie haben sich mit ihrem 
Wesen allmählich verschmolzen‘*. Dieses Verhältnis einer 
Umwandlung und die Art ihres Vorganges leuchtet vielleicht 
am klarsten ein durch eine Bemerkung Rankes über das Frank- 
reich von 1797: „Wenn Frankreich in dieser Zeit wieder die 
Prärogative besaß, wie einst unter Ludwig XIV, den Impuls 
zu allem zu geben, was die Welt beschäftigte, so wurde seine 
Aktion jetzt durch die Wirkung der demokratischen Ideen, die 
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es vertrat, verdoppelt. In Italien gelangte die revolutionär- 
demokratische Tendenz, von den Armeen unterstützt und sie 
unterstützend, in den noch unabhängigen Landschaften, selbst 
in Rom, zur Herrschaft. Auch die neueingerichtete Republik 
Holland empfing nun dem demokratischen Prinzip, das in 
Frankreich selbst vorherrschte, gemäßere Einrichtungen‘“!). Das 
heißt doch: die von der Idee der Volksherrschaft gekräftigte 
und getragene revolutionäre Tendenz, im Innern Frankreichs 
siegreich gewesen und hier zum Prinzip geworden, greift er- 
obernd auf die Nachbarstaaten über, den unterworfenen eben- 
falls als festes politisches Prinzip sich aufdrängend, bei den 
widerstrebenden dennoch innerlich eindringend und zur An- 
erkennung sich emporkämpfend. Wie damit ein Neues in die 
Grundlagen eines staatlichen Lebens hineingetragen, hineingesät 
wird, ergibt der Vergleich mit einer die fünf unabhängigen 
Mächte schildernden Stelle, welche um die Mitte des 18. Jahr- 
hunderts in Europa nach und nach sich gebildet hatten. Sie 
beruhten nach Ranke alle auf etwas verschiedenen Prinzipien: 
„Frankreich auf dem katholischen und monarchischen Prinzip, 
welches aber noch mit hierarchischen Tendenzen vereinigt ist, 
ein Prinzip, welches zugleich romanisch war; England auf dem 
germanisch-maritimen und parlamentarischen Prinzip; Rußland 
auf dem slavisch-griechischen Prinzip, verbunden mit der Ten- 
denz, sich in materieller Beziehung die Kultur des Abendlandes 
anzueignen ; Osterreich auf dem katholisch-monarchisch-deutschen 
Prinzip; Preußen auf dem deutsch-protestantisch -militärisch- 
administrativen Prinzip“?2). Während die vorher angeführte 
Stelle über Frankreich im Jahre 1797 eine politische Bewegung 
erklärte, stellt diese zweite einen politischen Zustand dar, der 
einmal des Ergebnisses, ja des Vorhandenseins jener späteren, 
revolutionär-demokratlischen Tendenzen noch ermangelt, mit 
dessen festgewurzelten allgemeinen und dessen besonderen staat- 
lichen Prinzipien aber eben noch andere Tendenzen vereinbar 
und bewußt an der Arbeit sind, ohne doch bis dahin zu ent- 
scheidendem, zu prinzipiellem Einfluß auf die Politik jedes 
Staates gelangt zu sein. — Auch die Prinzipien nun „agieren 
und reagieren aufeinander“ 3), nicht nur in dem abgeschlosseneren 
Raume staatlicher Gemeinschaft, — insofern als z. B. selbst 
bei enger Verbindung zwischen Staat und Kirche diese, also 
etwa das monarchische und das katholische Prinzip, in fort- 
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dauerndem Widerstreit stehen können und auch aus der mon- 
archisch -ständischen Konstitution jeder einzelnen Landschaft 
innere Gegensätze entspringen!), — sondern ferner erst recht 
in der Welt der äußeren Beziehungen, wie ein noch weiterer 
Rückblick auf die zweite Hälfte des 17. Jahrhunderts deutlich 
lehrt. Da erscheint nämlich das katholisch-monarchische Prinzip 
in den drei Staaten Spanien, Frankreich und Österreich mehr 
oder weniger unduldsam gegen den Protestantismus wie auch 
kampfbereit gegenüber den ständischen Einrichtungen, so daß 
die abendländische Welt in dieser Epoche von einer dreifachen 
Feindseligkeit durchzogen war: ‚der religiösen zwischen den 
beiden großen Parteien, von denen die katholische ein uner- 
meßliches Übergewicht davongetragen hatte; in bezug auf die 
auswärtige Politik von dem großen Gegensatze zwischen Frank- 
reich und Österreich-Spanien; einer dritten in bezug auf die 
inneren Verhältnisse: die Monarchie war des ständischen Prinzips 
mehr denn je Meisterin geworden‘ 2). 


86. Prinzip und System 


Nicht ein einziges Prinzip demnach, sondern deren mehrere, 
d. i. der Niederschlag mannigfather Tendenzen bildet die be- 
harrende Kraft im Staatsleben, und praktisch fragt es sich 
nur, auf welches oder auf welche von ihnen jede Staats- 
leistung ihr politisches System am sichersten zu begründen 
versucht oder zu begründen vermag. Das sind natürlich meist 
diejenigen Prinzipien, „die in den Konflikten der geistigen 
und materiellen Kräfte die Oberhand behalten haben“; denn 
solche „obersten Prinzipien bestimmen das Leben in jeder 
seiner Gestalten“). Es waren, wie vorerwähnt, monarchische, 
ständische, hierarchische, parlamentarische, demokratische, reli- 
giöse Prinzipien und andere mehr, die wir nach Proben aus 
Rankes Werken in der augenblicklichen Grundverfassung der 
Staaten als eine beharrende, in seiner Politik zugleich als 
tragende Kraft, als System, tätig, vorhanden, auftauchend 
oder wiederkehrend finden. Deshalb ist es natürlich, daß die 
gleichen kennzeichnenden Beiworte, — auf deren Positivität 
wir wohl wieder Wert werden legen müssen, — von dem 
Historiker häufig auch mit der Schilderung von Systemen ver- 
bunden werden. Im Grunde hat dies dann eben doch nur 
die Bedeutung, daß jenes bestimmt bekannte Prinzip des Staates 
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als besonders zu berücksichtigendes Moment in das politische 
System eingetreten oder aufgenommen sei. An die Erschei- 
nungsformen des Prinzips geknüpft, unterscheidet sich das 
politische System nach Inhalt und Wert doch oft sehr wesent- 
lich von dem besonderen Charakter jenes. Man braucht dabei 
nur an das ständische Prinzip zu denken, an den Unterschied 
zwischen den alten früheren Ständen und später den konsti- 
tutionellen. „Jene waren dem Königtum analog; sie beruhen 
auf einem gewissen Erbrecht; allein die modernen Stände gehen 
aus der Menge hervor. Diese beiden Prinzipien stehen einander 
gegenüber wie zwei Welten!).“ Solcher Unterschied erklärt es 
schon, warum das in der Politik befolgte Prinzip, das System, 
nicht in dem allgemeinen Beiwort sein wesentlichstes Merkmal 
hat, sondern dieses aus der besonderen Herleitung des Prinzips, 
aus der Art seiner Anwendung geschöpft werden muß. Jeden- 
falls werden wir dabei auf die andere Verschiedenheit von 
staatlichen Grundlagen (Prinzipien)?2), welche beharrend, und 
politischen Grundsätzen (ebenfalls Prinzipien), welche wechselnd 
sind, geführt, wobei letztere eben u. U. zum System umschlagen. 
Die notwendige Hervorbringung des einen aus dem anderen, 
des politischen Systems aus dem staatlichen Prinzip, macht es 
dann aber auch begreiflich, daß bei Ranke auch der „Schwer- 
punkt des politischen Gesamtverhaltens‘“ ebenso häufig als Prinzip 
wie als System bezeichnet wird, mag es sich beispielsweise für 
beide um Ausgleich, Duldung, Ordnung oder Gesetzlichkeit 
handeln, also um Fragen meist des inneren Staatslebens. Doch 
darf auch die nach außen gerichtete Seite der Politik hierbei 
nicht übersehen werden, welche ebenso wie die innere in Ge- 
walt oder Kampf, Schutz oder Schonung?), ferner jedoch in 
Gleichgewicht oder Bündnis ihr Wesen haben kann. Zu mehrerer 
Klarheit sei angeführt, wie Ranke einmal ein System beschreibt, 
nämlich dasjenige des ersten Stuart, welches, nach dem Urteil 
des Geschichtsschreibers, dieser zwar nicht ohne Erfolg be- 
hauptete, das aber die Probe eines Krieges, in welchen der 
zweite Stuart sich verwickeln ließ, nicht bestand. In jenem 
System sollten nämlich ‚die Prärogative des Königtums von 
Gottes Gnaden und die bischöfliche Verfassung die Grundlage 


') Welte, 9, S. 216. 

1) Vgl. dazu S. W. 43/44, S. 518: Einst blühten auch andere Nationen usw., 
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der öffentlichen Gewalt bilden, der äußere Friede dazu dienen, 
den inneren zu erhalten", Wir sehen also hier auf Grund 
des monarchisch-hierarchischen Prinzips ein System der Auto- 
rität und friedlichen Entwicklung ergriffen, welches so lange 
als brauchbar sich erwies, bis „ein Krieg für das Innere zum 
Anlaß ward, daß alle widerstrebenden Elemente sich regten“. 
Danach hat im vorliegenden Falle der Wechsel des Systems 
in einem Punkte, und zwar diesmal auf dem Gebiet der äußeren 
Politik, zu einer, allerdings vorübergehenden Erschütterung, ja 
zur Ausschaltung einer der prinzipiellen Grundlagen des Systems 
geführt. Doch mag gleich hier darauf hingewiesen werden, 
daß ein Zusammenhang zwischen der auswärtigen und der 
inneren Politik im Zusammenklang ihres Systems sich darstellt, 
gewiß aber nicht auf ihn allein sich beschränkt. 


8 7. System und Idee 


Wichtiger aber scheint mir die unmittelbare Rückverbindung, 
die, ebenfalls auf Grund von Rankes Wiedergabe jener seiner 
historischen Wahrnehmung, von dem Boden des angewendeten 
Systems zu den politischen Ideen sich findet, — mit welchen wir 
die Tendenzen, die Urheber der Prinzipien, zeitweise im Wider- 
streit liegen sahen. Denn es ist doch die Idee der Gewalt, der 
Gesetzlichkeit, des Gleichgewichts und desgl. anderen, welche den 
Inhalt des Systems bildet, mit deren Hilfe es erst seine poli- 
tische Form entwickelt. Auch für die Politik liegt ja ‚in den ein- 
mal zur Herrschaft gekommenen Ideen eine nötigende Gewalt“ ?). 
Deshalb wurde ‚die Idee der legislativen Omnipotenz der ein- 
heimischen Gewalten, die sich in England durchsetzte, zugleich 
das oberste Prinzip des nationalen Lebens‘“®). Für ein solches 
wurde uns aber bereits auch der Ausdruck ‚System‘ geläufig; 
wir müssen ferner uns sagen, daß jede solcher systematischer 
Ideen auch eine Tendenz birgt, genau wie die allgemeinen; 
und endlich lesen wir auch bei Ranke noch den geschichts- 
philosophischen Satz, daß ‚der Geist, als Prinzipium wirksam, 
auf natürlichem Wege aus seiner Gegenwart und Vergangenheit 
eine neue Zukunft entwickeln werde. Um Rankes An- 
schauungen richtig folgen zu können, hat man demnach streng 
zu scheiden: die Idee eines Staates, d. i. zugleich sein geistiges 
oder formelles Prinzip, und das Prinzip oder System seiner 


1) S. W. 16, S. 115. N, S. W. 87, 8.210. s) S. W. 19, S. 239. 
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Politik. „Unter dem Prinzip des Staates haben wir nicht eine 
Abstraktion der Meinung, sondern sein inneres Leben zu ver- 
stehen; dies Prinzip verleiht jenen Formen der menschlichen 
Gesellschaft, die, ich leugne es nicht, ihr unentbehrlich sind, 
erst ihre bestimmende Modifikation, die Erfüllung der Realität‘ 1). 
Mit anderen Worten gesagt, ist dies eigentlich nur die ange- 
wandte Abwandlung des Ausspruchs, daß „die Form nichts 
anderes als die dargestellte Wahrheit‘ sei", Soviel verschiedene 
Formen es gibt, soviel sind auch verschiedene Wahrheiten. 
Das trifft nun auch für die Staatenwelt zu. Jeder Staat hat 
sein eigenes ursprüngliches Leben, das mit keinem anderen 
gleich ist), und da jedes Leben sein Ideal in sich trägt, gibt 
es auch für den Staat einen angeborenen, bei seinem Ursprung 
eingepflanzten innersten Trieb des geistigen Lebens: die Bewegung 
nach der Idee, nach einer größeren Vortrefflichkeit‘.. Danach 
müßte die Entwicklung von einer Grundidee aus einer höchsten 
Idee zugehen. Man wird es verstehen, wenn im Hinblick auf 
solche „Unbestimmtheiten‘“ der Stil Rankes als „ziemlich apo- 
kalyptisch für Durchschnittsleser‘‘ gekennzeichnet und selbst 
den Ranke-Auslegern ‚reichliches Kopfzerbrechen‘ zugestanden 
wird). Alle Rätsel lösen sich jedoch leichter, sobald man die 
Anwendung solcher Mystik auf die politische Praxis, auf die 
historische Begebenheit prüft: also die Formung der neuen 
Wahrheiten, die Art des geschichtlichen Geschehens. Denn 
damit dies werde, muß zu dem ‚göttlichen Anhauch“, als 
welchen Ranke die Idee begreift und bezeichnet, noch ,mensch- 
licher Antrieb“ hinzutreten, — keine Kraft, die zwingt, sondern 
eine, die solche „durch die geheime Wirksamkeit zusammen- 
haltender Ideen allmählich gebildete große Gemeinschaften“ 
leitet®), oder, um es wieder anders auszudrücken, die politischen 
Prinzipien handhabt. 

So sind denn die Ideen Rankes, — mögen sie als 
Grundideen national zu erfassen sein, als Zeitideen eine 
universale Rolle spielen, als Zweckideen momentan inner- 
staatliche Beziehungen betreffen oder nach auswärts gerichtete 
Verhältnisse umfassen, — samt den in ihnen enthaltenen oder 
durch sie erregten Tendenzen, den mit ihnen verknüpften 
Prinzipien und Systemen allerdigs „nichts als historische Po- 
tenzen, die in den Tatsachen und Handlungen der Menschen 

1) S. W. 49/50, S. 823. » S. W. 10, S. 271. DS W. 49/50, S. 329. 
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ersichtlich sind“ 1). Denn: „die Begebenheiten entwickeln sich 
in dem Zusammentreffen der individuellen Kraft mit dem ob- 
jektiven Weltverhältnis‘‘?), und ‚die Entschlüsse der Menschen 
gehen von den Möglichkeiten aus, welche die allgemeinen Zu- 
stände darbieten“ 3). 


Sp Politische Interessen 

Darum darf die Staatsleitung nicht nur von der ‚leeren 
Idee des Staates“ aus vorgehen, — die, wir sahen es, Macht 
ist, sondern dic echte Politik muß eine historische Grundlage 
haben“ 4). Es ist damit freilich nicht gesagt, daß der Politiker 
diese Grundlage erst oder nur durch historisches Studium sich 
aneignen könne; vielmehr: „Praktisch lebt die Idee in den 
wahren Staatsmännern: sie ist die Regel ihres Verhaltens. In 
ihrem Denken, in ihrem Geiste konzentriert sich das geistige 
Dasein des Staates. Die materiellen Bedingungen, welche sie 
zu beschränken scheinen, geben ihnen vielmehr, da sie die 
Vergangenheit in sich fassen, Maßstab und Anhalt5).“ Die 
Machtpolitik der Staatslenker kann deshalb nicht systemlos ge- 
dacht werden. Wie aber ein politisches System erwächst, wie 
Ranke dies theoretisch und historisch meint wahrnehmen zu 
sollen, dessen haben wir uns nun noch einmal zu erinnern: 
aus Ideen, allgemeinen und notwendigen, besonderen und freien, 
aus Tendenzen und Prinzipien, die alle aufeinander wirkten und 
wirken; es ist ein Prozeß, bei welchem das Brodelnde, Brauende, 
Stürmende, Strömende, das Elementare in das Momentane über- 
geht, wo der Gedanke zum Interesse wird. „Es gibt nämlich 
keine so entschieden herrschende Tendenz der Meinung, daß 
die Interessen vor ihr zurückträten‘‘®), vielmehr „knüpfen die 


1) Ottokar Lorenz, Leopold v. Ranke, S. 63. 

”) S. W. 23, S. VII. ”) ebd. S. V. 

1) S. W. 49/50, S. 824. — Otto Diether in seinem schon genannten 
Buche möchte diesen Satz aus Rankes späteren Auffassungen freilich aus 
schalten, indem er auf jenes Geständnis hinweist, das der Geschichtsforscher 
bei seiner Antrittsvorlesung über den Zusammenhang von Historie und Politik 
abgelegt hat: „So weit ist die Historie davon, daß sie die Politik verbesserte, 
daß sie gewöhnlich vielmehr von ihr verderbt wird.“ Aber Ranke, welcher 
bei Herausgabe der „Sämtlichen Werke“ gerade an den seinerzeit in der 
Historisch-politischen Zeitschrift veröffentlichten Aufsätzen so manches ab- 
gefeilt und umgeschliffen hat, würde wohl kaum jene Worte haben stehen 
lassen, wenn sie nicht doch ihre innere Berechtigung hätten. Das Wissen 
um die historischen Grundlagen der Staatsbildung und des staatlichen Lebens 
kann der Politiker nicht entbehren. 

5) S. W. 49/50, S. 246. ©) ebd. S. 832, 
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Meinungen und Tendenzen sich an große Interessen !).“ So 
war es, um ein historisches Beispiel heranzuziehen, ‚eines der 
wichtigsten Interessen bei der Bildung fester Staatsgewalten, 
den Einfluß des römischen Hofes auf die Landesgeistlichen zu 
beschränken oder zu vernichten"? Ins Theoretische übersetzt, 
heißt dies eben, daß zwischen einem politischen Prinzip, welches 
sich entwickelt, — hier dem monarchisch-absolutistischen —, 
und einem politischen System, welches herrscht, welches besteht, 
— hier dem ständisch-hierarchischen —, daß zwischen Mühen 
und Meinen das Gegenwartsinteresse, das politisch Zweckvolle 
den historisch am deutlichsten erkennbaren Einschlag, das 
wirksame Moment in der Begebenheit bildet. Solche Inter- 
essen — eigentlich nichts als Zweckideen —, welche in Durch- 
führung politischer Systeme oder Durchsetzung politischer 
Prinzipien Berücksichtigung erheischen, sind entweder von an- 
erkanntem staatlichen Allgemeinwert, — merkantile, maritime, 
koloniale u. dgl. —, oft genug freilich auch persönliche, diese 
letzteren in der praktischen Politik jedoch nur dann zulässig, 
„sobald durch sie das allgemeine Interesse gefördert wird“. 
Diese „lebendigen Interessen‘, auf deren Zusammentreffen die 
politischen Handlungen der Menschen sich aufbauen?), werden 
natürlich ebenso oft auf dem Gebiete der inneren wie der aus- 
wärtigen Staatenpolitik sich regen oder von dorther sich ab- 
leiten lassen. 


§ 9. Elemente und Bewegung 


Für den Historiker, der auf ihre Erforschung und die 
Kenntnis ihrer Zusammenhänge ausgeht, erhebt sich dann die 
neue Frage, wie die Kraft der bedeutenden Menschen, vor- 
nehmlich der Staatslenker, welchen die Förderung jener Inter- 
essen oblag, den ‚Elementen‘ gewachsen war, die ihr sich 
entgegensetztend). ‚Denn die europäische Welt besteht aus 
Elementen von ursprünglicher Verschiedenheit, deren innerer 
Gegensatz und Kampf es eben ist, woran sich die Abwand- 
lungen der historischen Epochen entwickeln. Dem Ehrgeiz 
der Neuerung setzt sich der Mut, das Hergebrachte zu 
behaupten, mit Naturnotwendigkeit entgegent).“ So stehen 


1) S. W. 49/50, S. 124. ») S. W. 4, S. 830. 

D S. W. 14, S. 347. — Dazu auch S. W. 37, S. 160, wo Ranke „betrachten“ 
will, ob Papst Paul III sich zuletzt über die entgegenstrebenden Kräfte der 
Weltbewegung wirklich erhob, oder ob auch er von ihnen ergriffen worden ist. 
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beispielsweise im 14. Jahrhundert das feudalistisch-hierarchische 
und das städtisch-populare Element auf dem ganzen Kontinent 
einander gegenüber!). „Was nur erst emporkommt, so kräftig 
es auch erscheinen mag, ist der Zukunft noch nicht sicher: 
es muß mit den anderen Elementen um sie ringen?).“ Die 
historische Potenz, die Kraft, welche in dieser Form sich aus- 
spricht, ist also keine im Ungewissen schwebende, werbende 
mehr; sie ist nicht nur als drängende, beharrende, tragende 
Kraft vorhanden und fühlbar, sondern sichtbar und faßbar als 
kämpfende, kernige Kraft. Für den Politiker ist sie deshalb 
ebenso oft Kampfmittel wie Kampfgegenstand, Stütze!) wie 
Gefahrt); letztere Elemente von ferne zu erkennen und ihnen 
vorzubauen suchen, ist Aufgabe des vorausdenkenden Staats- 
mannes?). Sie sind, alle nicht immer nur geformte Kraft, kampf- 
gerüstete Bildungen religiösen, aristokratischen oder sonstigen 
Charakters, sondern häufig auch intellektuelle Erscheinungen 
persönlichen Ursprungs oder von allgemeiner Verbreitung: 
„ein Ehrgeiz, der es unternimmt, die Welt im großen um- 
zugestalten‘®); ein andermal Vorurteile, Meinungen, Über- 
zeugungen, die aus den Kampfkräften und Kampferfolgen, 
jedermann ergreifend, entspringen ‚und Gesetze für eine, wenn 
auch erst ferne, Zukunft in sich enthalten‘“?). Diese allgemeinen 
politischen Überzeugungen, welche aus den Konflikten und den 
Ereignissen einer Zeit so umfassend auftauchen, daß niemand 
ihnen zu widerstreben vermag, welche ‚dann die Welt praktisch 
beherrschen‘, sind „selbst ein Ereignis“ 8). Als solche Elemente 
des politischen Lebens erwiesen sich etwa um die Mitte des 
17. Jahrhunderts mächtig: in Deutschland der religiöse Gedanke, 
in Italien der Widerwille gegen die Alleinherrschaft fremden 
Einflusses, in Spanien das provinzielle Selbstgefühl?). 


1) S. W. 8, S. 37. 1) S. W. 14, S. 228. 

"RW. 23, S. V. „Bedeutende Erfolge werden nur unter Mitwirkung 
der homogenen Weltelemente erzielt.“ 

t) S. W. 23, S. 187. Wallenstein erlebt bei Lützen, „daß die Elemente, 
mit denen er kämpfen mußte, seinen Streitkräften überlegen waren.“ 

5) S. W. 7, S. 40. 6) S. W. 4, S. 6. 

7) S. W. 5, S. 196. Nicht historische Gesetze natürlich, sondern Gesetze 
des allgemeinen und des politischen Lebens erwartet Ranke von solchen 
intellektuellen Elementen; aber sie sollen dazu beitragen, den Historiker 
„die Regel des Werdens“ finden zu lassen. (S. W. 49/50, S. 327.) 

5) S. W. 37, S. 242 u. S. W. 49/50, S. 581. 

DS W. 49/50, S. 826. 
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In dem Organismus des Staates gibt es eben keinen toten 
Punkt, keinen starren Stillstand. Er ist selbst ja eine „Modi- 
fikation wie des menschlichen so auch des nationalen Daseins‘‘!), 
An ihm und durch ihn ist alles Abwandlung, also Bewegung: 
sie trägt den Charakter der Gährung, der Entzweiung, der 
Abweichung, der Lossagung; der Irrung, der Erhebung, des 
Abfalles, der Hemmung, der Bedrängnis, der Verwirrung; der 
Fortbildung, des Zusammenschlusses, des Zuwachses und 
anderen mehr. Im Bildersaal der Historie wird diese Bewegung 
dargestellt als Begebenheit des äußeren oder des inneren Lebens 
der Staaten nach den Momenten des Ursächlichen und des 
Umfangs, des Verlaufes und der Folgen. Ranke sieht diese 
Bilder mit dem Auge des leitenden Staatsmannes, sieht sie mit 
Vorliebe von oben her und gibt sie in seiner Darstellung, bei 
aller Berücksichtigung der unwägbaren Kräfte, als Ausfluß und 
Einfluß, als Wirkungen der Politik wieder. Daß er dabei 
„vornehmlich die äußere Politik ergründet bat", läßt sich 
nicht leugnen; eben dies Ergründen aber mußte ihn mit 
Notwendigkeit auf deren Zusammenhang mit der inneren 
Politik führen. 


Nach allen bisher gewonnenen Einsichten wird es von 
vornherein ausgeschlossen erscheinen, aus einer Zusammen- 
stellung von Rankes Anschauungen über jenen Zusammenhang 
etwa ein System ableiten zu wollen oder aufbauen zu können. 
Ebensowenig dürfte, bei der Fülle und Verschiedenheit des in 
den sämtlichen Werken vorliegenden Stoffes, es glücken, eine 
allmähliche Entwicklung in diesen Anschauungen über die 
gegenseitige Bedingtheit in den doppelten Polen jeder Politik 
festzustellen. Der Versuch, zum Gewinn einer Gesamtan- 
schauung zu gelangen, wird deshalb doch nicht aufgegeben 
werden dürfen. Im folgenden Hauptteil der Untersuchung soll 
dazu die Methode befolgt werden, an der Hand von Rankes 
Geschichtsdarstellungen aus dem Gesamtgeschehen die bedeuten- 
deren Epochen herauszuschälen, aus diesen Zeitaltern oder 
Völkergeschichten wiederum die entscheidenden Begebenheiten 
herauszuheben, bei ihnen aber auf das politische Moment 
zurückzugreifen und zu fragen, inwieweit in diesem der ge- 
suchte Zusammenhang der auswärtigen Interessen mit den 
inneren von dem Historiker wahrgenommen wurde. Vielleicht 


1) Max Lenz, Kleine historische Schriften, S. 10 erklärt dies für eine 
Folge von Rankes Fragestellung nach der Entwicklung des Systems. 
Zeitschrift für Politik. 7. 33 
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darf man auch von der vergleichenden Verbindung einiger 
Zeitalter oder Staatengeschichten Ergebnisse erwarten, die weiter- 
führen. In noch einer anderen Richtung aber wird die Auf- 
merksamkeit bei unserer Untersuchung sich zu bewegen haben, 
nämlich in dem Bestreben, zu erkennen, ob etwa im Gesamt- 
verlaufe der Geschichte die Zusammenhänge der Politik des 
Innern und nach Außen engere oder weitmaschigere geworden 
sind, sowie an welchen Stellen der allgemeinen Entwicklung 
oder bei welchen besonderen Ereignissen eine bleibende Locke- 
rung oder Schürzung der Fäden einsetzt. Im ganzen also 
kennzeichnet sich für uns die Aufgabe dahin, von der Art 
aus, wie Ranke nach deren Richtung den historischen Moment 
erfaßt, einer Ideengrundlage seiner Geschichtsschreibung nahe- 
zukommmen und darüber hinaus einer allgemeinen Anschauung 
jener politischen Zusammenhänge überhaupt uns zu versichern. 


3. Wechselbeziehung aus Epochen der Völkerbewegung 


8 10. Die Osmanen 


Die Tendenz, den Zusammenhang zwischen dem inneren 
Wesen und dem auswärtigen Erleben eines Staatengebildes zu 
erfassen und herauszuarbeiten, macht sich deutlich in Rankes 
Buch über die Osmanen bemerkbar. Der Historiker will hier 
zeigen, wie das Reich kriegerischer Oberhäupter und fort 
gesetzter Eroberungen der „ungeirrten Disziplin‘ seiner mili- 
tärischen Einrichtungen und seiner Sklavenerziehung bedurfte !); 
wie schon im Beginne des 17. Jahrhunderts das Fehlen jener, 
die Mängel dieser zwar nicht sogleich zum Verfall, aber doch 
zu „wachsender innerer Verwirrung“ führten?).. So schildert 
er denn in raschen großen Strichen die Gliederung des ganzen 
Organismus, nachdem er zuerst die Frage aufgeworfen hat, 
worauf denn ‚die wesentliche Kraft, die Energie dieses Reiches, 
mithin zugleich der Erfolg seiner Eroberungen‘“ beruht habe; 
und auf dreierlei macht er aufmerksam: auf „das Lehensystem, 
das Institut der Sklaven und die Stellung des Oberhauptes?).“ 
Zwei „Korporationen“ entwickeln sich aus jenen Einrichtungen: 
die Lehensgemeinschaft der Timarli, ohne Vererbung in der 
Familie, ohne Adel, ohne Rangordnung in sich selbst, aber mit 
Erb- und Erwerbsansprüchen ihrer nachfolgenden Generationen; 
sowie ferner: die Kriegerkaste der Janitscharen und besoldeten 


1) S, W., 85/36, S. 22. nm ebd. S. 87. 2) ebd. S. 5. 
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Sipahi. Sie haben Verwaltung und Anführung in Händen; 
während die größere Hälfte der Sklavenmenge den Kern des 
Heeres zu Pferde und zu Fuß ausmacht!). Ohne Selbständigkeit, 
ohne Familienbesitz, ohne Jurisdiktion, ohne Anhang sind alle 
diese in ihrer Lebensweise durchaus militärisch geordnet, auf 
unbedingten Gehorsam eingeübt, „in jeder Tätigkeit von dem 
Winke des Großherrn abhängig, von dem entweder glänzende 
Belohnung oder Absetzung oder Tod zu erwarten war?).“ „Wir 
erkennen,‘ schreibt Ranke, „daß der so gegliederte Organismus 
zweier Dinge bedurfte: zu seiner Belebung eines Menschen selber 
von lebendigem Geist und freien großen Trieben der Seele; zu 
seiner Bewegung und Tätigkeit immerwährender Feldzüge und 
fortgehender Eroberungen, mit einem Wort des Krieges und 
eines kriegerischen Hauptes?).‘“ 

Die auswärtige wie die innere Politik erscheint also in 
diesem Staatswesen durch dessen Grundideen vorgezeichnet, 
„Bedarf der Despotismus der Sklaven, so bedürfen die Sklaven 
des Herrn®).“ Die damit verbundene Methode, beim Ableben 
eines Sultans nur einen als berechtigt bezeichneten Erben am 
Leben zu lassen, durch welche die Alleinherrschaft eines neuen 
Despoten sogleich auch äußerlich sichergestellt wurde, konnte 
jedoch nicht hindern, daß auch Sultane zur Regierung kamen, 
denen ein friedfertiges, ja untätiges Dasein angenehmer dünkte 
als das willensmächtige Streben, welches die historische Aufgabe 
ihrer Stellung war. Ein Gegengewicht, einen Ersatz für solche 
unfähige Naturen bildete die Einrichtung des Wesirats, die Er- 
nennung eines unumschränkten Stellvertreters, in dessen Händen 
dann also die Reichsverwaltung und alle „tätige Macht“, „ein 
großer Teil des öffentlichen Glücks“ lag’). Ranke weist nun 
nach, wie bald sultanische Willkür, bald sultanisches Mißtrauen 
den Wesiren es erschwert oder unmöglich macht, „jene Selb- 
ständigkeit und Stetigkeit zu erwerben, ohne welche keine Ver- 
waltung möglich“ ist; wie durch häufigen Wechsel dieses ‚Ordners 
der Welt“ Art und Weise der Verwaltung, Grundsätze und Ge- 
wohnheiten der obersten Behörden nicht minder häufig sich 
ändern; wie endlich eine neue Regierungsweise sich herausbildet, 
„die in den Händen der Günstlinge innerhalb des Serai ist, in 
den Händen der Mütter der Sultane oder ihrer Gemahlinnen 
oder der Eunuchen®).“ Sehr fein und treffend kennzeichnet 


1) ebd. S, 11. 7) ebd. S. 14. D S. W. 35/86, S. 21. 
t) ebd. S. 31. 5) ebd. S. 32. D ebd. S. 86 ff. 
83* 
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dann Ranke das Ergebnis dieser Entwicklung gegenüber den 
früheren Zuständen durch den Satz: ‚Jene innere Energie, 
welche den Feldherrn und sein Heer zu fortwährenden Erobe- 
rungen zusammenknüpfte, war verloren !).“ Der Staat hatte an- 
gefangen, Grenzen zu bekommen: im Osten gegen die Perser, 
im Westen gegen das deutsche Reich; bei Lepanto ward auch 
die Übermacht der Türken auf dem Meere gebrochen. Damit 
ist der entscheidende Wendepunkt der Dinge eingetreten. Im 
Innern kämpfen nun die Elemente widereinander, die früher 
zu den reißenden Erfolgen zusammengewirkt hatten?). Statt der 
Timarli tritt jetzt der „Stand der Ulemas, der sich dem Dienste 
der Gerechtigkeit, des Gesetzes und der Religion widmete°)‘“, 
neben den Janitscharen als eine derjenigen Korporationen auf, 
welche, weil sie tätig erscheinen, die wahre Macht im Staate 
bilden‘. Aus den Ulemas geht ein geistlicher Vertreter des 
Großherrn hervor, der neben der weltlichen Bedeutung des 
Wesirs einen vorwaltenden Einfluß in allen Teilen des Reiches 
ausübt. 

Die obersten Häupter der Ulemas sind es nun, die in dem 
fortdauernden Unglück der Feldzüge ein Gottesurteil sehen und 
im Einverständnis mit den Obersten der Janitscharen nach der 
Schlacht von Zenta den Großherrn veranlassen, jenen Frieden 
von Karlowitz zu schließen, als dessen Grundlage der durch 
so viele Verluste geschmälerte Besitzstand der Türkei anerkannt 
wurde. „In der Verflechtung der äußeren und inneren Politik 
lag es aber, daß die beiden Korporationen hierauf auch im 
Innern die Oberhand behielten. Durch Übereinkunft der Janit- 
scharen und der Ulemas mußte Mustafa II seinem Bruder 
Achmed den Thron überlassen, der dann 27 Jahre hindurch 
nicht ohne Ruhm regierte, bis auch er (1730) durch die Macht 
gestürzt wurde, die ihn erhoben hatte. Denn das war nun 
gleichsam die bewußte Verfassung des türkischen Reiches, daß 
dem Sultan zur Seite ein unabhängiger, thronfähiger Sprosse 
des Geschlechtes erhalten ward; wenn der regierende Fürst den 
beiden Körperschaften nicht mehr genügte, ward er vom Thron 
geworfen und durch seinen nächsten Verwandten ersetzt. In 
dieser Monarchie, welche als die absoluteste von allen erschien, 
war doch die höchste Gewalt nur auf Zeit, mit Vorbehalt der 
Zurücknahme, verliehen. Und auch in der Leitung der Staats- 


1) S. W. 86/386, S. 57. ?) ebd. S. 57. D ebd. S. 67. 
4) ebd. S, 11. 
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geschäfte hatten die Großherren keineswegs freie Hand!).“ 
Eine kurze Schlußbetrachtung Rankes enthält dann noch den 
Hinweis, wie in der Folgezeit, auf Grund des religiösen Ver- 
hältnisses zu den unterworfenen Untertanen, der schlechten 
Verwaltung sowie der eigenen kulturellen Rückständigkeit der 
Türken gegenüber der Umwelt, im Innern allenthalben Empö- 
rungen ausbrachen und die auswärtigen Kriege wieder angingen; 
wie durch die vom Sultan im Bündnis mit den Ulemas vollzogene 
Vernichtung der Janitscharen die Heeresverfassung des Landes 
auf einen anderen Boden gestellt ward, ohne doch dessen Wider- 
standsfähigkeit fest zu begründen. ‚Denn worauf beruht allent- 
halben die Entwicklung der Macht als auf der systematischen 
Heranziehung der unteren Volksklassen zum Waffendienst? 
Unter den Osmanen ist eine solche durch Verfassung und 
Religion verboten?" Dies ist inzwischen freilich anders ge- 
worden; wie wenig es der Türkei zu neuer Größe verholfen, 
haben wir ‚„staunend selbst erlebt‘. 


& 11. Folgerungen 


Aus der ganzen Darstellung Rankes aber geht hervor, was 
er an anderer Stelle anmerkt, daß das Leben des osmanischen 
Reichs durchaus in seinen inneren Beziehungen liegt?).. Eine 
Macht, d. h. „ein Volksgemeinwesen, welches zu Angriff und 
Verteidigung gleich geeignet und eingeübt ist*),‘*“ war die Türkei 
nur damals und solange, nur so oft als die zusammenhaltende 
Ordnung der inneren Verhältnisse ihr eine Ausdehnungspolitik 
gestattete. Die in der inneren Verfassung immer weitergreifende 
Beschränkung der obersten Gewalt hat hier die selbständige 
Betätigung nach außen gelähmt, ja, man möchte sagen, ab- 
geschnitten. Mit dem Niederschlagen der Janitscharen haben 
die inneren Bewegungen nicht aufgehört, nur eine andere Ge- 
stalt gewonnen. Über die ganze Oberfläche des türkischen 
Reiches hin bildeten sich selbständige Gewalten, und es ist 
offenbar, „daß in diesem Zustande eines inneren Kampfes, der 
die Schwächung der bisher dominirenden Gewalt und das 
Emporkommen der bisher Unterdrückten in sich schloß, das 
osmanische Reich unfähig wurde, den Kampf mit irgendeiner 
europäischen Macht ernstlich aufzunehmen. Sein Bestehen ward 
vielmehr abhängiger als je von dem Verhältnis der europäischen 
Mächte untereinander).‘ Der Sinn jener inneren Bewegung 


1) S. W. 35/36, 8.80f. "gw 35/36, 5.83. *) S. W. 43/4, S. 285. 
‘) Weltg. I, 2, S.119. 5) S. W. 43/44, S. 327. 
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aber, welche selbständige Gewalten schuf, war gewesen, daß 
„die Rajah zur Nation geworden 'ist!).‘“ Dieser nationale Inhalt 
fehlt dem türkischen Staatswesen noch heute; dieser innere 
Mangel trägt dazu bei, daß es eine eigene auswärtige Politik 
nicht zu leisten und durchzuführen vermag, und daß noch heute 
das größte historisch-politische Problem: — der Widerstreit der 
aus der Tiefe der Jahrhunderte hervorgegangenen nationalen 
und religiösen Gegensätze im Orient und ihr Verhältnis zum 
Occident“ — ungelöst ist?). 


8 12. Reformation und Revolution 


Den kurzen Abriß über den Zusammenhang zwischen aus- 
wärtiger und innerer Politik bei den Osmanen den übrigen 
Untersuchungen voranzustellen, schien mir schon durch den 
elementaren Gegensatz geboten, in welchem deren Reich zu 
der großen germanisch-romanischen Völkergemeinschaft steht, 
deren Erleben Ranke sonst fast allein zum Gegenstand seiner 
Geschichtsforschung und Geschichtsdarstellung genommen hat. 
Wer nun, wie auch wir hier, den allgemeinen oder den engeren 
Zusammenhängen allen großen Geschehens in dieser Völker- 
gemeinschaft nachgehen will, wird gern zunächst einem jener 
merkwürdigen Zeitabschnitte sich zuwenden, in denen die Welt 
gewissermaßen ihr Antlitz verändert, weil in ihnen Entwicklungs- 
reihen in besonders reicher Anzahl oder von besonderer Bedeutung 
ebensowohl ablaufen wie sichtbarer hervortreten zu wollen scheinen. 
Rückblickend werden wir da zumal auf zwei Ereignisse geführt, 
die tief in das geistige Weltbild wie in das Verfassungsleben der 
Staaten eingegriffen haben, zur Revolutions- und Reformations- 
periode. In beiden historischen Entwicklungen treten im Grunde 
große innerstaatliche Reformbestrebungen in die Erscheinung, 
die von einer starken, schon bis zur Revolutionierung der Geister 
gehenden innerlichen Bewegung vorbereitet und begleitet sind; 
nur schmal ist eigentlich die Schranke, schwach die Grenze, 
welche die Bezeichnung „Revolution“ jenen Zeitereignissen ver- 
sagt, deren Anfänge in jenes Menschenalter fallen, dessen Mitte 
um die Wende des 15. und 16. Jahrhunderts liegt. Anders hat 
die Geschichte bei Bewertung der Vorgänge in Frankreich am 


1) S. W. 43/44, S. 271. 

"NRW 85/36, S.83. Die kriegerischen Wirren auf dem Balkan von 
1912/13 widersprechen dem nicht, am allerwenigsten auch der Anschauung, 
daß das Leben des osmanischen Reichs durchaus in seinen inneren Bezie- ' 
hungen liegt. 
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Ausgange des 18. Jahrhunderts, welche ebenfalls nur reformato- 
rischen Ursprungs waren, doch die Benennung mit dem schärferen 
Namen, anknüpfend an die hervortretendste politische Absicht, 
gewählt; der politische Erfolg ist auch bei dem historischen 
Ereignis der Reformation schließlich ein revolutionärer gewesen. 


§ 13. Reformationsgeschichte in Deutschland 


Um nun zunächst die Zusammenhänge zwischen auswärtiger 
und innerer Politik im deutschen Reiche während des Refor- 
mationszeitalters deutlich zu erkennen und richtig einzuschätzen, 
wird man nicht umhin können, mit kurzen Worten auf die Art 
des Zustandekommens politischer Entschlüsse in jenen Verhält- 
nissen überhaupt hinzuweisen. Der leitende Staatswille, der die 
Interessen des Reichs zu wahren hatte, war nämlich nach der 
Verfassung mitnichten ein einheitlicher, sondern beruhte, vor 
allem für das Innenleben des großen Reichsverbandes, auf Ver- 
einbarung zwischen dem Kaiser und dem Reichstag. Ebenfalls 
die Machtäußerung jenseits der Grenzen war von diesen beiden 
Faktoren abhängig, wenigstens sobald sie nicht mehr lediglich 
durch das Geschick diplomatischer Verhandlungen zu erreichen 
war, sondern Heeresfolge verlangte. Für das Zustandekommen 
des Staatswillens war es also wichtig, daß mindestens die Inter- 
essengemeinschaft zwischen Reichsoberhaupt und Reichsständen 
nicht wesentlich gestört wurde. 


8 14. Maximilian I. 


Seiner „Deutschen Geschichte im Zeitalter der Reformation“ 
hat Ranke nicht nur eine Ansicht der früheren Deutschen Ge- 
schichte vorausgeschickt, sondern auch ein für unsere Zwecke sehr 
lehrreiches erstes Buch über ‚Versuche, dem Reiche eine bessere 
Verfassung zu geben“. Es handelt sich dabei wesentlich um jene 
„ständische Regierungsform, die schon 1487 in Überlegung 
genommen, 1495 entworfen und vorgeschlagen, 1500 ins Werk 
gesetzt, aber durch Maximilian I wieder beseitigt worden 
ist!).“ Die Zusammenkunft von Worms entschied das Schicksal 
aller dieser Bemühungen. Sie waren von den Ständen, aber 
zeitweise auch von Maximilian I, durchaus ernstlichen Willens 
angeregt und gefördert worden. Jene hatten mehr die inneren 
Angelegenheiten im Auge, als sie für Krieg, Finanzen und 
Recht gemeinsame haltbare Ordnungen einzuführen gedachten, 
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durch die nicht zwar der Würde, wohl aber der Willkür des 
Kaisers und übrigens auch ihrer eigenen landesfürstlichen 
Macht Eintrag geschehen wäre. Maximilians I in ähnlicher 
Richtung sich bewegende Absichten gingen mehr vom Stande 
der äußeren Angelegenheiten aus; durch die von ihm für 
Verfassung und Verwaltung bevorzugten und geförderten Ein- 
richtungen suchte er vor allem die monarchische Gewalt des 
Reiches zu behaupten. Dennoch war in den beiderseitigen 
Bestrebungen genug Gemeinsames: auf dem Gebiet der inneren 
Politik eben jenes Bedürfnis nach Reform, nach außen hin 
aber das Festhalten an der politischen Idee des deutschen 
Kaisertums. Wie die Verhältnisse lagen, war — infolge der 
Ausbreitung französischer Macht in Italien sowie aus Anlaß 
persönlicher Streitpunkte zwischen Maximilian I und Karl VII 
von Frankreich — jene Idee anscheinend nur mit Waffengewalt 
durchzusetzen. Noch im Jahre 1507 erklärten die Stände auf 
dem Reichstag zu Kostnitz, „sie seien entschlossen, nach ihrem 
Vermögen zur Erlangung der kaiserlichen Krone beizutragen‘ !), 
— und dieses, obwohl von allen durch sie geforderten Ein- 
richtungen für strengere Gemeinschaftlichkeit der Glieder des 
Reiches nur noch das Kammergericht wirklich ins Leben treten 
sollte. Da nun wurde es verhängnisvoll, daß eines der Reichs- 
glieder, die Schweiz, um wie ihre Kriegsverfassung, so auch 
ihr eigenes Rechtsleben zu wahren, zu den Waffen griff. Der 
deutsche König war am Romzug zunächst gehindert, in einen 
Feldzug am Oberrhein verwickelt und, da dieser nicht glücklich 
für ihn ablief, genötigt, der Schweiz eine nicht unbedeutende 
Selbständigkeit zuzuerkennen. Die weitere Auswirkung dieses 
Ereignisses faßt Ranke in die Bemerkung zusammen: „Einen 
unermeßlichen Einfluß haben doch immer nicht 
minder bei uns als bei anderen die Erfolge des 
Krieges auf den Gang der inneren Angelegenheiten 
gehabt?)‘“ Er erinnert daran, daß „alle jene Versuche, das 
Reich im Sinne der Stände zu konstituieren, mit dem (schwä- 
bischen) Bunde zusammenhingen, durch welchen Maximilian 
zum römischen König gewählt, Osterreich und Niederland 
behauptet, Bayern zur Unterwerfung genötigt wurde. Bei dem 
ersten größeren Unfall dagegen, jenem unglücklichen Zu- 
sammentreffen mit der Schweiz, bekam diese Verfassung einen 
Stoß, von dem sie sich nie wieder erholen konnte. Auch die 
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Stellung, welche der König selbst nunmehr angenommen, be- 
ruhte auf dem Glück seiner Waffen im bayrischen Kriege. 
Kein Wunder, daß nach den großen Verlusten, welche er jetzt 
erfuhr, alles schwankte und die fast überwunden scheinenden 
Oppositionen sich aufs neue erhoben.“ Daran hat auch die 
Tatsache nichts geändert, daß Maximilian I dann bald auf 
eine ebenso einfache wie bis dahin ungewöhnliche Weise zum 
Kaisertitel gelangte, — er nahm ihn nach Überschreiten der 
Alpen schon in Trient an, — und der Welt die Idee erneuerte, 
daß er als Oberhaupt der deutschen Nation zugleich den 
höchsten Rang in der Christenheit. selbständig einnehme. In 
den auswärtigen Angelegenheiten war damit dem Bedürfnis 
der Stände nach Einigkeit mit der Zentralgewalt vorläufig 
genug geschehen. Obwohl auch sie erkannten, daß die Wahrung 
der Idee durch wirkliche auswärtige Erfolge gestützt werden 
müsse, erwies sich doch, aus ihrem von den inneren Verhält- 
nissen des Reiches genommenen Standpunkte her, mächtiger 
der Wunsch nach Wahrung eines eigenen Einflusses auch auf 
die auswärtigen Angelegenheiten, das Bestreben, durch Mit- 
raten auch hier an der Reichsregierung teilzunehmen. Der 
Absicht des Kaisers, gegen Venedig zu Felde zu ziehen, — ‚zu 
einer Eroberung, deren Besitz sie aller Lasten, welche man 
sehr ungern trug, überhoben und ein gemeinschaftliches Inter- 
esse gesamter Stände gebildet hätte“‘!), — versagten sie ihre 
Mitwirkung und setzten dagegen das Verlangen nach Be- 
kämpfung der Franzosen und dem Gewinn Mailands. Die 
Wichtigkeit des Augenblicks für die auswärtige Lage war auf 
beiden Seiten anerkannt; eine Vereinbarung aber kam nicht 
zustande. Ranke schließt hieraus auf „eine in der Sache 
liegende Unmöglichkeit‘; welche dies sei, ergibt sich wohl 
aus einer anderen Stelle, an der es heißt: „Es mag Ver- 
fassungen geben, welche durch Kriegsbewegungen 
gefördert werden; niemals aber werden das solche 
sein, die ein starkes föderatives Element in sich 
schließen, ohne daß doch die Gefahr des Miß- 
lingens allen gemein wäre?)‘ War jene früher beige- 
brachte Ansicht über den Einfluß des Krieges, — und Krieg 
bedeutet doch schließlich nichts anderes als auswärtige Politik 
schärfsten Stils — auf die inneren Angelegenheiten recht all- 
gemein gehalten, vermißt man an ihr noch das Richtung- 
gebende, so tritt uns jetzt die Wechselwirkung aus beiden Ge- 
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bieten des politischen Lebens schon näher vor Augen. Die 
allgemeine Gefahr liegt natürlich in der Ungewißheit des Aus- 
ganges jeder Kriegsbewegung, die besondere des Mißlingens 
in der „zersetzenden Wirkung‘!), die auch bei anderen histo- 
rischen Begebenheiten auf anderem Boden sich beobachten 
läßt. Dafür sei auf die frühe französische Geschichte hinge- 
wiesen, die Folgen der englischen Kriege und namentlich des 
Verlustes von Calais. In der auswärtigen Politik wurden 
damals Frankreichs aggressive Stellung durch sie geändert; 
im Innern wurde eine neue Macht, die der Städte, ‚vollends 
entbunden und zu politischer Erhebung aufgerufen‘ 2). 

Nur ein Auftakt zur Prüfung des Zusammenhanges zwischen 
auswärtiger und innerer deutscher Politik im Reformations- 
zeitalter kann diese bisherige Betrachtung sein. Ihr bemerkens- 
wertes Ergebnis, die Bedeutung einer einheitlichen Staatsleitung 
für den Zusammenhang allen politischen Geschehens, erinnert 
an das Geschick des Osmanenreichs insoweit, als dort auch ein 
ins Wesen der obersten Staatsgewalt eingetretener Dualismus, 
zunächt freilich anderer Form, ihrer energischen Wirkung nach 
außen Eintrag getan hat. Dort war eine Spaltung des ur- 
sprünglich einheitlichen Staatswillens erfolgt durch selbstherr- 
liche Einfügung eines neuen, nicht etwa beschränkenden, sondern 
wirksam sein sollenden, aber immer wieder beschränkt werden- 
den Verfassungsorgans. Das Wesirat war nur ein schnell aus- 
wechselbares Ersatzstück im Mechanismus des Regierungs- 
apparates, dessen Gesamtfunktion durch jene Anbringung keines- 
wegs belebt, geschweige denn erleichtert wurde. Eine Störung 
des Ganges macht sich zuerst durch Fehlen des Erfolges in 
der auswärtigen Politik geltend, welches das Emporkommen 
zersetzender Kräfte im Innern begünstigt. Nicht viel anders 
aber spielt sich, wie wir erkennen werden, die Entwicklung 
von dem Punkte aus ab, wo wir in der deutschen Geschichte 
durch Ranke auf die Gefahr der föderativen Verfassungselemente 
aufmerksam gemacht werden. 


8 15. Karl V. 


Unter Karl V finden wir alle Schwierigkeiten erhöht, welche 
im Deutschen Reiche der Gestaltung des staatlichen Willens 
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zu einem einheitlichen sich entgegenstellten. Das geschieht 
von keiner Seite mit plötzlicher Willkür, sondern ergibt sich 
aus den allgemeinen Verhältnissen des Reiches und den per- 
sönlichen des Reichsoberhauptes. Der neue Kaiser ist neben - 
dieser Würde, welche ihm die Pflicht einer deutschen Politik 
auferlegt, Besitzer einer über den Boden von ganz Europa ver- 
teilten Hausmacht mit eigenen politischen Interessen. Während 
er an dem Bekenntnis derjenigen Kirche festhält, deren Dogma 
und Organisation seit Jahrhunderten die romanisch-germanischen 
Völker einheitlich umspannt, erhebt sich im Deutschen Reiche 
eine religiöse Bewegung, welche die Landschaften und Fürsten, 
die von ihr ergriffen werden, zur höchsten geistigen Macht, 
die in ihrem Oberhaupt aber auch weltliche Interessen vertritt, 
zuerst in Gegensatz bringt, dann von ihr loslöst. Die religiöse 
Spaltung wird zur politischen, und ein schon vorhandener Dua- 
lismus wird gesteigert, sobald, — hier gleichviel aus welchen 
Gründen, — den lokalen Herrschgewalten die Regelung der 
Glaubensangelegenheit überlassen wird. Die Möglichkeit, auf 
allen Gebieten der Politik zur Einheit zu gelangen, ist ein für 
allemal erschwert, die oberste Reichsgewalt gehemmt und 
geschwächt. Teilnahme am Regiment im Innern und Mitent- 
scheidung über auswärtige Fragen bilden nach wie vor den 
Kernpunkt für die notwendige, aber immer seltener und 
schwieriger werdende Einigung der Verfassungsorgane Die 
alten nationalen Interessen enthalten Gegensätze zu dem der 
Krone entfremdeten Italien, zu Frankreich und zu den Osmanen. 
Nur bezüglich dieser letzteren bleibt das nationale Empfinden 
trotz der religiösen Spaltung allgemein unbeeinflußt. Der 
Kampf um Italien geht in der Hauptsache mit Frankreich; 
aber auf italienischem Boden, wo er ausgefochten werden muß, 
reiben sich auch die kaiserlichen Ansprüche mit den weltlichen 
Interessen des Papsttums. In diesem äußeren Gegensatz liegt 
dann wieder ein wichtiger Hebel für die Gestaltung der inner- 
deutschen Verhältnisse: seine Heftigkeit, das Maß seines Aus- 
gleichs bestimmen den Vorteil oder Nachteil für die kirchlich 
reformatorisch gesinnten, für die auch politisch auf Selbstän- 
digkeit hingewiesenen Reichsteile. Aber einzeln sind diese für 
ein solches Emporkommen doch zu schwach: so entsteht ihr 
Bund von Schmalkalden und damit neben Kaiser und Reichstag 
ein dritter Faktor von Einfluß auf die Reichsgesetzgebung und 
Reichssicherheit. Die Unmöglichkeit, die gegensätzlichen und 
durcheinander sich schlingenden Interessen zu vereinigen, führt 
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zu einem schweren Bruch des Reichsfriedens, dem schmal- 
kaldischen Kriege, dem später noch einmal eine Erhebung des 
Kurfürsten Moritz von Sachsen folgt. Damit ist die Reichs- 
einheit tatsächlich zerbrochen; die Wege eigener, selbständiger 
Fürstenpolitik sind energisch beschritten und sogar durch Ver- 
bindung mit dem Ausland gefestigt. Das föderative Element, 
welches vornehmlich in der Verfassung des obersten Regierungs- 
organs gelegen war, ist in die Gesamtgliederung hinabgesunken, 
die wahre Macht nicht mehr bei einer Zentralgewalt, sondern 
bei den Landesfürsten; deren Staatenpolitik unterscheidet sich 
unter Umständen sehr wesentlich von der Reichspolitik. Diesen 
Gang der Dinge galt es vorweg in das Gedächtnis zurückzu- 
rufen, um danach den Zusammenhang der auswärtigen Ereig- 
nisse mit den einzelnen bemerkenswertesten Begebenheiten der 
reformatorisch - revolutionären Entwicklung in bezug auf das 
politische Moment zu prüfen. 

Noch bei Lebzeiten Maximilians I war zu den Reform 
heischenden Lebensbedingungen des deutschen Reiches: — 
Heeresverfassung, Finanzen, Rechtsverfahren, — durch Luthers 
Auftreten die kirchliche Frage hinzugekommen. Damit begann 
das immer wieder auftauchende, berechtigte Bestreben, der 
Nation eine geordnete, in sich geschlossene Verwaltung zu 
verschaffen, die Interessen des Papsttums zu berühren, — 
nicht nur unmittelbar praktisch auf dem finanziellen Gebiet, 
indem man in Deutschland zu der Einsicht gelangte, daß die 
zahlreichen, der Kirche zufließenden Steuern sich gesunder für 
die Reichsverteidigung und Reichsverwaltung würden verwenden 
lassen, sondern auch mittelbar, da eine starke nationale Staats- 
gewalt notwendig den Einfluß der Päpste auf die Reichs- 
regierung hätte vermindern müssen. Dieser Einfluß war einmal 
durch die den Reichsgedanken bis dahin so tief durchdringende 
allgemeine Kirchenverfassung gegeben, also auf dem Gebiet 
der inneren Verwaltung; er gewann an Entschiedenheit und 
an Ausdehnung auf die auswärtigen Angelegenheiten durch 
den Umstand, daß der Papst ja das Staatsoberhaupt einer, 
wenn auch kleinen, weltlichen Macht, also bündnisfähig war, 
und gerade auf dem Boden Italiens, wo seit Jahrhunderten 
die auswärtigen Interessen der deutschen Reichspolitik lagen. 
Nicht mehr unter Maximilian I, sogleich aber mit dem Kaisertum 
Karls V ward der Kirchenstreit so sehr zum entscheidenden 
Einschlag in dem Netz aller Politik, daß Ranke feststellen 
durfte, wie die Protestanten ‚im Grund alles, was sie jemals 
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erreicht haben, hauptsächlich der allgemeinen Lage der Welt 
verhältnisse verdankten‘“!). 


8 16. Kaisertum und Reichsregiment 

Bedeutungsvoll in dieser Hinsicht war eben die Doppel- 
geitigkeit von Karls V eigener Machtstellung: die Verbindung 
einer gewaltigen Hausmacht mit den Rechten der Kaiserwürde; 
und zudem ‚fielen Reich und Kaisertum noch mitnichten zu- 
sammen; dies ist vorübergehend, jenes bleibt immer“ ?). Ranke 
anerkennt ausdrücklich, daß bei diesem Kaiser „nur aus dem 
Komplex seiner Reiche und Verhältnisse die Summe seines 
politischen Denkens hervorgehen konnte“ 8). Trotzdem stand 
er in seinen politischen Zielen den auf Besserung der kirchlichen 
Zustände gerichteten Bestrebungen an sich durchaus nicht fern, 
„Einer seiner ursprünglichen Gedanken, mit dem er bei seiner 
ersten Ankunft in Deutschland auftrat, war die Reinigung und 
Reform der Kirche, freilich in einem anderen Sinne, als in 
welchem Luther sie unternahm, in einem solchen, bei dem er 
als das weltliche Oberhaupt der lateinischen Christenheit be- 
stehen oder vielmehr erst wahrhaft auftreten konnte‘). Er 
ging eben ganz von einer universalen Idee aus; die nationale, 
auf welche die Bewegung in Deutschland sich stützte und 
beschränkte, war dem Kaiser nur ein Mittel der Politik, — 
wie denn auch auf anderem als kirchlichem Gebiete die welt- 
umfassenden Pläne Karls V im Reiche ihre Stützen suchten. 
Den eigentlichen Mittelpunkt für die Gesamtpolitik sah er in 
den deutschen Interessen, aber um so weniger, als seine Befug- 
nisse im Reiche von Anbeginn auf Widerstand stießen. Mochte 
er selbst die Würde des Kaisertums noch so hoch einschätzen: 
die Nation schloß sich nicht einmütiger an ihn an als an seine 
Vorfahren, noch gewährte sie ihm größere Rechte. Schon in 
der Wahlkapitulation mußte Karl die alte Forderung eines 
ständischen Reichsregiments zugestehen, das dann auch wirklich 
in Tätigkeit trat, während der Kaiser in Spanien weilte. Darin 
schon liegt die Betonung eines Gegensatzes zwischen Kaisertum 
und Reichsgewalt. Diese erste Handlung der inneren Politik, 
Schaffung eines neuen Reichsorgans, verstärkte weder das 
föderative Element in der Verfassung noch hob sie es auf; 
aber sie legte den Dualismus der Interessen klar, die Möglich- 
keit der Spaltung, und so ward die Einrichtung des 
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Reichsregiments zur Vorstufe für das Emporkommen 
des Protestantismus und der mit ihm sich verknüpfenden 
politischen Selbständigkeitsbestrebungen. Den wirk- 
samen Wegweiser dafür gab allerdings erst die auswärtige 
Lage, genau so wie die Ausbildung der deutschen Territorial- 
staaten überhaupt, der Gewinn ihrer inneren Unabhängigkeit, 
„bekanntlich mit der universalistischen Kaiserpolitik des Mittel- 
alters und den Kämpfen zwischen Kaiser und Papst“ zusammen- 
hängt!) Diesmal knüpfte sich die Wechselbeziehung an den 
Ausbruch des Krieges zwischen Karl V und Franz I, der an 
sich eine unmittelbare Fortsetzung der alten burgundisch- 
französischen Streitigkeiten sein mochte, zugleich aber die Be- 
deutung hatte, daß ‚dem deutschen Reich zum ersten Male 
wieder die gegründete Aussicht sich eröffnete, in Italien seine 
Rechte und seine Autorität wieder herzustellen. Die Krieg- 
führung und ihre Erfolge, der Wechsel der Politik, mußten dann 
auf das Innere eine unaufhörliche Rückwirkung ausüben“ 2). 

Folgen wir in großen Zügen den Beziehungen, die hier 
sich ergaben. Für die von den Deutschen immer ersehnte und 
jetzt auch freudig begrüßte Vermehrung kaiserlicher Macht 
mußte die noch von Maximilian I in das Leben gerufene 
Kriegsverfassung die Mittel liefern. Dennoch wurde der Kampf 
mit Frankreich mitnichten in Einheit mit den inneren Emp- 
findungen der Nation ausgetragen. Er war hauptsächlich in 
Italien zu führen; der erste Angriff zumal sollte von hier aus- 
gehen; deshalb durfte der Kaiser nicht etwa den Papst als 
Feind in seinem Rücken. behalten. Die Notwendigkeit, diesen 
zu gewinnen, — welche zudem durch religiöse, die Milderung 
der Inquisition in Spanien und in den Niederlanden betreffende 
Fragen gehoben wurde, — veranlaßte jenen in Deutschland, 
ganz abgesehen von der eigenen Wesensfremdheit gegenüber 
dem neuen Geiste, zunächst zur Stellungnahme gegen Luther 
und zum Erlaß des Wormser Ediktes. Hinwiederum fehlte 
ihm die Kraft, dessen Ausführung durchzusetzen. Dem kaiser- 
lichen Prinzip, das Reich nach den augenblicklichen Interessen 
des burgundisch-habsburgischen Hauses zu verwalten, stand die 
nationale Einrichtung des Reichsregimentes gegenüber, bei dessen 
Mehrheit eine Hinneigung zu den kirchlich -reformatorischen 
Ideen vorhanden war. Im Verhältnis zur kaiserlichen Gewalt 
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und kaiserlichen Politik war das Reichsregiment also bei dualisti- 
scher Form von negativer Wirkung, obwohl es seinerseits ebenso- 
wenig zu positiven Erfolgen im Innern gelangte. Denn es ver- 
mochte weder sich zu befestigen noch auszubilden: es fehlte 
ihm überall an Macht, sowie an dem Willen, anders als auf 
reichsgesetzlichem Wege zu solcher zu gelangen. Das Regiment 
war nicht imstande, den von Sickingen und dessen Gegnern 
gebrochenen Landfrieden herzustellen und zu handhaben; die 
Unterdrückung der großen Bauernbewegung mußte den lokalen 
Gewalten überlassen bleiben; ein umfangreicher Zollentwurf, 
auf den alles gegründet werden sollte, scheiterte an dem von 
den großen Geldbesitzern herbeigeführten Widerspruch des 
Kaisers. „Für jede Gewalt der Welt ist es ein Unglück, keine 
großen Erfolge für sich zu haben !).“ An diesem Mangel ging 
auch das Reichsregiment schnell zugrunde, mit ihm der öffent- 
liche Ausdruck einer der beiden Ideen, welche es vor der Nation 
vertreten hatte: der politischen Idee einer zugleich nationalen, 
ständischen und starken Regierung. Daß es der fehlende aktive 
Anteil an der auswärtigen Politik des Reiches war, der es 
scheitern ließ, darf aus der Entwicklung geschlossen werden, 
welche die Dinge nach seinem Abtreten nahmen, als neue 
Formen für die festgehaltenen Ideen gefunden werden mußten. 


8 17. Kaisertum und Reichsstände 


Die andere im Reichsregiment vorhanden gewesene große 
Idee, die einer Erneuerung der religiösen Überzeugungen und 
Zustände, war mit den ständischen Ansprüchen eigentlich nur 
erst locker verbunden gewesen; denn innerhalb der Stände gab 
es Widersprüche, vornehmlich im Verhalten Bayerns, welches 
eine einseitige Vereinbarung in bezug auf das Kirchenregiment 
mit Rom abschloß. Schien mit diesem, von einigen anderen 
Fürsten befolgten, Beispiel der Aufnahme kirchlicher Reform- 
gedanken in das deutsche Leben wenigstens eine Art Hintertür 
geöffnet, so lebte doch auch der Reichsreformgedanke weiter 
im Blute der Nation: das hatten ja die Absichten Sickingens 
ebenso erwiesen wie die Verfassungsentwürfe der fränkischen 
Bauern; diese letzteren hegten sogar „Ideen einer Umwälzung 
von Grund aus, wie sie erst in der französischen Revolution wieder 
zum Vorschein gekommen sind“ ?). Wenn dennoch der gewalt- 
same Umsturz von innen und von unten her in dieser Geschichts- 
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epoche ausblieb, so dürfte dabei der Umstand mitgesprochen 
haben, daß in den auswärtigen Angelegenheiten eine Wandlung 
eingesetzt hatte, welche die Aussicht auf Einigung auch im 
Innern gewährte: die Rückwirkung der italienischen Verhältnisse 
auf Deutschland machte sich bemerkbar. In der durch die 
Schlacht von Pavia geschaffenen Weltlage trat der Papst zu 
den Gegnern des Kaisers über, den er zu mächtig werden sah. 
Diese veränderte Stellungnahme von Rom verband mit dem 
bereits vorhandenen Gegensatz zu den großen Fragen, welche 
in geistlichen Angelegenheiten das Leben der Nation berührten, 
einen Angriff auf die allgemeinen politischen Interessen des 
Reichs. „Es konnte der Nation nicht gleichgültig sein, ob das 
Reich in Italien wieder etwas zu bedeuten haben würde oder 
nicht!).“ Ihr Sinn wäre gewesen, „daß der Kaiser seine in 
Italien erworbene Macht behauptet, ihr selbst dagegen gestattet 
hätte, die kirchliche Reform, mit der sie den Willen und das 
Geheiß Gottes zu vollziehen überzeugt war, auszuführen“ 3). 
Auf die deutschen Streitkräfte nämlich, denen er seine bisherigen 
Siege in Italien hauptsächlich verdankte, blieb Karl V für seine 
Kriegführung nach wie vor angewiesen. Nachdem das Reichs- 
regiment, welches die Reformideen der Regierungseinheit und 
Glaubensfreiheit im Innern des Reichs soeben erst mit Bewußt- 
sein ergriffen hatte, nur ein vorübergehender Versuch zu ge- 
regelter Reichsverwaltung gewesen war, mußte die kaiserliche 
Politik für ihre militärischen Zwecke auf anderen Wegen sich 
die Leistungsbereitschaft der Nation verschaffen. Der Ausfluß 
dieser Lage sind die Beschlüsse des Reichstages zu Speyer von 
1526, nach denen jeder Reichsstand in kirchlichen Angelegen- 
heiten so sich verhalten sollte, wie er es gegen Gott und gegen 
den Kaiser zu verantworten gedenke. Den lokalen Herrsch- 
gewalten ward es damit vorbehalten, in diesen bisher allgemein- 
interessierten Fragen nach ihrer Einsicht und nach den inner- 
halb ihrer Gebiete zur Entwicklung gelangten Grundsätzen 
selbständig zu verfahren. Ranke sieht an dieser Stelle der 
Geschichte den Ursprung der kirchlichen Spaltung, aber zugleich 
doch auch eine erste Stufe des politischen Empor- 
kommens der Landesfürstentümer, denn er deutet doch 
auch schon auf die Verfassungsfragen mit dem Hinzufügen: 
„Es ist ein Moment, in welchem alle allgemeinen und deutschen 
Verhältnisse zusammengreifen, in welchem die frühere und die 
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spätere deutsche Geschichte sich voneinander trennen!).‘“ Wenn 
auch eben jene Territorialgewalten, welchen nun die Reform 
in ihren Landschaften überlassen ward, diejenigen Elemente 
niederzuhalten wußten, welche in der durch Zwiespalt bei der 
Reichsregierung, zwischen dem Kaiser und dem Regiment, 
geschaffenen Lage mit dem Umsturz des Bestehenden drohten, 
so waren sie es doch auch, die an ihrer neuen Aufgabe er- 
starkten und durch ihr Emporkommen Risse in die Form des 
ganzen Baues brachten: sie selbst wurden nun revolutionäre 
Elemente, und von hier aus beginnt die Linie, welche von 
dem Erwerb der Landeshoheiten und fürstlichen Souveränität 
über Preußens Revolution gegen das Reich unter König Fried- 
rich U zum Rheinbund und zum Zerbrechen des alten Reiches, 
zur Abschaffung seiner obersten Gewalt führt. Von hier aus 
gesehen ist also selbst der siebenjährige Krieg noch eine Fort- 
setzung der Kämpfe des Reformationszeitalters; von hier aus 
gesehen, endet auch diese Reform mit dem Umsturz. Denn 
„wer weiß nicht, daß in einer späteren Epoche mit der Auf- 
lösung der geistlichen Fürstentümer auch das Kaisertum zu- 
grunde gegangen ist?)!“ 

Durch die Beschlüsse von Speyer im Jahre 1526 war also 
der Grund für eine praktische Durchführung des Loslösens 
vom geistlichen Zwange wie auch für eine neue Selbständigkeit 
der untergeordneten politischen Gewalten gegeben worden. Als 
man drei Jahre später in Speyer wieder zusammenkam, hatte 
sich dank der, unter den Maßnahmen der Landesherren ein- 
getretenen inneren Befriedung des Reiches die Weltlage 
wiederum geändert und wirkte nun ihrerseits auf die Verhält- 
nisse im Innern des Reiches zurück. Jene erste Entfaltung 
eines neuen inneren Staatslebens war von der kaiserlichen Politik 
unter dem Gesichtspunkt der Beziehungen zwischen Kaisertum 
und Papsttum zugebilligt worden; jetzt beginnt das Empor- 
steigen des Protestantismus, — unter dem immer auch die 
politische Richtung (Tendenz) mitzuverstehen ist, — unter dem 
Zwange auswärtiger, von deutschnationalen Rücksichten erfüllter 
Bedrängnisse der kaiserlichen Gewalt. 

Zwischen den beiden Tagungen von 1526 und 1529 nämlich 
liegt eine Stärkung der universalen Herrschaftstendenzen Karls V 
durch Entwicklung der österreichischen Macht zu einem neuen 
Höhepunkt. Wie Karl selbst in Italien, so war sein Bruder 
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Ferdinaud schon längst Böhmene König, nun auch Herr von 
Uugaru geworden. — beide mit Hilfe der deutschen Nation. 
„au welche nun auch die Verteidigung der Welt gegen den 
lelain“ kam. Diese ihnen durchaus notwendige und förder- 
liche Unterstützung war den Habsburgischen Brüdern nur durch 
jene Nachgiebigkeit in den kirchlichen Verhältnissen seit 1526 
zugefallen: aber nur für eines Augenblickes Dauer näherte sich 
die Keichsgewalt damit den innersten Interessen der Nation. 
Durch innerpulitische Rücksichtnahme auf diese freilich. — auf 
die reforınatorischen Neuerungen —, war das Übergewicht der 
kaiserlichen Macht nach außen erreicht worden. Diese hervor- 
ragende Stellung barg an sich den Keim neuer schwerer \er- 
wicklungen mit den europäischen Mächten, insonderheit aber, 
wenn der Kaiser die Interessen des Papsttums, zum wenigsten 
die weltlichen, etwa nicht schonte. So wirkten denn zunächst 
einmal alle auswärtigen Verhältnisse zusammen. um Karl V 
doch in der Verbindung mit dem soeben besiegten Papste fest- 
zubalten, nicht minder doch auch der Blick auf die innere 
Lage des Reichs, auf die Grundprinzipien der kaiserlichen 
Stellung. Ranke betont es besonders, daß das Kaisertum in 
Deutschland nicht Wurzel genug gehabt habe, um unter lauter 
weltlichen Gewalten sich zu behaupten, selbst wenn diese nicht 
alle erblich gewesen wären; daß sein Ansehen das meiste von 
einer Verbindung mit den geistlichen Fürsten zu erwarten hatte, 
weil dieser hierarchische Bestandteil in der deutschen Reichs- 
verfassung nun eben einmal doch noch von großer Bedeutung 
war, Deshalb versprach Karl V dem Papste die Ausrottung 
der lutherischen Meinungen und erwirkte mit Hilfe der katho- 
lischen Mehrheit der Reichsstände 1529 zu Speyer jene Be- 
schlüsse, welche zunächst eine Protestation der lutherisch Ge- 
sinnten hervorriefen und ein Jahr später in Augsburg die kon- 
fessionelle Spaltung bestätigten. Der durch die auswärtige 
Politik des Kaisers hervorgerufene Rückschlag in Ansehung 
der Reiclsverhältnisse kennzeichnet sich also als eine Störung 
des inneren Einverständnisses der Nation. War je an eine 
Herstellung desselben zu denken, so konnte dies nur durch 
das Eintreten einer starken Reichsgewalt für die eine oder die 
andere Partei möglich werden. Jedoch „selten ist ein Mensch 
fühig, in dem Kampfe entgegengesetzter Weltkräfte sich mit 
voller Freiheit für die eine oder die andere Seite zu ent- 
scheiden“ 11. Die vielfache Verflechtung ihrer auswärtigen 
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Interessen und Beziehungen gestattete den österreichischen 
Brüdern auch dann noch nicht, solchen festen Standpunkt für 
die innere Reichspolitik zu gewinnen, also ein bestimmtes 
System zu ergreifen, als Karl, ohne die Teilnahme der deutschen 
Fürsten, in Bologna 1530 sich hatte zum Kaiser krönen lassen 
und Ferdinand durch die Wahl zum römischen König ein an- 
erkanntes Glied der obersten Reichsgewalt geworden war. Für 
ihre machtpolitischen Außenzwecke bedurften sie eben die Kraft 
des gesamten Reiches, nicht einer einzelnen Partei. 


Was demnach dem Kaisertum Karls V fehlte, die volle 
Freiheit der Stellungnahme nach außen und innen, das wußten 
die Protestanten in hohem Maße sich zu verschaffen, und dies 
um so leichter, als die für das innere Leben der Nation ge- 
troffene Entscheidung von 1529, welche den Evangelischen 
für ihre Waffenhilfe den „Dank vom Haus Österreich“ zu- 
kommen ließ, diesem die Neigung der Nation auch in den 
auswärtigen Angelegenheiten wieder entzog und sie erst recht 
zu den lebenskräftigen Neuerungen hindrängte. Die Erkenntnis, 
daß der Kaiser, von dessen Stellung über der Nation man 
vermittelnde Förderung der deutschen Interessen hätte erwarten 
sollen, „nicht treibe, sondern getrieben werde‘, diese Erkenntnis 
bestimmte die Protestanten, welche auf dem Reichstag von 
Augsburg 1530 sich entschlossen gezeigt hatten, ihren religiösen 
Standpunkt nicht wieder zu verlassen, nunmehr vor allem auf 
dem politischen und reichsrechtlichen Boden zu geschlossenem 
Widerstande sich zu vereinigen. In der Tatsache, daß man 
sie trotz ihrer kirchlichen Abweichung von dem bisherigen 
Anteil an den Reichsgeschäften nicht ausschloß, auch zur Teil- 
nahme an der Königswahl Ferdinands sie eingeladen hatte, 
erblickt Ranke einen Vorteil, der ihrem alsbald zu Schmal- 
kalden geschlossenen Bündnis neben der innerlichen Berechtigung 
auch den verfassungsrechtlichen Grund für ihr Vorgehen an 
die Hand gab. „Eine Lehre, die noch langer Zeit bedurfte, 
um sich durchzuarbeiten, die erst bei dem westfälischen Frieden 
in staatsrechtliche Geltung kam, ward gleich damals aufgestellt, 
die Lehre, daß die Verfassung des deutschen Reiches nicht 
monarchischer, sondern aristokratischer Natur sei!) Es ist 
die zweite Stufe des Emporkommens, bei der wir 
angelangt sind, zugleich auch Beginn der Fürsten- 
revolution. 


1) 3, W. 3, S. 226. 
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Auf den ersten Blick leuchtet es ein, welche Bedeutung 
das Zusammengehen eines Teiles der Reichsstände in inneren 
Fragen auf solcher Grundlage auch für die Anschauung und 
Behandlung der auswärtigen Angelegenheiten des Reiches seitens 
der Nation, jener Stände selbst und endlich des Reichsober- 
hauptes haben mußte. In bezug auf die Nation ist festzustellen, 
daß ‚der (schmalkaldische) Bund, der die beiden sonst noch 
immer getrennten Provinzen Oberdeutschland und Niederdeutsch- 
land umfaßte, für die Einheit der Entwicklung des deutschen 
Geistes von hohem Wert war. Neben den Reichstagen bildete 
sich nun ein anderer Mittelpunkt, eine Einheit, die nicht durch 
ein Gebot der höchsten Gewalt auferlegt war, sondern kraft 
einer inneren Notwendigkeit von unten her emporstieg, zugleich 
politisch-militärischer, hauptsächlich aber doch intellektueller 
Natur“!). Und dieses geistige Wesen des neuen Bundes kam 
auch sofort der Nation zugute. Von neuem nämlich erhob sich 
die Türkengefahr: nicht ohne daß die religiöse Entzweiung bei 
den Deutschen, wie Ranke bemerkt, unter den Beweggründen 
Suleimans zu seinem Unternehmen wesentlich beigetragen hätte. 
` Da ergab sich nun, — aus praktischen Gründen der Krieg- 
führung sowohl wie auf Grund der von katholischer Seite, auch 
durch König Ferdinand vertretenen Meinung, „daß man des 
inneren Friedens sicher sein müsse, um den äußeren Krieg zu 
führen“, — der innerpolitisch wichtige Religionsfriede von 
Nürnberg und nach den Beratungen von Regensburg jener 
Reichsabschied von 1532, in welchem sogar die Einberufung 
eines Nationalkonziliums vorbehalten ward, ein den universalen 
Tendenzen des Kaisers widersprechender, von den deutschen Par- 
teien aber immer wieder aufgenommener und betonter Gedanke, 
der ja ähnlich in der französischen Reformationsgeschichte eine 
Rolle gespielt hat. Für die protestantischen Reichsstände war 
über die neuen, zwar beschränkten, aber doch positiven und 
darum unschätzbaren Zugeständnisse von Nürnberg hinaus der 
Gewinn dieser Tagungen der, daß sie sich der großen nationalen 
Unternehmung (gegen die Türkei) zugesellt, zu der glücklichen 
Verteidigung des Vaterlandes so viel wie irgend jemand bei- 
getragen hatten‘?), ein Gewinn, der doch eben nicht für sie 
allein, sondern auch für ihr Verhältnis zum Reiche ein bleiben- 
der war. Denn das ist im allgemeinen die Signatur dieser in 
den Jahren 1530—1534 erreichten Entwicklungsstufe, daß trotz 
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einer beginnenden Umgestaltung der innerpolitischen Ideen, 
trotz des Erstarkens der Selbständigkeitsbestrebungen, gerade 
unter dem Einfluß der auswärtigen Verhältnisse überall am 
Reichsgedanken festgehalten wird. Hier war eben noch ein 
Einklang möglich zwischen Kaisertum und reichsständischen 
Mächten sowie zwischen diesen untereinander, selbst wenn sie 
religiös gespalten blieben; gegen jenes einigte sie innerlich 
wieder gleiches Streben nach eigener Macht und nach poli- 
tischer Selbständigkeit, welcher auch den altgläubigen Fürsten 
nicht fremd geblieben ist. Für das politische Verhalten der 
Reichsstände läßt sich also eine doppelte Zielbewußtheit fest- 
stellen. Hingegen hatte die oberste Reichsgewalt nur für die 
auswärtige Politik feststehende Aufgaben und sich gleich- 
bleibende Ziele, von denen jedesmal die Richtung beherrscht 
wurde, die sie im Innern einschlug. Über die föderative Ent- 
stehung des Reichswillens war man also noch keineswegs hin- 
weggekommen, und daher konnten Erfolge der auswärtigen 
Politik in ihrer Rückwirkung wirklich förderlich auch nur jenen 
Kräften sein, auf deren Hilfe sie sich aufbauten, also den 
Ansprüchen der Reichsstände. Sobald aus diesen das einigende 
Element wich oder von gegensätzlichen Stimmungen überboten 
wurde, mußte natürlich auch die Außenwirkung des Kaiser- 
tums leiden. 


Mit aller Genugtuung über die unter dem Eindruck religiöser 
Beruhigung für das Kaisertum erreichten Erfolge nach außen, 
verband deshalb das Reichsoberhaupt bereits das Gefühl der 
beginnenden Machtlosigkeit im Innern. „Karl V hat acht Jahre 
lang vermieden, wieder einen Reichstag zu berufen, aus Furcht, 
daß derselbe sich als Nationalversammlung konstituieren und 
im Widerspruch mit ihm religiöse Beschlüsse fassen würde!).“ 
Denn so gemäßigt die protestantischen Stände auch immer 
noch auf dem politischen Boden sich bewegten, so bewiesen 
doch die Irrgänge in Münster und das Beispiel von Lübeck, 
welche Feuer in Verbindung mit den reformatorischen Ideen 
sich anzünden ließen. In beiden Städten kam es zum Umsturz 
der bisherigen Verwaltung und zu der Einführung demokrati- 
scher, in Münster sogar kommunistischer Einrichtungen. Eine 
Bemerkung Rankes über die Lage nach dem Sieg der wieder- 
täuferischen Ideen in dieser Stadt, weist auf eine bestimmte 
allgemeine Auffassung über die Ausdehnungsfähigkeit solcher 
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inneren Bewegungen hin, der er mehrfach Ausdruck gegeben 
hat; er schreibt nämlich: „und nun würden die Wiedertäufer 
sofort dazu geschritten sein, ihre Herrschaft auch nach außen 
auszubreiten, hätte sich nicht der Bischof, diesmal von den 
benachbarten Fürsten unterstützt, mit einer ganz stattlichen 
Macht um sie hergelagert“!). Viel unmittelbarer und wirklicher 
noch tritt dieses Bestreben, auf neuer ideeller Grundlage praktisch 
in die Welt hinauszugreifen, bei Lübeck unter Wullenwebers 
Führung hervor. Auf der alten maritimen Stellung der Stadt 
beruhte das natürliche Interesse der Bürger, bei den seit 1533 
in Dänemark ausgebrochenen Thronstreitigkeiten ‚die Verwir- 
rung des Moments zu benutzen und die Herrschaft ihrer Kom- 
mune im Norden durchgreifender als jemals zu gründen. Sie 
glaubten hierbei auf die Teilnahme einer (demokratischen) Partei 
im Innern und auf die Unterstützung einer europäischen Macht 
(England) rechnen zu können“ ?). Der Wert des auf dieser Stufe 
Erreichten liegt also wesentlich in der Erkenntnis der erhöhten 
Eigenkraft bei- denjenigen politischen Elementen, welche der 
neuen religiösen Idee sich angeschlossen hatten. Mit ihnen 
aber hatte der Kaiser als leitender Staatsmann sich auseinander- 
zusetzen: zunächst vermochte er noch nicht, über ihre Gefähr- 
lichkeit für seine Politik sich zu erheben. 


8 18. Kaisertum und (schmalkaldener) Fürstenbund 


Dem ‚Siebenten Buch“ seiner deutschen Geschichte im 
Zeitalter der Reformation, welches die Jahre von 1534 bis zum 
Ausbruch des Schmalkaldischen Krieges 1544 schildert, konnte 
Rank geradezu die Überschrift geben: „Weitere Fortschritte des 
Protestantismus unter der Einwirkung der allgemeinen politischen 
Verhältnisse.“ Freilich sind es nicht gewaltige, das Weltbild 
ändernde Vorteile, welche in diesem Jahrzehnt errungen werden; 
denn noch immer waren die politischen Ziele der deutschen 
Protestanten verhältnismäßig beschränkte. Sie wünschen nichts, 
als in dem Frieden des Reiches zu leben, — ‚wie sich versteht, 
mit Beibehaltung der Reformen, die sie mit gutem Grunde 
getroffen haben. Hierzu bedarf es einer Modifikation der Reichs- 
gerichte und der alten oder neuen Gesetze, auf welche dieselben 
angewiesen sind, einer Milderung des Verhältnisses der Reichs- 
gewalt zu dem römischen Stuhle; eben das ist alles, was sie 
verlangen?" Ihren Erfolg aber erwarten sie von den persön- 
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lichen Entschließungen des Kaisers, und der Wunsch, den Träger 
der Reichsgewalt für ihre Ziele zu gewinnen, bestimmt immer 
stärker ihre Stellungnahme in den auswärtigen Angelegen- 
heiten. Denn trotz aller räumlichen Ausbreitung, welche die 
neue Lehre genommen hatte, lag ein Moment der Schwäche 
für ihre mächtigsten Vertreter eben doch darin, daß dies 
„mehrere gleichberechtigte und gleichstarke Fürsten waren, 
unter denen keiner ein anerkanntes Übergewicht besaß!).“ Es 
fehlte ihrem Bunde der einheitlich leitende Wille, der allein 
ferne und große Ziele ins Auge zu fassen und durchzuführen 
vermag. Die Politik des Bundes erfuhr also von innen her 
den gleichen Nachteil einer föderativen Beschränkung, unter 
dem die innerpolitischen Entschlüsse des Kaisers sich vollzogen. 
Um so wichtiger wurde es, daß ihnen die einigende Kraft aus 
den Momenten der auswärtigen Politik zuströmte. Zu den 
Gegensätzen, welche diese beherrschten, gehörte trotz mancher 
Interessengemeinschaft beider doch wieder der von Kaisertum 
und Papsttum; er wurde keineswegs durch die anderen beiden 
Gegensätze aufgehoben, welche in jenen Jahren die äußere 
Weltlage kennzeichnen: der abendländischen Christenheit und 
der Osmanen, sowie der Krone Frankreich und des Hauses 
Österreich. Dazu nun trat eine Verwicklung des Kaisers mit 
dem Herzog von Cleve über den Besitz von Geldern und Zütphen, 
bei welcher wieder der König von England zu den Gegnern 
des Kaisers sich zu schlagen geneigt sein durfte. In dieser 
Streitigkeit begegnete sich auch das dynastische Interesse Kur- 
sachens, also einer der führenden protestantischen Mächte mit 
den auswärtigen Gegnern des Kaisers, von denen Franz I seit 
lange schon eine Annäherung an die Opposition im Reiche 
suchte. So unterstützt und umworben mußte die protestantische 
Partei, „die über stattliche Mannschaften zu verfügen hatte 
und auf deren Haltung der Friede in Deutschland beruhte,“ 
zu immer stärkerem Bewußtsein ihrer Bedeutung gelangen. 
Dennoch suchte sie zunächst nur auf friedliichem Wege ihren 
Zielen sich zu nähern. Immerhin erhielt sie vom Ausland eine 
dauernde Stärkung, eine zum Beharren auffordernde Rückwirkung 
gerade der ihr auch innewohnenden politischen Idee: die politische 
Unabhängigkeit der weltlichen Gewalt von der höchsten geist- 
lichen wurde in England anläßlich der Ehescheidungsangelegen- 
heit Heinrichs VIII, in Frankreich in Form eines Bündnisses 
Franz I mit den Osmanen praktisch bekundet. 
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Aus alledem ergab sich, daß es zwar an Irrungen unter 
den protestantischen Fürsten selbst gelegentlich nicht fehlte, 
wohl aber auch an jener Einmütigkeit der Stände auf den 
Reichstagen, ohne welche kein Fortschritt in der Verwaltung 
und Befriedung des Reiches, keine sicheren Schritte des 
Reichsoberhauptes in der auswärtigen Politik erfolgen konnten. 
Es erscheint für unsere Zwecke nicht notwendig, alle Schwan- 
kungen zu begleiten, welche diese Gebundenheit und jene 
Irrungen mit sich brachten: genug, daß im Sommer des Jahres 
1543 die Lage des Kaisers und der ganzen burgundisch-öster- 
reichischen Macht höchst gefährdet war und der Kaiser doch 
wieder nur in Deutschland die Unterstützung suchen und finden 
konnte, deren er bedurfte, um zugleich Ober-Ungarn, die Nieder- 
lande und Ober-Italien zu behaupten !). Wenn er im Jahre 1540 
einmal nahe daran gewesen war, mit Frankreich und dem Papst 
im Bunde England und die deutschen Protestanten anzugreifen, 
so gelang ihm hingegen 1544 auf dem Reichstage von Speyer 
mit diesen letzteren eine Einigung, die es ihm ermöglichte, 
mit ihnen und den Engländern gegen Frankreich zu ziehen, 
das gerade mit dem Papst im besten Benehmen stand, und 
alsdann gegen die Türkei sich zu wenden. Aber eben nur 
durch Zugeständnisse auf verfassungsrechtlichem Gebiete war 
diese Hilfe zu erhalten gewesen. Sie gingen dahin, daß einmal 
der Zustand der von der Hierarchie getrennten Landeskirchen 
im allgemeinen die Bestätigung des Reiches erhielt, und daß 
auch die Irrungen über die Tätigkeit des Kammergerichts in 
einer Weise entschieden würden, die den Protestanten Rechts- 
gleichheit in Hinsicht der Gesetze sowohl wie der Richter 
sicherte. Überdies aber „kündigte der Kaiser die Absicht an, 
auf dem nächsten Reichstage den Entwurf einer christlichen 
Reformation den Ständen vorzulegen“ ?). Es erinnert das frei- 
lich an den mittelalterlichen Schachzug der Kaiser, im Kampfe 
mit dem Papsttum der religiösen Ideen sich zu bemächtigen, 
um ihre Stellung neben oder über dem Oberhaupt der Kirche 
zu befestigen. Aber der zugleich darin enthaltene Gedanke 
einer nationalen Aussöhnung war doch so mächtig, daß eben 
er die Protestanten nicht erst zu den Kriegszug gegen die 
osmanischen Nationalfeinde mitzog, sondern sie schon von der 
ihnen angebotenen Verbindung mit Frankreich abhielt, ja 
sogar am Feldzug gegen den König teilnehmen ließ, dessen 
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Niederwerfung eigentlich die Gefahr heraufbeschwören mußte, 
daß dann alle Waffen des Kaisers und des Papstes gegen sie 
selbst sich wenden würden. Denn das Eine war klar: man 
hatte allerdings wohl eine neue dritte Stufe des Wachstums 
erreicht, klein zwar durch den Schritt, den die protestantischen 
Lande im Gewinn der Rechtssicherheit vorwärts getan, wichtiger 
in den Aussichten, die sich ihnen eben durch die Stärkung 
ihrer politischen Stellung und die allgameine Ausbreitung ihrer 
politisch-religiösen Ideen boren". Diese Aussichten mußten 
aber gerade den Widerstand derjenigen Altgläubigen hervor- 
rufen, welche mit dem Papst an dem weltlich-geistlichen Prinzip 
der Reichsverfassung festzuhalten gedachten. 

In dem Augenblick, wo die großen Welthändel zum 
Schweigen gebracht waren und die kaiserliche Hauspolitik einer 
Stütze durch die nationaldeutschen Kräfte nicht mehr bedurfte, 
nahm vor allem nun Karl V selbst überraschend eine völlig 
veränderte, unbedingt feste Stellung gegen die Protestanten. 
Die friedliche Lage an den Grenzen seiner gewaltigen Reiche, 
die zum Teil allerdings mit dem freiwilligen Verzicht auf 
Ungarn erkauft war, ist jedoch nicht der einzige Anlaß für 
diesen Umschwung seines politischen Verhaltens gewesen. Die 
universalen Gesichtspunkte, welche die Entschlüsse des Kaisers 
in den deutschen inneren Angelegenheiten auch diesmal be- 
stimmten, lagen ebensosehr auf kirchenpolitischem Gebiet; sie 
überwogen die nationalen, welche ihm, auch was das beab- 
sichtigte Konzil betrafen, nur Mittel zum Zweck sein konnten. 
Nun hatte Papst Paul IN, durch das erneute Emporkommen 
des protestantischen, für die Papstkirche so zersetzenden Wesens 
bestimmt, doch ein allgemeines Konzil, und zwar nach Trient, 
berufen. „Sehr wohl waren Karl V die Befugnisse bekannt, 
welche die alten römischen Kaiser, die er als seine Vorfahren 
ansah, bei den kirchlichen Versammlungen ausgeübt. Könige, 
wie der König von England, konnten auf ein Schisma denken; 
ihm, dem Kaiser konnte das niemals beikommen. Seine Macht 
hatte ihrem ursprünglichen Charakter nach kirchliche Attribute; 
diese geltend zu machen, gab derselben erst ihre wahre Be- 
deutung wieder 2" So ist der Kaiser denn zu der Absicht 
gekommen, daß auf diesem Konzil die Sache der Reform so 
gut wie die der Lehre verhandelt werden solle. „Zugleich am 
Konzil einen für die Regeneration der alten Kirche maßgebenden 
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Einfluß auszuüben und hier die Stände zur Anerkennung der 
Beschlüsse des Konziliums mit Güte oder Gewalt zu nötigen, 
das war der Gedanke, der ihn erfüllte“ t). Diesem Wollen nun 
stand der Protestantismus als Macht defensiv, als Idee offensiv 
gegenüber. Die bundesmäßige Einigung der evangelischen 
Stände war nicht gegen das Kaisertum geschlossen; sie hatten 
ihre nationale Bereitwilligkeit soeben erst bewiesen. Mit um 
so besserem Gewissen vermochten sie das Konzil ihrerseits ab- 
zulehnen, von dem inquisitorischen Vorgehen gegen den zum 
Protestantismus übergetretenen Erzbischof-Kurfürst von Köln 
abzuraten und dem Hinübergreifen der in dessen Diözese ent- 
standenen Bewegung nach den Niederlanden nicht zu wehren. 
Der Kaiser, welcher keinen auswärtigen Feind mehr zu be- 
kämpfen hatte, scheute jedoch nun seinerseits weder den Bruch 
mit den Protestanten noch, nach Ausspruch der Acht, den 
Versuch, den Gehorsam der Fürsten mit Waffengewalt sich zu 
erzwingen. Die Mittel und Umstände, durch welche ihm dies 
gelang, können nicht mehr Gegenstand dieser Untersuchung 
sein, da der Schmalkaldische Krieg seitens der Protestanten- 
partei ohne andere Teilnahme des Auslandes als das Versprechen 
einer französischen Geldunterstützung ausgefochten wurde. Für 
die Protestanten ward der Ausgang des Krieges ein Rückschlag, 
während der Kaiser durch ihn auf den Höhepunkt seiner Macht 
sich geführt sah. Doch dürfen wir wohl nicht vorübergehen an 
Rankes Auffassungen über Karls V folgenreiche Entschließung 
des Augsburger Interim. Dieser „kaiserliche Gedanke war nicht 
eigentlich religiöser, sondern kirchlich-politischer Art. Die Ab- 
sicht des Kaisers mußte sein und war es auch, die Hierarchie 
aufrechtzuerhalten, in der er selber einen so hohen Platz ein- 
nahm, auf der sein Kaisertum beruhte, und dabei doch den 
Protestanten die Möglichkeit zu verschaffen, sich ihm wieder 
anzuschließen oder wenigstens nicht in offenen Widerspruch 
mit ihm zu kommen. Es ist unleugbar, daß darin zugleich ein 
großes Interesse der Nation lag, sowohl für ihren Frieden im 
Innern als für ihre Macht nach außen ?).“ Wir haben es bei 
diesem Akt der kaiserlichen Innenpolitik also fraglos mit einer 
gewissen Anerkennung und Einbeziehung der Tendenzen poli- 
tischer und religiöser Unabhängigkeit in das sonst festgehaltene 
System der formellen Einheit zu tun, welche als Grundprinzip 
der auswärtigen Politik nicht entbehrt werden konnte. Diese 
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Rücksicht verhinderte aber nicht, daß jene in das politische 
Leben aufgenommenen Tendenzen wieder kampfbereite Vertre- 
tung fanden, als Karl V offenbar darauf ausging, das Kaisertum 
in seinem Hause erblich zu machen, in die Reichsverfassung 
also ein System hineinzulegen, welches die weitere Entwicklung 
jener Tendenzen zu unterbinden geeignet war. DieÜberspannung 
der Kaiseridee im Innern führte zur Erhebung Moritzens 
von Sachsen in Gemeinschaft mit anderen Fürsten und im 
Bunde mit Frankreich, ein Verhältnis, durch welches wieder 
eine neue, vierte Stufe der Unabhängigkeit der Landes- 
fürsten von der Reichsgewalt gekennzeichnet ist. Kurfürst 
Moritz war es gewesen, dessen Abfall vom politischen System 
des Protestantismus diesen dem Untergang nahe gebracht hatte; 
sein Abfall vom Kaiser stellte die Freiheit der Entwicklung 
wieder her!). 


8 19. Folgerungen 


Wir dürfen uns die Beschränkung auferlegen, die weitere, 
nur noch schmale Ausbeute aus Rankes Geschichtswerk über 
die Reformationsepoche in Deutschland nicht ebenfalls zu- 
sammenzufassen. An den Hauptergebnissen dieses Abschnitts 
der Untersuchung ändern sie nichts. Das föderative Element 
in einer Regierungs- oder Staatsverfassung beschränkt die 
Machtpolitik der Staatsleitung; denn der natürliche Dualismus 
der elementaren Interessen begünstigt, wenn er nicht durch 
nationale Ziele der Außenpolitik oder zeitweise durch offene 
Gewalt im Innern überwunden werden kann, das Empor- 
kommen neuer Tendenzen, von deren Möglichkeit, nach außen 
mitwirken zu dürfen, von deren Kraft, nach außen mitwirken 
zu können, die Erfolge der auswärtigen Politik ebenso abhängen 
wie das eigene Wachstum, das doch auch wieder der Rück- 
wirkung durch diese Erfolge ausgesetzt ist, — oder in anderen 
Worten gesagt: das Ideal jeder Machtpolitik ist erst durch- 
führbar, sobald das System der Staatsleitung ein einheitliches 
und nationales geworden. In föderativ geleiteten Staatswesen 
stört eben gar oft die tatsächliche Verschiedenheit zwischen 
den Bedürfnissen nationaler Machtpolitik — wie im Deutschen 
Reich die Stände sie verhältnismäßig vertraten — und den 
Bedürfnissen einer internationalen — dort kaiserlichen — 
Machtpolitik, die häufig nach innen, manchmal auch nach 
außen, den Gesinnungen der Mehrheit der Nation entgegen ist. 
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$ 20. Wallenstein 

Wenngleich unsere Aufgabe nur auf die Politik der Staaten 
sich bezieht, so ist doch deren System stets abhängig von den 
Mitteln und den Männern, welche für die Durchführung zur 
Verfügung stehen oder sie auf sich nehmen. Das bisherige 
Ergebnis, welches Einheitlichkeit über die Ziele von der Staats- 
leitung fordert, weist ja schon darauf hin, daß die Wahl der 
Ziele, Mittel und Wege, am glücklichsten oft in der Hand 
eines Mannes liegt. Ist dieser ein echter Staatsmann, so wird 
er auch am leichtesten und erfolgreichsten jenen Wechsel des 
Systems vollziehen, der sich im Verlauf der Ereignisse jeder 
großen Politik aufdrängen kann. Wenn Ranke sich entschloß, 
eine Lebensbeschreibung Wallensteins zu schreiben, so hat ihn 
dabei natürlich nicht die Persönlichkeit des Feldherrn angezogen, 
sondern die universalhistorische Rolle, welche dieser als Poli- 
tiker gespielt hat. Für die vorliegende Aufgabe hat nun die 
Beschäftigung mit diesem Buch unseres Historikers eine 
doppelte Bedeutung: einmal an dieser Stelle des Zusammen- 
hanges der Untersuchung mit Bezug auf das Vorgehende, — 
denn was hat Wallenstein anders sein wollen als der Vollender 
der durch die Reformation geschaffenen religiöspolitischen Zu- 
stände? Auf seine Weise hat er inmitten der neuen Wirren 
ein entscheidendes Fazit zu ziehen gesucht. Dann aber ist 
sein Auftreten als Politiker für uns darum wichtig, weil er 
nach Rankes Urteil „im Gefühl der äußeren Verwicklungen 
und ihrer Beziehung zu den inneren von Zeit zu Zeit seine 
Ansicht über das unmittelbar Vorliegende änderte‘‘!). Er darf 
danach fast als Meister in der Beherrschung und im Ergreifen 
solcher politischen Zusammenhänge angesehen werden. 

Wallensteins Tätigkeit zunächst als ‚Unternehmer einer 
Kriegsbewaffnung von privatem Charakter“ begann auf dem 
Boden einer Verfassung, welche noch immer, so lange kein 
Reichstag berufen wurde, auf dem Zusammenwirken der kaiser- 
lichen und der kurfürstlichen Autorität beruhte. „Das Ein- 
verständnis der drei geistlichen und der drei weltlichen Kur- 
fürsten, oder das Gleichgewicht, das sie einander hielten, hatte 
lange Zeit den Frieden in Deutschland erhalten ?).““ Indem 
Wallenstein als oberster Feldhauptmann in die Dienste des 
Kaisers trat, erhielt das Kaisertum, welches bei den politischen 
Entscheidungen bisher zurückgetreten war, die Möglichkeit und, 
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wie das naheliegt, damit auch schnell den Anspruch auf eine 
unabhängige Wirksamkeit. In diesem Sinne war die Auf- 
stellung eines den kaiserlichen Interessen dienenden Heeres 
während der kriegerisch-religiösen Wirren, welche katholischer- 
seits bis dahin nur von den Truppen der Liga ausgefochten 
wurden, von besonderer politischer Bedeutung, — denn nicht 
der Krieg war ihr Zweck, sondern sie selbst war der Zweck. 
„Man hoffte ohne große Kriegshandlungen darauf den Frieden 
und eine dauernde Macht gründen zu können!).“ Es war 
damit aber nicht nur ein Mittel gefunden, um einen politischen 
Zweck im Inneren des Reiches, nämlich dessen Befriedung, 
zu erzielen, sondern ein neues Element der Macht war ge- 
schaffen, eine Kraft, die ebenfalls nach außen wirksam ein- 
gesetzt werden konnte. Aller herkömmlichen Beschränkung 
kaiserlicher Macht zum Trotz sehen wir in ihr eine neue 
Gewalt entstehen, welche sowohl die Selbständigkeit der 
deutschen Fürsten bedrohte, wie auch zum Träger, zur neuen 
Grundlage für eine alte universalpolitische Idee, nämlich der 
Autorität eines abendländischen Kaisertums ward: ‚sie fiel mit 
dem Gedanken der spanisch österreichischen Weltmacht, die 
nun ihren Schwerpunkt in Deutschland gehabt haben würde, 
zusammen?).‘‘ Ihr Verfechter wurde der „ganz von impe- 
rialistischen Entwürfen erfüllte“ Wallenstein, freilich nicht ohne 
daß er dabei auch persönlichen Interessen, dem Emporsteigen 
zu eigener Macht und Würde gedient hätte. Seine Krieg- 
führung, die der katholischen Sache zum Vorteil sein sollte, 
galt demnach zugleich der Verteidigung von Österreichs poli- 
tischer Stellung im Innern, ihrer Verbreiterung nach außen, 
bald aber ferner den Interesseu territorialer Politik in Be- 
hauptung eines von ihm erworbenen Landesfürstentums. So 
erscheint Wallenstein denn in der Tat ebensowohl ‚als der 
Ausdruck einer auch außer ihm vorhandenen allgemeinen 
Tendenz wie eines selbständigen Lebens von originaler Kraft‘). 
Der doppelte Ideenkreis, die zwiefache politische Rüstung, zu 
deren Vertreter dieser Feldherr durch die Umstände sich er- 
hoben hatte, berühren sich äußerlich und innerlich auf ganz 
eigentümliche Weise. Die territorialen Rücksichten des Landes- 
herren, der Dienst als Heerführer lassen im Rahmen der 
Reichsverfassung den Mann abhängig erscheinen, der in der 
Tat doch dem Reichsoberhaupt die Macht gab und erhielt 
durch die unbedingte Autorität, welche er im Widerspruch mit 
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der Reichsverfassung im kaiserlichen Heere und durch dasselbe 
ausübte. Gewiß nun bestehen Wert und Wesen solcher Selb- 
ständigkei® in der weitgehenden Freiheit von fremder, von 
äußerer Einwirkung: das Ergebnis ihres Daseins, der Erfolg 
ihrer Bewegung ist aber nicht anders denkbar, als daß sie 
Rückwirkungen von denjenigen Seiten zu bestehen haben wird, 
nach denen sie selbst tätig Ist. 

Für die durch Wallenstein verfolgte Politik nun zeigten 
sich Rückwirkungen sowohl von außen her wie vom Boden des 
Reiches selbst; sie knüpfen sich nicht mehr an das politische 
Mittel, sondern an die politischen Ergebnisse. Indem nämlich 
„in Germanien, das man hatte pazifieren wollen, um den aus- 
wärtigen Feinden gewachsen zu sein, der große Zwiespalt erst 
recht hervorgerufen wurde, und zwar nicht allein der tiefste 
und vornehmste zwischen den beiden Religionen, sondern ein 
anderer unter den Führern der Katholiken, über die geistliche 
und weltliche Macht, das Kaisertum und ständische Rechte, 
erhob sich die Feindseligkeit gegen das Haus Österreich in 
etwas anderer Form als bisher, aber noch nachhaltiger und 
umfassender‘ 1). Die eben von Wallenstein begünstigte Ver- 
flechtung der Interessen des deutschen Österreich mit dem 
spanischen ward dafür die eine Veranlassung. Unfälle, welche, 
wie die Wegnahme einer reichbeladenen spanischen Flotte durch 
die Holländer unter Peter Hein, die finanzielle und militärische 
Leistungsfähigkeit jenes Verbündeten beeinträchtigten —, Ver- 
bindungen, welche, wie die der Franzosen mit den italienischen 
Staaten nach dem Fall von Rochelle, die Aktionskraft der 
Spanier in den oberdeutschen Gebieten lähmten; alle derartigen 
Vorfälle waren nur zu geeignet, auch die politische Gesamt- 
machtstellung des kaiserlichen Hauses in Europa zu schwächen 
und seinen Plänen Hindernisse in den Weg zu legen. Anderer- 
seits erwies eine Maßnahme sich als verfehlt, die Wallenstein 
sowohl im Interesse des kaiserlichen Systems wie der eigenen, 
gegen Schweden gerichteten, landesherrlichen (mecklenburgi- 
schen) Politik gewählt hatte. Das von ihm angeordnete Ein- 
treten kaiserlicher Hilfsvölker in Polen führte hier nicht, wie 
er erwartet hatte, zu kräftigerem Widerstreben gegen die nordi- 
sche Macht, sondern im Gegenteil zum Stillstand der Kämpfe, 
weil man in Polen, wo zudem der Protestantismus noch stark 
vertreten war, in dem kaiserlichen Heere eine Gefahr für die 


1) S. W. 23, S. 115. 


Szczepanski, Rankes Anschauungen über auswärtige und innere Politik. 543 


eigene Freiheit erblickte. Dennoch schien die nun erfolgte 
Wendung der Schweden gegen das Reich eigentlich erst dann 
gefährlich, wenn mit jenen die deutschen Protestanten sich 
verbanden, deren Interessen durch das vor kurzem erlassene 
Restitutionsedikt auf das äußerste bedroht waren. Wallen- 
steins „großartige, in der deutschen Geschichte unvergleichliche 
Stellung“ um 1629/30 beruhte nun darin, „daß er die für das 
Reichsoberhaupt errungene Macht, die Parteiung zurückdrängend, 
nach allen Seiten hin aufrecht zu halten, den Entschluß gefaßt 
und eigentlich auch den Beruf, selbst einen egoistischen Antrieb 
dazu hatte. In dem Übergewicht seiner Armee im Norden und 
Süden von Deutschland lag zugleich auch die Autorität des 
Kaisertums“ !). Ohne Schonung der Protestanten aber war das 
auf die Dauer nicht möglich —, und diese Tendenz der wallen- 
steinischen Politik stieß nun auf Widerstand bei den päpstlichen 
Nuntien und den Spaniern, welche aus kirchlichen Gründen, 
bei den Reichshofräten, welche um der Reichsverfassung willen 
das Übergewicht des katholischen Elements zu wahren wußten. 
Die Deutlichkeit, mit welcher dieses antiprotestantische System 
seitens der Reichsregierung auf dem Regensburger Kurfürsten- 
tage ergriffen wurde, gab dem zugleich durch die äußere Lage 
am nächsten in Mitleidenschaft gezogenen Herzog von Pommern 
die Veranlassung, durch Anschluß an den Schwedenkönig die 
von Wallenstein stets befürchtete allgemeine Erhebung der 
Protestanten vorzubereiten. Damit war durch die Entschlüsse 
der inneren Politik ein Umschwung in Ansicht der äußeren 
Lage notwendig geworden: ‚wollte der Kaiser die Waffen zur 
Verteidigung oder zur Weiterentwicklung der Macht nach Nord- 
osten wenden, so mußte man im Süden und Westen Frieden 
haben“ 9, Im katholischen Interesse lag der daraus sich er- 
gebende Ausgleich zwischen Spanien und Frankreich; zu einem 
friedlichen Verhalten gegen dieses Land neigten auch die dem 
Kaiser im Inneren des Reichs zur Seite stehenden Kurfürsten, 
ohne deren Teilnahme doch schließlich nicht Krieg geführt 
werden konnte. Die ‚Idee der Union der katholischen Mächte“ 
trat in den Vordergrund der kaiserlichen Politik, für deren 
gewaltsame Durchführung jedoch nicht mehr Wallenstein der 
geeignete Mann war. Vom Standpunkte der inneren Angelegen- 
heiten des Reiches und seiner Verfassung angesehen, war diese 
Wendung der äußeren Politik ein „vollkommener Sieg des kur- 
fürstlichen Interesses über das kaiserliche“; er entschied sich 
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zeitlich denn auch ganz im Zusammenhange mit einer inner- 
politischen, verfassungsrechtlichen Handlung, nämlich der Königs- 
wahl des Kaisersohnes. Die Kurfürsten hatten Ferdinand II 
„seiner religiösen Haltung wegen auf den Thron erhoben, mit 
Vorbehalt ihrer Prärogative; er hatte dann durch Wallenstein 
einen Versuch gemacht, sich über dieselben zu erheben und 
das Kaisertum im alten Sinne zu erneuern. In dem Augen- 
blick, als von der Wahl eines Nachfolgers die Rede war, nötigten 
sie ihn, in der Hauptsache davon abzustehen‘“ 1). 

Während nun Wallenstein auf Grund einer durch den 
Zusammenhang der auswärtigen und der inneren Politik ein- 
getretenen Wendung der Dinge entbehrlich geworden schien, — 
in der Rolle des beratenden Staatsmannes sowohl wie in der 
des kaiserlichen Generals —, nahmen die äußeren Angelegen- 
heiten des nun einmal religiös gespaltenen Reiches nicht den 
erwarteten Fortgang. Die Entscheidung über die europäische 
Mächtegruppierung lag nämlich nicht eigentlich bei Österreich, 
sondern bei Frankreich, welches seit dem Fall von Rochelle 
die Hugenotten unschädlich wußte und nun einer Anlehnung 
an den Katholizismus nicht mehr bedurfte, sondern rein fran- 
zösische Politik in Europa treiben konnte. Zudem sprach hier 
die Persönlichkeit des leitenden Staatsmannes kräftiger mit denn 
je. „Richelieu bedurfte, um sich zu behaupten, der Fortsetzung 
des Krieges; er fürchtete, eine Vereinbarung in der katholischen 
Idee würde seiner Macht Eintrag tun?).“ Frankreich nahm 
also den ihm vorgeschlagenen Frieden nicht an, Gustav Adolf 
schritt im schwedischen und im protestantischen Interesse zum 
Angriff gegen Österreich, und mit ihm vereinigten sich die 
protestantischen Reichsstände: die Politik von Regensburg, 
welche praktisch darauf hinausgelaufen war, daß das Haus 
Österreich verzichtete, sich für sich selbst zu bewaffnen, hatte 
binnen Jahresfrist zum Zusammenbruch geführt. 

Nichts war natürlicher, als daß man auf jenes Mittel der 
Aufstellung eigener Heere und auf den Mann zurückgriff, der 
gewillt gewesen war, die Macht des Kaisers zu erhalten und 
zu steigern. Nicht dieser Wille noch zwar hatte seit den Er- 
fahrungen von Regensburg sich geändert; aber die bewußte 
Sicherheit hatte sich gesteigert, mit der dieser Feldherr von 
der Tendenz ausging, „die Entscheidung der großen Angelegen- 
heiten in seinem Sinne herbeizuführen“. „Wenn jemals ein 
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anderer, so lebte Wallenstein fortwährend in der Anschauung 
und dem Mitgefühl der großen politischen Gegensätze und ihres 
Kampfes. Sein Sinn ging von Natur dahin, in ihrer Mitte sein 
eigenes Interesse und seine eigenen Gedanken geltend zu 
machen !).“ Nicht sogleich zwar, sondern erst nach Beseitigung 
des gefährlichsten Gegners scheidet sich die Politik des Heer- 
führers von der des Kaisers. Jenem hatte die Schlacht von 
Lützen bewiesen, „daß die Elemente, mit denen er kämpfen 
mußte, seinen Streitkräften überlegen waren. König Gustav 
Adolf war umgekommen; aber seine Truppen und damit auch 
im allgemeinen seine Tendenzen behielten die Oberhand über 
die Kaiserlichen ?).‘“ Eben diese Erkenntnis nun traf richtung- 
gebend zusammen mit dem politischen Gedanken, den Wallen- 
stein schon früher vertreten hatte, nämlich der Anbahnung eines 
Verständnisses mit den Protestanten, sowie mit dem eigenen 
Ehrgeiz, welcher nicht mehr damit sich begnügen mochte, etwa 
unter dem Kaiser und in dessen Diensten die religiösen und 
politischen Rechte seines böhmischen Vaterlandes zu erneuern. 
Wallenstein erstrebte vielmehr, „um von sicherer Stellung aus 
selbst als machtvoller Schiedsrichter und Leiter der deutschen 
Angelegenheiten auftreten zu können, neben der Verfügung 
über das Heer eine auf Territorialbesitz beruhende, gesetzliche 
Würde im Reiche. Nicht ein an der Küstengrenze gelegenes 
Landesfürstentum, wie das ihm verlorene Mecklenburg, ver- 
mochte ihm eine solche Stellung zu verschaffen, sondern erst 
der Gewinn eines auf altem Reichsboden erwachsenen Besitz- 
titels, also Erwerbung einer der erledigten Kuren, Böhmens 
oder der Pfalz. 


8 21. Folgerungen 

Die damit zusammenhängende Absicht einer autonomen 
Erhebung Wallensteins kann für unsere Aufgabe nicht an sich 
von Interesse sein, sondern nur als politische Tendenz, ein- 
gereiht in den Zusammenhang der Politik des deutschen Reiches 
unter Kaiser Ferdinand II. Insofern stellt sie ein inneres Er- 
eignis dar: „sie begreift ein Moment der deutschen Geschichte 
in sich, seit dem Schmalkaldischen Kriege und dem Religions- 
frieden für die allgemeinen Verhältnisse das bedeutendste‘‘?). 
Ranke hat den so angedeuteten Vergleich hinsichtlich der Be- 
urteilung der Persönlichkeiten behandelt, wie auch mit Bezug 
auf die Ideen. Diejenige, universale, des Kaisertums mit kirch- 
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licher Gewalt, wie Karl V sie gehegt, war von niemand mehr 
aufzunehmen. Übriggeblieben war die Idee der spanischen 
Monarchie und der Herstellung oder doch wenigstens der Vor- 
herrschaft des Katholizismus, welcher die Politik in Wien sich 
angeschlossen hatte und welche die inneren wie die auswärtigen 
Verhältnisse gleichmäßig umfaßte. Diesem spanischen System 
nun ‚stellte sich Wallenstein an der Spitze seiner Armee kraft 
der Selbständigkeit, die ihm gewährt worden war, in den 
Weg‘“!) und machte eine andere Idee, die des Gleichgewichts 
der Bekenntnisse, zur Grundlage seiner Politik. Sie ist mit 
seinem gewaltsamen Ende mitnichten verschwunden, so wenig 
wie sie mit Moritz von Sachsen zugrunde gegangen war. Keim- 
kräftig entwickelt durch den großen Kampf der dreißig Jahre 
und von außen her auch künftig jederzeit gefördert, hat sie in 
dem nach wie vor föderalistisch geordneten Gebilde des alten 
Reiches der kaiserlichen Politik das Maß vorgeschrieben, der 
Fürstenpolitik eine regere Betätigung auch nach außen ermög- 
licht und eben dadurch die Spaltung des Ganzen erweitert. 
Die drängendere Aktivität, die Bewegung nach ihrem Ideal, 
nach einer höheren Einheit, hat für die Idee des Gleichgewichts 
beider Bekenntnisse erst begonnen, nachdem sie in das System 
eines einheitlich geleiteten, nationalen Staatswesens aufgenommen 
und von ihm weitergetragen worden ist, — nicht ohne daß 
auch in dessen Geschichte innige Zusammenhänge mit den 
auswärtigen Ereignissen sich feststellen ließen. 


8 22. Ursprung der Revolutionskriege 


Bevor wir jedoch den von Ranke behandelten Staaten- 
geschichten uns zuwenden, bleibt noch diejenige seiner Dar- 
stellungen zu betrachten, welche an das andere welterschütternde 
Ereignis der neueren Geschichte, an die große französische 
Revolution anknüpft. Schon in seinem Aufsatz über „die großen 
Mächte“ bringt er den Wechsel der auswärtigen Verhältnisse, 
die veränderte Weltstellung Frankreichs mit den sonstigen, 
inneren Ursachen der ganzen Bewegung in Verbindung; aus 
jenen leitet er die Wirkung ab, daß der anfänglich reformato- 
rische Charakter der Vorgänge in einen revolutionären über- 
ging, „doch auch von allem Anfang an eine Richtung gegen 
das Ausland nahm“?). Es wird nun die Wiederkehr, Anderung 
oder Festigung dieser Anschauung in dem so viel späteren Buche 
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über „Ursprung und Beginn der Revolutionskriege 1791 und 
1792“ zu untersuchen sein. Schon auf dessen erstem Blatte 
finden wir die Feststellung, daß seit dem Siebenjährigen Kriege 
„bei den vornehmsten Mächten die Versuche innerer Reformen 
in den Vordergrund getreten seien, allezeit aber in bezug auf 
die allgemeinen politischen Verhältnisse !).“ 


In Frankreich hielt man nach wie vor an den leitenden 
Ideen Ludwigs XIV fest: tatkräftige Geltendmachung nach 
außen neben stärkster Betonung und schärfster Anspannung 
monarchischer Grundsätze im Innern. Die Folge der damit 
verbundenen langjährigen Kämpfe waren „Erschöpfung der 
finanziellen Hilfsmittel und eine administrative Verwirrung, 
welche im alten Frankreich eigentlich nie hat gehoben werden 
können“. Dabei glückte es keineswegs, etwa ein Übergewicht 
Frankreichs im europäischen Staatensystem zu begründen. 
Schon Ludwig XIV war schließlich nur eben die Behauptung 
der eingenommenen Grenzlande gelungen; seine Nachfolger 
mußten sich genügen lassen, an der allgemeinen Tendenz zur 
Aufrechterhaltung eines europäischen Gleichgewichts lebhaften 
Anteil zu nehmen. Eben dieses Bestreben hatte die französische 
Regierung um die Mitte des 18. Jahrhunderts an Österreichs 
Seite geführt, ohne daß dabei der alte Gegensatz zu England 
sich gemildert hätte. Vielmehr unterstützte Frankreich sogar 
die amerikanischen Kolonien in ihrem Unabhängigkeitskampfe 
mit allen wirtschaftlichen und auch mit militärischen Kräften 
in einem für das eigene Vermögen verhängnisvollen Maße. 
Ein geheimer Unterton, den dieser amerikanische Krieg in die 
ganzen französischen Verhältnisse brachte, war das Empor- 
kommen republikanischer Neigungen. Eine offenbare Wirkung 
aber war die nun gänzliche Zerrüttung der französischen Finanzen 
und die ebenso offenbare Unfähigkeit der Regierung, nach dem 
Beispiel des ebenfalls erschöpften und mit Schulden beladenen 
England „das Übel an der Wurzel anzugreifen und das Ver- 
trauen durch große Maßnahmen wiederherzustellen‘“?2).. Die 
Rückwirkung davon auf die auswärtigen Verhältnisse war neben 
dem Friedensschluß die Notwendigkeit, einen neuen Krieg um 
jeden Preis zu vermeiden. Frankreich sah sich weder in der 
Lage, seinem Versprechen gemäß den holländischen Patrioten 
noch seinem herkömmlichen Verbündeten, der Türkei, die ge- 
nügende Hilfsstellung zu geben: sein bisheriges Ansehen, seine 
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politische Stellung im europäischen Staatensystem gerieten in 
Frage. Da nun nimmt Ranke den folgenden Zusammenhang 
wahr: „Der Gedanke der Machtstellung nach außen 
trieb zu der inneren Reform!).“ 

Die Verknüpfung der Beziehungen ist die gleiche wie 
einst im Deutschen Reiche unter Maximilian I: erst wenn die 
treibende Idee der auswärtigen Politik, — gehe sie auf den 
Schein oder die Wirklichkeit der Macht, — zur bestimmten 
politischen Absicht sich zu verdichten beginnt, sind Wille und 
Wege offen für den Fortschritt im inneren Staatsleben. Denn 
Erfolge in den auswärtigen Angelegenheiten sind schließlich 
nur der Regierung erreichbar, die auch ihr Schwert in die 
Wagschale zu werfen vermag, ein Krieg aber auf die Dauer 
nicht durchführbar ohne geregelte Finanzen. Deshalb ist ‚fast 
das erste Bedürfnis jeder Regierung ein geordneter Staatshaus- 
halt; er bildet den Nerv des Staatslebens‘‘?). Der nun konnte, 
wie unter Maximilians I Verwaltung im Deutschen Reich, so 
auch im Frankreich Ludwigs XVI nicht hergestellt werden. 
Dort wie hier waren es Zerwürfnisse zwischen den an der Ent- 
wicklung der öffentlichen Angelegenheiten beteiligten Gewalten, 
— der zentralen, monarchischen auf der einen, der reichs- 
ständischen, beziehungsweise von (Generalständen auf der an- 
deren Seite, — welche einer vollen Behauptung der Macht- 
stellung des Staates im Wege standen. Sehr verschieden war 
allerdings die Schnelligkeit der Entwicklung, sehr viel ent- 
schiedener der Übergang von der Reform zur Revolution, von 
Umwandlung zu Umsturz der Verfassung in Frankreich als 
auf deutscher Seite. „Das Charakteristische in dem 
revolutionären Ereignis ist das stete Zusammen- 
greifen der inneren Bewegung und der äußeren 
Beziehungen. Mit Unrecht würde man die Exzesse der 
Revolution von dem Angriffe, der ihr drohte, herleiten; dieser 
selbst war in allen seinen Stadien eine Folge der revolutionären 
Handlungen; aber das eine rief das andere gleichsam mit Not- 
wendigkeit hervor“°®).. Einen Teil dieser Wechselwirkung, den 
Kreislauf: Krieg, Verwaltungsnöte, Reformabsichten, haben wir 
bereits verfolgt. Bemerkenswert ist, daß die Neigung zur Reform 
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”) ebd. S. 26. Das gilt für die großen Mächte wenigstens wohl auch 
heute noch; kleine Staaten können sich, auf deren finanzielles Wohlwollen 
gestützt, vielleicht weiter wagen. 

"SW. 45, S. 232. 
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in Frankreich von der obersten Gewalt durchaus ebenso geteilt 
wurde wie einst von Maximilian I als höchstem Träger der 
Reichsgewalt: beide befanden sich dabei in Übereinstimmung 
mit der öffentlichen Meinung, die freilich in Frankreich auf 
dem Boden eines geschlossenen Nationalstaates sich erhob. Im 
Deutschen Reiche waren ferner auch die Stände im Grundsatz 
sich völlig einig über die Herbeiführung von Reformen, während 
ein großer Teil der verfassungsmäßigen Ständeversammlung 
des alten Frankreich der Frage überhaupt feindlich gegenüber- 
stand. Auch die regierungsseitig als Abhilfe vorgenommene, 
veränderte Zusammensetzung der ständischen Vertretung unter 
Beibehalt der bisherigen Verfassung erwies sich auf die Dauer 
als ungenügend. „Aus der Unanwendbarkeit der bisherigen 
Verfassung, die auf den besonderen Rechten eines jeden der 
drei Stände beruhte, entsprang die Idee einer allgemeinen Re- 
präsentation der Nation !).“ 


8 23. Königtum und Nationalversammlung 


Mit dem Augenblick der Berufung einer Nationalversamm- 
lung nun ist Einheit über die letzten politischen Ziele: Macht- 
stellung nach außen und Reform im Innern, sowohl bei der 
obersten Gewalt vorhanden wie bei der jetzt erweiterten Ver- 
tretung der Nation, die zu einem geordneten und gekräftigten 
Auswirken des Staatslebens mithelfen sollte. Nicht anders sahen 
wir das, bei einer beschränkteren Teilnahme an der Politik nur 
durch die nationalen Führer, zur Zeit Maximilian I, — und 
der Zwiespalt, der damals unausgeglichen blieb, erhebt sich 
jetzt auch hier: die Machtfrage zwischen den beiden am Fort- 
gang der Dinge interessierten und beteiligten Gewalten. Die 
politische Absicht im Innern ging zwar auf eine Verfassungs- 
änderung; aber durch ihre Beschlüsse vom 17. Juni 1789 
„erhob sich die zur Unterstützung der Regierung aufgerufene 
Gewalt sogleich zu dem Anspruch, den Willen der Nation zu 
repräsentieren, dem die Regierung untergeordnet sei‘?). Nicht 
so sehr also in äußerlichen Maßnahmen, als von innen heraus, 
von einer politischen Idee, die Nationalsouveränität, her sollte 
die Umgestaltung gesucht werden. Ohne gleich noch tiefer, 
nach deren Quelle, graben zu wollen, mag hier schon aus- 
gesprochen werden, daß die Fäden, welche von der inneren 
Politik zu den auswärtigen Angelegenheiten wieder hinführen, 


1) 8, W, 45, S. 36. ?) ebd. S. 37. 
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zum Teil mit dieser Idee verknüpft sind. Zunächst ließ sie 
die Regierung Ludwigs XVI, — welche sich immer als Repräsen- 
tantin der Einheit der Nauon betrachtet und den Beruf, für 
die Gesamtheit zu sorgen, niemals aus den Augen verloren 
hatte’), — befürchten, daß das gemeinschaftliche Werk auf 
eine Beeinträchtigung der Autorität der Krone durch den dritten 
Stand hinauslaufen werde. Darum entschloß sich der König, 
noch einmal einen Rückhalt an den beiden ersten Ständen zu 
suchen, deren Widerstand gegen Reformen er durch den dritten 
hatte überwinden wollen. Ranke erwähnt, warum es bereits 
unmöglich war, auf diesem Wege zu fnedlicher Besserung zu 
gelungen. „Die französische Regierung hatte die nationale Be- 
wegung guten Teils selbst hervorgerufen und ihr auf das Staats- 
leben Einfluß verschafft; nachdem die Bewegung, hierdurch 
erstarkt, sich selbst zum Bewußtsein gekommen war und jetzt 
eine selbständige Haltung angenommen hatte, unternahm die 
Regierung, ihr entgegenzutreten und ihr Schranken zu ziehen, 
die den Impulsen, die sie in sich trug, widersprachen ?). 
Aus diesem „Zwiespalt über die Verfassung, der freilich sehr in 
den Dingen lag", leitet Ranke dann ebenfalls den Umsturz her. 

Wir erinnern uns, daß auch sein Urteil über das Scheitern 
der Bestrebungen zur Reichsverfassungsreform unter Maximilian I 
letzten Endes auf eine in der Sache liegende Unmöglichkeit 
hinwies: es war das jener Verfassung innewohnende föderative 
Element. Die konstitutionelle Verfassungsform, die jetzt in 
Frankreich zur Einführung gelangte, befreite zwar die Krone 
von den bisherigen beschränkenden Autoritäten: die höchste 
Gewalt bestand fortan in dem Zusammenwirken eines anderen 
Faktors, der Nationalversammlung, mit der Krone. Hier aber 
lag auch wieder ein dualistisch-föderatives Element vor, verstärkt 
durch die Theorie von der Trennung der Gewalten, deren prak- 
tische Durchführung das Übergewicht des Willens sehr bald 
von der Exekutive nach der legislativen Seite verlegte. Dies 
geschah vornehmlich durch den Beschluß der Nationalversamm- 
lung, „daß die Truppen nicht mehr dem Könige, sondern zu- 
gleich der Nation und dem Gesetze verpflichtet werden sollten“ 3). 
Er hat eine doppelte Bedeutung. Wie die Grundlage der Staats- 
verfassung, so wurde nun auch die Grundlage der Kregs- 
verfassung geändert, sogar nach Wesen und Form; denn neben 
das stehende Heer trat eine munizipale Nationalgarde. Aber 
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wir sahen auch schon aus der Geschichte Maximilians I, daß 
Zahl und Zustand der Wehrkräfte eines Staates ein überaus 
wichtiges Moment im Zusammenhang der inneren und der 
auswärtigen Angelegenheiten bilden: sie erst sichern den politi- 
schen Erfolg. Die volkstümlichen Grundsätze, welche in Gliede- 
rung und Geist der französischen Nationalgarden bevorzugt 
wurden und schließlich auch in das stehende Heer eindrangen, 
waren zunächst nicht gerade geeignet, diese Werkzeuge der 
Politik brauchbarer zu gestalten. ‚Man fühlte wohl, daß Frank- 
reich hierdurch fürs erste in dem System der europäischen 
Mächte an Ansehen verlor und selbst in Gefahr geraten konnte" 11. 
So führt also die oben begonnene Entwicklungsreihe von Reform- 
absicht weiter zu Verfassungsänderung, Zwiespalt der Gewalten 
und Schwächung der Wehrkraft, welche immer auch eine hem- 
mende Rückwirkung auf die Führung der äußeren Angelegen- 
heiten einschließt. 


Andere unmittelbarere Beziehungen leiten aber auch schon 
von den mit Umgestaltung der Verfassung verbundenen Be- 
schlüssen zum Auslande und damit in den Betätigungsbereich 
der auswärtigen Politik hinüber. Es handelt sich hierbei vor- 
nehmlich um die Einziehung der Güter des entrechteten und 
freiwillig oder gezwungen ausgewanderten Adels wie auch der 
Geistlichkeit, eine Maßregel, die, durch den Stand der Finanzen 
geboten, als innerpolitische Absicht doch auch schon von den 
Merkmalen des Umwälzungsbestrebens begleitet ist. Dieses 
nun ging von der Idee der Nationalsouveränität aus, welche 
selbstverständlich mit derjenigen von Volkseinheit innig ver- 
bunden sein mußte. Im Widerspruch mit der letzteren Vor- 
stellung standen jedoch die staatsrechtlichen Zustände in Frank- 
reichs Grenzgebieten: im Elsaß und in Lothringen hatten 
deutsche Herren, weltliche und geistliche Fürsten, ebenfalls 
Besitzrechte. Der innerpolitische Akt, welcher jene Provinzen 
in Besitzfragen mit dem übrigen Frankreich gleichstellte, voll- 
endete allerdings deren Besitznahme; ‚aber indem diese zugleich 
die den deutschen Fürsten dort vorbehaltenen Rechte aufhob, 
erschütterte sie das staatsrechtliche Verhältnis, auf welchem 
der Frzede mit Deutschland beruhte“?). Die ruhige Schlichtung 
dieser auswärtigen Angelegenheit lag durchaus noch in den 
Absichten der Frankreich regierenden Gewalten, und auch die 
Politik der führenden Staaten im Reiche, Österreichs und 


1) S. W. 45, S. 52. ?) ebd. S. 58. 
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hängt es als ein fast unvermeidbarer Mangel an, daß dann 
auch das Oberhaupt sein persönliches Interesse von dem der 
Gesamtheit trennt!).“ Ranke macht diese Bemerkung mit 
Bezug auf — Maximilian I, der das Reich zwar nicht ver- 
absäumt, bei seinem Tun und Lassen aber unleugbar noch 
mehr die Zukunft des eigenen Hauses im Auge gehabt habe 
als den Vorteil des Reiches an sich. Unter ihm hat der Wider- 
spruch der Stände in den auswärtigen Angelegenheiten freilich 
nur hemmend auf die Verfassungsfragen, nicht gleich rüttelnd, 
am Bau des Reiches gewirkt. Bei seinem Nachfolger Karl V 
sind wir dann aber schon auf gefährlicher wirkende Zusammen- 
hänge in der Politik gestoßen. Zurückgreifend auf jenes Urteil 
Rankes, wird denn auch die Stellungnahme Ludwigs XVI da- 
durch zu erklären sein, daß im Zwiespalt mit den beschränken- 
den Faktoren der Staatsleitung es ihm natürlicher schien, seine 
Entschlüsse mehr auf die dynastischen Beziehungen zu Oster- 
reich als auf die politische Lage seines Landes zu begründen. 
Nur darf man der Unterschiede nicht vergessen, welche unter 
den verschiedenen zeitlichen und völkischen Verhältnissen die 
jedesmalige Wirkung solchen Verhaltens seitens des Staatsober- 
hauptes bestimmen mußten. Die deutschen Könige und Kaiser 
nämlich befanden sich auch dann noch wenigstens auf dem 
Boden nationalen Verständnisses, wenn sie unter Ausdehnung 
ihres Hausbesitzes zu einer universaleren Macht zu gelangen 
suchten; sobald sie darüber Reichsangelegenheiten aber zu ver- 
nachlässigen schienen, wollten ihnen gewöhnlich die Reichs- 
stände auch keine Reichshilfe bewilligen oder stellen, es sei 
denn, daß jene in Aussicht stehenden Eroberungen dem 
Reich angegliedert würden. Für die Bourbonen nun weist 
Ranke darauf hin, daß die Ausbreitung von deren Dynastie 
nicht zugleich der Größe der Nation dienlich gewesen, und 
daß gerade durch das Bündnis vom Jahre 1756 das ’Miß- 
verhältnis der beiderseitigen Interessen noch augenscheinlicher 
geworden sei; er geht so weit, zu schreiben: „Man darf mit 
Grund behaupten, daß die österreichisch-französische 
Allianz eines der wesentlichsten Motive der Revolution 
ausgemacht habe?)“ War ja doch auch der verschärfte 
Gegensatz zu England dadurch hervorgerufen worden. In 
solchem Zusammenhange gesehen, ist es eine weitere natürliche 
Wechselwirkung, daß der kraftvolle und ausgedehnte Wider- 
stand gegen das Ausland, welcher, unter dem Eindruck des 
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preußisch-österreichischen Bündnisses und der Drohungen der 
Emigranten, im Schoße der Nation sich vorbereitete, dem 
Königtum verhängnisvoll werden konnte. „Wofern es zum 
Kriege kam, mußten alle Sympathien denen zufallen, welche 
ihn im Einklange mit den populären Leidenschaften forderten !).‘“ 


8 24. Regierung und Republikaner 


Die regierenden Gewalten mochten, wie gesagt, diesen Krieg 
keineswegs selbst heraufführen: die Krone, welche über ein 
königlich gesinntes Heer kaum mehr verfügte, mußte in solchem 
Feldzuge ihre Interessen eben jenen Geistern anvertrauen, die 
sie gerufen hatte und nun gern wieder losgeworden wäre; das 
andere Regierungsorgan, die sonst im Zerwürfnis mit dem König 
tagende Versammlung, bewegte sich in dieser auswärtigen Frage 
mit ihrer Mehrheit wohlweislich auf dem Boden des Wortlautes 
der Verfassung, welche dem König den Vorschlag zum Kriege 
vorbehielt. Dieses ungewöhnliche Zusammenhalten war durch 
den Gegensatz beider Gewalten zu dem in Form der jakobini- 
schen Partei emporsteigenden Element gegeben. In ihr ‚lebte 
der Impuls, welcher nach der Macht strebt und ihren Besitz 
vor Augen sieht?)“, und die Gelegenheit, Oberwasser zu be 
kommen, gewährte ihr eine ungeschickte Note der österrei- 
chischen Regierung vom März 1792, in der unzweifelhaft ein 
Versuch zu erblicken ist, in die inneren Angelegenheiten Frank- 
reichs, wenn auch nicht mit Waffengewalt, jedennoch überhaupt 
einzugreifen. Nun konnten die Republikaner den bestehenden 
Regierungsgewalten, vornehmlich dem König gegenüber, der 
für seine Politik das populäre Wollen nicht hatte nützen können, 
auf die Instinkte der Massen sich stützen. Man wird in diesem 
Moment der französischen Revolutionsgeschichte an eine all- 
gemeine Ansicht Rankes erinnert, der er an ganz anderer Stelle 
(Reformationsgeschichte in Deutschland) Ausdruck gibt. „Zu 
jeder Zeit“, heißt es da, „wird es Streitigkeiten über die Staats- 
verwaltung geben; solange dabei die Grundlage der allgemeinen 
Überzeugung unerschüttert bleibt, haben sie eine so große Gefahr 
nicht. Unaufhörlich schwanken die Meinungen, bilden sich 
weiter; so lange ihnen eine starke öffentliche Macht zur Seite 
steht, die ja an der Entwicklung selber teilnehmen muß, ist 
keine gewaltsame Bewegung davon zu besorgen. Sobald aber 
in demselben Augenblick die konstituierten Mächte irre werden, 


1) S. W. 45, S. 129. 2) ebd. S. 184. 
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Krieg die von ihr im Innern soeben errungene Macht für 
immer wieder vernichten und einer Reaktion zum Siege ver- 
helfen könne. Um das zu verstehen, was den Jakobinern 
selbst vielleicht unbewußt blieb, vor allem aber um den Tiefen 
Rankescher Geschichtsauffassung uns zu nähern, müssen wir 
wieder auf den Kern der Ereignisse, auf die politischen Ideen 
zurückgehen und uns erinnern, daß auf der neuen Theorie von 
den Menschenrechten die Wandlungen in Frankreichs Ver- 
fassungsleben sich aufbauten. Ihr Inhalt war doch der, daß 
an Stelle der altgegründeten Lehre von der gottgegebenen 
fürstlichen Legitimität die eben von jenen Rechten hergeleitete, 
die Nation zum Träger des Staatsgedankens stempelnde Idee 
der Volkssouveränität in praktische Aufnahme kam. Nun lernten 
wir schon an dem Beispiel von Münster und Lübeck in der 
Reformationszeit kennen, wie selbst in kleinen Verhältnissen 
die siegreiche neue Idee auch praktisch in die Umwelt hinaus- 
zugreifen sucht. Und bei Erwähnung der Verbindung des 
deutschen Königtums mit der Idee des römischen Kaiserreichs 
schreibt Ranke ganz ausdrücklich: „DasInnerlich-wachsende 
wird schon in demselben Augenblick berufen, sich nach 
außen auszubreiten!).‘““ Für „die Könige von Germanien“ 
ist das wichtigste greifbare Objekt dabei stets Italien gewesen. 
Von ähnlichem Gewicht für die Stellung Frankreichs im politi- 
schen System Europas erscheinen Ranke die Niederlande, welche 
dem Hause Österreich zu entreißen allezeit der Gedanke der 
Franzosen gewesen sei. Im Jahre 1792 hatten sie zudem „Grund, 
auf den Beistand der kaum niedergekämpften niederländischen 
Faktion zu rechnen; überdies aber zweifelten sie nicht, daß die 
patriotische Partei in Holland zu ihren Gunsten sich erheben 
werde. Durch die Sympathie verstärkt, welche sie erwarteten, 
glaubten sie in Kurzem eine den Kontinent dominierende 
Stellung einnehmen zu können?).“ Man hoffte also auf einen 
glückhaften Krieg; daß ein solcher die politische Stellung der 
Jakobiner befestigen und damit ihnen auch die Möglichkeit 
geben mußte, die volle Regierungsgewalt an sich zu reißen 
und im Rahmen der Konstitution der Krone nur eine repräsen- 
tative Stellung zu lassen, war dann vorauszusehen. 

Warum schritt man nun noch vor jeder Entscheidung zur 
Abschaffung des Königtums, die doch womöglich von innen 
und von außen nur neue Schwierigkeiten mit sich brachte? 


1) S. W. 1, S. 15. 3) S. W. 45, S. 172. 
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Ranke antwortet: „weil in dem Königtum zugleich ein unauf- 
löslicher Zusammenhang mit den auswärtigen Mächten bestand. 
Mit dem republikanischen Gedanken verschmolz sich dergestalt 
der nationale. Die Macht der Jakobiner beruhte auf diesen beiden 
großen Gedanken. Aus beiden entsprangen die Intentionen 
der leitenden Männer il" Mit der Beseitigung des Königtums 
war jede fernere Möglichkeit eines fremden Einflusses auf die 
Geschicke des französischen Volkes ausgeschaltet worden, also 
ein notwendiger Schritt getan; denn ‚es gehört dazu, daß eine 
Nation sich selbständig fühle, wenn sie sich frei entwickeln 
soll“, und „die wahre Politik kann nur von einem großen 
nationalen Dasein getragen werden“?). Vermutlich werden 
wir mehrmals noch Gelegenheit haben, dieser Auffassung uns 
zu entsinnen, in welcher auch die Quintessenz allen Zusammen- 
hanges zwischen auswärtiger und innerer Politik beschlossen 
sein dürfte. In Hinsicht auf die Anfänge der großen franzö- 
sischen Revolutionsbewegung darf die Betrachtung hier ab- 
geschlossen werden. Sie hat mehrfach zu einem vielleicht nicht 
herkömmlichen Vergleichen mit den Anfängen der Reformations- 
bewegung in Dentschland geführt: Auch auf ein verschiedenes 
Tempo der Entwicklung ist dabei hingedeutet worden, das 
sich schwerlich aus dem ganz anderen Grade, in welchem die 
Stellung des französischen Staates nach außen gesunken, nach 
innen verwirrt war, allein erklären läßt. Deshalb darf wohl noch 
einmal darauf zurückgegangen werden. 


8 25. Folgerungen 

Auffallend bleibt es doch immer, wieviel schneller die 
Ereignisse im Revolutionszeitalter auf die Spitze getrieben 
wurden als in der reformatorischen Epoche, selbst nachdem 
hier, dem anfänglichen Bescheiden zum Trotz, mit der Kaiser- 
wahl Karls V die Reformbestrebungen von neuem einsetzten 
und auch mit Luther die kulturelle Idee in die Erscheinung 
getreten war, welche die kommenden Jahrzehnte beherrschen 
sollte. Wir haben verfolgt, wie rasch die Franzosen für ihre 
inneren Reformen einer geistigen Strömung sich bemächtigten, 
die nicht lange vor der Verwirrung ihres staatlichen Lebens 


1) 8.W.45, S. 239, vgl. dazu auch S. W. 49/50, S.235: „Es war eine innere 
Entwicklung französischer Verhältnisse, welche den Krieg unmittelbar hervor- 
rief. Die Konstitutionellen in dem Lande waren damals gewissermaßen mit 
den Mächten verbündet.“ 

"RW. 24, S. 28. 
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in einem anderen Weltteil zuerst auftauchte. Wie kam es. daß 
die Idee der Menschenrechte gleich auch politisch soviel ein- 
drucksvoller wurde als die Idee von der Rechtfertigung allein 
durch den Glauben, obwohl doch gerade zur Zeit von Luthers 
Auftreten das kirchliche Leben mit dem staatlichen auf das 
engste verflochten war? Irre ich nicht, so liegt, ganz abgesehen 
von den übrigen Zeitverhältnissen, der wesentlichste Unterschied 
darin, daß Luthers Lehre an die Einzelpersönlichkeit sich 
wendet, die naturrechtliche Theorie dagegen an die Massen, 
also viel unmittelbarer an diejenigen, welche zugleich Gegen- 
stand und Träger des politischen Lebens sind, soweit dıe Aus- 
führung und der Erfolg politischer Gedanken in Frage kommen. 
Die evangelische Lehre schloß den nationalen Gesichtspunkt 
ebensowenig aus, wie die Ausbreitung des weltbürgerlichen 
Ideals die Volkseinheit als Grundlage entbehren konnte. Jedoch: 
die Glaubenslehre verlangte zuerst innere Selbständigkeit; sie 
war eine sittliche Kraft von Eigenwert und Eigenwille; die 
weltbürgerliche Lehre, deren geistiges Aufnehmen ohne Voran- 
gehen jener Idee der Glaubensfreiheit kaum denkbar ist, entband 
den Menschen zwar nicht der politischen Gemeinschaft, so 
doch aller anderen moralischen Mächte. Sie hob die Führer 
mit der Masse zugleich und aus ihr empor in die politische 
Arena. Das kirchlich-reformatorische Ideal, indem es von dem 
einzelnen ergriffen werden wollte, wandte sich von vornherein 
unmittelbar an die Führer selbst: auf der führenden Persön- 
lichkeit beruhte der Erfolg seines Wirkens. Ein Blick auf die 
Männer, die in jenen Anfangszeiten der Reformation zur 
Führung berufen schienen, belehrt uns zugleich über die Ur- 
sachen ihres Versagens. Luther selbst hat sich bekanntlich 
vom politischen Leben ferngehalten und jedesmal, wenn er zu 
den populären Umsturzbewegungen Stellung zn nehmen hatte, 
gegen diese sich ausgesprochen. Karl V war durch Herkunft, 
Erziehung und auch durch die ganze Auffassung seines kaiser- 
lichen Amtes immun gegen die neue Lehre, die als tätige 
Macht nur von dem sich benutzen ließ, der sie in sich aufge- 
nommen. Solch ein Mann wäre Kurfürst Friedrich von Sachsen 
gewesen: seine leitende oder doch zu höchst ratende Stellung 
im Reichsregiment gab ihm die Mittel an die Hand; die aber 
fühlte sich zu schwach, um frei und fest das Steuer zu führen. 
Sickingen wieder unterlag bei dem Versuch, die politische Macht 
sich zu gewinnen, welche, mit der kulturellen Idee verbunden, 
diese zur politischen umzuwerten alsbald geeignet gewesen wäre. 
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Das Wachstum der Idee selbst war deshalb nicht unterbunden. 
Aber wenn, wie wir hörten!), das Innerlich-wachsende den Beruf 
hat, nach außen sich auszubreiten, so bedarf es dazu doch 
eben der Gelegenheit, des Anschlusses, der Verschmelzung mit 
einer nach außen wirkenden Gewalt. Im Revolutionszeitalter 
verdichtete sich die Idee der Menschenrechte auch beim Volk 
der Franzosen zum Begriff der Nationalsouveränität; damit war 
sie etwas Positives, politisch Faßbares geworden. Sie war, daran 
werden wir festhalten müssen, von außen hereingetragen. Aber 
„nicht von außen her pflegen den Mächten der Welt, den vor- 
herrschenden Meinungen, ihre gefährlichsten Gegensätze zu 
kommen; in ihrem Innern brechen in der Regel die Feind- 
seligkeiten aus, durch welche sie zersprengt werden“ ?). Die 
reformatorische Idee Luthers, welche aus dem Innern der 
kirchlich-weltlichen Reichsverfassung sich erhob, war doch an 
sich schon ein Positives’), das mit der Zeit von sich aus wirken 
mußte, aber freilich politisch vor allem mehr sprengend, zer- 
brechend als formend. Sie war Schwert, nicht, wie jene, Welle. 

Bei beiden inneren Bewegungen finden wir die auswärtige 
Politik als wirksames Moment der Entwicklung tätig, aber auch 
ihrerseits zeitweise durch jene bestimmt. Der Blick auf die 
französische Revolutionsgeschichte hat bestätigt, daß alle Staats- 
wesen eines nationalen Elements als gewichtiges Ferment der 
Regierungspolitik bedürfen. In den überall bemerkbaren Wechsel- 
beziehungen zwischen auswärtiger und innerer Politik bildet 
jene zugleich den Prüfstein für die Haltbarkeit der durch diese 
geschaffenen Staatsverfassung, gibt diese der Außenrichtung die 
Eigenart und den Maßstab des Umfassenden. „Fast allezeit 
ist mit einer entsprechenden, den Genius einer Nation 
befriedigenden inneren Entwicklung auch eine glück- 
liche Tendenz nach außen verbunden", Im Osmanen- 
reich beruhte solche innere Entwicklung auf der militärischen 
Idee, und die Epoche der Außenerfolge schloß ab, als dieser 
Idee nicht mehr durch die Verfassung restlos Rechnung ge- 
tragen wurde. Im Deutschen Reiche ist es den religiösen Ideen 
des Reformationszeitalters nicht gelungen, in befriedigender 


1) 9.8 24. 3) S. W. 1, S. 190. 

», S. W. 3, S. 349: „Überhaupt bedarf es weiter keiner Erörterung, daß, 
wenn die religiöse Meinung durch den Gang der Politik begünstigt würde, 
ihr doch auch an und für sich eine große Selbständigkeit zukam: sie hat die 
Ereignisse vorbereitet, durch welche sie hinwiederum entbunden ward. 

*) S. W. 8, 8. 138. 
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Form die innere Verfassung zu durchdringen, und mit dem 
Tode Wallensteins, der noch einen späten Versuch dazu machte, 
ist auch jede glückliche Tendenz nach außen abgeschnitten 
gewesen. Die Ideen der französischen Revolution haben in 
Napoleon I ihren Vollender wirklich gefunden: „ein Teil seiner 
Macht entsprang daraus, daß er sie, inwiefern sie sozialer Natur 
waren, repräsentierte und gleichsam vor sich hertrug, indem 
er mit den Waffen seine Siege erfocht. Das konnte aber nur 
da geschehen, wo der Geist dazu vorbereitet war, in Italien 
und Deutschland‘ !). Sobald er weiter ging, fiel er durch das, 
was ihm hier Erfolg gebracht hatte, durch das Zusammentreffen 
der inneren und äußeren Verhältnisse ?). Denn es ist fraglich, 
ob es überhaupt „bloß politische Kriege“ gibt, wie Napoleon 
den seinen gegen Rußland damals auffaßte. Er „hätte recht 
gehabt, wenn die Gewalten, die er bekämpfte, eben revolutionärer 
Natur gewesen wären. Aber die alten Dynastien, mit denen 
er in Krieg geriet, wurzelten zugleich in den Gefühlen der 
Nationen; es ist allezeit das gesamte Staatswesen, das 
in großen Kriegen überwältigt wird oder sich ver- 
teidigt®).“ 


4. Wechselbeziehung aus Epochen der Staatengeschichte 


Die politische Geschichte der Staaten ist eine Geschichte 
des Werdens der Macht. Es gibt aber auf Erden weder Voll- 
endung noch Stillstand, sondern ‚es ist ein ewiges Zerstören, 
es ist ein ewiges Wiederbaun" Auch die Entwicklung der 
staatlichen Macht erleidet Unterbrechungen, unterliegt Zer- 
störungen, wechselt mit dem Willen die Art und Richtung. 
Keine Macht besteht ohne Widerstand: darin liegt ja ihr Wesen; 
aus dem Widerstrebenden kommt ihr die Gefahr des Unter- 
liegens ebensowohl wie die Möglichkeit der Steigerung. Auch 
die widerstrebenden Kräfte ringen nach Verkörperung ihres 
politischen Ideals durch die Form bestimmter verfassungsmäßiger 
Zustände. Mannigfach, wie die beeinflussenden Gedanken, die 
Zeichen, sind die Ziele, die Züge und die Ausgänge solchen 
Kampfes. ‚Jedes Volk hat sein besonderes Genie; darum hat 
auch jedes Volk seine besondere Geschichte“, so lehrt auch 
Taine®). Ranke aber empfindet noch daneben: ‚In der Geschichte 


ID Denke, Hard. I, S. 311. n S. W. 49/50, S. 86. 
’) Denke. Hard. II, S. 311. 
*) Studien zur Kritik und Geschichte. S. 142. 
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einer Nation, einer Macht ist es immer eine der schwersten 
Aufgaben, den Zusammenhang ihrer besonderen Verhältnisse 
mit den allgemeinen wahrzunehmen!).‘“‘ Man darf natürlich 
nicht jene mit dem Bereich der inneren Politik, diese mit dem 
der auswärtigen unbedingt gleichsetzen, den Zusammenhang 
mit der Ideenwelt nur dort, mit der Umwelt nur hier suchen. 
Das Ineinanderspielen der Begebenheiten aus allen diesen Ge- 
bieten ist es vielmehr gerade, was, der Erforschung so oft un- 
zugänglich, doch Aufgabe der historischen Wahrnehmung ist. 
Von dem besonderen Leben der Staaten, wie es Ranke erfaßt, 
wird man aber immerhin ausgehen müssen, wenn man mit 
ihm die Zusammenhänge zwischen der auswärtigen und der 
inneren Politik an verschiedenen Staatstypen zu verfolgen 
gedenkt. 


8 26. Die spanische Monarchie 

Mit den Schilderungen, welche Ranke von der spanischen 
Monarchie unter der österreichischen Dynastie entwirft, wird 
man von unserem Gesichtspunkte aus schon gerade deshalb 
sich beschäftigen müssen, weil hier die innere und die äußere 
Politik in zwei völlig getrennten Abschnitten behandelt sind, 
deren Entstehung auch zeitlich auseinanderliegt. Unser Historiker 
betont nun eine Doppelstellung der spanischen Monarchie in 
der sie umgebenden Welt: eine jede ihrer Provinzen — die 
Niederlande, Mailand usw. —, die sich schon durch die inneren 
Zustände voneinander unterschieden, stand in besonderen aus- 
wärtigen Beziehungen; „abgesehen aber hiervon hatte die 
spanische Monarchie, wie sie ursprünglich seit der Verbindung 
von Kastilien und Aragon angelegt war, ihren eigentümlichen 
Kreis politischer Tendenzen und Einwirkungen‘ ?2). Diese müssen 
in dem kolonialen Machtbereich, der dann noch durch die Ver" 
einigung mit Portugal eine Erweiterung erfuhr und also die 
Berührungspunkte mit den seefahrenden Völkern schuf oder 
vermehrte, gesehen werden, nicht minder aber in der Erwer- 
bung von Neapel, dessen späteren Zusammenschluß mit Sizilien 
die Machtstellung der Monarchie im Mittelmeer und ihr Ver- 
hältnis zu den Osmanen bestimmte. 


827. Karl V und Philipp II 
Die Staatskunst Karls V nun ging anfangs davon aus, 
Spanien im Sinne der niederländisch-aristokratischen Verfassung 


1) S. W. 38, S. 8. 3) S. W. 85/36, S. 337. 
Zeitschrift für Politik. 7. ` Ge ae 
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regieren zu wollen, während sein Sohn Philipp II ‚das Fun- 
dament seiner Macht lediglich in Spanien sah“!), Zum ent- 
scheidenden Ausdruck kam der Gegensatz dieser Regierungs- 
grundsätze durch die Stellungnahme in religiösen Dingen, 
dieser inneren Angelegenheit, die doch wiederum mit ihrer 
Beziehung auf das Papsttum zum Gegenstand und Ausgangs- 
punkt auch eines Teiles der auswärtigen Politik werden mußte. 
„Karl V hatte gemeint, die religiösen Gegensätze durch Wieder- 
belebung der kirchlichen Autorität des Kaisertums, von der 
selbst das Papsttum gebeugt und die protestantischen Ab- 
weichungen auf ein geringes Maß zurückgeführt werden sollten, 
wenn nicht auszugleichen, so doch niederzuhalten. Philipp II 
konnte diesen Anspruch nicht machen; er erkannte das Papst- 
tum in der Fülle seiner Macht an und entschloß sich, die 
entstehenden Neuerungen in seinem Reiche, soviel es nur 
immer möglich sei, zu ersticken ?).““ Bemerkenswert bleibt nun, 
daß die Rückwirkung beider politischen Systeme in Behandlung 
der speziell spanischen Provinzen die gleiche ist: nämlich deren 
finanzielle Ausbeutung. Beide Fürsten mußten behufs Durch- 
führung ihrer politischen und religiösen Pläne Kriege führen, 
deren Kosten klärlicherweise den königlichen Einkünften eben 
darum zur Last fielen, weil die auswärtigen Interessen der 
Einzellande ebensowenig miteinander in Übereinstimmung zu 
bringen waren wie etwa ihre verfassungsmäßigen Zustände und 
die aus ihnen sich ergebenden Abgabenverhältnisse. Selbst 
ein so überraschend günstig verlaufener Krieg wie der Schmal- 
kaldische konnte daher jene finanziellen Umstände nur ver- 
schlechtern. Karl V nun befolgte in solchen Bedrängnissen 
ein System der Anleihen, dessen Grundlage die Verpfändung 
seiner unmittelbaren Einkünfte war, und zwar in der Form, 
daß er sein Recht, die Abgaben zu erheben, also deren 
Verwaltung, bis zur Abzahlung der dargeliehenen Summe ver- 
äußerte, für die zudem noch übermäßige, ja wucherische 
Zinsen gefordert wurden. Die Besitztümer aber, auf welche 
diese Finanzpolitik sich gründete, waren fast ausschließlich in 
Kastilien gelegen; und hier äußerten die Anleihen nun eine 
sehr drückende Wirkung: ja sie nahmen den Grund weg, auf 
dem die ganze Staatswirtschaft errichtet war; denn die für 
laufende Bedürfnisse bestimmten Einnahmen und das Ein- 
kommen der künftigen Jahre wurden beide vorzeitig aufgezehrt. 


1) S, W. 85/36, S. 367. n ebd. S. 368. 
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Man hat gerade in diesen schließlich überhandnehmenden 
Verwaltungsschwierigkeiten einen Grund für Karls V Ab- 
dankung sehen dürfen '!). 

Wenn dann nun Philipp II den Schwerpunkt des politischen 
Systems der Monarchie nach Spanien verlegte, — geographisch 
in den Mittelpunkt seines Reiches, prinzipiell auf die Seite des 
starren Katholizismus, — so hätte man meinen müssen, daß 
aus dieser Vereinfachung und Vereinheitlichung der Zwecke 
auch eine glücklichere Zusammenfassung der Mittel des Reichs 
erwachsen werde. Das ist nun nicht der Fall gewesen, denn 
eben um jener Festhaltung des katholischen Prinzips willen 
hat die Zahl der auswärtigen Feinde, haben die kriegerischen 
Verwicklungen für die Monarchie sich vermehrt. Die befand 
sich allerdings nicht in willkürlich gewählter, sondern in 
historisch erwachsener Stellung in der Welt, von der eine 
„doppelte Aktion“ ausging: „auf der einen Seite Ausbreitung 
der Zivilisation in der Form des Katholizismus, auf der anderen 
die Verteidigung des katholischen und christlichen Europa 
gegen die Türken?)“ Aus dem Kreise der daraus sich er- 
gebenden Aufgaben ließ der Kampf gegen die neue Glaubens- 
form in den Niederlanden nicht sich ausschalten. „Unmöglich 
konnte ein burgundischer Prinz, der auf den spanischen Thron 
gekommen, von den Provinzen absehen, von denen sein Haus 
ausgegangen war?).‘‘ Die Verewigung dieses inneren religiös- 
politischen Zwiespaltes aber brachte den Gegensatz zu England 
und mit der Unternehmung gegen dieses Land neue Schwierig- 
keiten in Philipps II Staatsverwaltung. Zur Einleitung des 
Seefeldzuges bedurfte es großer Geldsummen und starker 
Lieferungen, dann, nach dem vollständigen Mißlingen, neuer 
Anstrengungen, die von unglücklichen Rückwirkungen begleitet 
waren. Den schlimmen Erfolg der außerordentlichen Mittel, — 
es waren dies Donative der Granden, Anleihen bei fremden 
Handelshäusern und antizipierte Auflagen, — zu denen der 
König griff, um die Kriege führen zu können, welche ihm 
nicht nur an den niederländischen, sondern alsbald auch an 
den mailändischen und neapolitanischen Grenzen drohten, 
schildert Ranke wie folgt: „Kastilien erschöpft sich an 
Menschen, um die Niederlande spanisch, Italien im Zaum 
und Gehorsam, den katholischen Glauben in Aufnahme zu 


1) S. W. 86/86, S. 274. n S. W. 86/36, S. 367. 
8) S. W. 35/86, S. 367. 
36* 


EEGEN 
564 Szczepanski, Rankes Anschauungen über auswärtige und innere Politik. 
nn an ne none 


erhalten. Eben darum erschöpft es sich an Geld: die Zinsen 
nötigen den laufenden Jahren den Aufwand der früheren auf : 
man gibt Pensionen, um eine Partei zu behaupten, die Kriegs- 
kosten dauern fort. Es ist hier keine Verschwendung im 
Innern, von persönlichen Eigenschaften abhängend, wie unter 
Heinrich III in Frankreich; die auswärtigen Verhältnisse, wie 
sie sich ım Laufe der Zeit entwickelt haben, zehren die Kräfte 
des Landes auf!).“ 


& 28. Philipp III und Philipp IV. 


Unter diesen Umständen gewann die, schon ganz allgemein 
erwähnte, Erwerbung von Portugal allerdings die wertvolle 
Bedeutung, daß nun wenigstens in der unmittelbaren Nachbar- 
schaft der spanischen Stammlande, im Innern der pyrenäischen 
Halbinsel die Feindseligkeiten aufhörten. Die Weltstellung des 
Reiches wurde gestärkt. Aber, — und das mag gleich hier 
vorweggenommen werden, — von der Aufrechterhaltung aller 
mit der Idee der Weltherrschaft verknüpften politischen ‚„Kom- 
binationen‘“, von der Festigkeit des inneren Gefüges und von 
Erhaltung der gesamten Außenmacht hing die Dauer auch dieser 
Verbindung ab. Als unter Philipp IV das spanische Übergewicht 
überhaupt zugrunde ging, war der richtig erfaßte Moment für 
den Wiederabfall der Portugiesen gekommen. „Die allgemeine 
Lage der Politik, die mächtige, gegen Spanien unter den Waffen 
stehende europäische Partei ist es doch gewesen, welche die 
Möglichkeit der Erhebung und die Herstellung der (portugiesi- 
schen) Krone herbeigeführt hat?).“ Überhaupt läßt in diesem 
ganzen Abschnitt der spanischen Geschichte unter den öster- 
reichischen Dynasten, der, ähnlich wie die anfangs betrachteten 
Erlebnisse des Osmanenreichs, von der Größe zum Zerfall 
schreitet, sich beobachten, wie die durch religiöse Gegensätze 
oder Verfassungsfragen zu besorgende oder entstehende Rebellion 
ihr Haupt stets im Anschluß an die Veränderungen erhebt, 
welche in der auswärtigen Lage oder in der auswärtigen Politik 
eintreten. Wir wissen, daß die italienischen Besitzungen der 
spanischen Politik die Richtung gegen die Osmanen gaben. 
Türkische Angriffe, wie der auf Malta vom Jahre 1563, welcher 
dann allerdings durch Lavalette und schließlich durch die spanische 
Flotte unter Toledo abgewehrt wurde, bedeuteten demgemäß 
für das innere Spanien jedesmal eine Gefalır seitens der in 


— 
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Granada ansässigen Moriskos. „Daß das gewaltige Empor- 
kommen einer die Religion, die in Spanien unterdrückt war, 
ausbreitenden Macht die Anhänger derselben innerhalb der 
Halbinsel zu neuen Hoffnungen anregte, war gleichsam eine 
Notwendigkeit!).‘““ Jene, vom katholischen Standpunkt aus ge- 
übte, Unterdrückung endete dann 1571 mit der Ausrottung 
der andersgläubigen und andersrassigen Bevölkerung. 


Auch die Niederlande haben die inneren Mittel ihres Wider- 
standes ja zum großen Teil aus der Gestaltung der auswärtigen 
Beziehungen geschöpft, in denen sie neben Spanien standen 
oder zu denen beide gelangten. Als es schließlich unter der 
Regierung Philipps III zu einer Abkunft mit ihnen kam, war 
das „entscheidende Argument“ dies, daß der Krieg keine Aus- 
sicht mehr darbot und unerschwingliche Kosten verursachte, 
daß seine Fortdauer für Seefahrt und Kolonien gefährlich war?). 
Freilich deutete der Abschluß eines nur vorläufigen Friedens, 
auf nur 12 Jahre, sogleich darauf hin, daß auch die Anerkennung 
der vereinigten niederländischen Provinzen als selbständiger 
Staat keine unbedingte und unbeschränkte sein solle. Sie war 
schon deshalb an sich nicht ratsam, '"eil daraus für die noch 
gehorsamen Provinzen einmal ein Recht auf Treulosigkeit und 
Abfall gefolgert werden konnte. So kommt es denn nach Ab- 
lauf des zwölfjährigen Stillstandes, freilich auch aus Handels- 
rücksichten, 1621 zur Wiederaufnahme des niederländischen 
Krieges. Ranke erblickt darin „nicht so sehr ein Gefühl der 
Überlegenheit als das Vertrauen auf die den katholischen 
Waffen damals vorteilverheißende politische Kombination; im 
Zusammenhange mit den vorhergehenden, beziehungsweise 
gleichzeitigen Unternehmungen im Valtellin und der Unterpfalz 
sowie den Ansprüchen auf Tirol und das Elsaß erscheint ihm 
aber in dieser gesamten Politik doch ‚eine tiefe, nach einem 
großen Ziel hinstrebende Einheit“ 3). Wäre diese nur auch im 
Innern des Staates zu schaffen und aufrechtzuhalten gewesen! 
Freilich unterstützte der Rat von Kastilien die alte kriegerische, 
von Philipp UI eben damals wieder eingeschlagene Richtung 
der spanischen Politik durch Geldgaben und Steuern, die mit 
dem Zustande des Volkes aber in schneidendem Widerspruch 
standen. „Die Spanier lebten und webten in den Ideen des 
katholischen Kultus und der hierarchischen Weltanschauung; 
diese soweit wie möglich auszubreiten, hielten sie für ihren 


——. 
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Beruf; ihr Stolz war, die Stellung festzuhalten, die sie dazu 
fähig machte; übrigens suchten sie das Leben in heiteren Tagen, 
ohne Mühe, zu genießen. Für die Emsigkeit des Erwerbes 
hatten sie keinen Sinn!).““ Während also die geborenen Spanier 
müßig gingen, kam das ganze Gewerbe und alle Arbeit, mit 
ihnen aller Reichtum, an die zahlreichen Kolonien Fremder, 
— eine Entwicklung, die ebensowohl durch die Zusammen- 
setzung der Monarchie auf europäischem Boden wie durch ihre 
koloniale Ausbreitung herbeigeführt war. Um Reichtümer zu 
erwerben, wanderten Kastilianer so zahlreich nach Amerika 
aus, daß die Regierung Maßnahmen zur Einschränkung dieser 
Bewegung treffen mußte; andererseits entsandte man selbst 
nach Indien, Sizilien, Mailand, Neapel Kolonien zu Kriegführung 
und Verwaltung, — alles Umstände, welche die nach außen 
hin furchtbare Kraft der spanischen Monarchie in sich selbst 
schwächten?). Es war kein Wunder, daß mit der Zeit Kastilien 
wie seine finanzielle Leistungsfähigkeit so auch jenen Vorrang 
verlor, welcher im Verein mit der über allen spanischen Pro- 
vinzen ausgeübten königlichen Autorität das äußere Bindeglied 
für den Zusammenhalt innerhalb der Monarchie war. 

Jene Autorität war freilich in stetem Fortgang begriffen, 
solange sie ihre äußere Politik im Sinne des Kampfes gegen 
die neue Glaubensform betätigen konnte und damit den Be- 
strebungen gerecht wurde, welche sich „gleichsam unabhängig 
von dem höchsten Willen‘, im Lande regten, nämlich ‚die dem 
spanischen Staatswesen von Natur innewohnenden oder durch 
die Verhältnisse eingepflanzten Gedanken der Aufrechterhaltung 
der katholischen Religion, ihrer Ausbreitung über die abge- 
wichenen oder abgefallenen Gebiete und eines dominierenden 
Einflusses in Europa‘“°®). Um die Mitte des 17. Jahrhunderts 
aber hatte die ‚ketzerische“‘ Glaubensform zwar in einem 
großen Teile Europas sich durchgesetzt; nirgends aber, und 
am wenigsten im südwestlichen Europa bestand deshalb eine 
Gefahr für den Katholizismus. Damit war das wesentlichste 
einigende Moment für die auswärtige Politik einer Regierung 
fortgefallen, welche so viele Landesteile umfaßte, in denen die 
verfassungsmäßige innere Ordnung partikularistische Neigungen 
begünstigte. Für die innere Politik aber stand die Notwendigkeit 
vor Augen, die gesamte Monarchie dem System der in Kastilien 
herkömmlichen Auflagen zu unterwerfen. Aus diesen Verhält- 


1) S. W. 35/36, S. 304/5. ”) ebd. S. 312/3. ®) ebd. S. 444. 
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nissen ergab sich im Jahr 1640 ein Aufstand in Katalonien, 
der natürlich auch in den anderen mit Privilegien versehenen 
Provinzen die lebhafteste Teilnahme erweckte. „Die Auflehnung 
der Katalonen gegen die durch einen auswärtigen Krieg hervor- 
gebrachten, kaum zu vermeidenden Bedrängnisse hat insofern 
etwas allgemein Bedeutendes, als darin die Provinzial -Selb- 
ständigkeit sich der Anforderung zu einer allgemeinen Verein- 
barung für den Krieg, der durch die großen Weltverhältnisse 
hervorgerufen war, entgegensetzte!).‘“ Der Kern des Vorganges 
für die Auffassung der inneren Zustände aber ist darin zu er- 
blicken, daß man gegen die ministerielle Staatsgewalt sich 
wandte, welche allmählich als sehr unbequeme Darstellung der 
Königlichen Autorität innerhalb der spanischen Staatsverfassung 
in die Erscheinung getreten war; „denn dahin war es mit der 
Verfassung von Spanien gekommen, daß die Großen und der 
Adel zwar persönliches Ansehen, aber keine Präsentation der 
Krone gegenüber, also keinen regelmäßigen Einfluß auf die 
Verwaltung hatten“?). Dieser Aufstand der Katalonen und der 
zeitlich ihm nahestehende Abfall von Portugal erschütterten 
nun das System der inneren wie der auswärtigen Politik. Der 
leitende Minister Philipps IV, Graf Olivarez, der, neben der 
energischen Fortsetzung des Kampfes um die äußere Macht- 
stellung, das Verfahren, in die inneren Verhältnisse mit Gewalt 
einzugreifen, betont und vertreten hatte, trat zurück. Die Not- 
wendigkeit, die Empörungen der Provinzen doch niederzu- 
zwingen, also die zusammenhaltende Tendenz im Innern, ließ 
den Gedanken aufgeben, die als Ketzer und als Seemacht bisher 
aggressiv bekämpften Holländer wirklich zu überwältigen?). 
Solcher aus inneren Gährungen geborene Verzicht auf eine zum 
Absolutismus strebende Politik bedingte nun nach außen hin 
eine lediglich auf Erhaltung des Bestehens gerichtete, eine 
defensive Staatskunst, wie sie in den späteren Zeiten Philipps IV 
einsetzte. Nichts ist eindrucksvoller als die Sätze, in welche 
Rauke dies Ergebnis der gegenseitigen Beziehungen zwischen 
auswärtiger und innerer Politik geschildert hat. „Wenn man 
sich vergegenwärtigt, aus welchen heterogenen Elementen die 
spanische Monarchie zusammengesetzt war, so erscheint es 
schon an sich als eine große Aufgabe, sie zusammenzuhalten. 
Und mit Bestimmtheit ließe sich nicht sagen, daß das erfolgt 
sein würde, auch wenn die Monarchie eine friedfertige Haltung 


1) S. W. 85/36, S. 471. ?) ebd. S. 482. 2) ebd. S. 489. 
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gegen die übrige Welt angenommen hätte: denn in einem 
bloß friedfertigen Beharren pflegen sich die Staaten 
nicht zu entwickeln. Eine allgemeine Tätigkeit mußte 
den verschiedenen Provinzen das Gefühl ihrer Gemeinschaft 
einflößen oder sie doch dabei festhalten. Die Größe der aus- 
wärtigen Unternehmungen konnte auch wieder ein gewisses 
Gemeingefühl erwecken. Die früheren Sukzesse, die Welt- 
stellung überhaupt, hatten dazu beigetragen. Wenn nun aber 
das Übergewicht, auf welchem der Staat beruhte, gebrochen 
wurde, so geriet alles in Verwirrung. Zur Offensive war die 
Monarchie durch den Willen der Könige und die Entwicklung 
der allgemeinen Staatsgewalt stark genug gewesen; zur Defensive 
waren die Provinzen, einzeln angegriffen, zu schwach. Bis zu 
diesem Punkte war die Gemeinschaft nicht gediehen !).“ 


§ 29. Folgerungen 


Es erscheint fast kühn, diesen lapidaren Sätzen noch irgend 
etwas hinzufügen zu wollen; doch läßt sich das mit Rücksicht 
auf den Zusammenhang dieses Teils der Untersuchung mit dem 
früher Gesagten und dem Folgenden nicht wohl vermeiden. 
Deutlich ist ja eine Ähnlichkeit dieser spanischen Verhältnisse 
mit dem Frankreich vor der großen Revolution darin, daß durch 
die auswärtigen Unternehmungen finanzielle Schwierigkeiten 
entstehen, welche den Ruin der inneren Regierungspolitik ein- 
schließen 2). In Frankreich wird diese Krise durch eine Ver- 
fassungsänderung bezeichnet, welche den Gesamtzustand des 
Landes umwälzt und die erschütterte innere Einheit mit Gewalt 
auf neuen Grundlagen herstellt. So ist auch die Möglichkeit 
gegeben, mit Erfolg wieder Machtpolitik nach außen zu treiben. 
Der Lebensfähigkeit der großen spanischen Monarchie wäre 
selbst mit dem Gewaltmittel einer allgemeinen Revolution schon 
deshalb nicht aufzuhelfen gewesen, weil der äußere Druck, dem 
sie ausgesetzt war, überall nur als stationärer, niemals als periphe- 
rischer für das Gesamtreich sich fühlbar machte. Ihm fehlte 
das Zusammenzwingende, welches zugleich das Entwicklungs- 
streben nach außen hervorzurufen vermag und wachhält. Erst 
nach dem Abfall und Verlust der europäischen Nebenlande 
vermochte das spanische Staatswesen sich zu „konsolidieren“, 


1) S. W. 80/36, S. 464. 
?) Ähnliche Verhältnisse scheinen im Anfang des 20. Jahrhunderts die 
politischen Schicksale Rußlands bestimmen zu sollen. 
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mit anderem Wort: zu nationalisieren. In welchem anderen 
Zusammenhang von auswärtiger und innerer Politik seinen 
Nachbarn und Gegnern dies gelang, wird in der Folge festzu- 
stellen sein. 

Bisher ist ja der Zusammenhang zwischen auswärtiger und 
innerer Politik nur erst unter solchen Verhältnissen oder in 
solchen Epochen betrachtet worden, da eine allgemeine Idee in 
einem bestimmten Staatswesen den besonders geeigneten Boden 
für ihre Aufnahme und weitere, auch universale Verbreitung 
zu finden schien. Es waren das die religiöse Idee des Islam 
in dem militärisch geordneten und geleiteten Osmanenreich; 
die kulturelle der Freiheit vom geistlichen Zwange, kürzer: die 
des Protestantismus, in der föderativen Verfassung des Deutschen 
Reiches; die soziale der Menschenrechte und die staatsrecht- 
liche‘ der Nationalsouveränität in dem absolutistisch regierten 
Frankreich; die des weltbeherrschenden Katholizismus in der 
lose gegliederten und provinzialständisch verwalteten spanischen 
Monarchie. Will man die im ersten Abschnitt erläuterten Be- 
griffe hier anwenden, so ist von jenen allgemeinen Ideen die- 
jenige, die im Osmanenreich zutage trat, allenfalls als Grund- 
idee zu bezeichnen, soweit sie religiösen, als Zweckidee, soweit 
sie militärischen Charakters ist. In den anderen bisher be- 
handelten Epochen der Geschichte haben wir es mit Zeitideen 
zu tun, von denen nur die des Protestantismus wirklich in dem 
Staatswesen erwachsen war, in dem sie zuerst politisch um- 
gewertet wurde. Die Ideen der französischen Revolution sind 
dem Staatsvolk von außen her zugeflossen, die der katholi- 
sierenden Weltherrschaft dem spanischen Regierungssystem mit 
der neuen Dynastie überkommen und von der Bevölkerung 
des Kernlandes willig aufgenommen worden. Die Frage ist 
nun: haben die inneren Verhältnisse die Wirksamkeit der politisch 
ergriffenen Idee nach außen begrenzt oder begünstigt? haben 
die auswärtigen Verhältnisse das Wachstum der durch die Idee 
im Innern geschaffenen Zustände befördert oder unterbunden? 
Haben die unter dem Einfluß oder Gegendruck dieser Ideen 
geübte Machtpolitik nach außen und gehandhabte Verfassung 
im Innern gegenseitig sich gestützt oder beschränkt? Und 
schließlich: welche Momente haben für diese oder jene Art 
des historischen Ergebnisses noch mitgesprochen ? Beim Osmanen- 
reich und bei der spanischen Monarchie ist dieses Ergebnis 
politischer Verfall der inneren und äußeren Macht gewesen; 
im Deutschen Reiche war politische Stagnation nach außen, 
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Entwicklung neuer politischer Kräfte im Innern zu beobachten; 
in Frankreich war mit dem Vorgange einer völligen Umwälzung 
schnelles Erstarken in beiden Richtungen die Folge. Sieht 
man näher zu, so war zu bemerken, daß ein Vorwärts für jede 
Tendenz immer wesentlich davon abhing, ob und wie lange 
die Mittel vorhanden waren, um Machtpolitik als Selbstzweck zu 
treiben: von der Wehrfähigkeit des Ganzen. In der spanischen 
Monarchie ist sie überhaupt nicht erreicht worden !); im Osmanen- 
reich sahen wir sie stetig sich mindern; im Deutschen Reich 
wurde sie durch Wallenstein nur beinahe hergestellt; im Frank- 
reich der Revolution ist sie zunächst erschüttert und dann auf 
das äußerste gesteigert worden. Sollten wir damit auf eine 
Wurzel von aller Verflechtung zwischen Innen- und Außen- 
politik gestoßen sein? Wenigstens hat Ranke in seinen Werken 
wiederholt den Zusammenhang zwischen Staats-, bzw. Regierungs- 
verfassung und Wehrverfassung einerseits, zwischen Wehrmacht 
und Staatsmacht andererseits zum Ausdruck gebracht?).. Die 
weitere Untersuchung, welche sich mit der politischen Entwick- 
lung des französischen, englischen und preußischen Staatswesens 
von einer Grundidee her zu beschäftigen hat, wird auch dar- 
über Klärung schaffen müssen. 


§ 30. Französische Geschichte 


„Wenn jede Verfassung eines Landes auf der Tendenz 
beruht, eine höchste Gewalt mit einem solchen Ansehen zu 
schaffen, daß sie die für die Gesamtheit notwendige Autorität 
zur Geltung zu bringen vermag, so steht ihr doch auch immer 
die andere zur Seite, das provinzielle, korporative und indivi- 
duelle Leben, das in dem der Gesamtheit nicht aufgeht, in 
dem Bestand seiner Besonderheit zu erhalten. Diese beiden 
Bestrebungen stehen einander unaufhörlich gegenüber; auf der 
einen beruht die Macht, auf der anderen das innere Gedeihen 3).“ 
In der „Französischen Geschichte vornehmlich im 16. und 
17. Jahrhundert“ schildert Ranke nun das Emporkommen 
einer Nation zu Einheit und Macht; er zeigt aber auch, wie 


— 





1) Ich möchte nicht etwa dahin mißverstanden werden, als sei mir nicht 
bekannt, wie gerade die aus Spaniern für Spanien gebildeten Söldnerheere 
am ehesten sich den Schweizern und Landsknechten gewachsen gezeigt haben. 
Es waren aber eben auch dies nur zeitweise Bildungen für die augenblick- 
lichen Bedürfnisse der Dynastie, nicht aus dem Leben des Staates hervor- 
gegangene Einrichtungen. 

?) S. W. 24/25 u. Welte. D Welte III, 1 S. 260. 
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auf dem Höhepunkt der Entwicklung eben in der Vielfältigkeit 
des inneren Lebens doch Keime für eine Umwandlung des 
nach außen hin so glänzenden Staatswesens vorhanden und 
bereits im Aufgehen begriffen gewesen seien. Ihm steht ferner 
fest, daß es Frankreich eigen sei, „die Kreise der Gesetzlichkeit, 
die Formen des europäischen Lebens, die er selber hat bilden 
helfen, von Jahrhundert zu Jahrhundert immer wieder gleich- 
sam durch Naturkraft zu durchbrechen“). 

Wenn nun die Entwicklung der Dinge in Frankreich stets 
von so entscheidendem Einfluß nach außen geworden ist, so 
fragt man sich natürlich, wodurch denn die Geschicke jenes 
Landes selbst in der Hauptsache bestimmt worden seien. Dies 
ist nun aber nach Ranke, — der wohl weiß, daß die Völker 
selbst „nicht von umsichtigen Erwägungen geleitet, vielmehr 
von großen Gefühlen bestimmt werden“ ?), ganz allgemein ge- 
nommen, keineswegs immer „der dunkle Trieb der Dinge noch 
der unberechenbare Urgrund der Lebenskräfte. Die Über- 
legenheit des Gedankens, der die Macht besitzt, die 
Politik, spielt eine entscheidende Rolle in den großen 
Angelegenheiten‘®). Wir lernten schon gelegentlich der 
Betrachtung des Revolutionszeitalters den vulkanischen Trieb 
des französischen Wesens erkennen: zum ersten Male ist er 
deutlich wohl schon durch die Art in die Erscheinung getreten, 
wie einst der Kreuzzugsgedanke gerade in Frankreich erfaßt 
wurde. Diese Beobachtung führt uns denn auch wohl auf den 
Urgrund der Lebenskräfte der Nation: ein auf religiösem Boden 
erwachsenes Einheitsgefühl. Denn man darf nicht vergessen, 
„daß die Kirche bei den romanischen Völkern zwar nicht älter 
ist als der Staat überhaupt, aber doch älter als die bestehenden 
Staaten und als das Königtum, während sie in den germa- 
nischen Staaten ihre Begründung der Teilnahme des Fürsten- 
tums hauptsächlich verdankt“). Danach mußte in Frankreich 
der Machtgedanke, die Politik, durchaus mit dem kirchlichen 
Element in Zusammenhang bleiben 5), auf das die Einheit der 
Nation sich gründete. Es wird für unsere Untersuchung 
demnach nicht zum wenigsten auch darauf ankommen, an der 
Hand von Rankes Darstellung zu verfolgen, von welchen 


)8.W.8, S. 85. 3) S. W. 17, 5. 801. 3) S. W. 9, S. 279. 

*) S. W. 8, S. 109. 

5) Vergl. dazu S. W. 43/44, S. 24: Die Aufgabe einer Geschichte der 
Religionen wäre es auch, den politischen Einfluß nachzuweisen, den sie auf 
die verschiedenen Nationen ausgeübt haben. 
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kirchenpolitischen Gesichtspunkten die Fürsten und Führer der 
Nation bei ihrer Staatsleitung im Innern ausgingen, und welche 
Wechselwirkung mit den Zielen der auswärtigen Politik aus der 
jedesmaligen Stellungnahme des Königtums sich ergeben hat. 


8 31. Franz I. 

Franz I von Frankreich kann als derjenige europäische 
Fürst angesehen werden, welcher ‚die Idee einer vollkommen 
selbständigen, von keiner fremden Rücksicht gefesselten, nur 
auf sich selbst angewiesenen Staatsgewalt“ !) zuerst der Welt 
aufprägte, und zwar durch sein gegen Karl V geschlossenes 
Bündnis mit den Osmanen. Diese Verbindung ‚bezeichnet 
den Moment, wo die militärische Kraft eines großen Reiches 
sich von dem Systeme der lateinischen Christenheit, das bisher 
vorgewaltet, lossagte und nun erst selbständig auftrat“ ?). Das 
Ereignis war von allgemeiner Bedeutung, weil gerade eine 
katholisch gebliebene Macht diesen Schritt tat, der übrigens 
auch dem Papsttum gegenüber zunächst nur ein Mittel der 
auswärtigen Politik und möglich eben nur deshalb war, weil 
Franz I durch das Konkordat von 1516, welches ihm die Er- 
nennung der Bischöfe und Äbte unter unbedeutenden Be- 
schränkungen zugestand, eine starke Autorität über die fran- 
zösische Kirche erlangt hatte. Erst als auch in diese der 
Protestantismus eindrang, zeigte sich „die Schwierigkeit, in die 
ein von zwei Parteien zersetzter Staat notwendig gerät, wenn 
in auswärtigen Angelegenheiten ein Entschluß zu fassen ist. 
Eine jede hat alsdann das eigene Bestehen noch mehr als den 
allgemeinen Vorteil vor Augen“®). Fünfzehn Jahre religiösen 
Bürgerkrieges waren das innere Ergebnis solcher alles beherr- 
schenden Gegensätze. Die Erhebung der Hugenotten im Jahr 
1567, — nach Ranke: die Antwort des protestantischen Geistes 
auf das Unternehmen Albas in den Niederlanden?) —, führte 
zu einer gegen diese inneren Feinde gerichteten Bundes- 
genossenschaft zwischen Frankreich und Spanien, die sich 
dann doch durch den alten Widerstreit ihrer auswärtigen Be- 
ziehungen, der vornehmlich in dem beiderseitigen Verhältnis 
zu England lag, wieder zersetzte. 


8 32. Katharina von Medici 
Doch auch das politische Ziel nach außen, welches dann 
Katharina von Medici an eine Verbindung mit dem Inselreich 


')S.W.4, 8.27. °) ebd. 8.28. °) 8.W.8, S. 220. *) ebd. S. 204. 
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knüpfte, — nämlich die Erwerbung des Protektorats der Nieder- 
lande für einen ihrer Söhne durch dessen Vermählung mit der 
Königin Elisabeth, — ließ sich nicht aufrechterhalten, sobald 
durch das Ereignis der Bartholomäusnacht in Frankreich eine 
gewaltsame Unterdrückung der neuen religiösen Meinung und 
der innerpolitischen Stellung ihrer Anhänger versucht worden 
war, die eben auf deren auswärtiger Tendenz beruht hatte. 
Denn ‚der Gedanke Colignys war gewesen, die Kraft der pro- 
testantischen Antriebe und Verbindungen mit dem französischen 
Interesse zu vereinigen, Frankreich an die Spitze der anti- 
spanischen Partei zu stellen“ !). 


8 33. Heinrich III. 

Der letzte Valois, Heinrich III, focht zwar den nun einmal 
aufgenommenen Kampf um die Unabhängigkeit Frankreichs 
weiter; mit der Nation wußte er sich darin einig, und doch 
fehlte dem Lande völlig die innere Einheit. Von den freiheit- 
lichen Zielen der Städte abgesehen, fanden die Selbständigkeits- 
bestrebungen eines Teiles der französischen Großen ihre Unter- 
stützung nicht so sehr in dem ideellen Moment der neuen 
Lehre, deren Bekenner und höchststehende, Vertreter ja mit 
dem Königtum hatten gehen wollen, als vielmehr an einer 
großen klerikalen Partei, welche noch dazu mit dem spanischen 
Landesfeind sich verbündet hatte. Die Durchführung kirch- 
licher Ansprüche gehörte denn auch ebenso zum politischen 
Ziel dieser ständischen Mächte wie die Befestigung ihres An- 
sehens, und ‚mehr jedenfalls als die Herstellung einer halt- 
baren Ordnung im Reich und die Größe der Nation“. 


8 34. Heinrich IV. 

Von dieser Idee der inneren Ordnung des Staatswesens 
ausgehend, hat dann aber Heinrich IV seine Stellung als König 
ergriffen; auf sie vielleicht mehr als auf die Einheit hat er 
den Begriff seiner Macht gegründet und zunächst, gestützt auf 
das Recht legitimer Erbfolge, sich selbst als Inhaber der Krone 
durchgesetzt. Mit seinem Übertritt zum Katholizismus hat er 
auch für seine Regierung jenes äußere Verhältnis zwischen 
Königtum und Kirche hergestellt, das dem ursprünglichen 
Gemeinschaftsgefühl der Nation entsprach, mit dessen Hilfe 
allein in Verbindung zur Staatsidee eine absolute Herrschgewalt 
sich entwickeln konnte: denn „auf dem scharf Entgegen- 


') S. W. 8, S. 263. 
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gesetzten kann sich der Staat nicht erbauen‘“!). Es 
lag andererseits in der Natur der Dinge, daß Heinrich IV 
nicht zum Verfolger des Protestantismus werden konnte. Das 
von ihm gehandhabte System der Duldung wurde durch die 
Tatsache erleichtert, daß mit dem inneren Feind, den er bei 
seinem Regierungsantritt zu bekämpfen hatte, ein auswärtiger 
verbündet war, und daß sein gleichzeitiger Vorteil über beide 
„als auswärtiger Sieg, nicht als innere Unterdrückung“ sich 
darstellte?.. Mochten nach seinem Tode die aristokratischen 
Tendenzen von neuem sich regen, so fanden doch die Nach- 
folger, vor allem schon Maria von Medici als Regentin, an Rom 
und Spanien, also an hierarchisch verfahrenden Gewalten, den 
besten Rückhalt für ihre innere und äußere Politik, und un- 
zweifelhaft sind die nationalen Gefühle in Frankreich im Verein 
mit den katholisch-religiösen weitergereift. Um so gefährlicher 
ward es für die Hugenotten, daß sie sich zuerst an eine aristo- 
kratische Parteiung und dann ebenfalls an das Ausland an- 
schlossen: ihre Feindseligkeiten erschienen nun lediglich als 
weltlicher Natur und mußten, im Gegensatz mit dem Gange 
der Entwicklung in Deutschland, zur endgültigen Unterdrückung 
ihrer militärisch-politischen Selbständigkeit führen. Die dadurch 
wieder bedingte antispanische Regierungspolitik wurde auch 
von den ersten Ministern Ludwigs XIII fortgesetzt: für sie 
eben bedeutete das Dasein unabhängiger protestantischer Kräfte 
und staatlicher Gebilde in Frankreich ein schweres Hemmnis, 
das es zu beseitigen galt. 

Wir haben damit einen Augenblick im französischen Staats- 
leben erfaßt, wo der Zusammenhang zwischen den auswärtigen 
und den inneren Angelegenheiten die Wege der Staatskunst 
insofern beeinflußt, als er entscheidend in bezug auf die Wahl 
des politischen Mittels wirkt und im vorliegenden Fall zu einem 
der schärfsten, zur Anwendung von Gewalt im Innern, geführt 
hat. Es dürfte daher vielleicht am Platze sein, Rankes An- 
schauungen über das Werden des politischen Entschlusses noch 
einmal an sich vorüberziehen zu lassen. Freilich meint er 
gelegentlich: „Nicht durch momentane Vorteile oder diploma- 
tische Künste, sondern durch die eingeborenen Kräfte der Ele- 
mente, welche die Welt zusammensetzen, werden die großen 
Fragen ausgemacht?).“ An anderer Stelle aber finden wir den, 
an früher Gebrachtes erinnernden, bedeutungsvollen Satz: 


1) S. W. 9, S. 133. 2) ebd. S. 4. nmn 9, W. 11, S. 177. 
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„Nicht wie Naturgewächse erheben sich die Gebilde der Staaten: 
in ihren Abwandlungen hängt fast das Meiste von den Um- 
ständen, der Sinnesweise der Menschen, wie sie eben beieinander 
sind, den zu überwindenden Gegensätzen, dem Zwecke, welchen 
die vorwaltenden Geister in jedem Momente verfolgen, und dem 
Glück ab, mit dem es geschieht. Wenn irgendwo, so greifen 
hier Freiheit und Notwendigkeit ineinander. Was dem freien 
Entschlusse angehört, indem man es versucht, wird unwider- 
ruflich, in seinen Wirkungen von jedem menschlichen Willen 
unabhängig, ein Glied in der Kette der allgemeinen Notwendig- 
keiten, sobald es getan ist, und beherrscht die Folgezeiten!).‘“ Die 
persönliche Note also läßt sich im Zusammenhange der Ereig- 
nisse nicht ausschalten: der Staatsmann ist nicht bloß ein Rad 
im Getriebe, sondern die vornehmlichste Feder im Gangwerk 
der Politik. Deren Aufgabe ist nun allerdings im praktischen 
Leben kaum jemals so gefaßt worden, wie sie Ranke theoretisch 
richtig erscheint?); er meint selbst: „Die, welche die Waffen in 
der Hand haben, werden immer das für das Notwendigste 
erklären, was ihnen das Nützlichste ist8).“ Mag nun auf diese 
Weise jedes politische Machtstreben durch das Vertrauen auf 
die eigene Kraft und die vorhandenen Mittel geweckt und er- 
höht werden, so sind andererseits die Zeiten wirklichen, fühl- 
baren Übergewichts selten genug. Doch auch dann muß der 
Staatsmann schließlich seine Stellung und sein Ziel in der Welt 
des Geschehens sich wählen, um erst später wieder seinerseits 
die Wirkungen der Wahl zu spüren und aufs neue zu berück- 
sichtigen. Nach dieser Richtung nun sei noch das Verhalten 
der französischen Könige und Staatsmänner nachgeprüft. 


35. Richelieu und Mazarin 


Wir hatten gesehen, wie Heinrich IV in einem Augenblick 
zur Regierung berufen wurde, da die Monarchie weder zu dem 
ständischen Charakter sich bekennen, noch nach außen hin 
friedliche Verhältnisse wahren konnte: unter solchen Umständen 
legte er den Grundsatz der königlichen Autorität verstärkt als 
Gewicht in die Wagschale der Politik und überwand mit ihm 
sowohl die inneren wie die äußeren Schwierigkeiten. Nach 
ihm hat Richelieu, von innerer Parteiung ausgehend, es doch 
gerade zur ersten Aufgabe sich gesetzt, die äußeren Angelegen- 
heiten zum Angelpunkt der Politik zu machen. Wenn zwischen 
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innerer Reform und auswärtigen Unternehmungen zu wählen 
war, so ward es sein Grundsatz, nicht etwa zunächst im Innern 
sich zu stärken, sondern beispielsweise ‚die religiöse Differenz, 
sofern sie den inneren Frieden nicht störte, zu schonen, die 
ganze Kraft des Reiches in den politischen Gegensatz zu 
werfen“ 1). Wenn für ihn demnach der Gedanke der auswär- 
tigen Politik eine Waffe im inneren Streite wurde, so hat dieser 
Staatsmann doch auch wieder, indem er jene Waffe angriffs- 
weise schwang, den allezeit vorhandenen Zusammenhang innerer 
Zustände mit auswärtigen Gefahren bei seinen Gegnern aus- 
genutzt. Darin erblickt Ranke die Ursache seiner Erfolge. 
„Indem die in jedem Lande herrschenden Staatsgewalten von 
einer Macht, welche ihnen die Spitze bieten konnte, angegriffen 
wurden, erhoben sich allenthalben die in dem Innern ihnen 
entgegengesetzten Kräfte und traten mit dieser in Verbindung ?).“ 
Es sind meist die nationalen Bestrebungen und Verfassungs 
formen, an deren wachsendes Werden dieser Angreifer hilfreich 
sich wendet: in Italien der ehrgeizige Gegensatz der kleinen 
und mittleren Staaten zum Papsttum, in Deutschland die Ten- 
denzen der Protestanten, in England der Sinn für parlamenta- 
rische Verhältnisse, in Spanien die Gewohnheit provinzialer 
Selbständigkeit. In Frankreich selbst konnte Richelieu dabei 
auf die Idee der Monarchie sich stützen, nicht weniger nach 
ihm Mazarin; denn ‚in der einmal eingerichteten Staatsordnung 
liegt eine Schwerkraft, die sich selbst erhält“ $). Sie bewirkte, 
daß in Frankreich auch weiterhin noch die äußere Politik über 
die innere entscheiden sollte. „Aber nicht allein von dem 
Standpunkt der auswärtigen Verhältnisse lassen sich 
die inneren behandelnt).‘“ Die Nichtachtung der besonderen 
Bedingungen, auf denen diese beruhten, führte zu einer Ge- 
fährdung des französischen Königtums — während des neuen 
bürgerlichen Krieges von 1652 — durch die zusammenwirkende 
Verbindung der spanischen Feindseligkeiten mit den von der 
Fronde hervorgerufenen inneren Verwirrungen. Der für die 
französischen Massen glückliche Erfolg des spanischen Krieges 
hat die drohende Gährung nicht bis zu umstürzlerischem Vor- 
gehen kommen lassen. Aber ihr Vorhandensein hat den leitenden 
Staatsmann, Mazarin, doch veranlaßt, trotz der entschiedenen 
Siege Frankreichs den pyrenäischen Frieden einzugehen und 
also auf unerschütterliche Feststellung des politischen Über- 
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gewichts für seinen Staat zu verzichten. Dazu kam, daß der 
Monarchie noch immer ein geordneter Staatshaushalt fehlte, 
obwohl schon Heinrich IV ihn angestrebt hatte. 


$ 36. Ludwig XIV. 


Es ist Ludwig dem Vierzehnten vorbehalten gewesen, auf 
diesem Gebiet gewissermaßen zu einer Neubegrüdung der Mon- 
archie zu schreiten, wie er gleichfalls durch Aufhebung des 
Ediktes von Nantes und durch die Erklärung der Freiheiten 
der gallikanischen Kirche die innere Ordnung, die Einheit und 
Selbständigkeit des Staates zu fördern gedachte. Freilich sind 
ihm diese letzteren Maßnahmen erst möglich geworden, nach- 
dem er durch erfolgreiche auswärtige Uuternehmungen sein 
absolutes Königtum ‚‚stabiliret‘ und das alte Frankreich wie 
eine Kernfestung mit einem Wall eroberter oder durch Raub 
erworbener Länder umgeben hatte. Jene Kriege und diese 
Eingriffe schufen nämlich ein enges Verhältnis zwischen dem 
König und der Geistlichkeit. „Die Prälaten verdankten den 
Besitz ihrer Stelle der königlichen Gnade, ihre nächsten Ver- 
wandten kämpften im Heere, die Siege derselben kamen dem 
Katholizismus zu gute; wie hätten sie nicht alles, was in ihren 
Kräften stand, für eine Sache aufbieten sollen, in der sie 
großenteils ihre eigene erblickten“!), Für ihre Unterstützung 
in der Frage der gallikanischen Freiheiten gab ihnen der König 
zudem die Hugenotten preis, — ein Schritt, der wieder doch 
nur deshalb gewagt werden konnte, weil gerade das Verhältnis 
zu England, wo der katholische Jakob II regierte, ein günstiges 
war. Dennoch darf man recht von hier aus Frankreich in 
eine veränderte Weltstellung hinübergleiten sehen. In der ka- 
tholischen Christenheit ward es dem französischen König ver- 
dacht, daß er am Kampf gegen die Osmanen nicht teilgenommen 
hatte; der religiöse Eifer, den er durch die Austreibung der 
Hugenotten zu zeigen sich beeilte, zog ihm die Abwendung 
der protestantischen Mächte zu. Das älteste Ziel seiner Politik, 
die Erwerbung der spanischen Monarchie, verlor der König 
zwar nicht aus den Augen; der Augenblick war aber doch ge- 
kommen, wo die erobernden Tendenzen aufhören mußten. Da- 
durch schon erlitt die äußere Machtstellung eine gewisse Be- 
schränkung, wenn auch ‚die Idee der Eroberungen und des 
Ruhms, der Selbständigkeit des Reiches und des Fortschritts . 
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der katholischen Religion den konstituierten Staat zu den 
Füßen Ludwigs zusammenhielt‘‘!)., So einseitig, so „leer“ war 
überhaupt hier die Idee der Macht ins Auge gefaßt und durch- 
geführt worden, daß die Mittel, sie festzuhalten, versagten. 
Krieg und Ausweisungen haben das Wachsen der Bevölkerung 
sowie das Aufblühen des Verkehrs unterbunden, das Abgaben- 
system die Untertanen sowohl wie die Staatskassen erschöpft. 
In Frankreich regten sich abweichende Ansichten, welche die 
bisher befolgte Regierungsweise für undurchführbar und ver- 
derblich hielten. Die Regierung vermochte, zumal unter dem 
leisen Rückgang der auswärtigen Machtstellung, an der Schroffheit 
ihrer früheren Tendenzen auch im Innern bald nicht mehr fest- 
zuhalten. „Wie die auswärtigen Unternehmungen besonders 
dazu beigetragen hatten, die inneren Verhältnisse im Sinne der 
absoluten Monarchie zu entwickeln, so riefen die Mißstände, 
die nun im Innern eingetreten waren, nicht nur Reform- 
tendenzen, sondern auch einen Widerspruch gegen die äußere 
Politik hervor?).“ 


8 37. Folgerungen 


Dieser nur bilderhafte Auszug aus Rankes französischer 
Geschichte zeigt nun allerdings, daß im Gesamtsystem der 
Politik dieses Staates die Außentendenzen seit Franz I maß- 
gebend und vorherrschend gewesen, daß sie in diesem Sinne 
von der Staatsleitung stets bewußt ergriffen und nach Mög- 
lichkeit aufrechterhalten worden sind. Unter ebenso bewußter 
Vernachlässigung fast aller besonderen historischen Grundlagen 
und Interessen hat jenes System im Innern sich nur auf zwei 
Stützen aufgebaut: kirchliche Einheit und monarchische Ordnung. 
Seine Erfolge nach außen hat es mehr aus der politischen 
Schwäche der Gegner als aus innerer Eigenkraft geschöpft. 
Zwar aus dem Kampf des Königtums mit äußeren Feinden 
und im Innern vorhandenen politischen Gegenkräften ist eine 
einheitliche Staatsgewalt unter einem unumschränkten Herrscher- 
willen hervorgegangen, — aber nur auf den äußeren Erfolgen 
beruhte ihre Macht so sehr, daß sie verlernte, ihre innere 
Macht in Berücksichtigung nationaler Bedürfnisse wirklich zu 
stärken. Die Folge war dann eine durch auswärtige Verhält- 
nisse begünstigte Umwälzung, der eben jene hohle Staatsgewalt 
zum Opfer fiel. 
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8 38. Englische Geschichte 


Um zu einem genaueren Verständnis des Zusammenhanges 
zwischen der auswärtigen und der inneren Politik der Staaten 
zu gelangen, hatten wir den Weg beschritten, mit Ranke zu- 
nächst einmal nach den beherrschenden Ideen der Zeiten, 
Männer und Völker zu fragen. Indem wir zur „Englischen 
Geschichte, vornehmlich im 17. Jahrhundert“ übergehen, treffen 
wir gleich anfangs auf die folgende Bemerkung: „Wenn man 
die allgemeinste Unterscheidung zwischen der englischen und 
der französischen Politik in den letzten Jahrhunderten angeben 
sollte, so möchte sie darin liegen, daß den Franzosen der Glanz 
der äußeren Macht, den Engländern die gesetzliche Gestaltung 
ihrer inneren Verhältnisse am meisten am Herzen gelegen hat. 
Wie oft haben sich jene, wenigstens dem Anschein nach, über 
die Mangelhaftigkeit ihrer inneren Zustände durch eine ge- 
wonnene Schlacht, einen vorteilhaften Frieden beruhigen lassen. 
Nicht selten haben diese über Streitfragen der Verfassung von 
scheinbar untergeordnetem Belang schwere Gefahren, die über 
Europa schwebten, vernachlässigt“ !). Man fühlt sich versucht, 
daraufhin zunächst einmal zu fragen, ob jener Unterschied des 
politischen Wollens lediglich aus einer Grundverschiedenheit 
der Volkscharaktere sich herleite, oder ob andere Momente für 
die Entwicklung dieser besonderen, einander so gegensätzlichen 
Neigungen mitgesprochen haben. Es liegt nahe, dabei an die 
geographischen Bedingungen zu denken: einmal an die breiten 
Berührungsflächen, welche Frankreichs Lage im Westblock des 
Kontinents dem Angriffsvermögen der Nachbarn sowohl wie 
für eigene Ausdehnungsmöglichkeiten bot, andererseits an die 
Abgeschlossenheit vom äußeren politischen Hader, deren ein 
Inselland im allgemeinen sich zu erfreuen und zu bedienen 
vermochte, solange die Völker in ihren Jugendzeiten standen 
und die Neigung zur Seeschiffahrt eine begrenzte war. 

Die ersten Schritte auf dem langen Wege zur „gesetzlichen 
Gestaltung der inneren Verhältnisse“ sind nämlich mit Erfolg 
getan worden, während die englischen Herrscher zwar keines- 
wegs nur insulare Politik trieben, aber doch in einem Augen- 
blick mehrfachen Mißgeschicks in den auswärtigen Dingen. 
Die Grundlage für alle innere Ordnung ward ja durch den 
„Großen Freibrief‘ vom Jahre 1215 gewonnen. Der Krieg mit 
Frankreich in seinen verschiedenen Wendungen, die Auflehnung 
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und die Demütigung König Johanns vor dem Papst erweckten 
damals eine Gegnerschaft in Englands Innerem, welche, dem 
Zuge der Zeit und dem Beispiel anderer Länder folgend, um- 
fassende Bewilligungen ständischer Form verlangte und erreichte. 
Das Unterscheidende in England ist, — nach Ranke, — daß 
diese Bewilligungen hier nicht jedem Stande für sich, sondern 
allen zugleich, wenn auch nicht sofort gemacht wurden, so 
doch bald zugute kamen. `. Während nun anderwärts jeder 
Stand für sich selbst sorgte, bildete sich hier ein gemeinschaft- 
liches Interesse aller, welches sie auf immer zusammenband. 
Sodann: die Charte wurde im bewußten Gegensatz zugleich 
gegen die oberste geistliche Gewalt eingeführt: die erste Grund- 
lage der populären Freiheit atmete einen antirömischen Geist!).‘“ 
Inhalt, Ursprung und Art des Abkommens also waren geeignet, 
die öffentliche Aufmerksamkeit besonders bei den inneren An- 
gelegenheiten zu fesseln und die Entwicklung des politischen 
Lebens innerhalb der Nation zu begünstigen; dabei enthielt es, 
wie der Entschluß dazu aus der auswärtigen Lage hatte ge- 
nommen werden müssen, als Mittel und Ergebnis der Politik 
doch auch Kern und Keim für die künftige Wendung derselben 
nach außen. 


Nicht nur die lehnsherrlichen Befugnisse des Königs hatte 
übrigens dieser große Freibrief abgegrenzt, sondern auch die 
notwendige Zustimmung der Grafschaften bei Steuerausschrei- 
bungen ausgesprochen. Wiederum während eines auswärtigen 
Streites, „als im Jahre 1265 Königin Eleonore mit den im 
Okzident verwaltenden Mächten, dem Papst und dem Könige 
von Frankreich verbündet, in Flandern ein Söldnerheer zu einer 
Invasion in England rüstete, hat hier Simon von Montfort, um 
eine breitere Grundlage für den Widerstand zu gewinnen, den 
niederen Adel und die Abgeordneten der Städte in den Rat 
der geistlichen und weltlichen Magnaten eingeführt‘2). Es ist 
dies gewissermaßen die Geburtsstunde des englischen Parlaments. 
Sie bedeutet eine neue Stufe im Aufbau der Staatsverfassung, 
die in der Abwehr nach außen sich ausbaut. ‚Bei den Unter- 
nehmungen der Könige gegen Schottland und gegen Frankreich 
hat das Parlament dann seine wichtigsten Befugnisse erworben?).‘“ 
An die nicht zu umgehende Berufung des Parlaments zu 
Steuerbewilligungen knüpfen sich stets erneute Forderungen 
desselben und Zugeständnisse der Krone, sobald diese durch 
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ihre auswärtige Politik zu Geldaufwendungen sich genötigt 
sieht, welche über die eigenen Hilfsquellen hinausgehen. Der 
schottische Krieg unter Eduard I ist dafür besonders charak- 
teristisch. Mit der Zeit drängen die Stände dann auf Teilnahme 
an der Entscheidung über auswärtige Angelegenheiten und 
Krieg hin, dies typische Verlangen beim Eindringen des föde- 
rativen Elements in jede Staatsverfassung. Könige wie 
Eduard III und Heinrich V läßt der durch eine fast parlamen- 
tarische Regierungsweise erlangte nationale Beistand zu einer 
bedeutenden persönlichen Weltstellung gelangen. Andererseits 
sehen wir Heinrich VII im Jahr 1492 seine auswärtigen Ziele 
beschränken, um für die Beeinflussung der inneren Angelegen- 
heiten sich Vorteil zu verschaffen. Nachdem er von Calais 
aus Boulogne bedroht und die Herausgabe der Bretagne von 
Carl VIII gefordert hatte, begnügte er sich mit der Zusicherung 
einer jährlichen Geldzahlung: ‚Die Engländer nannten es einen 
Tribut, die Franzosen eine Pension !).“ 


8 39. Die Tudors 


Damit sind wir an jene Schwelle der Entwicklung ge- 
kommen, welche durch den Eintritt der kirchlich-reforma- 
torischen Tendenzen auch im politischen Leben Englands unter 
den Tudors sich erhebt. Deren Idee ist es bei ihrer Thron- 
besteigung und Reichsverwaltung gewesen, „eine in sich selbst 
starke, von innerer Parteiung und äußerer Einwirkung gleich 
unabhängige Staatsgewalt zu begründen‘?2. Ein Mittel für 
diesen Zweck sah Heinrich VII nicht zum wenigsten in der 
Loslösung von Rom, für die ja das Staatsgrundgesetz Johann 
Plantagenets schon den Entwicklungskeim in sich trug. Mochten 
Heinrichs VIII Schritte bei Begründung des kirchlichen Supre- 
mats durch die Verbindung dieser Frage mit seiner Ehe- 
scheidungsangelegenheit auf eine stark persönliche Veranlassung 
zurückgehen, so waren sie doch, insofern sie die Thronfolge 
betrafen, von großer innerpolitischer Wichtigkeit. Ferner aber 
hat dies Ereignis die künftige Stellungnahme Englands in der 
auswärtigen Politik weitgehend beeinflußt, zumal als nach Ein- 
führung der Reformation die Trennung vom Papsttum, welche 
nach Anlaß und Form anfangs als juridisch-kanonistische sich 
vollzogen hatte, auch eine geistige, in das Volksleben ein- 
greifende geworden war. Für das Zeitalter der Königin Elisabeth 
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ergab sich aus diesen Verhältnissen ein voller Gegensatz des 
parlamentarischen und päpstlichen Elements, sowie ein poli- 
tischer Gegensatz zu Spanien, beides unter Leitung einer neu- 
gebildeten, kraftvollen Staatsgewalt, „welche die nationalen 
Interessen zu den ihren machte und nach allen Seiten hin 
aufrecht erhielt“). Immerhin beruhte doch auch diese Staats- 
gewalt auf einem föderativen Element, der Verbindung von 
Krone und Parlament, — und wir kennen die Gefahr, die 
hierin liegt, sobald jenes äußere Mißgeschick eintritt, das 
Gegner im Innern erweckt und erhebt. Der Königin Elisabeth 
ist es infolge des Unterganges der spanischen Armada erspart 
geblieben, eine Probe daraufhin durchzumachen. 


840. Jakob I. 


Ihre Nachfolger schon, die Stuarts, sahen sich vor Auf- 
gaben, welche über das Festhalten an der bewährten Politik 
jener königlichen Frau hinausgingen: war doch durch die 
Thronbesteigung Jakobs I in England eine Personalunion mit 
Schottland eingetreten. „Der vornehmste Gedanke des Ge- 
schlechts, durch dessen Erbrecht die Reiche und die Inseln 
verbunden wurden, war es nun, nicht allein den Streit der 
entgegengesetzten Elemente zu verhüten, sondern sie mit- 
einander zu versöhnen und unter seiner Autorität, die sie alle 
anerkannten und die dadurch wieder gefördert werden sollte, 
zu einem einheitlichen Gemeinwesen zu vereinigen?).“ Über 
diesem Bestreben wurde aus der Kampfgenossenschaft des 
Königtums mit dem Parlament eine Entzweiung, deren Ent- 
stehen und Fortgang mit den kirchlichen Fragen zusammen- 
hängt. Während in Schottland wie in England die Landes- 
verfassung auf ebendenselben Faktoren beruhte, war die 
Kirchenverfassung eine verschiedene, indem hier die ang- 
likanische herrschte, dort die Presbyterianer sich durchgesetzt 
hatten; in dem dritten Reich, in Irland, überwog der Katho- 
lizismus. Ihn gedachte Jakob I auch in England zwar nicht 
zu stützen, aber doch zu schützen, regierungsseitig zu dulden 
und jedenfalls nicht unterdrücken zu lassen. Dies Verfahren 
konnte ihm freilich in seinen Beziehungen zu den auswärtigen 
Mächten eine größere Bewegungsfreiheit gewähren, aber solche 
Auffassung der Verhältnisse lief der nationalen Stimmung 
entgegen. Und doch hätte mit ihr sehr wohl diesmal eine 
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dynastische Interessenpolitik sich vereinigen lassen, indem der 
Verlust der Pfalz durch Kurfürst Friedrich, den Schwiegersohn 
König Jakobs, einen gemeinsamen Ausgangs- und Angelpunkt 
für beide darbot. „Alle Parteien waren überzeugt, der König 
selbst war es, daß England unter den kämpfenden Weltmächten 
gerüstet auftreten müßte, — und zwar in großem Maßstabe, 
wie es die Machtstellung des Reiches erheischte. Das war aber 
ohne parlamentarische Bewilligungen nicht möglich. Die Be- 
rufung eines Parlaments wurde eine unausbleibliche Notwen- 
digkeit!).“ Damit war ja aber jedesmal neue Gelegenheit zur 
Aufnahme eines Kampfes um das Übergewicht zwischen den 
Verfassungsorganen gegeben, ein Kampf, der dann namentlich 
auf finanzpolitischem und kirchenrechtlichem Gebiet sich ab- 
spielte. Jede Zwangslage, mit dem Parlament zu regieren, er- 
möglichte es diesem, Ansprüche zu erheben, die eine Einschrän- 
kung nicht nur des königlichen Ansehens, sondern auch der 
Machtbefugnisse der Krone enthielten. Diese aber scheute, eben 
um der von ihr angestrebten engen Vereinigung der König- 
reiche willen, den offenen Gegensatz. Um nicht allzusehr von 
den Bewilligungen seines Parlamentes abhängig zu sein, setzte 
Jakob I die Macht seines Landes weder in vollem Umfange 
noch allseitig genug für die Protestanten ein. In den inneren 
Angelegenheiten sehen wir ihn dem Parlament von 1621 teil- 
weise nachgeben: aber schon wendet nun dieses sein Augen- 
merk auch auf die auswärtige Politik. Ranke kennzeichnet die 
Lage folgendermaßen: „Das Parlament verlangte die Politik 
der Königin Elisabeth, König Jakob verlangte ihre Rechte. 
Die monarchischen Gerechtsame und die Unternehmung gegen 
Spanien waren einst Hand in Hand gegangen. Daß die letztere 
unter Jakob aufgehoben worden war, diente dem Parlament 
zum Antrieb, seinerseits auch die ersten anzugreifen. Die 
parlamentarische Sache hatte auch an sich eine große 
Bedeutung; tieferen Antrieb, Leben und Blut empfing 
sie aber erst durch ihr Zusammentreffen mit der aus- 
wärtigen Politik und der Religion ?3).“ 


841. Carl I. 


Dem von seinem Vater befolgten System des Schwankens 
und der Neutralität in den auswärtigen Angelegenheiten machte 
Carl I insofern entschlossen ein Ende, als er der spanischen 
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Monarchie und ihren Tendenzen in offenem Kampfe entgegen- 
trat. Doch befand er sich dabei nicht völlig im Einklang mit 
der Nation, die ihn nur ungern im Bunde mit Frankreich und 
an der Niederwerfung der Seemacht der Hugenotten beteiligt 
sah. Schließlich kam auch sogar ein Augenblick, wo er diesen 
als Gegner Frankreichs beizuspringen veranlaßt wurde, weil 
dessen Regierung auch nach dem Friedensschluß die Bürger 
von Rochelle noch wieder bedrängte. Carl I entschloß sich 
zum Angriff auf die Insel Rhe, deren Besitz ihm eine gleich- 
mäßig gute Basis zum Kampf gegen Frankreich und Spanien 
gewähren konnte. „Um einen so großen Zweck zu erreichen, 
schien es dem König erlaubt, die Summen, welche ihm vom 
Parlament mündlich verheißen, aber dann noch nicht förmlich 
bewilligt worden waren, in der Form einer gezwungenen An- 
leihe einzufordern !).“ Aber das Unternehmen gegen die Insel 
mißglückte; innere Zerwürfnisse, die aus jener finanziellen 
Maßregel entstanden, wurden zum Beweggrund für den Friedens- 
schluß mit Frankreich und mit Spanien; mitnichten jedoch 
gelang es, durch den äußeren Frieden auch den inneren zu 
erlangen: der Krieg und sein Mißerfolg hatten eben alle wider- 
strebenden Elemente in den unter einer Krone vereinigten 
Ländern in Bewegung gebracht. 

Wir stehen damit vor dem Ereignis eines ersten — nach 
englischer Auffassung auch des einzigen wirklichen — Bruches 
zwischen den verfassungsmäßigen Regierungsorganen des Insel- 
reichs. Ihre Politik war keineswegs dahin gegangen; deren 
besterwogene Kombinationen sind eben Störungen durch andere 
Kräfte ausgesetzt, mögen diese nun von ihnen aufgerufen, aus- 
genutzt oder beiseite gelassen sein: solche sind, nach Ranke, 
„die vollzogene Begebenheit“ ?) und die „Strömungen der all- 
gemeinen Tendenzen“ ®). Da es hier nicht gilt, Geschichte zu 
schreiben, so mag es genügen, die „Stufenfolge der Intentionen‘ 
während des inneren Kampfes hervorzuheben und mit dessen 
Ergebnis auch die Grundlagen für die weitere Gestaltung der 
auswärtigen Politik aufzufinden. 

„Zuerst war es nur auf die Wiederherstellung der vollen 
Wirksamkeit der Verfassung angekommen: in diesem Sinne 
waren die Wahlen im Herbst 1640 vollzogen worden. Aber 
das versammelte Parlament erhob Ansprüche, die ihm das un- 
bedingte Übergewicht, eine Art politischer und militärischer 
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Omnipotenz verschaffen sollten. Die Schotten und die mit 
ihnen einverstandenen parlamentarischen Führer fügten die 
Forderung der Unterordnung unter die presbyteriansche Ver- 
fassung hinzu. Die vierte Stufe ist, daß die Independenten 
auch diese Kirchenform verwarfen und von dem Gehorsam 
gegen den König überhaupt Abstand nahmen!).“ Auf den 
ersten Blick sieht man, daß im Gegensatz zu dem Verlauf des 
Machtkampfes zwischen Königtum und Ständen in Frankreich, 
wo den letzteren schließlich nicht so sehr Glaubensmotive als 
vielmehr Verbindungen mit dem Ausland zur Stärkung dienen 
mußten, die Bewegung in England völlig auf den verfassungs- 
mäßigen Gewohnheiten wie auch auf religiösen Gefühlen beruhte 
und von ihnen sich nährte. In beiden Ländern hat das religiöse 
Moment fördernd doch nur auf derjenigen Seite gewirkt, welche 
mit der lebenskräftigsten Strömung im Volke Hand in Hand 
blieb. In Frankreich war man von dem Bewußtsein innerlicher 
Einheit ausgegangen und von dem Wunsch nach äußerer Macht- 
stellung geleitet: hier siegte die Krone gegenüber den Elementen, 
welche die politische Spaltung zu vergrößern, aufrechtzuerhalten, 
zu verewigen gedacht hatten; später wurde es ihr dann zum 
Verderben, daß sie es unterlassen hatte, auch eine haltbare innere 
Ordnung zu begründen. In England war die politische Selb- 
ständigkeit des Reiches durch ein teils erzwungenes, teils frei- 
williges Zurückziehen auf die insulare Lage so augenfällig be- 
günstigt, daß wichtiger als ein Streben nach Machtausdehnung 
eben das näherliegende Bedürfnis innerer Ordnung auftrat. 
Hier aber ist nicht das Königtum, sondern das Parlament und 
schließlich der Protektor als Vertreter des einheitlich bindenden 
Elementes, der aus der Charte entwickelten Freiheiten, auf- 
getreten. Noch eines aber ist beachtenswert: in Frankreich 
war ein Wechsel der Glücksfälle während der Auseinander- 
setzungen um die Macht im Innern durch die Beteiligung des 
Auslandes und die damit zusammenhängende Politik in die 
Erscheinung getreten; in England erfolgt das Aufsteigen der 
Königsgegner in ganz gerader Linie ohne Gefährdung der 
äußeren Lage des Staates, welcher doch fortwährend einen 
Kampf nach außen führte. Ein Grund dafür ist in dem all- 
gemeinen politischen Verhältnis der Epoche zu sehen. „Es 
waren die Zeiten, in denen die französische Monarchie und das 
Haus Österreich in Spanien und Deutschland um das Über- 
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gewicht in Europa kämpften. Die englischen Parteien standen 
in unaufhörlichen Beziehungen zu dem Streit der beiden Mächte, 
ohne doch jemals von demselben ganz ergriffen zu werden. 
Da in dem Widerstreit selbst eine Gefahr des Gleichgewichts 
lag, so ward das Interesse des Landes davon nicht in so hohem 
Grade betroffen: man brauchte keine große Katastrophe zu 
fürchten !).“ 
8 42. Cromwell 


Machen wir uns die wirksamen Umstände der Begeben- 
heiten noch einmal klar: Hauptsächlich in den europäischen 
Konflikten hat das englische Parlament seine Macht und Be- 
deutung erlangt; aus der äußeren Politik ergab sich zwar keine 
unmittelbare Einwirkung oder Rückwirkung für den Ausgang 
des Kampfes selbst, aber doch Anlaß und Gelegenheit zur Auf- 
nahme und Weiterführung der innerpolitischen Bestrebungen, 
deren Ziel durchzusetzen die Eigenkraft der Bewegung berufen 
war, gestützt freilich auf das religiöse Element. Allerdings 
konnte die weitere Auswirkung des innerlich Erreichten auch 
im Insellande auf die Dauer nicht ausbleiben. „Wenn nun der 
protestantische Gedanke die innere Einheit von England be- 
gründete und zwar in unerwarteter Freiheit von sektiererischem 
Beigeschmack, so war es die Idee des Protestantismus und seiner 
Aufrechterhaltung, was zur Begründung des Systems der Macht 
den Anstoß gab und in demselben mächtig zutage kam. Durch 
die Einwirkung von Frankreich war der Protestantismus vor 
seiner Vernichtung gerettet, aber zugleich in Unterordnung ge- 
halten worden. Dagegen nahm durch Cromwell der Protestan- 
tismus unter den Mächten der Welt eine selbständige Haltung 
und ohne alle weiteren Vermittlungen ein?).“ Freilich war das 
ohne vollständigen Bruch mit Spanien und eine gewisse Ver- 
bindung mit Frankreich nicht möglich. Eben diesen Schritt, 
den weder die Stuarts noch die Republikaner gewagt hatten, 
unternahm Cromwell. Seiner Bedeutung tut es keinen Eintrag, 
daß es sich dabei nicht um ein bewußt und persönlich ergriffenes 
Prinzip handelte, sondern, — und das ist gerade für unsere 
Untersuchung so wertvoll, — um die Folgen eines ersten, die 
im Innern errungene Festigkeit nach außen bekundenden Auf- 
tretens. „Von Cromwell ist es augenscheinlich, daß er es selbst 
bei seinem Angriff auf die spanischen Kolonien noch nicht 
geradezu auf einen Krieg mit dieser Macht, auf eine Allianz 
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mit Frankreich abgesehen hatte. Er wollte sich vielmehr ihrer 
Feindseligkeit bedienen, um in ihrer Mitte eine unabhängige 
Stellung zu behaupten, die maritimen und protestantischen 
Interessen gegen beide zur Geltung zu bringen. Wäre die 
Eroberung von Espanola gelungen, so würde er Spanien im 
Zaum gehalten, zugleich seine Autorität im Innern verstärkt 
und der ganzen Welt imponiert haben. Nunmehr aber, nach- 
dem es damit mißlungen war, von den einmal aufgestellten 
Forderungen abzugehen und nachzugeben, hätte seine Repu- 
tation in der Welt gefährdet: er mußte vorwärts gehen !!).“ 
Aus dieser Darstellung erkennen wir zunächst die auf das 
politische Ergebnis der inneren Ereignisse gegründete politische 
Absicht nach außen: Wahrung der unabhängigen Stellung des 
Inselreichs unter den Mächten, sowie den politischen Entschluß: 
Ergebnis und Absicht dem Ausland gegenüber zu bekunden. 
Dieser Entschluß tritt durch das politische Mittel des Angriffs 
zutage, das zugleich einen innerpolitischen Zweck insoweit ein- 
schließt, als sein Erfolg auch den Handelsinteressen der Nation, 
also der Förderung ihres Wohlstandes, zweckdienlich hatte sein 
sollen; das Ergebnis dieser Außenpolitik ist zunächst jedoch 
ein ungünstiges und enthält deshalb eine gewisse Gefährdung 
der im Innern noch keineswegs gesicherten Stellung des Pro- 
tektorats. Wir sehen gewissermaßen, wie ein Ring im Guß 
sich ründet, wie die Dinge zu ihrem Anfang zurückkehren. 
Will man der weiteren Wirkung des Ereignisses und ihrer 
wahren Ursachen sich bewußt werden, so ist wohl zweierlei 
vorauszuschicken. Was die äußere Auffassung dieser Lage 
betrifft, so „liegt in kriegerischen Unternehmungen eine innere 
Konsequenz, welche, wenn sie einmal begonnen sind, der Über- 
legung, ob sie fortzusetzen seien oder nicht, keinen Raum mehr 
läßt‘‘2). Dann aber ist daran zu erinnern, daß das Wesen einer 
Verfassung schließlich nicht durchaus in ihren urkundlich ge- 
gebenen oder gewohnheitsmäßig eingelebten Formen, nicht in 
einer planmäßigen Verteilung der Gewalt zu suchen ist, sondern 
an derjenigen Stelle liegt, welche Macht tatsächlich auszuüben 
vermag. In dieser Hinsicht möchte ich die Stellung Cromwells 
mit derjenigen Napoleons III während seiner autoritären Re- 
gierungszeit in Vergleich stellen: verfassungsmäßig war auch 
dieser nur ein mit Hilfe des Heeres emporgekommener Pro. 
tektor‘‘; in der Tat haben er wie Cromwell die Gewalt mon- 
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archisch gehandhabt. „Dazu sind monarchische Gewalten da, 
um nach bestem inneren Erwägen definitive Entscheidungen 
auszusprechen; eine bestimmte Richtung einzuschlagen, wird 
zuweilen Pflicht für sie!).‘“ König Jakob I hatte einst nicht ` 
sich entschließen können, die Wahl und die Schicksale seines 
pfälzisch-böhmischen Schwiegersohnes durch unbedingte Zu- 
stimmung und tatkräftige Förderung unterstützend, offen auf 
die Seite des Protestantismus zu treten. Dieser Unschlüssigkeit 
hatte jene Politik sich angereiht, die, von ihm selbst schwankend, 
von seinem Nachfolger nicht national genug geleitet, zum Um- 
sturz der Königsgewalt führte. Daß dagegen Cromwell trotz 
eines anfänglichen Mißerfolges seiner auswärtigen Politik deren 
Ziel in der einmal eingeschlagenen Richtung festhielt und sogar 
weitersteckte, verschaffte diesem auch staatsrechtlich diejenige 
Gewalt in England, die er selbständig ergriffen und usurpatorisch 
ausgeübt hatte. Die ihm angetragene Königskrone lehnte er 
ab; aber er bekleidete das Protektorat infolge der Beistimmung 
des Parlaments ‚nunmehr nicht länger als ein ihm durch die 
Umstände zugefallenes Amt, sondern als wirkliches Fürstentum, 
bei welchem die Notwendigkeiten aller Staatsgewalt maßgebend 
waren‘“?). Im Besitze des gleichen Gehorsams der drei Länder 
des Inselreichs konnte der Protektor nun neben der Erhaltung 
des inneren Friedens die große Aufgabe ergreifen, ein neues 
System gegenüber den auswärtigen Mächten auf das religiöse 
Ideal der Nation zu gründen und es zu festigen, — mochte 
auch das Parlament insofern ihm entgegen sein, als für dessen 
Mitglieder „die Behauptung der erworbenen politischen Frei- 
heiten nach wie vor im Vordergrund stand“). Eine Be- 
schränkung im Ausdehnungsbestreben des innerlich-gewachsenen 
Elementes wird man darin doch nicht zu sehen haben: in der 
Form nur ist es von demjenigen verschieden, welches die mon- 
archischen Machthaber vertraten. Während diese nämlich die 
Erhaltung ihrer Vorrechte inı Innern und der englischen Welt- 
stellung nach außen stets eigentlich durch das Mittel einer 
starken Militärgewalt anstrebten, lief der Wille der im Innern 
emporgekommenen parlamentarischen Mächte ebenso eifrig auf 
Ausdehnung der Seegewalt hinaus, und nichts ist vielleicht 
kennzeichnender für die Überlegenheit der parlamentarischen 
Gewalt im Innern als der siegreiche Gegensatz zur Krone ge- 
rade auf diesem Gebiet der Außenbetätigung. 
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843. Carl IL 


Zunächst aber dürfen wir als ein wichtiges Moment in der 
englischen Geschichte die Wiederherstellung des Königtums 
nach dem kurzen Protektorat des unfähigen Richard Cromwell 
nicht unberücksichtigt lassen. Sie ist für uns insofern von 
Bedeutung, als Ranke dabei die Neigung zeigt oder doch die 
Möglichkeit erwägt, einen Vorgang der inneren Politik, der sich 
ohne unmittelbare Einwirkung der auswärtigen Mächte voll- 
zieht, als ein „negatives Ereignis“ zu bezeichnen!) „Carl II 
wurde vor allem deshalb zurückgerufen, weil die Ausführung 
einer parlamentarischen Verfassung ohne den König unmöglich 
war?).“ Darin läge also ein Beweis, daß es im Flusse der 
Begebenheiten eine Grundströmung gibt, die, mächtiger als alle 
Überflutungen, und auch jedem Versuch einer Ableitung zum 
Trotz, ihren einmal gewählten Lauf und gewühlten Weg un- 
gehemmt fortsetzt oder immer wieder in der ursprünglichen 
Richtung aufnimmt. Der Versuch, im Inselreich eine republi- 
kanische Staatsform aufzurichten, hatte sich als eine innere 
Unmöglichkeit erwiesen, das Protektorat in Wahrheit zur Aus- 
übung einer monarchisch-absoluten Gewalt geführt. Deren An- 
erkennung beruhte auf der Macht der Persönlichkeit: den 
schwachen Händen des Nachfolgers, der nicht vermöge einer 
eingelebten Gesetzesbestimmung an seinem Platz stand, ent- 
glitten sofort die Zügel. Man griff auf die alte Institution 
zurück, um diejenige Handhabung der Gewalten zu retten, 
welche, dem Sinne jahrhundertelanger Entwicklung gemäß, einen 
Teil der Gesetzgebung für die Volksvertretung vorbehielt. Daß 
dieser der zugestandene Anteil an der inneren Politik allezeit 
den Wunsch weckte, auch auf die äußere überzugreifen, lag 
in der Natur der Dinge. Durch die Verfolgung ihrer inneren 
Ziele war es geschehen, daß die Republik sowohl wie auch 
Cromwell in ganz bestimmte Beziehungen zu den europäischen 
Mächten gerieten: nicht anders mußte die Stellung, welche 
Englands Könige fernerhin im Innern zu nehmen gedachten 
und vermochten, die Richtlinien und Wege der auswärtigen 
Politik bestimmen. ‚Als die vornehmste Frage kann es gelten, 
inwieweit die drei Reiche von einem Mittelpunkt aus zu regieren 
sein würden, denn mit der Restauration waren Schottland und 
Irland wieder zu ihrer früheren legislativen Selbständigkeit 
gelangt?)““ Einen Augenblick ist es Carl II gelungen, in 
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treffender Zielsetzung die Interessen der Krone, der gesetz- 
gebenden Körperschaft und der Mehrzahl des Volkes zu ver- 
einigen, indem er seine Politik wirklich an die Entwicklung 
Englands zur Welthandelsmacht anknüpfte: seine Kriege mit 
Holland galten dieser wichtigsten der englischen Angelegen- 
heiten, der Herrschaft zur See. Doch war diese auswärtige 
Politik des Königs nicht etwa der Ausdruck seiner Staatsleitung 
irn Innern, sondern nur ein politisches Mittel für die dort ver- 
folgten Absichten. „König Carl II, von jeher gewohnt, fremde 
Unterstützung nachzusuchen, fühlte sich durch die unsichere 
Lage seiner Autorität auch nach seiner Herstellung zu dem 
Versuche veranlaßt, die Beihilfe fremder Mächte für seine 
inneren Verhältnisse in Anspruch zu nehmen!).“ Er bedurfte 
für seine Zwecke vor allem ein selbständiges, von Parlaments- 
bewilligungen unabhängiges Einkommen. Dieser Wunsch führte 
ihn an die Seite Frankreichs und mit diesem Genossen in den 
Holländischen Krieg?); dahin zielte der Verkauf des von Crom- 
well erworbenen Dünkirchen; darauf war es bei den wieder- 
holten Verhandlungen mit Frankreich abgesehen, die auch eine 
gegenseitige Unterstützung mit ansehnlicher Truppenzahl zur 
Niederwerfung innerer Schwierigkeiten in Aussicht nahmen. 
Weil nun bei Carl II die bewußte Absicht vorlag, die aus- 
wärtigen Verhältnisse zu einem Druck auf das Innere zu be- 
nutzen, so konnten jene oft beobachteten Rückwirkungen nicht 
ausbleiben, die besonders stark durch das kirchliche Element 
befördert wurden, welches immer wieder neben dem persön- 
lichen und dem parlamentarischen als fester Einschlag in der 
Geschichte und der Politik Englands erscheint. Allerdings 
durfte es zeitweise sogar dazu kommen, daß die Kosten der 
Seerüstungen die innere Wohlfahrt der englischen Nation be- 
drohten, daß dann die von Carl II beliebte unparlamentarische 
Regierungsweise zu Gesetzesanträgen führte, welche die könig- 
lichen Befugnisse einzuschränken gedachten. Doch solche Krisen 
ließen leicht sich überwinden, solange der Regierung glück- 
liche Erfolge ihrer auswärtigen Politik zur Seite standen, so 
etwa, als es 1668 Carl II gelang, „die Emanzipation Portugals 
von Spanien, die er im Einverständnis mit Frankreich unter- 
nommen, im Gegensatz mit dieser Macht durchzuführen“ 3). 


)8.W, 17, S. 825. 
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8 44. Jakob II. 


Anders jedoch gestaltete sich die Abwandlung der Dinge, 
als Carls II Bestreben, die Uniformitätsgesetze zu mildern, 
seine Fortsetzung und Überspannung in dem Gesichtspunkt 
fand, von welchem Jakob II in seiner Gesamtpolitik sich leiten 
ließ: der Vertretung der katholischen Interessen bis zur Gleich- 
berechtigung im Innern, Hand in Hand mit einer nahen Ver- 
bindung zu Frankreich. Carl II hatte sein Hauptaugenmerk 
immer auf die Festhaltung und Erweiterung der Unabhängig- 
keit seiner persönlichen Stellung gerichtet und jene religiöse 
Seite, die auch in seiner Politik sich findet, wenn man so sagen 
darf, vielfach doch nur verschämt betrieben: er hatte zwischen 
Luv und Lee zu segeln und dabei die ärgsten Klippen zu ver- 
meiden gewußt. Jakob II nahm seinen Standpunkt für die 
innere Politik in rücksichtslosem und offenbarem Gegensatz 
zu der dem Wesen nach protestantischen Staatsgenossenschaft, 
deren Oberhaupt er war; in der auswärtigen Politik schloß er 
sich ganz ohne Abweichung dem katholischen König von Frank- 
reich an. In seiner kurzen Regierungszeit scheint mir besonders 
lebhaft hervorzutreten, welche Bedeutung für die Windungen 
und Wendungen der Politik das Gegensätzliche der weltbewegen- 
den Strömungen durch Verbindung mit dem persönlichen 
Element erhält. Die Grundform allen Streites war ja aus 
früheren Zeitabschnitten mit herübergebracht; sie lag nicht 
allein in den englischen Zuständen, sondern ist von allgemeinem 
Inhalt. „Denn wenn das Königtum etwas für sich bedeuten 
soll, — und ohne das wäre es für die Konstitution unnütz, — 
so kann es sich einer freien Selbstbestimmung, ohne welche 
kein Mann leben möchte, nicht begeben. Aber auch ein Par- 
lament, das einmal seine Macht fühlt, wird sich schwer in die 
Notwendigkeit fügen, einem fremden Willen untergeordnet zu 
bleiben. Der Widerstreit liegt in der Natur beider Gewalten, 
von denen jede ihrem innern Trieb gemäß nach einer Autorität 
trachtet, die, wenn sie zu ihrem Ziele käme, die freie Wirk- 
samkeit der anderen vernichten, ihr Selbstbewußtsein verküm- 
mern würde!).“ Der geschichtliche Inhalt auch aller Verfas- 
sungspolitik ist eben die Kunst der Wahrung besonderer eigener 
Interessen, ist ein mit mehr oder minder weitem Ziel geführter 
Kampf um die Macht im Staate. Aber zwischen der Bestimmt- 
heit dieser Ziele aus einem unabhängigen persönlichen Willen 
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und ihrer Einschränkung durch ein unpersönliches Motiv liegen 
die vielen Wege, die begangen wurden und begangen werden 
können. 

Die Wiederherstellung des Königtums in England hatte 
also mitnichten einen Austrag jenes natürlichen Streites der 
beiden Gewalten um die gesetzgebende Autorität gebracht. Die 
Revolution gegen Carl I kann eigentlich nur als eine Art Unter- 
brechung desselben angesehen werden; denn nicht der Über- 
legenheit des Parlaments war das englische Königtum schließlich 
zum Opfer gefallen, wie später in Frankreich dasjenige Lud- 
wigs XVI, sondern einer schnell emporgekommenen, von reli- 
giösen Antrieben geleiteten Militärgewalt, welche auch die 
Selbständigkeit des Parlaments gefährdet, ja vernichtet hatte. 
Die verfassungsrechtliche Stellung des wiederhergestellten Königs 
war dann nicht derart umgrenzt worden, daß seinem persön- 
lichen Wollen Zügel angelegt gewesen wären, daß er auf eigene 
politische Ziele völlig hätte verzichten müssen. „Darin liegt 
die besondere Signatur dieses Zeitalters, daß sich in den Gegen- 
sätzen der religiösen und politischen Meinungen, die um das 
Übergewicht streiten, unerschütterliche Überzeugungen bilden, 
die der Persönlichkeit eine innere feste Haltung verleihen, 
welche sie wieder über das Parteitreiben hinaushebt!).‘“ Uber- 
zeugungstreues Festhalten an seinem religiös-politischen Unter- 
nehmen läßt sich auch bei Jakob II nicht verkennen, den sein 
katholischer Standpunkt an die Seite Frankreichs führte?). 
„Die überwiegende Machtstellung der benachbarten Monarchie 
gewährte ihm Rückhalt und ein Gefühl der Sicherheit selbst 
für den Fall, daß sein Verhalten ihm Widerstand im eigenen 
Lande erwecken sollte. Zu dem Impuls der Religion kam doch 
wieder die politische Berechnung: der erste würde so weit nicht 
geführt haben wie König Jakob ging, wenn er nicht die Zu- 
versicht gehabt hätte, sich gegen allen Widerstand an eine 
große auswärtige Macht anlehnen zu können?).‘“ Das gleiche 
Mittel eines Anschlusses an das Ausland bot sich nun aber 
dem Parlament, welches ebenfalls den Staatswillen zu verkörpern 
sich berufen fühlte: dessen protestantische Tendenzen trafen 
mit den rein politischen derjenigen Mächte zusammen, welche 


1) S. W. 18, S. 348, 

?) Man vergleiche, was über Ludwigs XVI, durch einen Mangel der 
französischen Stastsformen bedingte, außenpolitische Stellungnahme gesagt 
werden konnte. 
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den Druck nicht nur eines französischen Übergewichts, sondern 
nun gar einer Verbindung zweier großer westlicher Mächte auf 
das schwerste empfanden. Dies war die Kombination innerer 
und auswärtiger Beziehungen, welche Wilhelm von Oranien 
in das Land und zur Krone führte. Nicht die Einrichtung, 
die vielmehr anerkannt wurde, wechselte, sondern die Persön- 
lichkeit; von dieser, von dem Manne und dem System, das 
er herauszubilden vermögen würde, hing es ab, wie das Ver- 
hältnis der verfassungsmäßigen Gewalten in England künftig 
sich bestimmen werde. 


845. Wilhelm III. 


Wir hatten schon mehrfach Gelegenheit zu der Beobach- 
tung, daß alle Veränderungen im innern Leben der Nationen, 
aller Wechsel der auswärtigen Beziehungen ihren letzten politischen 
Zusammenhang entweder in einer großen geistigen Strömung 
oder in dem Leitgedanken einer staatsmännischen Persönlichkeit 
haben. Für die historische Beurteilung dieser beiden politischen 
Antriebe, für ihr gegenseitiges Verhältnis, wie es vor Rankes Geist 
sich darstellt, seien die folgenden Aussprüche herangezogen. 
Einmal heißt es: „Das ist der Irrtum der Menschen, bei großen 
Erschütterungen und Agitationen zu viel von persönlichen Ab- 
sichten zu erwarten oder zu fürchten. Die Bewegung folgt ihrer 
eigenen großen Strömung, welche selbst die mit fortreißt, welche 
sie zu leiten scheinen !\.“‘ Gleichsam ergänzend hierzu kann 
man an anderer Stelle lesen: ‚In den großen Konflikten der 
Welt sind es meistens allgemeine Antipathien, welche die Popula- 
tionen ergreifen und fortreißen, wodurch die Entscheidungen 
herbeigeführt werden; es sind die inneren Stürme im Leben 
der Gesamtheit ?).“ Bei diesen Betrachtungen, welche die Wirkung 
in allem Geschehen auf Seite der Masse zu suchen scheinen, 
fühlt man sich zunächst an die Vorgänge der großen französi- 
schen Revolution erinnert. Wenden wir dieselben Worte auf 
das England von 1688 an, — in welchem, wie wir wissen, mit 
der popularen Stimmung auch das Parlament im Einklang stand, 
— so war es allerdings die allgemeine Verneinung der persön- 
lichen Politik Jakobs II, seiner inneren wie seiner äußeren, 
welche die Dinge vorwärts trieb und den Umschwung hervor- 


(SW 17, S. 279. Charakteristisch für diese Auffassung sind die 
Mitteilungen von Max Lenz über Napoleon I (in Velhagen und Klasings 
Monatsheften, Sept. 1913). 
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gerufen hat. Vielleicht ist dieser negativen Bewegung das 
letzte, das stärkste Kennzeichen, das des Umsturzes, nur durch 
die als freiwillige Entfernung ausgelegte Flucht des Königs er- 
spart worden. Aber unverkennbar sind doch gerade auch die 
positiven Grundgedanken, welche in der Vollziehung dieses engli- 
schen Ereignisses vereinigt sind: „die Idee einer unerschütter- 
lichen Gründung der popularen Freiheiten und die Idee der 
Befestigung des europäischen Gleichgewichts !).“ Verbunden 
finden wir sie in der Persönlichkeit des neuberufenen Königs, 
der um der universalen, der nach außen gerichteten Idee willen 
die innerpolitische ebenfalls sich zu eigen gemacht hat. Anderer- 
seits hatte inzwischen den Vertretern des Inselvolkes die politi- 
sche Erfahrung gezeigt, daß ihr Gemeinwesen, trotz seiner 
insularen Lage, der Führung nach außen durch einen einzigen 
Kopf nicht entbehren könne, mochte ihnen im Innern die Hand 
nur eines Mannes noch so beschwerlich dünken. Wie in jenem 
Kopf die Welt sich spiegelte, wie demgemäß jene Hand die 
Zügel zu legen wußte, das mußte immer wieder entscheidend 
für die Gestaltung des englischen Verfassungslebens werden. 
Königin Elisabeth und später wieder Cromwell hatten ihre Auf- 
gabe darin gesehen, im Kampf nach außen die innere Ordnung 
zu stützen und zu schützen, welche durch eine, dem Volksgeist 
antipathische, religiöse Richtung, durch eine, das Gemeinschafts- 
gefühl störende, geistige Strömung gefährdet schien. Die Stuarts 
hatten, von seltenen Zeitpunkten abgesehen, den Machtgedanken 
des Staates in persönlicher Färbung und nach persönlichen Be- 
weggründen durchzusetzen versucht. Wilhelm von Oranien 
wurde herbeigerufen, um das Band mit einer auswärtigen Macht 
zu lösen, welches den inneren Frieden bedrohte. Indem er 
dabei gleichzeitig zum „Vertreter der für das Bestehen der 
europäischen Staaten unentbehrlichen Idee des europäischen 
Gleichgewichts und zu ihrem praktischen Verfechter‘‘?) sich 
erhob, verfolgte er einen politischen Gedanken, der über per- 
sönliche Absichten ebensoweit hinausgriff wie über das nächste 
Landesinteresse; doch befand er sich mit allen daraus sich er- 
gebenden Zielen der auswärtigen Politik auf dem Strome der 
in England vorherrschenden geistigen Bewegung, von der auch 
das andere verfassungsmäßige Regierungsorgan, das Parlament, 
seine Impulse hernahm. Ohne Irrungen ist freilich auch seine 
Regierung nicht verlaufen: die große Krise trat ein, als nach 
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Beendigung des französischen Übergewichts das Parlament im 
Interesse der politischen Freiheiten der Nation die Auflösung 
des königlichen Heeres forderte. Vielleicht hat niemals die 
persönliche Größe Wilhelms III sich deutlicher gezeigt als 
damals, und von keiner politischen Lage aus ist es besser zu 
begreifen, wenn Ranke meint: „Die Stärke Wilhelms III besteht 
darin, daß er sich gleichsam persönlich zum Ausdruck der 
Notwendigkeit gemacht hat, die in den Dingen liegt !).“ Während 
er alle Kräfte nach außen zusammenzufassen geneigt und ge- 
nötigt war, wußte er im Innern einer Toleranz zu huldigen, 
die, religiös und politisch ausgeübt, praktisch endlich zu jener 
festeren Abgrenzung von Königsrechten und Parlamentsbefug- 
nissen führte, welche die Grundlage des englischen Verfassungs- 
lebens dann geworden und seitdem geblieben ist. 


8 46. Folgerungen 

Zweimal schon hatten wir die Beobachtung machen können, 
daß die Regierungsgewalt eines nach föderativen Gesichtspunkten 
geordneten Staatswesens nicht haltbar sich erwies gerade infolge 
der auswärtigen Politik derjenigen Stelle, welcher die ausführende 
Gewalt gesetzlich zugebilligt war: Maximilians I Reichsverfas- 
sungsreform zerrann über solchen Gegensätzen in Nichts, und 
Ludwigs XVI Königtum wurde darüber gestürzt. Die Natur- 
notwendigkeit solchen Ausganges trat uns in dem Umstande 
entgegen, daß in den entscheidenden Augenblicken das Inter- 
esse des Staatsoberhauptes von dem nationalen sich entfernt 
hatte, daß zwischen der Wesensart des inneren Staatslebens 
und den äußeren Zielen der Staatsleitung ein Zwiespalt vor- 
handen war. König Wilhelm III von England hat, als hier 
noch einmal eine ähnliche Kluft sich auftun wollte, wie sie 
zweien seiner Vorgänger den Thron gekostet hatte, zwar nicht 
sogleich auf den Kampf, wohl aber schließlich auf den Sieg 
verzichtet und durch solche „Nachgiebigkeit bei festem Willen“ 
so recht eigentlich den notwendigen Zusammenhang zwischen 
der auswärtigen und der inneren Politik Englands, der bis zu 
jenem Augenblick seine ganze Regierungsweise kennzeichnet, 
auch für die Zukunft sicherzustellen unternommen: er hat jene 
innere Einheit allen politischen Handelns hergestellt, welche als 
die gegebene Voraussetzung für jede Möglichkeit, im Kampf 
der Weltmächte des Staates eigenes Interesse wahren und fördern 
zu können, erkannt werden mußte. 


1) S. W. 20, S. 9. 
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8 47. Preußische Geschichte 


Von Europas großen Westmächten und den Wegen ihrer 
Politik wenden wir unseren Blick nun nach Brandenburg-Preußen. 
Vergebens würde man bei diesem Gemeinwesen nach einem aus 
rein völkischem und geographischem Element vorhandenem 
„Urgrund der Lebenskräfte‘‘ forschen, der als Boden und Träger 
seiner Geschicke, als geheime Triebkraft und gemeinsamer Keim 
seiner Politik bezeichnet werden könnte. Dieser Staat ist so 
sehr eine Kunstgründung, daß er geradezu sein Entstehen schon 
aus rein politischen Verhältnissen herleiten darf. Die Verleihung 
der Markgrafschaft über Brandenburg an Friedrich von Nürnberg, 
welche die Aufgabe in sich schloß, die gesetzliche Autorität in 
diesem Lande herzustellen, war ein Mittel der kaiserlichen 
inneren Politik; nicht anders auch die Erhebung zur Kurwürde, 
welche den Dank nicht nur für das Gelingen jener Aufgabe, 
sondern für noch andere Dienste in sich schloß, die der Nürn- 
berger Burggraf in den auswärtigen Angelegenheiten des Reiches 
gleichfalls geleistet hatte. Kein „dunkler Trieb der Dinge“ hat 
von da an die Wege der brandenburgisch-preußischen Staats- 
leitung beherrscht: das eigene Interesse, welches zu wahren 
und zu fördern war, lag so offen zutage, daß die Geschicke 
dieses Gemeinwesens stets von dem „Gedanken, der die Macht 
besitzt“ nicht nur, sondern geradezu von dem Machtgedanken, 
von dem Festhalten an diesem, abhängig gewesen sind. Es 
kam eben hier zum Ausdruck, daß zwischen ‚Staat und Macht 
vielleicht an sich kein Unterschied“ ist; „denn die Idee des 
Staates entspringt aus dem Gedanken einer Selbständigkeit, 
welche ohne entsprechende Macht nicht behauptet werden 
könnte“!). Die Art des Staat-Werdens, — ich meine: der bei 
Begründung als selbständiges Gemeinwesen vorherrschende polı- 
tische Zweck, — wies also den Herrschern der Mark Branden- 
burg von selbst ihre Ziele, die bei aller Zugehörigkeit zu einem 
großen Reiche vom ersten Augenblicke an nur dynastischen und 
territorialen Charakters sein konnten. 

In dieser Hinsicht ist es kennzeichnend, daß schon bei der 
ersten Belehnung die oberherrlichen Rechte der Mark Branden- 
burg über Pommern erneut anerkannt wurden. „Die Erfahrung 
der letzten Jahre hatte gezeigt, daß ein Übergewicht der Mark- 
grafen über ihre nördlichen Nachbarn dazu gehöre, um das 
Land selbst in seiner wiederhergestellten Ordnung aufrechtzu- 
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erhalten !).“ Um der Selbstbehauptung im Innern willen war 
die Erweiterung der Macht nach außen erforderlich: denn über- 
haupt wird ‚das Ansehen eines Staates immer dem Grade ent 
sprechen, auf welchem die Entwicklung seiner inneren Kräfte 
steht‘‘?). Die Betonung jener besonderen Bedingungen und 
Interessen, welche der brandenburgisch-preußischen Politik ihre 
Wege vorzeichneten, wird uns übrigens nicht hindern, auch an 
ihrer Weise und an ihren Richtungen zu erkennen, „wie sehr 
der Fortschritt der Dinge von allgemeinen Ideen ausgeht“ 3). 
Ebenfalls aber ist dabei stets zu bemerken, wie doch die dyna- 
stische und territoriale Politik der brandenburgischen Fürsten 
eigenem Wollen folgt, wie sie in der Regel nicht getrieben, 
nicht fortgerissen wird vom Strome solcher Ideen, sondern sie 
gewissermaßen in ihren Rahmen aufnimmt und dann selbst 
antreibend, fördernd auftritt. Dabei lassen sich meines Er- 
achtens drei Zielrichtungen besonders scharf erkennen, ja fast 
in Epochen gliedern, wenn diese auch gelegentlich ineinander 
übergreifen oder eine Zeitlang miteinander gehen: eine korpo- 
rative, eine religiöse und eine sozusagen partikular-nationale, — 
der dann allerdings, aber über das, durch Rankes ‚Zwölf Bücher 
Preußischer Geschichte‘ zunächst begrenzte, Feld unserer Unter- 
suchung hinausgreifend, als vierte Epoche eine die Nation 
führende folgt. Die korporative Richtung, der alte Reichs- 
gedanke, begleitet die brandenburgisch -preußische Interessen- 
politik vom Beginn der Staatsbildung bis zur Regierungszeit 
König Friedrichs II; die religiöse Richtung, der protestantische 
Gedanke, setzt mit Kurfürst Joachim I ein und wird dauernd 
auch dann noch festgehalten, als die preußische Politik in der 
eines neuen Deutschen Reiches aufgeht; die partikular-nationale 
Strömung, die Idee der Eigenkraft, tritt eben mit Preußens 
Großem König an die Stelle der korporativen,; ihr Aufquellen 
ist freilich schon seit den Zeiten Kurfürst Friedrich Wilhelms I 
zu beobachten. Das also scheinen mir die Ziele und die Wege, 
an denen wir einem Zusammenhang von auswärtiger und innerer 
Politik in Brandenburg-Preußen begegnen müßten. Fast ganz 
von dem Standpunkt der ersteren hat Ranke seine Preußische 
Geschichte geschrieben, und so sind es wohl nur vereinzelte 
Körner, die neben sonstigen allgemeinen Gesichtspunkten für 
uns aus derselben zu gewinnen sein werden. Im Grunde wird 
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dort nur das Emporkommen eines dynastisch geleiteten Staates, 
einer erblichen Monarchie geschildert. „Auch in diesen setzen 
sich die vornehmsten Gesichtspunkte in Beziehung auf die 
Machtstellung des Staates fort; doch bringt die Verschiedenheit 
der Individualitäten, die den Thron einnehmen, in der Regel 
einen Wechsel in der Politik hervor. Der Charakter der ein- 
zelnen Regierungen beruht auf dem Zusammenwirken der all- 
gemeinen Gesichtspunkte und der Persönlichkeit des jedesmaligen 
Regenten. Die Frage ist immer, inwiefern diese ihrem Berufe 
gewachsen ist, inwiefern sie sich eignet, das Allgemeine zu 
beleben und zu fördern, odes es vielleicht in seiner Entwick- 
lung hemmt und in seinem Bestande schädigt. Die Schicksale 
der Staaten hängen davon ab!).“ 


848. Kurfürst Friedrich I. 


Es leuchtet ohne weiteres ein, daß in denjenigen Zeiten, 
zu welchen die Aufrechterhaltung der fürstlichen Macht in den 
Marken besonders unter dem korporativen Gesichtspunkt, näm- 
lich dem der Zugehörigkeit zur großen Genossenschaft des alten 
Reiches, sich vollzog, eben jene den Bereich der inneren Politik 
umfassende Aufgabe vorwaltete. Nur wenige Fürsten Branden- 
burgs haben einen so lebendigen und so selbständigen Anteil 
an der Reichspolitik auch nach außen genommen wie etwa 
Kurfürst Friedrich I, den Ranke als einen „politischen Genius 
ersten Ranges“ kennzeichnet. Im übrigen wurde der korporative 
Gedanke, an dem die Fürsten in ihrem Verhältnis zum Reiche 
festhielten, wo er im Innern ihres Staates auftrat, bekämpft, um 
diesem Gemeinwesen ein zusammenhängendes Dasein zu schaffen, 
und zwar um so heftiger bekämpft, als das genossenschaftliche 
Streben der Stände damals eben doch noch über die einzelnen 
Staatsgrenzen hinausgriff: Die Geistlichkeit hatte ihr besonderes 
Oberhaupt; der Adel glaubte den Fürsten allenthalben nur einen 
sehr bedingten Gehorsam schuldig zu sein; das große nord- 
deutsche Städtebündnis umfaßte zum Teil auch die Marken. 
Die Ansprüche der höchsten Gewalt über diesen widerstrebenden 
Elementen zur Wirksamkeit zu bringen, war für die branden- 
burgischen Kurfürsten an den deutschen Grenzen eine Aufgabe, 
welche durch das Vorhandensein eines Hausbesitzes inmitten 
des Reiches keineswegs immer erleichtert wurde. „Da war es 
nun von entscheidender Wichtigkeit, daß die Disposition des 
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Kurfürsten Albrecht der Mark die Selbständigkeit, die sie in 
der Tat besaß, für die Zukunft sicherte. Die Idee eines Gesamt- 
hauses wurde immer aufrechterhalten; aber das Kurfürstentum 
gelangt zu einer bevorzugten Stellung. Das Land stellte sich 
auf seine eigenen Füße; es konnte seine eigene Politik nach 
seinen eigenen, äußeren und inneren Verhältnissen einschlagen ; 
es gewann sozusagen einen Mittelpunkt in sich selbst !).“ 


849. Kurfürst Joachim I. 


Auf dieser Grundlage ist dann Joachim I zur Bildung 
von Rechtseinrichtungen geschritten, durch welche die Einheit 
der Rechtsverwaltung begründet wurde. Es ist gewiß kein 
Zufall, daß mit solcher Sorge für inneres Erstarken das nach 
außen gerichtete Bemühen verbunden ist, die Beziehungen zum 
Reiche zu pflegen und kräftiger zu entwickeln. Es waren 
dazumal die Zeiten Maximilians I, „der die das Ganze zusammen- 
haltenden Ideen wieder erweckte und dabei zugleich eine Partei 
für Österreich zu bilden Sorge trug“?). Besonders in der Er- 
neuerung des Anspruchs auf die Oberlehnshoheit in Pommern 
und in dem, von Gedanken der Reichsgemeinschaft geleiteten, 
Eintreten für den deutschen Orden, dessen derzeitiger Hoch- 
meister Albrecht von Brandenburg dem Könige von Polen den 
Huldigungseid versagt hatte, zeigt sich die Richtung von 
Joachims I auswärtigen Interessen. Dennoch geht ein tiefer 
Riß durch sein Leben und durch seine Politik, da der Beginn 
der kirchlichen Spaltung in seine Regierungszeit fällt: er 
verwarf die religiöse Neuerung, trat darum von seinen An- 
sprüchen auf Pommern zurück, um dessen Herzog vom Über- 
tritt zur anderen Partei abzuhalten, und konnte doch anderer- 
seits der freiwilligen Säkularisation des einst von ihm gegen 
Polen unterstützten Ordens nicht wehren. Seine grundsätzliche 
Stellung an der Seite der Reichsgewalt blieb trotzdem un- 
verändert. „Die Macht des Hauses Osterreich war ihm insofern 
micht unwillkommen, als sie dem alten Glauben einen Rückhalt 
gewährte; auf der anderen Seite aber fühlte er sich doch 
als Reichsfürst veranlaßt, ihren weiteren Anwachs nicht zu 
wünschen noch zu begünstigen; und insofern konnte er wieder 
nicht gerade gegen die Protestanten sein, die sich demselben 
opponierten. Nicht wenig fiel es ins Gewicht, daß seine 
nächsten Stammesvettern der Reformation und ihren Tendenzen 
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beitraten; er konnte sie nicht unterstützen, da er katholisch 
blieb, noch auch bekämpfen, weil die Macht und die Zukunft 
des Hauses auf ihnen beruhten. Mit einem Worte: er hatte 
die Stellung noch nicht gefunden, welche eine sichere, erfolg- 
reiche Politik möglich gemacht hätte!,.“ Wir sehen hier 
also einerseits ein vollkommenes Umlenken oder gar Auf- 
geben von außenpolitischen Entschlüssen auf Grund inner- 
politischer, von religiösen Beweggründen unterstützten Erwä- 
gungen. Andererseits ist, wenn ich nicht irre, an dem Beispiel 
Joachims I ferner zu erkennen, wo nach Rankes Anschauung 
die Möglichkeit einer von persönlichen Empfindungen und 
rein dynastischen Zielen geleiteten Politik ihre Grenze finden 
wird und muß. Denn in seiner Tätigkeit als Staatsmann 
darf der Monarch eben nichts anderes sein als der Exponent 
aller im Staatsleben vorhandenen historischen und momentanen 
Kräfte des Gemeinwesens. ‚Die innere Konsolidation der 
Mark und ihre Aussichten auf territoriale Erweiterungen waren 
es doch nicht allein, was die Grundlage eines eigentümlichen 
Staatswesens ausmachte; dazu gehört eine originale Beziehung 
zu den um die Weltherrschaft streitenden Kräften‘‘?), — also 
ein Bund oder gleicher Boden wenigstens mit der einen von 
ihnen, ein Parteinehmen, nicht der Einzelpersönlichkeit des 
Monarchen, sondern dieser mitsamt der Gemeinschaft, ein 
Parteinehmen, von dem aus dann inmitten allen Widerstreits 
der Versuch, das eigene Staatsinteresse zu fördern, aufs neue 
gewagt werden muß. 


8 50. Kurfürst Joachim II. 


Eine solche festere Stellung für das Eintreten in eine be- 
stimmte Politik ward erst gewonnen, indem Kurfürst Joachim I 
die religiöse Umwandlung für sein Land sich vollziehen sah. 
Dabei ward eine Gegenseitigkeit von Rechten und Pflichten 
anerkannt: der Kurfürst machte der Form nach den Ständen 
ein religiöses Zugeständnis gleichsam als Belohnung für ihre 
Bereitwilligkeit zu militärischer Dienstleistung; „den Ständen 
wurde die Zusicherung gegeben, daß der Fürst ohne ihre Ein- 
willigung in kein Bündnis eintreten werde. Eben dies war die 
Bedingung, unter welcher auch der Kaiser die geschehene Ver- 
änderung guthieß3).“ Dadurch war die innerpolitische Neuerung 
mit den auswärtigen Verhältnissen in ganz bestimmter Weise ver- 
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knüpft und notwendigerweise die friedlich-vermittelnde Stellung 
gegeben, welche der Kurfürst zwischen dem Kaiser und dem 
schmalkaldischen Bunde einnahm; es war ferner für den ‚freilich 
noch in den ersten Anfängen seiner Bildung begriffenen Staat“ 
die politische Idee aufgestellt. Sie lag in der Behauptung der 
Selbständigkeit, welche Protestantismus und territoriale Macht 
verliehen, ohne Feindseligkeit oder offenen Kampf mit den 
großen Potenzen, die der alten Kirche anhingen, allerdings unter 
Voraussetzung ihrer Mäßigung und Toleranz 1 Es fragte sich 
nun freilich, ob und wieweit im Wechsel der Begebenheiten 
diese den Bereich der inneren und der auswärtigen Verhältnisse 
berührende Idee sich werde durchführen lassen, und welche 
Rückwirkung solcher Versuch, sich kampflos zu behaupten, 
auf beiden Gebieten haben werde. In der Tat ist dauernde 
Festigkeit der politischen Stellung, insonderheit für einen Staat 
von geographisch-zentraler Lage, durch eine lediglich vermittelnde 
Rolle im Innern so wenig wie nach außen zu erreichen. Alle 
Sicherheit beruht vielmehr auf der Autokratie des Gegensatzes, 
auf dem Zwange zur Selbsterhaltung, die letzten Endes nun 
einmal nicht nur auf Parteinahme im Anschluß an andere, 
sondern auf den Gewinn einer Führerschaft sich gründet. Nicht 
willkürlich immer läßt diese sich ergreifen: die Bedingungen 
ihres Werdens entwickeln sich allmählich aus der Notwendigkeit 
der Dinge. Zwei Jahrhunderte sind darüber hingegangen, bis 
für Brandenburg der „Begriff des protestantischen Reichsfürsten- 
tums mit dem Rechte der kirchlichen Reformation‘ sich ver- 
änderte, und ein drittes, bis derselbe Staat aus dem politischen 
Dualismus, welcher den religiösen abgelöst hatte, den Beruf zur 
politischen Vormacht in sich fühlen, ergreifen und durch- 
führen konnte. 


8 51. Johann Sigismund 


Ich kann hier die einzelnen Momente übergehen, welche 
bis zur Erledigung der deutschen Religionsstreitigkeiten durch 
den westfälischen Frieden, also im ersten Jahrhundert des Be- 
kenntnisses zur protestantischen Staatsidee, die Wege der 
brandenburgischen Politik bestimmten; nur an zwei Stellen sei 
eben der Zusammenhang der inneren Vorgänge mit den aus- 
wärtigen Verhältnissen herausgegriffen. Ich gedenke dabei zu- 
nächst der Rankeschen Auffassung, daß der Übertritt Kurfürst 
Johann Sigismunds zur reformierten Lehre nicht religiöser 
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Überzeugung allein entsprang, sondern zugleich ein politischer 
Entschluß war, welcher einmal dem Zuge der Zeit entsprach, 
insofern die Regierungen ihre Unabhängigkeit im Innern durch 
solches Zurücktreten von dem herrschenden Bekenntnis, in dem 
Geistlichkeit und Stände einig waren, zu verstärken meinten; 
daß dieser Entschluß für Brandenburg andererseits auch durch 
die auswärtigen Verhältnisse gegeben war, welche infolge 
dynastischer Beziehungen eine Annäherung an die Häuser Pfalz 
und Oranien herbeiführten!). Die auswärtige Politik also scheint 
das Bekenntnis und damit den ausgesprochenen Gegensatz zu 
den inneren Bedrängern bestimmt zu haben. 


8 52. Georg Wilhelm 


Erwähnt sei ferner der gewissermaßen umgekehrte Fall, 
wo das im Staate vorherrschende Bekenntnis der auswärtigen 
Politik die Richtung gab, indem der Hinzutritt Kurfürst Georg 
Wilhelms zur schwedischen Partei im 30jährigen Kriege der 
Ausdruck nicht nur einer äußeren, sondern auch einer inneren 
Zwangslage der Regierung war. Wenn die militärische Macht- 
losigkeit seiner zerstückelt liegenden Lande ihn den siegreich 
auftretenden Schweden näherte, so entfernte ihn seit dem Erlaß 
des Restitutionsedikts die Rücksicht auf die innere Lage des 
dem protestantischen Bekenntnis angehörenden Staates erst recht 
von dem Kaiser; denn „die Tendenzen, welche im Innern 
eines großen Reiches vorwalten, werden immer eine 
unvermeidliche Rückwirkung auf die Nachbarn haben 
und die auswärtigen Verhältnisse bestimmen“ ?). Die 
beiden hier hervorgehobenen Fälle sind im übrigen nur momen- 
tane Abweichungen von der großen Linie reichs-korporativer 
Politik in Brandenburg; aber sie enthalten doch vorbereitende 
Hinweise auf eine künftige, veränderte Entwicklung. 


853. Kurfürst Friedrich Wilhelm I. 


Brandenburgs Großen Kurfürsten Friedrich Wilhelm I finden 
wir schließlich doch noch wieder an der Seite des Kaisers und 
als Vertreter der Reichsinteressen gegen Frankreich wie gegen 
Schweden. Vorher freilich war er bereits durch den schwedisch- 
polnischen Krieg, der ihn in Preußen von der fremden Ober- 
lehnshoheit befreite, zu einer Selbständigkeit nach außen 
gelangt, die nur durch Einrichtung haltbarer innerer Verfas- 
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sungen behauptet werden konnte. Aus diesem Zusammenhange 
nun gewinnt die Idee des Staates einen neuen Inhalt; sie erhebt 
sich über den dynastisch-territorialen Kern und den religiösen 
Einschlag zur „Umfassung der mannigfaltigen Landschaften 
und Landesarten in einer dynastischen Gemeinschaft, die zu- 
gleich eine politische war, freilich eine noch nicht vollständig 
entwickelte“ 1). Es ist dies eben die Idee eines durch absolute 
Monarchen regierten Gemeinwesens, das zur Wahrung seiner 
äußeren Machtstellung vor allem auch eines stehenden Kriegs- 
heeres nicht länger entbehren konnte. In der Frage nach dessen 
Unterhalt wiederum drängten sich alle zwischen dem Fürsten 
und den Ständen der verschiedenen Landschaften obwaltenden 
Streitigkeiten zusammen. Indem die Regierung der Finanzen 
wegen den Kampf mit den Ständen überall aufnahm und ihren 
Willen im Innern des Staates durchsetzte, diente sie, sichernd 
und vorbereitend, den Zielen der auswärtigen Politik. „Es bedarf 
keiner weiteren Erörterung‘, schreibt Ranke, ‚wie genau die 
inneren Verhältnisse mit den äußeren zusammengriffen; sie 
bildeten, wie in der Regel, so besonders unter Kurfürst Friedrich 
Wilhelm ein einziges Ganze. Was in Preußen geschah, war 
nicht allein gegen Polen gerichtet, sondern zugleich gegen 
Schweden und Frankreich, die auch in den polnischen Ange- 
legenheiten zusammenhielten. Durch die Einrichtung der Mark 
trat man der bedrohenden und drückenden Nähe der Schweden 
in Pommern entgegen, vornehmlich durch die Erneuerung der 
Festungen, namentlich durch die Fürsorge, die für die Erwei- 
terung und Befestigung von Berlin getragen wurde; aber auch 
die Ausführung des Friedrich-Wilhelms-Kanals hängt damit 
zusammen; denn man mußte jetzt neue Mittel des Verkehrs 
suchen. Da die Odermündungen verloren waren, so wurde die 
Verbindung der Oder mit der Elbe ein dringendes Bedürfnis 
für einen unabhängigen und sicheren Handelsverkehr: man 
mußte mit Hamburg und dessen den Osten und Westen um- 
fassenden Handelswegen in Verbindung kommen. So hatte, 
wenn wir dies hier anknüpfen dürfen, die Gründung der Uni- 
versität Duisburg zugleich einen Zweck nach außen, insofern sie 
sich den von Neuburg gepflegten Jesuiten, der niederrheinischen 
Katholizität überhaupt, entgegensetzte ?).“ Wohl erheben die 
wirtschaftlichen und geistigen Bestrebungen bei dieser inneren 
Reform sich noch durchaus von den alten Grundlagen her, 
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welche in der politischen Idee Joachims II uns entgegentraten: 
aber der vorwiegende Charakter der Staatsidee des Großen 
Kurfürsten beruhte doch auf dem Gedanken der, zur Landes- 
verteidigung und gleicherweise zur Erhaltung politischer Selb- 
ständigkeit bestimmten, bewaffneten Macht. 


§ 54. König Friedrich Wilhelm I. 


Zur vollen Realität hat erst sein Enkel, König Friedrich 
Wilhelm I, diesen Gedanken gestaltet. Sein innerpolitisches 
System ging dahin, den Ausbau und den Unterhalt einer ent- 
sprechenden Streitmacht ohne fremde Hilfe zu ermöglichen 
und nur auf die Erträge des eigenen Landes zu gründen. Es 
ist bemerkenswert, wie einseitig er deshalb seine staatsmännische 
Tätigkeit eigentlich der inneren Politik zugewandt hat, wie seine 
ganze Energie „auf die Hervorbringung der effektiven inneren 
Macht gerichtet“!) gewesen ist. In der äußeren Politik hielt 
dieser König mit Vorliebe an seiner reichfürstlichen Stellung 
fest und beobachtete in den großen europäischen Angelegenheiten 
im allgemeinen eine Neutralität, die zu Einfluß und Wirksam- 
keit nach außen nicht führen konnte. „Wir sehen das stolze 
Selbst des Staates, Niemandes bedürftig, beruhen auf seiner 
eigenen Kraft, während die anderen um ihn her ihre Ange- 
legenheit ausfechten. So mag sich, wenn wir das Unähnliche 
vergleichen dürfen, in der Mitte parlamentarischer Kämpfe ein 
seiner Sache sicherer Staatsmann fühlen, der sich keiner der 
streitenden Parteien anschließt und seine Zeit erwartet 2" Gerade 
für unsere Untersuchung möchte ich diesen Vergleich einen 
sehr glücklichen nennen: man sieht die Entwicklung Branden- 
burg-Preußens an dem Punkte angelangt, wo gewissermaßen 
die Staatspersönlichkeit festgestellt, in sich im Gleichgewicht 
und der Augenblick gekommen ist, wo die Übereinstimmung 
von Charakter und Beruf durch die Tat, durch die Wahl der 
politischen Absicht, erwiesen werden kann und muß. Wenn 
König Friedrich Wilhelm I bei aller selbstsicheren Ruhe seiner 
neutralen Stellungnahme ‚doch zu sehr als Vasall von Oster- 
reich erscheint, um als ein vollkommen ebenbürtiger Potentat 
betrachtet werden zu können“), wenn es denn fast den An- 
schein hat, als fehle seinem Regiment der bewegende Ton, der 
starke Anschlag, welcher auch den Zusammenhang der inneren 
mit den auswärtigen Dingen deutlich mitschwingen und mit- 
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klingen läßt, so sind dies eben nur die Kennzeichen des Innerlich- 
Reifenden, das seine Zeit erwartet, um in die Welt hinauszu- 
greifen. 


§ 55. König Friedrich II. 


Ranke selbst hat sehr fein darauf hingewiesen, daß in 
allen wesentlichen Dingen nämlich König Friedrich II als 
der wahre Fortsetzer seines Vaters sich gezeigt habe. „An 
ihrem Beispiel sieht man, wie ein Zeitalter aus dem andern 
sich entwickelt, zu gleicher Zeit Identität und Verschiedenheit 
möglich sind. Nur Weiterbildung ist die rechte Fortsetzung. 
Zur Gründung gehört ein noch von der Unwillkürlichkeit des 
ersten Antriebes umfangener, starker und rücksichtsloser Wille; 
die Durchführung erfordert eine selbstbewußtere und umsich- 
tigere Tatkraft!).‘““ Eine solche wurde durch das Wesen der 
Gründung geradezu herausgefordert, das freilich auf einmal 
ebensowenig wie das Wesen eines Menschen erscheint: „erst 
in den verschiedenen Phasen des Lebens entwickelt sich das 
Selbst und treten die Eigenschaften hervor, die seine Natur 
ausmachen‘ 2). König Friedrich Wilhelm I von Preußen hat 
den Staat und schließlich doch auch den Erben an der Krone 
dieses Staates nach seinem Bilde sich geschaffen: mit dem 
Augenblick seines eigenen Abtretens von der politischen Bühne 
ist das Selbst dieses Staates mitnichten erloschen, sondern wird 
erst recht frisch gekräftigt für die Aufgabe, vor dem Über- 
gewicht anderer Weltelemente sich zu schützen und sein Recht 
gegen sie zu behaupten). Gewiß, nicht anders als von dem 
Boden der althergebrachten Interessen her konnte das unter- 
nommen werden: ein dynastischer Anspruch verleitet den jungen 
König Friedrich II zum Gebrauch der Macht mit dem Zweck 
territorialer Ausdehnung für den Staat. Noch wähnt er, dabei 
im Einklang mit der korporativen Idee des Reichs zu bleiben: 
in der Tat schafft er, weil jetzt der Gedanke staatlicher Selb- 
ständigkeit dank des inneren Wachstums längst der stärkere 
ist, den politischen Dualismus in Deutschland, jedoch nicht in 
so scharfer Betonung des bereits vorhandenen religiösen Gegen- 
satzes, wie man es vielleicht hätte erwarten können. Gleich 
diese erste territoriale Erwerbung des Königs bringt nämlich 


)8.W.29, S. 305. ?) S. W. 16, S. 336. 
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den Staat in eine Verbindung mit dem Katholizismus, die 
Ranke bereits als ein Losreißen der Staatsidee vom protestan- 
tischen Bekenntnis anspricht. So weit möchte man nun doch 
nicht gehen dürfen; Ranke erkennt ja auch an anderen Stellen 
wieder gerade den protestantischen Einschlag der Politik des 
Großen Königs in dessen Eintreten gegen den hessischen Erb- 
prinzen wie besonders auch in den Zielen der Kriegführung 
wie in den Einrichtungen und dem Geist des Heerwesens. Wie 
ja tatsächlich mit dem Ergreifen der partikular-nationalen Idee 
die korporative nicht auf eins und völlig aus dem Gedanken- 
kreise König Friedrichs II als Staatsmann entschwunden ist, 
ebenso läßt, bei aller religiösen Toleranz im Innern, ein latentes 
Weiterwirken der protestantischen Idee in der friderizianischen 
Politik kaum sich ausschalten. Das Lebendige in ihr ist, daß 
der König eben an dieser Stelle den notwendigen Zusammen- 
hang zwischen auswärtiger und innerer Politik sofort erkannte 
und ergriff; daß er, wie wir es schon einmal, bei Wilhelm von 
Oranien festgestellt hatten, und nicht nur in dieser Hinsicht, 
wo seine ganze Weltanschauung ihm die politische Stellung- 
nahme erleichterte, sondern in allen Angelegenheiten des Ge- 
meinwesens, — als Erster ‚sich den Bedingungen des Bestehens 
vollkommen unterwarf‘“. ‚Er richtete einen Staat auf, in welchem 
der Druck, der noch an vielen Stellen nicht vermieden werden 
konnte, durch die Erwägung der Notwendigkeit gemildert wurde, 
der Gehorsam ein Bewußtsein von Freiheit nicht ausschloß!).“ 


8 56. Folgerungen 


Vergleicht man den Entwicklungsgang in Brandenburg- 
Preußen rückblickend noch einmal mit den Abschnitten aus . 
der Französischen und aus der Englischen Geschichte, so 
wiederholt sich in bezug auf Frankreich die Erinnerung, daß 
hier aus äußeren Kämpfen und inneren Gegenwirkungen 
schließlich der Herrscherwillen unumschränkte Geltung gewann. 
In England dagegen glückte es schon früh einer Volksvertretung, 
neben der Krone einen gesetzlichen Platz sich zu sichern und, 
nicht zum wenigsten unter dem Eindruck oder in Ausnutzung 
auswärtiger Verhältnisse, zu einer verfassungsmäßigen Beein- 
flussung des Staatswillens zu gelangen. Der Inhalt der Ent- 
wicklung in beiden Gemeinwesen ist eine Auseinandersetzung 
zwischen zwei ursprünglich gleich bodenständigen Elementen. 
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Die brandenburgisch-preußische Politik erscheint nun unter dem 
Zeichen des Sammelns und Bindens der staatlichen Lebens- 
kräfte von außen und von oben her; es erfolgt kein Zusammen- 
wachsen von Regierungsgewaltenr, sondern ein Zusammen- 
schmieden des Volkstums im Innern durch eine oberste Gewalt 
bei häufigem Hämmern nach außen. Der Monarchenwille ge- 
langt, auch hier nicht ohne Kämpfe, zur alleinigen Repräsentation 
der Staatsgewalt, aber die beschränkende Idee trägt er in sich: 
er erstrebt die Machtstellung um der Staatswohlfahrt willen. 
In allen drei Staaten erscheint die Entwicklung zu innerer Ein- 
heit als ein Ziel der Politik, das gleichzeitig den besten Boden 
für die Einwirkungen der auswärtigen Unternehmungen abgibt. 
Im englischen Staatsleben treten während des 17. Jahrhunderts 
infolgedessen zwei Krisen ein, welche doch die Gesamtentwick- 
lung nur wenig aufhalten: ihr Wesen ist das eine Mal die 
zeitweise Umbiegung des Staatsideals, das andere Mal die 
momentane Ausschaltung eines staatlichen Organs; sie haben 
die Form, aber nicht den Sinn des Umsturzes. Dagegen folgt 
für Frankreich aus der glücklich gewonnenen Stellung absoluter 
Regierungsweise, wieder mit äußeren Verwicklungen zusammen- 
hängend, ein Zerschlagen der Staatsform, eine Umbildung des 
Staatswillen-Organs, während über Brandenburg-Preußens Ge- 
meinwesen zwar nicht in der Geburtsstunde bereits die revolu- 
tionäre Tendenz als Schicksalsstern steht, dieser Staat aber 
schon sehr in seiner Jugend in eine geistig-revolutionäre Ent- 
wicklung hineingestellt und verflochten wird. 


8 57. Nachlese 

Wir haben Rankes Anschauungen zwar an einzelnen Be- 
gebenheiten verfolgt, aber doch fast nur an solchen, die in einer 
zusammenhängenden Folge von Ereignissen wirksame Momente 
des Geschehens bilden, und dabei beobachtet, wie im System 
der Politik auswärtige und innere Zielsetzung, äußerer und 
innerer Erfolg ergänzend oder beirrend, antreibend oder in 
hemmender Rückwirkung sich vereinigten und begegneten. 
Rankes Interesse als Geschichtsschreiber wendet sich nun, wie 
schon einmal erwähnt wurde, mit Vorliebe der äußeren Politik 
zu, und schon dadurch wird der Anschein erweckt, als sei in 
allen politischen Wechselbeziehungen der Einfluß des Aus- 
wärtigen auf das Innere, wenn nicht die Regel, so doch be- 
sonders weitgehend. Ranke verkennt aber deshalb keineswegs 
die Wichtigkeit der inneren Ereignisse bei den europäischen 
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Mächten noch die hohe politische Bedeutung einer Geschichte 
der „Regierung eines Staates, die doch zuletzt seine geistige 
Einheit repräsentiert, von der seine Entwicklungen, seine Fort- 
schritte, seine Schicksale abhangen, die ihm erst zeigt, was er 
ist und ihn von dem unfruchtbaren Ideal in die Mitte des 
lebendigen Interesses fortreißt“ 1). Diese innere Entwicklung 
in seinen Werken selbst eingehend darzustellen, hat Ranke sich 
meist versagt. Er begnügt sich gewöhnlich mit allgemeinen 
Bemerkungen und gelegentlichen Hindeutungen auf den ihm 
selbstverständlich gegebenen Zusammenhang aller staatlichen 
Politik, der extensiven wie der intensiven. Er sieht diesen, 
man kann sogar sagen, mit wissenschaftlicher Freude; aber 
selten arbeitet er ihn besonders heraus. So empfindet er den 
Zeitraum vor dem Ausbruch des Siebenjährigen Krieges als 
das „großartige Schauspiel einer inneren und zugleich äußeren 
Aktion, die. an jeder Stelle aus besonderen Ursachen ent- 
sprungen, doch wieder zu einem allgemeinen Resultate zu- 
sammengriff‘?2), und es ist ihm ein ‚„merkwürdiger Anblick, 
wie der Wettstreit der überwiegenden Mächte allenthalben ein- 
wirkt und die inneren Gegensätze in den einzelnen Staaten 
davon bedingt und angeregt werden‘“®). 


Andererseits findet sich wohl) eine kurze Schilderung der 
für die innere Landesverwaltung Preußens so schwierigen Lage 
während des Siebenjährigen Krieges, dessen finanzielle An- 
forderungen das ganze Staatsleben davon abhängig machten, 
wie die Würfel fallen würden, — eine Erfahrung, die wenige 
Jahrzehnte später sich wiederholen zu sollen schien. Denn in 
den Revolutionskriegen sah auch König Friedrich Wilhelm II 
den Augenblick sich nahen, wo der Staatsschatz verbraucht 
und dadurch an der inneren Kraft des Landes könne gerüttelt 
sein. Er aber kämpfte damals nicht wie einst sein großer 
Oheim um das Dasein des Staates, und so war denn auch die 
Wechselwirkung eine andere; diese bereitet sich eben ver- 
schieden je nach dem politischen Ziel. Im Siebenjährigen 
Kriege stand man dauernd vor der Entscheidung, um eine 
neue Staatsidee durchzusetzen; sie hieß: Preußen als euro- 
päische Großmacht, und an ein unverändertes Bestehen des 
kurz zuvor vergrößerten Staates war diese Machtstellung ge- 
knüpft. Da deren Bedrohung von außen kam, so mußten die 
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inneren Kräfte herhalten, um ihr zu begegnen. Im Verlauf 
des Revolutionskrieges von 1793/94 hatte die politische Lage 
ein wesentlich anderes Antlitz: die Gefahr, der vorgebeugt 
werden mußte, kam von innen. Die Kriegführung am Rhein 
war einer fehlerhaften dynastischen Politik Friedrich Wilhelms I 
entsprungen. Erst die mit ihr verbundenen hohen Kosten 
wiesen auf, daß man besser getan hätte, Frankreich gegenüber 
im Rahmen der Reichspolitik zu bleiben; daß das eigentliche 
Staatsinteresse während jener Zeitläufte an die Vorgänge im 
Osten gebunden war. Hier galt es, aus Eigenem heraus stark 
zu sein, und so hat mittelbar die finanzielle, die innere Lage 
des Staates den Umschwung der Politik, den Entschluß zum 
Baseler Frieden herbeigeführt. Nur so konnte die Fähigkeit 
zu selbständiger politischer Bewegung wiedergewonnen werden, 
welche durch die Annahme fremder Subsidien und die dabei 
eingegangenen Bedingungen in ganz anderer Weise gehemmt 
gewesen war als dies König Friedrich II jemals zugelassen hatte. 


An sich freilich hat auch Preußens Großer König es nie 
verschmäht, oder unversucht gelassen, neben der militärischen 
und finanziellen Kraft seines Staates auch dessen föderative 
Macht zu entwickeln, trotz des Grundsatzes: der beste Alliierte, 
den wir haben, sind unsere braven Truppen. Unter der 
„föderativen Macht“ versteht Ranke ‚die Bedeutung der zu- 
verlässigen Allianzen, durch welche das Gewicht des Staates 
in den Zeiten des Friedens verstärkt werde und auf die er 
beim Ausbruch des Krieges zählen könne“!). Als ihr Wesen 
bezeichnet er ‚das Bedürfnis der Mindermächtigen, geschützt 
zu werden, und die Darbietung dieses Schutzes von Seiten des 
Mächtigen: das daraus entspringende, nicht bloß vorübergehende 
Verhältnis beider Teile“ ?). König Friedrich II allerdings war 
in solcher föderativen Beziehung allezeit der Schutzgebende ge- 
wesen; als wertvoll für ihn kamen mehr ‚die großen Allianzen“ 
in Frage, „welche die Selbständigkeit jedes Teiles voraussetzend 
auf der Gemeinsamkeit der Interessen beruhen, die doch nicht 
über allen Wechsel erhaben ist“®). Der Haken aber sitzt darin, 
daß es „in der Natur politischer Verbindungen liegt, daß sie 
nicht bloß das absolute Verhältnis eines Staates zum anderen 
betreffen, sondern durch die inneren Umwandlungen in den 
verschiedenen Staaten bedingt werden", So hatte 1762 ein 
Regierungswechsel Rußland von dem Bündnis gegen Preußen 
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zurück- und zu diesem übertreten lassen; so führte das auf 
innere Ordnung gerichtete Staatsinteresse den König Friedrich 
Wilhelm II während der Revolutionskriege näher an Rußland 
als an England und den südöstlichen Nachbarstaat, der zugleich 
das Reich vertrat. Mit jedem Male dieses Schwankens oder 
Umschwingens der im Innern maßgebenden Kraftrichtung läßt 
sich auch die Notwendigkeit einer Selbstbeschränkung in der 
auswärtigen Politik neben der neuen Stellungnahme erkennen. 
Rußland mußte 1762 natürlich auf den Gewinn der ost- 
preußischen Lande verzichten; Friedrich Wilhelm II konnte in 
Basel die unbedingte Sicherung seiner Rheinlande nur mit Zu- 
geständnissen erringen, die seine eigene Stellung als deutscher 
Reichsfürst stark beeinträchtigten. Ein anderes Mal glückt 
Rußland die Erwerbung der Krim, ‚weil die großen West- 
mächte, die eben die Waffen aus der Hand legten, mit ihren 
inneren Angelegenheiten so beschäftigt waren, daß sie vor 
einer äußeren Verwicklung, die zu einem Kriege hätte führen 
können, zurückschraken‘“!). Weiter noch sei darauf hinge- 
wiesen, wie Kaiser Joseph II der Niederlande im Austausch 
gegen Bayern sich zu entledigen suchte, eine Absicht, die 
allerdings wesentlich aus seiner allgemeinen Politik sich ergab, 
aber doch so, daß diese nach Abrundung und Sicherung seines 
Gebiets strebte, um auf Grund einer Sammlung aller Kräfte 
im Innern zur Möglichkeit einer einheitlichen Aktion zu ge- 
Jongen? Immer wieder und überall erscheint demnach die 
innere Festigkeit als Voraussetzung äußeren Wachstums, äußerer 
Machtgeltung und Bündnisfähigkeit. 

Die Bündnisfrage, die Allianzpolitik, ist, wie sich wohl von 
selbst versteht, jedenfalls und jederzeit ein besonders nahe- 
liegendes Feld für inner- und außenpolitische Zusammenhänge 
und Wechselbeziehungen. Sehr deutlich tritt dies auch, um 
uns immer mehr der neuesten Zeit zu nähern, in Frankreichs 
Orientpolitik von 1840 in die Erscheinung. Ihr Gegenstand 
war Regelung der Verhältnisse, welche aus der Erhebung des 
Paschas von Agypten, Mehemet, gegen den Sultan und aus der 
Besetzung Syriens durch jenen sich ergeben hatten. Frankreich 
war ursprünglich mit England in einer antirussischen Tendenz 
vereinigt gewesen. Dann aber hatte Rußland in der Meerengen- 
frage dem englischen Standpunkt nachgegeben und einer Ko- 
operation der drei Mächte zur See zugestimmt. Doch schien 


') S. W. 31/32, S. 115. ”) ebd. S. 119. 
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eine Vereinbarung zwischen England und Frankreich über die 
Behandlung der Ansprüche Mehemets bevorzustehen. Frank- 
reichs Bevollmächtigter in London, Sebastiani, ein intimer Ver- 
trauter König Louis Philipps, hatte selbst den Vorschlag gemacht, 
„dem Pascha außer Agypten nicht ganz Syrien und Arabien, 
wie man bisher gefordert, sondern nur den südlichen Teil von 
Syrien zu überlassen“!, Nur über die genaue Abgrenzung 
war man noch nicht einig. Wie nach außen hin nur der Wille 
des Königs durch jenen Gesandten vertreten wurde, so war im 
Innern das damalige Ministerium Mole gewohnt, ohne viel 
Rücksichtnahme auf Parteien und Parteihäupter in der Kammer 
die Regierung zu führen. Die drei großen Fraktionen nun, 
an deren Spitze Männer wie Odilon, Barrot, Guizot und Thiers 
standen, gingen zwar von sehr verschiedenen Zielen aus: „denn 
in der Rechten waltete die Idee des Widerstandes gegen die 
Tendenzen der Revolution vor, von denen dagegen die Linke 
lebhaft erregt wurde, während auch das linke Zentrum, obwohl 
der Widerstand von ihm ausgegangen war, doch einige revolu- 
tionäre Hinneigungen nicht ganz von sich abgestreift hatte?)‘“. 
Einig aber waren diese Parteien in dem Entschluß, das Mini- 
sterium zu stürzen, — und wenn, nachdem dies gelungen, die 
neuen Männer, an ihrer Spitze der Marschall Soult, auch wieder 
eine Regierung im Sinne des Königs bildeten, so blieb dieser 
dabei nicht ‚Meister der Geschäfte“, auch nicht in den aus- 
wärtigen Angelegenheiten. Obwohl Louis Philipp entschlossen 
war, seine Gewalt den Wünschen der großen Körperschaften 
nicht zu unterwerfen, so drangen doch die entgegengesetzten 
Ideen durch und nahmen zunächst im Innern eine immer festere 
Stellung, besonders, seitdem Thiers in das Ministerium einge- 
treten war. Nach London ging als neuer Gesandter Guizot, 
und die auswärtige Politik Frankreichs unter diesen beiden 
Männern setzte es sich dann zum Ziel, nicht nur ‚den lebens- 
länglichen Besitz von ganz Syrien für Mehemet zu retten“, 
sondern sogar „die Erblichkeit von Syrien und von Ägypten 
zu erlongen" 2). Für diesen Zweck aber schien die Kooperation 
mit England und Rußland undienlich, der richtige Weg viel- 
mehr die Einleitung eines unmittelbaren Verständnisses zw'schen 
Konstantinopel und Alexandrien. „Und das liegt am Tage, 
wäre es damit gelungen, so würde die französische Politik den 
größten Triumph erfochten haben. Mehemet im Besitz erhalten 


')S. W. 43/44, S. 802. ”) S. W. 43/44, S. 355. 
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und ein Verständnis mit Konstantinopel unmittelbar ins Werk 
gesetzt, hätte den Franzosen dann überwiegenden Einfluß im 
Orient verschafft!) Gegen solche Unterstützung des revolu- 
tionären Elements im Orient durch das immer noch revolutionär 
durchseuchte und nun gar mit Hinneigung zum Linksliberalis- 
mus regierte Frankreich vereinigten sich dann allerdings die 
anderen europäischen Mächte zugunsten des Sultans durch den 
Traktat vom 15. Juli 1340. Aus der Stellungnahme, welche 
die französische Staatsleitung unter diesen Verhältnissen ergriff, 
ergab sich nun wiederum eine Rückwirkung auf das innere 
Frankreich. Die Kammern waren gerade vertagt. Der Minister 
präsident, welcher den Krieg wollte, schlug eine Auflösung vor. 
Die Neuwahlen würden voraussichtlich die demokratische Rich- 
tung, auf welche Thiers seine Pläne stützte, verstärkt haben. 
Das konnte der König, bei dem nun doch wieder die Ent- 
scheidung lag, nicht wollen: er löste das Ministerium Thiers 
auf, berief Guizot, der inzwischen sich ihm genähert hatte, als 
Ministerpräsidenten und konnte unter diesen Umständen auch 
die Zustimmung der Kammern sich versprechen: denn deren 
soziale Richtung, die des juste milieu, rief weder nach Krieg 
noch nach Revolution. Ranke faßt das Ergebnis dieser Zu- 
sammenhänge in die folgenden Worte zusammen. „Es scheint 
zwar nur ein Schritt zu sein von der kriegsdrohenden Haltung, 
die Thiers genommen, zu dem System des bewaffneten Friedens, 
welches Guizot aufstellte; aber der Unterschied der Tendenz 
ist unermeßlich. In jener lag nicht allein Isolierung, sondern 
Feindseligkeit: aus einem scharf ergriffenen nationalen Interesse 
allgemeine Gefährdung; in dieser Aufopferung dieses Interesses, 
Isolierung, aber Erhaltung des einmal gebildeten Zustandes. 
In jener lag weitere Beschränkung des königlichen Ansehens, 
in dieser Herstellung desselben ?).“ 


5. Ergebnisse 


Wer das Ergebnis einer wissenschaftlichen Untersuchung 
zu formen unternimmt, darf, sofern er nur seine Arbeit „mit 
ernstem und wahrheitsbeflissenem Sinne“ betrieben hat, mit 
Ranke sich getrösten, „daß spätere Entdeckungen zwar wohl 
das Einzelne näher bestimmen werden, aber die Grundwahr- 
nehmungen zuletzt doch bestätigen müssen: denn die Wahr- 


1) ebd. S. 356. 2) S. W. 43/44, 8. 363 f. 
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heit kann nur eine sein!')“. Nicht minder richtig aber ist auch 
wohl gesagt worden, selten werde man finden, daß die historische 
Wahrheit eine einfache sei?2).. Darum wird auch das Gesamt- 
ergebnis der hier vorliegenden Untersuchung nicht in wenige 
kurze Sätze sich prägen lassen, sondern gewissermaßen nach 
Erkenntnisreihen zusammengefaßt werden müssen. Ish bin mir 
wohl bewußt, daß es nicht gelungen ist, die Beantwortung der 
einen, in jeder Wissenschaft üblich gewordenen Frage beizu- 
bringen, ob Ranke seine Auffassungen aus irgendwelchen Vor- 
gängen geschöpft hat und wie sie in ihm wieder nach Lebens- 
abschnitten und Einflußsphären etwa sich entwickelt haben. 
Ebenso ist es unterblieben, diese Anschauungen mit den ent- 
sprechenden Meinungen anderer großer Historiker in abwägen- 
den Vergleich zu stellen oder an von ihm selbst nicht behan- 
delten Ereignissen der Neuzeit nachzuprüfen 8). Vielmehr ist 
Rankes Geschichtsschreibung durchaus wie original hingenommen 
und allein in sich, rein gegenständlich als Quelle der Erkenntnis 
betrachtet worden. Das nötigt dazu, noch eine seiner Grund- 
überzeugungen hier anzuführen. Derselbe Historiker nämlich, 
welcher dem Fortschritt in der Geschichte so skeptisch gegen- 
übersteht, erklärt auch, daß es in der Politik keinen Fortschritt 
gäbe. „Die allgemeinen Grundsätze derselben finden sich schon 
bei den Alten mit der größten Sicherheit angegeben, so sehr 
auch die nachfolgenden Zeiten an Erfahrungen und politischen 
Versuchen reicher geworden sind ir" So geht denn Rankes 
Anschauung über den Zusammenhang zwischen der auswärtigen 
und der inneren Politik der Staaten ähnlich eigentlich auch 
auf den einfachen Satz zurück, es sei in der Ordnung und 
unvermeidlich, daß äußere und innere Angelegenheiten inein- 
ander eingreifen. Deshalb gilt ihm ja auch einmal ein wich- 
tiger Vorgang der inneren Politik, der ohne Einwirkung von 
auswärts sich abspielt, als „negatives Ereignis“, — natürlich 
lediglich von seinem Standpunkte universaler Geschichtsauf- 
fassung her. Entsprechend erblickt er andererseits „eine der 
größten historiographischen Aufgaben, die es geben kann“, 
darin, die Wirkungen solchen universalen Zusammenhanges an 


t!) Schlußworte der Vorrede zur Deutschen Geschichte im Zeitalter der 
Reformation. 

”) Martin Hobohm, Macchiavellis Renaissance der Kriegskunst. 

”) Die ganze Politik Napoleons III, Bismarcks Politik von 1866, sowie 
die preußische Polenpolitik seit 1870 würden reichen Stoff dafür abgeben. 

t) Welte IX, S. 12. 
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einer bestimmten Begebenheit, nämlich am Fortgang und den 
Erfolgen der großen Revolution in Frankreich darzustellen: 
„auf der einen Seite den inneren Gang der französischen Be- 
wegung unter den nicht mehr zu bezwingenden, gleichsam 
autonomen revolutionären Impulsen !), auf der anderen Seite 
den Widerstand, den die alten Staaten dieser Bewegung in jeder 
ihrer Phasen entgegensetzten, die Konflikte, in welche die beiden 
Elemente untereinander gerieten, die Ausdehnung von Aktion 
und Reaktion, das Übergewicht der einen oder der anderen 
Seite, die auch innerlich in unaufhörlicher Wechselwirkung 
standen, bis die Resultate zu Tage kamen, die man als definitiv 
betrachten konnte“ 2). 

Die Theorie des natürlichen Zusammenhanges zwischen 
auswärtigen und inneren Ereignissen ergibt sich für Ranke 
offenbar aus einer doppelten Quelle der historischen Wahr- 
nehmung. Einmal hat er die Überzeugung von der untrenn- 
baren, auf religiös-politischem Grunde einst erwachsenen Gemein- 
schaft der romanisch-germanischen Völker, die wieder als eine 
Einheit in der Welt erscheint, so zwar, daß ‚in ihr die Selb- 
ständigkeit der einzelnen Glieder mit gegenseitiger Abhängigkeit 
verbunden ist“). ‚Wie alles individuelle Leben von dem 
Gemeinwesen abhängt, dem jeder angehört, so knüpft sich 
wieder das Leben der Staaten an die allgemeinen Verhältnisse 
der Welt an, in denen sie emporkommen oder verfallen *).“ 
Deshalb „pflegen die großen Krisen der Staaten das Innere 
und das Außere zu umfassen“ 5), und „nicht selten kehrt 
die Erscheinung wieder, daß in den Kämpfen der Mächte 
diese selbst doch nicht als geschlossene Einheiten einander 
gegenüberstehen, sondern ihre äußeren Beziehungen durch den 
Gegensatz innerer Tendenzen durchkreuzt werden‘“®). Das also 
wäre die eine Wurzel des politischen Zusammenhanges, die ich 
eine zuständliche nennen möchte; die andere, eine Linie mehr 
des Werdens, in der Beobachtung, nach welcher das Innerlich- 
Wachsende sogleich berufen und stets bestrebt sei, nach außen 
sich auszubreiten. Die Art des Fortganges solcher Bewegung, 
— mag es bei ihr um allgemeine Kultur-Ideale oder um be- 
sondere staatliche Ideen sich handeln, mögen deren Träger und 
Vertreter ganze Staaten, Parteien oder einzelne Persönlichkeiten 


1) Rankes eigene Darstellung zeigt ja dann, daß auch diese autonomen 

Impulse nicht ohne Beeinflussung durch auswärtige Verhältnisse aufkeimten. 
TV Denkw., Band I S. 141. ®) ebd. S. 140. t} S. W. 42, S. 6. 
®) S. W. 27/28, S. 451. D Denke, Hard. I, S. 300. 
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sein, — wird wohl selten einmal eine rein geistige bleiben: 
selbst dann muß solches im Werden und Wachsen sich ent- 
wickelnde Leben „sich wie alles Leben im Kampfe bewähren“). 
Jeder Kampf, auch wenn er nur auf dem Schlachtfeld der 
Gedanken ausgefochten wird, setzt einerseits Gegner und Gegen- 
satz voraus, enthält und verlangt andererseits das Element des 
Wollens nicht nur, sondern auch des Aufmerkens, des leitenden 
Besinnens. Je umfangreicher der gewonnene Boden, um so 
einheitlichere und kraftvollere Leitung wird erforderlich sein 
und das Weitertragen um so sicherer erfolgen, je mächtiger 
jene sich weiß. 


| Fördernde Macht nun ist am ehesten vorhanden und am 
deutlichsten verkörpert in dem Gebilde eines Staates. Doch ist 
jede Idee, schon ehe sie in das System der Staatsleitung ein- 
dringt oder bewußt von dieser ergriffen wird?), Wachstum so- 
wohl wie Werkzeug. Je schärfere, je allgemeinere Interessen- 
gegensätze von irgendwoher sie aufruft, um so eher liegt die 
Möglichkeit vor, daß für den Staat einmal die Notwendigkeit 
eintritt, mit den Waffen in der Hand sie zu verfechten, — sei 
es nach innen, wo bürgerliche Unruhen alsdann bis zu Bürger- 
kriegen führen können, sei es nach außen in aufgezwungener 
Verteidigung gegen versuchte Beschränkung oder in entschlos- 
senem Angriff zur Überwältigung anderer. Der Bürgerkrieg 
als Ausfluß oder gar als Mittel der inneren Politik ist nun er- 
fahrungsmäßig meist oder doch häufig zugleich Veranlassung 
für eine Verbindung oder einen Gegensatz zum Auslande, und 
damit natürlich ebenfalls als außenpolitischer Vorgang historisch 
erfaßbar. Die Stützen des Staatswillens in allen solchen Kämpfen 
sind Kriegsmittel der Parteien (innere, ständische oder ver- 
bündete) oder auch eigene Heeresmacht. Insonderheit die Be- 
stimmung der letzteren hat Ranke einmal nicht minder kühn 
als treffend mit den Worten gekennzeichnet: „Große Armeen 
werden gebildet, um große Gedanken durchzuführen®).“ Für 
die Gesamtpolitik eines Staates ist nun nicht so sehr die allen 
kriegerischen Unternehmungen anhaftende innere Konsequenz 
der Fortsetzung‘) bedeutungsvoll als vielmehr die unermeßliche 
Rückwirkung der äußeren Bewegung auf die inneren Zustände. 
Da kann es einmal ‚nicht anders sein als daß der äußere 


"aw. 80, S. 377. 
?) oder auch schließlich von ihr abgelehnt wird. 
®) Weltg. I, 2, S. 221. 4) Weltg. III, 1, S. 197. 
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Kampf den inneren stärke“ !), aber ebenso „wird nach großen 
(d. i. äußeren) Kriegen sich immer, und zwar in demselben 
Maße, als die dadurch verursachte Erschütterung mächtig und 
durchgreifend gewesen ist, die Tätigkeit (des Politikers) auf 
die inneren Verhältnisse sich wenden"? Ja: „nach großen 
Kriegsereignissen folgen auch in den siegreich gebliebenen 
Staaten in der Regel innere Bewegungen?®).“ Andererseits 
„pflegen innere Unruhen meist die äußere Macht zu schwächen, 
zu zerrütten‘‘®). | 

Damit wechseln wir schon von der bloß allgemeinen Reihe 
des miteinander verbundenen Geschehens zu den Wirkungen 
des politischen Zusammenhanges über, zu den Ergebnissen und 
Folgen der Politik, die auf innere Zustände und auswärtige 
Beziehungen sich erstrecken, zu Ereignissen, aus deren Ein- 
schätzung der Politiker eben wieder weitere Wege zum Ziel 
sich ersehen muß. Wären jene Wirkungen immer und überall 
die gleichen oder auch nur ähnliche in Hinsicht des Zeitpunktes 
ihrer Reife, ihres Eintretens in das Rad der aufeinanderfolgen- 
den Abwandlungen im Leben der Staaten, so würden die 
Aufgaben der Politik sowohl wie der Historie wahrscheinlich 
sehr einfach sich gestalten und sehr leicht sich lösen lassen. 
Nun aber ist in der Tat die wahrgenommene Verschieden- 
artigkeit der Wirkung nicht nur eine zeitliche, sondern auch 
eine organische, je nachdem sie auf die staatlichen Zustände 
im ganzen, also die innere Lage beziehungsweise das Verhältnis 
zur Umwelt, oder mehr nur auf die Handhabung, das Funk- 
tionieren der Staatsgewalt sich erstreckt. Je nach ihrer Fun- 
dierung wird die Bewegungsfreiheit und Machtäußerung des 
Staatsgebildes oder lediglich der Staatsleitung beeinflußt. Anders- 
geartet, eindrucksvoller war die Wechselbeziehung zwischen 
auswärtiger und innerer Politik in Staaten mit monarchisch- 
föderativer Regierungsverfassung als in monarchisch-autoritativ 
geleiteten Gemeinwesen; denn in ersteren mußte die Bestimmt- 
heit des Staatswillens durch vermittelnde Einigung verschiedener 
Tendenzen gewonnen werden, deren jede an sich als lebendige 
Kraft in der Geschichte auftritt und politisch zur Zielsetzung 
im Innern wie nach außen zu gelangen sucht. Je größer die 
dadurch veranlaßten Reibungen in der Regierungsmaschine 
sind, um so öfter wird die auswärtige Politik sich gehemmt 


1) S. W. 33/34, S. XXV. na W. 10, S. 30. 
°) Weltg. I, 1, S. 244. 4) Weltg. I, 2, S. 3. 
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sehen, um so schlimmer kann die Bewegung auf der Außen- 
bahn rückwirkend die innere Verwaltung erschweren oder gar 
in Frage stellen. Umgekehrt bildet, — wenn auch infolge der 
natürlichen Wechselbeziehungen gewisse Rückwirkungen nie 
ausbleiben, — von vorneherein die innere Politik einen starken 
Antrieb für den Gang der auswärtigen überall da, wo eine 
Art Emanzipation von der umgebenden Staatenwelt gerade 
vorhanden ist. Für das Osmanenreich beispielsweise war sie auf 
europäischem Boden durch den Rassen- und Religionsunterschied 
zu den Nachbarn gegeben, für England durch die geographische 
Trennung vom Kontinent ermöglicht; und wenn wir für diese 
beiden Länder die politisch-periphere, ja abgespaltene Lage als 
wesentlichen Faktor für eine mehr von inneren Prinzipien her 
betriebene Außenpolitik ansehen dürfen, so war eine andere 
Art der Emanzipation schon im Altertum von der römischen 
Republik erreicht worden, nämlich durch die Sicherung ihrer 
Oberherrschaft, wie sie in entsprechender Weise der ebenfalls 
mit hegemonischen Zielen herangewachsenen spanischen Mon- 
archie nicht beschieden gewesen ist. Im Gegensatz zu der sonet 
gemachten Beobachtung, daß innere Unruhen meist die aus- 
wärtige Machtstellung erschüttern, gingen nämlich in Rom „aus 
den inneren Bewegungen die Impulse hervor, welche zu den 
auswärtigen Unternehmungen führten; durch sie gewannen die 
Machthaber dann die Kraft, um auf das Innere entscheidenden 
Einfluß auszuüben“!), Das rückwirkende Ineinandergreifen 
beider politischen Sphären ist also weder in jener Frühzeit 
ausgeblieben noch hat es sich in der Folgezeit ausschalten 
lassen, als der ausschlaggebende politische Wille nicht mehr 
bei der Bürgerschaft oder dem Senat, sondern beim Prinzipat 
war. „Wie die Republik und das Kaisertum selbst durch die 
Waffen gegründet waren, so mußten sie durch die Waffen 
behauptet werden. Auf den ersten Blick leuchtet ein, daß 
hieraus für das innere Gedeihen die größten Schwierigkeiten 
erwuchsen. Eine unaufhörliche Wechselwirkung zwischen den 
äußeren Kriegen und der Autorität der Imperatoren in den 
inneren Angelegenheiten lag in der Natur der Sache?).“ Die 
Regierungsgewalt der römischen Kaiser, „entstanden nicht als 
Resultat des Nachdenkens, sondern der Begebenheiten“, war 
eben infolge ihres staatsrechtlichen Verhältnisses zum Senat 
auch nur eine monarchisch-dualistische, mochte sie zeitweise 


!) Welte, II, 2, S. 4. TI Welte III, 1, S. 4. 
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Hand!), wie denn überhaupt nicht auf nationale Ideen allein 
ein Staat sich gründen läßt, sondern dazu auf Gesetze, wobei es 
oft nicht so sehr auf die Festsetzung der Formen der Regierung 
ankommt als auf die allgemeine Tendenz der Zivilisation ?). 
Daß der konservative Historiker trotzdem den Wert der mon- 
archischen Staatseinrichtungen besonders betont, ist zu erwarten. 
„Nicht aus Beratungen Mehrerer kann eine energische Politik 
hervorgehen; sie muß von Einem Kopf abhängen, der die ver- 
schiedenen Rücksichten, welche zu nehmen sind, in sich selbst 
erwägt, und einem einheitlichen Gesichtspunkt unterordnet; er 
wird dann die Aufgabe haben, den höchsten Willen zu ge- 
winnen?).“ Dieser einheitliche Gesichtspunkt nun ist für Ranke 
durchaus ein nationaler. Wie er das Verhältnis von Staat zu 
Nation sich dachte, wie er in dieser ein über jene reale Institu- 
tion weit hinausgehendes geistiges Prinzip sah, das hat Friedrich 
Meinecke ja ausführlich behandelt; nach ihm war für Ranke 
„die Idee der Nationalität nicht ein Gewicht, das auf den 
Boden eines begrenzten nationalen Daseins niederzieht, sondern 
ein Fittich, der in die Höhe trägt‘ ®). 

Aber wir wissen: wie alles in der Weltgeschichte war auch 
das nationale Bewußtsein der Völker so wenig wie der Regie- 
rungen von Anbeginn da, sondern aus Vorhandenem und Ent- 
standenem hat es sich herausgeschält, weiterentwickelt, ver- 
feinert. „Die Nationen werden erst durch Zusammentreffen 
mit anderen ihrer selbst bewußt5).“ Wir wissen ferner, daß 
auch der Staat, der notwendige Träger nationaler Politik 
nicht fertig dagestanden hat, sondern aus einem Schauplatz 
der Ereignisse, der er gewesen, allmählich zur Lösung gemein- 
samer völkischer Aufgaben, zu Eigenkraft und Selbständigkeit 
herangereift und vorgeschritten ist. Eine unabhängige Politik 
der Staaten setzt eigentlich erst da ein, wo sie von der Idee 
einer umfassenderen Gemeinschaft sich loslösten, — also z. B. 
bei Frankreich mit Franz I, bei England mit Heinrich VIII, 
bei Preußen mit Friedrich dem Großen. Voraussetzung für eine 
solche Loslösung zu eigenstrebiger Politik ist eine gewisse Ge- 
bundenheit der inneren Kräfte (des Staates) zu einheitlicher 
Ordnung, wie sie im gegebenen Augenblick Frankreich und 
noch mehr England auf religiösem Gebiet, Preußen in höchster 


1) Weltg. I, 1, S. 210. 2) S. W. 43/44, S. 269. 
®, Denke, Hard. I, S. 530. 
t) Weltbürgertum und Nationalstaat, S. 285. "Welte I, 2, S. 41. 
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Potenz auf dem der Staatsverwaltung zu eigen war. Überhaupt 
ist, nach Landschaften und nach Epochen, das Verhältnis von 
Staatsleitung zur Kirchen-, Heeres- oder Gesellschaftsverfassung 
in verschiedenstem Grade bestimmend für solche innere Ord- 
nung und damit auch einwirkend auf die Bewegungen der 
Politik nach außen gewesen. Nicht ausschließend, aber doch 
vorwaltend bedingen diese Beziehungen auf besondere Tendenzen 
und Ideale das Verfassungsleben der Staaten; so schufen die 
kirchlichen Ideen: eine hierarchisch-religiöse Epoche vom Beginn 
der Reformation bis zum westfälischen Frieden; die wehrpoli- 
tischen: eine militärisch-monarchische Epoche im 17. und 
18. Jahrhundert; die sozialen: seit der großen französischen 
Revolution eine national- konstitutionelle Epoche. Während 
dieser Zeitabschnitte folgen die Staaten zwar im Innern einer 
Eigenbewegung, reflektieren doch gleichzeitig den Gang der 
auswärtigen Ereignisse nicht nur, sondern ziehen aus ihnen 
neue Motive der Entwicklung und lösen andere aus für die 
Wendung jener. Aus solchem Spiel der Kräfte resultiert nun 
keineswegs eine grundsätzliche Abhängigkeit der nach innen 
gerichteten Politik von der auswärtigen oder etwa die Not- 
wendigkeit des entgegengesetzten Zusammenhanges. Vielmehr 
unterliegen die Augenblicke, in denen, fördernd oder beschrän- 
kend, die politische Bewegungsfreiheit in der einen Richtung 
dnrch die andere besonders bemerkbar beeinflußt wird, einem 
allgemeinen Zwange, sie ergeben sich aus der Natur der Dinge, 
nicht aus der Willkür, sondern aus der elementaren Entwicklung 
der Persönlichkeiten, der öffentlichen Zustände, Strömungen und 
Meinungen. 

Mit dem Beginn selbständiger Politik war ja noch keines- 
wegs der Begriff einer einheitlichen Staatsgewalt festgelegt oder 
gar praktisch durchgeführt worden. Jetzt erst recht macht sich 
das Streben der ständischen Kräfte geltend, den dualistisch- 
föderativen Charakter der obersten Gewalt, welcher das innere 
Leben der Territorien beherrschte, auch auf das Gebiet der 
äußeren Politik zu übertragen, so daß die Erfolge oder Miß- 
erfolge dieser sehr bald zum Kraftfaktor oder Kraftmesser für 
die innere Politik des Staatsoberhauptes werden und den Grad 
der Macht bestimmen, der hier aufgewendet oder erreicht werden 
kann. Es sind die Zeiten, da im allgemeinen nicht mehr der 
Glaube als die Grundlage der staatlichen Einheitsidee gilt, sondern 
der Wille sich regt, die Geburtszeiten der Vertragstheorien, welche 
zunächst doch nichts anderes vermochten, als die tatsächliche 
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Entwicklung der unbeschränkten, der absoluten Staatsgewalt eben 
mit guten Gründen zu begleiten. Indem sie den Gedanken gott- 
gewollter Obrigkeiten durch die Lehre von der Übertragung der 
Herrschaft an einen führenden Mann ersetzen, suchten oder 
fanden sie den Staatswillen nirgend anders als bei dieser Per- 
sönlichkeit, selbst wenn sie unter gewissen Verhältnissen ein 
weitgehendes Recht des Widerstandes in Anspruch nahmen. 
„Wie unentbehrlich auch die geordneten Formen einer allge- 
meinen Verfassung für eine große Nation sind, so beruht doch 
ihr Heil noch mehr auf dem lebendigen und kraftvollen Geiste, 
der die Mittel der Macht zu finden und glücklich zu gebrauchen 
versteht !).“ 


Der Machtgedanke aller Politik findet seinen deutlichsten 
Ausdruck in der historischen Erscheinung des unbeschränkten 
Herrschers (absoluten Souveräns), der den Staat personifiziert. 
In seinem Zwecksinnen zeigt sich dann fast allein die vor- 
handene Verbindung auswärtiger und innerer Politik in so weit- 
gehender Weise, daß er die eine oder die andere zum Angelpunkt 
seines politischen Denkens, zum Ausgangspunkt seiner Ziel- 
strebigkeit machen darf, ohne freilich den lezten Zusammenhang 
beider aus den Augen zu verlieren. Er ist frei im Wählen; 
sein Wirken aber unterliegt im Erfolg häufig genug doch wieder 
nicht der eigenen politischen Berechnung, sondern dem Zu- 
sammentreffen unvorhergesehener, unwägbarer Möglichkeiten. 
Dennoch vermag sein Schaffen, wenn nicht stets verhütend, 
so doch vorbeugend und vorsorgend, auch solchen Klippen 
zu begegnen, eben durch Wahrung jenes Znsammenhanges 
zwischen Außen- und Innenwerk, durch Vermeidung jeder Über- 
spannung, welche Gegendruck oder Entkräftung hervorruft. 
Ludwig XIV in Frankreich, Friedrich II in Preußen sind die 
gegensätzlich-typischen Beispiele für solche Politik. Zwischen 
ihnen steht, und nicht nur zeitlich, Wilhelm III in England, 
der auf anderem Boden und unter anderen Voraussetzungen 
das gleiche Problem löste, welches Ranke so sehr als dasjenige 
aller Politik betont: mit innerer Ordnung äußere Macht 
zu verbinden. Damit ist keineswegs stets ein ausgesprochenes 
Übergewicht in der Staatengesellschaft gewollt: vielmehr handelt 
es sich darum, eine unabhängige, auf eigene Kraft gegründete 
Stellung einzunehmen mit dem freien Gefühl der Fähigkeit zu 
selbständiger politischer Bewegung, eine Stellung und Politik 


1) S. W, 29, 8.4. 
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wie Friedrich II sie während der schlesischen Kriege durch 
hielt !). 

Die Zusammenhänge zwischen auswärtiger und innere 
Politik sind also auch im Wesen des Staates und seiner höchster 
Aufgabe beschlossen, wenn die Pläne der Staatsleitung in der 
Brust einer einzigen staatsmännischen Persönlichkeit ruhen und 
die Berücksichtigung jener Wechselbeziehungen deshalb nich! 
immer offen auch im politischen Entschluß gleich zutage tritt. 
In um so lebendigerer Abwandlung tauchen sie aber wieder 
auf, sobald neue Ideen in das politische Leben einströmen. 
Erinnern wir uns des dualistisch-föderativen Charakters der 
Staatsgewalt, dem in der Glaubenseinheit ein universelles Binde 
mittel sich darbot, das, einmal ganz oder stellenweise heraus 
gebrochen, nur unter Kämpfen einen keineswegs gleichwertiger 
Ersatz in der fast überall bestehenden Unterordnung unter einen 
Herrscherwillen gefunden hatte. Dessen Unbeschränktheit be 
ruhte freilich für viele noch immer auf göttlichem Willen, ihr 
Untertanentum auf christlichem Gehorsam. Aber daneben be 
stand doch die Lehre vom Staatsvertrag, deren Wiederaufnahme 
in Frankreich durch die Vernachlässigung der inneren Zustände 
begründet und durch den wirklichen Aufbau reiner Verfassung 
staaten in der neuen Welt gerechtfertigt schien. Der ‚Untertan” 
forderte wieder Teilnahme am Staat, dessen oberste Gewalt ja 
in England längst geteilt war, und er bekannte sich zu der 
Gleichheitslehre Rousseaus, zu den Menschenrechten, die ihm 
nach dem Beispiel der Amerikaner im Staatsverbande sowohl 
wie über diesen noch hinaus ein Gemeinschaftsgefühl wieder 
gaben, wie es in früheren Jahrhunderten die allgemeine, die 
ungeteilte römische Kirche gepflegt hatte. Aus dem persönlichen 
Anspruch aber, dem einst die Reformation Leben gab, war jetzt 
ein politischer geworden, dessen allgemeine Anerkennung & 
noch größeren Widerstand als jener stoßen mußte. Die inneren 
Gegensätze im Leben des Staates verschärfen sich in einem die 
Ordnung gefährdenden Maße, und anders, breiter und schneller 
als je fluten und fließen die politischen Zusammenhänge V02 
innen und von außen durcheinander. Die neuen Werte, die 
von außen kommen, erhöhen die innere Bewegung und lassen 
sie nach außen überströmen; das Bild der Politik wird „©? 
wechselnd Weben, ein glühend Leben“, dem der Einzelne kaum 
sich entziehen kann und das ihm erst, wie auch den zur Führung 


1) S. W. 24, 8.21. 
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berufenen Männern, Verständnis schafft für ein Neues: für 
das nationalstaatliche Dasein und für den Kampf um dessen 
Lebensbedingungen. 

Also: nimmerruhend wie der Pulsschlag des Lebens über- 
haupt, aber periodisch schwächer oder stärker, je nachdem von 
Kopf oder Herz die Äußerungen des Innern beeinflußt werden, 
entringt sich der Ausdruck des Zusammenhanges auswärtiger 
und innerer Ereignisse, ihres Entstehens und ihrer Wirkungen 
dem politischen Körper, dem staatlichen Gemeinwesen. Auch 
in den Verfassungsstaaten, welche ihre gesetzliche Grundlage 
weder dem Glauben noch dem Willen, sondern der Vernunft 
zu verdanken meinen, ist die Idee von Einheitlichkeit der Staats- 
gewalt gewahrt worden; aber sie ist heute hervorgegangen oder 
doch gesteigert vom nationalen Bewußtsein und erzwingt eine 
Politik, die eine wahre erst dann genannt werden kann, wenn 
sie vorausschauend und bewußt der großen Zusammenhänge 
auf innerstaatlichem und weltpolitischem Gebiet sich bemächtigt, 
wenn sie Selbstbeschränkung verbindet mit Selbstbestimmung. 


IX. 


Die wirtschaftlichen Beziehungen Deutschlands 
zu China’) 
Von Leopold von Wiese 


An Vorträgen und Abhandlungen über Deutschlands gegen- 
wärtige und zukünftige Beziehungen zu China ist in den letzen 
Jahren kein Mangel gewesen. Ihre Verfasser mahnten uns 
sämtlich, alle Kräfte anzuspannen, die Handels- und Verkehrs- 
beziehungen zum himmlischen Reiche zu vergrößern und ihr 
wirtschaftliches Ergebnis in politischen Einfluß umzumünzen. 
Daß eine solche Wirtschaftspolitik durchaus im deutschen Inter- 
esse läge, wurde dabei als selbstverständliche, nicht erst zu be 
weisende Prämisse stillschweigend vorausgesetzt. Widerspruch 
wurde öffentlich grundsätzlich nirgends erhoben. Man konnte 
getrost annehmen, daß eine starke aktive Chinapolitik und emt: 
schaft dem übereinstimmenden Willen der öffentlichen Meinung 
entspräche. 

Da also, soviel ich sehen kann, die Frage: was geht China 
die deutsche Volkswirtschaft an? offen mit einem „gar nichts“ 
oder „herzlich wenig“ von keiner Seite beantwortet worden 
ist, diese Frage aber einer nüchternen und vielseitigen Er- 
örterung dringend bedarf, so will ich im folgenden versuchen, 
alle negativen Argumente, deren ich mir bewußt bin, aufzu- 
führen, sie an den positiven Momenten zu messen und danach 
erst die Antwort zu suchen, die in der Regel an die Spitze 
aller Darlegungen über Chinas weltwirtschaftliche Stellung 
gesetzt wird. Wirtschaftspolitische Probleme, zumal solche welt- 
wirtschaftlichen Charakters, tragen eine schwere Verantwortung®- 
last in sich. Ihre Tragweite ist unabsehbar. Grade weil sich 


1) Über dieses Thema hielt der Verfasser Anfang März 1914 einen 
Vortrag in der „Deutsch-Asiatischen Gesellschaft“ zu Berlin. Die damaligen 
mündlichen, frei gesprochenen Ausführungen sind in der Hauptsache die 
Grundlage für die obige Darstellung. 
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in der jüngsten Gegenwart ein erneutes Aufleben der öffentlich 
geäußerten Teilnahme an Welthandelsfragen beobachten läßt, 
ist es notwendig, auch alle Zweifel zu Worte kommen zu lassen 
und die Frage zur gewissenhaften Prüfung aufzuwerfen: Wie 
läßt sich die Ansicht rechtfertigen, daß Zurückhaltung vom 
fernen Osten im Interesse der deutschen Volkswirtschaft und 
der mit ihr eng verknüpften deutschen Politik liegt? Erst 
nach ihrer Untersuchung läßt sich über ihr Gegenteil reden. 

Es ist heilsam, den sogenannten „herrschenden Ideen der 
Zeit“ mit Mißtrauen zu begegnen. Das, was die öffentliche 
Meinung eines Zeitalters als selbstverständlich und über allen 
Zweifel erhaben hinstellt, bedarf oft der gewissenhaftesten Nach- 
prüfung. Bei ihr bestätigt sich nicht selten eine alte soziolo- 
gische, freilich nur wenigen Menschen bekannte Erfahrung, 
daß zwischen Wahrscheinlichkeit und Wahrheit ein tiefer Unter- 
schied ist. Auch die gegenwärtig zur Schau getragene Tendenz 
zur aktiven China-Wirtschaftspolitik könnte eine solche herr- 
schende Idee, eine Mode sein. Das würde rasches Aufleben, 
Übertreibung und schnellen Verfall bedeuten. Die Geschichte 
der treibenden Ideen der Volkswirtschaftspolitik ist reich an 
solchen Überspannungen von Grundsätzen: Nehmen wir den 
im 17. und in den ersten zwei Dritteln des 18. Jahrhunderts 
herrschenden Merkantilismus, jene nationale Expansionspolitik, 
die darauf ausging, viel Geld im Lande zirkulieren, Fertig- 
waren ausführen und Rohprodukte einführen zu lassen. Auch 
dieses Wirtschaftssystem, das nach Erringung neuer Märkte 
strebte, starb an seinen Übertreibungen. Die Gegenwelle der 
Ideenentwicklung hob den Physiokratismus, danach den In- 
dividualismus, der nur tauschende Individuen kannte. Noch 
immer müht sich die Gegenwart, die Übertreibungen dieser 
Richtung zu korrigieren. Wieder eine neue Welle trug die 
sozialethische Schule empor. Ihr Fehler war, daß sie das 
Wirtschaftsleben zu sehr mit den Augen des Proletariats sah. 
Um 1900 entstand eine andere Strömung. Ihre Parole war 
Weltmachtspolitik. ‚Unsere Zukunft liegt auf dem Wasser“, 
hieß es. Viele forderten damals auch die Aufteilung Chinas. 
Diese Bewegung von 1900 möchten wir heute trotz ihrer 
Übertreibungen nicht missen. Sie bescherte uns die notwendige 
Flottenvermehrung und war im ganzen ein starker, nach- 
wirkender Impuls. Indessen läßt sich nicht verkennen, daß 
die nachfolgende Ernüchterung nicht ausblieb: Es folgten die 
Einkreisungspolitik Eduards VII., Marokko, Bosnien-Herzegowina, 
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die Balkankriege. Mit diesen Erfahrungen der letzten zehn Jahre 
trat aber dem see- und weltwirtschaftlichen Prinzip von 1% 
das kontinentale entgegen. 

Trägt uns zur Stunde eine neue Welle wieder den Forde- 
rungen von 1900 zu? Sind nicht in den letzten Monaten ver- 
schiedene weltwirtschaftliche Verbände gegründet, noch mehr 
geplant worden? Wird nicht für Betätigung in China und Süd- 
amerika Geld, Interesse, Kulturpolitik gefordert? Ist nicht vor 
allem der Deutsch-Chinesische Verband entstanden? Diese Be- 
wegung von 1914 kann man sicherlich mit der Propaganda von 
1900 in Parallele setzen. Vielleicht ist sie realistischer, nüchtemer 
und solider und mehr auf konkret formulierte Einzelaufgaben 
gerichtet, als daß sie wie 1900 sämtliche politische Handlungen 
der Nation mit weltumspannenden Tendenzen verknüpfen wil. 

Aber auch dieser zweiten, uns zur Weltwirtschaft tragenden 
Welle der öffentlichen Meinung gegenüber lohnt es sich zu 
fragen, ob es sich um mehr als um eine Mode handelt? Vor 
allem aber nötigt uns die politische und wirtschaftliche Ent- 
wicklung seit 1900 das kontinentale Prinzip gegen das welt- 
und seewirtschaftliche abzuwägen. 

Soll die deutsche Volkswirtschaftspolitik unter Hinten- 
ansetzung der Exportinteressen lediglich auf Stärkung des inne- 
ren Marktes gerichtet sein? Oder wenn sich die Pflege des 
Außenhandels als notwendig herausstellte: Sollen für die äußere 
Handelspolitik die Beziehungen zu den europäischen Nach- 
barn maßgebend sein (kontinentales Prinzip), und soll der ferne 
Osten anderen Nationen überlassen werden? Soll also Deutsch- 
land in seiner Macht- und Wirtschaftspolitik wieder mehr a 
die Traditionen der Zeit vor 1888 anknüpfen ? 

Bei solchen Formulierungen erscheinen freilich die Probleme 
auf die Spitze getrieben. Tatsächlich handelt es sich nicht um 
ein Entweder-Oder, sondern um ein Mehr oder Weniger. Wir 
können bei dem Suchen nach der Antwort auf diese Frage 
manches von den Problemen von 1900 als im bejahenden Sinne 
bestätigt ansehen: so die Notwendigkeit einer starken Flotte: 
auch die allgemeine Fundierung der Handelspolitik auf Schutz- 
zöllen, die mit Handelsverträgen verbunden sind, kann als gê 
geben angesehen werden. Aber die Frage ist dann weiter: 
sollen sich Kapital, Unternehmungsgeist, Intelligenz, Diplomatie 
und Politik mehr nach kontinentalem oder mehr nach welt 
wirtschaftlichem Prinzip orientieren? Lohnt es sich, nachdrück 
lich den Weg nach dem fernen Osten zu weisen? 
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Als einigermaßen exaktes Mittel zur Lösung bietet sich die 
Statistik dar: Wie haben sich tatsächlich Deutschlands Außen- 
handelsbeziehungen gestaltet? Wie ist des Reiches Handels- 
bilanz? Mit welchen Völkern hat vorwiegend Austausch statt- 
gefunden? Wie steht in dieser Entwicklung China? 

Dabei wird man über den Exportzahlen nicht vergessen 
dürfen, daß bei aller Zunahme des Außenhandels die Aufnahme- 
fähigkeit des inneren Marktes noch mehr gestiegen ist. ‚Der 
Absatz im Inlande‘‘, schrieb ich an andrer Stelle!), „muß die 
gesunde Grundlage einer nationalen Industrie bleiben. Und 
sicherlich gehört es zu den erfreulichsten Tatsachen der 
jüngsten Entwicklung, daß man statistisch nachweisen kann, 
daß zwar der Außenhandel stark zugenommen hat, der Absatz 
innerhalb der Reichsgrenzen aber noch mehr gestiegen ist. 
Das ist die eine Seite der Aufwärtsbewegung. Die andere hat 
jedoch keineswegs fehlen dürfen: die Ausdehnung des Waren- 
exports oder — allgemeiner betrachtet — die Verflechtung der 
Industrie mit der Weltwirtschaft.“ Auch in der Konjunktur- 
entwicklung kommt diese Einordnung der deutschen Volks- 
wirtschaft in die Handelsbeziehungen des Erdballs zum Aus- 
druck: im ungünstigen und im vorteilhaften Sinne. Die 
schwere Krisis der amerikanischen Union von 1893 hat auch 
den deutschen Aufschwung aufgehalten; umgekehrt trat nach 
der den Weltmarkt beherrschenden Depression von 1901 in 
Amerika eine schnelle Wiederbelebung des Geschäfts ein, die 
auch Deutschlands Volkswirtschaft zugute kam. 

Seit Ende der achtziger Jahre hat nun das deutsche Reich 
eine passive Handelsbilanz bis zu einem in einzelnen Jahren 
bestehenden Überschuß des Einfuhrwerts von zwei Milliarden 
Mark über den Wert des Exports gehabt. Erst das vergangene 
Jahr hat uns die Überraschung einer nur schwachen Passivität 
beschert. Indessen ist auch die vorausgehende Passivität durch 
die industrielle Blüte veranlaßt worden: die erhebliche Zufuhr von 
Getreide und gewerblichen Rohstoffen hat sie herbeigeführt. 
An fertigen Waren stand dafür im Durchschnitt der Jahre 
1910 bis 1912 einer Einfuhr von 1733 Millionen Mark cine 
Ausfuhr von 5478,2 Millionen Mark gegenüber. Zieht man 
zum Vergleich das Jahr 1890 heran, so ergibt sich, daß sich 
seitdem (bis 1912) die Einfuhr von Rohstoffen verdreifacht, 





D Vgl.: „Deutschland unter Kaiser Wilhelm II.“, Bd. II: Gesamt- 
entwicklung der deutschen Industrie, S. 212. 
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1912 

Einfuhrwert Einfuhrwert 
Rohe Baumwolle . mit 5,4°/, Kleie und Reisab- 
Gerste . . . 2... 42% fälle. . . 2. ....20% 
Rohe Schafwole . „ 3,8%, Eisenerze. . . . „ 19% 
Weizen . . . . „3,72%, Felle zu Pelzwerk ,„ 1,8% 
Rohes Kupfer . . „ 2,9%, Eier und Eigelb . „ 18% 
Roher Kaffe . . „ 2,4°%, Steinkohlen . . . „ 18% 
Rind- u. Büffelhäute „ 2,3% 


Die Verschiebungen sind nicht allzu beträchtlich. Das 
Hinaufrücken des Rohkupfers und das Zurücktreten der Roh- 
seide spricht vielmehr eher für die entgegengesetzte Tendenz. 


Bei der Ausfuhr von Fertigwaren fällt der Umstand, daß 
die Maschinen an die erste Stelle der exportierten Waren- 
gattungen gerückt sind, besonders ins Auge. In neun Jahren 
hat sich ihr Ausfuhrwert verzehnfacht. 1893 machten sie 2 °/,, 
1908 6,5 und 1912 sogar 7°/, der Exportwerte aus. Wenn 
wir wieder die zwölf wichtigsten Warengattungen gegenüber- 
stellen, so ergibt sich b) bei der Ausfuhr folgende Reihe: 


1903 
Ausfuhrwert Ausfuhrwert 
Baumwollwaren. . mit 5,9%, Kleider und Putz- 
Wollenwaren . . „ 4,8% waren . mit 2,3%), 
Maschinen . . . „ 45%, Feine Eisenwaren. „ 1,7% 
Steinkohlen . „ 43°, Anilin und andere 
Zucker. y ki ër, 90 e Teerfarbstoffe . „ 1,7% 
Grobe Eisenwaren. „ 34%, Leder. . . . . „ 16% 
Seidenwaren . » 320%, Bücher usw.. . . „ 16% 
1900 
Ausfuhrwert Ausfuhrwert 
Baumwollenwaren . mit 6,2°/, Grobe Eisenwaren. mit 2,1 °/, 
Maschinen „ 5,4%, Anilin usw. . . „ 19% 
Wollenwaren „42%, Leder . . . . . a 18% 
Steinkohlen . „40% Pelztierhäute . . „ 16% 
Zucker. „ 3,7%, Kleider und Putz- 
Seidenwaren . = 2,907, waren . . on 14h 


Gold- u. Silberwaren 


(A 


2,3% 
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1912 

Ausfuhrwert Ausfuhrwer 
Maschinen . . . mit 7,0%, Schmiedbares Eisen 
Eisenwaren . „65% in Stäben. . . mit 19°, 
Steinkohlen . „ 49% Anilin usw. . . „ 15% 
Baumwollenwaren . „ 4,7%, Zucker. a ar 
Wollenwaren „28% Koks e An. 
Felle und Pelzwerk » 24%, Roggen . . . 14% 
Seidenwaren . w 21% 


Von einer Tendenz der Verdrängung hochwertiger Erzeug- 
nisse durch minderwertige bei der Ausfuhr kann man nur 
insofern reden, als vielfach Halbfabrikate (besonders der Eisen- 
industrie) an die Stelle der verfeinerten Fertigwaren (zumal 
der Textilbranche) getreten sind. Der Vorteil ist mehr der sè 
genannten schweren Industrie zugute gekommen, während dit 
Industrien der Fertigwaren einen relativen Rückschritt aufzv- 
weisen haben. Im ganzen kann man jedoch mit einigen Eim 
schränkungen sagen: In den hohen Einfuhrziffern für Rohstofe 
kommt der große Materialbedarf der deutschen Industrie an Baun: 
und Schafwolle, Kupfer, Häuten, Erzen, Kautschuk usw. zum 
Ausdruck; an den exportierten Warengattungen läßt sich er- 
kennen, daß der Import an Rohstoffen und Nahrungsmitteln 
größtenteils mit Fabrikaten bezahlt wird. Die starke Verflechtung 
der deutschen Volks- mit der Weltwirtschaft, wobei wenigsten: 
vorläufig noch (Änderungen und Rückschläge in den nächsten 
Jahren sind nicht ausgeschlossen) besonders der Absatz der 
deutschen Schwerindustrie auf dem Auslandsmarkte auch relativ 
steigt, läßt sich nicht anzweifeln. Aber die weitere Frage ist: 
woher kommen und wohin gehen diese Güter? In der Einfuhr 
stehen obenan die Vereinigten Staaten und Rußland, dann folgen 
Großbritannien, Österreich-Ungarn, Frankreich, dann Britisch 
Indien, Argentinien, Belgien, die Niederlande, Brasilien, Italien. 
China steht (1912) mit 1,1°/, der Einfuhrwerte an 21. Stelle. 
In der (für unsere Untersuchung wichtigeren) Ausfuhr ist Grob 
britannien noch immer des Reiches bester Kunde. Dann folgen 
Österreich-Ungarn, die Vereinigten Staaten, Frankreich, Rußland, 
die Niederlande, Schweiz, Belgien, Italien, Dänemark, Argen 
tinien, Schweden. Der erste asiatische Staat: Japan steht an 19.. 
China erst an 23. Stelle mit 0,9°,. Es rangiert noch hinter 
Britisch-Indien. 
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Infolge des starken Bezugs von Nahrungsmitteln und Roh- 
stoffen aus Amerika ist der Anteil Europas am Import stark 
zurückgegangen. In der Ausfuhr jedoch ist dieser Rückgang 
des Anteils Europas recht gering (1889: 79,1; 1912: 75,4 °/,). 
Mit Recht sagt Harms!): „Der Schwerpunkt unserer aktiven 
Handelsbeziehungen liegt durchaus in Europa.“ Englands Ab- 
nahme deutscher Produkte erreicht nicht mehr den gleichen 
Prozentsatz wie früher; 1893 waren es noch 20,7; 1912 nur 
13°/, des deutschen Exports. Nach Großbritannien folgen mit 
starken Anteilen die Nachbarn und die Vereinigten Staaten. 
Die Versorgung nichteuropäischer und nichtamerika- 
nischer, besonders halbzivilisierter Völker durch 
Deutschland ist zwar erfreulicherweise im Wachsen. 
Aber sie ist dem englischen Vorsprung gegenüber 
gering, und sie steht, am europäisch-amerikanischen 
Geschäfte Deutschlands gemessen, recht zurück. Die 
Ausfuhr nach ganz Asien war 1912 mit 420 Millionen Mark 
um 100 Millionen Mark geringer als der Export nach der kleinen 
Schweiz. 

Das Jahr 1913 brachte das außerordentliche Anwachsen 
der Ausfuhr auf 10,098 Milliarden Mark, während die Einfuhr 
mit 10,770 Milliarden den Sätzen des vorausgehenden Jahres 
fast gleich blieb. Daß die Ausfuhrziffern über 1 Milliarde 
höher als 1912 sind, ist sicherlich stark durch Rohprodukte wie 
Getreide, Erze, Steinkohle beeinflußt. Doch sind auch viele 
Industrien der Fertigwaren (z. B. die chemische und die 
Maschinenindustrie) mit ungewöhnlich hohen Exportziffern 
vertreten. Nimmt man die Beteiligung am Welthandel ins- 
gesamt ohne Spezialisierung nach Rohstoffen, Fertigwaren, 
Nahrungsmitteln, so war schon 1912 der Vorsprung Groß- 
britanniens vor Deutschland nicht mehr allzu beträchtlich. 
Auch im Export von Halb- und Fertigwaren gelangt das Reich 
dank den Rekordsummen der Eisenindustrie in die Nähe 
Englands. So stellt sich also in großen Zügen das Gesamtbild 
des deutschen Außenhandels dar: starkes Anschwellen der Ge- 
samtziffern, besonders beträchtliche Einfuhr von Rohstoffen, 
außerordentlicher Export von Fabrikaten, wobei freilich eine 
Reihe von Fertigwaren hinter den Halbprodukten zurückbleibt. 
Im Warenaustausch überwiegen völlig die Nachbarschaftsbe- 
ziehungen unter Einschluß Großbritanniens und der Union. 


D In „Deutschland unter Kaiser Wilhelm IL, 2. Bd., N. 264, 
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In der Versorgung des (außerdeutschen) europäischen Kontinents 
mit Fabrikaten tritt England hinter Deutschland zurück. Es 
scheint eine Folge der natürlichen, geographischen Verhältnisse 
zu sein, die sich trotz der schutzzöllnerischen Politik des 
deutschen Reiches Geltung verschafft haben, daß das im Herzen 
Europas liegende Industrieland den Osten, Südosten, Süden 
und Norden, teilweise auch den Westen des Erdteils vorwiegend 
mit gewerblichen Erzeugnissen (darunter vielen Halbfabrikaten) 
versorgt. 


Im Überseeverkehr jedoch ist der Vorsprung Großbritanniens 
(besonders im asiatischen Geschäft) sehr beträchtlich. Auch 
hier scheint das geographische Moment, die insulare Lage, das 
hauptsächlich bestimmende zu sein. 


Mißt man den Wert des deutschen Handels mit China 
an den Summen des kontinentalen Handels Deutschlands, so 
erscheint er, wie wir gesehen haben, recht geringfügig. Wenn 
man auch allen Grund hat zu hoffen, daß selbst ohne besondere 
nationale Förderungsmittel Ein- und Ausfuhr des Reichs im 
Verkehr mit dem fernen Osten in den nächsten Jahren be- 
trächtlich wachsen werden, so ist doch der Vorsprung Groß- 
britanniens grade auf diesem Gebiet groß, während, wie gesagt, 
im Kontinentalhandel Deutschland von Jahr zu Jahr England 
überflügelt. Auf Grund dieser Beobachtungen kann man zur 
Idee einer handelspolitischen Arbeitsteilung gelangen, wonach 
es zweckmäßig scheint, England mehr den Überseeverkehr, 
Deutschland mehr das kontinentale Geschäft zu überlassen. 
Damit würde in unseren Tagen ein neues handelspolitisches 
Programm auftauchen, das stark an den älteren, vor 100, aber 
auch noch vor 50 Jahren gemachten Vorschlag einer interna- 
tionalen Arbeitsteilung zwischen den beiden Ländern erinnert. 
Damals hieß es, das industrielle England sei der Stadt, Deutsch- 
land dem platten Lande vergleichbar, demgemäß hätte Groß- 
britannien Europa mit Industrieprodukten, Deutschland aber 
England mit Getreide zu versorgen. Dieser unter den damaligen 
ökonomischen Verhältnissen nahe liegende, beiden Interessen 
scheinbar gerecht werdende Vorschlag hat sich einige Jahrzehnte 
später als ein Deutschland recht gefährliches, erfreulicherweise 
von den Tatsachen bald widerlegtes und gänzlich unbrauchbares 
Programm erwiesen. Kann man nun heute unter recht anderen 
Umständen die neue Forderung aufstellen: England die Übersee, 
Deutschland Europa? 
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Das würde eine weitgehende Zurückhaltung des Reichs 
vom Chinageschäft bedeuten. Sprechen noch andere Gründe 
dafür? 

Die Kapitalansprüche des inneren Marktes wären zu nennen. 
Kein wirtschaftlich blühendes Land der Erde saugt so schnell 
und so gründlich die Ersparnisse der Volkswirtschaft in eignen 
Inlandsunternehmungen wieder auf wie Deutschland. Darüber 
ist in letzter Zeit mit Recht viel geredet und geschrieben worden. 
Die Depression des Herbstes 1907 hatte vorwiegend in Geld- 
knappheit infolge der hohen Kapital- und Kreditansprüche des 
inneren Marktes ihre Ursache. Über nichts klagt man im 
deutschen Geschäft Chinas so sehr wie über die Zurückhaltung 
der Banken. Die Antwort auf diese Klagen lautet stets, daß das 
deutsche Kapital zu sehr durch die eigne Industrie, durch die 
Bedürfnisse der Kommunen und Privaten beansprucht ist und zu 
wenig Mittel für das Auslandsgeschäft übrig hat. Die großen 
Industriebetriebe vermehren beständig ihre baulichen Anlagen, die 
Städte brauchen für ihre neuen Kulturaufgaben große Summen, 
der Konsumbedarf einer wohlhabender werdenden Bevölkerung 
wirkt auf unsere Kapitalbestände zurück. Der noch recht junge 
Reichtum des Landes wandelt sich immer wieder in neue pro- 
duktive Anlagen. — Ob dieser Gründungs- und Produktions- 
eifer schon ungesunde Dimensionen angenommen hat und eine 
Gefahr bedeutet, mag hier ununtersucht bleiben. Nur das sei 
hier festgestellt, daß der innere Markt (im Verein mit dem 
kontinentalen Auslandsgeschäft) so hohe Kapitalansprüche stellt, 
daß es schwer hält, Kredite für Geschäfte und Anlagen im 
fernen Osten flüssig zu machen. Es könnte daraus der Schluß 
gezogen werden: Unter diesen Umständen sei es vorteilhafter, 
um den geldhungrigen Innenmarkt nicht darben zu lassen, von 
größeren Kapitalbeteiligungen in China abzusehen. 

Ein drittes Argument für Zurückhaltung könnte man den 
internationalen Konkurrenzverhältnissen auf dem chinesischen 
Markte selbst entnehmen !!). Es läßt sich nicht bestreiten, daß 
Deutschland den Wettbewerb im fernen Osten unter schwierigen 
Bedingungen führt. England hat in seiner alten, traditionellen 
See- und Handelsherrschaft, in seiner Sprache, in der Nähe 





') Ich habe in einem Vortrage vor der Hauptversammlung des Vereins 
deutscher Eisenhüttenleute am 30. XI. 13 über „Weltwirtschaftliche Probleme 
Östasiens“ (wiedergegeben in „Stahl und Eisen“, 1914 Nr. 1 und 2) versucht, 
darüber mehr im einzelnen zu reden. Ich muß hier auf die dortigen Aus- 
führungen verweisen. 
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seines riesigen vorder- und hinterindischen Besitzes starke Vor- 
teile auf seiner Seite. Aber nicht nur Großbritannien, sondern 
fast mehr noch kommen die Nachbarn Chinas, Rußland und 
Japan, schließlich die Vereinigten Staaten (deren (Gebiet an 
den stillen Ozean grenzt) in Betracht. Nachbarschaft bedeutet 
die Möglichkeit, schnell und ohne große Kosten zur Stelle 
zu sein. Immer mehr wird auf militärischem und wirt- 
schaftlichem Gebiete Schnelligkeit ausschlaggebend. Spricht 
die zentrale Lage Deutschlands in Europa für Entwicklung des 
kontinentalen Geschäfts, so kann man aus geographischen Ge- 
sichtspunkten heraus davon reden, daß Rußland und Japan, 
sowie die Union einen natürlichen, zu ihren Gunsten entschei- 
denden Vorsprung vor Deutschland in China besitzen. Damit 
braucht der deutsche Kaufmann nicht vom fernen Osten aus- 
geschlossen zu sein. Auch früher hat er unter fremder Flagge 
Geschäfte gemacht, die bisweilen mehr Gewinn brachten, als ihm 
heute zufallen. Nur eine nachdrückliche Verankerung deutscher 
Handelspolitik in asiatischem Boden wird damit abgelehnt. 

Schließlich politische Erwägungen: Wo hat die deutsche 
Diplomatie in den letzten Jahrzehnten größere Erfolge erzielt: 
auf dem Kontinente oder in Asien und Afrika? Hat sich nicht 
Deutschlands Verhältnis zu Osterreich- Ungarn glücklich ge 
staltet, ist nicht seine Balkanpolitik im ganzen erfolgreich ge- 
wesen? Welche Enttäuschungen, die „draußen“ gemacht wurden, 
stehen aber diesen positiven Faktoren gegenüber: Marokko, 
Neu-Kamerun zumal? 

Die bisherige Handelsentwicklung, die Bedürfnisse des 
inneren Marktes, die geographische Lage Chinas und politische 
Erfahrungen scheinen also wirklich für eine Orientierung der 
Volkswirtschaft nach kontinentalem und nicht nach weltwirt- 
schaftlichem Prinzip zu sprechen. Der Ruf nach dem fernen 
Osten scheint eine Sirenenlockung zu sein. Das hieße freilich, 
daß wir aus der Kultur der Enge nicht herauskommen sollen. 
Deutschland verträgt danach keine Seeluft. Unsere Ozean- 
dampfer, unsere Panzerschiffe, die ungeheure Löscharbeit des 
Hamburger Hafens könnten wir nur mit grämlichem Mißbehagen 
schauen. Der Gott des Meeres zürnt der deutschen Flagge. 

Man hat sogleich das Gefühl, als ob die kleinmütigen 
Erwägungen, selbst wenn sie wirklich der ökonomischen Logik 
entsprechen sollten, an völkerpsychologischen und nationalethi- 
schen Imponderabilien zerschellen müßten. Damit flüchtet man 
sich nicht aus der Welt der Realien zu Ideologien; sondern be- 
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ständig wirkende Gesetze der geschichtlichen Entwicklung finden 
darin ihren Ausdruck: Das Verlangen starker Völker nach Über- 
windung schwieriger Aufgaben und nach der Vorbereitung des 
Neuen und Größeren. Nach der Reichsgründung bedurfte zu- 
nächst Deutschland erst der Festigung seiner staatsrechtlichen 
Grundlagen. Dann kam von den 90er Jahren an die Periode 
des wirtschaftlichen Aufschwungs.. Die Volksenergie suchte 
und fand auf diesem Gebiete neue Nahrung. Rekordleistungen 
stellten sich ein. Jetzt aber muß sich endlich das ökonomische 
Plus in Zuwachs an Macht und Kulturbereicherung umsetzen. 
Die geistige Ebbe der inneren Politik ist groß. Man braucht 
deshalb nicht alle Schuld bei den Regierungen und Parlamenten 
zu suchen. Viel ist geschehen, besonders auf sozialpolitischem 
Gebiet. Aber wen vermag die sozialpolitische Kleinarbeit, die 
nunmehr notwendigerweise begonnen hat, zu begeistern? Wo 
sind in der inneren Politik die jungen, frischen, Interesse aus- 
lösenden Gedanken? Wie wenig hat sich am Ideengehalt der 
inneren Politik, besonders der Parteipolitik in den letzten 
25 Jahren geändert und entwickelt? Ist es wirklich so frucht- 
bringend, in den „Hallen der Wiederholungen‘ immer wieder 
dieselben Debatten mit anzuhören? Die große, traditionelle 
Gefahr des Deutschtums, in Zank und Kleinlichkeit zu geraten, 
ist nicht überwunden. Aus inneren, geistigen Notwendigkeiten 
heraus müssen wir die Berührung mit dem Fremden, Neuen 
suchen und den immer wieder strömenden Segen des Vergleichs, 
des Tausches, des Kräftemessens und der Ergänzung suchen. 
Schon rein geistig bietet die Welt heute kaum etwas Packen- 
deres als die wunderbare Berührung des Orients und des Occi- 
dents in der Gegenwart. Viel verdankt ihr das geistig sonst 
so stumpfe Albion. Immer wieder neue ÖOffenbarungen und 
Einblicke ins Problem der Menscheit erwachsen aus dem In- 
einandergreifen der Rassen und Kulturen. Diesen weltgeschicht- 
lichen Vorgängen gegenüber erscheinen die querelles alleman- 
des der inneren Politik trostlos. Wie einst die Nation von 
Friedrich List vor bald 100 Jahren zum Neuen, Größeren ge- 
rufen und aufgefordert wurde, Eisenbahnen zu bauen, die natio- 
nalen Produktivkräfte einzusetzen, eine Exportindustrie zu er- 
ziehen und England einzuholen, statt es nur zu bestaunen, so 
wird heute von uns gefordert, Eisenbahnen in China zu bauen, 
dort Kapital zu investieren, die verschiedenen Kräfte und Inter- 
essen zu vereinigen zu einheitlichem Vorgehen im fernen Osten. 
Es geschieht dies nicht zuletzt, um neue Energien in die deutsche 
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Konkurrenz neu entstehender Unternehmungen im Osten, Süden 
und Westen der Landesgrenzen einrichten müssen, so geht 
dies nicht ohne Verluste ab. Grade das Vordringen des Exports 
in den letzten Jahrzehnten mit seinem Ergebnis, daß Deutsch- 
land an die zweite, in manchen Branchen an die erste Stelle 
gerückt ist, hat die unvermeidliche Konsequenz, jetzt um die 
im Gesamtbetrage erste Stelle zu kämpfen. 

Das aber vollzieht sich unter steigenden Schwierigkeiten: 
England steht im Anfange eines Umschwungs seiner Wirtschafts- 
politik in der Richtung des Imperialismus. Noch sind die 
Adam Smithschen Traditionen, nach denen das billigste An- 
gebot den Zuschlag erhält, nicht ganz überwunden. Auch in 
seinen Kolonien ist das System, jeden — gleichviel welcher 
Nation — frei Handel treiben zu lassen, noch nicht beseitigt. 
Die Fortschritte des deutschen Handels in Britisch-Indien und 
Ceylon etwa werden noch immer teilweise als etwas Ungefähr- 
liches angesehen und dadurch (falsch) erklärt, daß eben die 
deutschen Waren billig und schlecht seien. Aber bereits lernen 
die Briten um. Beispiele für eine veränderte Stellung zum 
Wettbewerbe Deutschlands in den asiatischen Kolonien des 
Vereinigten Königreichs lassen sich zahlreich anführen. Was 
der Hochmut des Überlegenheitsgefühls bisher nicht zulassen 
wollte, erzwingt die Kalkulation und Statistik, den Gedanken 
nämlich, daß auch sie, die Engländer, um den Markt kämpfen 
müssen. Schon entsendet auch das Board of Trade Spezial- 
kommissare (besonders nach China, aber auch auf andere 
Märkte) zum Studium, wie die Ausbreitung des britischen 
Warenabsatzes gefördert werden könne. Gegenwärtig betrage 
zwar, heißt es im North China Herald vom 14. Februar 1914, 
Großbritanniens Export an Fertigwaren nach China noch un- 
gefähr zweimal soviel wie der Deutschlands und Amerikas 
zusammen. Aber es handele sich hauptsächlich um Stapel- 
artikel wie Baumwolle; hingegen sei der britische Handel in 
Metallwaren nicht viel größer als der deutsche und viel geringer 
als der amerikanische und deutsche zusammen. Diese auf- 
kommende Konkurrenz müsse man aus dem Felde zu schlagen 
versuchen. Nach diesem Rezepte, gegen den Wettbewerb der 
Deutschen anzukämpfen, verfährt auch die British Engineers 
Association, die etwa 200 angesehene britische Maschinenbau- 
firmen umfaßt. Sie hat in Peking eine gut organisierte 
umfangreiche Geschäftsstelle, unterhält gute Fühlung mit der 
englischen Regierung und sucht den Chinesen klar zu machen, 
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daß ihre Mitglieder den gesamten Bedarf Chinas an Erzeug- 
nissen der mechanischen Industrie decken könnten!). 


Auf ihrem Inlandsmarkte daheim reiht sich an die mit 
der Made in Germany -Marke beginnende Abwehrpolitik bis 
zum neuen Patentgesetz Glied an Glied. Die Tendenz ist: 
Kauft keine deutschen Waren! 


Von der „amerikanischen Gefahr‘ ist es in den letzten 
Jahren etwas stiller geworden. Man hat die Schwächen der 
Yankees kennen gelernt. Indessen ist es fast zu ruhig geworden. 
Die Zeit, wo man die Beziehungen zur Union auf das Schema: 
sie liefert Lebensmittel, wir geben dafür Industrieerzeugnisse: 
bringen konnte, ist vorüber. Der Riese wächst und streckt 
seine Arme nach Europa aus. Eine auch unter dem gegen- 
wärtigen demokratischen Regime nicht nennenswert abge 
Schwächte Protektionspolitik begünstigt das schon von der Natur 
so bevorzugte amerikanische Inland. 


Schon müssen wir also drei Argumente zugunsten des 
Übersee-, besonders des Chinahandels der kontinentalen Handels- 
politik entgegenstellen: 1) das steigende Exportbedürfnis der 
Großindustrie und des Großhandels, das auch bei gleich gün- 
stigen Absatzverhältnissen in Europa das Suchen nach neuen 
Märkten notwendig machen würde; 2) die zunehmende Industria- 
lisierung und Absperrung der Nachbarn; 3) die wachsenden 
Erschwerungen auf den angelsächsischen Märkten. 


Zuviert ist das politische Moment zu nennen: Wer in Asien 
reist, lernt Englands Macht kennen. Es ist sicherlich eine 
starke Tendenz vorhanden, daß die Welt britisch werde. Nun regen 
sich Amerikaner, Russen und Franzosen. Rings um uns schreiten 
die anderen voran. Wir müssen mit! Man gewinnt freilich 
in den nichteuropäischen Erdteilen vielfach den Eindruck, dab 
auch die Briten (zumal in Asien) die Deutschen nicht entbehren 
können. Sie sehen ein, daß wir auf allen Gebieten gute Ar- 
beiter sind. Well, denken sie, verdrängen wir sie nicht, lassen 
wir sie für uns arbeiten: Brücken, Eisenbahnen bauen, Schächte 
niederbringen. O, diese damned Germans verstehen etwas von 
Technik und Naturwissenschaften, sind fleißig und ehrlich. De 
sollen arbeiten, aber beileibe nicht ihre Leistungen in Macht 
umsetzen. Im entscheidenden Augenblick müssen wir die 
Früchte ihrer Arbeit für uns verwenden. 


1) Vgl. „Technik und Wirtschaft“, Januar 1914, S. 69/70. 
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Der chinesische Markt ist heute die bei weitem wichtigste 
Bahn für das Wettrennen aller Nationen. Zum ersten Male 
in der Geschichte öffnet sich ein Markt zu einem so allgemeinen 
Rendezvous für alle Welthandel treibenden Völker. Damit 
rückt er in den Mittelpunkt der weltpolitischen Interessen. Wer 
sich hier ausschließt oder zurückzieht, blamiert sich unsterblich; 
wer nicht mitmacht, tritt in die Gruppe der Staaten zweiter 
Ordnung. 

Dazu kommt die allgemein kulturelle Notwendigkeit, An- 
gefangenes weiterzuführen. Seit den 90er Jahren hat das Reich 
den Boden entschiedener Chinapolitik betreten. Nicht ohne Er- 
folge; aber auch nicht ohne Opfer an deutschem Blute. Deutsch- 
lands Schutzgebiet Tsingtau blüht aufs schönste. An Anleihen, 
Eisenbahnen, Unternehmungen ist die deutsche Volkswirtschaft 
beteiligt. 

Das, was ich in „Stahl und Eisen‘ über die Aussichten 
des chinesischen Marktes auszuführen versucht habe, will ich 
nicht wiederholen. Es ist schwer vorstellbar, welche Umstände 
es hindern sollten, daß in wenigen Jahrzehnten China einer 
der größten Märkte der Welt sein wird. An diesem Markt 
würde der deutsche Importeur und Exporteur auch ohne starken 
Nachdruck der Heimat wohl einen beträchtlichen Anteil haben. 
Aber viel weniger würde es der heimischen Industrie zugute 
kommen. Der deutsche Kaufmann wäre wie früher ein Aller- 
weltsagent, er wäre nur geduldet und von jeder Sperre aufs 
empfindlichste bedroht. Ist es denkbar, daß Deutschland, das 
gegenwärtig im Export an Fertigwaren an die erste Stelle auf 
dem Weltmarkt rückt, sich von einem Zukunftsmarkte zurück- 
zöge, der wie kein anderer die typischen Züge des interna- 
tionalen Austausches trägt? Auch rein kaufmännisch betrachtet, 
ist es nicht vorteilhaft, andere die Gewinne einheimsen zu lassen. 

Gegenwärtig fällt auf, daß die englische Presse vielmehr 
über die russische und französische Konkurrenz in China klagt 
als über die deutsche. Die großen Bahnprojekte dieser Länder 
machen ihr Sorge. Frankreich versucht von Indochina aus 
zum Jangtsetale vorzudringen. Hinter den belgischen neuen 
Konzessionen, von Kalgan südwestlich zu bauen und die große 
ost-westlich gerichtete Hai-Lan-Bahn zu legen, wird französich- 
russischer Einfluß vermutet. Besonders die Verlegung des 
Ausgangspunktes dieser zweitgenannten Linie von Haitschou 
weiter südlich in die Nähe der Jangtsemündung erregt die 
britischen Befürchtungen, die Konkurrenten könnten in das 
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Jangtsegebiet eindringen, das die Engländer als ihre Interessen- 
sphäre betrachten, während ihnen die beiden deutschen Kon- 
zessionen in der Provinz Schantung mit Recht harmloser er- 
scheinen. Auch suchen sich wieder Stimmen Gehör zu ver- 
schaffen, die erneut eine gemeinsame Finanzkontrolle durch 
die beiden Staaten zur Durchführung der Währungsreform 
vorschlagen. 

Leider haben diese Deutschland gegenüber sanfteren Töne 
im Verein mit den britischen Klagen über Rückgang ihres 
Geschäfts in China deutsche Publizisten und Politiker verleitet, 
in den alten Fehler zu verfallen, den dringenden Rat zu geben, 
man solle doch dem armen notleidenden Vetter freundschaftlich 
beispringen und mit ihm vereint gemeinsame Chinapolitik 
treiben. Wer lacht da? Eines der zehn Gebote deutscher 
Auslands- und besonders Chinapolitik sollte zu allen Zeiten 
sein: Mißtraue England! Darin liegt nicht die Aufforderung 
zu einer (sicherlich verfehlten) Aggressivität. Vielmehr wird 
man auch in Ostasien mit Großbritannien friedlich auszu- 
kommen suchen müssen, aber stets mit kalter und selbst- 
bewußter Reserviertheit. Jedes Gefühl von innerer Interessen- 
harmonie ist verschwendet. 

Das Ergebnis ist somit: Wirtschaftliche, politische und 
ethische Notwendigkeiten weisen in der Richtung eines regen 
Handelsverkehrs mit China und einer starken Kapitalbeteiligung 
am dortigen Markte. Damit stehen wir vor der schwierigen 
Frage, wie das im einzelnen zu machen ist!) Hier kann zum 
Schlusse nur kurz angedeutet werden, daß es sich dabei um 
eine Fülle komplizierter Einzelfragen handelt. Im Augenblicke 
stehen die eben erwähnten Eisenbahnfragen, die Beteiligung 
des Bankkapitals und das Problem der internationalen Inter- 
essensphären, sowie die sogenannte Kulturpolitik obenan. 


1) Darüber habe ich versucht, mich a.a.O. eingehender zu äußern. Es 
war für mich erfreulich zu lesen, daß der Unterstaatssekretär Zimmermann 
im Reichstage bei der zweiten Lesung des Etats Mitte Mai in der Hauptsache 
dasselbe dargelegt hat, wie ich es vor den Eisenhüttenleuten im November 1913 
zu tun mich bemüht habe. Weniger einwandfrei schienen mir seine zu 
irrigen Auffassungen verleitenden Mitteilungen über die deutschen Berater 
in Peking zu sein. Was darüber der Pekinger Korrespondent der „Frank- 
furter Zeitung“ unterm 22. Mai geschrieben hat, stimmt auch mit anderen 
Nachrichten überein. Von den acht im Reichstage genannten Beratern gibt 
es „keinen deutschen Berater, der unmittelbar unter den Augen des Prä- 
sidenten arbeitet, und zwar ist Deutschland die einzige der China be- 
freundeten Mächte, die nicht diesen Vorzug genießt.“ 
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Es ist ein alter Lieblingsplan englischer Politiker, sich das 
wichtige und fruchtbare, zentral gelegene Jangtsegebiet als 
Interessensphäre zu sichern. Deutschland möge Schantung für 
sich in Anspruch nehmen. Dazu gehört ja Tsingtau. Deutsche 
Eisenbahnen durchlaufen einen Teil der Provinz, der deutsche 
Handel kommt zwar erst an dritter Stelle (nach Japan und 
Großbritannien), auch dringt grade in Schantung Amerika stark 
vor. Im ganzen aber sind sicherlich in keiner Provinz die 
deutschen Interessen so entwickelt wie dort. 

Man wird versuchen müssen, die Prinzipien der allgemeinen 
deutschen Chinapolitik, die keine besonderen Eroberungen erstrebt, 
vielmehr den Grundsatz der offnen Tür im ganzen Reiche durch- 
setzen will, mit einer Tsingtau- und Schantungpolitik zu ver- 
einigen. Wichtiger und auf die Dauer erfolgreicher ist das 
erstgenannte Ziel. Als fester Stützpunkt mag Tsingtau dienen; 
aber es wäre falsch, nur auf die Blüte dieser kleinen (aus- 
gezeichneten) Kolonie zu achten und die schwierigen Allgemein- 
aufgaben der großen Chinapolitik zu vernachlässigen. Je mehr 
sich die „Republik“ unter Juanschikais Leitung zu einem 
nationalen Einheitsstaat entwickelt, desto wirksamer wird eine 
Politik Deutschlands sein, welche China nicht schwächen, 
sondern zu stärken und zu stützen sucht, die ihm mehr gibt 
als nimmt und sich an den destruktiven Tendenzen der heim- 
lichen Eroberungspolitik Rußlands und Japans nicht beteiligt. 

Kulturpolitik in China ist schließlich heute das Schlagwort 
vieler geworden. Auf den ersten Blick muß es scheinen, als 
ob diese Bestrebungen ohne Einschränkung durchaus gut zu 
heißen seien. In der Tat sind Schulgründungen, die den Zweck 
haben, die Chinesen für deutsche Kultur zu gewinnen, not- 
wendig und nach Kräften fördernswert. Indessen kann eine 
als Selbstzweck gute Sache dadurch an Bedeutung einbüßen, 
daß sie das Bessere hindert und als Vorwand für die Unter- 
lassung dieses Besseren dient. Leider hat nun die Chinasache 
bei uns eine Wendung genommen, die es notwendig macht, 
diese Kulturpolitik nicht ohne Mißtrauen zu beobachten. Mit 
tausend kleinen Mitteln wird heute im Stillen versucht, das 
Interesse auf das politisch harmlosere Gebiet des Schulwesens 
von den freilich brennend heißen, leicht zu internationalen 
Verwicklungen führenden Fragen der Wirtschaftspolitik abzu- 
lenken. Den offiziellen Kreisen ist die rege Teilnahme der 
öffentlichen Meinung nur teilweise erwünscht; teilweise scheut 
man die Einmischung und den Tatendrang von Leuten, die 
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man für unverantwortlich hält, weil sie nicht den zünftigen 
Zirkeln angehören. Die Entstehungsgeschichte des Deutsch- 
Chinesischen Verbandes, der an die Stelle des ursprünglich 
beabsichtigten China-Instituts getreten ist, ist der beste Beweis, 
wie sehr offizielle Kreise des auswärtigen Dienstes das Streben 
nach deutscher Aktivität im fernen Osten auf Kulturpolitik 
abzuleiten geneigt sind. Sofern aber diese Kulturpolitik als Ab- 
lenkung von einer direkt wirtschaftliche Ziele verfolgenden 
Politik dient, erscheint sie uns nicht mehr unbedingt erfreulich. 
Wichtiger, als Schulen zu gründen ist es, wirtschaftliche Unter- 
nehmungen Deutscher in Ostasien mit allen Kräften zu fördern, 
Kapital für China flüssig zu machen, Eisenbahnen zu bauen, 
der deutschen Industrie Aufträge zu verschaffen und die Teil- 
nahme Deutschlands an der Ein- und Ausfuhr Chinas von Jahr 
zu Jahr zu steigern. Das ist der Kernpunkt des Programms, 
das in den letzten Jahren aufgestellt werden mußte. Alles übrige 
ist, an der Wichtigkeit dieser Aufgaben gemessen, sekundär. 
Es wäre besser, diese Kardinalforderungen würden von den 
Gegnern einer energischen Chinapolitik mit Sachkenntnis kriti- 
siert und, wenn es ihnen notwendig scheint, bekämpft, als daß 
der gegenwärtige Zustand besteht, wo man scheinbar zu allen 
Forderungen Ja sagt, im Stillen aber versucht, den Tatendrang 
zu hemmen, abzuwiegeln, neue Organisationen unschädlich zu 
machen und „Kulturpolitik“ zu treiben. 

Mit einiger Ungeduld erwarten wir von den neuen, China 
ihr Interesse zuwendenden Gesellschaften positive Taten. Voriges 
Jahr waren die Bemühungen in den Kreisen der Industrie und 
des Handels, die Teilnahme am fernen Osten zu stärken, nicht 
vergeblich. Man war bereit, Opfer zu bringen. Damals kam 
der Bescheid: Wartet ein Weilchen. Alles, was man an aktiver 
Chinapolitik (im weiteren Sinne des Wortes) verlangen kann, 
wird durch die Gründung des alle Interessenten zweckmäßig 
zusammenfassenden ‚„Chinainstituts‘‘ erfüllt werden. Es wäre 
voreilig und anfechtbar gewesen, diesen Versicherungen Miß- 
trauen entgegenzubringen. Man mußte warten und schweigen. 
Dann kamen die ersten Enttäuschungen, als es mißlang, die 
große, vom Zentralverbande Deutscher Industrieller mit dem 
Bunde der Industriellen geplante Organisation zu schaffen. 
Statt einer starken zentralisierten Vereinigung entstanden meh- 
rere, über die ihrer Jugend wegen vorläufig noch nicht geurteilt 
werden soll. Nur daß, wie gesagt, der Deutsch-Chinesische Ver- 
band in m. E. bedenklichem Grade auf „Kulturpolitik“ fest- 
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gelegt zu sein scheint, wobei Einflüsse des Auswärtigen Amtes 
mitgewirkt haben, sei hier nicht ohne Sorgen ausgesprochen. 
In den Kreisen der deutschen Politiker, Industriellen und Na- 
tionalökonomen soll man nur ja nicht glauben, es sei mit den 
schönen Gründungen schon irgendetwas Nennenswertes ge- 
schehen, man brauche nun nicht mehr zu wachen, da ja ver- 
antwortliche Ämter geschaffen seien. Im Gegenteil: jetzt heißt 
es erst recht auf dem Plan sein, Rechenschaft von den Wächtern 
zu verlangen, selbst zu schauen und selbst zu handeln. 
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Zum Stand der politischen Probleme 
Zusammenfassende und vergleichende Übersichten 


IX. 
Die böhmische Frage 


Von Friedrich Kleinwaechter jun. 


Österreich gehört heute wohl zu den interessantesten Objekten politischer 
Forschung. In ihm spielt sich ein politischer Entwicklungsprozeß ab, für 
den man vergebens anderwärts nach einem Analogon sucht, nämlich die Ver- 
bindung einer Reihe von Nationalitäten zu einem einheitlichen Staatswesen 
auf der Basis der Gleichberechtigung. 

Das Problem verschiedene Nationen in einem Staate zu vereinigen, ist 
nicht neu. Die Geschichte bietet hierfür zahlreiche Beispiele. Neu ist nur 
die Methode. 

Die Geschichte kannte bisher nur eine Methode: die Gewalt. Ein Volk 
war das herrschende, das andere das unterworfene. Hierbei ist es für das 
Wesen der Sache ziemlich gleichgültig, ob die Unterwerfung durch gewalt- 
same Vernichtung oder dauernde Knechtung des nationalen Gegners geschah 
oder durch einen langsam wirkenden Assimilationsprozeß, der den schwächeren 
Teil allmählich im stärkeren aufgehen ließ. 

Diese Methode hatte eine notwendige Voraussetzung. Das eine Volk 
mußte das andere an Stärke überragen. Hier ist es auch wieder gleichgültig, 
ob die Kraftdifferenz so groß war, daß der schwächere Teil vollkommen 
überwunden wurde, oder ob der Unterdrückte sich so widerstandsfähig erwies, 
daß er die Hegemonie des Stärkeren zwar dulden mußte, sich aber in seiner 
völkischen Eigenart erhalten und als Fremdkörper den Unterdrücker ständig 
beunruhigen konnte. 

Diese Voraussetzung fehlt in Österreich, wo eine Reihe von Nationen 
einander gegenüberstehen, von denen keine die Kraft hat, die anderen völlig 
zu unterwerfen. Die Methode der Gewalt ist daher in Österreich nicht an- 
wendbar. Bei dieser Sachlage gibt es nur zwei Wege zur Konfliktslösung. 
Der eine führt zur Trennung. Er führt wieder zur Entstehung einer Reihe 
selbständiger Staaten oder zur Angliederung der Trennstücke an bereits be- 
stehende Nachbarstaaten. Dieser Weg erweist sich praktisch als ungangbar. 
Abgesehen davon, daß eine reinliche territoriale Scheidung aus dem Grunde 
unmöglich ist, weil vielfach ein Volksstamm von den Angehörigen des anderen 
gleichsam durchwachsen ist, somit durch die Trennung der Konfliktstoff 
nicht völlig beseitigt wäre, könnte einer Reihe nationaler Kleinstaaten kaum 
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eine annehmbare politische Existenz im Herzen Europa an der Reibungsfläche 
zwischen Orient und Okzident prophezeit werden. Die Angliederung der 
Trennstücke an die Nachbarstaaten in friedlichen Formen wäre kaum zu 
erwarten. Ein Blick auf die Karte Europas beweist überdies, daß die Erwer- 
bung einzelner Teile Österreichs für unsere Nachbarn gewiß kein wünschens- 
wertes Ereignis wäre, da damit den Eroberern die schwersten politischen 
Probleme zur Lösung aufgegeben würden. Ich verweise zur Illustrierung bloß 
auf die Schwierigkeiten, die dem mächtigen Preußen der kleine polnische 
Laandesteil bereitet. Die nüchterne Betrachtung der Tatsachen verweist daher 
von selbst auf den zweiten Weg, der zu jenem Ziele führt, das sowohl für 
die österreichischen Völker selbst als auch für Europa das vorteilhafteste ist, 
nämlich die Verbindung der heterogenen Elemente zu einer Einheit. Wie 
tief übrigens dieser natürliche Gedanke trotz aller Reibungen — manchmal 
unter der Schwelle des Bewußtseins — in den österreichischen Völkern ruht, 
beweist das Verhalten der Monarchie während der in den letzten Jahren 
drohenden äußeren Konflikte. Der Streit schwieg plötzlich und die Nationen 
nahmen um der Erhaltung der Gemeinsamkeit Opfer auf sich, die ihnen in 
ruhigen Zeiten niemand zugemutet hätte. 

Entscheidet man sich also der Logik der Tatsachen folgend für den 
zweiten Weg, dann darf er, wenn man auf einen Erfolg rechnen will, nur 
mit der Erkenntnis beschritten werden, daß die Verbindung nicht auf dem 
Prinzipe der Gewalt aufgebaut werden kann. Hält man an dieser Erkenntnis 
fest, dann ergibt sich die Notwendigkeit nach neuen Formen des Zusammen- 
lebens zu suchen. Hier liegt heute das österreichische Problem. Dieses 
Ringen um eine neue Lebensform beherrscht die ganze innere und zum Teile 
auch die äußere Politik der Monarchie. 

Diesen Prozeß hat ein prinzipieller Irrtum in falsche Bahnen gelenkt. 
Ihn zu überwinden ist die Gegenwart am Werke. 

Der kulturelle und politische Fortschritt der modernen Staaten hat die 
inneren politischen Kämpfe von roher Gewalt befreit und auf den Boden 
der Volksvertretungen verlegt. Was früher die Zahl der Schwerter bedeutete, 
bedeutet jetzt die Zahl der Stimmen. Das Majoritätsprinzip war das Mittel 
den Gegner zu überwinden, ein unblutiges Mittel, daß auch noch den Vorteil 
bot, mit dem Mantel der Gerechtigkeit bekleidet zu sein. Der Wille der 
Mehrheit sollte entscheidend für den Willen des Staates sein. Die Richtig- 
keit und Zweckmäßigkeit dieses Mittels wurde nicht bestritten. Gestritten 
wurde nur über die Form, wie die Mehrheit zustande zu kommen habe. 
Schichten, die vom politischen Leben ausgeschlossen waren, erzwangen sich 
Geltung aber immer nur zu dem Zwecke, um zur Macht gelangt mit dem 
Majoritätsprinzip den politischen Gegner zu überwinden. 

Blickt man jedoch tiefer in die Dinge, so sieht man, daß das Majoritäts- 
prinzip im Grunde eigentlich nichts anderes ist als das alte Gewaltprinzip 
nur in verfeinerter Form. Ob ich mit der Waffe oder dem Stimmzettel in der 
Hand den Willen des Gegners unter den meinen beuge, ist im Wesen dasselbe. 
Das Resultat ist immer: gewaltsames Unterdrücken des gegnerischen Willens. 

Dieses Prinzip mag ausreichen, wenn es sich um Meinungsverschieden- 
heiten von relativ geringerer Bedeutung handelt. Sind die politischen Parteien 
eines Landes sich über die wichtigsten prinzipiellen Staatszwecke einig, dann 
können die übrigen Differenzen durch die Macht einer Majorität beseitigt 
werden. Es ist im Leben der Staaten wie im Leben des Einzelnen. In 
Dingen, die einem nicht ans Leben greifen, beugt man sich eventuell unter 
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den Willen des anderen. In dem Momente aber, wo es sich um Existenz- 
fragen handelt — und eine solche Frage ist die Erhaltung der völkischen 
Eigenart — beugt sich der Wille nicht mehr unter der Majorität. Da die 
Minorität auf der Basis des Rechtes kein Mittel gegen die Vergewaltigung 
findet, verläßt sie den Boden des Rechts. Die zum Majoritätsprinzip ver 
feinerte Gewalt wandelt sich wieder in ihre Urform, die rohe Gewalt. Nun- 
mehr entscheidet wieder das Recht des Stärkeren. Da aber im Kampf der 
österreichischen Nationen keine so stark ist, um die andere völlig zu über 
winden, bleibt das Problem ungelöst. Wir sind im Kreise gegangen und an 
dem Punkte angelangt, von dem wir ausgegangen sind. 

Wir sehen also, daß das Majoritätsprinzip ein ungeeignetes Mittel zur 
Lösung der nationalen Konflikte in Österreich ist. Daß dies nicht erkannt 
und immer wieder von neuem mit diesem ungeeigneten Mittel operiert wurde, 
ist die Ursache, daß das Problem nicht nur nicht gelöst werden konnte, 
sondern auch die Kämpfe immer schärfere Formen angenommen haben. Erst 
in neuerer Zeit fängt diese Erkenntnis an, sich durchzuringen. Erst wenn sie 
Gemeingut der politischen Parteien geworden ist, wird die Zeit für die Lösung 
der nationalen Probleme in Österreich reif sein. 

Diese — scheinbar vom Thema abliegenden — Ausführungen mußten 
vorangesetzt werden, wenn das heute vorliegende Ergebnis des nationalen 
Streites in Böhmen in seiner politischen Bedeutung richtig erfaßt werden soll. 

Als das tschechische Volk zum Bewußtsein seiner ziffernmäßigen Über 
legenheit gelangt die durch den kulturellen Vorsprung bedingte deutsche 
Hegemonie in Böhmen zu bekämpfen anfıng, suchte es die Herrschaft unter 
Anwendung der alten Methode zu erringen. Die Erfolge blieben anfangı 
nicht aus. Die deutsche Vorherrschaft wurde überwunden. Damit war man 
aber auch an dem auf diesem Wege erreichbaren Ziele angelangt. Daß der 
Eroberungszug hier nicht halt machen, sondern zu neuen Zielen eilen wollte, 
mag bei einem jungen vom Erfolge geblendeten Volke begreiflich sein. Nun 
trat aber dem Siegeslauf die Macht der Tatsachen in den Weg. Wenn auch 
das deutsche Volk in Böhmen nicht stark genug war, um seine Vorherrschaft 
zu behaupten, so besitzt es doch genügende Kraft, um seine völlige Über 
windung zu vereiteln. Die tschechische Majorität im böhmischen Landtag 
hatte theoretisch wohl die Macht die deutsche Minorität durch Überstimmen 
zu unterdrücken. Aber die deutsche Minorität war so stark, daß sie durch 
Obstruktion die Beschlußfähigkeit des Landtages vereiteln konnte. Damit 
war die Ohnmacht des Majoritätsprinzips gegeben. Eine Reihe von stürmi- 
schen Sitzungen erzwang am 15. Oktober 1908 die Auflösung des Landtages, 
der sich nicht einmal konstituieren und die Neuwahl des Landesausschusses 
vornehmen konnte. Stürmische Kundgebungen in den Straßen Prags hatten 
die Verhängung des Standrechtes zur Folge. Die nach der Schließung der 
Session (6. Februar 1909) eingeleiteten Verhandlungen, um den Landtag 
wieder arbeitsfähig zu machen, scheiterten. Die wieder aufgenommene 
Tagung des Landtages ermöglichte bloß vier infolge der technischen Ob- 
struktion der Deutschen fruchtlose Sitzungen. Am 8. Februar wurde der 
Landtag abermals geschlossen. Die im September 1910 wieder aufgenom- 
menen Ausgleichsverhandlungen führten zu keinem Ergebnisse und der 
Landtag konnte, da seine Arbeitsfähigkeit nicht zu erwarten war, seither 
nicht mehr einberufen werden. Der Verfassungsapparat des Landes Böhmen 
war zum Stillstand gebracht, ohne daß die tschechische Mehrheit dies ver- 
hindern konnte. 
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Logischerweise wäre jetzt, nachdem das Gewaltprinzip Schiffbruch ge- 
litten hatte, der Moment gekommen, die Lösung des Problems auf einem 
anderen Wege zu finden, nämlich auf dem Wege der gegenseitigen Ver- 
ständigung, wo es weder Sieger noch Besiegte gibt. Die politischen Kräfte 
betätigen sich jedoch nicht wie die mechanischen nach rein mathematischen 
Gesetzen. Hinter ihnen stehen fühlende Menschen. Die Gemüter waren zu 
erhitzt, als daß nüchterne Klugheitserwägungen für die Beurteilung der 
Situation hätten maßgebend sein können. Die wenigsten Menschen vermögen 
über den Streitgegerstand, um den sie gestern noch mit dem Schwerte ge- 
kämpft haben, heute einen Vertrag mit dem Gegner zu schließen. Wie nicht 
anders zu erwarten war, kam eine Verständigung der Gegner nicht zustande. 

Das Verfassungsleben des Landes konnte jedoch nicht folgenlos ge: 
hemmt werden. 

Zur Bedeckung des Landeshaushaltes erwies sich seit Jahren schon eine 
Erhöhung der Landeseinnahmen als notwendig. Sie sollte durch Erhöhung 
der Zuschläge von 55 auf 65°/, und der Bierauflage von 1,70 K auf 4 K für 
den Hektoliter herbeigeführt werden. Hierzu waren jedoch Landesgesetze 
notwendig, deren Beschließung infolge der Arbeitsunfähigkeit des Landtages 
unmöglich war. Der Landesausschuß versuchte zwar die Abgabenerhöhung 
im Wege eines Landesausschuß-Beschlusses, für den die kaiserliche Sanktion 
nachgesucht wurde, zu erreichen. Die Regierung lehnte jedoch die Mithilfe 
bei diesem gegen die Landesverfassung verstoßende Auswege ab. Der Landes- 
ausschuß sah sich nun gezwungen, den Geldbedarf durch Anleihen zu be- 
decken. Inzwischen stieg das Defizit im Landeshaushalt ununterbrochen 
trotz möglichster Herabsetzung der Ausgaben. Die Situation spitzte sich 
derart zu, daß das Land am 2. August 1913 vor leeren Kassen gestanden 
hätte. Nach dem Berichte des Landesfinanzreferenten betrug das Debat 
140 Millionen und die unbedeckte Schuld 90 Millionen Kronen. Eine neue 
Anleihe war nicht mehr zu bekommen. Auch die Regierung hatte weitere 
Vorschüsse auf die zu erwartenden Umlagen verweigert. Dem Erfordernisse 
im zweiten Halbjahre von 11 Millionen Kronen hätten in den Kassen des 
Landes — 15000 K gegenüber gestanden. Der finanzielle Zusammenbruch 
des Landes war nicht mehr aufzuschieben. 

Die Bedeutung, die eine eventuelle Einstellung der Zahlungen hätte, 
läßt sich ermessen, wenn man sich die Kompetenz der Landesvertretung vor 
Augen hält. Nach der Landesordnung ') übt der Landtag das Gesetzgebungs- 
recht in nachstehenden Angelegenheiten aus: Landeskultur, aus Landesmitteln 
zu bestreitende öffentliche Bauten und aus Landesmitteln dotierte öffentliche 
Wohltätigkeitsanstalten, Voranschlag und Rechnungslegung des Landes sowohl 
hinsichtlich der Landeseinnahmen aus der Verwaltung des dem Lande ge- 
hörigen Vermögens, der Besteuerung für Landeszwecke und des Landeskredites, 
als auch rücksichtlich der ordentlichen und außerordentlichen Landesausgaben, 
die näheren Anordnungen im Rahmen der allgemeinen Gesetze in Betreff 
der Gemeinde-, Kirchen- und Schulangelegenheiten, der Vorspannsleistung, 
der Verpflegung und Einquartierung des Heeres und schließlich sonstige die 
Wohlfahrt oder die Bedürfnisse des Landes betreffende Gegenstände, die durch 
besondere Verfügung der Landesvertretung zugewiesen sind”). Der Landtag 


D Landesordnung für das Königreich Böhmen (kundgemacht als Bei- 
lage UC des Patentes vom 26. Februar 1861, RGBI. Nr. 20, 1. Teil) §§ 18—25. 
”) Die Kompetenzabgrenzung zwischen dem Reichsrate und den Land- 
tagen ist im Grundgesetz über die Reichsvertretung vom 21. Dezember 1867, 
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ist ferner berufen über kundgemachte allgemeine Gesetze und Einrichturgen 
bezüglich ihrer besonderen Rückwirkung auf das Wohl des Landes zu beraten 
und Anträge zu stellen und die Erlassung solcher Gesetze anzuregen. Er 
sorgt für die Erhaltung des Landesvermögens und der aus Landesmitteln 
errichteten oder erhaltenen Fonde und Anstalten. Er verwaltet das Kredit- 
und Schuldenwesen des Landes und sorgt für die Erfüllung der in dieser 
Beziehung dem Lande obliegenden Verpflichtungen. Er beratet und beschließt 
über die Aufbringung der zur Erfüllung seiner Wirksamkeit erforderlichen 
Mittel, insofern die Einkünfte des bestehenden Stammvermögens nicht zu- 
reichen. Zu diesem Zwecke ist er berechtigt, Zuschläge zu den direkten 
staatlichen Steuern bis zehn Prozent umzulegen und einzuheben. Höhere 
Zuschläge oder sonstige Landesumlagen bedürfen der kaiserlichen Genehmi- 
gung. Der Landtag beschließt ferner über die Systemisierung des Personal- und 
Besoldungsstandes der Beamten und Diener des Landes; er bestimmt die Art 
ihrer Ernennung und Disziplinarbehandlung, ihre Ruhe- und Versorgungsgenüße 
und die Grundzüge der für ihre Dienstleistung zu erteilenden Instruktionen. 


Als verwaltendes und ausführendes Organ der Landesvertretung fungiert 
der Landesausschuß, der sich aus vom Landtage gewählten Mitgliedern und 
dem vom Kaiser aus der Mitte des Landtages ernannten Überstlandmarschall 
‚als Vorsitzenden zusammensetzt. Er repräsentiert die Landesvertretung in 
allen Rechtsangelegenheiten. Hierzu kommt noch seine in der Gemeinde- 
ordnung normierte Funktion als Aufsichtsorgan über die Gemeinden und als 
zweite entscheidende Instanz in zahlreichen Verwaltungsangelegenheiten. 


RGBI. Nr. 141, derart ausgesprochen, daß im $ 11 alle jene Angelegenheiten 
aufgezählt sind, die in den Wirkungskreis des Reichsrates fallen, und der 
§ 12 „alle übrigen Gegenstände der Gesetzgebung, welche in diesem Gesetze 
dem Reichsrate nicht ausdrücklich vorbehalten sind“ in die Kompetenz der 
Landtage verweist. Zum Wirkungskreise des Reichsrates gehören: Prüfung 
und Genehmigung der Handelsverträge und der das Reich belastenden Staats- 
verträge, alle Angelegenheiten, die sich auf Ordnung und Dauer der Militär- 
dienstpflicht beziehen (Rekrutenbewilligung etc.), Feststellung des Staats- 
voranschlages, jährliche Bewilligung der einzuhebenden Steuern, Abgaben 
und Gefälle, Prüfung der Staatsrechnungsabschlüsse und Resultate der Finanz- 
gebahrung, Aufnahme von Anlehen, Veräußerung und Belastung des unbeweg- 
lichen Staatsvermögens, Gesetzgebung über Monopole und Regalien, Regelung 
des Post-, Münz- und Zettelbankwesens, der Zoll- und Handelsangelegenheiten, 
des Telegraphen-, Post-, Eisenbahn-, Schiffahrts- und sonstigen Reichskom- 
munikationswesens, die Kredit-, Bank-, Privilegien- und Gewerbegesetzgebung, 
die Gesetzgebung über Maß und (Gewicht, Marken- und Musterschutz, Medi- 
zinalangelegenheiten, zum Schutze gegen Epidemien und Viehseuchen, über 
das Staatsbürger- und Heimatrecht, Fremdenpolizei, Paßwesen und Volks- 
zählung, über die konfessionellen Verhältnisse, Vereins- und Versammlungs- 
recht, Presse, Schutz des geistigen Eigentums, über die Grundsätze des Un- 
terrichtswesens bezüglich Volksschulen, Gymnasien und Universitäten, die 
Straf- und Zivilgesetzgebung (mit Ausnahme der Gesetgebung über die innere 
Einrichtung der öffentlichen Bücher), die Gesetzgebung über Handels-, Wechsel-, 
See-, Berg- und Lehenrecht, über die Organisation der Gerichts- und Verwal- 
tungsbehörden, die zur Durchführung der Staatsgrundgesetze über die all- 
gemeinen Rechte der Staatsbürger, über die richterliche, Regierungs- und 
Vollzugsgewalt zu erlassenden Gesetze, die Gesetzgebung über jene Gegen- 
stände, die sich auf Pflichten und Verhältnisse der einzelnen Länder unter- 
einander beziehen und die Gesetzgebung über die Form der Behandlung der 
mit Ungarn gemeinsamen Angelegenheiten. 
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Der finanzielle Zusammenbruch des Landes hätte also die Landesver- 
waltung fast völlig zum Stillstande gebracht. Die vom Lande erhaltenen 
Spitäler und Irrenanstalten hätten mangels der erforderlichen Mittel ge- 
schlossen, die Gehälter der Lehrer und Landesbeamten nicht ausgezahlt 
werden können. Die zahlreichen Leistungen des Landes, die teils auf ver- 
tragsmäßigen, teils auf gesetzlichen Verpflichtungen beruhen, wie der An- 
lehensdienst u. a. hätten unterbleiben müssen. 

Im Rahmen der geltenden Rechte gab es aus dieser Situation keinen 
Ausweg. Die österreichischen Landesordnungen treffen keine Vorkehrungen 
für den Fall, daß die Landesorgane ihre Tätigkeit einstellen. Der (iesetz- 
geber hatte mit Eintreten eines solchen Zustandes einfach nicht gerechnet. 
Das Grundgesetz über die Reichsvertretung bietet wohl im § 14') die Hand- 
habe in Fällen zwingender Staatsnot auch ohne Parlament die Existenz des 
Staates zu sichern. Aus dem Wortlaute des Gesetzes geht mit unzweifelhafter 
Klarheit hervor, daß diese Bestimmung nur den Zweck verfolgt, der Regierung 
die Möglichkeit zu geben, in dringenden Fällen, wo sich die Notwendigkeit 
ergibt, sofort eine Verfügung zu treffen, die in die Kompetenz des Parlamentes 
fällt, das Nötigste vorzukehren. Man kann, ohne den Worten und dem Sinn des 
Gesetzes Gewalt anzutun, aus diesem Paragraphen niemals die Ermächtigung 
ableiten, das Parlament, das eine Gesetzvorlage nicht beschließt, zu vertagen 
und den Gesetzentwurf mittels kaiserlicher Verordnung in Wirksamkeit zu 
setzen. Trotzdem ist das wiederholt geschehen, wenn ÜObstruktiou die Tätig- 
keit des Parlamentes lähmte. Der § 14 ist, obwohl der Gesetzgeber mit 
ihm ganz andere Absichten verfolgte, zu dem Mittel geworden, den staat- 
lichen Apparat im Gange zu erhalten, auch wenn die Volksvertretung ver- 
sagt. So wenig einwandfrei auch diese Handhabung des $ 14 sein mag — 
sie wird stets von allen Parteien und auch von der Theorie verurteilt —, 
so muß doch zugegeben werden, daß sie wenigstens vor ärgeren unvermeid- 
lichen Rechtsbrüchen schützt. Wenn, wie dies in der letzten Zeit geschehen 
ist, das Parlament den Staatsvoranschlag und die Ermächtigung der Regierung 
zur Abgabeneinhebung infolge Obstruktion gar nicht in Verhandlung nimmt, 
so kann keine Regierung dem tatenlos zusehen. Sollen vielleicht die Steuern 
nicht eingehoben und die Leistungen des Staates nicht erfüllt werden? Einen 
solchen Ausweg wird wohl kein Ernstdenkender in Erwägung ziehen. Das 

!) Ges. v. 21. Dezember 1867, RGBl. Nr. 141, § 14: „Wenn sich die 
dringende Notwendigkeit solcher Anordnungen, zu welchen verfassungsmäßig 
die Zustimmung des Reichsrates erforderlich ist, zu einer Zeit herausstellt, 
wo dieser nicht versammelt ist, so können dieselben unter Verantwortung 
des Gesamtministeriums durch kaiserliche Verordnung erlassen werden, inso- 
fern solche keine Abänderung des Staatsgrundgesetzes bezwecken, keine 
dauernde Belastung des Staatsschatzes und keine Veräußerung von Staatsgut 
betreffen. Solche Verordnungen haben provisorische Gesetzeskraft, wenn sie 
von sämtlichen Ministern unterzeichnet sind und mit ausdrücklicher Beziehung 
auf diese Bestimmung des Staatsgrundgesetzes kundgemacht werden. Die 
Gesetzeskraft dieser Verordnungen erlischt, wenn die Regierung unterlassen 
hat, dieselben dem nächsten nach deren Kundmachung zusammentretenden 
Reichsrate, und zwar zuvörderst dem Hause der Abgeordneten, binnen vier 
Wochen nach diesem Zusammentritte zur Genehmigung vorzulegen, oder 
wenn dieselben die Genehmigung eines der beiden Häuser des Reichsrates 
nicht erhalten. Das Gesamtministerium ist dafür verantwortlich, daß solche 
Verordnungen, sobald sie ihre provisorische (tesetzeskraft verloren haben, 
sofort außer Wirksamkeit gesetzt werden.“ 
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Gesetz gibt der Volksvertretung wohl das Recht, den Staatsvoranschlag ab- 
zulehnen. Wenn sie jedoch überhaupt die Antwort auf die Vorlage ver- 
weigert, so verläßt sie ebenso den Boden des Rechtes, wie die Regierung. 
die den Voranschlag mittels kaiserlicher Verordnung in Wirksamkeit setzt. 
Wie wenig ernst die Sache übrigens vom Parlamente genommen wird, beweist 
der Umstand, daß die Verordnungen mit provisorischer Gesetzeskraft, die im 
Sinne des § 14 dem nächsten Reichsrate zur Genehmigung vorgelegt werden, 
dort oft jahrelang unerledigt liegen bleiben’). Dieser unleidliche Zustand 
hat seine Ursache darin, daß die Verfassungsgesetzgebung, die nach heftigen 
politischen Kämpfen dem Absolutismus abgerungen wurde, nicht einen Moment 
daran dachte, daß eine Volksvertretung von ihren schwer errungenen Rechten 
plötzlich keinen Gebrauch machen und dadurch die Bildung des Staat» 
willens vereiteln werde. Sie konnte daher bei der damaligen Beurteilung 
der Dinge für einen solchen Fall auch keine Vorkehrungen treffen, genau 
80, wie sie nicht anordnet, was zu geschehen hätte, wenn infolge hart- 
näckiger Abstinenz?) der Wähler das Abgeordnetenhaus nicht gebildet wer- 
den könnte. . 

Wenn nun der $ 14 für den Wirkungskreis des Reichsrates die Mög- 
lichkeit gewährt, diese Lücke im Rechte in einer Weise auszufüllen, die 
wenigstens ein gewisses juristisches Dekorum wahrt, so versagen die Landes- 
ordnungen, die eine analoge Bestimmung nicht kennen, hier völlig. Es gibt 
kein legales Mittel, um diesen gesetzesleeren Raum auszufüllen. Die Regierung, 
die nicht allein die Verantwortung für die Einhaltung der Rechtsordnung, 
sondern auch für die Erhaltung der Existenz des Staates trägt, konnte nur 
zwischen zwei Möglichkeiten wählen. Sie konnte entweder das Land Böhmen 
finanziell zusammenbrechen lassen und ruhig zusehen, wie es in Anarchie 
verfällt, oder aber der Krone jene Maßregeln vorschlagen, die mit der geltenden 
Rechtsordnung zwar nicht in Einklang stehen, dafür aber Ordnung in das 
Chaos bringen. 

Die Regierung hat die zweite Möglichkeit gewählt. 

Mit dem kaiserlichen Patente”) vom 26. Juli 1913 „wurde zur Besorgung 
der dem Landesausschusse des Königreiches Böhmen gesetzlich obliegenden 
Aufgaben“ eine Landesverwaltungskommission eingesetzt und mit einem 


!) Hier kann man wieder darüber streiten, ob die bloße Vorlage der 
Verordnungen zur Genehmigung genügt, um ihre Gesetzeskraft aufrecht zu 
erhalten. Nach dem Wortlaute des Gesetzes erlischt die Gesetzeskraft, wenn 
eines der beiden Häuser des Reichsrates die Genehmigung nicht erteilt. Da 
das Gesetz von der selbstverständlichen Voraussetzung ausgeht, daß der 
Reichsrat funktioniert. so erwartete es, daß das Parlament ja oder nein sagen 
werde. Eine Interpretation, die nicht zu Absurditäten kommen will, kann 
daher im bloßen Schweigen nicht eine Verweigerung der Genehmigung er- 
blicken. Tatsächlich ist auch diese Interpretation die herrschende. 

”) Daran vermag auch die Wahlpflicht nichts zu ändern, da durch 
Abgabe leerer oder mit fingierten Namen ausgefüllter Stimmzettel dem 
Wähler die Möglichkeit gegeben ist, sich faktisch der Wahl zu enthalten. 
(Vgl. meinen Aufsatz „Die Wahlpflicht in Österreich“ im 2. Bd. des „Archivs 
f. Rechts- u. Wirtschaftsphilosophie“, Berlin 1908). 

"D Kaiserliches Patent vom 26. Juli 1913 betreffend die Fortführung 
der Landesverwaltung des Königreiches Böhmen. Kundgemacht im X. Stücke 
des Landesgesetzblattes f. d. ker Böhmen vom 27. Juli 1913 unter Nr. 86 
und im amtlichen Teil der „Wiener Zeitung“ vom 27. Juli 1913, Nr. 178. 
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zweiten kaiserlichen Patente‘) gleichen Datums der böhmische Landtag für 
aufgelöst erklärt. Beide — die Gegenzeichnung des Gesamtkabinetts tragen- 
den — Patente stellen sich als in feierlicher Form abgegebene Willens- 
erklärungen des Monarchen dar’). Das die Auflösung des Landtages ver- 
fügende Patent macht von dem Auflösungsrechte der Krone Gebrauch’). Es 
bewegt sich im Rahmen der Landesverfassung. Anders liegt die Sache mit 
dem die Landeskommission einsetzenden Patente. 

Dieses Patent schickt seinem in vier Artikel gegliederten Texte eine 
Einleitung‘) voraus, die seine Motivierung und Begründung enthält. Es be- 
ruft sich auf den unhaltbaren Zustand, in den das Land durch das Versagen 
seines verfassungsmäßigen Vertretungrkörper geraten ist, und auf die „Regenten- 


1) Kaiserliches Patent vom 26. Juli 1913 betreffend die Auflösung des 
Landtages des Königreichs Böhmen. Kundgemacht im LXI. Stücke des 
Landesgesetzblattes f. d. Kgr. Böhmen vom 27. Juli 1913 unter Nr. 150 und 
im amtlichen Teil der „Wiener Zeitung“ vom 27. Juli 1913, Nr. 178. 


?) Beide Patente beginnen mit den Worten: „Wir Franz Joseph der 
Erste von Gottes Gnaden Kaiser von Österreich ... tun kund und zu wissen:“ 


*) Das Patent gebraucht die eigentümliche Wendung: „Unter Anordnung 
neuer Wahlen beauftragen .Wir unsere Regierung, den geeigneten Zeitpunkt 
für die Durchführung dieser Wahlen wahrzunehmen.“ Diese Wendung sollte 
offenbar dem Wortlaute des $ 10 der Landesordnung genügen, der im zweiten 
Absatze das Auflösungsrecht des Kaisers „auch während der regelmäßigen 
Landtagsperiode zu jeder Zeit“, jedoch „unter gleichzeitiger Anordnung neuer 
Wahlen“ normiert. An die gleichzeitige Durchführung der Neuwahlen konnte 
natürlich nicht gedacht werden, da ein neuer Landtag keine anderen Männer 
in das Landhaus gebracht und die Situation nicht geändert hätte. Es bestand 
vielmehr die Absicht — die übrigens auch in dem die Patente ankündigenden 
kaiserlichen Handschreiben an den Ministerpräsidenten angedeutet ist — vor- 
erst die Ausgleichsverhandlungen zwischen den beiden Nationen wieder ein- 
zuleiten und erst, wenn sie ein positives Resultat ergeben, die Neuwahlen 
vorzunehmen. Tatsächlich wurden auch bis heute keine Neuwahlen vorge- 
nommen. Diese in der gegebenen Situation begründete Absicht steht jedoch 
mit der zitierten Bestimmung der Landesordnung, die die „gleichzeitige An- 
ordnung neuer Wahlen“ verlangt, nicht im Einklang. Das Gesetz wollte mit 
dieser Bestimmung eine Ausschaltung der Landesvertretung durch Auflösung 
des Landtages verhindern. Wenn es daher die „Anordnung neuer Wahlen 
verlangt, so wollte es damit selbstverständlich auch ihre Durchführung, denn 
die bloße Anordnung der Neuwahlen, der niemals eine wirkliche Durch- 
führung der Wahlen folgt, wäre völlig zweck- und sinnlos. Über diese 
rn sucht nun das Patent durch die erwähnte Stilisierung hinweg- 
zukommen. 


t) „Da der Landtag Unseres Königreiches Böhmen seit Jahren seine 
gesetzlichen Aufgaben nicht zu erfüllen vermag und nunmehr auch der Landes- 
ausschuß weder den finanziellen Obliegenheiten der Landesverwaltung gerecht 
zu werden, noch überhaupt die ihm zustehenden Funktionen in gesetzmäßiger 
Weise weiter zu führen in der Lage ist, 

da somit die Gesetzgebung des Königreichs Böhmen, sowie die ver- 
waltende und ausführende Tätigkeit der Landesvertretung zum Still- 
stande gelangt ist, 

finden Wir angesichts der Notwendigkeit, die der Bevölkerung 
Unseres Königreiches Böhmen drohenden Nachteile und Gefahren ab- 
zuwenden und insbesondere für die Fortführung der Landesverwaltung 
Vorsorge zu treffen, kraft Unserer Regentenpflicht 

zunächst anzuordnen, wie folgt:“ 
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pflicht“ des Monarchen. Wenn es im Artikel I verfügt, daß die Wirksamkeit 
der Kommission nur solange zu dauern hat, „bis ein vom Landtage neu ge- 
wählter Landesausschuß seine Tätigkeit aufgenommen haben wird“, bringt 
es zum Ausdruck, daß die außergewöhnlichen Maßnahmen nur so weit gehen, 
als es der Zweck, die Weiterführung der notwendigen Landesgeschäfte, er- 
fordert. Das Patent will kein Recht bei Seite schieben, es will nicht an die 
Stelle der Verfassung den Absolutismus setzen, sondern bloß den gesetze- 
leeren Raum ausfüllen, der durch den Stillstand der Landesvertretung und 
das Fehlen entsprechender Bestimmungen in der Landesverfassung entstanden 
ist. Dieser Gedanke kommt auch in dem an den Ministerpräsidenten ge- 
richteten die Patente ankündigenden kaiserlichen Handschreiben') zum Aus- 
drucke. In diesem Handschreiben wird noch ausführlicher auf die Notwen- 
digkeit hingewiesen, Anordnungen zu treffen, die die Fortführung der Ver- 
waltung ermöglichen. Auch das Handschreiben beruft sich auf die Regenten- 
pflicht des Monarchen. Der Monarch spricht ferner seinen Wunsch aus, daß 
„an die Stelle der durch den Ernst des Augenblicks notwendig gewordenen 
Einrichtungen baldigst eine erneute gedeihliche Wirksamkeit der verfassungs- 
mäßig vorgesehenen Organe der Landesautonomie treten könne.“ Besonders 
bemerkenswert aber ist es, daß das Handschreiben als Voraussetzung für die 
Erreichung dieses Zieles „die Schaffung von Grundlagen für das vertrauens- 
volle Zusammenwirken beider das Land bewohnender Volksstämme“ bezeichnet. 
Damit ist der Weg gewiesen, auf dem die Herstellung des Verfassungs- 
lebens des Landes erreicht werden soll, nämlich durch einen Ausgleich der 
beiden Nationen. Es ist die Erkenntnis, daß das Problem nicht durch 
Gewalt zu lösen ist, sondern nur durch Einverständnis der beiden Gegner. 
Das Handschreiben hebt ferner hervor, daß die Absicht seiner Regierung 
„die Sicherstellung solcher Grundlagen anzubahnen“ seine Billigung findet 
und daß die Regierung sich hierbei „im geeigneten Zeitpunkte des Rates 
und der Mitwirkung erprobter Männer“ zu bedienen haben wird, die „dank 
ihrer Vertrauensstellung in der Bevölkerung“ dafür bürgen, daß dem Werke 
Erfolg beschieden ist. Das Patent beschränkt sich daher auf folgende An- 
ordnungen. 

Zur Besorgung der dem Landesausschusse gesetzlich obliegenden Auf- 
gaben wird eine Landesverwaltungskommission eingesetzt. Ihre Einrichtung 
und Geschäftsführung wird durch das eine Beilage des Patentes bildende 
Statut”) bestimmt. Zur Beschaffung der erforderlichen finanziellen Mittel wird 
verordnet, daß die Zuschläge zu den direkten Steuern im erhöhten Ausmaße 
von 65 °/, und eine Landesauflage auf den Verbrauch von Bier nach Maßgabe 
der dem Patente beigeschlossenen Bierauflageordnung°) einzuheben ist. Mit 
dem Vollzuge des Patentes wird das Gesamtministerium betraut. 

Gemäß $ 1 des Statuts tritt die Landesverwaltungskommission bis auf 
weiteres an die Stelle des Landesausschusses. Sie hat im Rahmen der geltenden 
Gesetze die dem Landesausschusse obliegenden Aufgaben zu besorgen. Sie 
besteht aus einem Präsidenten, acht Mitgliedern und vier Ersatzmännern, die 


1) Das vom Ministerpräsidenten gegengezeichnete Handschreiben wurde 
im amtlichen Teile der „Wiener Zeitung“ vom 27. Juli 1913, Nr. 173, publiziert. 

?) Gleichzeitig mit dem Patente kundgemacht im Landesgesetzblatte 
und im amtlichen Teil der „Wiener Zeitung“. 

" Die Bierauflageordnung wurde ebenfalls gleichzeitig mit dem Patente 
publiziert. Sie bestimmt die Auflage mit 4 K per Hektoliter. 
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vom Kaiser ernannt werden, wobei ein Mitglied als Stellvertreter des Präsi- 
denten und ein Mitglied zum Finanzreferenten bestellt wird. Die Referate 
verteilt der Präsident. Die Mitglieder der Kommission und die Ersatzmänner 
haben dem Kaiser „Treue und Gehorsam, Beobachtung der Gesetze und 
gewissenhafte Erfüllung aller mit ihrem Amte verbundenen Pflichten unter 
besonderer Wahrung vollster Unparteilichkeit und strenger Einhaltung der 
im Interesse der Landesfinanzen gebotenen Sparsamkeit“ an Eides Statt zu 
geloben. Für die Dauer ihrer Funktion beziehen sie aus Landesmitteln eine 
Entschädigung in jener Höhe, wie sie für die Landesausschußbeisitzer be- 
stimmt ist. Der Präsident erhält überdies eine jährliche Funktionszulage 
von 6000 Kronen. Die bestehende Organisation der Landesämter bleibt auf- 
recht. Die Kommission hat den Landesvoranschlag zu verfassen. Der zum 
Beschluß erhobene Voranschlag ist vom Präsidenten dem Kaiser zur Schluß- 
fassung vorzulegen. Bezüglich der Auslagen ist die Kommission an den vom 
Kaiser bewilligten Voranschlag und an die für die einzelnen Fonde und 
Anstalten bestehenden Vorschriften gebunden. Die Geschäfte der Kommission 
werden in Kollegialberatungen erledigt. Es bleibt jedoch dem Präsidenten 
überlassen, minderwichtige Geschäfte unter seiner und des Referenten Haf- 
tung zu erledigen. Zur Gültigkeit eines Kommissionsbeschlusses ist die An- 
wesenheit des Präsidenten und von mindestens fünf Mitgliedern erforderlich. 
Die Beschlußfassung erfolgt mit einfacher Stimmenmehrheit. Angelegenheiten 
des Finanzreferates können gegen den Einspruch des Finanzreferenten nur 
mit einer die absolute Mehrheit um eine Stimme übersteigenden Stimmen- 
mehrheit beschlossen werden. Der Präsident ist verpflichtet, die Ausführung 
von Beschlüssen, die nach seiner Ansicht dem öffentlichen Wohle, den be- 
stehenden Gesetzen oder dem Grundsatze der Unparteilichkeit zuwiderlaufen, 
insoweit sie keinem Rechtsmittel unterliegen, zu sistieren und die Angelegen- 
heit unverzüglich der Schlußfassung des Monarchen zu unterbreiten. Die 
nach Maßgabe des § 28!) der Landesordnung auszustellenden Urkunden sind 
vom Präsidenten und zwei Mitgliedern der Kommission zu fertigen und mit 
dem Landessiegel zu versehen. Soweit in den Bestimmungen des Statuts 
keine abweichenden Anordnungen getroffen sind, finden auf die Geschäfts- 
führung der Kommission die Vorschriften der Instruktion für den Landes- 
ausschuß Anwendung. 

Gleichzeitig mit der Erlassung der Patente wurde der Präsident-Stell- 
vertreter des Reichsgerichtes und gewesene Landesausschußbeisitzer in Böhmen 
Adalbart Graf Schönborn zum Präsidenten der Kommission ernannt. Zu Mit- 
gliedern der Kommission und Ersatzmännern wurden 10 Beamte der Prager 
Statthalterei und 2 Beamte der Prager Finanzlandes-Direktion ernannt”). 

Legt man an die Einsetzung der Landeskommission den juristischen 
Maßstab, so steht es außer Zweifel, daß sie eine Rechtsverletzung ist. Gemäß 
$ 14 der Landesordnung währt die Funktionsdauer der Landesausschuß- 
beisitzer „nach dem Ablaufe der Landtagsperiode, sowie im Falle der Auf- 
lösung des Landtages noch so lange fort, bis aus dem neuen Landtage ein 


1) § 28 lautet: „Der Landesauusschuß repräsentiert die Landesvertretung 
in allen Rechtsangelegenheiten. Die im Namen der Landesvertretung aus- 
zustellenden Urkunden sind vom Öberstlandmarschall und zwei Beisitzern des 
Landesausschusses zu fertigen und mit dem Landessiegel zu versehen.“ 

?) Publiziert im amtlichen Teil der „Wiener Zeitung“ vom 27. Juli 
1913, Nr. 173. 
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anderer Ausschuß bestellt worden ist“. Der Landesausschuß hat daher trotz 
Einsetzung der Kommission gesetzlich nicht aufgehört zu existieren. Die 
Situation wurde wohl dadurch vereinfacht, daß der ÖOberstlandmarschall 
Prinz Lobkowitz am 25. Juli 1913 seine Demission gab und einige Landes- 
ausschußbeisitzer ihre Mandate niederlegten. Andere weigerten sich, ihre 
Funktionen aufzugeben und verließen schließlich, als der Präsident der 
Kommission die Verfügung traf, daß den Landesausschußbeisitzern von der 
Kanzlei des Landesausschusses keine Akten mehr ausgefolgt und ihnen damit 
ihre Funktionen unmöglich gemacht wurden, unter Protest das Landhaus. 


Der juristische Maßstab erweist sich hier aber als völlig unanwendbar. 
Wenn man zugibt, daß die Regierung dem Versagen der Landesvertretung 
nicht tatenlos zusehen konnte und durfte — und das wird wohl jeder Ein- 
sichtige, der sich der Konsequenzen eines solchen Verhaltens bewußt ist, zu- 
geben müssen — dann ergibt sich als selbstverständliche Konsequenz ein 
Handeln außerhalb des Rechts eventuell gegen das Recht. 


Die Tagesblätter beider Parteien, die das Vorgehen der Regierung als 
Verfassungsbruch heftig bekämpften, erschöpften sich in dem — natürlich 
leicht zu erbringenden — Beweise der Rechtswidrigkeit des Patentes’). Sie 
begingen dabei jedoch den Fehler aus ihrer Ansicht nicht die letzten Konse- 
quenzen zu ziehen. Die Frage, was denn eigentlich hätte geschehen sollen, 
hat niemand beantwortet. Niemand fand den Mut, den finanziellen Zu- 
sammenbruch des Landes zu fordern. 


Der logische Fehler solcher Beurteilung liegt in der infolge der Ent- 
wicklung modernen Staatslebens vielleicht entschuldbaren, darum jedoch nicht 
weniger irrigen Anschauung, daß die Rechtsordnung die menschlichen Wechsel- 
beziehungen im heutigen Staate wie eine lückenlose Hülle umspannt. Unser 
an einer ausgebildeten Rechtsordnung geschultes Denken sträubt sich gegen 
gesetzesleere Räume und verliert nur zu leicht den Halt, wenn an der rauben 
Macht der Tatsachen die scharfsinnigste Gesetzesinterpretation scheitert. Die 
Fiktion der Vollständigkeit unserer Rechtsordnungen hat das Denken ver- 
weichlicht und uns für den Ernstfall — das Versagen des positiven Rechtes 
— unvorbereitet gelassen. Das Prinzip, Rechtschöpfung ausschließlich dem 
Gesetzgeber zu gestatten, hat die bedenkliche Folge, daß, um wenigstens 
formell im Rahmen des Rechtes zu bleiben, zu künstlichen Interpretationen 
gegriffen werden muß. Tritt nun gar ein Moment ein, wo selbst die gewag- 
teste Interpretation nicht mehr ausreicht, wo allem gesetzten Recht zum 
Trotz zum Schutze staatlicher Existenz Recht auch von solchen Faktoren 
geschaffen werden muß, die legaler Weise dazu nicht berufen sind, dann 
besteht die große Gefahr, daß das solchen Ereignissen unvorbereitet gegen- 
überstehende Denken sich in reiner Willkür verliert, von der irrigen Meinung 
ausgehend, daß dort, wo das Recht aufgehört hat, es überhaupt keine Prinzipien 
des Handelns mehr gibt. Weiß man jedoch, daß das Recht niemals alle 


1!) Eine wissenschaftliche Behandlung hat das vorliegende Thema bisher 
nur von Nawiasky in seiner Übersicht „Die Entwicklung des öffentlichen 
Rechts in Österreich 1913“ im Jahrb. d. öffentl. Rechts Bd. VIII, 1914, S. 383 ft. 
erfahren. Er behandelt die Frage jedoch unter Ausschaltung politischer 
Betrachtungen — dem Rahmen des „Jahrbuchs“ entsprechend — nur von 
der öffentlichrechtlichen Seite. Ein näheres Eingehen auf seine Ausführungen, 
war nicht mehr möglich, weil das „Jahrb.“ nach Fertigstellung des Manu- 
skriptes erschienen ist. 
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begründet, hat sich das Abgeordnetenhaus mit einer Interpellation begnügt, 
in der über die Einsetzung der Kommission Beschwerde geführt wurde. Der 
Ministerpräsident beantwortete die Interpellation dahin, daß er das Vorgeben 
der Regierung mit dem eingetretenen Notstand rechtfertigte. Die über die 
Interpellation eröffnete Debatte verlief resultatlos. Die Ereignisse bewiesen 
wieder einmal, daß Rechtsverletzung und Rechtsverletzung nicht immer das- 
selbe sind. Hier gingen Bechtsverletzungen straflos aus, weil hinter den 
Paragraphen höhere Interessen standen, die geschützt werden sollten, als 
jene, zu deren Schutz das Gesetz da ist. 

Mit der Einsetzung der Verwaltungskommission und der Beseitigung 
des Landesausschusses waren jedoch noch nicht alle Schwierigkeiten beseitigt. 

Die einzelnen Organe des Staates und der Länder hängen mit der ganzen 
Rechtsordnung viel zu innig zusammen, als daß nicht das Herausreißen eines 
Gliedes aus der Kette den Zusammenhang des ganzen gestört hätte. Der 
Landesausschuß vertritt das Land in allen Rechtsangelegenheiten. Er ist 
auch Verwaltungebehörde und entscheidende Instanz in gewissen Rechts- 
mittelverfahren. An seine Stelle war nun — ohne gesetzliche Basis — die 
Kommission getreten. Ee handelt sich nun um die Frage, wie das neue 
Organ, die Kommission trotz fehlender Rechtsbasis sich in das Gebäude der 
Rechtsordnung fügen sollte. Es bestand die Gefahr, daß die Gerichte, die 
die Verfassungsmäßigkeit der Verordnungen zu prüfen haben, die Kommission 
und ihre Verfügungen für ungesetzlich erklären würden'). Hier war vor 
allem die Stellungnahme der beiden höchsten Gerichtshöfe des öffentlichen 
Rechtes von ausschlaggebendem Interesse. 

Tatsächlich kamen auch der Verwaltungsgerichtshof und das Reichs- 
gericht in die Lage, über die Bechtsgültigkeit des kaiserlichen Patentes über 
die Einsetzung der Kommission zu entscheiden. 

Ein Grundbesitzer hatte gegen eine Entscheidung des Bezirksausschusses 
in einer Bauangelegenheit mit Umgehung der nächsten Instanz, nämlich des 
Landesausschusses, also jetzt der Landesverwaltungskommission, die Beschwerde 
an den Verwaltungsgerichtshof mit der Begründung ergriffen, daß die Kom- 
mission als verfassungswidrig zustande gekommen die nach der böhmischen 
Bauordnung dem Landesausschusse eingeräumte Kompetenz nicht ausüben 
dürfe, demnach in der vorliegenden Angelegenheit die Sache schon durch 
die in zweiter Instanz gefällte Entscheidung des Bezirksausschusses als ad- 
ministrativ ausgetragen- angesehen ”) werden müsse. Der Verwaltungsgerichts- 


Anklage beschließt, hat das Ministerium seine amtliche Wirksamkeit einzu- 
stellen. Zur Verhandlung und Entscheidung ist der Staatsgerichtshof berufen. 
Die Verurteilung hat die Entfernung aus dem Rate der Krone zur Folge. 
Es kann aber auch auf Entlassung aus dem Staatsdienste und auf den zeit- 
lichen Verlust der politischen Rechte erkannt werden. Fällt dem Angeklagten 
auch eine im allgemeinen Strafgestze vorgesehene Handlung oder Unterlassung 
zur Last, so hat der Staatsgerichtshof außerdem die Bestimmungen dieses 
Gesetzes auf ihn anzuwenden. Überdies kann der Staatsgerichtshof auch auf 
Ersatzleistung erkennen. 


1) Ich habe auf diese Schwierigkeiten bereits in einem kurzen Berichte 
über die Ereignisse in Böhmen in Nr. 48 des I. Jahrg. der Wochenschrift 
„Das neue Deutschland“ (Berlin, 30. August 1913) hingewiesen. 

"1 Der Verwaltungsgerichtshof hat in allen jenen Fällen zu erkennen, 
in denen jemand durch eine gesetzwidrige Entscheidung oder Verfügung 
einer Verwaltungsbehörde in seinen Rechten verletzt zu sein behauptet. Als 
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hof wies die Beschwerde ohne weiteres Verfahren ab, weil die zur Entschei- 
dung in dritter Instanz berufene Landesverwaltungskommission noch nicht 
angerufen, demnach die Sache im administrativen Wege noch nicht aus- 
getragen war. Hierbei sprach der Verwaltungsgerichtshof aus, daß dem 
kaiserlichen Patente die Kraft einer gesetzlichen Norm zukomme, daher die 
Funktion der Landesverwaltungskommission sachlich begründet sei. Die 
Gründe, die er für seine Entscheidung anführt, sind folgende'). 

Die Zuständigkeit der Landesverwaltungskommission für das Königreich 
Böhmen beruht auf Artikel 1 des kaiserlichen Patentes vom 26. Juli 1913, 
mit dem die Gesamtagenden des Landesausschusses des Königreichs Böhmen 
an die Verwaltungskommission übertragen worden sind. Da von der Be- 
schwerde die Legalität der Kommission bestritten und vom Verwaltungs- 
gerichtshofe verlangt wird, das kaiserliche Patent nicht als gültige und ver- 
bindliche Form anzuerkennen, ist vor allem die Frage zu beantworten, ob 
und inwieweit der Verwaltungsgerichthof berechtigt ist, die Gültigkeit des 
kaiserlichen Patentes zu prüfen. 

Maßgebend für diese Frage ist der Artikel 7 des Staatsgrundgesetzes 
vom 21. Dezember 1867, RGBl. Nr. 144, über die richterliche Gewalt, der 
bestimmt: „Die Prüfung gehörig kundgemachter Gesetze steht den Gerichten 
nicht zu; dagegen haben die Gerichte über die Gültigkeit von Verordnungen 
im gesetzlichen Instanzenzuge zu entscheiden.“ 

Es kommt also darauf an, ob das Patent eine „Verordnung“ oder ein 
„Gesetz“ im Sinne dieses Artikels ist. 

Der Gerichthof ist nun zur Überzeugung gekommen, daß das Patent 
als eine Verordnung weder seiner Provenienz noch seiner Form, seinem 
Inhalte und Zwecke nach betrachtet werden kann. 

Das Patent ist nicht von irgendeiner Staatsbehörde, in deren Wirkungs- 
kreis nach Artikel 11 des Staatsgrundgesetzes über die Regierungs- und 
Vollzugsgewalt?) die Erlassung von Verordnungen fällt, sondern vom Kaiser ` 
selbst erlassen und von den Ministern kontrasigniert worden. Es ist auch 
nicht in der Form und unter der Bezeichnung einer Verordnung, sondern 
unter dem Titel „Kaiserliches Patent“ in der feierlichen Form einer kaiser- 
lichen Kundmachung erlassen worden. Der Inhalt dient nicht zur Durch- 
führung eines Gesetzes, sondern schafft neues Recht. Es bezeichnet als 





solche Verwaltungsbehörden sind sowohl Organe der Staatsverwaltung, als 
Organe der Landes-, Bezirks- und (iemeindeverwaltung zu verstehen "a 
Gemäß 8 5, Abs. 2 des Gesetzes vom 22. Oktober 1875, RGBl. Nr. 36 ex e 
kann die Beschwerde beim Verwaltungsgerichtshof erst dann erhoben werden, 
wenn die Angelegenheit im administrativen Wege ausgetragen ist. 

1!) Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 6. Oktober 1913. Das 
Erkenntnis ist bisher in der offiziellen Sammlung der Verw(ierh. Erkennt- 
nisse auffallender Weise noch nicht publiziert worden. Das jüngst erschienene 
7. Heft des 37. Jahrg. 1913 der Sammlung (\Wien 1914) veröffentlicht in 
chronologischer Reihenfolge bereits Erkenntnisse aus dem Oktober 1913 
(22. X. 1913). Es scheint daher die Absicht zu bestehen, das besprochene 
Erkenntnis in der Sammlung überhaupt nicht zu publizieren. Seinen vollen 
Wortlaut bringt Nr. 17665 der ‚Neuen freien Presse‘‘ (Wien, 17. Oktober 1913). 

?) Staatsgrundgesetz vom 2. Dezember 1867, RGBl. Nr. 145, Art. Il: 

„Die Staatsbehörden sind innerhalb ihres amtlichen Wirkungskreises befugt, 

auf Grund der Gesetze Verordnungen zu erlassen und Befehle zu erteilen, 
und sowohl die Beobachtung dieser letzteren als der gesetzlichen Anord- 
nungen selbst gegenüber den hierzu Verptlichteten zu erzwingen.“ 
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seinen Zweck. eine Anordnung zu treffen, die die Folgen der Untätugke:: 
des Landtages beseitigen soll. 

Ist nun das Patent keine Verordnung, so ist der Verwaitungsgerichtsh«? 
nicht berechtigt. die Gesetzlichkeit des Patents zu untersuchen, das ist. sich 
mit der Frage der Übereinstimmung mit einem der bestehenden Gesetze ru 
befassen. sondern er darf nur prüfen, ob diese sich als Gesetz darstellende 
und als Gesetz gedachte Emanation des Kaisers auch als Gesetz „gehorig 
kundgemacht”“ worden ist. 

Zu einer „gehörigen Kundmachung“ eines Gesetzes gehört grundsätzlict: 
1. Aufnahme des legislativen Aktes in die betreffende Gesetzessammlun:z 
(Reichs- oder Landesgesetzblatt)'), 2. Kundmachung im Namen des Kaisers, 
3. Berufung auf die Zustimmung des verfassungsmäßig hierzu kompetente? 
Vertretungskörpers und 4. Mitwirkung eines verantwortlichen Ministers”). 

Die Erfordernisse ad 1, 2 und 4 sind erfüllt. Dagegen enthalt da: 
Patent statt der Berufung auf die Zustimmung des Landtages, die Gründ:. 
warum im gegebenen Falle der Herrscher allein diesen in die Legislative 
fallenden Akt getroffen hat. Es ist daher zu untersuchen. ob dieser Umstand 
dem Patent den Charakter eines gehörig kundgemachten Gesetzes zu ent- 
ziehen vermag. 

Wenn auch Artikel 10°) des Staatsgrundgesetzes vom 21. Dezember 18867. 
RGBI. Nr. 145, die formelle Berufung auf die Zustimmung der zuständigen 
Vertretungskörper als ein prinzipielles Postulat eines Gesetzes hinstellt. so 
kann doch nicht behauptet werden, daß dieses Prinzip so ausnahmslos dasteht. 
daß es ohne Erfüllung dieses Erfordernisses kein gültiges Gesetz geben 
könnte. Daß auch nach österreichischem Verfassungsrechte Ausnahmen von 
diesem Prinzipe zulässig sind, beweist § 14*) des Staatsgrundgesetzes von 
21. Dezember 1867, RGBl. Nr. 141, der kaiserliche Verordnungen mit Gesetzes- 
kraft ausstattet und sie als ein gültiges von den Gerichten nicht überprüf- 
bares Gesetz gelten läßt, obgleich ihre Kundmachung auch nicht unter Be- 
rufung auf die Zustimmung des Reichsrates, sondern nur unter Hinweis auf 
den $ 14 erfolgt. Damit ist für den Bereich der Reichsgesetzgebung durch 
die Reichsverfassung selbst zum Ausdruck gebracht, daß im Falle „dringender 
Notwendigkeit“, also im Falle einer Notlage die ad 3 angeführte Bedingung 
nicht eingehalten werden muß. 

Für den Bereich der böhmischen Landesverfassung besteht zwar keine 
dem § 14 analoge Vorschrift. Es wäre jedoch nach der Überzeugung des 
Verwaltungsgerichtshofes verfehlt, daraus ableiten zu wollen, daß der Grund- 
gedanke des $ 14 auf dem Gebiete der Landesgesetzgebung keine Geltung 
habe. Dieser Schluß würde übersehen, daß der $ 14 seinem Wortlaute und 
Zwecke nach weniger darauf gerichtet ist, dieses Notverordnungsrecht oder 
besser gesagt diese Notgesetzgebung erst zu gestatten oder einzuführen, als 
darauf, die Modalitäten für die Ausübung dieses Rechtes, dessen prinzipielle 


1) Gesetz vom 10. Juni 1869, RGBl. Nr. 113, Entschließung des Staats- 
ministeriums vom 18. Februar 1863, ZI. 1397, in Verbindung mit dem kaiser- 
lichen Patent vom 4. März 1849. 

2) Staatsgrundgesetz vom 21. Dezember 1867, RGBl. Nr. 145. 

D „Die Kundmachung der Gesetze erfolgt im Namen des Kaisers mit 
Berufung auf die Zustimmung der verfassungsmäßigen Vertretungskörper 
und unter Mitwirkung eines verantwortlichen Ministers.“ 


t) Vgl. den Wortlaut des § 14 unter Anm. 1 S. 649. 


Kleinwaechter jun., Die böhmische Frage. 659 


Zulässigkeit als unstreitig angenommen wird, zum Schutze der Verfassung 
selbst vorzuschreiben und seine Schranken festzusetzen. Wenn aus dem $ 14 
ein Schluß a contrario für den Bereich der Landesgesetzgebung überhaupt 
zulässig ist, so kann eine solche Konklusion nur zu dem Ergebnisse führen, 
daß die bloß für die Reichsgesetzgebung vorgeschriebenen Modalitäten und 
Einschränkungen dieses Rechtes nicht auch für das Gebiet der Landesgesetz- 
gebung als giltig anerkannt werden können; sie kann aber nicht den Schluß 
rechtfertigen, daß ein gleiches Notgesetzgebungsrecht in betreff der der 
Landesgesetzgebung vorbehaltenen Angelegenheiten als prinzipiell unzulässig 
erklärt werden müsse. Daß übrigens das Recht des Landesfürsten, die im 
Interesse des Staates oder eines Teiles desselben zur Abwendung schwerer 
Nachteile dringend notwendigen legislatorischen Maßnahmen allein zu treffen 
immer — auch wenn dieses Recht nicht ausdrücklich kodifiziert erscheint — 
als selbstverständlich anerkannt werden muß, ergibt sich aus der Erwägung, 
daß es weder mit den vitalen Interessen des Staates oder einzelner Länder 
vereinbar wäre, noch den (sesetzen der vernünftigen Logik und dem Rechts- 
bewußtsein entsprechen, vielmehr der Verleugnung des Gesetzes eines Staats- 
wesens auf die Wahrung seiner Existenz gleichkommen würde, sollte man 
den Kaiser nur deswegen, weil der sonst zur Mitwirkung an dem Zustande- 
kommen eines Gesetzes berufene Reichsrat oder Landtag hierzu nicht geneigt 
oder unfähig ist, auch zur Untätigkeit verurteilen und ihm zumuten, von 
dem ihm nach der Pragmatischen Sanktion zustelienden Rechte, alles zur 
„Konservation der Erblande“, das ist zur Erhaltung der Integrität aller Kron- 
länder nach außen und nach innen Notwendige vorzukehren, keinen Gebrauch 
zu machen und ruhig zuzusehen, wie ein Land der wirtschaftlichen Kata- 
strophe entgegeneilt. 

Für diese Fälle gibt es auch im Königreiche Böhmen eine Notgesetz- 
gebung. Nnr ist dieselbe durch keine ausdrückliche Vorschrift näher geregelt, 
daher auch bezüglich ihres Umfanges und der Bedingungen ihrer Ausübung 
an keine kodifizierte Norm gebunden, sondern nur den in dem Wesen der 
Notlage gegebenen Grenzen unterworfen. Bei der Betätigung dieser Notgesetz- 
gebung ersetzt — ebenso wie dies in bezug auf die kaiserlichen Verord- 
nungen nach $ 14 ausgeführt wurde — der Hinweis auf die bestehende 
Notlage und die Unmöglichkeit, den zuständigen Gesetzgebungskörper zur 
Mitwirkung zu veranlassen, die vorgeschriebene Berufung auf die Zustimmung 
dieses legislativen Faktors und daher kann in solchen Fällen der bloße 
Mangel dieser Berufung den Charakter der betroffenen legislativen Maßnahme 
als eines von den (rerichten nicht weiter zu überprüfenden Gesetzes nicht 
ausschließen. 

Das Patent stellt sich daher sowohl formell als materiell als ein solches 
Notgeretz dar, indem es hervorhebt, daß es vom Kaiser in Erfüllung seiner 
Regentenpflicht deshalb erlassen wurde, weil die gesetzgebende und ver- 
waltende Tätigkeit der Landesvertretung zum Stillstande zekommen ist, indem 
es weiters erklärt, sich nur auf die zur Abwendung der der Bevölkerung 
Böhmens drohenden Nachteile notwendigen Maßregeln beschränken zu wollen, 
und schließlich, indem es die Wirksamkeit der Kommission auf die Zeit, bis 
die Laudesvertretung ihre Funktion wieder aufnimmt, einschränkt. 

Da somit den formellen Bedingungen eines Notgesetzes entsprochen ist, 
muß der Verwaltungsgerichtshof die im Patente enthaltenen Dispositionen 
als gesetzliche Norm anwenden, ohne die in die Kompetenz anderer Faktoren 
(der zuständigen Vertretungskörper) fallende Frage untersuchen zu dürfen, 


42” 
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ob und inwiefern die im Patente zur Begründung der Notwendigkeit dieses 
Aktes herangezogenen Verhältnisse vorhanden waren, beziehungsweise diese 
Notwendigkeit zu begründen vermochten. 

Diese Begründung des Verwaltungsgerichtshofes ist juristisch vollkommen 
verfehlt. Sie setzt sich aus ohne weiteres widerlegbaren Trugschlüssen zu- 
sammen und baut auf einer Reihe willkürlich aufgestellter Prämissen ein 
Gebäude auf, das mit der Aufdeckung der logischen Fehler der Konklusionen 
sofort zusammenfällt. 

Entkleidet man die vorliegende Rechtsfrage von allem dialektischen 
Beiwerk, so ergibt sich als Kern die Frage, ob das Patent als Gesetz oder 
Verordnung aufzufassen ist. 

Schon die Begründung für die erste Behauptung des Verwaltungs- 
gerichtshofes, daß er zur „Überzeugung“ gekommen ist, das Patent sei keine 
Verordnung, ist nicht schlüssig. 

Fürs erste sei bloß bemerkt, daß es hier nicht auf die „Überzeugung“ 
des Gerichtshofes ankommt — handelt es sich doch nicht um eine Frage 
richterlichen Ermessens —, sondern auf die rechtliche Begründung für die 
Entscheidung einer Rechtsfrage. Aber abgesehen davon, ist es vollkommen 
unrichtig, dem Patente deswegen den Charakter einer Verordnung abzu- 
sprechen, weil es nicht von einer Staatsbehörde, sondern unmittelbar vom 
Monarchen ausgegangen ist. 

Das zum Beweise herangezogene Staatsgrundgesetz über die Ausübung 
der Regierungs- und Vollzugsgewalt beweist gerade das Gegenteil. Man darf 
eben den Artikel 11 nicht aus dem Zusammenhange des Gesetzes heraus- 
reißen. Im Artikel 2 desselben Gesetzes heißt es: „Der Kaiser übt die Re- 
gierungsgewalt durch verantwortliche Minister und die denselben untergeordneten 
Beamten und Bestellten aus.“ Damit ist grundsätzlich ausgesprochen, daß 
der Chef der Verwaltung der Kaiser ist. Der Artikel 11 ist nur eine nähere 
Ausführung des im Artikel 2 aufgestellten Prinzips. Eine vom Artikel 2 
losgelöste Verordnungsgewalt der Regierung — ohne oder gar gegen den 
Willen des Kaisers — gibt es verfassungsmäßig nicht. Die Verordnungs- 
gewalt der Regierung ist immer eine von der Regierungsgewalt des Kaisers 
abgeleitete Gewalt. Es ist daher prinzipiell für das Wesen einer Verordnung 
ganz gleichgültig, ob sie in der Form einer Ministerialverordnung oder einer 
vom Ministerium kontrasignierten kaiserlichen Willenserklärung auftritt. Daß 
es hierbei auf die äußere Form, den bloßen Namen — kaiserliches Patent 
oder dgl.*) — nicht ankommt, bedarf wohl keiner besonderen Widerlegung. 
Ebenso ist der Zweck — Schaffung neuen Rechtes”) — für die Frage, ob eine 
Verordnung vorliegt, vollkommen irrelevant. Wollte man dieser Schlußfolge- 
rung zustimmen, dann fällt das ganze Verfassungsrecht zusammen, denn dann 


1) Den Bezeichnungen „Patent“, „Diplom“ oder dgl. kommt überhaupt 
keine verfassungsrechtliche Bedeutung zu. Sie sind lediglich historisch ent- 
standene Bezeichnungen für in feierlicher Form kundgemachte kaiserliche 
Willenserklärungen. 

?) Hier liegt übrigens ein evidenter Zirkelschluß vor. Um zu beweisen, 
daß das Patent rechtsgültig die Verwaltungskommission an Stelle des Landes- 
ausschusses gesetzt hat, also neues Recht schaffen durfte, will der Verwaltungs- 
gerichtshof beweisen, daß das Patent keine Verordnung ist. Als Beweis 
aber, daß das Patent keine Verordnung ist, wird der Umstand hervorgehoben, 
daß die Verordnung neues Recht geschaffen hat, was bekanntlich durch eine 
Verordnung nicht geschehen kann. 
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gibt es ein einfaches Mittel, neues Recht ohne Mitwirkung der verfassungs- 
mäßigen Vertretungskörper zu schaffen, nämlich eine kaiserliche Verordnung 
unter irgendeinem Namen, nur nicht unter dem Namen einer Verordnung. 

Aber selbst, wenn man dem Verwaltungsgerichtshofe in seiner Schluß- 
folgerung bis hierher folgen wollte, ist damit nichts bewiesen. 

Der Verwaltungsgerichtshof zieht aus der Behauptung, das Patent sei 
keine Verordnung, den Schluß, daß es also ein Gesetz sein müsse. Damit 
sind wir bei dem Kardinalfaktor in der eigentümlichen Logik des Erkennt- 
nisses angelangt. 

Mit diesem Schlusse ist der Hauptgrundsatz des österreichischen Ver- 
fassungsrechtes in sein Gegenteil verkehrt. Zur Rechtsschöpfung ist ver- 
fassungsmäßig die übereinstimmende Willenserklärung von Krone und Ver- 
tretungskörper (sei es Reichsrat, sei es Landtag) notwendig. Eine solche 
gehörig kundgemachte Willenserklärung ist das Gesetz. Eine andere Rechts- 
quelle, als das Gesetz gibt es verfassungsmäßig nicht. Die Verordnungsgewalt 
kann sich daher nur auf jenem Boden betätigen, der nicht schon vom Gesetze 
okkupiert, ihr also vom Gesetze offen gelassen ist. Man könnte daher allen- 
falls den Grundsatz aufstellen: jede Rechtsnorm, die nicht Gesetz ist, ist 
Verordnung. Aber zu behaupten: was nicht Verordnung ist, ist Gesetz, und 
zwar Gesetz ohne Rücksicht, ob jene Bedingungen vorhanden sind, die ver- 
fassungsmäßig notwendige Voraussetzung eines Gesetzes sind, ist eine un- 
haltbare Schlußfolgerung. 

Aber auch diese kühne Logik reicht nicht hin den Gesetzescharakter 
des Patentes zu beweisen. Es muß noch eine Bedingung der „gehörigen 
Kundmachung“ der Gesetze, die Berufung auf die Zustimmung des verfassungs- 
mäßig hierzu kompetenten Vertretungskörpers, die der Kundmachung des 
Patentes fehlt, durch Interpretation ersetzt werden. Obwohl der Verwaltungs- 
gerichtshof die Berufung der Zustimmung des verfassungsmäßigen Vertretungs- 
körpers gemäß § 10 des Staatsgrundgesetzes als prinzipielles Postulat eines 
Gesetzes anerkennt“, so sucht er doch zu beweisen, daß ein Gesetz auch 
ohne Vorhandensein dieser prinzipiellen Voraussetzung möglich ist. Das ist 
an sich bereits ein Widerspruch. Entweder besteht die Bestimmung des 
Artikels 10: „Die Kundmachung der Gesetze erfolgt .. . mit Berufung auf 
die Zustimmung der verfassungsmäßigen Vertretungskörper“, oder sie besteht 
nicht. Ein drittes gibt es nicht. Die Begründung des Erkenntnisses spricht 
jedoch aus, daß diese Bestimmung gleichzeitig besteht und nicht besteht. 

Daß diese Bestimmung dieses Artikels auch fehlen kann, ohne einer 
Norm den Gesetzescharakter zu rauben, soll das Notverordnungsrecht des $ 14 
beweisen. Abgesehen davon, daß der $ 14 nur für den Bereich der Reichs- 
gesetzgebung gilt und daher niemals für die Landesgesetzgebung heran- 
gezogen werden kann, beweist er genau das Gegenteil von dem, was er nach 
der Meinung des Verwaltungsgerichtshofes beweisen soll. Der Wortlaut des 
§ 14 stellt in einer über jeden Zweifel erhabenen Deutlichkeit das Notver- 
ordnungsrecht als eine Ausnahme vom allgemeinen Prinzipe auf. Gerade 
dadurch, daß diese Ausnahme expressis verbis als Ausnahme bezeichnet wird 
und allerhand Vorsichtsmaßnahmen gegen eine extensive Interpretation ge- 
troffen werden, wird um so nachdrücklicher die prinzipielle Geltung des 
allgemeinen Grundsatzes, wie ein Gesetz zustande kommt, festgestellt. Wenn 
der $ 14 hervorhebt, daß Notverordnungen provisorische Gesetzeskraft u. a. 
nur unter der Bedingung zukommt, „wenn sie mit ausdrücklicher Berufung 
auf diese Bestimmung des Staatsgrundgesetzes kundgemacht werden“, so ist 
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das eben die Feststellung der Ausnahme von der Regel: Berufung des ver- 
fassungsmäßigen Vertretungskörpers. 

Wenn nun vorher gar behauptet wird, daß der $ 14 nicht darauf pe- 
richtet ist ein Notverordnungsrecht zu gestatten, sondern „die Modalitäten 
für die Ausübung dieses Rechtes, dessen prinzipielle Zulässigkeit als unstreitig 
angenommen wird, zum Schutze der Verfassung selbst vorzuschreiben und 
seine Schranken festzusetzen“, so ist das lediglich eine unbewiesene Behauptung. 
Der Verwaltungsgerichtshof hat es auch gar nicht unternommen, hierfür einen 
Beweis zu erbringen. Er konnte ihn auch gar nicht erbringen, da es für 
das Notverordnungsrecht keine andere Rechtsquelle gibt als den $ 14. Er 
hat sich damit begnügt die Existenz einer gleichsam hinter der Verfassungs- 
gesetzgebung stehenden mystischen Rechtsquelle anzudeuten, aus der das 
Notverordnungsrecht auch ohne § 14 zu fließen vermag. 

Obwohl nun zugegeben wird, daß der $ 14 als Beweis für das Bestehen 
eines Notverordnungsrechtes im Bereiche der Landesgesetzgebung nicht ohne 
weiteres herangezogen werden kann, wird trotzdem behauptet, daß aus diesem 
Moment keineswegs auf die prinzipielle Unzulässigkeit des Notverordnungr 
rechtes im Bereiche der Landesgesetzgebung geschlossen werden könne. 

Die Unrichtigkeit dieser Konklusionen bedarf angesichts des klaren 
Wortlautes der Rechtsquellen wohl keines Beweises. 

Was schließlich die weiteren Ausführungen der Begründung über die 
Notwendigkeit der durch das Patent getroffenen Verfügungen im Interesse 
des Staates, über die Notlage, die ein Vorgehen auch ohne rechtlich Basıs 
gebieterisch gefordert hat, usw., betrifft, so sind sie die einzigen, denen man 
ziemlich vorbehaltlos zustimmen kann, nur sind sie nicht mehr — jwi- 
stischer Natur. 

Aus dem Angeführten ergibt sich, daß dem Verwaltungsgerichtshof de 
Beweis, daß das Patent ein Gesetz ist, nicht gelungen ist. Damit allen 
auch alle weiteren Schlußfolgerungen des Erkenntnisses. Ist das Patent kein 
Gesetz, dann ist es eine Verordnung und dann hat der Gerichtshof über seine 
Gültigkeit zu entscheiden gehabt'). Daß diese Entscheidung dem Gesagten 
zufolge logischer Weise nur negativ hätte lauten können, ist selbstverständ- 
lich. Daß andererseits eine solche Entscheidung zu unabsehbaren Kon- 
sequenzen geführt hätte, ist richtig, juristisch aber vollkommen gleichgültig. 
Damit sind wir an den Kern der Frage gekommen. 

Der Verwaltungsgerichtshof hat sich gesagt, daß ein das Patent für 
rechtsungültig erklärendes Erkenntnis unmöglich ist. Das hätte die Verwirk- 
lichung des Satzes fiat justitia pereat mundus in der drastischesten Form 
bedeutet. Es hätte Maßnahmen unmöglich gemacht, deren Notwendigkeit 
kein Vernünftigdenkender unter den gegebenen Verhältnissen bestreiten kann. 
Ein solches Erkenntnis hätte zur Abgabenverweigerung geführt, hätte alle 
Verfügungen und Handlungen der Landesverwaltungskommission für ungesetz- 
lich und ungültig erklärt, kurz die Übel, die abgewendet werden sollten. 
noch vergrößert. Die Regierung wäre in die Situation geraten, mit noch 
einschneidenderen Maßregeln eingreifen zu müssen, denn — darüber ist 


1) Staatsgrundgesetz vom 21. Dezember 1867, RGBl. Nr. 144, über die 
richterliche Gewalt, Artikel 7: „Die Prüfung der Gültigkeit gehörig kund- 
gemachter Gesetze steht den Gerichten nicht zu. Dagegen haben die Gerichte 
über die Gültigkeit von Verordnungen in gesetzlichem Instanzenzuge ZU 
entscheiden.“ 
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sich jeder klar — man hätte trotz aller Paragraphen dem finanziellen Zu- 
sammenbruch des Landes nicht tatenlos zusehen können. Der Verwaltungs- 
gerichtshof mußte daher, wenn er nicht blind für die Tatsachen des Lebens 
sein wollte, einen Ausweg finden, um das Patent rechtlich am Leben zu lassen. 

Die Regierung hat unumwunden zugegeben, daß das Patent in der 
geltenden Rechtsordnung keine Grundlage findet, daß es — ohne formale 
Berechtigung — neues Recht schafft '). Der Verwaltungsgerichtshof hat sich 
daher, indem er für eine Verfügung, die den Rahmen des Rechtes verlassen 
hat, im geltenden Rechte eine Begründung finden wollte, von vornherein eine 
unmögliche Aufgabe gestellt. Er mußte juristisch begründen, was mit Juris- 
prudenz nichts mehr zu tun hat. Hier lag die Schwierigkeit, dem alles weitere 
entsprungen ist, denn — um dem Verwaltungsgerichtshof Gerechtigkeit wider- 
fahren zu lassen — so unhaltbar auch die Begründung seines Erkenntnisses 
ist, sie hat das möglichste geleistet, was hier zu leisten war. Wenn nun 
auch zuzugeben ist, daB der Verwaltungsgerichtshof unter den gegebenen 
Verhältnissen nicht anders vorgehen konnte, so birgt doch ein solcher Vor- 
gang eine Fülle der Gefahren. 

Dem Juristen wird eine solche Begründung niemals einzureden ver- 
mögen, daß das, was dem (Gesetz direkt widerspricht, plötzlich Recht ist, 
denn er durchschaut sofort die falschen Schlüsse. Der Laie wird die Be- 
gründung mit Kopfschütteln lesen und, wenn er auch vielleicht die einzelnen 
logischen Fehler nicht sofort zu konstatieren vermag, doch herausfühlen, daß 
ihm mit Aufwendung von allerhand Dialektik, schwarz als weiß vorgetäuscht 
werden soll. Er wird sich mit einem gewissen Widerwillen von den Äuße- 
rungen einer Wissenschaft abwenden, deren Zweck seiner Meinung nach nur 
darin besteht, wenn es nottut, nachzuweisen, daß 2 mal 2 gleich 5 ist. Wenn 
er vielleicht im konkreten Falle auch zugeben wird, daß der ihm vernünftig 
erscheinende Zweck die Sophistik heiligt, so wird er doch nicht durch die 
Sophistik, sondern höchstens durch den Zweck gewonnen. Im Gegenteil, 
des Laien Zustimmung wird viel sicherer dadurch erlangt, indem man ruhig 
zugibt, daß es sich hier um Dinge handelt, die außerhalb der Sphäre des 
Rechtes liegen, für die das Recht nicht mehr ausreicht. Für ihn bedarf es 
des Aufwandes von so viel Scharfsinn gar nicht, um zu beweisen, daß das 
Leben mitunter stärker ist, als alle Paragraphen. Dabei darf nicht über- 
sehen werden, daß gerade dadurch, daß man ein unjuristisches Ding in ein 
juristisches Mäntelchen hüllt, nur allgemeines Mißtrauen erregt wird. Un- 
willkürlich denkt die Allgemeinheit: wenn das als Recht ausgegeben wird, 
dann gibt es überhaupt kein Recht mehr, dann kann eines Tages dieselbe 
Dialektik sich auch an andere Probleme heranmachen und alles entwurzeln, 
was für festgefügt in unserer Rechtsordnung gehalten wird. Darum wäre 
es ihr — vielleicht weniger juristisch — aber richtiger erschienen, wenn der 
Verwaltungsgerichtshof die Ohnmacht des Rechtes zugegeben und sich nicht 
mit juristischen Konstruktionen bemüht hätte, wenn er einfach erklärt hätte, 
daß bier höhere Interessen auf dem Spiele stehen, hinter denen die Para- 
graphen verschwinden, wenn die Begründung gelautet hätte: Das geltende 
Recht hat versagt. Um wichtige Interessen, der das Land Böhmen be- 
wohnenden Menschen zu schützen, ist der Staatswille in die Lücke getreten. 
Er ist Gesetz, weil Not Eisen bricht. Eine Begründung in der Rechtsordnung 

1!) Vgl. den zitierten Motivenbericht zum Patente in der „Wiener Zei- 
tung“ und die Interpellationsbeantwortung des Ministerpräsidenten. 
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suche ich nicht, weil es sich um keine Rechtsfrage handelt, sondern um eine 
Frage, die über jeder Rechtsordaung steht. Und darum ist und bleibt das 
Patent Gesetz und der Mann mit der Baubeschwerde wird abgewiesen, weil 
er den vorgeschriebenen Instenzenzug nicht erschöpt bat"), 

Ich gebe zu, daß so zu sprechen nicht jedermanns Sache ist, daß damit 
ein bedenkliches Präjudiz geschaffen würde, wenn ein Gerichtshof sich expressis 
verbis außerhalb des Rechtes stellt. Es handelte sich eben darum, zwischen 
zwei Möglichkeiten zu wählen: den Boden des Rechtes offen zu verlassen 
oder aber wenigstens prinzipiell die Fiktion der Lückenlosigkeit des Rechtes 
aufrecht zu erhalten und seine Blöße mit einer wenn auch anfechtbaren 
Interpretation zu verdecken. Beide Möglichkeiten sind von übeln Folgen 
begleitet. Es läßt sich darüber streiten, welche Nachteile die schwerer 
wiegenden sind. Je nachdem man die Bedeutung der Konsequenzen ein- 
schätzt. wird man sich für die eine oder die andere Möglichkeit entscheiden. 
Soviel ist aber gewiß — man mag über die Entscheidung und ihre Be 
gründung denken, wie man will —, daß Ereignisse, die derartige Maßnahmen 
notwendig machen, eine Erschütterung des Staatsgebäudes bedeuten. Wenn 
man die Dinge auch nicht allzu tragisch aufzufassen braucht, so darf man 
doch nicht übersehen, daß jeder Rechtsbruch, geschähe er offen oder im 
Gewande juristischer Interpretation, auch wenn schwerwiegende Rechtferti- 
gungsgründe vorliegen, doch ein Rechtsbruch bleibt. Das Wesen des modernen 
Bechtsstaates besteht ja eben darin, daß an die Stelle des Rechts des Stärkeren 
festgefügte Ordnung getreten ist. Jede Rechtsverletzung bedeutet daher einen 
Rückfall in die Periode der Rechtlosigkeit und wird um so härter empfunden, 
je tiefer die Rechtsordnung Wurzel geschlagen hat. Eine über den Tag 
hinausblickende Politik muß es sich daher zur Aufgabe machen, ihre Ziele 
auf Wegen zu verfolgen, die noch über den Boden des Rechts führen, denn 
schließlich und endlich bedeutet eine Rechtsverletzung auch eine Gefahr für 
den, zu dessen Gunsten sie erfolgt ist. 

Weitaus geschickter hat sich das Reichsgericht aus der Affäre gezogen, 
wobei freilich nicht übersehen werden darf, daß für dieses die rechtliche 
Situation bedeutend günstiger lag. 

Drei Beschwerden wurden bisher beim Reichsgerichte überreicht, über 
die dieses Gericht entschieden hat’). 

In der ersten Beschwerde hatten zwei Landesausschußbeisitzer und vier 
Ersatzmänner wegen Verletzung des ihnen durch die Landesordnung gewähr- 
leisteten politischen Rechtes zur Ausübung der Funktion und Amtierung als 
Beisitzer und Ersatzmänner des Landesausschusses Klage geführt. Die Be 
sehwerde richtete sich gegen die Regierung wegen der durch Erlassung des 
keiserlichen Patentes vom 26. Juli 1913 und durch Ernennung des Präsidenten, 
der Mitglieder und Ersatzmänner der Kommission erfolgten Verletzung der 
Besehwerdeführer in den erwähnten durch die Landesverfassung gewähr- 
leisteten politischen Rechten, und gegen eine Reihe von Verfügungen, die 


') Nawiasky a.a. O. ist der Ansicht, daß es genügt hätte, wenn der 
VerwGerh. ohne nähere Begründung einfach konstatiert hätte, daß kraft des 
kaiserl. Patentes die Landesverwaltungskommission an Stelle des Landes- 
ausschusses getreten sei. Keine Begründung sei eben auch eine Begründung. 

?) Alle drei Erkenntnisse wurden am 8. April 1914 gefällt. In der 
offiziellen Sammlung der Erkenntnisse des Reichsgerichtes sind sie bisher 
nicht publiziert worden. Ihren Wortlaut brachte die „Neue freie Presse“ 
in Nr. 17823 (Wien, 8. April 1914). 


nn m re . 
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die Landesverwaltungekommission und ihr Präsident getroffen hatten. Die 
Verfügungen waren: Verständigung der Beschwerdeführer von der Einsetzung 
der Kommission und Ernennung des Präsidenten, Übernahme der Amtsagen- 
den des Landesausschusses und Verteilung dieser Geschäfte an die Mitglieder 
der Kommission, Bezeichnung der Kommissionsmitglieder den Landesbeamten 
gegenüber als neue Vorgesetzte, Weisung an die Landesbeamten nach dem 
26. Juli 1913 den bisherigen Landesausschußbeisitzern keine Akten mehr vor- 
zulegen, Einstellung des Gehaltes des Oberstlandmarschalls, der Landesaus- 
schußbeisitzer und ihrer Ersatzmänner und zwar auch derjenigen, die auf 
ihre Stellen nicht resigniert hatten, Mitteilung an alle Bezirksausschüsse, daß 
die Kommission ihre Tätigkeit begonnen habe mit der Auftrage, hiervon 
alle Gemeinden des Verwaltungsbezirkes zu verständigen. 

Die Beschwerde wurde, insoweit als sie gegen die Regierung gerichtet 
war, wegen Inkompetenz des Reichsgerichtes abgewiesen; insoweit sie Ver- 
fügungen der Kommission und ihres Präsidenten aufocht, stellte das Er- 
kenntnis fest, daß eine Verletzung des durch die Landesverfassung gewähr- 
leisteten politischen Rechtes zur Ausübung der Funktionen in der Eigenschaft 
als Beisitzer beziehungsweise Ersatzmänner des Landesausschusses nicht statt- 
gefunden hat. Die Entscheidung wurde in folgender Weise begründet. 

Die Verletzung der in der Landesverfassung gewährleisteten politischen 
Rechte wird sowohl der Regierung als auch der Kommission und ihrem 
Präsidenten zur Last gelegt. 

Prüfung der Beschwerde und Entscheidung über sie hat innerhalb der 
durch die Artikel 1 bis 3 des Staatsgrundgesetzes vom 31. Dezember 1867, 
RGBl. Nr. 143’) gezogenen Kompetenzgrenzen zu erfolgen. Die Beschwerde 


') Staatsgrundgesetz vom 21. Dezember 1867, RGBI. Nr. 143, über die 
Einsetzung eines Reichsgerichtes: 

„Artikel 1. Zur Entscheidung bei Kompetenzkonflikten und in streitigen 
Angelegenheiten öffentlichen Rechtes wird für die im Reichsrate vertretenen 
Königreiche und Länder ein Reichsgericht eingesetzt. 

Artikel 2. Das Reichsgericht hat endgültig zu entscheiden bei Kom- 
petenzkonflikten: 

a) zwischen Gerichts- und Verwaltungsbehörden über die Frage, ob eine 
Angelegenheit im Rechts- oder Verwaltungswege auszutragen ist, in den durch 
das Gesetz bestimmten Fällen; 

b) zwischen einer Landesvertretung und den obersten Regierungsbehör- 
den, wenn jede derselben das Verfügungs- oder Entscheidungsrecht in einer 
administrativen Angelegenheit beansprucht; 

c) zwischen den autonomen Landesorganen verschiedener Länder in den 
ihrer Besorgung und Verwaltung zugewiesenen Angelegenheiten. 

8 Artikel 3. Dem Reichsgerichte steht ferner die endgültige Entschei- 
ung zu: 

a) über Ansprüche einzelner der im Reichsrate vertretenen Königreiche 
und Länder an die Gesamtheit derselben und umgekehrt, dann über Ansprüche 
eines dieser Königreiche und Länder an ein anderes derselben, endlich über 
Ansprüche, welche von (jemeinden, Körperschaften oder einzelnen Personen 
an eines der genannten Königreiche und Länder oder an die Gesamtheit 
derselben gestellt werden, wenn solche Ansprüche zur Austragung im ordent- 
lichen Rechtswege nicht geeignet sind; 

b) über Beschwerden der Staatsbürger wegen Verletzung der ihnen durch 
die Verfassung gewährleisteten politischen Rechte, nachdem die Angelegen- 
heit im gesetzlich vorgeschriebenen administrativen Wege ausgetragen 
worden ist.“ 
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kann und muß daher nur als ein Beschwerde nach Artikel 3, lit. b des zitierter. 
Gesetzes angesehen und demgemäß behandelt und beurteilt werden. Nach 
dieser Gesetzesbestimmung steht die Entscheidung über Beschwerden wegen 
Verletzung politischer Rechte dem Reichsgerichte nur dann zu, wenn die 
Angelegenheit im gesetzlich vorgeschriebenen administrativen Wege aus- 
getragen worden ist. Außerdem bestimmt der $ 17 des Gesetzes vom 18. April 
1869, RGBI. Nr. 44 (über die Organisation des Reichsgerichtes), daß bei Be- 
schwerden nach Artikel 3, lit. b des Staatsgrundgesetzes die verletzte Partei 
ihrem Gesuche die von ihr erwirkte Entscheidung der zuständigen Admini- 
strativbehörde anzuschließen hat, daß das Gesuch die bestimmte Bezeichnung 
der Person, Körperschaft oder Behörde, der die Verletzung zur Last gelegt 
wird, sowie den Nachweis zu enthalten hat, daß die Angelegenheit im ad- 
ministrativen Wege ausgetragen worden ist; schließlich muß das Gesuch 
längstens 14 Tage nach Zustellung der in letzter Instanz ergangenen admini- 
strativen Entscheidung eingebracht werden. 

Aus dieser (tesetzesbestimmung geht hervor, daß eine Beschwerdeführung 
vor dem Reichsgerichte wegen Verletzung politischer Rechte nur dann und 
insofern statthaft ist, als in einem konkreten Falle eine Entscheidung einer 
Administrativbehörde ergangen ist, durch welche eine Verletzung derartiger 
Rechte des Beschwerdeführers stattgefunden hat. 

Als eine solche Entscheidung oder Verfügung einer Administrativbehörde 
kann aber das kaiserliche Patent vom 26. Juli 1913, welche rechtliche Natur 
ihm auch sonst zuerkannt werden mag, nicht angesehen werden. Denn das 
kaiserliche Patent enthält nur eine allgemeine Norm, ist aber nicht eine 
individuell an bestimmte Personen gerichtete Verfügung. Eine solche Ver- 
fügung liegt hinsichtlich der Beschwerdeführer in der mit Allerhöchster Ent- 
schließung vom 26. Juli 1913 erfolgten und unter Kontrasignatur des Ministers 
des Innern publizierten Ernennung des Präsidenten, Präsidentenstellvertreters 
und der Mitglieder der Kommission — als von den Beschwerdeführern ganz 
verschiedenen dritten Personen — gleichfalls nicht vor. 

Insofern daher die Beschwerde gegen die Regierung wegen Erlassung 
des kaiserlichen Patentes und wegen Ernennung der Kommissionsmitglieder 
gerichtet ist, mangelt ihr das Erfordernis des Artikels 3, lit.b. Das Reichs- 
gericht ist daher zur Entscheidung in dieser Richtung nicht kompetent, wes- 
halb die Beschwerde bezüglich dieses Teiles wegen Unzuständigkeit des 
Reichsgerichtes zurückgewiesen werden mußte. 

Was nun jenen Teil der Beschwerde betrifft, der sich gegen die Ver- 
fügungen des Präsidenten und der Kommission wendet, so liegen allerdings 
gegen die Beschwerdeführer ergangene Verfügungen (Entscheidungen) einer 
Administrativbehörde vor und sind die Voraussetzungen für eine Beschwerde 
nach Artikel 3, lit. b, gegeben. Die Beschwerde ist jedoch trotzdem nicht 
begründet. 

Es kann nicht behauptet werden, daß erst durch Verfügungen des Prä- 
sidenten und der Kommission die Beschwerdeführer in der Ausübung ihrer 
Funktionen behindert wurden. Diese Behinderung war tatsächlich schon in 
einem früheren Zeitpunkte, das ist vor dem 27. Juli 1913 dadurch gegeben, 
daß, wie das kaiserliche Patent konstatiert, der Landtag seit Jahren seine 
Aufgaben nicht zu erfüllen vermag und nunmehr auch der Landesausschuß 
weder den finanziellen Öbliegenheiten der Landesverwaltung gerecht zu 
werden noch überhaupt die ihm zustehenden Funktionen in gesetzlicher Weise 
weiter zuführen in der Lage ist. Tatsächlich war der im Jahre 1902 gewählte 
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Landesausschuß, der der Landesordnung entsprechend aus acht Mitgliedern 
und acht Ersatzmännern bestand, zurzeit der Erlassung des kaiserlichen 
Patentes vom 26. Juli 1913 zufolge Resignation und Ablebens einzelner 
Mitglieder auf insgesamt neun Mitglieder zusammengeschmolzen. Als nun 
auch der Oberstlandmarschall resignierte, war der Landesausschuß nicht mehr 
in der von der Landesordnung vorgeschriebenen Weise zusammengesetzt. Da- 
durch war die Möglichkeit eines den Bestimmungen der Landesordnung ent- 
sprechenden Funktionierens des Landesausschusses ausgeschlossen. Daraus 
ergibt sich, daß die Behinderung der Beschwerdeführer in der Ausübung 
ihrer Funktionen bereits vor dem 27. Juli 1913 eingetreten war und am 
26. Juli 1913 bereits bestanden hat. Es konnte daher die von den Beschwerde- 
führern geltend gemachte Behinderung nicht erst durch die am 27. Juli 1913 
und den nächstfolgenden Tagen getroffenen Anordnungen des Präsidenten 
und der Kommission bewirkt worden sein. Alle die Verfügungen, die den 
zurzeit, als sie getroffen wurden, bereits bestandenen tatsächlichen, das ord- 
nungsmäßige Funktionieren des Landesausschusses ausschließenden Verhält- 
nissen Rechnung trugen, konnten daher die bereits vorhandene Unmöglichkeit 
des Weiterfunktionierens der Beschwerdeführer als Landesausschußbeisitzer 
nicht geschaffen haben. Die Ursache der Behinderung der Beschwerdeführer 
kann daher nicht in der Verfügung des Präsidenten und der Kommission 
erblickt werden. Die Beschwerde ist daher auch nach dieser Richtung nicht 
begründet. Es mußte daher der Ausspruch gefällt werden, daß eine Ver- 
letzung der Beschwerdeführer in den ihnen durch die Landesverfassung ge- 
währten politischen Rechten der Ausübung ihres Amtes als Landesausschuß- 
mitglieder nicht stattgefunden hat. 

Die zweite Beschwerde richtete sich dagegen, daß über ein gegen eine 
Entscheidung des Prager Stadtverordnetenkollegiums an den Landesausschuß 
gerichtetes Rechtsmittel nicht der Landesausschuß, sondern die Landesver- 
waltungskommission entschieden hatte. Die Beschwerde wandte sich nicht 
gegen den Inhalt der Beschwerde, sondern nur gegen die von der Kom- 
mission ausgeübte Kompetenz zur Entscheidung über ein an den Landes- 
ausschuß gerichtetes Rechtsmittel und behauptete, daß hierdurch der Be- 
schwerdeführer in einem den Staatsbürgern durch die Verfassung gewähr- 
leisteten politischen Rechte, das er als das Recht, von den durch die Ver- 
fassung statuierten Organen verwaltet zu sein, bezeichnet, verletzt worden sei. 

Über die Beschwerde hat das Reichsgericht zu Recht erkannt, daß eine 
Verletzung eines den Staatsbürgern durch die Verfassung gewährleisteten 
politischen Rechtes des Beschwerdeführers nicht stattgefunden hat. 

Diese Entscheidung wird folgendermaßen begründet. 

Die Beschwerde ist nach Artikel 3, lit. b des Staatsgrundgesetzes vom 
21. Dezember 1867, RGBl. Nr. 143, und $ 17 des Gesetzes vom 18. April 1869, 
RGBl. Nr. 44, zu beurteilen °). 

Die Entscheidung einer Administrativbehörde liegt wohl vor. Allein 
nicht der Inhalt dieser Entscheidung, sondern die Kompetenz der Behörde, 
die sie gefällt hat, wird angefochten. Aus der behaupteten Inkompetenz der 
Kommission wird die Verletzung eines dem Beschwerdeführer von der Ver- 
fassung gewährleisteten politischen Rechts abgeleitet. Allein eine solche 
Verletzung liegt nicht vor. 


!) Vgl. S. 665 und Anm. 1 daselbst. 
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Die vom Beschwerdeführer in Anspruch genommene Kompetenz des 
Landesausschusses kann nicht als ein ihm durch die Verfassung gewähr- 
leistetes politisches Recht angesehen werden. 

Die Landesordnung des Königreichs Böhmen enthält keine Bestimmung 
darüber, daß der Landesausschuß über Beschwerden gegen Verfügungen der 
Gemeindevertretungen als Rechtsmittelinstanz zu fungieren habe. Vielmehr 
besagt § 32 der Landesordnung, daß die näheren Weisungen über die dem 
Landesausschusse zukommenden Geschäfte und „in betreff der Einflußnahme 
auf Gemeindesachen und auf Angelegenheiten der landesfürstlichen Steuern, 
den besonderen Gemeinde- und Steuergesetzen vorbehalten“ bleiben. Die 
Kompetenz des Landesausschusses zur Entscheidung über Beschwerden gegen 
eine Entscheidung des Stadtverordnetenkollegiums von Prag stützt sich dem- 
gemäß nur auf Artikel 23 und 24, Abs. 3 des (Reichs-)Gemeindegesetzes vom 
6. März 1862, RGBl. Nr. 18, nach welchem die Landesvertretung (Landes- 
ausschuß) über Berufungen gegen Beschlüsse der Städte zu entscheiden hat. 
Weder das Beichsgemeindegesetz noch auch die Gemeindeordnung (Gemeinde- 
statut) von Prag sind aber Verfassungsgesetze. Die Inanspruchnahme dieser 
Kompetenz bildet daher auch für den Staatsbürger kein ihm durch die Ver- 
fassung (sei es Reichs- oder Landesverfassung) gewährleistetes politisches 
Recht, weshalb ein solches auch dadurch, daß an Stelle des Landesausschusses 
eine andere (Administrativ-)Behörde entschieden hat, nicht verletzt werden 
konnte. Ein durch die Verfassung gewährleistetes politisches Recht auf eine 
bestimmte Kompetenz enthält nur die Bestimmung des $ 1 des Gesetzes vom 
27. Oktober 1862, RGBl. Nr. 87 (zum Schutz der persönlichen 'Freiheit) 
„niemand darf seinem gesetzlichen Richter entzogen werden“, welche Be- 
stimmung nach Artikel 8 des Staatsgrundgesetzes vom 21. Dezember 1867, 
RGBl. Nr. 142 (über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger) einen inte- 
grierenden Bestandteil dieses Staatsgrundgesetzes bildet. Selbstverständlich 
erscheint eine, wenn auch analoge Anwendung dieser Bestimmung auf An- 
gelegenheiten, die zur Kognition der Verwaltungsbehörden gehören, und in 
Fällen, wo an Stelle der einen Administraturbehörde eine andere entscheidet, 
ausgeschlossen. 

In der dritten Beschwerde hat ein Hauseigentümer gegen das Land 
Böhmen eine Feststellungsklage beim Reichsgerichte erhoben, die das Be- 
gehren enthielt: Es werde festgestellt, daß die Erhöhung der Landesumlagen 
von 55°/, auf 65°/, mittels Dekretes vom 26. Juli 1913 ungesetzlich und 
ungültig sei und daß der Kläger von der von seinem Hause zu entrichtenden 
Steuer nur die bisherige 55°/,ige Landesumlage, nicht aber die auf 65°/, 
erhöhte Umlage zu entrichten habe; das Land Böhmen sei schuldig, dies 
anzuerkennen und dem Kläger die Kosten des Rechtsstreites zu ersetzen. 

Auch diese Beschwerde wurde, und zwar wegen Unzuständigkeit des 
Reichsgerichts, zurückgewiesen. 

Die Entscheidungsgründe bemerken, daß es sich hier um eine negative 
Feststellungsklage im Sinne des $ 228') Zivilprozeßordnung handle. Es ist 


1) 8 228 ZPO.: 

„Es kann auf Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens eines 
Rechtsverhältnisses oder Rechtes, auf Anerkennung der Echtheit einer Urkunde 
oder Feststellung der Unechtheit derselben Klage geführt werden, wenn der 
Kläger ein rechtliches Interesse daran hat, daß jenes Rechtsverhältnis oder 
Recht oder die Urkundenechtheit durch eine gerichtliche Entscheidung als- 
bald festgestellt werde.“ 
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nun fraglich, ob im Sinne des Staatsgrundgesetzes vom 21. Dezember 1867, 
RGBi. Nr. 143'), und des Gesetzes vom 18. April 1869, RGBl. Nr. 44, auch 
über eine reine Feststellungsklage die Einleitung eines Verfahrens beim 
Reichsgerichte überhaupt zulässig ist. Überdies ist es fraglich, ob in dem 
vorliegenden Falle die Bedingungen, die der § 228 ZPO. für die Zulässigkeit 
der Feststellungsklage aufstellt, zutreffen, zumal dem Kläger wenigstens zur 
Zeit der Klageanstrengung die 10°/,ige Erhöhung der Landesumlage noch 
gar nicht vorgeschrieben war, es ihm vielmehr freisteht, seinerzeit die erforder- 
lichen Schritte zu ergreifen, ohne daß er hierzu eine vorläufige Entschei- 
dung über die Rechtmäßigkeit der Erhöhung der Umlage bedürfte. 

Auf die beiden Fragen näher einzugehen lag aber für das Reichsgericht 
kein Anlaß vor, weil selbst im Falle der Bejahung dieser beiden Fragen sich 
das Reichsgericht nicht für kompetent erachtet. 

Über den Bestand oder Nichtbestand eines Rechtes oder Rechtsverhält- 
nisses — was eben den Gegenstand einer Feststellungsklage nach $ 228 ZPO. 
bildet — ist nur dasjenige Gericht abzusprechen berufen, dem über den 
Anspruch selbst, der aus dem Bestande oder Nichtbestande eines Rechtes 
oder Rechtsverhältnisses sich ergibt, oder aus ihm abgeleitet wird, die Ent- 
scheidungskompetenz zukommt, da es sich hierbei um die Feststellung der 
rechtlichen Grundlage, also die Voraussetzung für einen derartigen Anspruch, 
handelt. Im vorliegenden Falle würde der Anspruch des Klägers nur in 
der Befreiung von der Zahlung der erhöhten Landesumlage, eventuell in 
jenem auf Rückersatz im Falle bereits erfolgter Einhebung bestehen. 

Zur Zeit der Klagerhebung war jedoch die erhöhte Landesumlage dem 
Kläger noch gar nicht vorgeschrieben, geschweige denn eingehoben worden. 
Über die Rechtmäßigkeit der Vorschreibung oder Einhebung einer Landes- 
umlage überhaupt und in einer bestimmten Höhe abzusprechen, sind jedoch 
nur die Finanz- und Verwaltungsbehörden und in letzter Linie der Ver- 
waltungsgerichtshof nach den $$ 2°) und 13°) des Gesetzes vom 23. Oktober 
1875, BGBl. Nr. 36 ex 1876 berufen. Im Wege einer Feststellungsklage aber 
die Entscheidung des Reichsgerichtes hierüber anzurufen, erscheint unzulässig, 
weil dieses nach seinem durch das Staatsgrundgesetz umschriebenen Wirkungs- 
kreise über die Gesetzmäßigkeit der Vorschreibung von Steuern, Umlagen 
und Gebühren, sowie insbesondere darüber, ob deren Höhe den bestehenden 
Gesetzen und Verordnungen entspricht, zu entscheiden nicht berufen ist. 

Wie man sieht, hat sich das Reichsgericht in die Frage der Rechts- 
gültigkeit des Patentes überhaupt gar nicht eingelassen. Es hat sich aus- 
schließlich darauf beschränkt, die Frage seiner Kompetenz und das Vor- 
bandensein einer Verletzung staatsgrundgesetzlich gewährleisteter politischer 
Rechte zu untersuchen. Damit hat es alle jene Schwierigkeiten vermieden, 
vor denen der Verwaltungsgerichtshof gestanden hatte. Die Situation war 
für das Reichsgericht freilich eine andere als für den Verwaltungsgerichtshof. 
Die Reichsgerichtsbeschwerden waren so gefaßt, daß sie eine genügende 
juristische Handhabe boten, um ohne Eingehen auf die Rechtsgültigkeit des 


') Vgl. S. 665 und Anm. 1. 
”), Vgl. Anm. 2, S. 656. 


23) § 13: „Der Verwaltungsgerichtshof verhandelt und entscheidet regel- 
mäßig in Senaten von vier Räten und einem Vorsitzenden. Für Steuer- und 
Gebührensachen bestehen ständige Senate des Verwaltungsgerichtshofes ...“ 
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Patentes entscheiden zu können'), was bei der Verwaltungsgerichtshof- 
beschwerde nicht der Fall war. Nur diesem Umstande ist es zu danken, daß 
das Reichsgericht zu der Frage eine wenigstens juristisch einwandfreie Stelluug 
einnehmen konnte. Trotzdem nun das Reichsgericht sich in die Beantwortung 
der Kardinalfrage nicht eingelassen hat, sind seine Entscheidungen darum 
doch nicht bedeutungslos.. Wenn man auch zugeben muß, daß das Reichs- 
gericht in sehr geschickter Weise dem Probleme ausgewichen ist, so ist eben 
doch — ausgewichen, eine Tatsache, die bei einem Gerichtshofe, der zum 
Hüter der Verfassung bestellt ist, nicht erfreulich wirkt und zur Festigung 
des Rechtsgefühls und Sicherheit der Rechtsordnung keineswegs beiträgt. 

Wie man nun auch über die Entscheidungen der beiden höchsten Ge- 
richtshöfe des öffentlichen Rechtes in Österreich denken mag, sie beweisen 
aufs neue, welche Folgen die Ereignisse in Böhmen nach sich ziehen und 
wie empfindlich der Verwaltungsapparat eines modernen Staates ist, wie die 
geringsten Erschütterungen nach allen Richtungen ausstrahblend zu bedenk- 
lichen Störungen im Organismus führen können. Sie beweisen aber auch 
die Unbrauchbarkeit der Gewaltmethode selbst in ihrer modernen Verfeine- 
rung dem Majoritätsprinzip bei der Lösung nationaler Probleme. Nicht zu 
verkennen ist freilich, daß die Abkehr von der alten Gewaltmethode nicht 
reibungslos und unvermittelt vor sich gehen kann. Österreich steht hier vor 
neuen Problemen, für die die Geschichte keine Beispiele aufweist. Es muß 
sich neue Wege in neues Land bahnen. Wenn man sich vor Augen hält, 
welches langwierigen Entwicklungsprozesses und welcher überragender Per- 
sönlichkeiten es bedurft hatte, bis sich die deutschen Stämme, die doch die 
Gemeinsamkeit des Volkstum und der Sprache von vornherein verband, auch 
in einem gemeinsamen Staatswesen finden konnten, dann wird man die 
Schwierigkeiten verstehen, die Österreich mit seinen zahlreichen noch dazu 
auf verschiedenen Entwicklungsstufen stehenden Nationen zu überwinden hat. 
Hier muß alles neu geschaffen und für neues Leben eine neue Form gefunden 
werden. Daß eine solche Aufgabe nicht von heute auf morgen, daß sie 
nicht ohne Rückschläge zu bewältigen ist, ist in der Natur der Sache gelegen. 
Daß es aber eine lösbare Aufgabe ist, beweisen Ereignisse, wie der jüngst 
geschlossene nationale Ausgleich zwischen Polen und Ruthenen in Galizien, 
der beiden Nationen die Erhaltung der nationalen Eigenart im Rahmen der 
Gemeinsamkeit sichert. Betrachtet man die Ereignisse in Böhmen von dieser 
Warte aus, dann stellt sich der nationale Streit in Böhmen nicht als be- 
ginnendes Chaos, sondern als Phase eines Entwicklungsprozesses dar, der 
eineın — vielleicht noch fernliegenden — Ziele zustrebt. Diese Auffassung 
wird auch nicht durch das neuerliche Scheitern der Ausgleichsverhandlungen 
erschüttert. Das sind vorübergehende rückläufige Bewegungen im Gange 
der Entwicklung. Schon einmal hatten sich die Gegner einander wesentlich 
genähert. Mit jedem Jahr wird die trennende Wand dünner. Die Lösung 
des Problems wird erfolgen, weil sie entwicklungsgemäß erfolgen muß. 


') Die Beschwerden hätten so formuliert werden können, daß das Reichs- 
gericht gezwungen gewesen wäre, zur Frage der Rechtsgültigkeit des Patentes 
Stellung zu nehmen. Hierauf näher einzugehen fehlt hier der Raum. 


ee gend — 


X. 
Die rumänische Frage in Ungarn 


Von Bernhard Michniewicz 


Die politische Lage, die der Zusammenbruch der Türkei auf dem Balkan 
geschaffen, hat den Jahrzehnte alten Problemen des ungarischen Nationalitäten- 
kampfes neue Bedeutung verliehen. Stärker als je zuvor offenbart sich der 
enge Zusammenhang zwischen der Entwicklung des nationalen Amalgamierungs- 
versuches in Ungarn und dem (tange der großen Politik. Diese Wechsel- 
wirkungen pflegt die ungarische Regierung in Parlament und Presse grund- 
sätzlich zu bestreiten. Tatsächlich läßt sich auch heute ein merklicher Einfluß 
der Machtverschiebungen außerhalb Ungarns auf das Wesen der offiziellen Natio- 
nalitätenpolitik nicht nachweisen; mit voller Schärfe und Bestimmtheit jedoch 
treten die ebenfalls geleugneten Rückwirkungen dieser Politik auf dieauswärtigen 
Beziehungen zutage. Auch in Ungarn hat man das begriffen. Symptomatisch 
ist der Feldzug, den Graf Michael Karolyi, der Präsident der vereinigten 
Unabhängigkeits- und Achtundvierzigerpartei, mit seinem Anhang gegen Jen 
Dreibund und für eine Annäherung an Rußland führt. Die Bemühungen 
der offiziösen Presse, diese Bewegung als den Ausfluß parteipolitischer Ver- 
schrobenheit lächerlich zu machen, haben den Erfolg gehabt, daß die öffent- 
liche Meinung Deutschlands diesen Vorgängen nicht die Beachtung schenkte, 
die ihnen gebührt. In Wirklichkeit verdient die Aktion des Grafen Karolyi 
ernsthafte Aufmerksamkeit. Anders wie bei dem Unternehmen, das 1898 
den verstorbenen Führer der Unabhängigkeitspartei und ehemaligen Franktireur, 
Gabriel von Ugron, mit Delcass&e zusammenführte, geht diese bemerkenswerte 
Auflehnung gegen die traditionelle Dreibundpolitik von rein politischen Er- 
wägungen aus, Erwägungen, die ebensosehr innerpolitischer als außenpolitischer 
Natur sein dürften. Der (redankengang ist klar. Während die offizielle un- 
garische Politik bisher stets die Auffassung vertrat, daß Magyaren und 
Deutsche gegen die sie umdräuende Slavenflut notwendigerweise zusammen- 
stehen müßten, daß nur der enge Anschluß an den Dreibund die nötigen 
Garantien für den magyarischen Einheitsstaat liefere, vollzieht (raf Karolyi 
die energische Schwenkung nach Rußland hin, um für diesen magyarischen 
Einheitsstaat neue Garantien im engen Anschluß an das bisher bekämpfte 
Slaventum zu gewinnen. In dieser radikalen politischen Neuorientierung ver- 
körpert sich die Einsicht, der die offiziellen Kreise noch nicht Raum geben 
wollen: daß die durch die Balkankriege hervorgerufenen politischen Um- 
wälzungen den bisherigen Methoden der Magyarisierungspolitik den Todes- 
stoß versetzt haben, und daß die latente Krisis akut zu werden beginnt. 
Die Regierung hofft anscheinend, das bisherige System mit Milderungen und 
Modifikationen trotzdem beibehalten zu können, Karolyi bricht endgültig mit 
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der Überlieferung. Seine Politik sieht zugleich mit dem Anschluß an Rußland 
einen Stellungswechsel gegenüber den Wünschen der ungarländischen Slaven 
vor, die dadurch zu Bundesgenossen der Magyaren würden. Diese hätten 
dann den Rücken frei und könnten ihre ganze Kraft gegen Südosten kon- 
zentrieren, wo die geschlossene Masse der ungarischen Rumänen sich an das 
stammverwandte Königreich anlehnt, das sich im Jahre 1913 zur Vormacht 
auf dem Balkan erhoben hat. Daß die rumänische Frage tatsächlich der 
Angelpunkt dieser politischen Erwägungen ist, beweisen die leidenschaftlichen 
Proteste, die die Opposition gegen die Tiszasche Verständigungsaktion mit 
der rumänischen Nationalpartei erhob. „Mit den Rumänen“ und „gegen die 
Rumänen!“ wird die Losung eines Kampfes sein, der vielleicht für das 
Schicksal des Magyarentums entscheidend ist. 

Im November 1868 schrieb die Norddeutsche Allgemeine Zeitung in 
einem Leitartikel: „Vergleicht man die Macht eines auch erweiterten Rumäniens 
und des ungarischen Reichs miteinander, so wird man in Pest den preußischen 
Politikern wohl soviel Einsicht zutrauen, daß sie auf die Sympathien Ungarns 
ein großes, auf den Beistand oder die Zuneigung Rumäniens gar kein Gewicht 
legen.“ Aus der quantite negligeable, die das amtliche Organ der preußischen 
Politik mit einer kurzen Handbewegung abtat, ist unter der leidenschaftslosen 
und zielbewußten Führung Karls von Hohenzollern, begünstigt durch glückliche 
Umstände, ein bemerkenswerter Faktor der europäischen Politik geworden. 
Als Schiedsrichter auf dem Balkan hat Rumänien einen unverhältnismäßigen 
Zuwachs an politischer Bedeutung erhalten. Der Umschwung in seiner Stellung 
drückt sich am besten in der jüngst vollzogenen Abkehr vom Dreibund aus, 
als dessen zuverlässiges Anhängsel man ihn anzusehen gewohnt war. Daß 
Rumänien sich jetzt für die Politik der freien Hand stark genug hält, beweist 
die ungeheure Steigerung seines staatlichen Selbstgefühls. Für Deutschland 
bedeutet es den Fortfall einer militärischen Sicherung und eine Unbekannte 
mehr in der politischen Wahrscheinlichkeitsrechnung. 

Zwei große Bruchteile des rumänischen Stammes wohnen außerhalb der 
Grenzen des Königreichs unter fremder Staatshoheit. Die magyarische Presse 
bemüht sich vergebens, die nationalen Aspirationen Rumäniens nach Bessarabien 
zu lenken, wo etwa eine Million Rumänen dem Zaren gehorchen. Das größere 
Objekt und der vermutete geringere Widerstand rückt doch immer wieder die 
unter der Herrschaft der Stephanskrone stehenden Rumänen in den Mittelpunkt 
der nationalen Vergrößerungsträume. Es unterliegt keinem Zweifel, daß die 
Entwicklung des rumänischen Problems in Ungarn auf die Haltung des 
Königreichs Rumänien von Einfluß gewesen ist und von noch größerem 
Einfluß sein wird. Das verleiht ihm seine internationale Bedeutung und 
hebt es für Deutschland hoch über alle anderen Fragen des ungarischen 
Nationalitätenkampfes hinaus. 

Es dürfte von Interesse sein, dem Ursprung des Problems, seiner Ent- 
wicklung und seinen Entwicklungsmöglichkeiten frei von Parteileidenschaft und 
ohne Voreingenommenheit nachzugehen, um der politischen Wertung einen 
festen historischen Boden zu schaffen. Bei der Innigkeit, womit in Ungarn die 
nationalen Fragen mit den kulturellen, kirchlichen und sozialen verquickt 
sind, wird einerseits bei der Erörterung dieser Fragen weiter in die Ver- 
gangenheit zurückzugreifen sein, anderseits der Geschichte der Magyarisierungs- 
bestrebungen ein ziemlich breiter Raum eingeräumt werden müssen, da die 
Entnationalisierungspolitik im Laufe der Zeit, trotz der starren Gleichförmig- 
keit ihrer Prinzipien, ohne Rücksicht auf die Gestaltung der auswärtigen 
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Verhältnisse bisher alle einer Regierung zur Verfügung stehenden Wege 
benutzte, um dem unverrückbar vorgestecktem Ziele näher zu kommen. Dann 
erst wird man der Frage näher treten können, ob die ungarische Nationali- 
tätenpolitik den Verschiebungen und Umwälzungen, die auf dem Balkan 
stattgefunden haben, gerecht wird, und in welcher Weise sie ihr gerecht 
werden kann, ohne ihren staatlichen Grundsätzen untreu zu werden. 


KE * 
+% 


Unter den Wappen und Fahnen, die dem König von Ungarn bei seiner 
Krönung vorangetragen werden, prangen neben denen von Bosnien, Serbien, 
Bulgarien, Galizien und Lodomerien auch die der Moldau und Walachai. 
Alle diese partes subjectae oder Vasallenländer, deren Herrschertitel den König 
auch heute noch schmücken, sind der heiligen Stephanskrone nach längerem 
oder kürzeren, meist sehr unsicheren Besitz längst entglitten. Die Woiwoden 
der kleinen rumänischen Banate, die innerhalb der heutigen ungarischen 
Grenzen lagen, waren von den Arpaden unterworfen worden, während die 
übrigen nur zeitweilig eine lose Abhängigkeit anerkannt hatten. Als aus 
der Verschmelzung dieser letzten die Fürstentümer der Moldau und Walachei 
entstanden waren, folgten jahrhundertelange Kämpfe, in denen ihre Fürsten 
gelegentlich auch einmal, bei Ungunst des Kriegsglückes, dem ungarischen 
Herrecher huldigten. Wenn die Ungarn sich auf Matthias Corvinus berufen, 
der einen walachischen Woiwoden ins Gefängnis werfen und den moldauischen 
zur Anerkennung seiner Oberhoheit hatte zwingen können, so haben andrer- 
seits die Rumänen in der Zeit vorher und nachher Ungarnsiege aufzuweisen, 
die diesen Rumänensiegen nicht nachstehen. Karl Robert von Anjou erlitt 
1830 in den Schluchten des Bansajigebirges gegen den walachischen Woiwoden 
Michael Bazarad eine vernichtende Niederlage, die ihn zwang, das Banat 
Szöreny, das heutige Komitat Krasso-Szöreny, dem Sieger zu überlassen, und 
gar im Jahre 1600 konnte sich Michael der Tapfere, \Woiwode der Walachen, in 
Karlsburg zum Fürsten von Siebenbürgen ausrufen, nachdem in der Schlacht 
auf dem Schellenberg bei Hermannstadt der Kardinal Andreas Bathory. der 
Bruder Siegmund Bathorys, gegen ihn Schlacht und Leben verloren hatte 
und Siebenbürgen in seiner Hand war. Bald nach diesem höchsten Aufstieg 
sank dann die Macht der Fürstentümer unaufhaltsam, bis sie sich willenlos 
der (tewalt zuerst der Türken, dann Rußlands, gelegentlich auch einige Jahre 
Österreichs unterwarfen. Unter dem Drucke der Fremdherrschaft erwuchs 
erst im 19. Jahrhundert ein starkes Nationalgefühl, das sich gegen die Unter- 
drücker wandte und aus den 18566, nach dem Krimkrieg. vereinigten Fürsten- 
tümern ein Königreich schuf, dessen Krone ein Hohenzoller trägt. Trotz dieses 
Umschwungs sind die Bande, die die ehemaligen Fürstentümer mit Ungarn 
verknüpften, nicht gelöst, sondern sie bestehen weiter, wenn auch in anderer 
Art. An die Stelle Hüchtiger staatsrechtlicher Beziehungen ist ein wachsendes 
(remeiuschaftsbewußtsein der zum Staat geeinten Rumänen und ihrer in 
Ungarn lebenden Stainmergenossen getreten, ein Bewußtsein, das, lange un- 
beachtet und ohne politische Bedeutung, in den letzten Jahrzehnten einen 
nicht mehr wegzuleugnenden EinfluB übt. Unter diesem Einfluß glaubte 
man, hätten die jüngsten Verhandlungen des ungarischen Ministerpräsi- 
denten Stefan Tisza mit den Führern der ungarländischen Rumänen ge- 
standen. Tisza selbst hat dem in aller Form widersprochen und mit guter 
Begründung, da er darauf hinweisen konnte, «daß die Unterhandlungen bereits 
vor dem neuen Machtzuwachs Rumäniens eingeleitet gewesen seien. Indem 
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er darüber hinaus alle außenpolitischen Beweggründe zu seinem Vorgehen 
in Abrede stellte, vollführte er den notwendigen, auf die magyarsche Emp- 
findlichkeit berechneten Gestus, dem die historischen Voraussetzungen mangeln, 
da Ungarn sich den Luxus einer aller Rücksichten baren Innenpolitik nicht 
länger mehr leisten kann. 

16,1 Prozent aller Ungarn, 2948186 Bewohner des Königreichs, sind 
Rumänen, Olahok, Walachen, wie der Magyare sie mit Vorliebe nennt. Von 
diesen wohnen 1472021 in dem Landesteil jenseits des Königssteige, besser 
bekannt unter dem Namen Siebenbürgen, wo sie mit 55 Prozent die absolute 
Mehrheit der Bevölkerung ausmachen. In vielen siebenbürgischen Komitaten, 
in Fogaros etwa (88,7 Prozent) ist ihre Überzahl erdrückend. Aber auch 
in dreien der an Siebenbürgen grenzenden Komitate, Szilagy, Arad und Krasso- 
Szöreny, haben sie die Mehrheit für sich, während sie in den anderen Grenz- 
komitaten einen sehr bedeutenden Bruchteil der Bevölkerung ausmachen, so 
daß Siebenbürgen im vollsten Sinne des Wortes von einem rumänischen Wall 
umgeben ist. 

Über die Herkunft dieser gewaltigen in sich geschlossenen Masse eines 
fremden Volkstums im Körper des ungarischen Staates ist seit der Zeit, da 
man in Ungarn für die politischen Ansprüche der Nationalitäten historische 
Begründungen zu suchen begann, ein gewaltiger Streit entbrannt, der bis 
heute noch nicht seine endgültige Entscheidung gefunden hat. Die Rumänen 
betrachten sich als Autochtonen in Siebenbürgen und entwerfen, gestützt 
auf Namen von gutem Klang, folgendes Bild von den Anfängen ihres Volks- 
tums. Als „Nachkommen der Menschen, welche Trajan aus allen Ländern der 
römischen Herrschaft“ nach Dazien verpflanzt'), haben die Vorfahren der 
heutigen siebenbürgischen Rumänen in den Bergen ihres Heimatlandes alle 
Stürme der Völkerwanderung überdauert. Vor der Völkerbrandung, die nach 
dem Abzug der römischen Legionen über Dazien ihre Wirbel zog, verkrochen 
sie sich in die Bergwälder und ließen die, Woge um Woge anstürmenden, 
Massen an sich vorbeibrausen. Während die asiatischen Reiterschwärme die 
Ebenen überfluteten und alle Spuren früherer Völker und früherer Kulturen 
auslöschten, wurden die von wenigen im Verfall begriffenen Römerstraßen 
durchzogenen Gebirge nur von brandschatzenden Scharen aufgesucht, die 
sich nach vollbrachtem Werk wieder in die Ebene zurückzogen. „Die Ru- 
mänen sitzen heutzutage, wo vor anderthalb Jahrtausenden ihre Väter saßen; 
Volk auf Volk wechselte in der Herrschaft über die Gebiete an der unteren 
Donau, aber keiner hat das Romanentum in seinem nationalen Bestande ge- 
fährdet — »das Wasser läuft ab, die Kiesel bleiben«, [Apa trece, petrile 
reman, rumänisches Sprichwort]. Die Horden der Völkerwanderung, losgelöst 

von dem heimatlichen Boden, verschwanden wie Nebel vor der Sonne, aber 
das dazische Romantum ließ gebeugten Hauptes die Ungewitter über sich 
hinziehen und klammerte sich an die alt ererbten Sitze, bis bessere Tage 
kamen, und es aufstand und die Glieder reckte“ ”). Als die Verhältnisse sich 
friedlicher anließen, seien die Bergbewohner, die sich ihre Sprache und ihre 


D Leopold von Ranke, Weltgeschichte, Band II. 


”) Traugott Tamm, Über den Ursprung der Rumänen, Bonn 1891, 84 f.; 
vergleiche dazu den Aufsatz Professor Schwickers „Zur Frage über den 
Ursprung der Romanen“ (Beilage zur Münchener Allgemeinen Zeitung Nr. 26, 
28, 29, 1894), der eine scharfe, aber nicht unvoreingenommene Kritik des 
Tammschen Buches enthält. 


Michniewicz, Die rumänische Frage in Ungarn. 675 


Sitten bewahrt hätten, herabgestiegen und mit den neuen Herren, die inzwischen 
in dem Lande Fuß gefaßt hatten, um für immer dort zu bleiben, in nähere 
Beziehung getreten. 

Demgegenüber steht die Darstellung, auf die die Magyaren ihre historisch- 
politischen Deduktionen stützen. Danach sei während der Völkerwanderung die 
alte Bevölkerung Daziens bis auf die letzten Reste verschwunden, und die sieben- 
bürgischen Berge wären menschenleer gewesen, als die Magyaren sie in ihre 
Herrschaft einbezogen hätten. Erst gegen Ende des zwölften Jahrhunderts seien 
die Walachen, die bis dahin im alten Mösien rechts der Donau gewohnt, 
aufs linke Donauufer hinübergegangen. In Siebenbürgen geschieht ihrer 
zum ersten Male in der Urkunde, wodurch Andreas II. im Jahre 1222 die 
Verleihung des Burzenlandes an die deutschen Ritter erneuert, urkundliche 
Erwähnung. „So erscheinen sie dort, vom 3. Jahrzehnt des XIII. Jahrhunderts 
an als nomadische oder seßhafte Bevölkerung zuerst in den Nordhängen des 
Fogarascher Gebirges, bald darauf auch sonst in dem damals dünn bevölkerten 
Lande, die jüngste Schicht der im Mittelalter eingewanderten Ansiedler ').“ 

Während die Rumänen eine Reihe von uninteressierten (Geschichts- 
schreibern von Bonfinius?) angefangen bis auf Feler fl, ganz abgesehen von 
den rumänischen, als Kronzeugen für ihre Auffassung anführen, und sich 
außerdem auf Forscher wie Mommsen, H. Rieper, Edward Gibbon u. a. berufen, 
nehmen die Magyaren für sich vor allem die Ergebnisse der modernen ver- 
gleichenden Sprachwissenschaft in Anspruch, die, besonders die Arbeiten Paul 
Hunfalvys, die Auffassung einer anderen Forscherrichtung, an deren Spitze 
R. E. Rösler‘) steht, zu bestätigen scheinen. 

Seit ihrem historisch unanzweifelbar beglaubigten Auftreten in Sieben- 
bürgen machten die Rumänen oder Walachen, wie sie damals allgemein 
genannt wurden, in ihrer Gesamtheit dieselbe Entwicklung durch, der in 
Ungarn alle, die nicht den in der Verfassung König Stefans vorgesehenen 
drei Ständen: Klerus, Herrenstand und Kriegerstand (nobiles servientes regales) 
angehörten, unterworfen waren. Ihre Häuptlingsgeschlechter fanden darin 
zum Teil Aufnahme und schenkten Ungarn Männer, deren Namen in der 
ungarischen Geschichte verzeichnet stehen. Ein Olah verteidigte 1525 aufs 
heldenmütigste Belgrad; ein Olah war im XVI. Jahrhundert Erzbischof 
von Gran, und walachischem Geschlechte entstammten Johann Hunyady, der 
Türkensieger und größte ungarische Nationalheld, und Mathias, sein Sohn, 


DON. Teutsch, Geschichte der Siebenbürger Sachsen, I. Bd.. 3. Auf- 
lage, Hermannstadt 1899. 

TI Bonfinius, Anton, von Ascoli, Vorleser der Königin Beatrix, voll- 
endete seine (teschichte Ungarns: Rerum hungaricae decades quinque 149; 
für die Zeiten der Könige Mathias und Wladislaw II. eine der wichtigsten 
Quellen. Ausgabe Andreas Bel, Leipzig 1771. 

®) Ignaz Aurelius Feßler, Geschichte von Ungarn, 2. vermehrte und 
verbesserte Auflage, Leipzig 1867—83. 5 Bände. 

t) Dr. Robert Eduard Rösler, Universitätsprofessor in Graz, ver- 
öffentlichte von 1860 ab eine Reihe von Einzelstudien über die ältere Ge- 
schichte Ungarns und der unteren Donauländer, deren FE.ndresultate er in den 
1871 in Leipzig erschienenen „Romanischen Studien“ zusammenfaßte. Vor 
ihm hatte bereits im 18. Jahrhundert Franz Josef Sulzer, k. k. Regiments- 
auditor, in einem Werk „(Geschichte des transalpinischen Daciens“ 1781 und 82 
ebenfalls die Ansicht von der späteren Einwanderung der Rumänen ins Sieben- 
bürgener Land vertreten. 
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unter dessen Regierung Ungarn seine größte Machtfülle erreichte. Wie aber 
in Ungarn der Adel ohne Unterschied der nationalen Herkunft gleicherweise 
aller Rechte teilhaftig war, seufzte das unfreie Volk, ohne Unterschied der 
Nationalität unter demselben, von Jahrhundert zu Jahrhundert sich steigern den 
Druck. Von einer besonderen nationalen Knechtung kann keine Rede sein, 
denn diese hätte gerade in den ersten Zeiten, wo die Rassenunterschiede sich 
noch mit ihrer ganzen ungemilderten Schroffheit gegenüberstanden, zutage 
treten müssen, während die Geschichte zeigt, daß in einzelnen Gegenden die 
Walachen damals Freiheiten genossen, die ihnen später erst verloren gingen, 
wie denn im ersten bekannten siebenbürgischen Landtag, der 1291 in Weißen- 
burg stattfand, neben dem Komitatsadel, den Szeklern und Sachsen die 
Walachen vertreten waren, während sie von da ab durch die ganzen Jahr- 
hunderte ausgeschlossen blieben. Die heranbrechende Neuzeit fand überall 
einen aller Rechte baren Hörigenstand vor, dessen einzige Hilfe gegen den 
adligen Grundherrn in gewaltsamer Auflehnung und Empörung bestand. 
Wenn der ungarländische Rumäne sich vor seinem Bruder jenseits der 
transsylvanischen Alpen durch größere geistige Lebendigkeit, wirtschaftliche 
Initiative und höher entwickeltes politisches Verständnis auszeichnet. so ist 
das auf zwei Ursachen zurückzuführen, deren erste klimatischer, die andere 
sozialer Natur ist. Das rauhe, trotz rascher Witterungswechsel gesunde Berg- 
klima mußte einen andern Menschenschlag schaffen, als das zwischen unge 
heuren und unvermittelten Temperaturgegensätzen hin- und herschwankende, 
entnervende Klima Rumäniens. Der alte Unterschied zwischen dem Gebirgler 
und dem Bewohner der Ebene springt hier, infolge der eigenartigen physika- 
lischen Beschaffenheit, besonders stark ins Auge. Von noch größerem EinfluB 
dürfte jedoch das andere Entwicklungsmoment sein. Während der im Dienste 
der walachischen und moldauischen Bojaren stehende Bauer in seinem ganzen 
Lebenskreise nichts fand, was geeignet gewesen wäre, ihm eine Ahnung von 
höheren kulturellen und wirtschaftlichen Daseinsformen zu geben, hatte der 
Siebenburger Rumäne das Vorbild des Sachsen, das ihm schon früh Begriffe 
vermittelte, die „in tara“, dem Land der ehemaligen Fürstentümer, erst heute 
Boden zu fassen beginnen. Zwar blieb bis zu Ende des XV. Jahrhunderts 
das Sachsenland rein von walachischen Siedelungen. Als auf den Gütern 
des magyarischen Adels die Zahl der walachischen Hörigen schon so hoch 
gestiegen war, daß sie sich gegen die Willkür und den Druck ihrer Herren 
zusammentun und in blutigem Aufstand erheben konnten (1437), beschränkten 
sich die Beziehungen der Sachsen noch auf Abwehr der Übergriffe, die die 
an ihrer Grenze wohnenden Gebirgswalachen sich zuschulden kommen ließen. 
Erst als infolge der unaufhörlichen Türkeneinfälle weite Strecken des Sachsen- 
landes ausstarben und verödeten, fanden die herandrängenden Walachen 
Aufnahme. Es war nur natürlich, daß das Einleben der an ungebundenes 
Schweifen gewöhnten Hirten sich nicht ohne Schwierigkeiten und Kämpfe voll- 
zog. 1469 mußten die sieben und zwei sächsischen Stühle scharfe Bestimmun- 
gen gegen die Räubereien und die Flurverwüstungen der neuen Ansiedler er- 
Lossen"). König Matthias, der das Wort sprach, daß die Walachen zur Freiheit 


') Auf welche Art man die Walachen Achtung vor der Kulturarbeit 
eines höher entwickelten Volkes lehren mußte, läßt z. B. ein Vertrag er- 
kennen, den die sächsische Gemeinde Neppendorf mit der auf ihrem Gebiet 
liegenden walachischen Gemeinde Poplake schloß: „Wer von Poplake einen 
Baum im Walde schält und abdorren macht, soll an selbigem Baum auf- 
gehenkt werden. Wird der Täter nicht ertappt, so soll die Gemeinde Poplake 
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weder geboren noch berufen seien, ließ mehr als ein Walachendorf vom Sachsen- 
boden vertilgen, um wegen der unablässigen Missetaten Exempel zu statuieren. 

Langsam aber lebten die fremdrassigen Siedler sich ein. Ohne Anspruch 
auf das Bürgerrecht zu haben, waren sie doch persönlich frei und erfreuten 
sich einer wirtschaftlichen Selbständigkeit, die ihnen sonst nirgends zu teil 
ward. Mit den neuen Bedürfnissen, die bei der räumlich engen Berührung 
mit ihren auf eine alte Kultur zurückblickenden Gastherren erwachten, er- 
hielten sie zugleich die Mittel zu deren Befriedigung. Der Tatkräftige konnte 
sich emporarbeiten, Grundbesitz erwerben, und so, indem er seine eigene 
Lebenshaltung verbesserte und sicherte, zum Aufstieg seines Volkes beitragen. 
Angesichts der auf alten Traditionen fußenden festen Ordnungen, die das 
Leben des Sachsen, ob Bürger oder Bauer, einhegten, mußte bei den Zu- 
gewanderten allmählich ein Sinn für Recht und Gesetz erwachsen, der ihre 
eigenen Verhältnisse günstig beeinflußte.e. Wenn der Abstand zwischen den 
beiden Völkern auch zu groß war, als daß der kulturelle Einfluß des höher 
stehenden durch Vorbild allein umgestaltende Wirkungen ausgeübt hätte, und 
der Geist der Zeit zu wenig human, um eine bewußte Kulturmission zu ge- 
statten, so wurde doch der Gesichtskreis des primitiveren Volkes erweitert 
und seine Begriffe unendlich bereichert. Hier konnten sich die Elemente 
entwickeln für den Aufschwung des rumänischen Geistes, der von Siebenbürgen 
seinen Ausgang nehmen sollte. 


+ * 
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Die wirtschaftlichen, sozialen und politischen Forderungen, welche die 
Walachen im Laufe der Zeit erbuben, wurden durch die an ihnen ohne Absicht 
und Bewußtsein geleistete Kulturarbeit der Sachsen natürlich nichts herab- 
gemindert. Eher das Gegenteil trat ein. Die Klagen und Beschwerden der 
auf Sachsenboden lebenden Walachen reißen nicht ab, und Petitionen aller 
Art laufen Stnrm gegen die Rechte und Vorrechte der sächsischen Nation, 
an denen die Walachen nicht teilhaben. Diese Bewegung leitete ein richtiger 
Instinkt. der sich zum Angriff die schwächste Stelle aussuchte. Überdies 
fanden die walachischen Forderungen, wenn sie sich gegen die Sachsen richteten, 
bereitwilligst Unterstützung bei dem magyarischen Adel und (den Szeklern, die 
mit Vergnügen bereit waren, auf dem Umweg über die Erfüllung walachischer 
Wünsche, den Sachsen beizukommen'), obgleich der feindliche Gegensatz 


einen andern Walachen aus derselben Gemeinde dahin aufzuhenken hergeben.“ 
Bestimmungen, die das Rechtsempfinden der Zeit und den kulturellen Unter- 
schied zwischen den Vertragschließenden charakterisieren. 

') 1791 brachte eine Kommission des Klausenburger Landtags ohne Wissen 
der Sachsen den Antrag ein, es sollten in den (tespauschaften und den Szekler- 
stühlen die walachischen Edellente den magyarischen Edelleuten, die walachi- 
schen Hörigen den magyarischen Hörigen, auf Sachsenland die Walachen den 
Sachsen gleichgestellt werden. D. h. außerhalb des Sachsenlandes sollte ::lles 
beim Alten bleiben, da die wenigen walachischen kEdelgeschlechter längst mit 
den magyarischen verschmolzen waren und zwischen der Knechtung der 
walachischen und magyarischen Hörigen wenig Unterschied bestand, inner- 
halb desselben aber sollten die Schutzdämme fallen, die sich bisher der 
Begehrlichkeit des Adels entgegengestellt hatten. Man hätte ihnen doch 
nicht versagen können, was man den Walachen mit der verlangten Gleich- 
stellung gewährte: Recht des Bodenerwerbs, Teilnahme am Vermögen der 
sächsischen Universität usw. — Der Antrag fiel. Aber heute noch wagen 
es gelegentlich magyarische Schriftsteller, ihn gegen das Deutschtum auszu- 
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zwischen ihnen und den Walachen unverhältnismäßig größer war, als zwischen 
Walachen und Sachsen. Es ist bezeichnend, daß es im Gebiet der sächsi- 
schen Stühle trotz gelegentlicher Gärungen niemals zu einem Aufstand ge 
kommen ist, während die auf Komitatsboden wohnenden Walachen zweimal 
in zwei aufeinanderfolgenden Jahrhunderten ihren Herren mit den Waffen 
in der Hand gegenüberstanden und blutig mit ihnen abzurechnen ver- 
suchten. Die Kluft zwischen ihnen wurde jedesmal tiefer, das Andenken an 
unerhörte Greueltaten erstickte jede Möglichkeit verständiger Annäherung und 
Ausgleichung. 

In den historisch-politischen Kontroversen zwischen Magyaren und 
Rumänen wird die Frage, ob die Erhebung der rumänischen Jobbagyen 
(Hörigen) vom Jahre 1784, der sogenannte Horia- und Closcaaufstand, nationalen 
Charakter getragen habe oder nicht, verschieden beantwortet. Während es von 
rumänischer Seite bejaht wird, wollen die Magyaren in der Rebellion nur den 
Ausfluß sozialer Bewegungen erblicken, wie sie in allen Teilen Ungarns gleicher- 
weise vorkamen. Die ungarische Geschichte ist reich an Bauernaufständen, an- 
gefangen von dem siebenbürgischen Aufstand 1437 bis zu den blutig unter- 
drückten Landarbeiterunruhen des verflossenen Jahrhunderts, und bei vielen 
dieser Krisen-Symptome steht eine bestimmte Nationalität im Vordergrund. 
Es wäre jedoch verfehlt, daraus Schlüsse auf nationale Triebkräfte zu ziehen, 
denn bei der Art, wie die ungarischen Nationalitäten räumlich geschlossen 
in dichten Massen beisammen wohnen, war es eine notwendige Folge, daß 
die in einem Landesteil ausgebrochene Empörung ihre Anhänger hauptsächlich 
in diesem zahlenmäßig dominierenden Volke fand. Ohne Zweifel entsprang 
auch der siebenbürgische Rumänenaufstand rein sozialen Motiven, aber sein 
Verlauf und seine Folgen verleihen ihm eine stark ausgeprägte nationale 
Färbung. 

Das Los, der dem Adel fronenden Leibeigenen war in Siebenbürgen 
immer drückender geworden. Ohne Rücksicht auf die Leistungsfähigkeit 
hatten die magyarischen Herren die Lasten ihrer zum größten Teil aus 
Walachen bestehenden Bauernschaft zu unerträglicher Höhe gesteigert. Es 
gab kein Band, das sie mit dieser anscheinend nur zur Fron geschaffenen 
Klasse verbunden hätte, nicht einmal die Gemeinsamkeit der historischen 
Tradition. „Starb jemand ohne einen Sohn zu hinterlassen, so warf der 
Herr die Witwe und Töchter einfach aus dem Haus und nahm alles weg')“. 
Es ist nur begreiflich, daß der derart geplagte Bauer jede Gelegenheit wahr- 
zunehmen suchte, um die harten Fesseln abzustreifen. Als Maria Theresia 1761 
drei national-ramänische Grenzregimenter eingerichtet hatte, war der Andrang 
dazu ganz ungeheuer gewesen. „Wenn man es nötig gehabt und erlaubt 
hätte, wären vielleicht alle siebenbürgischen Jobbagyen Granitzer geworden ?).“ 


beuten, indem sie ihn als Stütze für die Behauptung anführen, die Sachsen 
hätten allezeit engherzig auf ihren Privilegien bestanden, während der Adel. 
voll von liberalem Geiste, für die Wünsche der anderen ein offenes Ohr und 
eine freigebige Hand gehabt habe. Vergleiche Dr. Samuel Rado: Das Deutsch- 
tum in Ungarn, Berlin 1903, Seite 62 Anmerkung. 

!) Friedrich Teutsch, Geschichte der Siebenbürger Sachsen, Her- 
mannstadt 1907, II S. 291. 

" Michael Conrad von Heydendorfs Selbstbiographie, mitgeteilt von 
u oo. im „Archiv des Vereins für Siebenbürgische Landeskunde“, 
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Die Konskription, die Joseph II. 1784 zu Volkszählungszwecken anordnete, 
wurde nun von den auf Befreiung sinnenden walachischen Hörigen als militäri- 
sche Maßregel angesehen, als eine Fortsetzung der Einrichtung von Grenz- 
regimentern, und auf das Gerücht, jedes sich meldende Dorf werde seiner 
Feudallasten ledig werden, begann man, den adligen Grundherren die 
schuldigen Abgaben zu verweigern. Unbesonnenheiten und Mißgriffe der 
Verwaltung zusammen mit übermäßig hartem Vorgehen des Adels bliesen 
den glimmenden Funken des Aufruhrs zu hellen Flammen an. Da man seit 
Abschaffung der Todesstrafe durch den Kaiser, dem die unterdrückten 
Walachen seit seinen Reisen durch Siebenbürgen ungemessenes Vertrauen 
entgegenbrachten, für Leib und Leben nicht bangen zu brauchen glaubte, 
griff die Bewegung in kürzester Zeit gewaltig um sich. Sie richtete sich 
ebenso ausschließlich gegen den magyarischen Komitatsadel, wie sie ihre 
Anhänger nur unter den walachischen Jobbagyen suchte und fand. Magyarische 
oder deutsche Hörige hielten sich gänzlich fern. Unter der Führung Horias, 
eines walachischen Pächters, der in Wien gewesen war und mit einer an- 
geblichen kaiserlichen Gnadenkette prunkte, rotteten sich die Haufen zu- 
sammen, und mit Axt und Sense brachen sie über die adeligen Besitzungen 
herein. Tausende erlagen den Streichen der wütenden Bauern, und fast 
200 Edelhöfe sanken in Asche. Die Rebellen stellten eine Reihe von Forde- 
rungen zusammen, aus denen hervorgeht, daß in der Erhebung neben dem 
sozialen schon das nationale Element mitsprach, wenn auch noch formlos 
und mehr instinktiv: Abschaffung der Hörigkeit gegen treue Dienste der 
Walachen, Abschaffung des Adels und Aufteilung seiner Güter, Einsetzung 
walachischer oder deutscher Beamten für die Walachen, Entfernung der 
magyarischen Oberhoheit auf allen Gebieten! — Das Gubernium erließ Auf- 
rufe, in denen es den walachischen Gemeinden für den Fall der Teilnahme 
an der Erhebung die härtesten Strafen androhte'), und gleichzeitig ge- 
stattete es die Ürganisierung einer bewaffneten Selbsthilfe des Adels. Dieser 
übte Vergeltung in der grausamsten Art, pfählte und räderte soweit sein 
Arm reichte, ohne mehr zu erreichen, als daß Haß und Rachsucht sich immer 
tiefer ins Herz der aufständigen Bauern hineinfraßen. Erst das Einschreiten 
der Truppen warf den Aufstand nieder. Horia samt seinen beiden Genossen 
Closca und Crisan wurden gefangen, zum Tode verurteilt und am 25. Februar 
1785 mit Ausnahme des letzteren, der sich selbst den Tod gegeben, auf dem 
Richtplatz von Karlsburg gerädert und gevierteilt. Um die Häupter der 
Hingerichteten begann aber bald der Heiligenschein nationalen Märtyrertums 
zu leuchten, als am 22. August 1785 ein Dekret des Kaisers den Jobbagyen 
die persönliche Freiheit gab. Der naive Sinn der Walachen mußte die Er- 
lösung von der Leibeigenschaft. die unmittelbar dem Aufstand folgte, als ein 
Ergebnis des Aufstandes gegen die magyarischen Herren ansehen, das er 
den Führern desselben zu danken hatte. Der 25. Februar ist seitdem ein 
nationaler Gedenktag der siebenbürgischen Rumänen! 


1) Der Schluß eines solchen Aufrufs, datiert vom 18. November 1784, 
lautet: „Sollte eine Gemeinde die Bosheit so weit treiben, und dergleichen 
Verführer und Anwerber aufnehmen. oder sich durch ihre Betrügereyen 
überreden lassen; so wird der Richter sothanen Dorfs samt zwey Geschworenen 
nach Vorschrift der Landesgesetze ohne alle Hoffnung, Gnade zu erlangen, 
in den Spies gezogen.“ — Mitgeteilt in einer 1785 in Straßburg erschienenen 
Broschüre, betitelt „Kurze Geschichte der Rebellion in Siebenbürgen. Nebst 
historisch-geographischen Erläuterungen“. 
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64 Jahre später, als sie wieder zu den Waffen griffen, um gegen die 
Magyaren zu kämpfen, war das soziale Element ganz in den Hintergrund 
gerückt. Der nationale Gegensatz trat unverhüllt zutage und mit einer 
wilden Leidenschaftlichkeit, die über alle Bedenken der Menschlichkeit hinweg 
nur Befriedigung der Vernichtungstriebe suchte. Während der 64 Jahre 
war im siebenbürgischen Rumänentum eine Veränderung vorgegangen, die 
für seine weitere Entwicklung von grundlegender Bedeutung war. 


ke ké 
II 


Als 1790 nach dem Tode Josephs II das Dekret vom 22. August 1785 
wieder aufgehoben wurde, wandten sich die Walachen, die griechisch unierten 
sowohl als die griechisch nicht unierten, unter Vortritt ihrer Bischöfe an 
Leopold II., den Nachfolger Josephs, mit einer Bittschrift, dem Supplex libellus 
Valachorum transylvaniensium, in der um bürgerliche und politische Gleich- 
berechtigung des Individuums sowohl als der Gesamtheit und eine Kenn- 
zeichnung der eine walachische Mehrheit aufweisenden Komitate und Stühle 
durch walachische Namen gebeten wurde. Diese Bittschrift, die Leopold dem 
siebenbürgischen Landtag überwies, hatte kein greifbares Ergebnis. Keiner 
der Programmpunkte fand entsprechende Erledigung. Nichts destoweniger 
ist dieser supplex Valachorum ein Dokument von besonderer Wichtigkeit. 

Drei Punkte macheu ihn dazu. Erstens bildet er den unumstößlichen 
Beweis für das Vorhandensein eines nationalen Zusammengehörigkeitsgefühls, 
das sich, hervorgerufen durch den von außen auf sie einwirkenden sozialen 
und wirtschaftlichen Druck, vorläufig nur durch Abwehrbewegungen äußerte. 
Zweitens sehen wir, daß es Priester sind, die an der Spitze dieser Protest- 
aktion stehen und sie nach außen decken und vertreten. Drittens zeigt er, 
daß der Walache Hilfe in seinen Nöten vom Kaiser in Wien erwartet, nicht 
von der Gerechtigkeit des siebenbürgischen Landtags! Diese drei Punkte 
entsprechen den drei Grundzügen im Wesen des siebenbürgischen Rumänen- 
tums, dem nationalen, dem religiösen und dem dynastischen. Die kommenden 
Jahrzehnte brachten alle diese Züge zur weiteren Entwicklung. Aus ihnen 
erklärt sich die kulturelle, soziale, wirtschaftliche und politische Geschichte 
der Siebenbürger Rumänen im 19. Jahrhundert. Die Umstände brachten es 
mit sich, daß der dynastische Gedanke schließlich vor dem nationalen 
zurücktreten mußte; in der Kirche aber fand dieser die sorgende Hand, die 
ihn hegte, schützte und großzog. 


ké * 
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Die griechisch-orientalische Kirche der Walachen gehörte nicht zu den 
anerkannten, den rezipierten Kirchen, wie die Walachen selbst nicht zu den 
anerkannten Nationen gehörten, sondern war nur geduldet, „toleriert“. Ihr 
Bischof, der Vladika, und mit ihm der ganze Klerus war während der 
Herrschaft der kalvinistischen Siebenbürger Fürsten in ein seltsames Ab- 
hängigkeitsverhältnis zur reformierten Kirche, der Staatskirche Siebenbürgens, 
gekommen. Deren Oberhaupt war die letzte und entscheidende Instanz in 
den kirchlichen Angelegenheiten der Walachen. Vor ihm mußte der wala- 
chische Bischofskandidat seine Prüfung ablegen, er revidierte und beeinflußte 
die griechisch orientalischen Synoden und vor allem wirkte er nach 
Möglichkeit für eine Bekehrung zum Kalvinismus. Ein Erfolg dieser Be- 
strebungen hätte die Rumänenfrage für die künftigen Zeiten bedeutend 
vereinfacht. Wie sich in Ungarn Nationalität und Kirche so decken, daß 
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sie in der Volkssprache fast Synonyme geworden sind, — man spricht von 
Kalvinismus als der magyarischen, vom Protestantismus A. C. als der säch- 
sischen. von der griechisch orientalischen als der walachischen oder rumä- 
nischen Religion —, hätte eine Abkehr von ihrem Kirchentum eine mehr 
oder minder vollständige Entnationalisierung bedeutet. Der Kalvinismus 
entsprach aber zu wenig dem Volkscharakter, als daß er unter den Walachen 
viele Proselyten gewonnen hätte. 

Als Siebenbürgen unter das Haus Habsburg kam, nahmen die Bekehrungs- 
versuche eine andere Richtung. Die Arbeit der Jesuiten und vor allem die 
Aussicht, durch Aufnahme weniger Abänderungen des Dogmas aller Rechte 
der rezipierten Kirchen teilhaftig zu werden, führte zum Anschluß eines 
beträchtlichen Teils der orientalischen Kirche an die römisch-katholische. 
Auf einer 1697 abgehaltenen Generalsynode, die unter der Bedingung der 
Gleichstellung der griechischen Priester mit den katholischen und verschie- 
dener Zugeständnisse auf dem Gebiet des Kultus den Primat des Papstes, 
das Dogma vom Fegfeuer, den Zusatz filioque zum Glaubensbekenntnis und 
den Gebrauch des ungesäuerten Brotes annahm, wurde die Verständigung 
vollzogen, der im folgenden Jahre die förmliche Erklärung der Union folgte. 
Dieser schlossen sich neben dem Bischof 54 Protopopen und 1534 Popen 
aus Siebenbürgen und der Maramaros an. Für die neue griechisch -unierte 
Kirche wurde in Karlsburg ein eigenes Bistum errichtet, dessen Sitz später 
nach Fogaras, dann nach Blasendorf (magyarisch: Balazsfalva, rumänisch: 
Blaj) verlegt wurde. Trotz der offiziellen Begünstigung, die man ihr ange- 
deihen ließ, blieb der größte Teil der Walachen doch der alten Kirche treu, 
so daß die neue nie mehr als ein Drittel der ungarländischen Rumänen 
umfaßt hat. 

Durch diese kirchliche Veränderung entstand zwischen den Walachen 
eine tiefgehende Spaltung. Solange einheimische Geistliche auf dem Bischofs- 
stuhl der neuen Kirche saßen, blieb der (tegensatz noch verschleiert, besonders 
da einzelne dieser Bischöfe, wie Joan Micu (1745—-1803), der sich auf deutsch 
als Baron Johann Innozenz Klein unterschrieb, sich zu Vorkämpfern für das 
Walachentum aufwarfen. Micu, der ein phantastischer Kopf ohne politisches 
Augenmaß war, betrieb seine Sache auch in Wien bei der Kaiserin, um, als 
er seine Wünsche nicht in vollem Umfange verwirklichen konnte, zu der 
Drohung des kirchlichen Abfalls zu greifen, was ihn sein Amt kostete. Er 
hatte seine Unterstützung einem serbischen Mönch geliehen, der in den Bergen 
den Abfall von Rom predigte und großen Zulauf fand. Diese Bewegung 
schwoll unter den serbischen Bischöfen, die später den Bischofssitz der 
rumänischen Kirche innehatten, mächtig an, und der religiöse Fanatismus 
begann sogar, sich über die Verpflichtung gegen Vaterland und Herrscher 
hinwegzusetzen. Man spielte verwegen mit dem Gedanken an Laandesverrat. 
Briefe zirkulierten, in denen vom Eingreifen der russischen Kaiserin ge- 
sprochen wurde, die alle Apostasie aus dem Lande jagen werde: „Wenn die 
Russen nach dem Kriege von 1768 bis 1774 irgendein Gebiet an der Donau 
behauptet hatten, dann wäre Österreich in Gefahr gewesen, Siebenbürgen, 
diese schöne Eroberung, zu verlieren.“ (Jorga.) Nur langsam trat eine Aus- 
söhnung der kirchlichen Gegensätze ein. 

Trotz dieses Zwiespalts, den die Kirchentrennung zeitweilig unter den 
Rumänen hervorrief. war sie im ganzen doch vom höchsten Werte für die 
Entwicklung der rumänischen Kultur. Die engere Berührung mit dem abend- 
ländischen (teiste einerseits, die größere Bewegungsfreiheit des Klerus und 
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seine reicher fließenden Einnahmen andrerseits ermöglichten und erzeugten 
eine erhöhte geistige Tätigkeit, die sich bald in Schule und Literatur be- 
merkbar machten. Siebenbürgen begann in jener Zeit zur Quelle und zum 
Mittelpunkt des rumänischen Geisteslebens zu werden, während jenseits der 
Berge stumpfe Gleichgültigkeit und oberflächliche Halbbildung die Herrschaft 
führten. Aus der Klosterschule zu Blasendorf, die Joan Micu unter dem 
Schutze der Kaiserin aus den Einnahmen seiner Kirche gegründet, und die 
eine Elementarschule, eine Mittelschule und ein Seminar umfaßte, gingen 
nicht nur Priester hervor, obgleich noch lange Zeit hindurch die Bildung 
hauptsächlich auf die Geistlichkeit beschränkt blieb. Doch mühte sich diese, 
ihre Schätze weiterzugeben. Ein Mönch, Georg Sincai, der sich auch um 
die aufblühende Literatur aufs höchste verdient machte, führte die Oberauf- 
sicht über die um die Wende des XVIII. Jahrhunderts bestehenden 300 rumä- 
nischen Elementarschulen. Die bischöfliche Druckerei in Blasendorf und die 
rumänische Druckerei in Ofen erzeugten Bücher, die den Beginn einer Re- 
formation der rumänischen Schrift und Sprache darstellten, indem sie an 
Stelle der Cyrillischen westeuropäische Buchstaben gebrauchten und für die 
Rückführung der Vulgärsprache auf das als ihr Urbild angesehene klassische 
Idiom der Römer eintraten. 

Es war nur natürlich, daß die so lange zurückgesetzte, noch immer um 
ihre Rechte kämpfende Kirche keinen Augenblick den Zusammenhang mit 
ihrem zurückgesetzten Volk verlor, dem sie geistige Waffen zum Kampf für 
sein Recht schmiedete. Solange die wirtschaftlichen Vorbedingungen einer 
außerkirchlichen rumänischen Intelligenz noch nicht gegeben waren, blieb 
den Vertretern, der aus den kirchlichen Schulen hervorgehenden Bildung nichts 
übrig, als selbst Priester zu werden oder an denselben Schulen für eine weitere 
Verbreitung der Bildung zu wirken. In beiden Stellungen vergaßen sie nicht 
den Druck, über den das Volk, dem sie angehörten, klagte, da sie unablässig 
mit ihm in Berührung blieben. In ihnen entstanden dem instinktiven, seiner 
selbst noch unbewußten walachischen Nationalgefühl die Führer, die es 
läuterten, schärften und auch zum geistigen Kampfe fähig machten. 


> % 
D 


Als das Jahr 1848 anbrach, fand es die Walachen, die schon längst nicht 
mehr Walachen, sondern Rumänen heißen wollten, wohlgerüstet zum Kampf 
für ihr Recht und was sie dafür hielten. In der sozialen Lage der großen 
Menge war ein nennenswerter Aufschwung noch nicht zu verzeichnen, aber 
unter der Einwirkung des von der Kirche geformten Nationalbewußtseins 
begann aus der zusammenhanglosen, nur für die nächsten materiellen Bedürf- 
nisse empfänglichen Masse ein lebendiger Organismus zu erstehen, der sein 
Haupt in einer Intelligenz fand, die sich bereits außerhalb von Kirche und 
Schule ihr Betätigungsfeld suchte und fand. Immer noch schien aber die 
eigentliche Führung in der Hand der Kirche zu liegen. Ohne sich durch 
Mißerfolge schrecken zu lassen, hatte sie sich wieder und wieder für ihre 
emporstrebenden Stammesgenossen eingesetzt. Wenn es ihr auch nicht ge- 
lungen war, ihre Forderungen durchzusetzen, wenn z. B. das nach endlosen 
Verschleppungen 1847 fertig gestellte Urbarium, statt die Rechte der Bauern 
zu fördern, die der adligen Herren gesichert und vermehrt hatte, wenn der 
Landtag, auf dem die Bischöfe ihre Stimme erhoben, ihren Anträgen auch 
niemals Folge geleistet, ihr Auftreten allein hatte die bedeutungsvolle Wirkung, 
daß das rumänische Volk sich immer stärker seiner Zusammengehörigkeit, 
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seiner nationalen Persönlichkeit, bewußt wurde. An diesem Damm brachen 
sich die ersten Wellen der kossuthistischen Magyarisierungsversuche ohne 
andern Erfolg, als daß der in Jahrhunderten voll Not und Bedrängnis er- 
wachsene Gegensatz zwischen Magyaren und Rumänen sich verschärfte. In 
heftig aggressiver Weise hatten sich die Blasendorfer Domherren 1842 
gegen den Gesetzentwurf gewandt, der gewaltsam den Geltungsbereich der 
magyarischen Sprache erweitern sollte, wobei sie eine Parallele zwischen 
rumänischer und magyarischer Literatur zogen, die sehr zuungunsten der 
letzteren ausfiel. Die im Schoße der Kirche erwachsene junge nationale 
Kultur war also schon stark genug, um als Waffe gegen die ersten kulturellen 
Angriffe der alten Herrenkaste zu dienen. Trotz allem aber entglitt in den 
aufgeregten Zeiten der Jahre 1848/49 der Kirche die Führung, die sie 
während der Jahrzehnte emsiger Kulturarbeit gehabt hatte. 

Die beiden Revolutionsjahre, die der Geschichte der Magyaren die 
Richtung gewiesen haben, bedeuten auch für die Geschichte der ungarländi- 
schen Nationalitäten, vorzüglich aber für die der Rumänen, eine der wichtigsten 
und folgenschwersten Etappen. Schon die Vorgänge auf dem Preßburger 
Reichstag hatten in den Kreisen der rumänischen Intelligenz Beachtung ge- 
funden. Die Union Ungarns mit Siebenbürgen, die das von Franz Deak ent- 
worfene Programm der vereinigten Opposition forderte, eröffnete ganz neue 
Perspektiven. Je nach der Art und Weise, in der die Union zur Ausführung 
gelangte, konnte sie für das Rumänentum den Weg zum nationalen Fort- 
schritt eröffnen, indem sie ihm die Kräfte der außerhalb Siebenbürgens 
wohnenden ungarländischen Rumänen zuführte und unmittelbare Teilnahme 
an den Geschicken des größeren Vaterlandes gewährte, oder die Verewigung 
der alten Unterdrückung bedeuten, indem sie ihm den einzigen großen 
Vorzug vor den anderen siebenbürgischen Nationen, die immer noch wachsende 
Überlegenheit der Volksziffer, raubte. Die Bedeutung der Frage wurde von 
den Rumänen, deren Streben sich vorläufig noch auf näherliegende Ziele 
richtete, nicht allgemein begriffen. Barnutiu, ein Führer von weitreichendem 
Einfluß, war der Union im Prinzip nicht abgeneigt, vorausgesetzt, daß sie 
den Rumänen die Erfüllung ihrer Forderungen sichere. Keinesfalls durfte 
sie ohne Mitwirkung der Walachen durchgeführt werden, wollten diese nicht 
der Aussichten auf Durchsetzung ihres nationalen Programms verlustig gehen. 
Als die Dinge in Ungarn durch den revolutionären Anstoß von außen sich 
überhastend und überstürzend in Fluß gerieten, und im Handumdrehen aus 
einer Adelmonarchie ein konstitutioneller Staat entstand, standen die Rumänen 
vor der Frage, wie sie sich mit der Neugestaltung auseinandersetzen sollten, 
denn unter den Grundgesetzen der neuen Verfassung, die am 18. April 1848 
die königliche Sanktion erhielten, war auch die Union Ungarns mit Sieben- 
bürgen! Bei der mangelnden Schulbildung der großen Masse wäre eine 
Zeitungs- und Flugblätteragitation auf zu enge Kreise beschränkt geblieben. 
Wollte man im Volke den Willen zu politischer Tat wecken, mußte das ge- 
sprochene Wort das geschriebene ersetzen. Die Abhaltung einer gewaltigen 
Volksansammlung wurde beschlossen, und der Beschluß wurde trotz gegen- 
teiliger Bemühungen der Regierung zur Ausführung gebracht. 

Es war eine imposante politische Demonstration, die am 15. Mai 1848 auf 
dem Freiheitsfelde an der Kockel bei Blasendorf stattfand. An 40000 Menschen 
standen hinter den Beschlüssen, die dort unter dem Eindruck begeistert an- 
gehörter Reden angenommen wurden. Die zur Aufrechterhaltung der Ord- 
nung zusammengezogenen Truppen fanden keinen Anlaß zum Einschreiten. 
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Die Selbstdisziplin der Massen war ebenso groß, wie die der Führer. Die 
Kanonen donnerten nur, als die Zehntausende das Haupt entblößten und in 
feierlichem Eidschwur dem Kaiser und seinem Hause den Treuschwur er- 
neuerten. 

Die auf dem Blasendorfer Tage gefaßten Beschlüsse wurden in einem 
Majestätsgesuch niedergelegt, das eine Rumänendeputation am 11. Juni dem 
nach Innsbruck geflüchteten Kaiser Ferdinand überreichte. Das Gesuch, ein 
Gemisch von nationalen Forderungen und liberalen Zeitwünschen, zeigt eine 
bemerkenswerte Reife der Form. Im wesentlichen enthielt es die alten An- 
sprüche auf bürgerliche und staatliche Gleichberechtigung, Aufhebung der 
persönlichen Lasten, Abschaffung der Privilegien, Unterstützung der nationalen 
Bildungsanstalten und vollständige kirchliche Autonomie. Der letzte Artikel 
verlangt, daß die Union Ungarns mit Siebenbürgen nicht eher zur Verhand- 
lung kommen solle, bis die rumänische Nation „konstituiert. organisiert und 
in dem gesetzgebenden Hause mit Deliberativ- und Decisiv-Stimmen reprä- 
sentiert wird“. Die Antwort des Kaisers bestand in der Mitteilung, daß die 
Union, nachdem der Klausenburger Landtag sie beschlossen, bereits bestätigt 
sei! Graf Batthanyi, der neue ungarische Ministerpräsident, hatte am vorher- 
gehenden Tage die Sanktion durchgesetzt. 

Die zurückkehrenden Mitglieder der Deputation fanden das Land in 
Aufregung. Die alten Rassengegensätze waren bereits zum Durchbruch ge- 
kommen und hatten Opfer gefordert. Das Blutbad von Mihalazfalva, wo 
eine Anzahl Rumänen von Szekler Grenzern getötet worden waren, weckte 
den Ruf nach Vergeltung. Die Maßregeln des magyarischen Regierungs- 
kommissare, der schon vor vollzogener Union deren Durchführung in die 
Hand genommen hatte, verschärften die Situation und schufen der Vereini- 
gung der beiden Länder erbitterte Feinde. Eine zweite Rumänenversammlung 
in Blasendorf proklamierte am 25. September die österreichische Verfassung 
und stellte die Rumänen unter das österreichische Reichsministerium. Der 
Versuch der Magyaren, die Auflehnung gewaltsam zu unterdrücken, führte 
zum offenen Aufstand. 

Schon vorher, als die Beziehungen der ungarischen Regierung zum 
Kaiserhaus anfıngen gespannt zu werden, hatten die Rumänenregimenter 
eines nach dem anderen, Banater sowohl als Siebenbürger. den Gehorsam 
aufgekündigt und sich unter das österreichische Kriegsministerium gestellt. 
Für die unter Waffen stehenden Rumänen war damit die Landesgrenze, die 
Siebenbürgen von Ungarn trennte, ausgetilgt. Ihr erstes Zusammengehen 
geschah in Treue für die Dynastie, im Kampf gegen die magyarische Re- 
gierung. Auch die Volkserhebung griff über die Landesgrenzen hinaus. Sie 
fand ihr Zentrum in Siebenbürgen, aber alle gemeinsamen Schritte erfolgten 
im Einvernehmen mit sämtlichen im Habsburger Reiche lebenden Rumänen. 
Nach der Blasendorfer Versammlung hatten sich die Siebenbürger Führer, 
an ihrer Spitze Andreas Saguna, der griechisch-orientalische Bischof von 
Hermannstadt, mit den Führern der Banater und Bukowinaer Rumänen zu 
gemeinsamem Handeln verbunden. Wie die Magyaren Ungarns sich mit 
denen Siebenbürgens vereinigt hatten, so erhoben sich jetzt die Rumänen 
in ihrer Gesamtheit gegen sie zur Verteidigung des Kaisers und der nationalen 
Ansprüche. Die Früchte dieser Vereinigung wurden bald sichtbar. An die 
Stelle der Forderung nach nationaler Gleichberechtigung innerhalb der un- 
garischen Verfassung trat die auf gänzliche Loslösung aus dem Verbande 
des ungarischen Staates. Das Majestätsgesuch der vereinigten Führer vom 
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25. Februar 1849') verlangt: Die Vereinigung aller Romänen der öster- 
reichischen Staaten zu einer einzigen selbständigen Nation unter dem Szepter 
Österreichs, selbständige Nationaladministration in politischer und kirchlicher 
Hinsicht, eignes Nationaloberhaupt, nationalen Senat, Jahresversammlung der 
ganzen Nation, Vertretung im österreichischen Reichsrat, und vom Kaiser die 
Annahme des Titels: Großherzog der Romänen. — Eine etwas später der 
Wiener Reichsregierung überreichte Denkschrift”) begründet die hochge- 
spannten Forderungen mit dem Grundsatz von der Gleichberechtigung aller 
Nationen und erklärt, nur auf diese Art würde ihr gedeihliches Zusammen- 
leben unter österreichischem Szepter ermöglicht, „nur auf diese Art werden 
die verschiedenen Nationen Ungarns und Siebenbürgens, verjüngt durch freie 
selbständige Institutionen und vereinigt durch die Bande der Dankbarkeit, 
Treue und Anhänglichkeit an das geliebte Herrscherhaus und an das gesamte 
Vaterland, in brüderlicher Eintracht nebeneinander dastehen“. — Die Magyaren 
wußten nun, wohin die Wünsche der Rumänen zielten. Die Karten waren 
aufgedeckt worden; wenn man auch später manches änderte und abschwächte, 
die Richtlinien des erträumten nationalen Gebäudes blieben gezogen. 

Der alte Rassenhaß zwischen Rumänen und Magyaren hatte inzwischen 
in Siebenbürgen blutige Orgien gefeiert. Der diplomatische Feldzug, den 
die geistigen Führer um die Rechte der Nation führte, wurde von den 
walachischen Bauern noch nicht begriffen. Wieder übernahmen sie mitAxt und 
Sense die Vertretung ihrer Ansprüche, mit denen die Magyaren sich nicht 
rechtzeitig abzufinden verstanden hatte. 200000 Mann stark wurde der 
Landsturm aufgeboten gegen die Szekler und Magyarenwehren. Unter dem 
Oberbefehl Avram Jankus, eines Advokaten und Gutsbesitzers, erfocht er in 
den Bergen gelegentlich Vorteile über reguläre Truppen, denen er sonst 
nicht standzuhalten vermochte; in der Hauptsache beschränkte er sich auf 
Abwehr und Vergeltung der feindlichen Mord- und Brandzüge. An bestiali- 
schen Taten gab keine Partei der andern nach. Wurde auch nicht mehr 
gepfählt und gevierteilt, so erhängte, ersäufte und verbrannte man, und 
prügelte die Gefangenen, bis sie den Geist aufgaben. Als der ungarische 
Aufstand zu Boden geschlagen war, lagen hunderte von Dörfern in Sieben- 
bürgen verödet, an 10000 Rumänen waren getötet, darunter 4400 stand- 
rechtlich hingerichtet. Die Möglichkeit aufrichtiger nationaler Versöhnung 
war weiter hinausgerückt als je. 


L * 
* 


Die phantastischen Pläne von nationaler Autonomie aller Rumänen 
fanden unter dem 1849 einsetzenden absoluten Regiment keine Verwirklichung. 
Mehr als einer von denen, die gegen die Magyaren in Waffen gestanden 
hatten, empfand das als bittere Enttäuschung, die er dem Herrscher zur Last 
legte, für den er gekämpft hatte. Der Keim der ersten leisen Entfremdung 
zwischen Herrscher und Volk war damit gelegt, wenn es nicht gelang, die 
Verstimmung durch Kompensationen auf anderen Gebieten zu beheben. 
Vorläufig beschränkte sie sich nur auf kleine Kreise der politisch denkenden 
und arbeitenden Intelligenz. Das Volk spürte nichts von dem Druck des 
Absolutismus, worüber Magyaren, Szekler und Sachsen klagten. Auf die 
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übermäßig große nationale Anspannung folgte eine allgemeine Erschlaffung, 
die gegen politische Eindrücke stumpf machte. Die strenge, aber gerechte 
Verwaltung, die für das Aufblühen des Landes besorgt war, gab den rumä- 
nischen Bauern und Kleinbürgern die Möglichkeit, die bürgerliche Freiheit, 
das Geschenk des Revolutionsjahres, zu gebrauchen und zu nützen. Die 
Gleichberechtigung der Rumänen mit den Angehörigen der früher herrschen- 
den Nationen schuf einen regen Konkurrenzkampf auf wirtschaftlichem Felde, 
der durch keine gutsherrliche Willkür gehemmt wurde. Zeitungen und 
Zeitschriften entstanden, darunter als wichtigste das politische Tageblatt 
„Telegraful roman“, das Sprachrohr Sagunas, und die Zeitschrift „Transil- 
vania“, als Organ der 1861 gegründeten „Gesellschaft für Fortbildung der 
rumänischen Sprache und Literatur“. Durch kaiserliches Dekret wurde Blasen- 
dorf 1850 vom ungarischen Primat abgelöst und zur selbständigen Metropolie 
mit drei Suffraganbistümern erhoben. Die orientalische Kirche erhielt feste 
jährliche Zuwendungen, und 1864 wurde auch Bischof Schaguna zum Metro- 
politen von Hermannstadt ernannt und ihm zwei neu errichtete Bistümer, 
von Arad und Caransebes, untergeordnet; damit war einer der sehnlichsten 
Wünsche der Rumänen, die Lösung der Abhängigkeit von der serbischen 
Kirche, erfüllt. Der Zugang zu den Staats- und Gemeindeämtern stand ihnen 
ohne Einschränkung offen. Als nach dem Oktoberdiplom die Wiederher- 
stellung der alten Verfassung in Angriff genommen wurde, befanden sich 
unter den Beamten der Hofkanzlei sowohl wie des rekonstruierten Guber- 
niums neben Magyaren und Sachsen auch eine entsprechende Anzahl Rumänen. 
Der auf Grund einer provisorischen Wahlordnung einberufene Hermannstädter 
Landtag von 1863 gab endlich dem bis dahin von der Vertretung ausge- 
schlossenen Volk die wertvollsten politischen Rechte. An der Spitze der 
Aufgaben des Landtags, die das Einberufungsschreiben anführte, standen: 
Der Gesetzentwurf über die Durchführung der Gleichberechtigung der rumä- 
nischen Nation und ihrer Konfessionen und der über den Gebrauch der drei 
landesüblichen Sprachen im öffentlichen amtlichen Verkehr. Beide wurden 
zu vollster Zufriedenheit der Rumänen erledigt, erhielten die kaiserliche 
Genehmigung. Der erste trat auch sofort in Kraft, während der zweite 
den beginnenden Ausgleichsverhandlungen zwischen dem Kaiser als König 
von Ungarn und den Magyaren zum Opfer fiel. Mit ihm zugleich sanken 
die Hoffnungen, die das Rumänentum an das Wiederaufleben der sieben- 
bürgischen Verfassung geknüpft hatte. 

Weiter trat die Frage der Union zwischen Ungarn und Siebenbürgen 
in den Vordergrund, diesmal um ihre endgültige Lösung zu erfahren, diejenige, 
die von den Magyaren angestrebt wurde. Der Hermannstädter Landtag wurde 
aufgelöst und die Berufung eines neuen nach Klausenburg angeordnet unter 
Verwendung des alten, etwas erweiterten Wahlgesetzes von 1791, das die 
Vertretung des rumänischen Volkes fast bis zur Bedeutungslosigkeit be- 
schränkte. Obgleich die Rumänen den Klausenburger Landtag nicht als 
verfassungsmäßig anerkannten, erschienen sie, im richtigen Gefühl für den 
Ernst der Lage, doch, um ihre Rechtsanschauung zu verfechten. Unter 
ihrem und der Sachsen förmlichen Protest kam die Adresse zustande, die die 
Bitte um Berufung von Vertretern Siebenbürgens in den ungarischen Reichs- 
tag aussprach. Der magyarische Ständepräsident sagte in seiner Schlußrede, 
nachdem die Krone dem Wunsche des Landtags entsprochen, den Rumänen 
einige beruhigende Worte des Inhalts, daß sie jetzt mit ihren zahlreichen 
Stammesgenossen in Ungarn vereint werden würden, daß sie teilnähmen an 
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der freisinnigen ungarischen Verfassung, die den ungarischen Völkern ent- 
gegenkomme, und daß ihm konstitutionelle Rechte von einem Volke gewähr- 
leistet würden, „welches politisch reif ist, eine glänzende Vergangenheit hat 
und zu noch glänzenderer Zukunft berufen ist.“ . 

Die Rumänen teilten sich in zwei Lager. Die einen, die ihre Rechte 
durch weitgehendes Entgegenkommen und Anpassung an die gegebenen 
Verhältnisse am besten zu wahren hofften, traten für eine Beschickung des 
Krönungslandtags und des ungarischen Reichstags ein, die andern erklärten 
sich schroff gegen die Union, die „für die rumänische Nation ... den Ruin 
bedeute“, die Nation habe auch jetzt kein Vertrauen zu den in Ungarn herr- 
schenden politischen und nationalen Ideen: „Die Rumänen wollen für alle 
Zeiten in Siebenbürgen und in der österreichischen Monarchie verbleiben, 
doch Ungarn wollen sie in keinem Falle werden').” Die Seele der ersten 
Partei war der Metropolit Saguna, die Leitung der zweiten lag in den 
Händen Barnutius und Dr. Johann Ratius. Das Volk selbst, dessen wichtigste 
Forderungen ja erfüllt waren, zeigte wenig Interesse für die rein politischen 
Fragen, deren Folgen es nicht zu übersehen vermochte. Die Magyaren, 
darüber wohl unterrichtet, handelten entsprechend. 

Durch königliches Rescript vom 17. Februar 1867 wurde die Union vollzogen 
und die siebenbürgische Hofkanzlei aufgehoben. Am 20. Juni wurde der 
Klausenburger Landtag aufgelöst, ein Kommissar mit Ausnahmevollmacht für 
Siebenbürgen ernannt und die beiden von den Rumänen eben noch mit Jubel 
begrüßten Gesetze über die Gleichberechtigung und über den Sprachengebrauch 
außer Kraft gesetzt. Die Rumänen hatten damit einen Fingerzeig erhalten, 
wohin die Entwicklung gehen sollte Trotzdem blieb die Fraktion Saguna 
noch auf ihrem Standpunkt bestehen, aber ihre Anhängerzahl nahm ab, 
während gleichzeitig die Ratius wuchs. In der rumänischen Intelligenz 
— um diese nur handelt es sich während dieser und der folgenden Jahre —, 
gewann die intransingente Partei das Übergewicht, und, als Saguna 1873 
starb, die Alleinherrschaft. Die zuerst langsam, dann immer heftiger ein- 
setzende Magyarisierungspolitik fand bei ihr zornigen Widerspruch, aber keinen 
nachhaltigen Widerstand. Der setzte erst ein, als die unteren Schichten, in 
ihrem Privatleben angegriffen, den Klagen und Protesten Nachdruck gaben. 
Die Versammlungeresolutionen und Fraktionsbeschlüsse, die dem unga- 
rischen Ausgleich folgten, machten nirgends Eindruck! Weder die 1868 ein- 
berufene Blasendorfer Versammlung, die alle vom Pester Reichstag bezüglich 
Siebenbürgens beschlossenen Gesetze für ungültig erklärte, und die Wieder- 
herstellung des Zustandes von 1864 forderte, noch die Verkündigung der 
Abstinenzpolitik durch die siebenbürgischen Intransigenten zu Reußmarkt 1869 
fanden im Volke Widerhall und Unterstützung. Die Auflehnung gegen das 
Nationalitätengesetz führte vorübergehend die Banater Rumänenführer mit 
den Serben zusammen, aber das auf der gemeinsamen Konferenz in Temes- 
var (1869) aufgestellte Programm blieb größtenteils auf dem Papier. Es waren 
eben alles nur Aktionen von Feldherren, hinter denen kein Heer stand. 


hd ba 
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Der Grundriß des nationalen Einheitsstaats, wie ihn der Ausgleich und 
die unmittelbar darauf folgenden Gesetze zeichneten, durfte zwar bei den 
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Rumänen und den andern nichtmagyarischen Nationalitäten, deren Endziel 
ein mehr oder weniger fest verbundener Föderativstaat war. auf begeisterte 
Zustimmung nicht rechnen. ihr Widerstand hätte sich aber gelegt und ein 
alle gerechten Ansprüche befriedigendes Zusammenleben wäre möglich ge- 
wesen, wenn der Ausbau dem Grundriß entsprochen hätte. Nur sentimentale 
Gefühlspolitiker und solche, die an einem möglichst lockeren Gefüge des 
ungarischen Staats Interesse hatten. konnten den Magyaren das Recht be- 
streiten, der neuen, von ihnen im Kampf gegen Herrscher und Nationalitäten 
durchgesetzten Form des alten Reichs ihr eignes Grepräge aufzudrücken und 
es haltbar zu organisieren. Die Einsetzung des Magyarischen als Staatssprache. 
die jeder beherrschen mußte, der zum Staat in dauernde Beziehung treten 
wollte. als Beamter, Kommunal- oder Volksvertreter. ebenso wie eine provi- 
sorische wahlrechtliche Bevorzugung der Elemente, deren die neue Regierung 
unbedingt sicher war, entsprangen einer durchaus richtigen Erkenntnis der 
staatlichen Bedürfnisse und entsprachen den besonderen Verhältnissen Ungarns. 
Leider begnügte das Magyarentum sich nicht mit der maßvollen Durchführung 
der als politische Notwendigkeiten erkannten Maßregeln. Unterschätzung der 
Rassenwiderstände verleitete zur Jagd nach nationalen Utopien, während 
gleichzeitig die Gestaltung der auswärtigen Lage Besorgnisse weckte, deren 
man sich durch eine gewaltsame Entnationalisierungspolitik entledigen zu 
können hoffte. 

Die Rumänen als Volk hatten die Union mit Ungarn, die Vernichtung 
der Hermannstädter Gesetze, das Inkrafttreten des Nationalitätengesetzes und 
selbst das Wahlgesetz von 1874 ruhig hingenommen, obwohl dieses die 
Siebenbürger Rumänen von einer wirksamen Vertretung im Parlament von 
vornherein ausschloß. Dieses Wahlgesetz. das entgegen dem sonstigen Be- 
streben, alle Unterschiede zwischen Ungarn und Siebenbürgen auszulöschen. 
für dieses Land besondere Bestimmungen vorsah, war offensichtlich gegen die 
Rumänen gerichtet. Die Bevorzugung der Städte, die auch für das ungarische 
Wahlrecht charakteristisch ist, wurde in den siebenbürgischen Städten durch starke 
Herabsetzung des zur Ausübung des Wahlrechts berechtigenden Stenersatzes 
noch unterstrichen. In den Landbezirken dagegen, wo die, in der Mehrzahl 
bäuerlichen Berufen lebenden Rumänen sitzen, wurde der Steuersatz be- 
deutend über den der anderen Gegenden Ungarns erhöht. Durch die Wahl- 
kreiseinteilung wurde in der parlamentarischen Vertretung das zahlenmäßige 
Verhältnis der Rumänen zu der übrigen Bevölkerung geradezu umgekehrt, 
so daß von den 74 Abgeordneten, die der Landesteil jenseits des Königssteigs 
entsendet. selbst theoretisch noch nicht ein Drittel auf die rumänische Majorität 
kam. Trotzdem dachten diese nicht an energisches Auftreten für ihre Rechte, 
sondern nahmen das Gesetz im ganzen ziemlich teilnahmslos auf, ein Beweis, * 
wie geringen Anteil sie an den politischen Vorgängen nahmen. Auch der 
Ausnahmezustand Siebenbürgens auf dem Gebiet der Presse focht sie anfangs 
nicht weiter an, obgleich es nur auf die Knebelung der rumänischen Presse 
abgesehen war, wenn die Regierung das kaiserliche Patent vom 25. Mai 1852, 
das die aufrührerischen Magyaren niederzuhalten bestimmt war, in Sieben- 
bürgen weiter in Kraft ließ, während in ganz Ungarn das freiheitliche Preß- 
gesetz von 1848 in Geltung trat’). Erst mit dem Schulgesetz von 1879, 


t) Das Unrecht, das man mit diesen Ausnahmegesetzen den Rumänen 
zugefügt. wird neuerdings, da eine Neureglung bevorsteht, auch von Magyaren 
zugegeben. „Rien, d’ailleurs, n'est moins certain que le caractère abusif de 
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das durch Bedrohung der Muttersprache in das Leben des Einzelnen empfind- 
lich eingriff, begann eine Bewegung iu den Massen, die nicht mehr zur 
Ruhe kommen sollte Aus ihrer Trägheit aufgestachelt, wurden sie dann 
durch die sich häufenden Mißgriffe der Gesetzgebung und Verwaltung und den 
chauvinistischen Übermut der magyarischen Gesellschaft zum Anschluß an 
die bisher bedeutungslose Politik der Männer getrieben, die die Verfassung 
Ungarns zugunsten ihres Volksteils umzustürzen beabsichtigten. 

Das Schulgesetz leitet einen neuen Abschnitt in der Magyarisierungs- 
politik ein, die nach dem Verblassen von Deaks Einfluß in Ungarn zur 
Herrschaft gekommen war. Man knüpfte da an, wo Kossuth hatte aufhören 
müssen. Die Richtung, die Franz Deak und Eötvös gegenüber den Nationali- 
täten verfolgt hatten, wurde aufgegeben, als die gegen den Willen des 
ganzen Landes geleistete Unterstützung der bosnischen Okkupationspolitik 
der Regierung Koloman Tiszas die Hände für die rein ungarischen Angelegen- 
heiten freigab. Unmittelbar nach den alle Welt überraschenden Waffentaten 
Rumäniens und dem Machtzuwachs Serbiens, die beide als unabhängige 
Staaten in die europäische Völkerfamilie eintraten, tat man in Ungarn den 
ersten Schritt zu einer Politik, die dem, der sie einleitete, den Namen des 
„Nationalitätenzerschmetterers“ eintrug. Vier Jahre nach Einführung des 
Volksschulgesetzes kam das von derselben Tendenz getragene Mittelschul- 
gesetz, 1891 das Gesetz über das Kinderbewahrwesen, das die Magyarisierung 
der kleinsten, noch nicht schulpflichtigen Kinder bezweckt, und gleichzeitig 
wurde das Nationalitätengesetz, wenn auch nicht de jure, so doch de facto 
suspendiert, besonders soweit es sich auf Rechtspflege, Verwaltung und 
Schulwesen bezog. Alle Handlungen der Regierung und der (Gesetzgebung 
wurden nur noch bestimmt durch den blind vorwärtsdrängenden Willen zur 
Entnationalisierung aller Nichtmagyaren in Ungarn. 

Die Rumänenführer hatten 1879 im Reichstag ihre Stimme gegen den 
Volksschulgesetzentwurf erhoben und sich auch nicht einschüchtern lassen, 
als die Regierung die Maramaroser Rumänen gegen ihre Stammesgenossen 
auszuspielen versuchte. Nachdem der Entwurf ungeachtet alles Widerstands 
Gesetz geworden war, begannen sie an dem Nutzen ihrer parlamentarischen 
Tätigkeit zu verzweifeln. Eine große Versammlung der rumänischen Reichs- 
tagswähler, zu der 153 Delegierte aus Siebenbürgen und Ungarn erschienen, 
beschloß für Siebenbürgen vollkommene Enthaltung von der Teilnahme an 
den Wahlen. 1887 wurde die Abstinenzpolitik auch auf Ungarn mit Aus- 
nahme weniger Wahlkreise ausgedehnt, weil die von den maßgebenden Stellen 
geübte Wahlkorruption, die mit Bestechung und unverhüllter Gewalttat 
arbeitete, jede Kandidatur gegen die liberale Regierungspartei aussichtslos 
mache. Der einzige rumänische Abgeordnete, der 1887 noch gewählt wurde, 
der k. k. General Trajan Doda, verzichtete auf Ausübung seines Mandats und 





ces anciens lois“, schreibt Georg von Lucacs, vormaliger Kultusminister des 
Kabinetts Fejervary und Mitglied der Regierungspartei, um allerdings fort- 
zufahren: „qui s’appliquaient non seulement aux Romains, ınais aussi aux 
Hongrois, aux Szekelys et aux Saxons dunt est encore peuplee la Transsyl- 
vanie.“ (Revue politique internationale, 1914, Nr. 2: Le problème romain 
en Hongrie; par (sheorges de Lucäcs.) Ein vorzügliches Beispiel, für die 
Art und Weise, wie man inagyarischerseits unangenehme Tatsachen aus der 
Welt zu schaffen pflegt. Die Magyaren und Szekler, zu deren Vorteil die 
Ausnahmegesetze bestimmt waren, werden als ebenfalls darunter leidend 
dargestellt! 
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erließ ein Schreiben an seine Wähler, worin er sagte: „Durch Gewaltmittel 
und Machinationen ist das rumänische Volk aus allen seinen Stellungen des 
verfassungsmäßigen Kampfes herausgeworfen worden .... heute ist nicht 
mehr die Rede von einem Sitz und einer Stimme im ungarischen Parlament, 
es int nicht mehr die Rede von kleinen nationalen, sprachlichen und politischen 
Zugeständnissen, sondern die nationale Ehre des Volkes steht auf dem Spiel.“ 
Dieses Schreiben brachte seinem Verfasser eine Verurteilung zu zwei Jahren 
Staatsgefängnis, vor deren Abbüßung ihn nur ein Gnadenerlaß des Kaisers 
schützte. 

Das Rumänentum in Ungarn wäre des äußeren Zusammenhalts beraubt 
gewesen, wenn nicht der Hermannstadter Delegiertentag ein neues Organ 
dafür geschaffen hätte: die rumänische Nationalpartei, die, mit ständigem 
Ausschuß in Hermannstadt, ihre Wirksamkeit hauptsächlich unter dem Volke 
entfaltete, um sein Verständnis zu wecken und seinem politischen Willen 
feste Ziele zu geben. Durch den erzwungenen Verzicht auf parlamentarische 
Tätigkeit wurde alle in ihr gesammelte Kraft frei für diese Aufgabe, der 
durch dieselben Faktoren, die den Austritt der Rumänen aus der Legislative 
mit Genugtuung begrüßten, kräftig vorgearbeitet war. Das Programm der 
neuen Partei enthielt an erster Stelle wieder die Forderung nach der Auto- 
nomie Siebenbürgens; daneben die nach Einführung der rumänischen Sprache 
bei Rechtsprechung und Verwaltung in allen von Rumänen bewohnten Ge- 
bieten; ebendort die Ersetzung der volksfremden, der rumänischen Sprache 
unkundigen Beamten durch rumänische Beamte; Aufrechterhaltung der kirch- 
lichen Autonomie und der konfessionellen Schulen, die aus dem Staatsschatz 
unterstützt werden sollen, und Wahlrecht aller Steuerpflichtigen. Trotz der 
Regierungsverordnung, die 1894 die Organisation der Nationalitäten als poli- 
tische Partei untersagte, trotz der Auflösung des Hermannstadter Ausschusses, 
ist die rumänische Nationalpartei bis heute die offizielle Vertretung der ungar- 
ländischen Rumänen, und ihr Programm ist, abgesehen von unwesentlichen 
Zusätzen, dasselbe geblieben. 

Lé a ké l 

Die programmatische Forderung der Autonomie Siebenbürgens gab den 
Magyaren Anlaß zu heftigen Angriffen, die in dem Vorwurf gipfelten, die 
Rumänen gingen auf Zerreißung der Einheit des Staates aus und müßten 
daher als Staatsfeinde unnachsichtlich bekämpft werden. Von rumänischer 
Seite verteidigte man sich mit der Erklärung, es werde nichts anderes be- 
ansprucht, als was z. B. Kroatien oder in Österreich Galizien besäße, ohne daß 
die Staatsinteressen geschädigt würden. Mit tiefer Entrüstung wird die Auf- 
fassung, die Rumänen beabsichtigen eine völlige Trennung Siebenbürgens von 
Ungarn, als böswilliger Verleumdungsversuch zurückgewiesen. In Wirklichkeit 
wäre aber doch die Gewährung der kroatischen Verfassung für Siebenbürgen 
eine Loslösung aus dem ungarischen Staat, da die historischen Voraussetzungen 
für die Stellung Siebenbürgens ganz anderer Art sind als bei Kroatien. 
Siebenbürgen kann auf keine vom Magyarentum gesonderte staatliche Ver- 
gangenheit zurückblicken. Die zweieinhalb Jahrhunderte, während welcher 
das Land unter eigenen Fürsten stand, waren erfüllt vom Gegensatz dieser 
Fürsten zu den Habsburger Herrschern, nicht zu Ungarn, dessen Adel viel- 
mehr in ihnen die Vorkämpfer der niedergedrückten ungarischen Nation 
erblickte. Das Volk, das heute die Autonomie Siebenbürgens begehrt, hat 
in dessen Geschichte keine Rolle gespielt, vielweniger, daß es der Träger dieser 
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Geschichte gewesen wäre. Aber damit nicht genug. Auch die ethnischen, 
geographischen und politischen Verhältnisse sind von denen Kroatiens grund- 
verschieden. Der ethnische Schwerpunkt Kroatiens liegt im Lande selbst, 
und die außerhalb wohnenden Stammesbrüder stehen ohne Ausnahme unter 
habsburgischem Szepter. Da sie überdies ein Gegengewicht gegen die nach 
außen gravitierenden Serben bilden, kann die kroatische Autonomie zu Be- 
denken keinen Anlaß bieten. Anders Siebenbürgen. Anderthalb Millionen 
Rumänen würden hier nicht selbst die Anziehungskraft der größten Masse 
üben, sondern unwiderstehlich einem, wenn auch nur idealen Zuge über die 
Grenzen Österreich-Ungarns hinaus zu den sieben Millionen Rumänen im 
national geschlossenen Königreich jenseits der Karpathen erliegen. Dies um 
so mehr, als die Forderung nach der Autonomie Siebenbürgens unausgesprochen 
die nach rumänischem Regiment in Siebenbürgen einschließt. Siebenbürgen 
aber würde, da nach dem Urteil des bedeutendsten in Ungarn erscheinenden 
rumänischen Blattes, der Arader Tribuna, der Abgrund zwischen Rumänen 
und Magyaren so tief ist, „daß kaum mehr eine verbindende Brücke darüber 
geschlagen werden kann“, nur noch durch die alte Anhänglichkeit an das 
Kaiserhaus im Verbande der Monarchie festgehalten werden. Ob dieses 
einzige Band dynastischer Treue ausreichen würde, um den Kräften stand- 
zuhalten, die aus Rumänien auf Siebenbürgen wirken und in Siebenbürgen 
nach Rumänien drängen? 
k à kd 

Die treue Anhänglichkeit an das Herrscherhaus, die in jeder politischen 
Äußerung der ungarländischen Rumänen aufs stärkste betont wird, ist das 
notwendige Ergebnis der geschichtlichen Entwicklung dieses Volkes. Wie 
das Aufsteigen der Rumänen ohne ihr Kirchentum nicht gedacht werden 
kann, so ist die Erstarkung der Kirche undenkbar ohne die Freigebigkeit 
und den Schutz der Habsburger, die den Grund zu dem Reichtum der 
griechisch-unierten sowohl als der nichtunierten Kirche legten, und denen 
diese zuletzt auch ihre Autonomie, die stärkste Stütze der nationalen Be- 
strebungen verdanken. Vor allem aber war der Kaiser in Wien die einzige 
Macht, von der die Unterdrückten Hilfe gegen ihre Herren erhoffen konnten; 
deshalb wandten sie sich dorthin mit ihren Klagen, Beschwerden und Bitten, 
und immer fanden sie bereitwilliges Entgegenkommen. Der Erlasse zu- 
gunsten der walachischen Hörigen von den Zeiten der Einverleibung Sieben- 
bürgens bis auf die Kaiser Franz und Ferdinand ist kein Ende. Wenn ihr 
Los sich trotzdem nur wenig änderte, lag das an dem passiven \Viderstande, 
den Adel und adlige Verwaltung ihnen entgegensetzten. Zum mindesten 
war das die Überzeugung der Bauern, eine Überzeugung, die soweit ging, 
daß die Aufständigen 1794, die Adligen abschlachteten, im festen Glauben, 
kaiserliche Befehle zu erfüllen. Auch die neue Zeit, die mit dem Jahre 1848 
anbrach, änderte nichts an dem vom Vertrauen des Volkes getragenen Ver- 
hältnis der Rumänen zum Kaiser. Die Verstimmung, die sich mancher Führer 
bemächtigte, als das kaiserliche Regiment die Erfüllung des großen rumä- 
nischen Programms nicht brachte, verflog, ala der Hermannstädter Landtag 
die schönsten Erwartungen weckte und zu erfüllen schien. Eine um so 
schmerzlichere Enttäuschung war es, daß der 1867er Ausgleich alle Blüten- 
träume zerstörte. Eine Weile hoffte man wohl noch, der aus den Verhand- 
lungen zwischen Kaiser und Magyaren hervorgegangene, unter dem Drucke 
der auswärtigen Verhältnisse entstandene magyarische Einheitsstaat werde 
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nicht von Dauer sein, aber auch diese Hoffnung mußte endgültig schwinden, 
als die Tiszasche Nationalitätenpolitik einsetzte. Der Kaiser schien die Ru- 
mänen, die sich 1848 für ihn erhoben hatten, zugleich mit den andern Volks- 
stämmen der magyarischen Willkür ausgeliefert zu haben. Noch einmal 
beschloß man, den Versuch zu machen. vom Kaiser selbst zu erlangen, was 
die Magyaren verweigerten. Der Zwiespalt, der im Anfang der neunziger 
Jahre zwischen Krone und Regierung wegen der geplanten kirchenpolitischen 
Gesetze bestand, schien dem Unternehmen günstig. 

Am 1. Juni 1892 erschien eine Deputation von 300 Rumänen in Wien. 
um dem Kaiser ein Memorandum zu überreichen, das alle ihre Beschwerden 
in systematischer Zusammenfassung enthielt und zu deren Abstellung die 
Vermittlung des Herrschers anrief, damit der Feindschaft zwischen den 
Völkern Ungarns endlich ein Ende gemacht werde. Das von den Führern 
der rumänischen Nationalpartei unterzeichnete Schriftstück schloß mit den 
Worten: „Durchdrungen von dem Verlangen nach dem Frieden, der so tief 
vermißt wird, besorgt um das Los des Vaterlandes und voll Vertrauen in die 
Weisheit und väterliche Fürsorge Eurer Majestät, hegen die Rumänen die 
Hoffnung, daß, wie früher so oft. so auch diesinal ihr traditioneller Glaube 
sich bewahrheiten wird, daß die Beseitigung der Übelstände und der Frieden 
der Herzen immer wieder vom Throne komnit, denn dem Monarchen schlagen 
die Herzen zu und die Herzen geben die Fülle der Macht.“ 

Die Deputation wurde nicht empfangen! Das Memorandum, das sie der 
Kabinettskanzlei übergeben hatten wurde ihnen vom ungarischen Minister- 
präsidenten mit dem Bemerken zurückgestellt: sie hätten kein Recht im 
Namen der ungarländischen Rumänen zu sprechen. Auf die Veröffentlichung 
des Dokumentes hin erfolgte die Einleitung eines Strafverfahrens, das unter 
dem größten Aufsehen und der leidenschaftlichen Anteilnahme der Rumänen 
des Königreichs Rumänien mit der Verurteilung aller Unterzeichner zu 
schweren Gefängnisstrafen endete. Das war das Ergebnis der Anrufung des 
Thrones! Es blieb das bittere Gefühl, daß der Herrscher, der in früheren 
Zeiten für die Klagen der Rumänen ein offenes Ohr gehabt, jetzt nur noch 
die Stimme der Magyaren höre. 


ké * 
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Während die magyarischen Blätter den Memorandumprozeß mit giftigen 
Kommentaren begleiteten und die Unterzeichner des Schriftstücks als Vater- 
landsverräter brandmarkten, kamen von jenseits der Berge Nachrichten 
über große Sympathiekundgebungen, kam eine Zustimmungsadresse der Bu- 
karester Universitätsprofessoren, kamen Zeitungsstimmen, die für die rumä- 
nischen Brüder und gegen die Magyaren eintraten. Die Dämpfungsversuche 
der rumänischen Regierung schwächten den Eindruck, den die Äußerungen 
nationaler Empörung in Ungarn auf Rumänen und Magyaren machten, nicht 
ab. Die einen wurden sich wieder einmal besonders stark dessen bewußt, 
daß, nur durch die politische Grenze von ihnen geschieden, Menschen wohnten, 
in deren Herzen ihre Freuden und Leiden Widerhall fanden, die andern er- 
hoben entrüstet Protest gegen die Einmischungsversuche des Auslands in 
innerpolitische Angelegenheiten, und das Schlagwort vom Dakoromanismus 
gewann neues Leben. 

Der Dakoromanismus, eine Bewegung zur Vereinigung aller Gebiete 
rumänischer Zunge zu einem großen einheitlichen Nationalstaat, wird ge- 
wohnheitsgemäß von den offiziellen rumänischen Stellen aus als ein in Wirk- 
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lichkeit nicht existierendes Phantom weggeleugnet. Um so fester sitzt die 
Überzeugung von seinem Dasein in den Köpfen der Magyaren. Beide haben 
recht, es kommt nur darauf an, was man unter dem Wort verstehen will. 

Der Wunsch der Rumänen, sich in ihrer Gesamtheit zu einem Staats- 
wesen zu organisieren, ist alt. Die Nationalstaatsidee, die ihren Siegeszug 
durch ganz Europa hielt, machte auch vor den Grenzen der damaligen Fürsten- 
tümer Moldau und Walachei nicht halt. Herbst 1848 reichte der nach Deutsch- 
land entsandte rumänische Agent Joan Maiorescu dem Frankfurter Parlament 
zwei Denkschriften ein, die den Vorschlag enthalten, die Moldau und die 
Walachei zu einem unabhängigen Staate Rumänien zu vereinigen und diesem 
Siebenbürgen hinzuzufügen. Ungarn ohne Siebenbürgen, als selbständiger 
magyarischer Nationalstaat, solle mit Rumänien einerseits, dem Deutschen 
Reiche andererseits ein Schutz- und Trutzbündnis eingehen, dessen Aufgabe 
es wäre, dem Panslavismus zu begegnen und Deutschlands Einfluß bis zum 
schwarzen Meer auszudehnen! Ein aus Siebenbürgen gebürtiger Rumäne, der 
auch als Historiker bekannte Papiu Jlarianu, legte 1860 dem Fürsten Cusa, 
dem ersten Herrscher über die geeinten Fürstentümer, eine andere Denk- 
schrift vor, die den von Maiorescu aufgestellten Plan ohne das Beiwerk 
europäischer Mächtegruppierung erweitert und fester begründet. Er weist 
darauf hin, daß die „rumänischen Länder“ Moldau, Walachei mit Bessarabien 
und Bukowina, dazu Siebenbürgen mit Banat, Bihar und Maramaros zusammen 
so groß seien, wie Italien oder Großbritannien und mit 10 Millionen Ein- 
wohnern, worunter nur eine Million Fremder, einen geographisch und ethnisch 
geschlossenen Staat bilden würden. Die Karpathen Siebenbürgens wären die 
natürlichen Schutzwälle für ganz Rumänien. Wer Herr dieses strategischen 
Mittelpunktes sei, der sei Herr vom schwarzen Meere bis zur Theiß. Ohne 
Siebenbürgen, das vom Fürsten seine Befreiung erwarte, hätten die Fürsten- 
tümer keine Zukunft‘). — Ein Jahr darauf saß Ilarianu im Ministerium der 
Fürsten. 

Es ist zu beachten, daß diese Ideen vorgetragen wurden, als Rumänien 
noch ein von innerem Hader zerrissener Vasallenstaat der Türkei war, in dem 
allerdings ein bis vor wenigen Jahrzehnten unbekanntes geistiges Leben sich 
zu regen begann. Die ersten Apostel der neuen rumänischen Kultur waren 
aus Siebenbürgen gekommen, und aus Siebenbürgen kamen weiter unablässig 
Scharen von ungarländischen Rumänen, die, auf ungarischen Schulen gebildet, 
in Ungarn infolge der magyarischen Nationalitätenpolitik kein Wirkungs- 
feld fanden. Natürlich schlossen diese alle sich mit ganzem Herzen der 
nationalistischen Bewegung an. Kaum hatte der 1866 ins Land gekommene 
fremde Fürst die ersten Versuche gemacht, Ordnung in die orientalischen 
Regierungs- und Verwaltungszustände zu bringen, als Graf Andrassy als 
ungarischer Ministerpräsident, genötigt wurde, Front zu machen gegen das 
Ministerium Bratianu, „das Unruhen unter den siebenbürgischen Rumänen 
stiftete, um die Annexion dieses Teiles Ungarns . . . vorzubereiten“ ?). Da- 
mals erschien der zu Anfang zitierte Artikel der Norddeutschen Allgemeinen 
Zeitung und Bismarck richtete ernste Worte nach Bukarest, die den Fürsten 
Karl bewogen Bratianu zu entlassen. Die Ideen blieben trotzdem im Lande 
lebendig. Fünf Jahre, nachdem Rumänien seine Unabhängigkeit errungen, 


1) Mitgeteilt bei: Professor Dr. Schwicker, Zur Geschichte des Dako- 
romanismus. Beilage zur Allgemeinen Zeitung 1895 Nr. 189 und 190. 
"E von Wertheimer, Graf Julius Andrassy, Band II, 48. 
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wagte auf einem Bankett in Jassy der Senator Gradisteanu in Gegenwart 
des Fürsten, der seit zwei Jahren die Königskrone trug, auf die „Schwestern- 
provinzen des Königreichs“, Siebenbürgen, Banat, Bukowina, zu toasten mit 
den an den König gerichteten Worten: „Ihre Krone ist sehr schön, aber es 
fehlen ihr einige Perlen; mögen dieselben eines Tages den Schmuck ihrer 
Krone bereichen.“ Wenn man diesem Trinkspruch, der zu ernsten diploma- 
tischen Weiterungen führte, auch weiter nichts entnehmen will, daß er der 
Ausfluß einer in weiten Kreisen rumänischer Politiker herrschenden Sinnes- 
‘richtung ist, wird man nicht leugnen können. Der Drang zur Machterwei- 
terung, der jedem kräftigen Staat innewohnt, hat in Rumänien längst fest vor- 
gezeichnete Bahnen gefunden, deren Beschreiten bis heute nur die leiden- 
schaftslose und gut rechnende Politik König Karls gehindert hat. Im Drei- 
bund mußte der Gedanke eine Utopie bleiben, ob er es außerhalb des Drei- 
bunds bleiben wird, dürfte die Zeit lehren. 

Ist der Dakoromanismus im Königreich Rumänien eine natürliche und 
notwendige Erscheinung, die zwar aus Staatsgründen geleugnet, aber nicht 
unterdrückt werden kann, ist er, wenn er in Ungarn auftritt, Hochverrat. 
Diese Tatsache allein würde ausreichen, ein öffentliches Eintreten der ungar- 
ländischen Rumänen für dakoromanische Bestrebungen aus der einfachsten 
Klugheitsrücksichten zu verbieten. Den innigsten Beteuerungen von Rassen- 
einheit und kultureller Gemeinschaft folgt denn auch regelmäßig die Versiche- 
rung, trotz des magyarischen Druckes denke kein Rumäne an Unterstützung der 
dakoromanischen Bestrebungen. „Wer den Rumänen Irredentismus vorwirft, 
verkennt die Sachlage und zwingende Logik der Tatsachen“, behauptete 1892 
die rumänische Hochschuljugend Ungarns, aber gleichzeitig hieß es: „Es ist 
ganz zweifellos, daß, wenn die große Masse des rumänischen Volkes befragt 
wurde, ob sie die politische Verbindung mit dem Königreiche Rumänien in 
einem einheitlichen Staat wünsche, sie sofort bejahend antworten würde, und 
wir würden uns einer Unwahrheit und einer Absurdität schuldig machen, 
wenn wir dies leugnen wollten“ '). Wenn die Rumänen demnach im Staats- 
verbande Österreich-Ungarns zu verbleiben wünschten, unter Voraussetzung 
der Autonomiegewährung natürlich, so geschehe das, um im Verein mit 
Deutschen und Magyaren die slavische Gefahr zu bekämpfen. Ganz ähnlich, 
wie es die Denkschriften Joan Maiorescus ausführten. Das Bezeichnendste 
aber: von der dynastischen Treue ist hier mit keinem Wort die Rede! 

Wodurch ist nun diese unverhüllt zutage tretende Sehnsucht der ungar- 
ländischen Rumänen, sich mit ihren staatlich geeinten Brüdern politisch zu- 
sammenzuschließen, entstanden? Die Magyaren pflegen sie als ein Ergebnis 
der von Rumänien aus geübten Agitation, an der besonders die rumänischen 
Kulturvereine beteiligt seien, hinzustellen. Professor Schwicker, gewiß ein 
dem Magyaren unverdächtiger Zeuge in Nationalitäten Angelegenheiten, ist 
anderer Ansicht?). Er erklärt sie zum großen Teil gerade heraus als „eine 
Folge einer ganz verfehlten Nationalitätspolitik ..... , wie diese in Ungarn 
von Seiten der leitenden politischen Faktoren in den letzten Dezennien befolgt 
worden ist, und nicht minder als einon gefährlichen Ausfluß langer Versäum- 
nisse, Mißgriffe oder verkehrter Maßregeln auf dem Gebiete der ungarischen 


1) „Die siebenbürgische Frage in Rumänien und Ungarn. Replik der 
rumänischen akademischen Jugend Siebenbürgens und Ungarns“ 1892, S. 150 
und 159. 


?) Prof. Dr.Schwicker „Zur Geschichte des Dakoromanismus“ a. a. O. 
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Gesetzgebung und Verwaltung, sowie der Gesellschaft“. Diesem in der Form 
außerordentlich maßvollen Urteil darf man sich unbedenklich anschließen. 
Nirgends hat die gewaltsame Entnationalisierungspolitik so offenkundig Fiasko 
gemacht, als bei den Rumänen. Statt diese den Magyaren zu amalgamieren, 
hat sie ihr Nationalbewußtsein gestählt und die vom arbeitenden Volk lange 
Zeit fast losgelöste Intelligenz wieder aufs innigste mit ihr verbunden. Der 
Bauer, dem Tag für Tag bei jeder Gelegenheit zu Bewußtsein gebracht wird, 
daß seine Muttersprache im Staate ausgerottet werden soll, den man bei den 
Wahlen in unsinnigster Weise schikaniert, der von Richtern, die seine Sprache 
nicht verstehen, in einer Sprache verurteilt wird, die er nicht versteht, haßt 
den Staat, dem er unter anderen Umständen vielleicht so indifferent gegen- 
überstehen würde, wie die regierende magyarische Gentry es wünscht. 


* 
a * 


Seit 1906 beteiligen sich die Rumänen wieder am Wahlkampf. Die 
„reinen Wahlen“ dieses Jahres verschafften ihnen 14 Sitze. Nach der Zertrüm- 
merung der kurzen Herrlichkeit der Koalitionsregierung traten sie in Berüh- 
rung mit dem Sohne des Mannes, der die Entnationalisierungspolitik eingeleitet, 
und dieser, Stephan Tisza, tat den ersten, wenn auch zögernden und verklausu- 
lierten Schritt rückwärts von dem unheilvollen System seines Vaters. Schon 
1910 hatte er erklärt, man müsse mit der „Politik des auf die Hühneraugen- 
tretens“, der unnützen Verärgerung und Verbitterung, ein Ende machen. Im 
Hintergrunde der Verhandlungen, die er mit den Führern der früher verfehmten 
rumänischen Nationalpartei einleitete, wollten viele die Gestalt des kommenden 
Mannes erblicken, der jetzt in Serajewo der Kugel des Meuchelmörders erlegen 
ist. Es war bekannt, daß Franz Ferdinand den Rumänenführern sein Ohr 
lieh, und, wie man von seiner Regierung einen Umschwung in der inneren 
Politik Österreichs erwartete, glaubte man noch fester an sein Eingreifen 
zugunsten der ungarländischen Nationalitäten. Inwiefern hier der Wunsch 
der Vater des Gedanken war, kann nicht beurteilt werden. Jedenfalls hatten 
die Verhandlungen keinen greifbaren Erfolg, wenn man nicht die höfliche 
Versicherung, daß man sich trotz der positiven Ergebnislosigkeit doch näher 
gekommen sei, dahin rechnen will. 

Die Punktationen der Rumänenführer, die den Verhandlungen zugrunde 
lagen, entbalten, mit Ausnahme der siebenbürgischen Autonomieforderung, 
fast alle Artikel des Programms von 1881, vor allem den Anspruch auf ehrliche 
Durchführung des Nationalitätengesetzes und gebührende Berücksichtigung 
des Rumänischen und der Rumänen in Justiz und Verwaltung. Das Verlangen 
nach Autonomie ist vorläufig verschiedenen politischen Forderungen gewichen, 
deren wichtigste die nach einem Wahlrecht ist, das den Rumänen stets ein Sech- 
stel der in den Reichstag entsandten Abgeordneten sichert. Durch Einstellung 
der Verfolgung rumänischer Blätter und unbeschränktes Vereins- und Ver- 
sammlungsrecht wäre die zur Entwicklung des Volkes notwendige geistige 
Bewegungsfreiheit zu sichern. Einige weniger wesentliche Punkte scheinen nur 
dazu bestimmt, das Programm abzurunden und als Kompensationsobjekt 
zu dienen. 

Am 6. März 1914 gab der Ministerpräsident, Graf Stephan Tisza, in 
einer großen Reichstagsrede seine Stellung zu den rumänischen Forderungen 
bekannt. Diese Rede ebenso wie die sich daran anschließende wochenlange 
Nationalitätendebatte wich von der in Ungarn für diese Angelegenheiten 
üblichen Verhandlungsweise beträchtlich ab. Statt der Invektiven, unter 
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Umständen Tatlichkeiten. womit man sonst den Abgeordneten nicht- 
magvarischer Nationalität bei sicher (relegenheit zu Leibe zu gehen pflegte. 
herre:hte ein Ton, der den Pester Lloyd. den Auslandsherold der Regierung. 
zu dem Ausrufe veranlaßte. es seien im Abgeordnetenhause Zeichen und 
Wunder geschehen’). Klang so die Weise anders als sonst. hatte auch der 
Text bei dieser und den folgenden Reden Tiszas eine gewisse Abänderung 
erfahren. Man hörte zum ersten Male vom Ministersessel her, daß das be- 
rühmte Nationalitätengrsetz von 1868, das seit seinem Bestehen in hunderten 
amtlicher und nichtamtlicher Vervffentlichungen keck zitiert wurde. um aus 
seinen Paragraphen die Haltiosigkeit und Böswilligkeit der Nationalitäten- 
beschwerden zu beweisen, in Wirklichkeit seit langem nicht mehr vollständig 
ausgeführt werde und auch in Zukunft nicht ausgeführt werden solle”): 
Wichtiger als diese Aufgabe einer längst haltiosen Fiktion war das Zuge- 
ständnis, das Graf Tisza den Rumänen und zugleich den anderen Nationali- 
täten auf kulturellem Gebiete machte. Es entspringt. wie offen zugegeben 
wird. der Einsicht. daß das auf Knebelung der Muttersprache schon beim 
Kinde abzielende bisherige System der nationalistischen Agitation Hundert- 
tausende zugetrieben habe. die ansonsten treue. friedliche. verläßliche Staats- 
bürger dieses Vaterlandes sein wollten: P. In Zukunft sei man bereit. „das 
Kind in seiner Muttersprache lesen und schreiben zu lehren, wo es die Eltern 
wünschen”, wie man auch weiter keine Bedenken dagegen habe. künftighin 
den Religionsunterricht in der Muttersprache erteilen zu lassen. 

Lebhafte Zustimmungen von Seite der ministeriellen Arbeitspartei 
lohnten diese Zugeständnisse, die nicht weniger bedeuten. als den ersten 
Schritt rückwärts von der alten Richtung der Magyarisierungspclitik. Aber 
auch nichts mehr! Sie bedeuten keineswegs eine Änderung im Wesen der 
magyarischen Nationalitätspolitik. Nur die Taktik wird modernisiert. An die 
Stelle des frontalen Sturmangriffs auf das Hauptbollwerk der Nationalitäten. 
ihre Sprache, ist ein konzentrisches Vorgehen getreten. das. bei Konzessionen 
auf kulturellem Gebiet. die Nationalität als solche von allen staatlichen Funk- 
tionen möglichst abdrängt und die Machtmittel der Regierung gegen geistige 
Auflehnung ins Ungemessene steigert. Die Anklagen der Opposition, die in 
den Verhandlungen Tiszas mit den Rumänen bereits eine Art Verrat am 
Magyarentum sehen wollten. entsprangen nationaler Nervosität, die das Ge- 
bäude der magvarischen Suprematie wanken sieht; obgleich die Regierung 
ihm immer neue Stützen einfügt. 

Die eben abgeschlossene Wahlreform. die der von den Rumänen beklagten 
Zweiteilung des Wahlrechts endlich ein Ende macht, bringt ihnen eine bedeu- 
tende Verschlechterung ihrer bisberigen Stellung. Nach der neuen Wahlkreis- 
einteilung werden sie nur noch 27 Wahlkreise haben, in denen sie die Mehrheit 
der Bevölkerung (nicht der Wähler!) bilden. während sie bisher deren 42 hatten. 
Dabei ist die Zahl der Wahlkreise von 413 auf 435 gestiegen! Das Wahlrecht 
selbst, das die Bildung in dem Sinne bevorzugt. daß der nicht magyarısch 
Lesende und Schreibende nur bei verhältnismäßig hoher Steuerleistung wahl- 
berechtigt ist, richtet sich ausschließlich gegen die Nationalitäten. Die Ver- 
staatlichung der Verwaltung. die ihrem Abschluß entgegengeht, nimmt ihnen 
die Möglichkeit durch ihren wachsenden nationalen Wohlstand in den Selbst- 


!) Pester Lloyd, 7. März 1914, Nr. 57. 
?) Tiszas I. Reichstagsrede vom 6. März 1914. 
>) Tiszas II. Reichstagsrede vom 6. März 1914. 
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verwaltungskörpern zur Geltung zu kommen. Durch die Verschärfung des 
Preßgesetzes werden ihren Zeitungen, die schon auf eine Unzahl Preßprozesse 
zurückblicken, neue Fesseln angelegt. Die Schwurgerichtsreform bezeichnet 
selbst die Budapester Advokatenkammer als eine Bedrohung der politischen 
Rechtssicherheit. Der neue Gesetzentwurf über den strafrechtlichen Schutz 
der Behörden macht diese im politischen Kampf überhaupt unverwundbar. 
Kurz, ein Vorrücken auf der ganzen Linie beweist den Nationalitäten, beson- 
ders den Rumänen, daß an eine Verwirklichung ihrer Forderungen auch in 
Zukunft nicht gedacht wird. 


Die Rumänen empfinden die Zurücksetzung im politischen Leben um 
so stärker, als ihre wirtschaftlichen Kräfte sich gewaltig gesteigert haben. 
Mit der wachsenden Bevölkerungsziffer ist das Eindringen der Rumänen in 
alle Wirtschaftsgebiete Hand in Hand gegangen. Der rumänische Grund- 
besitz wächst. Die magyarischen Kolonien, die von der Regierung auf ihrem 
Gebiete angesetzt wurden, werden von ihnen aufgesogen. Der bekannte 
sächsische Abgeordnete Neugeboren sagt von den Siebenbürger Sachsen: 
„Unsere wirklich große Lebensnot ist .. . der Kampf mit den Rumänen um 
Boden und Lebensraum, um die Geltung und das Übergewicht in den von 
uns gegründeten und jahrhundertelang auf der Höhe deutscher Kultur erhal- 
tenen Landgemeinden und Städten ').“ Sachsen und Magyaren müßten gegen 
sie zusammenstehen, um nicht erdrückt zu werden! Die ungarische Regierung 
hat es versäumt, das rumänische Bauerntum gegen die Intelligenz auszuspielen, 
indem sie sich seiner wirtschaftlichen Bedürfnisse rechtzeitig annahm. Allein, 
durch die vielen großen und kleinen Geldinstitute, die, von Rumänen ge- 
gründet und geleitet, ungeheuren Einfluß üben, ist ein Band zwischen der 
geistig und politisch führenden Intelligenz und den kleinen Handwerkern, 
Gewerbetreibenden und Bauern geknüpft, das so leicht nicht mehr zerrissen 
werden kann. Parthen Cosma, der Leiter der „Albina“, des größten dieser 
Unternehmen (gegründet 1871) war lange Zeit der ausschlaggebende Faktor 
in der rumänischen Nationalpartei. Wenn der Magyare immer wieder darauf 
hinweist, daß der ungarländische rumänische Bauer auf einer weit höheren 
Stufe steht, als der Bauer im Königreich Rumänien, und daraus eine Dank- 
barkeitsschuld ableitet, vergißt er, daß der Bauer seinen Fortschritt Stammes- 
genossen dankt, nicht der Regierung. 


Eine der wichtigsten Klammern, die das Rumänentum zusammenhalten, 
versuchten die Magyaren vergeblich zu lockern. Trotzdem es ihnen gelegent- 
lich gelungen ist, einige Bischofssitze und andere höhere Kirchenstellen mit 
magyarophilen Rumänen zu besetzen, hat das weiter keine Wirkung gehabt, 
als daß diese Priester beim Volk ihr Ansehen einbüßen. Der mittlere und 
niedere Klerus, auch der unierten Kirche, ebenso wie die Lehrerschaft sind 
durch und durch rumänisch. „Nur ganz wenige Priester huldigen aus- 
schließlich dem veralteten fanatischen Ideale des Konfessionalismus, und solche 
Seelsorger, die zuerst dem Papste und erst in zweiter Linie der Nation 
dienen, haben nur wenig Einfluß, denn ein edlerer Eifer beseelt das ganze 
Rumänentum Siebenbürgens bis zum Bauer hinab ’).“ 


1) Emil Neugeboren, Die Politik der Sige—""=er gem geg 
schrift „Jung Ungarn“, Februar 1911. 


D Nikolaus Jorga, Geschichte des ru- 17 
452. 
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Die magyarischen Politiker stehen vor einer schweren Aufgabe. Sie 
haben es versäumt, zur rechten Zeit durch soziale Fürsorge und kulturelle 
Versöhnungspolitik die niederen Schichten des ungarländischen Rumänenturms 
für sich zu gewinnen und die große Kluft, die Rassenhaß und soziale Em põ- 
rung aufgerissen hatten, zuzuschütten. Daß der eine Schritt des Entgegen- 
kommens auf kulturellem Gebiet, den Graf Tisza getan hat, unter den jetzigen 
Verhältnissen genügen wird, das Volk für die nationale Agitation der Intelligenz 
unempfänglich zu machen, darf bezweifelt werden. Sicher genügt er nicht, 
die engen Beziehungen zwischen den Rumänen diesseits und jenseits der 
Grenze zu lockern. Die geistige Besitzergreifung Siebenbürgens durch Rurnä- 
nien ist nicht mehr rückgängig zu machen. Das gewichtigste Argument, womit 
die magyarische Politik die Möglichkeit eines Konfliktes mit Rumänien über 
Siebenbürgen bekämpft, ist die Interessengemeinschaft gegen das Slaventum, 
die Österreich-Ungarn und Rumänien unauflöslich zusammenbinde Die 
rumänische Frage in Ungarn scheide dabei als innerungarische Angelegenheit 
vollständig aus der Diskussion aus. Das, trotzdem nicht nur eine führende 
Persönlichkeit Rumäniens nach der andern erklärte daß die Lage der ungar- 
ländischen Rumänen von größtem Einfluß auf die Beziehungen Rumäniens 
zur Monarchie seien, sondern auch der Vertreter Österreich-Ungarns in Bukarest 
die in dem Verhältnis beider Länder zueinander eingetretene Spannung direkt 
auf die ungerechte Behandlung der Ungarn rumänischer Zunge zurückführt! 
Überdies würde der Zwang des Zusammengehens gegen die Slaven, wenn er 
wirklich besteht, die Magyaren nach einer Losreißung Siebenbürgens von Ungarn 
ebenso notwendig zu Rumänien führen, wie er heute die Rumänen zu Ungarn 
führen soll! Die Verhältnisse blieben ja dieselben, nur der Schwerpunkt der 
Gemeinschaft wäre verschoben. 

Die Lage ist ernst. Ob Graf Tisza der Mann ist, die rumänische Frage, 
deren Aufrollung vielleicht näher ist als die der südslavischen, zu lösen? 
Liegt für diese Frage auf dem bisher begangenen Wege überhaupt noch eine 
Lösung? 


XI. 


Die armenische Frage’) 
Von Adolf Grabowsky 


Unter allen Fragen, die gefahrdrohend das Türkische Reich umlauern, 
ist keine so gefährlich wie die armenische. Dies rührt daher, weil die arme- 
nische Frage im Grunde nichts anderes ist als die russische Frage. Und es 
gibt keinen größeren Gegner der Türkei als Rußland. 

Man wird vielleicht behaupten, die Konstantinopler Frage, das heißt 
das Problem, wem Konstantinopel und die Meerengen gehören sollen, sei 
die eigentliche russische Frage; denn viel mehr als auf Armenien habe es 
Rußland auf Konstantinopel abgesehen. Sieht man aber genauer, so ist auch 
die Konstantinopler Frage mit der armenischen untrennbar verbunden. Da 
Rußland nicht über Rumänien und Bulgarien nach Konstantinopel gelangen 
kann, bleibt ihm nur der Weg über Armenien. Dieser Weg ist aber auch 
viel günstiger als der über Europa. Armenien, das Quelland des Euphrat 
und Tigris, ist das Glacis, von dem aus Rußland Kleinasien und Mesopotamien, 
also fast die gesamte asiatische Türkei, in Schach halten kann und von dem 
aus es aufs bequemste Konstantinopel zu bedrohen vermag. Hätte selbst 
Rußland die europäischen Ufer des Schwarzen Meeres bis hin nach Konstan- 
tinopel im Besitz, so hätte die türkische Hauptstadt doch immer noch den 
Rückhalt an ihrem kompakten asiatischen Besitz; erst wenn man diesen 
asiatischen Besitz zerschmettert, verliert Konstantinopel seine Stütze. Und 
nicht besser ist die asiatische Türkei zu zermalmen als vom armenischen 
Hochland aus. 

Ein abgegrenztes Armenien gibt es nicht. Die Türkei hat sich gescheut, 
ein solches zu schaffen, um nicht den nationalen Bestrebungen der Armenier 
einen bequemen Raum zu bieten. Drei türkische Wilajets sind vorhanden, 
in denen die große Masse der Armenier sitzt, nämlich Erzerum, Wan und 
Bitlis. Daneben gibt es drei weitere Wilajets, in denen sich noch beträcht- 
liche armenische Ziffern finden: Charput, Diarbekr und Siwas. Hiermit aber 


1!) Das Material zu dem vorliegenden Aufsatz ergab sich teils durch ein- 
gehendes Verfolgen der in Betracht kommenden Presse (z. B. „Correspondance 
d'Orient“, „The Near East“, „Osmanischer Lloyd“, „Der Christliche Orient“, 

„Pour les peuples arméniens“, „Mesrop“), teils durch persönliche Fühlung- 
nahme mit leitenden armenischen und türkischen Persönlichkeiten, teils 
durch eigene Anschauung. Einiges lieferte auch die Buchliteratur, von der ich 
nur nenne: Lehmann-Haupt, Armenien einst und jetzt, Band I, Berlin 1910; 
Zimmerer, Armenien in neuerer Zeit (in Helmolts Weltgeschichte, Band II) 
Leipzig 1913; Léart, La question Arménienne à la lumière des documents, 
Paris 1913. Be 
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sind nur die türkischen Armenier getroffen, oder genauer, die türkischen 
Großarmenier. Auf russischer Seite sitzen in den Gouvernements Eriwan, 
Jelissawetpol, im Gebiet von Kars und in Teilen des Gouvernements Tiflis 
noch erhebliche Mengen von Großarmeniern. Doch auch im nordwestlichen 
Persien, namentlich um den Urmiasee (Täbris) herum, wohnen viele Armenier. 
Also eine starke politische Zerrissenheit. Damit aber nicht genug: von den 
Großarmeniern unterscheidet man die sogenannten Kleinarmenier, von denen 
wenig die Rede ist. Sie ziehen sich von Charput und Diarbekr in südwest- 
licher Richtung in die Adanaebene hinein. Im cilicischen Schwemmland 
wohnen außerordentlich viele von ihnen. Auch dies aber vollendet noch 
nicht das Bild: ein sehr großer Teil der Armenier, und gerade der intelli- 
genteste, lebt in der Diaspora, vor allem in Konstantinopel und Smyrna. 
Über den ganzen Balkan sind armenische Kolonien gebreitet. Sehr lange 
wohnen sie in Konstantinopel. Es gibt hier genug armenische Familien, die 
gar nicht mehr wissen, wann sie zugewandert sind. 

Der Türke gebraucht das Sprichwort: „Gott hat den Hasen und den 
Armenier an einem Tage erschaffen.“ Dieser Mangel an Mut ist ein durch- 
gehender Charakterzug des armenischen Volkes. Man hat ihn neuerdings 
hinwegdisputieren wollen und hat zum Beispiel angeführt, daß in den Heeren 
der byzantinischen Kaiser die Armenier immer eine Rolle gespielt hätten. 
Aber das ist eine Verwechslung von persönlichem Mut und soldatischen Fähig- 
keiten auf Grundlage einer gewissen kulturellen Höhe. Der armenische Soldat 
ist innerhalb des Heeresverbandes nicht schlecht, weil er ordnungsgewohnt und 
von leichter Auffassungskraft ist. Die eigentliche Tapferkeit aber geht ihm ab. 
Sicherlich hat die Geschichte Armeniens viel daran schuld. Armenien ist seit 
beinahe achthundert Jahren nicht mehr selbständig gewesen. Die einheimische 
Dynastie der Bagratiden bildete zum letzten Mal im Jahre 885 n. Chr. ein 
besonderes armenisches Reich, das bis ins elfte Jahrhundert hinein bestand. 
Sonst ist das Land meist eine Beute fremder Sieger gewesen, oder es war 
in viele kleine Reiche zersplittert, ein (trenzland, das immer heiß umkämpft 
wurde. Danach hat sich die Bevölkerung geschliffen. Sie mußte dienen, 
den Mantel nach dem Winde tragen, um existieren zu können. 

Ganz klar ist auch, daB das Vülkergewoge, das ewig über Armenien 
flutete, die Armenier in fortwährende Rassenvermischung stürzen mußte. Die 
Urbevölkerung scheinen die Nairivölker gewesen zu sein, die um 1320 v. Chr. 
in der Geschichte auftauchen. Später haben die Chalder sich im Lande 
festgesetzt und ein bedeutendes Reich gegründet. Welcher Rasse die Nairis 
und die Chalder angehörten, ist durchaus ungewiß. Anzunehmen ist aber, 
daß sie mit den semitischen Assyriern verwandt waren. Um die Mitte des 
siebenten vorchristlichen Jahrhunderts sind dann indogermanische Stämme 
eingedrungen, haben das Chalderreich zerstört und sich mit den Bewohnern 
vermischt. Man sieht also, daß schon in der Frühzeit die Armenier keines- 
wegs reine Indogermanen waren, um wieviel weniger jetzt. nach einer wechsel- 
reichen Geschichte. Es würde zu weit führen, die eingedrungenen Völker 
im einzelnen zu nennen. Erwähnt sei nur, daß Trajan Armenien unter 
römische Herrschaft brachte; es war aber schon die 150 vorhergehenden Jahre 
kaum etwas anderes als eine römische Provinz gewesen. Vorübergehend 
kam es unter die Herrechaft der persischen Sassaniden. dann aber fiel es 
nominell an den armenischen König Tiridates, in Wirklichkeit wieder an 
Rom. Unter Tiridates. den man den Gruben nennt, wurde Armenien chri- 
stianisiert. Einführer des Christentums war Gregor der Erleuchter. Man 
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zählte damals das Jahr 294. Armenien war das erste Land, in dem das 
Christentum zur Staatsreligion erklärt wurde. 

Dies ist der wichtigste Vorgang in der armenischen Geschichte. Ar- 
menien wurde mitten im Orient eine Burg des Christentums, und als dann 
später der große Einbruch der Mohammedaner kam, blieb hier trotz der 
politischen Ohnmacht des Landes das Christentum immer in Blüte. Und 
zwar ein besonders geartetes Christentum. An der Stelle, wo das größte 
heidnische Heiligtum des Landes gestanden hatte, ließ sich — in Aschtischat — 
Gregor der Erleuchter als geistliches Oberhaupt der armenischen Kirche 
nieder und nahm den Titel Katholikos an. Heute sitzt der Katholikos auf 
russischem Boden in Etschmidiatsin bei Eriwan. Im Jahre 491 wurde in 
Etschmidiatsin eine Synode abgehalten, auf der sich die Armenier zum 
Monophysitismus, zum Dogma von der einen gottmenschlichen Natur Christi, 
bekannten im Gegensatz zur Lehre der griechischen Kirche, daß in Christus 
zwei Naturen, eine göttliche und eine menschliche, vereinigt seien. Damit 
war die armenische Kirche eine Sonderkirche geworden. In der Folge ver- 
quickten sich für die große Mehrheit der Armenier religiöse und nationale 
Bestrebungen vollständig: sie traten für ihren Glauben ein und damit für 
ihre Nation und umgekehrt. Freilich hat schon im 15. Jahrhundert ein Teil 
der Armenier Fühlung mit Rom gesucht; der römische Katholizismus dieses 
Teils prägte sich dann immer fester aus. Ferner gibt es neuerdings durch 
die amerikanischen und englischen Missionen nicht wenige evangelische Ar- 
menier. Daß jedoch die eigentliche armenische Kirche, die gregorianische, 
von den Armeniern als Band ihrer nationalen Zusammengehörigkeit betrachtet 
wird, beweist auch die Tatsache, daß die katholischen und protestantischen 
Armenier geringes Interesse für die nationalen armenischen Ziele haben; die 
Protestanten merkwürdigerweise immer noch ein höheres als die Katholiken. 
Die gregorianischen Armenier haben auch in der Fremde einen festen Zu- 
sammenhang mit ihrem Glauben durch die beiden Patriarchen von Konstan- 
tinopel und Jerusalem. Für die Kleinarmenier besteht außerdem noch ein 
Patriarchat in Adana (früher in Sis). 

Sehr wichtig zur Beurteilung der Stellung der Armenier zu den um- 
wohnenden oder im Gremenge mit ihnen wohnenden Völkern ist die Kenntnis 
der Zahlen der Armenier in den einzelnen Teilen des Türkischen Reiches. 
Nur die Zahlen der Armenier im Türkischen Reich bieten hier Interesse, 
denn nur im Türkischen Reich haben sich die blutigen Kämpfe zwischen 
Armeniern und anderen Völkern, namentlich zwischen Armeniern und Kurden, 
abgespielt. Die Tatsache dieser ewigen Kämpfe und Reibereien und die 
Frage, wie diesem schlimmen Zustand abzuhelfen ist, bildet den Kern des 
Armenierproblems von heute. In Rußland oder Persien gibt es in der Gegen- 
wart keine oder doch keine so ausgeprägte Armenierfrage. In der Vergangen- 
heit freilich haben sich die russischen Armenier wiederholt gegen die zwangs- 
weise Russifizierung in Russisch-Armenien aufgelehnt, so vor allem gegen 
das Gesetz von 1836, das die armenischen Elementarschulen schloß, den Un- 
terricht in der armenischen Sprache an den Staatsanstalten verbot und die 
Armenier dem Heeresdienst in rein russischen 'Truppenkörpern unterwarf. 
Aber dieser Widerstand gegen die Russifizierung trug doch niemals einen 
blutigen Charakter und allmählich haben sich die russischen Armenier fast 
völlig in ihr Schicksal gefunden. 

Ganz anders die Lage in Türkisch-Armenien. Die türkischen Armenier 
fühlen sich in steigendem Maße bedrückt und verfolgt. Im Frieden von 
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Santo Stefano von 1877 nahm sich gerade Rußland der Klagen dieser Armenier 
an. Im 16. Artikel des Friedensvertrages hieß es: „Da die Räumung des 
Gebietes, das die russischen Truppen in Armenien besetzt halten, und das 
den Türken wieder zurückgegeben werden soll, Streitigkeiten und Verwick- 
lungen herbeiführen könnte, die für das Bestehen der guten Beziehungen 
beider Länder verhängnisvoll werden könnten, so verpflichtet sich die Hohe 
Pforte, ohne weiteren Verzug die Verbesserungen und Reformen, wie sie 
durch die örtlichen Bedürfnisse in den von Armeniern bewohnten Provinzen 
geboten sind, in Kraft treten zu lassen und deren Sicherheit gegen die 
Kurden und Tscherkessen zu verbürgen.“ 

Dieses Eintreten für die türkischen Armenier war für Rußland natürlich 
nur Maske, um seine eigennützigen Interessen zu verfolgen. Lord Beacons- 
field erklärte denn auch mit Recht, daß durch diesen Artikel Rußland zum 
Schaden der übrigen Großmächte eine spezielle Einflußnahme auf die Türkei 
gesichert sei. Im Berliner Vertrag vom 13. Juli 1878 wurde daraufhin der 
eben genannte Artikel durch folgende Bestimmung ersetzt: „Die Hohe Pforte 
übernimmt es, ohne weiteren Verzug die Verbesserungen und Reformen, wie 
sie durch die örtlichen Bedürfnisse in den von Armeniern bewohnten Pro- 
vinzen Erzerum, Wan, Bitlis, Diarbekr, Mamuret el-Asis und Siwas geboten 
sind, durchzuführen und deren Sicherheit gegen die Tscherkessen und Kurden 
zu verbürgen. Sie wird von Zeit zu Zeit den sechs Signatarmächten, die 
deren Ausführung überwachen werden, die Schritte bekanntgeben, die sie in 
dieser Hinsicht unternommen hat.“ (Art. 61 des Berliner Vertrags.) In der 
Folge aber geschah nichts, und auch zwei Noten der Mächte vom 11. Juni 
und 7. September 1880, die vollständige und sofortige Ausführung des 61. Ar- 
tikels des Berliner Vertrags von der Türkei verlangten, hatten nicht das 
geringste Ergebnis. Auch ein Reformprogramm, das die diplomatischen 
Vertreter Englands, Frankreichs und Rußlands in Konstantinopel am 17. Ok- 
tober 1895, mitten in der Zeit der großen Gemetzel, Abdul Hamid vorlegten 
und das sogar vom Sultan feierlich angenommen wurde, blieb ohne alle Folgen. 

Die türkischen Armenier klagen nach wie vor über ihre unerträgliche 
Lage, namentlich in den eigentlichen armenischen Provinzen. Sie verlangen 
mindestens eine Art Selbstverwaltung, oftmals politische Autonomie Groß- 
Armeniens, ja einzelne Zirkel betreiben die völlige Loslösung vom Tür- 
kischen Reiche. Rußland hinwieder sucht, gestützt auf die immerwährenden 
Klagen der Armenier, das ganze Ostanatolien zu sich herüberzuziehen. 

Die Tscherkessen, die im Vertrag von Santo Stefano wie im Berliner 
Vertrag neben den Kurden als Bedroher der Armenier genannt wurden — 
im Berliner Vertrag sogar vor den Kurden — sind mit der Zeit ungefährlich 
geworden. Heute spielt sich der Kampf fast allein zwischen Armeniern und 
Kurden ab. 

Es ist bezeichnend, daß nur im türkischen Armenien dieser nie auf- 
hörende Kampf wütet, nicht im persischen Armenien, wo doch auch unter 
christlichen Armeniern Mohammedaner — und gerade Kurden — ihren Wohnsitz 
haben. Auch nicht in Russisch-Armenien, wo genug Mohammedaner in die 
christliche Bevölkerung eingesprengt sind. Hier herrscht nicht nur Ruhe 
zwischen den Armeniern und der russischen Regierung, sondern auch zwischen 
Armeniern und nichtchristlichen Völkerschaften. In einem dem Zaren im 
Herbst 1913 erstatteten Bericht über seine achtjährige Tätigkeit betont der 
Statthalter im Kaukasus, Graf Worunzow-Daschkow, daß von einer armenischen 
Frage im Kaukasus kaum mehr gesprochen werden könne. Die terroristischen 
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Handlungen der armenischen Nationalisten im Kaukasus seien durch die 
Sequestrierung des armenischen Kirchenguts hervorgerufen worden; nach 
dessen Rückgabe sei wieder völliger Friede eingekehrt. Hierbei ist zu be- 
denken, daß über eine Million Armenier auf russischem Gebiet leben. 

Aus dieser verhältnismäßigen Ruhe im Kaukasus und in Armenisch- 
Persien, dem ewigen Kampf aber in Türkisch-Armenien folgt schon, -daß 
hier die Zwistigkeiten im wesentlichen von außen herangetragen sein müssen. 
In der Tat würden in Türkisch-Armenien leidlich normale Zustände herrschen, 
wenn nicht die Kurden auf der einen Seite von den Türken, auf der anderen 
von den Russen ewig gegen die Armenier aufgeputscht würden. Freilich 
lassen sich auch die Kurden mit Leichtigkeit in Kämpfe hineinhetzen. Schon 
Xenophon sagt in der Anabasis, die Kurden seien kriegerisch und gehorchten 
nicht dem Perserkönige. Der kurdische Kriegssinn ist natürlich besonders 
erregt, da sie den mangelnden Mut der Armenier kennen, also wissen, daß 
sie bei Kämpfen nicht viel zu fürchten haben. — Die Kurden werden zu 
den Indogermanen gerechnet. Sie sind übrigens durchaus nicht alle Moham- 
medaner, wie man allgemein glaubt; es gibt viel jakobitische und nestoria- 
nische Christen darunter. Immerhin bekennt sich der größte Teil zum Islam 
und zwar schon seit dem achten Jahrhundert. Die Kurden sind der Überrest 
eines nordpersischen Stammes, der schon im Altertum mit den Armeniern 
in Kämpfen lag; ein Beweis, daß es sich hier gar nicht um Religionskriege, 
sondern um eingewurzelte Stammesfehden handelt. 

Eine feste Regierungshand aber könnte die Kurden leicht im Zaum 
halten. Das jedoch will die türkische Regierung gar nicht; sie will vielmehr 
die Kurden als Geißel über den Armeniern halten, einmal, um die Armenier 
zur Abwanderung in Gegenden zu locken, wo sie nicht in so kompakter 
Menge zusammensitzen, dann aber auch schlechthin, um die Armenier zu 
dezimieren. Die Armenier- Massakers, die immer wiederkehren, und die 
namentlich seit Mitte der neunziger Jahre zu Katastrophen geworden. sind, 
wurden stets mit Wissen und Willen der türkischen Regierung in Szene 
gesetzt. Namentlich Abdul Hamid, der selbst der Sohn einer Armenierin 
sein soll, befolgte die bequeme Methode, die Armenierfrage damit lösen zu 
wollen, daß man möglichst viele Armenier einen Kopf kürzer machte. Als 
Werkzeug dienten Abdul Hamid die sogenannten Hamidiehregimenter, eine 
Milizkavallerie der Kurden, die Abdul Hamid mit dem offenbaren Zweck, 
sie gegen die Armenier zu verwenden, gebildet hatte. In gleicher Zeit aber 
werden die Armenier entwaffnet. Mit Recht hat man diese Hamidiehregi- 
menter die Geißel des armenischen Volkes genannt. Als Vertreter der Staats- 
gewalt mordeten und räuberten sie unter den Armeniern wie sie nur konnten 
und ließen sich zudem noch von der türkischen Regierung recht anständig 
besolden. Allen rechtlich denkenden Offizieren der regulären Armee war das 
Treiben dieser Hamidiehregimenter ärgerlich und beschämend. So hat Djavid 
Pascha, der Kommandant von Wan, im Jahre 1913 ausgesprochen: „Die 
Hamidiehregimenter herrschen als Könige in Armenien und bilden eine 
schwere Last für den Staatsschatz. Ihre Beseitigung bedeutet allein schon 
die Ausführnng der dringendsten Reformen.“ In Furopa wurden diese Zu- 
stände in ihrer ganzen Schwere kaum bekannt, einzig in Rußland hatte man 
gute Kunde davon. 

Diese Massakers und die anderen Bedrückungen der Armenier durch die 
Kurden waren und sind nun aber wieder Rußland sehr lieb, weil sie ihm die 
Möglichkeit geben, jederzeit Grenzenüberschreitungen vorzunehmen, überhaupt 
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in Armenien oder wegen Armenien zu intervenieren. Rußland stellt sich 
dann einfach auf den Standpunkt, daß durch die Unruhen in Türkisch- 
Armenien sein eigenes armenisches Gebiet in Mitleidenschaft gezogen sei. 
Wenn allzulange einmal keine Unruhen waren, wird schnell wieder russischer- 
seits ein Putsch verübt. Die Häuptlinge der Kurden stehen fast allesamt 
im russischen Solde; freilich auch die armenischen Großen, denen man auf 
diese Weise zeigen will, daß nur die Anlehnung an Rußland für sie Gutes 
bedeutet. Das ist ein Musterbeispiel russischer Politik, die ja zu allen Zeiten 
in Doppelrollen groß gewesen ist. Wie ungeniert übrigens die russische 
Regierung bei der Begünstigung der aufrührerischen Kurdenchefs verfährt, 
beweist das Beispiel des Kurden Kiamil Bedirhan. Dieser wurde vor einiger 
Zeit wegen Aufruhrs vom türkischen Kriegsgericht in Bitlis zum Tode ver- 
urteilt, flüchtete dann aber nach Rußland und wurde bald darauf in Peters- 
burg vom Minister des Auswärtigen Sasonow empfangen. Sein Neffe, der 
Kurdenchef Abdul Ressak Bedirhan, bereitete vom russischen Konsulat in der 
persischen Grenzstadt Choi gerade einen Kurdenaufstand gegen die Türkei 
vor, als er ermordet wurde. Kurz vorher hatte er noch von Rußland 
800 Gewehre und Munition erhalten. Hier sei eingefügt, daß Rußland neuer- 
dings überhaupt Nordpersien zum Angriffspunkt gegen Türkisch-Armenien zu 
machen sich anschickt. Europäische Reisende, die in letzter Zeit in jenen 
Gebieten gewesen sind, haben übereinstimmend berichtet, daß gerade aus 
diesem Grunde die Bahn von Dschalfa nach Täbris mit ungewöhnlicher Hast 
vollendet werde und daß hieraus auch sich die russischen Truppenhäufungen 
und Verschiebungen in der Gegend des Urmiasees erklären. Damit erhält 
Rußland auch eine Flankenstellung gegen die asiatische Türkei. 

Wenn dann aber die türkische Regierung wirklich einmal Ernst machen 
will mit der Beruhigung des Landes, so fehlt ihr die Möglichkeit, schnell in 
genügender Menge Truppen nach Armenien zu werfen. Rußland hat bisher 
alle strategischen Bahnen in Türkisch-Armenien verhindert. Die russischen 
Bahnen führen unmittelbar an die türkische Grenze heran, wogegen augen- 
blicklich noch die östlichste Bahnstation im Innern Anatoliens, Angora, 
800 km von Erzerum entfernt liegt. Das soll ja nun im Verlaufe von sechs Jahren 
freilich ganz anders werden. Die Franzosen haben sich für Gewährung der 
neuen Anleihe an die Türkei bedeutende Eisenbahnkonzessionen ausbedungen, 
unter denen gerade auch armenische Linien sich befinden. Vor allem soll 
die Strecke Siwas— Ersingan— Erzerum gebaut werden. Es fehlt dann aller- 
dings noch das Stück Angora — Josgat — Siwas, um die große mittelanatolische 
Querbahn fertig zu machen. Auf das Stück Angora — Josgat hat vertrags- 
mäßig Deutschland das Recht. Der Bau dieser Strecke hat aber nur dann 
einen Sinn, wenn auch das Stück Josgat— Siwas gebaut wird. Es würde 
nun ganz in die Politik Rußlands und Frankreichs hineinpassen, gerade den 
Bau dieser Teilstrecke zu verhindern. In der Tat befindet sich diese Strecke 
auch nicht unter den Frankreich jetzt konzessionierten Linien. Dagegen soll 
endlich die Bahn Trapezunt— Erzerum gebaut werden; schon einmal war 
der Bau dieser Linie geplant, ist dann aber auf Betreiben Rußlands wieder 
aufgegeben worden. Im letzten Russisch-Türkischen Kriege haben die Türken 
besonders auf diesem Wege Truppen nach Armenien geworfen, wobei aller- 
dings hinzugesetzt werden muß, daß die türkische Flotte damals der russischen 
überlegen war. Ferner soll gebaut werden die Linie Samsun — Siwas— 
Charput— Arghana, ebenso die Linie Wan —Bitlis— Arghana. Von Arghana 
wird dann eine deutsche Linie nach Diarbekr und weiterhin an die Bagdad- 
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bahn laufen. Schließlich haben sich die Franzosen auch noch die Linie 
“Samsun — Siwas nach Konstantionopel konzessionieren lassen, also eine Küsten- 
bahn am Schwarzen Meere entlang. Sehr bezeichnend aber ist, daß keine 
dieser Linien unmittelbar bis an die russische Grenze geht. Sowohl Wan 
wie Erzerum sind noch ziemlich weit von der russischen Grenze entfernt. 
Zur Offensive gegen Rußland also sind alle diese Linien keineswegs geeignet. 
Zudem muß bedacht werden, daß zwar eine Bauzeit von sechs Jahren vor- 
gesehen ist, daß aber wahrscheinlich — das ist ja überall so und erst recht 
im Orient — der Bau erheblich länger dauern wird. Bis dahin aber kann 
die armenische Frage längst zu Ungunsten der Türkei entschieden sein. 

Rußland verstärkt auch seine kaukasischen Truppen beständig. Es 
stehen bereits drei russische Armeekorps im Kaukasus, und nunmehr wird 
geplant, noch ein viertes Armeekorps an der türkischen Grenze zu errichten. 
Die Türkei kann kein entfernt so großes Truppenaufgebot dem entgegen- 
setzen. Bisher ist die Truppenverteilung in Türkisch-Armenien, soweit ich 
das feststellen konnte, folgende: 

Die IlI. Armeeinspektion, Kommandeur Hassan Riza Pascha, steht in 

Ersingan. 

Das IX. Armeekorps: General-Kommando in Erzerum, 28. und 29. Divi- 

sion in Erzerum. 

Das X. Armeekorps: General-Kommando in Ersingan, 30. und 31. Divi- 

sion in Ersingan, 32. Division in Siwas. 

Das XI. Armeekorps: General-Kommando in Wan, 33. Division in Wan, 

34. Division in Musch. 

Die Türkei will aber eine starke Truppenvermehrung an der russischen 
Grenze vornehmen. Wie groß diese sein wird, entzieht sich vorläufig der 
öffentlichen Kenntnis. Man weiß nur, daß (General Liman v. Sanders dem 
türkischen Kriegsminister folgende Vermehrungen der Streitkräfte an der 
russischen Grenze vorgeschlagen hat: 16 Infanterie-Regimenter, 9 Kavallerie- 
Regimenter, 7 Artillerie-Regimenter. Ferner hält Liman v. Sanders die Be- 
festirung von Musch und Wan für notwendig, und zwar sollen diese beiden 
Städte Festungen zweiter Klasse werden. 

Wie steht es nun um die Zahl der ottomanischen Armenier? Ich sagte 
schon, daß die Kenntnis der Statistik für die Beurteilung der armenischen 
Frage entscheidend sei. Die türkische Regierung hat sich nicht nur stets 
bemüht, die Zahl der Armenier möglichst gering anzugeben, sondern sie 
hat auch die armenischen Wilajets sorgsam abgezirkelt, damit ziffernmäßig 
die Armenier überall möglichst einflußlos sind. Von armenischer Seite 
wiederum hat man die Ziffern der Armenier stets übertrieben groß dargestellt. 
So ist erst neuerdings (1912) eine Statistik durch das armenische Patriarchat in 
Konstantinopel veröffentlicht worden, die nur mit Vorsicht zu benutzen ist. 
Dazwischen stehen dann Schätzungen der allerverschiedensten Autoren. Daher 
ist denn allmühlich ein großes Rätselraten über die armenische Bevölkerung 
in der Türkei in Gang gekommen und hat die Ermittlung der wirklichen 
Ziffern nur erschwert. Wenn man, was ungefähr richtig sein wird, gegen 
2 Millionen Armenier für die asiatische Türkei annimmt (die offiziellen türki- 
schen Annahmen rechnen nur mit 1,1 Millionen), so hat man wenig ge- 
wonnen, denn es kommt auf die Verteilung der Armenier in den einzelnen 
türkischen Provinzen an. Nach den für die Armenier günstigsten Schätzungen 
aber stehen in den sechs „armenischen“ \Vilajets immer noch 45,2 °;, Christen 
45,1 °/, Muselmännern gegenüber, während der Rest auf verschiedene andere 
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Religionen entfällt. Da nun aber unter den Christen sich die schon früher 
erwähnten kurdischen Christen befinden, ferner Griechen, die gar nicht gut 
mit den Armeniern stehen, so sind selbst nach diesen Schätzungen die 
Armenier in der Minderzahl. Von den sechs Wilajets scheinen in Wan die 
Verhältnisse für die Armenier am günstigsten zu liegen. Hier stehen nach 
den Angaben des armenischen Patriarchats 185000 Armenier 119000 Mo- 
hammedanern gegenüber, von denen 47000 Türken und 72000 Kurden sind. 
Diese Zahlen für Türken und Kurden sind aber sicher willkürlich, da das 
armenische Patriarchat gar keine Hilfsmittel hat, um die seßhaften Kurden — 
es gibt deren bereits eine große Zahl — von den Türken zahlenmäßig genau 
zu scheiden. Im Wilajet Bitlis soll es nach derselben Schätzung 172000 Ar- 
menier, dagegen 117000 Türken und Kurden geben. Im Wilajet Erzerum 
205000 Armenier, aber schon 340000 Türken und Kurden. Ungünstig für 
die Armenier ist auch das Verhältnis in Charput und Siwas, wogegen in 
Diarbekr 100000 Armeniern gerade auch 100000 Türken und Kurden gegen- 
überstehen sollen. 

Das Ergebnis ist, daß die Armenier nirgendwo, selbst in Wan nicht, 
in so imponierender Mehrheit sitzen, daß eine armenische Selbstverwaltung, 
die sich auf die vorhandenen Wilajets stützte, leicht einzurichten wäre. 
Selbst wenn man feststellt, daß die Kurden die Waffen gegen die Armenier 
sehr oft nicht aus eigener Initiative erheben, so sind und bleiben sie doch 
auf jeden Fall erbitterte Feinde der Armenier. Sie betrachten auch große 
Gebiete Armeniens als ihr rechtmäßiges Land, wie denn in der Tat ein 
Teil — und zwar der südliche — der sogenannten armenischen Wilajets 
auch als Kurdistan bezeichnet wird, ohne daß man freilich einen genaueren 
politischen Begriff damit verbindet. 

Wie will man aber, ohne daß die Kurden den Armeniern unterworfen 
werden, eine Selbstverwaltung in den armenischen Provinzen ermöglichen? 
Und die Kurden würden sich ja auch nie den Armeniern ausliefern, denn 
auf der einen Seite steht Mut und kriegerische Gewandtheit, auf der anderen 
sehr viel geringere Kriegstüchtigkeit. 

Aber auch ein aus den sechs „armenischen“ Wilajets gebildetes Ar- 
menien mit Selbstverwaltung würde, wie wir oben sahen, noch keine armenische 
Mehrheit zustande bringen. Wollten die Armenier aber als Gegenstück zu 
der künstlichen Wilajetseinteillung eine ebenso künstliche Zusammenfassung 
allein der Gebiete, wo starke armenische Mehrheiten sitzen, so würden sie 
ein geographisch unsinniges Gebilde schaffen, und würden außerdem viele 
ihrer Landsleute aus diesem Gebilde ausschließen. 

Also wie will man die armenische Frage lösen? Soll man den Ab- 
wanderungsdrang der Armenier unterstützen und sie noch mehr als heute in 
die großen orientalischen Städte stopfen? Dort werden sie aber ihrem Boden 
entfremdet und entfalten alle händlerischen Untugenden, die man sich nur 
denken kann. Der Armenier in seinem Heimatlande ist kein Heros, aber 
ein braver Kerl, der sich als Landbebauer oder im Kleingewerbe ernährt. 
Der Armenier der Großstadt, vor allem der Konstantinopels, wo über 
160000 Armenier wohnen, ist ein Mensch, vor dem man im ganzen Orient 
den größten Respekt hat; nicht aber wegen seiner Vorzüge, sondern wegen 
seiner Fehler. Er ist biegsamer, schmiegsamer Händler, der es versteht, 
anderen das Fell prachtvoll über die Ohren zu ziehen. Gewiß gibt es gerade 
in Konstantinopel auch sehr vornehme armenische Familien, die mit diesen 
Methoden ihrer Landsleute nichts zu tun haben wollen; die Mitglieder dieser 
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Familien sind bedeutende Kaufleute oder tüchtige Ärzte und Advokaten. 
Auch haben sie der neuen Türkei verschiedene Minister gestellt, so den be- 
kannten Minister des Auswärtigen Gabriel Noradunghian. Aber eben diese 
Männer wollen viel lieber ıhre Landsleute in der Heimat behalten, weil sie 
genau sehen, daß die Verpflanzung ihrem Charakter schlecht bekommt. Die 
geistige Regsamkeit der Armenier bewirkt freilich wieder, daß sie alle — 
die Armenier der Diaspora wie die des Heimatlandes — starke geistige 
Interessen haben. Es ist gar kein Zweifel, daß sie in den armenischen Pro- 
vinzen kulturell weit über den Kurden und Türken stehen; aber auch in 
Konstantinopel gehören sie zu dem kulturell fortgeschrittensten Teil der Be- 
völkerung. Allerdings ist ihre Kultur, da keine große Seelenhaftigkeit da- 
hinter steht, oft mehr Zivilisation zu nennen. Wirkliche Kulturwerke haben 
die Mechitaristen vollbracht, eine von dem Armenier Mechita zu Beginn des 
achtzehnten Jahrhunderts gestiftete Kongregation, die sich mit der katholi- 
schen Kirche uniert hat. Seit 1717 ist sie auf der Insel San Lazzaro bei 
Venedig ansässig, hat aber auch Zweigniederlassungen, von denen die be- 
deutendste in Wien ist. Für die armenische Literatur haben die Mechita- 
risten durch ihre Druckereien, Buchhandlungen und Bibliotheken Außer- 
ordentliches getan. 

Sehr zustatten kommt den Armeniern ihre Sprachgewandtheit, vor allem 
ihre Kenntnis der Sprache des Landes. Hierin zeichnen sie sich vor allen 
übrigen christlichen Völkerschaften der Türkei aus. Sie sprechen das Türki- 
sche in der Regel fließend, ja es gibt genug Armenier, die das Türkische 
als ihre Umgangssprache betrachten. Bei ihnen erscheinen Zeitungen in 
türkischer Sprache, aber mit armenischen Buchstaben. Das durch Mesrop 
im Anfang des fünften Jahrhunderts geschaffene nationale armenische Alphabet 
eignet sich recht gut zur Wiedergabe der türkischen Sprache. Im Innern 
Anatoliens gibt es armenische Dörfer, in denen die Bewohner nur türkisch 
sprechen und das Armenische kaum noch verstehen; doch dringt auch hier 
das Armenische wieder vor, da sich das Nationalgefühl der Armenier in der 
Diaspora gerade in den letzten Jahren sehr gehoben hat. 

Unser Problem aber kompliziert sich noch weiter: die Kleinarmenier 
nämlich, von denen vorhin die Rede war, sind kulturell sehr viel minder- 
wertiger als die beiden anderen armenischen Volksgruppen. Der Armenier 
der cilicischen Ebene ist ein ganz anderer Mensch als seine großarmenischen 
oder gar großstädtischen Brüder. Nicht nur, daß er nicht den Elan hat wie 
diese, nicht dies Bestreben weiterzukommen — er ist sogar ein rückständiges 
Element. Diese Kleinarmenier ernähren sich meist durch das Auskapseln 
der Baumwolle, das als Heimarbeit betrieben wird. Es ist eine kinderleichte 
Arbeit, an der denn auch die ganze Familie teilnimmt. Selbstverständlich 
wird diese Arbeit sehr gering bezahlt, wozu noch kommt. daB sie nur etwa 
acht Monate im Jahre betrieben werden kann. Man hat versucht, diese 
Armenier in lohnendere Berufe überzuführen, was aber bisher nicht gelungen 
ist. Sie werden jedoch über kurz oder lang gezwungen werden, ihren ge- 
wohnten Beruf zu verlassen, dann nämlich, wenn die brauchbare Hand- 
entkapselungsmaschine erfunden sein wird, auf die man seit Jahrzehnten 
wartet. Teuere Kraftentkapselungsmaschinen amerikanischer Konstruktion gibt 
es schon lange, aber sie sind nur brauchbar dort, wo die Baumwollkapseln 
alle ungefähr die gleiche Größe haben, was in Cilicien nicht der Fall ist. 

Nun sind freilich die Kleinarmenier immer ein abgesprengter Volksteil 
gewesen, der in dem großen Armenierproblem stets eine nebensächliche Rolle 
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gespielt hat. Kleinarmenien hat auch eine von Großarmenien sehr ver- 
schiedene Geschichte. Es verlor seine Selbständigkeit viel früher als Groß- 
armenien, errang dann aber Ende des elften Jahrhunderts, gerade etwa zur 
Zeit, als das großarmenische Reich zugrunde ging, wieder ein eigenes Leben. 
Dies kleinarmenische Reich bestand dann bis zum Jahre 1375, wo es von 
den ägyptischen Mameluken genommen wurde. In Kleinarmenien stehen 
sich auch nicht Kurden und Armenier, sondern türkische und arabische Mo- 
hammedaner und Armenier gegenüber, wobei zwischen den Mohammedanern 
und den Armeniern alles andere als eine heftige Feindschaft vorhanden ist. 
Das berüchtigte Gemetzel von Adana im April 1909, das über 20000 Arme- 
niern das Leben gekostet hat, ist von jJungtürkischen Truppen inszeniert 
worden, die teils selbst die Massakers verübten, teils die ganz friedliche 
mohammedanische Bevölkerung gegen die Armenier aufhetzten. Aus allen 
diesen Gründen ist das Kleinarınenierproblem im Verhältnis zum Großarmenier- 
problem geringfügig. Für Deutschland aber spielen gerade diese Klein- 
armenier die Hauptrolle; denn sie wohnen in den Gebieten, die als deutsche 
Interessensphäre in Betracht kommen. 

Die Armenier suchen Deutschland stets zum Eingreifen in die armenische 
Frage zu bewegen, mit dem Hinweis, welchen großen Wert es für Deutsch- 
land habe, sich mit den Armeniern gut zu stehen, da sie einen außerordent- 
lich wichtigen Bevölkerungsteil der deutschen Interessensphäre bildeten. 
Dabei werden aber immer — was eben nicht zutreffend ist — die Klein- 
armenier als den Großarmeniern gleichwertig hingestellt. Es ist gewiß er- 
wünscht, daß sich Deutschland im Einvernehmen mit den cilicischen Arme- 
niern hält — und der Besuch verschiedener deutscher Schiffskommandanten 
beim Patriarchen in Adana war unter diesem Gesichtspunkt sehr klug —, 
überschätzt aber darf die Bedeutung des Kleinarmeniertums nicht werden. 

Aus einem anderen (runde jedoch ist die Armenierfrage für uns un- 
gemein wichtig. Türkisch-Armenien im Besitze Rußlands bedeutet Mesopo- 
tamien, Kleinasien und Konstantinopel in Abhängigkeit von Rußland — das 
wurde schon gesagt. Selbst aber wenn man behaupten wollte, das südöst- 
liche und mittlere Kleinasien als unsere Interessensphäre sei in diesem Falle 
nicht unmittelbar durch Rußland bedroht, da dieses seine Hauptstoßkraft 
nach Konstantinopel richten würde, so würde doch Rußland immer unser 
direkter Nachbar in Kleinasien werden. Da nun Rußland asiatische Macht 
ist, wir aber nicht, und da Rußland kraft dieser seiner Stellung stets große 
Truppenmassen auf geradem Wege in sein Gebiet und weiter hinaus wird 
werfen können, wozu wir niemals imstande wären, so wäre Deutschland auf 
kleinasiatischem Boden von der Gnade Rußlands durchaus abhängig. Diese 
Abhängigkeit würde auch dann gegeben sein, wenn man etwa daran denken 
würde, deutsche Bauern in größerer Menge in Kleinasien anzusiedeln und 
diesen die Verteidigung unserer Sphäre zu überlassen. Denn was könnten 
diese deutschen Bauern schließlich gegen den russischen Koloß ausrichten? 

Demnach hat Deutschland doch ein erhebliches Interesse daran, ein 
konsolidiertes Armenien zu schaffen, ein Armenien, das gegen die Russen 
orientiert ist und von sich heraus einem russischen Einmarsch Widerstand 
entgegensetzen würde. Es fragt sich nur, wie ein solches konsolidiertes 
Armenien zu bilden ist. Armenien ist ein geographischer Begriff, und die 
Armenier sind nicht die Mehrheit im Lande. 

Vorweg sei bemerkt, daß das armenische Volk gregorianischen Be- 
kenntnisses in der Türkei an die Selbstverwaltung gewöhnt ist. Seit dem 
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Jahre 1860 besitzt es eine Art Konstitution mit einem Nationalrat, die durch 
ein Irade des Sultans Abdul Medschid feierlich bestätigt worden ist. In 
dieser Konstitution werden die inneren Angelegenheiten des armenischen 
Volkes, soweit sie Schulen, Kirchen und Gemeinden angehen, geregelt. Das 
armenische Schulwesen ist ausgezeichnet. Im Jahre 1903 gab es in der Türkei 
818 armenische Schulen mit über 82000 Schülern und Schülerinnen, die dem 
Konstantinopler Patriarchat unterstanden. Dazu kamen die zahlreichen Schulen 
der katholischen und protestantischen Armenier und die Privatschulen. Der 
Tag der Gründung der armenischen Konstitution ist für die ottomanischen 
Armenier das große Nationalfest. Wenn also nun den Armeniern eine weit- 
gehende Selbstverwaltung gewährt wird, so kann man mit Sicherheit darauf 
rechnen, daß die Armenier diese (abe auch verständig nutzen werden. 

Das neue türkische Wilajetsgesetz vom 13. März 1913, das von dezen- 
tralistischen Tendenzen erfüllt ist und für die Wilajets, Sandjaks (Regierungs- 
bezirke) und Cazas (Kreise) Landtage vorsieht, genügt den armenischen Be- 
dürfnissen keineswegs. In Armenien muß doch erst einmal die alte Wilajets- 
einteilung zerschlagen werden. die nur aus dem Bestreben hervorgegangen 
ist, die Kurden gegen die Armenier auszuspielen. Fast ebenso wenig nützt 
eine Reform der armenischen Gendarmerie durch Heranholung fremder Gen- 
darmerieinstruktoren. Die Türkei sucht alle Reformen in Armenien immer 
auf diesen Punkt hinauszuspielen. Sie möchte eine Reform betreiben, die 
in Wirklichkeit keine ist, denn was haben die Gendarmerieinstruktoren für 
einen Zweck, wenn ihre Reformen jederzeit von den türkischen Machthabern 
durchkreuzt werden können? Das gibt dasselbe tragikomische Schauspiel, 
das Militärinstruktoren in der Türkei ohne Kommandogewalt bieten. 

Die Türkei muß endlich einsehen, daß eine wirkliche Besserung der 
armenischen Zustände gleichbedeutend ist mit der Festigung der Türkei, 
und daß umgekehrt der Zerfull der Türkei uuter allen Umständen erfolgen 
muß, wenn es nicht gelingt, Armenien zu pazifizieren. So muß denn die 
Türkei im Entgegenkommen an die arınenischen Wünsche möglichst weit- 
herzig sein, allerdings aber auch wieder nicht zu weitherzig, um nicht 
Armenien eine so isolierte Stellung zu geben, daß es über kurz oder lang 
eine leichte Beute des Russischen Reiches wird. 

Rußland will die sechs armenischen Wilajets zusammen unter der Leitung 
eines europäischen (rouverneurs haben, der die volle zivile und militärische 
Macht in dem neuen Distrikt erhält. Eine gemeinsame gesetzgebende Ver- 
sammlung für diese sechs Provinzen soll gebildet werden, in der den Arme- 
niern die Hälfte der Sitze eingeräumt wird. Ebenso soll die Gendarmerie 
zur Hälfte aus Armeniern bestehen; ihr Kommando soll enropüäischen Offizieren 
anvertraut werden. Den Heeresdienst sollen die Armenier in Armenien 
ableisten. 

Auf diese Reform, die noch dazu von den Großmiächten ständig kon- 
trolliert werden sollte, konnte sich die Türkei nicht einlassen. Ein solches 
Armenien wäre kein Teil des Türkischen Reiches mehr gewesen, sondern ein 
halb autonomer Staat. Namentlich hätte die Verleihuug der Disposition über 
die militärische Macht an den europäischen Gouverneur die fast völlige Matt- 
setzung «der türkischen Regierung zur Folge gehabt. 

Die Bildung eines besonderen Armenien ist an sich erwünscht. Sie 
kann aber nur unter einem türkischen (Generalgouverneur erfolgen, dem 
europäische Kontrolleure teilweise untergeordnet, teilweise beigeordnet sind. 
Zwar hat die Pforte einen Augenblick selbst die Berufung europäischer 
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Generalinspektoren für die ostanatolischen Wilajets ins Auge gefaßt (in einem 
Zirkulartelegramm an ihre Botschafter vom 1. Juli 1913), doch geschah dies 
in einer Zeit der größten Ohnmacht des Osmanischen Reiches. Mit einem 
türkischen Generalgouverneur und europäischen Kontrolleuren können auch 
die Armenier durchaus zufrieden sein, da sie gar kein Interesse daran haben, 
aus dem Osmanischen Reich auszuscheiden. Immer wieder betonen sie, daß 
sie loyale ottomanische Untertanen seien. Man solle ihnen nur die Garantie 
geben für ihr Leben, ihr Eigentum und ihr Fortkommen, sowie für die Be- 
wahrung ihrer hohen nationalen Kultur. Sie wissen genau, daß sie diese 
Kultur an sich im Türkischen Reich sehr viel leichter aufrecht erhalten 
können als in Rußland. 

Mit Recht macht auch Johannes Lepsius in einem Aufsatz der neuen 
Zeitschrift der Deutsch-Armenischen Gesellschaft „Mesrop“ darauf aufmerksam, 
daß die Armenier schon aus dem Grunde viel lieber zur Türkei als zu Ruß- 
land gehören, weil ihnen als dem fortgeschrittensten Elemente der Türkei 
hier in kultureller und wirtschaftlicher Beziehung eine führende Rolle zufällt. 
Die Loyalität der Armenier hat auch der ermordete Großvezier Mahmud 
Schefket am 14. Mai 1913 bei Empfang einer Deputation des armenischen 
Nationalrats ausdrücklich anerkannt; er sagte damals, daß die armenische 
Nation unter allen christlichen Nationen der Türkei sich als die loyalste 
bewährt hätte. 

So entspricht denn der Vertrag, der am 8. Februar 1914 zwischen 
Rußland und der Türkei über die armenischen Reformen abgeschlossen 
worden ist, und in dem Rußland von den eben angeführten Forderungen 
erheblich abläßt, weit mehr den Wünschen der Armenier selbst als der russische 
Plan. Dieser Vertrag ist unter tätiger Anteilnahme Deutschlands ausgearbeitet 
worden, nachdem die Großmächte es Rußland und Deutschland als den in 
Anatolien am meisten interessierten Mächten überlassen hatten, sich über die 
armenischen Reformen zu verständigen. Leider ist Deutschland in diesen 
Verhandlungen immer noch viel zu sehr dem Standpunkt Rußlands entgegen- 
gekommen. Nach dem Vertrag (ich richte mich hier nach der Wiedergabe 
der Grundlinien in der „Correspondance d’Orient“ vom 1. März 1914) wird 
Armenien in zwei Sektionen geteilt, an deren Spitze je ein von der Türkei 
mit Zustimmung dar Mächte ernannter europäischer Generalinspektor steht. 
Die erste Sektion wird von den Wilajets Siwas, Erzerum und Trapezunt 
gebildet; die zweite durch die Wilajets Wan, Bitlis, Charput und Diarbekr. 
Man sieht also, daß zu den sechs eigentlichen armenischen Provinzen bier 
auch noch als siebentes Wilajet das Trapezunter getreten ist. Dies ist ein 
deutliches Zugeständnis 8n Rußland, da das Wilajet Trapezunt nur etwa von 
so viel Armeniern bewohnt wird, wie das Wilajet Angora. In Stadt und 
Provinz Trapezunt leben zahlreiche Griechen noch vom Mittelalter her, wo 
Trapezunt die Hauptstadt des griechischen Kaiserreichs der Komnenen war. 

Ist die Hinzufügung des Wilajets Trapezunt zu den übrigen sechs 
armenischen Wilajets ein Erfolg Rußlands, so schalten wiederum die beiden 
europäischen (eneralinspektoren den von Rußland gewünschten europäischen 
Generalgouverneur aus. Dadurch, daß zwei Generalinspektoren vorhanden 
sind, wird auch im Interesse der Türkei verhindert, daß sich allzu große 
Macht in den Händen eines einzigen europäischen Mandatars aufhäuft. Die 
beiden Generalinspektoren sollen den europäischen Kleinstaaten entnummen 
werden. Die Pforte hat die Botschafter der Großmächte bereits offiziell 
gebeten, ihr eine Kandidatenliste zu liefern; in dieser Liste soll jeder euro- 
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päische Kleinstaat mit zwei Namen vertreten sein. Die Pforte trifft dann 
die Auswahl und zeigt ihre Wahl den Botschaftern an. 

Es heißt nun in dem Abkommen weiter, daß die europäischen General- 
inspektoren die Kontrolle über die Verwaltung, die Justiz und die Polizei 
ihrer Sektion haben. Sie haben, wenn nötig, das Recht, die bewaffnete 
Macht zu requirieren. Zugleich wird ihnen die Befugnis gegeben, die sub- 
alternen Beamten abzusetzen und neue zu ernennen, ferner dem Sultan obere 
Beamte zur Ernennung vorzuschlagen, sie auch abzuberufen, wobei jedoch 
die zuständigen Ministerien telegraphisch von der getroffenen Entscheidung 
in Kenntnis gesetzt werden müssen. Liegt ein schwerwiegender Fall vor, 
Bo können die Generalinspektoren sogar die nicht absetzbaren Beamten vor- 
läufig des Amtes entsetzen, wobei sie die endgültige Entscheidung der Zentral- 
regierung abwarten müssen. Streitigkeiten, die die Abgrenzung der Feld- 
mark und Ähnliches betreffen, werden unter der Aufsicht des Generalinspektors 
ausgetragen. 

Wenn in den nächsten zehn Jahren der Posten des Generalinspektors 
in einer der beiden Sektionon frei werden sollte, wird die Pforte die „geneigte 
Mitwirkung der Mächte, ihn zu besetzen“, erbitten. Das wird wohl heißen, 
daß ebenso wie die beiden Generalinspektoren jetzt im Einverständnis mit 
den Mächten ernannt worden sind — denn die Ernennung ist inzwischen 
geschehen — so auch künftighin die Besetzung des Postens den Mächten 
nicht einfach als vollzogene Tatsache angezeigt werden darf. Immerhin ist 
die Mitwirkung der Mächte bei der späteren Ernennung in für die Pforte 
recht unverbindlicher Form festgelegt worden. Und dies ist die einzige Be- 
stimmung, in der überhaupt von der Mitwirkung der Großmächte gesprochen 
wird. Eine ständige internationale Kontrolle ist also ausgeschaltet. 

Über die amtlichen Sprachen wird in dem Abkommen bestimmt, daß 
in jeder Sektion die Gesetze und Verordnungen in der landesüblichen Sprache 
erlassen werden. Auf jeden Fall aber werden die gerichtlichen Entscheidungen 
in türkischer Sprache abgefaßt, doch zugleich mit der Übersetzung in die 
Landessprache, wenn es notwendig erscheint. 

Die ottomanische Regierung darf den Anhängern der einzelnen Religionen 
keine Schwierigkeiten machen, sobald sie eigene Schulen unterhalten. 

Was die militärischen Fragen betrifft, so wird die Ableistung des Militär- 
dienstes im Lande gestattet. Die Hamidiehregimenter — das heißt die lokalen 
Kurden-Milizen — werden zu Kavallerie-Regimentern der Reserve umgebildet. 
Die Waffen der Mannschaften dieser Regimenter werden künftig in den Militär- 
depots aufbewahrt und werden nur für die Manöver oder im Falle der Mobil- 
machung verteilt. Die Soldaten dieser Regimenter dienen ein Jahr. Jeder- 
mann kann in diese Regimenter eingereiht werden, der sein Pferd und seine 
Ausrüstung liefert, wie das bei den russischen Kosaken üblich ist. 

In bezug auf die Besetzung der Beamtenstellen soll soweit als möglich 
Parität zwischen Christen und Muselmännern herrschen; besonders soll das 
gelten für die Polizei und die Gendarmerie. 

Jedes der sieben Wilajets erhält einen von der Bevölkerung erwählten 
(reneralrat. Das Wahlverfahren ist folgendes: 

In den Wilajets Wan und Bitlis kommen die Sitze zur Hälfte auf 
Christen und auf Muselmänner. Im Wilajet Erzerum soll im Laufe des 
nächsten Jahres eine Volkszählung vorgenommen werden. Sollten in einem 
Jahre noch keine bestimmten Ergebnisse vorliegen, so wird die Verteilung 
der Sitze ebenfalls im Verhältnis von halb zu halb stattfinden. Für Siwas, 
Charput und Diarbekr werden die Sitze entsprechend der Nationalitäten- 
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ziffer verteilt. Für diese Verteilung wird man sich vorläufig an die letzten 
Wählerlisten für die Mohammedaner und an die von den religiösen Gemein- 
schaften aufgestellten Listen für die Christen halten. Die türkische Regierung 
verpflichtet sich, die christlichen Listen ohne weiteres anzuerkennen. 

Die Tagung der Generalräte der Wilajets wird jährlich 40 Tage dauern, 
doch hat der Wali das Recht, die Session um 14 Tage zu verlängern, wenn 
sich das als notwendig herausstellen sollte. Es muß auch, wenn zwei Drittel 
der Versammlung das verlangen, der Generalrat zu einer außerordentlichen 
Sitzung zusammenberufen werden. 

Die Walis führen den Vorsitz der Generalräte; der stellvertretende 
Vorsitzende und die Beisitzer werden aus der Mitte der Versammlung gewählt. 

Der Generalrat erörtert das Budget der Provinz und entscheidet über 
die Anleihen, die für die Bedürfnisse des Wilajets vorzunehmen sind. Jedes 
Mitglied hat das Recht, Vorschläge zu machen. Endgültig werden die Be- 
schlüsse der Versammlung, sobald der Wali zustimmt. Wenn nachträglich, 
und zwar in einem Zeitraum von 20 Tagen, der Wali gegen einen der ge- 
faßten Beschlüsse protestiert, so gelangt der Fall vor den Generalinspektor, 
der ihn zusammen mit der Pforte entscheidet. 

Der Generalrat wählt aus sich heraus einen aus vier Mitgliedern be- 
stehenden Wilajetsausschuß; diesem kommt die Vorbereitung der Provinzial- 
gesetze zu: er übernimmt die Vorprüfung des vom Wali ihm überreichten 
Budgets und stellt die Tagesordnung der Sitzungen des Generalrats fest. 
In den Wilajets, wo das Nationalitätsprinzip den Mohammedanern die Mehr- 
heit gibt, muß doch immer in den Wilajetsausschüssen ein Sitz der christ- 
lichen Minderheit eingeräumt werden. 

Man ersieht aus dem Abkommen, daß die Einrichtung der Walis ebenso 
unangetastet gelassen worden ist wie die Einteilung der Wilajets. Nur neben 
der Wilajetseinteilung ist die Sektioneneinteilung vorgenommen worden. Der 
Walt ist nach wie vor der oberste Herr der Provinz, das Wilajet der reguläre 
Distrikt. Die Sektion ist gleichsam eine irreguläre Größe, etwas aus der 
Reihe Fallendes, das sich auch zweifellos nicht einleben wird. Die Walis 
sind ganz unabhängig von den Generalinspektoren. In den Generalräten 
werden sie ausschlaggebend sein, da sie den Vorsitz führen und da ohne 
ihre Zustimmung die Beschlüsse der Versammlung null und nichtig sind. 
Auch die Befugnisse der Generalinspektoren für die Beamtenernennung und 
Beamtenabsetzung sind sehr verklausuliert. 

Das ist eine Reform, die nichts Halbes ist und nichts Ganzes, ein lahmes 
Kompromiß aus jahrelangen Verhandlungen. Selbst die Hamidiehregimenter 
werden nicht völlig abgeschafft, sondern nur umgestaltet, was in der Praxis 
aller Wahrscheinlichkeit nach außerordentlich wenig besagen wird. Auch 
die Bestimmung, daß die Waffen dieser Regimenter nur für die Manöver 
oder die Mobilmachung verteilt werden, kann man gegebenen Falles sehr 
leicht erweitert auslegen. Das Schlimmste aber ist, daß das Nebeneinander- 
bestehen von Walis und Generalinspektoren die Quelle unzähliger Konflikte 
geben wird. Bei jedem neuen Konflikt hat Rußland neue Gelegenheit ein- 
zugreifen, und so wird denn Armenien weder seine Ruhe gewinnen, noch 
wird der russische Einfluß irgendwie ausgeschaltet werden; im Gegenteil. 
Von diesem Gesichtspunkte aus ist auch die Tatsache, daß eine ständige 
internationale Kontrolle über die armenischen Reformen fallen gelassen worden 
ist, geradezu ein Erfolg Rußlands zu nennen. Denn nun sitzt Rußland nicht 
in einer Kontrollkommission, wo es von anderen Mächten überstimmt werden 
kann, sondern es vermag stets auf eigene Faust vorzugehen. 


Grabowsky, Die armenische Frage. 713 


Am 14. Juli 1914 ist das Irade über die Ernennung der beiden euro- 
päischen Generalinspektoren im Ottomanischen Reichsanzeiger erschienen. 
Zum Generalinspektor für die Wilajets Siwas, Erzerum und Trapezunt ist 
der hölländische Gouverneur P. L. S. Westerrenk ernannt worden, General- 
inspektor für die Wilajets Wan, Bitlis, Charput und Diarbekr wurde der 
norwegische Oberst N. Hoff. Demnächst werden also die beiden, der eine 
von Erzerum aus, der andere von Bitlis, ihre Arbeit in Angriff nehmen; dann 
wird sich sehr bald zeigen, wie wenig sie ausrichten können und wie viel 
neue Zwistigkeiten durch ihr Dasein entstehen. 

Um den russischen Einfluß zu eliminieren, muß eine sehr viel stärkere 
Reform vorgenommen werden. (Gerade nämlich, wenn die Reform weit- 
gehender ist, wird die russische Einflußnahme sehr viel leichter abgewehrt 
werden, denn dann hat eben das Land nicht immer aufs neue Anlaß zur Klage. 

Man beseitige die durch und durch gekünstelte Wilajetseinteilung und 
schaffe einen einheitlichen Distrikt Armenien. Darin lasse man etwa nach 
dem Vorbild von Böhmen oder Mähren die Armenier und die Kurden plus 
Türken ihre eigenen Angelegenheiten nebeneinander vollkommen selbständig 
verwalten. Für die gemeinsamen Angelegenheiten errichte man einen Landtag 
mit Proportionalwahlrecht, so daß Armenier wie Kurden und Türken dem 
vollen Gewicht ihrer Ziffer nach zu ihrem Recht kommen. Damit aber die 
bloße Zahl nicht allein den Ausschlag gibt, sondern die höhere Kultur und 
die größere wirtschaftliche Kraft der Armenier gebührende Berücksichtigung 
finden, gebe man allen Schreib- und Lesekundigen eine Zusatzstimme und 
führe auch einen Zensus ein. Das wird den Armeniern schon außerordentlich 
viel gegen die Kurden helfen. An die Spitze des Distrikts setze man einen 
türkischen Statthalter. Zu dem Distrikt müßten die Wilajets Wan, Bitlis und 
Erzerum ganz, (!harput, Diarbekr und Siwas zum größten Teil geschlagen 
werden. Die Kleinarmenier kommen hier nicht in Frage, unter ihnen sind 
auch die nationalen Wünsche wenig entwickelt. Sie bewegt vor allem die 
Sicherheit um ihr Leben, die ihnen unter allen Umständen geschaffen werden 
muß, was in dem verhältnismäßig kultivierten und durch die Bagdadbahn 
jetzt auch gut erreichbaren Cilicien gar nicht schwer ist, wenn — die türkische 
Regierung will. Hier aber muß Deutschland ein entschiedenes Wort reden. 

Voraussetzung der ganzen Distriktsbildung in Großarmenien ist die 
völlige Entwaffnuung der Kurden, die ja auch das russisch-türkische Ab- 
kommen vorsieht; dazu gehört unumgänglich ein strenger Grenzdienst, damit 
nicht Waffen von Rußland herübergeschmuggelt werden. Sehr zustatten wird 
der Türkei kommen, daß die Bagdadbahn bald bis in die Nähe von Mardin 
gelangt sein wird, wodurch der Weg nach Erzerum bedeutend abgekürzt ist. 
Also auch ohne daß Rußland und Frankreich ihren Segen geben, wird es 
der Türkei bald möglich sein. leichter Truppen nach Armenien zu werfen. 

Ist diese wirkliche Reform durchgeführt. so kann man den Armeniern 
ruhig Lasten auferlegen, die sie in engeren Zusammenhang mit der übrigen 
Türkei bringen, so den Heeresdienst außerhalb Armeniens. den ja alle nicht 
in Großarmenien wohnenden Armenier auch nach dem türkisch -russischen 
Abkommen fern von (troßarmenien ableisten müssen. Seit 1908 haben die 
Armenier im türkischen Heere zu dienen, und sie haben trotz der National- 
eigenschaft des mangelnden Mutes sehr willige und intelligente Soldaten 
abgegeben, die sich im Balkankriege gut verwenden ließen. Jedenfalls wird 
eine wirkliche Reform den türkischen Armeniern alle Lust nehmen, vom Russi- 
schen Reich aufgeschluckt zu werden. Ehrliche Sympathien für Rußland haben 
sie nicht, da sie sich, wie schon angedeutet, als altes Kulturvolk betrachten und 
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auf die Russen als auf Barbaren hinuntersehen. Sie schicken freilich Deputatio- 
nen nach Rußland und unterhalten Komitees im Russischen Reiche. Aber sie 
klammern sich nur an das Zarenreich — das sagen sie dem Deutschen, der 
sie darum fragt, immer aufs neue —, weil sich sonst kein anderer Staat 
ernsthaft um sie kümmere. 

In England setzen sich heute nur noch ein paar humanitäre Zirkel für 
die Armenier ein, nicht aber, wie in früheren Zeiten, die Regierung, da Eng- 
land durch den Dreiverband ganz gegen seinen eigenen Vorteil in das 
Schlepptau Rußlands gekommen ist. Freilich beginnt man allmählich selbst 
im klugen England zu erkennen, daß der Brite das gleiche Interesse wie 
Deutschland an Abdrängung Rußlands von Armenien hat. Wenn Rußland 
Türkisch-Armenien besitzt, sind für England Bosporus und Dardanellen ver- 
loren, was Aufhebung der englischen Vorherrschaft im östlichen Mittelmeer 
bedeutet. Anders steht es mit Frankreich. Es will Syrien haben und betreibt 
darum die Aufteilung der asiatischen Türkei nach Kräften. Daß Rußland 
ganz Kleinasien in die Hände bekommt, ist ihm sogar erwünscht, weil damit 
Deutschland ausfallen würde; höchstens hat Frankreich Interesse an Smyrna 
und Umgegend, wo viel französisches Kapital steckt. Für England ist aber 
der französische Besitz Syriens genau so gefährlich wie der russische Arme- 
niens, denn dadurch würden Suez-Kanal und Ägypten direkt von Frankreich 
bedroht. 

Hiernach kann man ermessen, was von der französischen Agitation für 
die unterdrückten Armenier zu halten ist. Seit einiger Zeit erscheint in 
Paris zweimal im Monat eine von dem im Januar 1914 gestorbenen Francis 
de Pressense gegründete Zeitschrift, die sich benennt: „Pour les Peuples 
d'Orient, Organe des revendications arm6niennes“. Das Blatt hat auch einen 
englischen Anhang. Um für Armenien noch besonders Stimmung zu machen, 
wird von Zeit zu Zeit in Paris ein Konzert mit armenischen Volksliedern 
veranstaltet. Dazu erscheint in einem Pariser Verlag eine „Kleine armenische 
Bibliothek“, die Übersetzungen armenischer Dichtungen und Aufsätze enthält. 

Die Armenier aber wissen ganz gut, daß, wenn überhaupt eine aus- 
ländische Macht ihnen Hilfe bringt, dies nur Deutschland sein kann. Eine 
Freundschaft entsteht unter Völkern nur, wenn beide Teile dabei auf die 
Kosten kommen. Deutschland aber käme durchaus auf die Rechnung, wenn 
es sich der Armenier annehmen würde. Gesunde Zustände in Armenien ver- 
hindern den Zerfall der Türkei, ist aber die große vorderasiatische Aufteilung 
doch einmal unabwendbar, so hätte sich inzwischen Armenien derart kon- 
solidiert, daß es sich nicht widerstandslos von Rußland überrennen lassen 
würde. Dann würde die unter türkischem Szepter eingerichtete Selbstver- 
waltung zu einer vollen armenischen Autonomie werden. Hiermit aber wäre 
zwischen Rußland und der deutschen Interessensphäre ein Staat gelegt wie 
heute Afghanistan zwischen Russisch-Asien und Indien. Und dieser autonome 
armenische Staat würde es mit Deutschland halten, da er Deutschland seine 
ganze Existenz verdanken würde. Rußland hat in Persien schon so viel 
Gebiet geschluckt, daß die vereinte Politik des Dreibunds und Englanda 
darauf ausgehen sollte, es von der asiatischen Türkei völlig fern zu halten. 
Entschädigungen könnten ihm ja leicht im fernen Osten geboten werden. 
Schlimmstenfalls wäre ihm die Schwarze-Meer-Küste bis in die Gegend von 
Samsun mit dem wichtigen Trapezunt zuzusprechen. Samsun aber müßte 
auf jeden Fall außerhalb dieser Sphäre bleiben, um Armenien einen erreich- 
baren Hafen zu verschaffen, wobei bemerkt sei, daß dieser Hafen bereits 
ziemlich weit von dem Kern des armenischen Stammlandes entfernt liegt. 
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Doch das sind alles Sorgen, an die wir hoffentlich niemals ernstlich zu denken 
brauchen. Für jetzt hat Deutschland die Aufgabe, an einer wirklichen, nicht 
nur einer halben Lösung der armenischen Frage mitzuarbeiten und damit 
den Zerfall der asiatischen Türkei zu verhüten. Es hat sich hierbei ebenso 
wohl an die Türken wie an die Armenier zu wenden. So hat sich denn 
auch jetzt eine Deutsch-Armenische Gesellschaft neben der neu gegründeten 
Deutsch - Türkischen Gesellschaft gebildet. Daß sich Deutsch- Armenische 
Gesellschaft und Deutsch- Türkische Vereinigung nicht stören, sondern daß 
sie sich im Gegenteil in die Hände arbeiten werden, erweist sich daran, daß 
eine Reihe der leitenden Männer bei der Deutsch-Türkischen Vereinigung 
entweder dem vorbereitenden Komitee der Deutsch-Armenischen Gesellschaft 
angehören, oder aber den vorbereitenden Aufruf durch Namenshergabe 
unterstützt haben. 

In dem Aufruf wird daran erinnert, daß zwischen Deutschland und 
Armenien seit Jahrzehnten ein Austausch kultureller Art besteht. Nach den 
Metzeleien von 1894—1896 sind eine Anzahl deutscher Waisenhäuser, Hospi- 
täler und Schulen in Armenien begründet worden, die dort deutsche Kultur 
verbreiten. Diese Gründungen sind vor allem durch die Deutsche Orient- 
mission geschehen, die unter dem Vorsitz von Dr. Johannes Lepsius steht, 
der um die deutsch-armenische Sache die größten Verdienste hat. Er ist 
auch der Hauptanreger der Deutsch-Armenischen Gesellschaft. In dem Aufruf 
wird dann betont, daß auf armenischer Seite schon längst das Studium deutscher 
Sprache, Literatur und Wissenschaft mit größtem Eifer betrieben werde. 
Auf deutschen Hochschulen seien ständig eine beträchtliche Anzahl armenischer 
Studenten. Aber alle diese Bestrebungen hätten keine Verbindung zueinander. 
Um die Annäherung zwischen dem armenischen und dem deutschen Volke 
zu betreiben, soll die Deutsch- Armenische Gesellschaft folgende Arbeiten 
unternehmen: 1. Die Versorgung der deutschen Presse mit wahrheitsgetreuen 
Berichten über die Lage in Armenien. 2. Die Herausgabe einer Monatsschrift 
in beiden Sprachen, die über die armenische Kultur unterrichten und der 
deutschen Kultur den Weg nach Armenien bahnen soll. 3. Die Übersetzung 
wertvoller armenischer Werke in das Deutsche und deutscher Werke in das 
Armenische. 4. Die Begründung einer wissenschaftlichen armenischen Bi- 
bliothek in Deutschland zum Studium der armenischen Sprache, Kultur und 
Geschichte. 5. Die Förderung des Unterrichts in der deutschen Sprache in 
den armenischen Schulen. 6. Die Begründung einer Auskunftsstelle für die 
armenischen Studenten in Deutschland und ihre Einführung in deutsche 
Familien. — Wie schon oben erwähnt, ist die Monatsschrift unter den Namen 
„Mesrop“ bereits herausgekommen. 

Wir können in der armenischen Frage sehr gut mit den Amerikanern 
zusammengehen, die neuerdings sich eifrig gerade in Armenien rühren und 
deren Betätigungsdrang von den Russen mit größtem Mißtrauen betrachtet 
wird. In der Tat haben auch die wirtschaftlich so wenig tüchtigen Russen 
von dem wirtschaftlichen Vorgehen der Amerikaner in Armenien alles zu 
fürchten. Wir Deutschen haben in Armenien genau die gleichen Interessen 
wie die Amerikaner, nämlich lediglich wirtschaftliche und kulturelle Ziele, 
dagegen keinerlei territoriale Absichten. Das muß uns also eng mit den 
Amerikanern zusammenführen. An unserer Politik ist es, diese angenehme 
Konstellation auszunutzen. 





Besprechungen 


Hans LUebersberger, Rußlands Orientpolitik in den letzten zwei Jahr- 
hunderten. Erster Band. Stuttgart 1913. Deutsche Verlagsanstalt. 380 S. 


Seit der Annexion Bosniens und der Herzegowina ist zwischen Öster- 
reich-Ungarn und Rußland eine Spannung eingetreten, die nicht nachlassen 
will und die ihren stärksten Ausdruck in dem unter dem Protektorate des 
Zarenreiches zustande gekommenen Balkanbunde gefunden hat. Wohl war 
die dauernde Besetzung der beiden Provinzen schon in den siebziger Jahren 
zwischen Wien und St. Petersburg vereinbart und nach dem Berliner Kon- 
gresse von der russischen Diplomatie direkt angeregt worden. wohl hatte 
Herr vun Iswolski in seiner Note vom 19. Juni 1908 selbst den Anstoß zur 
Annexion gegeben: das energische Zugreifen des Grafen Aehrenthal und die 
dadurch bedingte schwere Niederlage des russischen Ministers des Äußern ist 
aber an der Newa noch heute nicht verschmerzt. Die Panslawisten haben 
sich diese Verstimmung zunutze gemacht und ihr Bestreben, Zwietracht zu 
säen. verdoppelt. Für Österreich-Ungarn und Rußland gibt es jedoch nur 
eine Quelle der Differenzen, ein Gebiet, auf dem sich die beiden Staaten als 
Rivalen gegenüber stehen. Es ist dies der europäische Orient. Deshalb 
mußte sich die Aufmerksamkeit in Wien der russischen Orientpolitik zuwenden, 
und das Bedürfnis, sie in ihrer geschichtlichen Entwicklung kennen zu lernen, 
stellte sich alsbald ein. Es war daher ein dankenswertes Beginnen. daß sich 
Professor Dr. Hans Lebersberger der schwierigen Aufgabe unterzog, das 
zerstreute Material zu sammeln und in systematischer Darstellung ein Bild 
von Rußlands Urientpolitik zu entrollen, das man füglich als Darstellung der 
Rivalität zwischen St. Petersburg und Wien bezeichnen kann. Der Gelehrte 
ist ein genauer Kenner der russischen Geschichte und durch einen längeren 
Aufentlialt im Zarenreiche mit den Verhältnissen in diesem Staate vertraut. 
Ihm gelang es dank der Freigebigkeit des Fürsten Franz von und zu Liechten- 
stein, die umfangreiche Bibliothek des russischen Historikers Bilbasov für 
die Wiener Universität zu erwerben und zur Einrichtung eines Seminars für 
osteuropäische Geschichte zu verwenden. Die dadurch erlangten Hilfsmittel 
sind ihm zugute gekommen und haben das Werk ermöglicht, dessen erster 
Band nun vorliegt. 

Der (Gegensatz zwischen Österreich-Ungarn und Rußland ist nicht nur 
für die Habsburger Monarchie, sondern auch für das Deutsche Reich von 
Bedeutung. denn die Verwicklungen, die bisweilen drohen, bilden eine Gefahr 
für den europäischen Frieden und berühren vor allem den engen und treuen 
Bundesgenossen. Darum dürfen die Darlegungen Uebersbergers nicht bloß 
bei dem österreichischen Politiker auf Interesse rechnen, sondern sie be- 
anspruchen auch die Aufmerksamkeit der reichsdeutschen Parlamentarier und 
Staatemänner. Allerdings wird erst der zweite Band. der bereits im Herbste 
des vorigen Jahres hätte erscheinen sollen, dessen Veröffentlichung sich aber 
wesentlich verzögert, zum \Verständnisse der aktuellen Politik unmittelbar 
beitragen. Der bisher vorliegende erste Teil ist vornehmlich dem 18. Jahr- 
hundert gewidmet; er reicht bis zum Frieden von Jassy. der am 9. Januar 1792 
geschlossen wurde. Doch in dieser fernen Zeit haben sich bereits die ent- 
scheidenden Kämpfe abgespielt, in denen Österreich, das ursprünglich im 
Oriente den Vorrang inne hatte. die erste Rolle an Rußland abtreten mußte. 
Nach dem Tode des Prinzen Eugen verließ das Schlachtenglück die Habsburger 
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Monarchie, und die Hoffnung, daß sie die Erbin des verfallenen türkischen 
Reiches werde, schwand rasch dahin. Die christlichen Völker der Balkan- 
halbinsel, die des Befreiers harrten, wandten ihre Blicke von Wien ab und 
lenkten ihre Aufmerksamkeit auf das glaubens- und stammesverwandte Ruß- 
land. Das war das Ergebnis des Belgrader Friedens. 

Der erste österreichisch-russische Vertrag gegen den Sultan war im Januar 
1697 zustande gekommen; der große Peter hatte sich bemüht, die Habsburger 
Monarchie für eine gemeinsame Aktion gegen die Türkei zu gewinnen. Dieser 
Anfang verriet nichts Gutes, denn der Vertrag lief den österreichischen 
Interessen entgegen und engte Österreichs politische Bewegungsfreiheit ein. Das 
ist kein verheißungsvolles Omen gewesen. Man wurde in Wien auch ver- 
hältnismäßig bald gegen Rußland mißtrauisch, und das schon im Jahre 1710 
von Peter gemachte Anerbieten, neuerdings ein Bündnis abzuschließen, stieß 
auf den Widerstand des Prinzen Eugen. Als der Zar später abermals an- 
klopfte, rieten die Minister dem Kaiser ab, dem Rufe zu folgen. Der Zar 
falle seinem Bundesgenossen nur beschwerlich und sei gewohnt, mehr zu 
verlangen, als zu leisten. Dennoch fanden sich Österreich und Rußland 
wieder zusamınen. Kaiser Josef II. setzte große Hoffnungen auf die Allianz 
mit Rußland. Die weitausgreifenden Pläne der Zarin Katharina II. machten 
ihn nicht wankend, er bezeichnete die Absicht der russischen Herrscherin, 
seinen Ehrgeiz auf Rom zu lenken und sich selbst Konstantinopel zu sichern, 
als „Chimäre oder Köder“. Als Maria Theresia gestorben war, ließ der 
Kaiser sofort in Petersburg versichern: „Der Satz bleibt immer richtig bei 
mir, daß Rußland mit uns und wir mit ihm alles zu erreichen vermögen, 
der eine Teil ohne den andern aber sehr schwer etwas Wesentliches und 
Nutzbares ausrichten könne.“ Diese „Wahrheit“ sollte der diplomatische 
Vertreter der Habsburger Monarchie am Hofe der Zarin unausgesetzt geltend 
machen. Der Krieg Österreichs mit der Türkei, der endlich durch den 
Frieden von Sistowa abgeschlossen wurde, hatte die kühnen Hoffnungen des 
Reforinkaisers nicht erfüllt; auch Rußland war es nicht gelungen, sich aus 
den Trümmern des Osmanischen Reiches eine Sekundogenitur zu schaffen. 
Doch für die spätere Entwicklung wurde die Tatsache von besonderer Be- 
deutung, daß Österreich nicht die Kraft besessen hatte, die (Grenzen des 
Passarowitzer Friedens zurückzuerobern und damit seine Vormachtstellung 
wieder zu gewinnen. Es blieb von Rußland überflügelt, das sich schon früher 
durch den Frieden von Kütschük-Kaimardsche wesentliche Vorteile sicherte. 

Hans Uebersberger bemühte sich, die russische Orientpolitik im Rahmen 
der großen europäischen Politik darzustellen und gelegentlich durch die 
internationalen Zusammenhänge deutlich zu machen. Es ist lehrreich zu 
sehen, wie schon Peter der (iroße die christlichen Völker im Osmanischen 
Reiche für sich zu gewinnen suchte und wie er sie im Stiche ließ, ohne daß 
Rußland seinen Kredit verloren hätte. Auch Frankreichs Stellung erscheint 
interessant. Proklamierte diese Macht doch zuerst die Erhaltung der Türkei 
in Europa als Notwendigkeit des europäischen (rleichgewichtes. 


e Richard Charmatz. 

Siegfried Richter, Die Neutralisation von Staaten, insbesondere die der 
Schweiz, Belgiens, Luxemburgs und des früheren Kongostaates; Heft XI 
der von Josef Kohler und Stier-Somlo herausgegebenen Sammlung: 
„Die Rechtseinheit“. Berlin und Leipzig 1913. Walther Rothschild. 
XVI und 202 a 


Verfasser versteht unter Neutralisation von Staaten „einen völkerrecht- 
lichen Vertrag zwischen dem zu neutralisierenden Staate einerseits und einer 
Anzahl anderer Staaten andrerseits, der die dauernde Neutralität des be- 
treffenden Staates errichten soll“. Im Gegensatze zur einfachen Neutralität, 
welche nur Nichtteilnahme an einem Kriege ist, besteht die dauernde Neu- 
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tralität nach ihm in der Verpflichtung des neutralisierten Staates „zu einer 
unparteiischen Politik und zur Vermeidung von Handlungen, die 
zu kriegerischen Verwicklungen führen könnten, sowie dieser selbst, 
unter Wahrung seiner Unabhängigkeit und Unverletzlichkeit, und in einer 
Verpflichtung der anderen Staaten, diesen Zustand nicht zu gefährden“. Sie 
kann nur durch Vertrag begründet werden. Es gibt insbesondere völker- 
rechtlich keine „prinzipielle Neutralität als Staatsmaxime“ ebensowenig wie 
eine „durch Verträge anerkannte prinzipielle Neutralität“. Ihre beiden ein- 
zigen Arten sind: Neutralität von verteidigungsfähigen und Neutralität von 
verteidigungsunfähigen Staaten. 

Um vollkommen zu sein, muß zur Neutralisation ein Garantievertrag 
zwischen den Garanten einerseits und dem neutralisierten Staate andrerseits 
und der Garanten untereinander hinzutreten d. h. die Verpflichtung der an- 
deren Staaten, die Neutralität und zugleich die Unabhängigkeit und Unver- 
letzlichkeit des Neutralisierten zu achten und ihr Geltung zu verschaffen. 

Nach diesen grundlegenden Feststellungen geht der Verf. zu historischen 
Ausführungen über. Er bespricht kurz den Versuch, Malta zu neutralisieren 
sowie die Neutralisation Krakaus und handelt sodann ausführlich von der 
Neutralisation der Schweiz, Belgiens, Luxemburgs und des Kongostaates; er 
spricht ferner von der Annexion des Kongostaates durch Belgien und der 
dauernden Neutralität der vereinigten Länder, wobei er der Ansicht ist, es 
habo sich die dauernde Neutralität Belgiens durch die Annexion zwar nicht 
auf den Kongortaat erstreckt, dessen Neutralität habe sich aber von selbst 
in eine «dauernde (rebietsneutralität umgewandelt. Nachdem er ferner die 
sogenannte Neutralerklärung der Samoainseln durch die Berliner Konferenz 
von 1880 berührt und geleugnet hat. daß dadurch Samoa neutralisiert worden 
soi, geht er auf die Frage über, ob man in bezug auf Andorra, San Marino 
und Monako von einer tatsächlichen Neutralität sprechen könne, was er für 
einen Widerspruch in sich selbst erklärt unter der Behauptung, daß diese 
Stantsgebilde ebenso wie Liechtenstein mit der XNeutralisation überhaupt 
nichts zu tun hätten. Auch das Dorf Moresnet ist nach ihm nicht tatsächlich 
neutral. Was endlich die Garantierung der Integrität Norwegens anlangt, 
so weist er nachdrücklich darauf hin, daß sie sich nur auf Norwegens Un- 
abhängigkeit und Unverletzlichkeit beziehe und nicht als eine Neutralisierung, 
auch nur eine verschleierte, aufgefaßt werden dürfe. 

Der dritte Teil der vorliegenden Arbeit (6.—8. Abschnitt) handelt ein- 
mal von den Rechten und Pflichten der neutralisierten Staaten, zum andern 
von den Rechten und Pflichten der andern Mächte und endlich von den 
Erlöschungsgründen der dauernden Neutralität. Die Arbeit schließt mit Er- 
örterungen politischer Natur über die Bedeutung der dauernden Neutralität 
(wie sie sich dort auch sonst noch ziemlich häufig finden; vgl. z. B. die 
Ausführungen über die geplante Neutralisierung der drei nordischen Staaten 
auf den Seiten 111—114). Im einzelnen seien aus diesem Teil auswahlsweise 
folgende Ansichten hervorgehoben: Der dauernd neutralisierte Staat kann 
sich mit andern zu Personalunionen verbinden, nicht jedoch zu einem Staaten- 
bunde, einem Bundesstaate oder einer Realunion. Von Bündnisverträgen 
sind ihm nur solche gestattet, die lediglich seiner Verteidigung dienen sollen 
und das nur dann, wenn er nicht verpflichtet wird, eventuell für den andern 
Teil zu den Waffen zu greifen. Er kann auch nicht ohne Mitwirkung der 
Garanten durch Abtretung oder Hinzuerwerb sein Gebiet verändern. Was 
Kolonisation anlangt, so ist sie durch die dauernde Neutralität nicht über- 
haupt ausgeschlossen, wie behauptet worden ist. Es bedarf aber auch hier 
der Zustimmung der Garanten. Dadurch wird übrigens noch nicht zugleich 
die dauernde Neutralität und Garantie des Mutterlandes auf die Kolonie er- 
streckt. Auf wirtschaftlichem Gebiete ist der neutralisierte Staat fast völlig 
frei. Insbesondere kann er Handelsverträge abschließen, welchen Inhalt auch 
immer sie haben mögen. Zollunionen dagegen können nur von verteidi- 
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gungsunfähigen, wirtschaftlich unselbständigen neutralen Staaten wie Luxem- 
burg, nicht dagegen von auf sich selbst gestellten wie z. B. die Schweiz oder 
Belgien vereinbart werden. 

Was die Rechte und Pflichten anderer Staaten gegenüber dem dauernd 
neutralisierten anlangt, so verficht Richter die wichtige Behauptung, daß 
der Neutralisierte seine Neutralität nicht nur den Vertragsstaaten, sondern 
überhaupt allen gegenüber zu wahren habe. Und auf der anderen Seite 
seien zufolge stillschweigender Zustimmung zur Neutralisierung auch alle 
Mitglieder der Völkerrechtsfamilie, nicht nur die Vertragsstaaten, dazu ver- 
pflichtet, die Neutralität zu achten. Als besonderes Recht der (raranten 
komme insbesondere ihre Befugnis in Betracht, bei Neutralitätsverletzungen 
einzuschreiten, wobei jedoch nur die erforderlichen Mittel anzuwenden seien. 
Dem entspricht nach Richter auf der andern Seite ihre Pflicht einzuschreiten 
im Falle einer Neutralitätsverletzung, eine Pflicht, welche keine Kollektiv- 
pflicht sei, sondern — auch bei kollektiver Garantie — eine Einzelpflicht 
jedes Garanten. Außerdem besteht die Verpflichtung jeden Staates, sich 
seinerseits jeder Verletzung zu enthalten. 

Als Erlöschungsgründe kommen vor allem die allgemeinen Endigungs- 
gründe für völkerrechtliche Verträge in Betracht. Nicht jedoch endigt die 
Neutralität durch einseitige Aufkündigung seitens des Neutralisierten, denn 
die Neutralisation ist „ein völkerrechtliches Institut von allgemeinster Be- 
deutung“. Aus diesem Grunde kann auch keiner der andern Staaten zurück- 
treten, soweit es sich um die Neutralisation handelt, den Garantievertrag 
hingegen kann jeder Garant aufkündigen. Denn hier handelt es sich um 
eine besondere Verpflichtung. FEinseitige Aufkündigung ebenso wie Neu- 
tralitätsbruch endigen als solche nicht die dauernde Neutralität. 

In allem wird man den Ausführungen Richters nicht folgen können. 
Wie so häufig in der völkerrechtlichen Literatur werden auch hier nicht 
selten mögliche Lösungen einer vorliegenden Frage für objektives Völkerrecht 
auch da angesehen, wo das Völkerrecht überhaupt noch nicht gesprochen hat. 
Hierher gehören m. E. Behauptungen wie z. B. diejenige, daß ein verteidi- 
gungsfähiger neutralisierter Staat keine Zollunion eingehen könne oder daß 
ein dauernd neutrales Staatswesen sich nicht an einer Realunion beteiligen 
könne oder auch die, für einen neutralisierten Staat, der im Besitze einer 
Landesverteidigung sich befinde, sei es unvereinbar mit seiner dauernden 
Neutralität, daß er seine Bahnen oder auch nur einen Teil derselben einem 
Nichtinländer überläßt (S. 209) u. dgl. m. 

Schon die gegebene kurze Übersicht zeigt jedoch, daß es sich um eine 
sorgfältige und gründliche Arbeit handelt. Ihr Hauptverdienst liegt in einer 
sehr vollständigen Vorführung des in Betracht kommenden tatsächlichen 
Materials, die diese tüchtige Anfängerleistung zu einer Bereicherung der über 
die Frage dauernder Staatenneutralisation bereits bestehenden Literatur macht. 

Die wichtige Frage nach dem Verhältnis von Garantie und Protektion, 
die für die wichtige Erkenntnis beider und damit auch der Neutralisation 
von grundlegender Bedeutung ist, ist leider nur ganz flüchtig gestreift. 

Der Verf. hat sich die Behandlung der Neutralisation von Gebiets- 
teilen für eine zweite Abhandlung vorbehalten. Hierfür darf vielleicht der 
Wunsch ausgesprochen werden, daß die Zitate, wie sich das jetzt allgemein 
eingebürgert hat, zur Vermeidung störender Unterbrechungen beim Lesen 
aus dem Text selbst beseitigt und in Fußnoten verwiesen werden. 


Herbert Kraus. 
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— Zulassung zum europäischen Kon- 
zert 373. 

Türkisch-Armenien, 
lung 705 f. 

— Zahl der Armenier 705 f. 

Tutelle administrative 211. 

Typen, menschliche, Unbeständigkeit 
ın. T. 421. 


Truppenvertei- 
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U. 


Übergangsformen zwischen Privatper- 
son und Selbstverwaltungskörper 
846. . 

Überlegenheit des Gedankens als trei- 
bende Kraft in großen Angelegen- 
heiten 571. 

Überseeisches Verkehrswesen 243. 

Überseeverkehr, Vorsprung Großbri- 
tanniens im Ü. 632. 

Überwachungsvereine, politische, in 
den Vereinigten Staaten 66. 

U’Ren 93, 119. 

Ulbrich 396. 

Ulemas, Stand der U. bei den Osmanen 
616. 

Unabhängigkeit der Landesfürsten von 
der Reichsgewalt unter Karl V. 539. 

Ungarn, Entnationalisierungspolitik 
695. 

— rumänische Frage in U. 671 ff. 
— Rumänenbevölkerung in U. 674. 

Ungeschriebenes europäisches Völker- 
recht 370. 

Union Castlelinie 254. 

— zwischen Ungarn und Sieben- 
bürgen 1867 687. 

Universale Geschichtsauffassung Ran- 
kes 613. 

Unternehmungen, wirtschaftliche, der 
staatlichen Behörden 346 f. 

Unterscheidung von Völkerrecht und 
Landesrecht 384. 

Unterschied von ständisch und re- 
präsentativ 126. 

Unterwerfung der Reichsgewalt unter 
die Landeshoheit 158 f. 

Unvollkommene Wahlverfahren, Wir- 
kung auf die Stimmwertung 406. 

Ursprünglichkeit der Staatsgewalt in 
den Territorien des alten Deutschen 
Reichs 162. 


V. 


Vaillant 233. 

Verantwortlichkeit bei Anordnungen 
des obersten Kriegsherrn (Bespre- 
chung) 286. 

Verbindung innerer Ordnung mit 
äußerer Macht als Problem aller 
Politik 621. 

— der Nationalitäten in Österreich 


der Volksgesetzgebung 
ereinigten Staaten 80 ff. 


Verbreitun 
in den 


Sach- und Namenregister. 


Verdrängung hochwertiger Erzeug- 
nisse durch minderwertige in der 
deutschen Ausfuhr 630. 

E? Landtag in Preußen 1847 
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Vereinigte Staaten, Abberufung (Re- 
call) der Beamten 96 ff. 

— der Richter 101. 

— richterliche Gewalt in den V. 
101 ft. 

— Ausdehnung der Volksgesetzge- 
bung 73. 

— Verfassungsentwicklung 49 ff. 

Vereinsmitglieder, staatliche Behör- 
den als V. 847. 

Vereinswesen und Selbstverwaltung 
355. 

Verfassungsänderungen in den Ver- 
einigten Staaten 57, 65. 

Verfassungsänderung, keine, in der 
Reichsgesetzgebung nach dem West- 
fälischen Frieden 148. 

Verfassungsbildung im monarchischen 
und im Volksstaat 1385. 

Verfassungsentwicklung, neuere, in 
den Vereinigten Staaten 49 ff. 

Verfassungsinitiativen in den Ver- 
einigten Staaten 9. 

Verfassungsurkunde für den preu- 
Bischen Staat (Kommentar von An- 
schütz) (Besprechung) 280. 

Verfassungswandlungen im alten 
Deutschen Reich 148, 159. 

Verfolgungen der türkischen Arme- 
nier 702, 

Verhältnis von Reichs- und Landes- 
polizeigewalt im alten Deutschen 
Reich 165. 

— von Idee und Tendenz bei Ranke 
502 ff. 

— von Staat zu Nation nach Ranke 
619. 

Verkehrspolitik, französische, in Al- 
gerien und Tunis 5. 

Vermögenssteuer, englische und ameri- 
kanische Geschichte der V. (Be- 
sprechung) 279. 

Verordnungscharakter des kaiser- 
lichen Patente für Böhmen 660. 

Verstaatlichung der Sozialisierung 
857. 

Vertragsvölkerrecht nach v. Ompteda 
880. 

— partikuläres, Entwicklung zum 
gemeinen V. 374. 

Verwaltung der laufenden Geschäfte, 
Politik ale V. 496. 


Sach- und Namenregister. 


Verwaltungsgerichtshof in Böhmen, 
Entscheidung über die Rechtsgül- 
tigkeit des kaiserlichen Patents 
656 ff. 

‘ Verwaltungsreform, französische, in 
Tunis 42 f. 

Vierfaches Verhältnis der Landes- 
hoheit zur Reichsgewalt 143. 

Visitationen der Handelsschiffe im 
Kriege 366. 

Visitationsabschied 1768 für manda- 
tum sine clausula 155. 

Völkerbewegung, Epochen der V. 614. 

Völkerrecht, Allgemeine Grundsätze 
des V. 375. 

— europäisches von 1787 364. 

— Beanstandung durch v. Ompteda 

808. 

— nach Günther 381. 

— freiwilligees V. nach Guenther 
380 f. 

— natürliches 364, 368, 379. 

— Quellen des V. 370. 
Völkergewohnbheitsrecht 371. 
Völkerrechtsbegriff Mosers 377. 

— Guenthers 380. 
Völkerrechtsprogramm Martens 364 f. 
Völkerrechtstheorie, moderne 875. 
Völkerrechtsverträge, Ähnlichkeit der 

V. 365 f. 

Völkerrechtswissenschaft , 
862 ff. 

Volksbeschlüsse in den Vereinigten 
Staaten, Änderung und Aufhebung 
78. | 

Volksfreiheit im altgermanischen Staat 
129. 

Volksgesetzgebung und Parlament in 
den Vereinigten Staaten 122. 

— schweizerische, in Amerika 71. 
Volksinstanz über den Richtern in 
den Vereinigten Staaten 112 f. 
Volksschulgesetz, ungarisches v. 1879 

689. 

Volkssouveränität, Prinzip der V. 185. 

Volksvertretung, Sieg der V. 130 f. 

Volkswille und Volksvertretung 182. 

Volkswohlfahrtsamt, Schaffung eines 
V. 349, 

Vollzugsgewalt der Volksvertretung 
im Volksstaate 136. 

Vorbildlichkeit des Bardovertrages 41. 

Vordringen Frankreichs in Tunis 24. 

Vormund, halbamtliche Stellung des 
V. 842, 344. 

Vorzüge des Commission Government 
116. 
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Vulkanischer Trieb des französischen 
Wesens 571. 


W. 


Waddington 6, 16, 17 f., 21. 

Wahlenthaltung der Rumänen 1887 
689. 

Wahlgemeinschaften, getrennte 394. 

Wahlgesetz, französ., vom 29. Juni 
1820 393. 

Wahlkapitulation, ständige, von 1711 
146. 

Wahlkurien in Österreich 396. 

Wahlrecht, allgemeines gleiches, in 
den Vereinigten Staaten 62. 

— Beschränkungen im schweizeri- 
schen und französischen W. 406 f. 
— der ungarischen Rumänen 695. 

Wahlreform 1914, ungarische, für die 
Rumänen 696. 

Wahlstimmen, Wertung der W. 390 ff. 

Wahlsysteme, Schwankungen der W. 
132. 

Wahrscheinlichkeit und Wahrheit, 
Unterschied zwischen W. 625. 

Walachenaufstände in Ungarn 678. 

Walachen, Ursprung der W. in Un- 
garn 675. 

Waldeck-Rousseau 32. 

Wallenstein 540, 541, 545, 546. 

Warenexport, deutscher 697. 

Warner 111. 

Woasser-, Wald- und Fischereigenossen- 
schaften, Mittelform der W. 352. 


- Webster 56. 


Wechselbeziehungen aus Epochen der 
Staatengeschichte 560. 
— aus Epochen der Völkerbewegung 
614 ff. 
— bei politischen Prinzipien nach 
Ranke 506. 
Wehrfähigkeit als Grundlage äußerer 
und innerer Macht 570. 
Wehrpolitische Ideen 620. 
Wehrvorlagen im Deutschen Reich 
seit 1867 (Besprechung) 278. 
Weiße Fahne, Aushängen der W. 367. 
Weltbürgerliches Ideal und die Massen 
558. 
Welthumanitätsbund 415. 
Weltmachtspolitik 625. 
Weltwirtschaftliche Stellung Chinas 
624. 
Wertung der Stimmen bei der Wahl 
890 ff. 
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Wesen der Volksvertretung 131 f. 

Wesensverwandtschaft von Ständetum 
und Konstitutionalismus 133. 

Wesirat der Osmanen 515. 

Westeuropäische Staaten,Städtepolitik 
der W. 171 ff. 

Westfälischer Frieden, Verhältnis von 
Landeshoheit zu Reichsgewalt im 
W. F. 144. 

Wilcox 102. 

Wilhelm III. von Oranien, Staatspolitik 
W. 593. 

Willkürliches Völkerrecht nach Guen- 
ther 381. 

Wilson, W. 59. 

— über Abberufung der Richter 
106. 
— für Volksgesetzgebung 89. 

Wirksame Momente in den histori- 
schen Begebenheiten, Erforschung 
der w. M. 491., 499. 

Wirkungen der Volksgesetzgebung in 
den Vereinigten Staaten 78 ff. 

Wirtschaftliche Beziehungen Deutsch- 
lands zu China 624 ff. 

Wirtschaftlicher Aufschwung Deutsch- 
lands seit 1890 635. 

Wissenschaftliches System, das allg. 
deutsche Privatrecht als w. S. 369. 

Woermann-Linie 247, 249. 

Wohlfahrtseinrichtungen der staat- 
lichen Behörden 347. 

Wohlfahrtspolizei in den Vereinigten 
Staaten 109. 

Württembergische Verfassung v. 1819 
134. 


Z. 


Zeitideen, Protestantismus, französ. 
Revolution und spanischer Katho- 
lizismus als Z. 569, 

Zensuswahlrecht 392. 

Zentralamt für die Bearbeitung der 
neuen chinesischen Staatsverfassung 
264 ff. 

Zentralisation des ancien régime in 
Frankreich 186. 


Sach- und Namenregister. 


Zentralstelle für Arbeiterwohlfahrts- 
einrichtungen 349. 
— für Volkswohlfahrt als halbstaat- 
liche Organisation 349 f. 
Zentrumspartei, Vorgeschichte der Z. 
(Besprechung) 306. 
Zersetzung der Reichsgewalt durch die 
landesherrlichen Rechte 152. 
Zivildienstreform in den Städten der 
Vereinigten Staaten 69. 
Zurückhaltung der Banken vom Aus- 
landsgeschäft 633. 
Zurücksetzung, politische Z. der Ru- 
mänen in Ungarn 697. 
Zurücktreten der kaiserlichen Publizi- 
stik im alten Deutschen Reich 151. 
Zusammenhang, allgemeine Wahrneh- 
mung des Z. 491. 

— der auswärtigen Interessen mit 
den inneren 513, 614. 

— der inneren Bewohnung und der 
äußeren Beziehungen bei der fran- 
zösischen Revolution 548. 

— zwischen den auswärtigen und in- 
neren Angelegenheiten in Frank- 
reich 574. 

— zwischen der inneren und auswär- 
tigen Politik Spaniens 568. 

— auswärtiger und innerer Politik 
in Brandenburg-Preußen 597. 

— auswärtiger und innerer Politik 
bei den Osmanen 518. 

— zwischen der auswärtigen und in- 
neren Politik Englands 595. 

Zusammensetzung der Stände im 
Mittelalter 128. 

Zusammentreffen verschiedenerStimm- 
wertungen 410. 
Zuständigkeit des 

217. 
— des Generalrats 201. 
— des Munizipalrats 221. 
Zuständigkeitsabgrenzung zwischen 
Landeshoheit und Reichsgewalt im 
alten Deutschen Reich 168 f. 
Zwangsinnungen, Bildung von Z. 353. 
Zwischenstufen der Verwaltungs- 
organisation 361. 


Arrondissements 
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